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I; 
Der Einfluß des Bürgerlichen Geſetzbuches 
auf das Ankkienrecht. 
Von 


Herrn Dr. Herman Veit Simon, 
Rechtsanwalt am Kammergericht in Berlin. 


J. 


Einleitung. 


Der Entwurf des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum 
Handelsgeſetzbuch enthielt in Art. 4 Abſ. 1 folgende Be⸗ 
ſtimmung: 

Eine Aktiengeſellſchaft ſowie eine Kommandit⸗ 
geſellſchaft auf Aktien kann aufgelöſt werden, wenn 
fie durch einen geſetzwidrigen Beſchluß der General: 
verſammlung oder durch geſetzwidriges Verhalten des 
Vorſtandes, der perſönlich haftenden Geſellſchafter 
oder des Aufſichtsraths das Gemeinwohl gefährden. 


In der Begründung wurde hervorgehoben, daß eine 
ähnliche Beſtimmung bezüglich der Aktiengeſellſchaften bereits 
in Art. 12 § 5 des Preußiſchen Einführungsgeſetzes zum 
Allgem. D. HGB. vom 24. Juni 1861 enthalten iſt und 
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daß gleichartige Befugniſſe der Regierung bezüglich der Ge— 
noſſenſchaften (§ 81 des Genoſſenſchaftsgeſetzes in der Faſſung 
vom 20. Mai 1898, RGBl. S. 810), gegenüber den Ge— 
ſellſchaften mit beſchränkter Haftung (§ 62 des betr. Geſetzes 
RGBl. 1898 S. 846) und gegenüber den Vereinen (§ 43 
B. GB.) auch künftig zuſtehen werden. Die vorgedachte Be— 
ſtimmung des Entwurfs ſolle nur die Auflöſungsbefugniß 
aufrecht erhalten und ſie auf die Kommanditgeſellſchaft auf 
Aktien ſowie auf geſetzwidriges Verhalten des Aufſichtsraths 
ausdehnen. 

Dieſer Geſetzesvorſchlag hat in den Kreiſen der Handels— 
kammern lebhafte Erregung hervorgerufen, die durch Peti— 
tionen an das Abgeordnetenhaus zum Ausdruck gelangte. 
Die Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes beſchloß nach ein— 
gehenden Berathungen, den Art. 4 des Entwurfs zu ſtreichen 
(vgl. Kommiſſionsbericht 19. Leg. I. Seſſ. Nr. 249 S. 3 ff.). 

In der Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 28. Juni 
1899 beantragte Abgeordneter v. Arnim die Wiederherſtel— 
lung der Regierungsvorlage; der Antrag wurde trotz warmer 
Befürwortung des Juſtizminiſters Schönſtedt abgelehnt, 
nachdem die Abgeordneten Traeger, Gothein, Krauſe 
und Im Walle demſelben widerſprochen hatten (Sten. Ber. 
S. 2630 — 2639, vgl. auch S. 2692). 

Das Herrenhaus beſchloß dann Wiederherſtellung der 
Regierungsvorlage (Sten. Ber. S. 365), und nach mehr— 
fachem Hin- und Herſchicken des Geſetzentwurfs einigten ſich 
die beiden Häuſer des Landtags ſchließlich auf die folgende 
von dem Referenten des Herrenhauſes, Struckmann, vor— 
geſchlagene Faſſung (Druckſachen des Herrenhauſes Nr. 135 
S. 493): 

Eine Aktiengeſellſchaft Sowie eine Kommandit— 
geſellſchaft auf Aktien kann aufgelöſt werden, wenn 
ſie ſich rechtswidriger Handlungen oder Unterlaſſungen 
ſchuldig macht, durch welche das Gemeinwohl ge— 
fährdet wird. 

Ueber die Auflöſung entſcheidet im Verwaltungs— 
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ſtreitverfahren der Bezirksausſchuß in erſter Inſtanz. 
Für die Erhebung der Klage iſt der n 
ſident zuſtändig. 

Von der Auflöſung hat der Regierungspräſident 
dem Regiſtergerichte Mittheilung zu machen. 

Die Verſchärfung der geltenden Vorſchriften, inſoweit 
ſie Handlungen des Aufſichtsraths betrifft, iſt mit Recht ab— 
gewieſen worden: denn der Aufſichtsrath iſt weder geſetz— 
licher Vertreter der Aktiengeſellſchaft, noch hat er dieſe zu 
verwalten; es iſt daher nicht abzuſehen, wie die Geſellſchaft 
als ſolche für geſetzwidrige Handlungen des Aufſichtsraths 
derart verantwortlich gemacht werden ſoll, daß ihr in Folge 
ſolcher Handlungen das Lebenslicht ausgeblaſen wird. Da— 
gegen wird man die Ausdehnung der Auflöſungsbefugniß auf 
Kommanditgeſellſchaften auf Aktien billigen müſſen; denn 
im wirthſchaftlichen Leben wirken beide Arten von Geſell— 
ſchaften ſo gleichartig, daß eine verſchiedenartige Behandlung 
bezüglich des Auflöſungsrechts nicht zu rechtfertigen wäre. 

Was aber die Hauptfrage anbetrifft, ob nämlich über— 
haupt der Regierung das Recht eingeräumt werden ſollte, 
Aktiengeſellſchaften im Wege des Verwaltungsſtreitverfahrens 
zur Auflöſung zu bringen, ſo können die urſprünglichen Be— 
ſchlüſſe des Abgeordnetenhauſes nur durch politiſche Er— 
wägungen erklärt werden. Denn wenn man einmal im 
§ 43 B. GB. den Behörden das Recht verlieh, Vereinen 
aller Art die Rechtsfähigkeit zu entziehen, ſobald ſie durch 
einen geſetzwidrigen Beſchluß der Mitgliederverſammlung oder 
durch geſetzwidriges Verhalten des Vorſtands das Gemein— 
wohl gefährden, ſo verlangt die Konſequenz der Dinge, daß 
gleichartige Beſtimmungen auch für Aktiengeſellſchaften zur 
Geltung kommen. Sollte während eines Krieges der Vor— 
ſtand eines Vereins auf eine von dem feindlichen Staat 
ausgegebene Kriegsanleihe zeichnen, ſo kann die Regierung 
dem Verein die Rechtsfähigkeit entziehen; es iſt doch wohl 
nur ein Gebot der Billigkeit, daß die gleiche Befugniß der 
Regierung gegenüber einer Aktienbank zuſtehe. Ein anarchiſti— 
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ſcher Verein, der eine Zeitung herausgibt, wird aufgelöft; 
dann können fünf Mitglieder, welche je eine Aktie über 
200 Mark (S 180 Abſ. 3 HGB.) zeichnen und je 50 Mark, 
zuſammen alſo 250 Mark, einzahlen (§ 195 Abſ. 3 HGB.), 
ſich in Form der Aktiengeſellſchaft anderweitig zuſammenthun. 
Es wäre ſachlich nicht berechtigt geweſen, der Regierung die 
Waffe zu entziehen, welche es ermöglicht, gegen eine ſolche 
„Aktiengeſellſchaft“ vorzugehen. Man mag die unbeſtimmte 
Faſſung des § 43 B. GB. nicht für eine glückliche halten — 
und der Verfaſſer dieſes Aufſatzes ſteht auf dieſem Stand— 
punkt —; aber man wird mit dem Juſtizminiſter Schön: 
ſtedt (Sten. Ber. des Abgeordnetenhauſes S. 2034) aner⸗ 
kennen müſſen, daß die Nichterſtreckung der Beſtimmungen 
des § 43 B. GB. auf die Aktiengeſellſchaften eine Privile⸗ 
girung enthielte, zu welcher umſoweniger eine Veranlaſſung 
vorliegt, als die Reichsgeſetzgebung der Regierung gegenüber 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung und Genoſſenſchaften 
die Möglichkeit der Auflöſung gibt. Im Uebrigen wurde 
in den parlamentariſchen Verhandlungen anerkannt, daß die 
entſprechende Beſtimmung des Preußiſchen Einführungs— 
geſetzes zum Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuch in der 
Praxis niemals zur Anwendung gekommen iſt; ſo können 
wir hoffen, daß auch in Zukunft nie Veranlaſſung ſein wird, 
die neue Beſtimmung zur Anwendung zu bringen. 

Weder in der Begründung zum Geſetzentwurf noch in 
den parlamentariſchen Verhandlungen iſt aber, ſoweit wir 
gefunden haben, die Frage erörtert worden, ob nicht etwa 
§ 43 B. GB. unmittelbar auf Aktiengeſellſchaften anwendbar 
iſt. Wäre er anwendbar, ſo hätte ſich der Streit erübrigt, da 
dann durch Reichsrecht materiell in der Hauptſache beſtimmt 
iſt, was Art. 4 des Preuß. Ausführungsgeſetzes vorſchreibt, 
und da das Reichsrecht etwaigen landesgeſetzlichen Vorſchriften 
über denſelben Rechtsſtoff vorgeht (Reichsverfaſſung Art. 2). 
Staub hatte ſchon 1897 (S. 83 des Supplements zur 
5. Aufl. ſeines Kommentars) die allgemeinen Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs über Vereine auch auf Aktien— 
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geſellſchaften für anwendbar erklärt, und nach Veröffent⸗ 
lichung des Geſetzentwurfs die Frage aufgeworfen, ob mit 
Rückſicht auf 3 43 B. GB. eine beſondere landesgeſetzliche 
Beſtimmung vonnöthen ſei (Deutſche Juriſten-Zeitung IV, 
S. 170). 

Die von Staub vertretene Anſicht iſt nicht nur für die 
Auflöſungsbefugniß, ſondern für eine große Anzahl von Be— 
ſtimmungen des Aktienrechts von weittragender Bedeutung. 
Denn hat das Bürgerliche Geſetzbuch in der That einen ſo 
weitgehenden Einfluß, ſo wird das geſammte Aktienrecht einer 
erneuten Prüfung dahin unterzogen werden müſſen, in wie 
weit es durch das Bürgerliche Geſetzbuch geändert wird. 


II. 
Vereinscharakter der Aktiengeſellſchaften. 


Weder das B. GB., noch das HGB., noch die Ein— 
führungsgeſetze enthalten eine ausdrückliche Beſtimmung dar— 
über, ob oder in wie weit die allgemeinen Grundſätze des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs über Vereine auf Aktiengeſellſchaften 
Anwendung finden. 

Der einzige Hinweis auf Aktiengeſellſchaften im Bürger— 
lichen Geſetzbuch findet ſich im §S 22 S. 1. Dort heißt es: 

Ein Verein, deſſen Zweck auf einen wirthſchaft— 
lichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt, erlangt in Er— 
mangelung beſonderer reichsgeſetzlicher Vor— 
ſchriften Rechtsfähigkeit durch ſtaatliche Verleihung. 

Die reichsgeſetzlichen Vorſchriften, welche hier in Bezug 
genommen ſind, betreffen (neben den Geſellſchaften mit be— 
ſchränkter Haftung, den Genoſſenſchaften, den freien Hilfs— 
kaſſen, den Kolonialgeſellſchaften u. a.) namentlich die Aktien⸗ 
geſellſchaften. Dieſe ſollen nicht durch ſtaatliche Verleihung 
Rechtsfähigkeit erhalten dürfen, vielmehr nur nach Maßgabe 
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der Vorſchriften des HGB. die Rechte einer juriſtiſchen Perſon 
erlangen können. Das Geſetz beſagt alſo: Aktiengeſellſchaften 
ſind Vereine; ſie erlangen aber Rechtsfähigkeit nur nach 
Maßgabe der beſonderen reichsrechtlichen Vorſchriften. 

Auch das Handelsgeſetzbuch betrachtet die Aktiengeſell— 
ſchaften als Vereine. Denn dort iſt in § 6 Abſ. 2 be: 
ſtimmt: 

Die Rechte und Pflichten eines Vereins, dem 
das Geſetz ohne Rückſicht auf den Gegenſtand des 
Unternehmens die Eigenſchaft eines Kaufmanns bei— 
legt, werden durch die Vorſchriften des § 4 Abſ. 1 
nicht berührt. 

Daß unter dieſe Vereine insbeſondere auch die Aktien— 
geſellſchaften zu rechnen ſind, ergibt ſich mit Deutlichkeit aus 
der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes (vgl. Denkſchrift II 
S. 18 f., HGB. § 210 Abſ. 2). 

In der Denkſchrift zum B. GB. S. 6 heißt es, daß 
eine erhebliche Zahl von Vereinigungen, darunter die Aktien— 
geſellſchaften, der Regelung durch das Bürgerliche Geſetzbuch 
nicht zu unterwerfen ſei und daß es für ſie bei den bis— 
herigen Beſtimmungen bewende. Dieſer Satz hat aber im 
Bürgerlichen Geſetzbuch in keiner Weiſe Ausdruck gefunden. 
Denn nirgends iſt dort geſagt, daß die allgemeinen Be— 
ſtimmungen über Vereine auf Aktiengeſellſchaften keine An: 
wendung finden. Im Gegentheil: da es dem Geſetzgeber 
nothwendig erſchien, bezüglich der Aktiengeſellſchaften und 
der anderen reichsrechtlich geordneten wirthſchaftlichen Ver— 
eine die Anwendbarkeit des § 22 ausdrücklich ausz u— 
ſchließen, ſo ergibt ſich hieraus, daß auch der § 22 auf 
Aktiengeſellſchaften c. Anwendung gefunden hätte, wenn 
nicht dieſe Sonderbeſtimmung getroffen wäre. Da aber 
nur die Beſtimmungen des Bürgerlichen Gejep: 
buchs über die Vorausſetzungen der Rechtsfähig— 
keit auf die Aktiengeſellſchaften keine Anwendung 
finden ſollen, ſo ergibt ſich von ſelbſt, daß alle 
anderen Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
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über Vereine grundſätzlich auch für Aktiengeſell— 
ſchaften gelten. 

Dieſer Satz muß eine ſelbſtverſtändliche Einſchränkung 
erhalten. Das Recht der Aktiengeſellſchaften iſt durch Sonder: 
vorſchriften im Handelsgeſetzbuch geordnet. Nach Art. 2 des 
Einführungsgeſetzes zum Handelsgeſetzbuch — wie nach all— 
gemeinen Rechtsgrundſätzen — kommen die Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs in den durch das Handelsgeſetzbuch 
geordneten Materien nur inſoweit zur Anwendung, als nicht 
im Handelsgeſetzbuch ein Anderes beſtimmt iſt: das Sonder: 
recht geht eben dem allgemeinen Recht vor. Dieſe Vertheilung 
entſpricht auch dem geltenden Recht; es iſt insbeſondere, 
ſoweit man überhaupt den Vereinscharakter der Aktiengeſell⸗ 
ſchaften anerkannte, niemals daran gezweifelt worden, daß 
die allgemeinen Grundſätze des bürgerlichen Rechts bezüglich 
der Vereine auch auf die Aktiengeſellſchaften Anwendung 
finden — indeſſen nur, ſoweit nicht beſondere aktienrechtliche 
Grundſätze entgegenſtehen (vgl. Lehmann, Recht der Aktien⸗ 
geſellſchaften Bd. 1 S. 105). 

Den Einfluß, den hiernach das Bürgerliche Geſetzbuch 
auf das Aktienrecht ausübt, kann man nur erkennen, wenn 
man jede einzelne Beſtimmung der SS 22 - 54 B. GB. darauf 
prüft, ob und in wie weit ſie mit dem Aktienrecht vereinbar 
iſt. Nur die mit dem Aktienrecht unvereinbaren Beſtimmungen 
des B. GB. gelten für Aktiengeſellſchaften nicht!). 


1) Im Ergebniß übereinſtimmend Staub, Handelsgeſetzbuch (6 Aufl.) 
8178 Anm. 9; Makower, Handelsgeſetzbuch (12. Aufl.) S. 347. 
Wohl nur in der Faſſung zu weit gehend Rehbein, Bürger: 
liches Geſetzbuch l S. 37: „Das Bürgerliche Geſetzbuch kommt ba: 
neben nur inſoweit in Betracht, als es jenes (d. h. das beſondere 
Reichsrecht) ergänzt oder beſeitigt.“ (Vgl. dagegen Art. 2 E. G. 
zum HGB.) Zu eng Pinner, Aktienrecht S. 3, der die An⸗ 
wendbarkeit des Bürgerlichen Geſetzbuches auf „nicht rein aftien: 
rechtliche“ Fragen beſchränken will, hierunter indeſſen auch z. B. 
das Rechtsverhältniß des Vorſtands und Auſſichtsraths zur Ge: 
ſellſchaft rechnet. 
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III. 
Anwendbarkeit der einzelnen Beſtimmungen des Vereinsrechts. 
1. Gegenſtand des Unternehmens. 


Nach § 21 B. GB. erlangen Vereine, deren Zweck nicht 
auf einen wirthſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt, Rechts— 
fähigkeit nur durch Eintragung in das Vereinsregiſter auf 
Grund der SI 55 ff. B. GB. Während im $ 22 wegen 
der Rechtsfähigkeit wirthſchaftlicher Vereine ein ausdrücklicher 
Vorbehalt bezüglich der Aktiengeſellſchaften ꝛc. gemacht iſt, 
fehlt im § 21 ein entſprechender Vorbehalt bezüglich der 
nicht- wirthſchaftlichen Vereine. Dieſer Umſtand ergibt deut: 
lich, daß nicht⸗-wirthſchaftliche Vereine künftig nur noch nach 
Maßgabe des § 21 durch Eintragung in das Vereinsregiſter 
Rechtsfähigkeit erlangen und nicht mehr die Form der Aktien— 
geſellſchaft wählen können. Denn ſonſt wäre es unerklärlich, 
weshalb nicht wegen der Aktiengeſellſchaften ꝛc. im 5 21 der— 
ſelbe Vorbehalt gemacht worden iſt, wie im § 22. 

Das Handelsgeſetzbuch ſteht nicht entgegen. Entſprechend 
dem ſeit der Aktiennovelle von 1870 geltenden Reichsrecht 
beſtimmt § 210 Abſ. 2: „Die Aktiengeſellſchaft gilt als 
Handelsgeſellſchaft, auch wenn der Gegenſtand des Unter— 
nehmens nicht in dem Betrieb eines Handelsgewerbes be— 
ſteht.“ Hiernach iſt es nicht Vorausſetzung der Eintragung 
der Aktiengeſellſchaft in das Handelsregiſter, daß Gegenſtand 
des Unternehmens Handelsgeſchäfte ſind. Dieſe negative 
Beſtimmung ſteht mit dem nunmehr aufgeſtellten poſitiven 
Erforderniß nicht im Widerſpruch. Das poſitive Erforderniß 
geht nach S 22 (in Verbindung mit $ 21) B. GB. dahin, 
daß der Zweck des Vereins auf einen wirthſchaftlichen Betrieb 
gerichtet ſein muß. 

Dies Ergebniß entſpricht durchaus den Erforderniſſen 
der Praxis. Das private Vereinsrecht war bisher in den 
meiſten deutſchen Staaten ein überaus kümmerliches. Des— 
halb wählten Studentenverbindungen und dergleichen, wenn 
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ſie z. B. ein Grundſtück erwerben wollten, meiſt die Form der 
Aktiengeſellſchaft. Dies war ein Nothbehelf; denn daß dieſe 
Form dem Weſen der Sache nicht entſprach, iſt nicht zweifel⸗ 
haft. Das Bürgerliche Geſetzbuch ſchafft nunmehr für Ver⸗ 
eine, deren Zweck nicht auf einen wirthſchaftlichen Geſchäfts⸗ 
betrieb gerichtet iſt, klares Recht und ein bequemes Mittel 
zur Erlangung der Rechtsfähigkeit. Es liegt daher für die 
ſogenannten idealen Vereine keine wie immer geartete Ver⸗ 
anlaſſung mehr vor, die Form der Aktiengeſellſchaft zu wählen. 
Dieſe Form iſt nunmehr auf ſolche Vereine beſchränkt, bei 
denen der Gegenſtand des Unternehmens in einem wirth: 
ſchaftlichen Geſchäftsbetrieb beſteht ). 


2. Gründung und Verfafſung. 


Die Gründung von Aktiengeſellſchaften, insbeſondere 
die geſetzlichen Erforderniſſe der Eintragung find im Handels⸗ 
geſetzbuch eingehend geordnet. Für die Anwendung des § 24 
B. GB., wonach in Ermangelung anderweitiger ſtatutariſcher 
Beſtimmung der Ort der Verwaltungsführung als Sitz gilt, 
iſt kein Raum, da das Statut der Aktiengeſellſchaft den Sitz 
der Geſellſchaft angeben muß. 

Für die Verfaſſung der Aktiengeſellſchaften iſt in 
erſter Reihe das Sonderrecht des Handelsgeſetzbuchs ent— 
ſcheidend, und zwar mit der Maßgabe, daß zuerſt die 
zwingenden Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs, dann die 
nachgiebigen Anwendung finden. Den nachgiebigen Be— 
ſtimmungen des Handelsgeſetzbuchs geht das Statut der Aktien- 
geſellſchaft vor. Soweit indeſſen das Bürgerliche Geſetzbuch 
über Vereine Beſtimmungen trifft, die mit dem Handels— 
geſetzbuch nicht im Widerſpruch ſtehen und ſoweit dieſe Bor: 
ſchriften zwingender Natur find (vgl. $ 40 B. GB.), können 


2) Die entgegengeſetzte Anſicht Rehbein's (Bürgerliches Geſetzbuch 
S. 37) wird von dieſem nicht begründet. In den Kommentaren 
von Staub, Makower, Pinner wird der Einfluß des $ 21 
B. GB. auf das Aktienrecht nicht in Erwägung gezogen. 
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ſie auch durch das Statut der Aktiengeſellſchaft nicht ge— 
ändert werden. 

Mithin ſind in der nachfolgenden Reihenfolge maß— 

gebend: 

a) die zwingenden Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs 
über Aktiengeſellſchaften; 

b) diejenigen zwingenden Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs über Vereine, welche mit (zwingenden 
oder nachgiebigen) Vorſchriften des Handelsgeſetz— 
buchs über Aktiengeſellſchaften nicht im Widerſpruch 
ſtehen; 

c) das Statut; 

d) die nachgiebigen Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs 
über Aktiengeſellſchaften; 

e) die nachgiebigen Vorſchriften des Bürgerlichen Ge— 
ſetzbuchs, welche mit zwingenden oder nachgiebigen 
Vorſchriften über Aktiengeſellſchaften nicht im Wider— 
ſpruch ſtehen. 


3. Vorſtand. 


Jede Aktiengeſellſchaft muß wie jeder andere Verein 
einen Vorſtand haben, der ihn gerichtlich und außergericht— 
lich vertritt und der aus einer oder mehreren Perſonen be— 
ſteht (§S 231 HGB., § 26 B. GB.). Während aber nach 
B. GB. ($ 26 Abſ. 2) die Vertretungsbefugniß mit Wirkung 
gegen dritte beſchränkt werden kann, iſt das Gleiche bei der 
Aktiengeſellſchaft nicht der Fall ($ 235 Abſ. 2 HGB.). 

Darüber wie der Vorſtand zu beſtellen iſt, muß bei 
der Aktiengeſellſchaft das Statut Beſtimmung treffen (§ 182 
Ziff. 4 HGB.); für die Anwendung der nachgiebigen Vor— 
ſchrift des §S 27 Abſ. 1 B. GB. (vgl. § 40 B. GB.), wonach 
die Beſtellung durch die Mitgliederverſammlung erfolgen ſoll, 
iſt ſomit kein Raum. 

Nach beiden Rechten iſt die Beſtellung des Vorſtands 
jeder Zeit widerruflich, unbeſchadet des Anſpruchs auf die 
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vertragsmäßige Vergütung (S 231 Abſ. 3 HGB., § 27 
Abſ. 2 S. 1 B. GB.). Dieſe Beſtimmung iſt zwingender 
Natur; es iſt unzuläſſig, durch Statut oder Vertrag die 
jederzeitige Widerruflichkeit auszuſchließen oder zu beſchränken. 
Das Bürgerliche Geſetzbuch läßt in §S 27 Abſ. 2 S. 2 eine 
Ausnahme zu, inſofern die Widerruflichkeit durch Satzung 
auf den Fall beſchränkt werden kann, daß ein wichtiger 
Grund vorliegt. Nach dem Handelsgeſetzbuch ſoll aber die 
Widerruflichkeit ſchlechthin zuläſſig ſein; daher iſt die im 
Bürgerlichen Geſetzbuch zugelaſſene Ausnahme auf das Aktien— 
recht nicht übertragbar. 

Nach § 27 Abſ. 3 B. GB. ſollen auf die Geſchäfts— 
führung des Vorſtands die für den Auftrag geltenden Vor— 
ſchriften der SS 664 —670 Anwendung finden. Eine aus: 
drückliche gegentheilige Beſtimmung enthält das Handelsge— 
ſetzbuch für den Vorſtand der Aktiengeſellſchaften nicht. 
Trotzdem wird die Beſtimmung keine entſprechende Anwen— 
dung finden können. Nach der Denkſchrift zum Handels- 
geſetzbuch (Denkſchrift II S. 149) kommen in Ermangelung 
beſonderer Vereinbarungen der Regel nach, d. h. bei ent— 
geltlicher Führung der Geſchäfte, die Vorſchriften des Bürger— 
lichen Geſetzbuchs über den Dienſtvertrag zur Anwendung; 
da es ſich aber bei dieſem Dienſtvertrag um Geſchäftsbe— 
ſorgung handelt, jo müſſen nach 8 675 B. GB. die SS 663, 
665-670, 672 674, welche eigentlich für den (unentgelt— 
lichen) Auftrag gegeben ſind, entſprechend zur Anwendung 
gebracht werden (vgl. Pinner, Aktienrecht, S. 132). Nun 
geht, um ein Beiſpiel herauszuheben, das Handelsgeſetzbuch 
zweifellos davon aus, daß der Vorſtand allgemein befugt 
iſt, Beauftragte mit beliebigem Umfang des Auftrages zu 
ernennen, wie er ja ſonſt die Geſchäfte des Unternehmens 
regelmäßig gar nicht ordnungsmäßig führen könnte. Würde 
nun aber S 27 Abſ. 3 und damit S 664 B. GB. auf den 
Vorſtand der Aktiengeſellſchaften zur Anwendung kommen, 
jo würde der Vorſtand im Zweifel nicht Beauftragte er: 
nennen dürfen und gemäß § 278 B. GB. Verſchulden der 
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von ihm beauftragten Perſonen in gleichem Umfange zu 
vertreten haben wie eigenes Verſchulden. Dies wäre nicht 
nur ein unleidliches, ſondern auch ein vom Geſetzgeber gewiß 
nicht beabſichtigtes Ergebniß. Schon dieſes Beiſpiel beweiſt, 
daß nach der Abſicht des Geſetzgebers § 27 Abſ. 3 B. GB. 
für Aktiengeſellſchaften nicht gilt. 

Dagegen iſt §S 28 B. GB. auch auf Aktiengeſellſchaften 
zu erſtrecken. Nach Abſ. 1 erfolgt bei Mehrgliedrigkeit des Vor: 
ſtands die Beſchlußfaſſung nach dem Mehrheitsprinzip 
und unter Ausſchluß der unmittelbar an dem Ergebniß der 
Beſchlußfaſſung betheiligten Mitglieder (SS 32, 34 B. GB.). 
Die in der Denkſchrift zum Handelsgeſetzbuch (Denkſchrift II 
S. 150) zum Ausdruck gebrachte Anſicht, wonach § 28 
B. GB. mit Rückſicht auf S 232 HGB. unanwendbar ſei, 
erſcheint irrthümlich. Denn wenn auch zu Willenserklärungen 
die Mitwirkung ſämmtlicher Mitglieder des Vorſtands 
mangels anderweitiger Vorſchriften des Geſetzes erforderlich 
iſt und wenn auch eine Aeußerung der ſtatutariſch zur Ver— 
tretung ausreichenden Anzahl von Mitgliedern genügt, ſo 
wird damit doch die Frage der „Beſchlußfaſſung“ im Schooße 
des Vorſtands in keiner Weiſe getroffen. Würde man der 
Anſicht der Denkſchrift folgen, ſo würden, wenn der Vorſtand 
aus fünf Mitgliedern beſteht und zwei zur Vertretung aus— 
reichen, ſtets zwei Mitglieder, ſelbſt bei Widerſpruch der 
übrigen drei Mitglieder, auch „nach innen“ (um den Aus— 
druck der Denkſchrift zu gebrauchen) befugt ſein, zu thun, 
was ſie wollen“). Das wäre ein geradezu heilloſer Zuſtand. 
Da für ſolche Fälle das Handelsgeſetzbuch keinerlei Beſtim— 
mung trifft, ſo iſt nicht erſichtlich, weshalb die völlig ſach— 
gemäße Beſtimmung des § 28 Abſ. 1 nicht Anwendung 
finden ſoll. 

Der § 28 Abſ. 2 B. GB., wonach es zur Wirkſamkeit von 
Willenserklärungen gegenüber der Geſellſchaft genügt, wenn 


3) Für das geltende Handelsgeſetzbuch verlangt Ring, Aktiengeſetz 
S. 532, ſogar Einſtimmigkeit des Vorſtands. 
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ſie gegenüber einem Mitgliede des Vorſtands abgegeben 
werden, erledigt ſich dadurch, daß für Aktiengeſellſchaften 
nach ausdrücklicher Vorſchrift des §S 232 Abſ. 1 S. 3 HGB. 
daſſelbe gilt. 

So lange die Aktiengeſellſchaften der Staatsaufſicht 
unterſtanden, mochte ſich die Regierung für befugt halten, 
kommiſſariſche „Repräſentanten“ zu ernennen, wenn der Vor⸗ 
ſtandsſtuhl unbeſetzt war. Als die Staatsaufſicht aufhörte, 
unterließ man, dieſe Lücke auszufüllen; auch im neuen Han⸗ 
delsgeſetzbuch iſt keine Sonderbeſtimmung hierüber getroffen. 
Wunderlicher Weiſe ſind harte Strafen für den Fall feſtgeſetzt, 
daß die Geſellſchaft ohne den erforderlichen Aufſichtsrath 
bleibt; dagegen fehlt es an einer gleichartigen Beſtimmung 
für den erheblich wichtigeren Fall, daß man die Geſellſchaft 
ohne geſetzlichen Vertreter läßt. Hier tritt nunmehr § 29 
B. GB. ergänzend ein. Das Amtsgericht ſoll in dringen: 
den Fällen die nach Maßgabe des Statuts erforderlichen 
Mitglieder des Vorſtands auf Antrag eines Betheiligten 
beſtellen. Die Befugniſſe der alſo ernannten Vorſtands⸗ 
mitglieder erlöſchen, ſobald die nach dem Statut erforderliche 
Anzahl von Vorſtandsmitgliedern anderweitig beſtellt iſt. 
Dieſe Beſtimmung des Geſetzes kann durch das Statut nicht 
geändert werden (S 40 B. GB.). 

Neben dem Vorſtande können bei Aktiengeſellſchaften 
beſondere Vertreter nicht beſtellt werden; wer ſonſt zur 
Vertretung befugt ſein ſoll, kann ſeine Gerechtſame nur vom 
Vorſtand erhalten. Die unklare Beſtimmung in Art. 235 
des jetzt geltenden Handelsgeſetzbuchs iſt im neuen Geſetz, 
offenbar zwecks Klarſtellung dieſer Sachlage, geſtrichen wor⸗ 
den. Mit Rückſicht hierauf kann § 30 B. GB., der von der⸗ 
artigen beſonderen Vertretern neben dem Vorſtande handelt, 
auf Aktiengeſellſchaften nicht Anwendung finden. 

Nach § 31 B. GB. haftet der Verein für den Scha— 
den, den der Vorſtand, ein Mitglied des Vorſtands oder 
ein anderer verfaſſungsmäßig berufener Vertreter durch eine in 
Ausführung der ihm zuſtehenden Verrichtungen begangene zum 
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Schadenserſatz verpflichtende Handlung einem Dritten zufügt. 
Dieſe nach §S 40 B. GB. zwingende Vorſchrift gilt auch für 
Aktiengeſellſchaften, da das Handelsgeſetzbuch hierüber keine 
Beſtimmung trifft“). Selbſtredend hat die Aktiengeſellſchaft 
außerdem, wie jede phyſiſche Perſon, gemäß § 278 B. GB. 
bei Erfüllung der ihr obliegenden Verbindlichkeiten nicht nur 
Verſchulden der geſetzlichen Vertreter, ſondern auch ſolcher 
Perſonen, deren ſie ſich zur Erfüllung bedient, in gleichem 
Umfange zu vertreten, als wäre es ihr eigenes Verſchulden. 


4. Generalverſammlung. 


Was die Gereralverſammlung anbetrifft, ſo ſind 
die Grundſätze über die Berufung und Beſchlußfaſſung der— 
artig abſchließend im Handelsgeſetzbuch geordnet, daß für die 
Anwendung der entſprechenden allgemeinen Beſtimmungen 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezüglich der Mitgliederver- 
ſammlung kein Raum iſt ($ 32 Abſ. 1 Satz 2 und Abſ. 2, 
§§ 33, 34, 36, 37). Nach § 35 B. G. B. ſollen „Sonder: 
rechte“ eines Mitglieds nicht ohne deſſen Zuſtimmung durch 
die Mitgliederverſammlung beeinträchtigt werden können. 
Grundſätzlich wird dieſer Satz ja auch für das Aktienrecht 
anerkannt; doch iſt vielfach zweifelhaft, was als Sonderrecht 
der Aktionäre zu gelten hat und welche Rechtsbehelfe dem 
einzelnen Aktionär behufs Wahrnehmung der Sonderrechte 
zur Verfügung ſtehen. 

Die Behördenorganiſation der Aktiengeſellſchaft, insbe— 
ſondere die Grenzen der Zuſtändigkeit des Vorſtands, des 
Aufſichtsraths und der Generalverſammlung, ſind im Handels— 
geſetzbuch vollſtändig und ſtraff geordnet, wenn auch ſtatu— 
tariſch dieſe Ordnung theilweiſe geändert werden kann. 

Eine gleichartig ſtraffe Organiſation iſt in der Ord— 
nung, welche das Bürgerliche Geſetzbuch den Vereinen gibt, 


4) Eſſer, Aktiengeſellſchaſt 2. Aufl. S. 87, 90; Pinner S. 90; 
Makower S. 443. 
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nicht enthalten; daher mochte es angebracht ſein, in der 
nachgiebigen Beſtimmung des § 32 Abſ. 1 Satz 1 die Ergän⸗ 
zungsvorſchrift zu geben, daß die Mitgliederverſammlung 
überall zuſtändig iſt, wo andere Organe nicht zuſtändig ſind. 
Für das Aktienrecht kommt dieſe Beſtimmung nicht in Be: 
tracht. 


5. Mitgliedſchaft. 


Erwerb, Uebertragung und Aufgabe der Mitglied— 
ſchaft ſind im HGB. für Aktiengeſellſchaften auf völlig anderer 
Grundlage geordnet, als dies im B. GB. für Vereine geſchehen 
iſt. Das Aktienrecht iſt regelmäßig übertragbar und ſtets 
vererblich (vgl. §§ 179, 180 Abſ. 3 HGB.), während die Mit⸗ 
gliedſchaft nach dem B. GB. (88 38 Abſ. 1 Satz 2, 40) im 
Zweifel nicht übertragbar und nicht vererblich iſt. Nach dem 
B. GB. (§§ 38 Satz 2, 40) kann die Ausübung der Mitglied⸗ 
ſchaftsrechte im Zweifel nicht Anderen überlaſſen werden, 
während die Vertretung in der Generalverſammlung der 
Aktiengeſellſchaften durch Bevollmächtigte geſchehen kann (8 282 
Abſ. 2 HGB.). 


6. Auflöſung. 


Für die Auflöſung des Vereins werden im § 292 
Abſ. 1 HGB. drei Gründe angeführt: Zeitablauf, Beſchluß 
der Generalverſammlung und Konkurseröffnung. Für dieſe 
drei Auflöſungsgründe kommen die entſprechenden Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht in Betracht. Die Auf— 
zählung iſt aber nicht erſchöpfend; vielmehr ergibt § 292 
Abſ. 2, daß die Auflöſung noch aus anderen Gründen er: 
folgen kann. Denn dort heißt es: 

Die Vorſchriften dieſes Titels kommen auch zur 
Anwendung, wenn die Auflöſung einer Aktiengeſell— 
ſchaft aus anderen Gründen erfolgt. 

Wenn daher bezüglich der Uebertragbarkeit anderer ver— 
einsrechtlicher Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
auf Aktiengeſellſchaften etwa Zweifel beſtehen ſollten, ſo iſt 
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gerade bezüglich der Auflöſungsgründe des B. GB. jeder 
Zweifel ausgeſchloſſen, weil nach dem klaren Wortlaut des 
Geſetzes auch ſolche Auflöſungsgründe zugelaſſen werden ſollen, 
welche im §S 292 HGB. nicht aufgeführt find. 

Namentlich iſt kein Grund erkennbar, weshalb bei Aktien— 
geſellſchaften nicht grundſätzlich die Entziehung der Rechts— 
fähigkeit, d. h. die Auflöſung, auf Grund § 43 B. GB. im 
Verwaltungsſtreitverfahren ſtattfinden könne. 

Was die vier Fälle anbetrifft, unter denen dieſe Ent— 
ziehung nach §S 43 B. GB. ſtattfinden kann, fo find fie 
allerdings nur theilweiſe bei Aktiengeſellſchaften anwendbar. 

a) Abſ. 1. „Dem Vereine kann die Rechtsfähigkeit ent: 
zogen werden, wenn er durch einen geſetzwidrigen Beſchluß 
der Mitgliederverſammlung oder durch geſetzwidriges Ver— 
halten des Vorſtands das Gemeinwohl gefährdet.“ Dieſe 
Beſtimmung gilt in vollem Umfang auch für Aktiengeſell— 
ſchaften. 

b) Abſ. 2. „Einem Vereine, deſſen Zweck nicht auf 
einen wirthſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt, kann die 
Rechtsfähigkeit entzogen werden, wenn er einen ſolchen Zweck 
verfolgt.“ 

Auf künftig ſich bildende Geſellſchaften kann dieſe 
Vorſchrift nicht bezogen werden, weil ſich Aktiengeſellſchaften 
ohne wirthſchaftlichen Geſchäftsbetrieb nicht mehr bilden 
können. Bei beſtehenden Geſellſchaften aber iſt ſie deswegen 
nicht anwendbar, weil ja die Geſellſchaft dann gerade die— 
jenige Rechtsform hat, die ihrer Thätigkeit entſpricht, und 
ein öffentliches Intereſſe zum Einſchreiten daher nicht ge— 
geben ſein kann. 

c) Abſ. 3. „Einem Vereine, der nach der Satzung einen 
politiſchen, ſozialpolitiſchen oder religiöſen Zweck nicht hat, 
kann die Rechtsfähigkeit entzogen werden, wenn er einen 
ſolchen Zweck verfolgt.“ Dieſe Vorſchrift ſteht im unmittel⸗ 
baren Zuſammenhang mit $ 61 B. GB., wonach die Ver⸗ 
waltungsbehörde gegen Eintragung eines dem § 21 unter: 
ſtehenden Vereins in das Vereinsregiſter Widerſpruch erheben 
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kann, wenn der Verein einen politiſchen, ſozialpolitiſchen oder 
religiöſen Zweck verfolgt. Dieſes Widerſpruchsrecht würde 
illuſoriſch ſein, wenn die Staatsbehörde nicht gegen die dem 
§ 21 unterſtehenden Vereine einſchreiten könnte; auch in der 
Denkſchrift zum B. GB. (S. 11) wird der Abſ. 3 lediglich als 
„nothwendige Ergänzung des der Verwaltungsbehörde bei: 
gelegten Einſpruchsrechts“ bezeichnet. Auf Aktiengeſellſchaften 
kann daher Abſ. 3 nach der Natur der Sache keine Anwen⸗ 
dung finden. 


d) Abſ. 4 handelt von ſolchen Vereinen, deren Rechts: 
fähigkeit auf ſtaatlicher Verleihung beruht und iſt daher auf 
Aktiengeſellſchaften nicht anwendbar. 

Hiernach kommen nur Auflöſungsgründe des § 43 Abſ. 1 
B. GB. für Aktiengeſellſchaften in Betracht. 

Das Recht der Entziehung der Rechtsperſönlichkeit im 
öffentlichen Intereſſe wird im Bürgerlichen Geſetzbuch nicht 
als ein Theil des öffentlichen Vereinsrechts angeſehen (vgl. 
§ 74 Abſ. 3 B. GB., Denkſchrift S. 6), trotzdem es nach 
Zweck, Inhalt und Ausübungsform (S 44 B. GB.) dazu 
gehört. 

Man wird daher — obgleich im Allgemeinen das 
öffentliche Vereinsrecht der Landesgeſetzgebung vorbehalten 
iſt — dieſer z. B. nicht geſtatten können, ein ſtaatliches Auf- 
löſungsrecht zu geben, wenn einzelne Mitglieder oder wenn 
andere Beamte des Vereins (außer dem Vorſtand) durch ge: 
ſetzwidriges Verhalten das Gemeinwohl gefährden. Daher 
hätte die Rechtsgiltigkeit des Art. 4 des Entwurfs eines 
Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Handelsgeſetzbuch, durch 
den die Auflöſungsbefugniß auch wegen gewiſſer Handlungen 
des Aufſichtsraths von Aktiengeſellſchaften gewährt werden 
ſollte, nicht anerkannt werden können, wenn dieſer Artikel 
in der Faſſung des Entwurfs zum Geſetz erhoben wor— 
den wäre. 

So wie der Art. 4 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes 
jetzt gefaßt iſt, wird er ſich materiell von der allein in Be⸗ 
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tracht kommenden Beſtimmung im § 43 Abſ. 1 B. GB. kaum 
unterſcheiden. 

Nach dem Preußiſchen AG. kann nämlich die Geſell— 
ſchaft aufgelöſt werden, wenn ſie ſich rechtswidriger Hand— 
lungen oder Unterlaſſungen ſchuldig macht, durch welche das 
Gemeinwohl gefährdet wird. Da die Geſellſchaft nur durch 
die Organe, welche ſie vertreten, handeln oder unterlaſſen 
kann, ſo können nur Handlungen oder Unterlaſſungen des 
Vorſtands oder der Generalverſammlung in Betracht kommen, 
wenn auch die Generalverſammlung eine Vertretungsbefugniß 
im techniſchen Sinn des Worts nicht hat. 

Im 843 Abſ. 1 werden die Vorausſetzungen, unter denen 
die Geſellſchaft durch rechtswidrige Handlungen das Gemein— 
wohl gefährden kann, dadurch ſpezialiſirt, daß die geſetz— 
widrigen „Beſchlüſſe der Generalverſammlung“ und das ge— 
ſetzwidrige „Verhalten des Vorſtands“ ausdrücklich hervor— 
gehoben wird. Da in anderer Weiſe die Geſellſchaft als 
ſolche rechtswidrige Handlungen oder Unterlaſſungen nicht 
vornehmen kann, ſo wird es praktiſch auf daſſelbe heraus— 
kommen, ob man im gegebenen Fall die Auflöſungsbefugniß 
auf Art. 4 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes oder auf 
§ 43 Abſ. 1 B. GB. ſtützt. 

Unerheblich iſt, daß §S 43 B. GB. von der Entziehung 
der Rechtsfähigkeit, Art. 4 des Ausführungsgeſetzes von der 
Auflöſung ſpricht. Denn die Entziehung der Rechtsfähig— 
keit ſteht der Zwangsauflöſung gleich (vgl. Denkſchrift zum 
B. GB. S. 11). 

Das Vermögen der aufgelöſten Aktiengeſellſchaft wird 
nach Berichtigung der Schulden unter die Aktionäre ver— 
theilt (S 300 HGB.); ein Heimfallsrecht zu Gunſten des 
Fiskus (§S 45 B. GB.) iſt ſomit ausgeſchloſſen. Die Li qui— 
dation der Aktiengeſellſchaft iſt erſchöpfend im Handels— 
geſetzbuch geordnet (SS 294 ff.); die entſprechenden Beſtim— 
mungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſind dem Handelsgeſetz— 
buch nachgebildet. Zu beachten iſt, daß nach § 49 Abſ. 2 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs der Verein bis zur Beendigung 
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der Liquidation „als fortbeſtehend gilt“, ſoweit der Zweck 
der Liquidation es erfordert; die entſprechende Beſtimmung 
in § 294 Abſ. 2 HGB. ) iſt farbloſer, beſagt aber fachlich 
daſſelbe. 


IV. 


Anwendbarkeit ſonſtiger Beſtimmungen des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs auf Aktiengeſellſchaften. 


1. Im Bürgerlichen Geſetzbuch iſt beſtimmt, daß der 
Vorſtand eines Vereins „die Stellung eines geſetzlichen Ver— 
treters“ hat ($ 26 Abſ. 1). Durch dieſe Faſſung ſollte die 
rechtliche Konſtruktion der Vertretung offen gehalten werden. 
Jedenfalls finden auch auf die Vorſtandsmitglieder die Be— 
ſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Vertretung 
mit Vertretungsmacht (88 164 ff.) Anwendung. 

2. Die allgemeinen Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs über juriſtiſche Perſonen gelten auch für 
Aktiengeſellſchaften. Denn wie die Ueberſchrift des zweiten 
Titels ergibt, gehören auch die Vereine zu den juriſtiſchen 
Perſonen; Aktiengeſellſchaften gehören aber, wie oben dar— 
gelegt, zu den Vereinen. Der Charakter der Aktiengeſellſchaft 
als einer juriſtiſchen Perſon iſt hierdurch geſetzlich feſtgelegt. 
Danach erlöſchen Nießbrauch und beſchränkte Dienſtbarkeiten, 
die einer Aktiengeſellſchaft zuſtehen, mit deren Auflöſung 
(88 1061, 1090 B. GB.). Aktiengeſellſchaften können als 
Erben und Vermächtnißnehmer ſelbſt dann eingeſetzt werden, 
wenn ſie zur Zeit des Anfalls noch nicht begründet ſind 
(S 2101, 2109, 2162, 2163). 

3. Nach Art. 88 des Einführungsgeſetzes zum Bürger— 
lichen Geſetzbuch kann durch Landesgeſetz der Erwerb von 
Rechten durch juriſtiſche Perſonen beſchränkt oder von 


5) „Bis zur Beendigung der Liquidation kommen die Vorſchriften der 
vorausgehenden Titel zur Anwendung, ſo weit ſich nicht aus dieſem 
Titel oder aus dem Zwecke der Liquidation ein Anderes ergibt.“ 
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ſtaatlicher Genehmigung abhängig gemacht werden, ſoweit es 
ſich um Gegenſtände im Werth von mehr als 5000 Mark 
handelt. Dieſe Vorſchrift bezieht ſich auch auf ſolche juriſtiſche 
Perſonen, deren Rechtsfähigkeit auf reichsgeſetzlichen Vor— 
ſchriften beruht, insbeſondere alſo auch auf Aktiengeſellſchaften 
(vgl. Begründung des Preuß. AG. zum B. GB. S. 13). 
Die Landesgeſetzgebung kann hiernach weitgehend den Ge— 
ſchäftsverkehr der Aktiengeſellſchaften beſchränken; verſtändiger 
Weiſe wird ſie aber von dieſem Recht nur in geringem Um— 
fange Gebrauch machen. 

In Preußen werden fernerhin Schenkungen und Zu— 
wendungen an juriſtiſche Perſonen ihrem vollen Betrage nach 
der Genehmigung des Königs oder der durch königliche Ver— 
ordnung beſtimmten Behörde bedürfen, wenn ſie Gegenſtände 
im Werthe von mehr als 5000 Mark betreffen; dieſe Vor: 
ſchrift gilt auch für Aktiengeſellſchaften (AG. zum B. GB. 
Art. 6). Die weitere Beſchränkung der preußiſchen juriſti— 
ſchen Perſonen, wonach ſie zum Erwerb von Grundeigen— 
thum im Werthe von mehr als 5000 Mark der Genehmigung 
der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde bedürfen (AG. Art. 7 § 1 
Abſ. 1), findet dagegen auf diejenigen preußiſchen juriſtiſchen 
Perſonen keine Anwendung, deren Rechtsfähigkeit auf reichs— 
geſetzlichen, neben dem Bürgerlichen Geſetzbuch beſtehenden 
Geſetzen beruht, insbeſondere auch auf Aktiengeſellſchaften 
(AG. Art. 7 § 1 Abſ. 2). Deutſche juriſtiſche Perſonen, welche 
außerhalb Preußens ihren Sitz haben, bedürfen dagegen 
zum Erwerb von Grundeigenthum im Werth von über 
5000 Mark ſchlechthin der Genehmigung des Königs oder 
einer von dieſem ernannten Behörde, ohne daß für Aktien- 
geſellſchaften ꝛc. eine Ausnahme gemacht wäre (AG. Art. 7 § 2 
Abſ. 1). Noch weiter geht die Beſchränkung der juriſtiſchen 
Perſonen, welche nicht in Deutſchland ihren Sitz haben, da 
bei ihnen dieſe Vorſchrift für jeden Grundſtückserwerb Platz 
greift (AG. Art.7 § 2 Ab}. 2). Die reichsgeſetzliche Grund: 
lage für die zuletzt genannte Beſchränkung bildet nicht Art. 86, 
ſondern Art. 88 EG. zum B. GB.: „Unberührt bleiben die 
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landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche den Erwerb von Grund— 
ſtücken durch Ausländer von ſtaatlicher Genehmigung abhängig 
machen.“ 

4. Die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über 
Inhaberpapiere beziehen ſich naturgemäß auch auf In haber⸗ 
aktien. Dies gilt insbeſondere bezüglich der Grundſätze 
über Eigenthums⸗ und Beſitzerwerb (SS 935, 1006, 1007 
B. GB., vgl. auch §§ 366, 367 HGB.), Nießbrauch (8 1081 ff.) 
und Pfandrecht ($ 1293) an Inhaberpapieren. In Betracht 
kommen ferner die familien⸗ und erbrechtlichen Beſtimmungen 
über Inhaberpapiere, ſo namentlich § 1362 (Vermuthung wegen 
des Eigenthums der im Beſitz der Ehegatten befindlichen 
Inhaberpapiere), 8 1381 (Erwerb von Inhaberpapieren aus 
Mitteln des eingebrachten Guts), 8 1646 (Erwerb aus Mit: 
teln des Kindes durch den Inhaber der elterlichen Gewalt), 
ſowie die Beſtimmungen über die Sicherſtellung von Inhaber: 
papieren in den Fällen der $$ 1392, 1393, 1814, 1815, 1820, 
1853, 2116 und 2117. 

Der Titel „Schuldverſchreibung auf den Inhaber“ 
findet unmittelbare Anwendung nur auf ſolche Urkunden, in 
denen der Ausſteller dem Inhaber der Urkunde eine Leiſtung 
verſpricht (S 793); bei Inhaberaktien liegen dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen nicht vor. Demgemäß trifft auch das Handelsgeſetz⸗ 
buch (SS 228 ff.) über Kraftloserklärung von Aktien und Gewinn: 
antheilſcheinen, über Umtauſch beſchädigter Aktien und über 
die Bedeutung der Erneuerungsſcheine beſondere und von den 
entſprechenden Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
über Schuldverſchreibungen auf Inhaber theilweiſe abweichende 
Beſtimmungen. Art. 176 des EG. zum B. GB. hob die 
Außerkursſetzung nur für die Schuldverſchreibungen auf 
Inhaber auf und erklärte die bisherigen Außerkursſetzungen 
für unwirkſam. Das Einführungsgeſetz zum Handelsgeſetz— 
buch trifft in Art. 26 die beſondere Vorſchrift, daß die bis⸗ 
herigen Außerkursſetzungen von Aktien ihre Wirkung ver— 
lieren. Es fehlt eine ausdrückliche Vorſchrift, daß in Zukunft 
die Außerkursſetzung der Inhaberaktien verboten ſein ſoll. 
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Doch wird mit Rückſicht auf den Inhalt des Art. 26 EG. 
bezüglich der Unzuläſſigkeit kein Zweifel ſein können, ſelbſt 
wenn man ſich den Gründen, welche die Denkſchrift II zum 
Handelsgeſetzbuch (S. 328) hierfür anführt, nicht anſchließen 
ſollte. 

In der Denkſchrift zum HGB. (II S. 147) findet ſich 
der Satz: 

Das Handelsgeſetzbuch enthält keine beſonderen 
Vorſchriften über Inhaberaktien und auch der Ent: 
wurf hat hiervon abgeſehen. Die Beſtimmungen der 
ss 793 — 808 des Bürgerlichen Geſetzbuchs haben 
allerdings nur die Schuldverſchreibungen auf den 
Inhaber zum Gegenſtande. Soweit ſie indeſſen 
Fragen regeln, welche die Natur der Inhaber- 
papiere betreffen, werden fie für alle In— 
haberpapiere Anerkennung zu finden haben. 

Dieſer Satz iſt durchaus zutreffend. Die Lehre von 
den Inhaberpapieren zeigt zahlreiche Streitfragen, für deren 
Beantwortung es nicht darauf ankommt, ob es ſich um 
Schuldverſchreibungen auf Inhaber oder um ſonſtige In— 
haberpapiere handelt. Sind ſolche Streitfragen für die 
Schuldverſchreibungen im Geſetz ausdrücklich geordnet und 
iſt kein Grund erſichtlich, weshalb die Rechtsordnung ſie für 
andere Inhaberpapiere anders beantworten ſollte, ſo müſſen 
die beſonderen Vorſchriften im Wege der Analogie auf 
alle Inhaberpapiere Anwendung finden. Sonſt würde das 
Recht der Inhaberpapiere ein zwieſpältiges in ſolchen Fragen 
ſein, in denen dies der Geſetzgeber vernünftiger Weiſe nicht 
beabſichtigt haben kann, und es würde eine geradezu unver: 
ſtändliche Verſchiedenheit innerhalb der Rechtsordnung ein: 
treten, welche ohne zwingenden Grund nicht angenommen 
werden darf. 

Entſprechende Anwendung muß daher namentlich der 
grundlegende $ 793 B. GB. finden, welcher alte Streitfragen 
über die rechtliche Bedeutung der Inhaberklauſel zunächſt für 
die Schuldverſchreibungen auf Inhaber löſt. 
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Noch in der eriten Leſung des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
(ogl. Motive Bd. II S. 697) war der Rechtsgedanke, daß 
der Inhaber als ſolcher der aus dem Papier Berechtigte ſei, 
in überaus ſchroffer Weiſe zur Durchführung gelangt, ſo daß 
dem Inhaber als ſolchem ſeitens des Ausſtellers nicht ein⸗ 
mal der Einwand des unredlichen Erwerbs entgegengehalten 
werden konnte. In der zweiten Leſung wurde dagegen in 
Anlehnung an die von Goldſchmidt zuerſt ſcharf durch— 
geführte Unterſcheidung zwiſchen dem Recht aus dem Papier 
und der Legitimation (Rechtsausweis) “) — wenn auch unter 
nicht unerheblichen Modifikationen — der jetzige § 793 an⸗ 
genommen. 

Darnach liegt dem Bürgerlichen Geſetzbuch das Prinzip 
zu Grunde), daß das Recht aus dem Inhaberpapier nicht 
dem Beſitzer als ſolchem, ſondern nur dem Eigenthümer 
des Papiers zuſteht. Dagegen genügt zur Geltendmachung 
der Rechte aus dem Papier deſſen Vorlegung als Rechts— 
ausweis. Der Ausſteller des Papiers iſt nicht befugt, 
einen Nachweis des Eigenthums zu verlangen. Wohl aber 
kann er es ablehnen, den Inhaber als Eigenthümer anzu— 
erkennen, wenn er (der Ausſteller) beweiſt, daß der Inhaber 
zur Verfügung über die Urkunde nicht berechtigt iſt. Die 
Befugniß, unter ſolchen Umſtänden den Inhaber nicht als 
Berechtigten zu behandeln, iſt aber lediglich ein Recht, und 
nicht zugleich eine Pflicht des Ausſtellers; erfüllt dieſer 
gegenüber dem Inhaber, ſo wird er befreit, ſelbſt wenn der 
Inhaber zur Verfügung über die Urkunde nicht befugt war. 

Dieſe Vorſchriften gründen ſich überall auf allgemeine 
Erwägungen über die Natur des Inhaberpapiers; ſie ſind 
daher auch für Inhaber aktien maßgebend. 

Die Entſcheidung des Reichsgerichts in Sachen Kempner 
wider Lübeck⸗Büchener Eiſenbahngeſellſchaft vom 20. Juni 1891 


6) Vgl. Zeitſchrift für das gef. Handelsrecht Bd. VIII S. 313 ff. 
Bd. IX S. 62 ff.; Syſtem des Handelsrechts (4. Aufl) S. 165 f. 

7) Vgl. Protokolle II. Leſung S. 2631 f., 2693 f.; Endemann, 
Einführung in das Bürgerliche Geſetzbuch 1 S. 884. 
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I 110,91, deren Richtigkeit übrigens ſchon nach geltendem 
Recht zweifelhaft erſcheint, würde daher in Zukunft auf Grund 
§ 793 B. GB. jedenfalls anders lauten müſſen. 

Dort hatte ein Lübecker Beamter nach Behauptung des 
Klägers ohne deſſen Auftrag aus einem bei dem Staat Lübeck 
geſtellten Depot Aktien entnommen, auf ſeinen Namen zur 
Generalverſammlung angemeldet, an einer Wahlhandlung 
theilgenommen und dadurch bewirkt, daß eine Wahl anders 
ausfiel, als ſie ohne dieſe Stimmen ausgefallen wäre. Der 
Nachweis, daß der Beamte über die Aktien nicht verfügen 
durfte, würde künftig in einem derartigen Fall ausreichen, 
um die Wahl für ungiltig zu erklären. 

5. Bezüglich der Orderaktien wird auf SS 1081 ff., 1362, 
1381, 1392, 1646, 1814, 1853, 2116 B. GB. verwieſen. 


V. 
Vereinscharakter der Kommanditgeſellſchaften auf Aktien. 


Ob das Vereinsrecht des Bürgerlichen Geſetzbuchs auf 
Kommanditgeſellſchaften auf Aktien Anwendung findet, 
hängt naturgemäß davon ab, ob ſie als juriſtiſche Perſonen 
im Allgemeinen und als Vereine im Beſonderen anzu— 
ſehen ſind. 

Dieſe Fragen müſſen aber für das neue Handelsgeſetz⸗ 
buch bejahend beantwortet werden. 

Die Kommanditgeſellſchaft auf Aktien iſt ein Zwiſchen⸗ 
gebilde, das ſowohl Elemente der Aktiengeſellſchaft als auch 
Elemente der Kommanditgeſellſchaft in ſich ſchließt. Ihre 
rechtliche Struktur geſtattet dem Geſetzgeber, ſie entweder als 
Unterart der Kommanditgeſellſchaft — Kommanditgeſellſchaft 
mit einem in Aktien zerlegten Kommanditkapital — oder als 
Unterart der Aktiengeſellſchaft — Aktiengeſellſchaft mit per: 
ſönlich haftenden Vorſtehern — auszubilden ?). 


8) Vgl. Gierke, Genoſſenſchaftstheorie S. 53, 307, 435. 
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Welchen dieſer Wege der Geſetzgeber einſchlagen ſoll, 
iſt Zweckmäßigkeitsfrage. Zweckentſprechend aber wird nur 
diejenige Ausgeſtaltung ſein, welche der regelmäßigen wirth⸗ 
ſchaftlichen Stellung der Komplementare und Kommanditiſten 
gerecht wird. 

Das Allgemeine Deutſche Handelsgeſetzbuch geſtaltete die 
Kommanditgeſellſchaft auf Aktien als Unterart der Kommandit⸗ 
geſellſchaft. Die wirthſchaftliche Entwicklung, welche hier wie 
anderwärts den Kapitalbeſitzer zum Herrn und den Arbei⸗ 
tenden zum Angeſtellten machte, iſt auch an der Kommandit⸗ 
geſellſchaft auf Aktien nicht ſpurlos vorübergegangen. Schon 
1870 konnte Keyßner?) auf Grund umfangreichen Mate— 
rials berichten, daß ſeit der Einführung des Handelsgeſetz— 
buchs dem Komplementar die Stellung eines Beamten zu— 
getheilt werde, der für die Verpflichtungen der Geſellſchaft 
perſönlich haftet. 

Das öffentliche Recht, welches der wirthſchaftlichen Ent— 
wicklung ſchneller folgt als das zähere bürgerliche Recht, 
ſtand denn auch nicht an, die Kommanditgeſellſchaften auf 
Aktien als nichtphyſiſche Perſonen zu behandeln. In Sachſen 
(1878), Baden (1889), Heſſen (1884), Sachſen⸗Weimar (1883), 
Oldenburg (1891), Sachſen-Meiningen (1890), Sachſen⸗ 
Koburg (1874), Anhalt (1886), Schwarzburg-Rudolſtadt 
(1868), Schwarzburg-Sondershauſen (1871), Reuß, ältere 
Linie (1870), Reuß, jüngere Linie (1890), Lippe (1885), 
Lübeck (1889), Bremen (1874), Hamburg (1881) wurden 
fie, gleich den Aktiengeſellſchaften, zur Einkommenſteuer heran- 
gezogen! “). 

Als man in Preußen zuerſt daran ging, nicht-phyſiſche 
Perſonen zu der Gemeindeeinkommenſteuer heranzuziehen, 
unterwarf man ihr die Kommanditgeſellſchaften auf Aktien 
in gleicher Weiſe wie die Aktiengeſellſchaften (Geſetz vom 


9) Die Erhaltung der Handelsgeſellſchaft ꝛc. S. 101 f. 
10) Das Nähere bei Simon, Die Staatseinkommenſteuer der Aktien⸗ 
geſellſchaften ꝛc. (1892) S. 9 ff. 
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27. Juli 1885 § 1, Geſ.-S. S. 327; vgl. jetzt Kommunal- 
abgabengeſetz vom 14. Juli 1893 § 33); ebenſo erfolgte die 
Heranziehung beider Geſellſchaftsarten zur preußiſchen Staats— 
einkommenſteuer zu gleicher Zeit und gleichmäßig (Einkommen— 
ſteuergeſetz vom 24. Juni 1891 § J). 

Die Erkenntniß der wirthſchaftlichen Entwicklung führte 
das ſchweizeriſche Obligationenrecht (Art. 676) dahin, die 
KG. auf A. auch privatrechtlich als Aktiengeſellſchaft mit 
perſönlich haftendem Vorſtande und ſomit als juriſtiſche 
Perſon auszugeſtalten. Selbſt für das Gebiet des deutſchen 
Handelsgeſetzbuchs wurde ſchließlich von Staub wieder die 
Anſicht vertheidigt, daß die Kommanditgeſellſchaft auf Aktien 
juriſtiſche Perſon ſei (Kommentar zum HGB. Art. 173 82). 

Dieſem Gang der Dinge konnte ſich das neue Handels— 
geſetzbuch nicht verſchließen. Man vermied es, die Kom: 
manditgeſellſchaft auf Aktien wiederum als Unterart der 
Kommanditgeſellſchaft zu behandeln (Denkſchrift II S. 189) 
und unterſtellte fie in $ 320 HGB. — abgeſehen von dem 
Rechtsverhältniß der Komplementare — den Beſtimmungen 
über die Aktiengeſellſchaft, ſoweit ſich nicht aus dem Fehlen 
des Vorſtands oder aus den SS 321— 334 HGB. ein Anderes 
ergibt. | 

Zu den hiernach auf die Kommanditgeſellſchaft auf 
Aktien zur Anwendung kommenden aktienrechtlichen Beſtim— 
mungen gehört aber namentlich 8 210 Abſ. 2: 

Die Aktiengeſellſchaft als ſolche hat ſelbſtändig 
ihre Rechte und Pflichten, ſie kann Eigenthum und 
andere dingliche Rechte an Grundſtücken erwerben, vor 
Gericht klagen und verklagt werden. 

Die gleichartige Beſtimmung in Art. 213 des gelten— 
den HGB. iſt von jeher als Hauptnachweis des Charakters 
der Aktiengeſellſchaft als juriſtiſcher Perſon herangezogen; 
ihre Uebertragung auf die Kommanditgeſellſchaft auf Aktien 
beweiſt, daß ſie nunmehr handelsgeſetzlich auch in dieſem 
Punkte der Aktiengeſellſchaft gleichſtehen ſoll. Gierke hat 
daher bereits bei Beſprechung des Entwurfs des Handels— 
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geſetzbuchs erklärt: „Damit iſt einerſeits das Weſen der 
Kommanditgeſellſchaft durchbrochen und den perſönlich haf-: 
tenden Geſellſchaftern die Stellung als Geſchäftsherren be— 
grifflich entzogen, andererſeits das Verbandsrecht um eine 
Verbandsperſon ohne Vorſtand bereichert“ !). 

Daß übrigens das Handelsgeſetzbuch die Kommandit⸗ 
geſellſchaft auf Aktien als Verein anſieht, tritt noch an einer 
anderen Stelle deutlich hervor. 

Die Entwürfe zum Handelsgeſetzbuch enthielten (Ent⸗ 
wurf II 5 4 Abſ. 3) folgende Beſtimmung: 

Die Rechte und Pflichten einer Perſonenver— 
einigung, der das Geſetz ohne Rückſicht auf den 
Gegenſtand des Unternehmens die Eigenſchaft eines 
Kaufmanns beilegt, werden durch die Vorſchrift des 
Abſ. 1 nicht berührt. 

Abſ. 1 des § 4 enthielt die Vorſchriften über Minder: 
kaufleute, welche auf dieſe Perſonenvereinigungen, zu denen 
nach 88 210 Abſ. 2, 320 HGB. auch die Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien gehört, nicht zur Anwendung kommen ſollen 1. 

Die Reichstagskommiſſion ſetzte den § 4 Abſ. 3 an den 
Schluß des § 6, änderte aber das Wort „Perſonenvereini— 
gung“ in „Verein“. Nach Inhalt des Kommiſſionsberichts 
(S. 299) muß angenommen werden, daß man dieſe Aende⸗ 
rung lediglich als eine redaktionelle anſah. Es wird denn 
auch nicht bezweifelt, daß unter die Vereine im Sinne des 
§ 6 auch die Kommanditgeſellſchaft auf Aktien zu zählen iſt. 

Sonach werden wir künftig die Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien als juriſtiſche Perſon und insbeſondere als Verein 
anzuſehen haben. Alle unſere Erörterungen zu III, in denen 
wir die Anwendung der Grundſätze über Vereine auf die 
Aktiengeſellſchaften geprüft haben, gelten daher auch für die 


11) Zeitſchriſt für das geſ. Handelsrecht Bd. XLV S. 506. Im Er⸗ 
gebniß übereinſtimmend Staub, Supplement S. 128; Pinner, 
Aktienrecht S. 341; Rudorff, Handelsgeſetzbuch S. 244. 

12) Denkſchrift II S. 18 f. 
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Kommanditgeſellſchaft auf Aktien. Insbeſondere gilt dies 
von der im § 43 Ab}. 1 B. GB. der Staatsgewalt ertheilten 
Befugniß zur Entziehung der Rechtsfähigkeit; eine ſinngemäße 
Anwendung dieſer Beſtimmung erheiſcht, daß die Entziehung 
ausgeſprochen werden kann, wenn die Geſellſchaft durch einen 
geſetzwidrigen Beſchluß der Generalverſammlung oder durch 
geſetzwidriges Verhalten der Komplementare das Gemeinwohl 
gefährdet. Auch hier iſt alſo der Rechtsſtoff reichsrechtlich 
erſchöpfend geordnet. 

Die geſetzliche Vertretung der Geſellſchaft ſteht den 
Komplementaren zu; dieſe bilden alſo den Vorſtand des 
Vereins im Sinne des B. GB. Durch die beſonderen Be: 
ſtimmungen des HGB. über die Vorausſetzung der Entſtehung 
und Beendigung der Vertretungsmacht der perſönlich haften— 
den Geſellſchafter einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien 
werden die entſprechenden Beſtimmungen des B. GB. über 
den Vereinsvorſtand naturgemäß unanwendbar. 

Die zu IV. entwickelten Rechtsgrundſätze müſſen auf 
die Kommanditgeſellſchaft auf Aktien ſachentſprechend erſtreckt 
werden. 


II. 


Der Kaufmannsbegriff nach geltendem und künftigem 
deutſchen Handelorecht. 


Von 
Herrn Dr. jur. Guſtav Schirrmeiſter in Schöneberg⸗Berlin. 


(Schluß der Abhandlung des Bandes XLVIII S. 418 — 449.) 


III. 


Die Bedeutung des Firmeneintrages für den Erwerb der 

Kaufmannseigenſchaft. Die formale Verſteifung des Kauf⸗ 

maunnsbegriffes durch den § 5 des Handelsgeſetzbuches vom 
10. Mai 1897. 


Nach dem Allgem. deutſchen Handelsgeſetzbuche von 1861 
iſt — abgeſehen von dem im Geſellſchaftsrecht theilweiſe zur 
Einführung gelangten rein formellen Syſtem — die Kauf⸗ 
mannseigenſchaft ſtets, aber auch nur dann begründet, ſo— 
bald ein gewerbsmäßiger Betrieb von Handelsgeſchäften vor— 
liegt. Wenn auch das genannte Geſetzbuch einem Theil der 
Handeltreibenden die Verpflichtung auferlegt, ſich in das Han⸗ 
delsregiſter eintragen zu laſſen, und wenn es auch an die 
erfolgte Eintragung die Erlangung gewiſſer kaufmänniſcher 
Rechte knüpft, ſo iſt doch ſowohl für den Erwerb wie für 
den Verluſt der Kaufmannseigenſchaft der Firmeneintrag 
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völlig belanglos. Vielmehr iſt eine Perſon, die die Ver— 
pflichtung hat, ſich in das Handelsregiſter eintragen zu laſſen, 
auch dann Kaufmann, wenn ſie dieſer Verpflichtung nicht 
nachkommt. Und umgekehrt erlangt ein Gewerbetreibender, 
deſſen Gewerbsgeſchäfte nicht unter den Katalog der limitativ 
aufgezählten Grundhandelsgeſchäfte fallen, durch eine etwa 
erfolgte Eintragung in das Handelsregiſter nicht die Rechts— 
ſtellung eines Kaufmanns ?). Es gilt für das Geſetzbuch 


29) Dies ſchließt nicht aus, daß auch nach dem Geſetzbuche von 1861 
für den zu Unrecht Eingetragenen in ſeinen rechtlichen Beziehungen 
zu Dritten der Regiſtereintrag von Einfluß ſein kann. Wenn aber 
Goldſchmidt, Handbuch des Handelsrechts I, 2. Aufl. 1875 
S. 460 ſagt: „Nur muß, wer in das Handelsregiſter eingetragen 
iſt, ſich, fo lange dieſer Eintrag beſteht, im geſchäftlichen Verkehr 
als Kaufmann behandeln laſſen, da ein Anderes mit dem öffent— 
lichen Glauben des Handelsregiſters unverträglich wäre,“ ſo kann 
ich der hier gegebenen Begründung nicht beiſtimmen. Der Firmen— 
eintrag bekundet nach dem Allgem. deutſchen Handelsgeſetzbuch — 
abgeſehen von beſtimmten Ausnahmen im Geſellſchaftsrecht — 
nichts weiter, als daß der Eingetragene gewiſſe Erklärungen über 
ſeine kaufmänniſchen Verhältniſſe abgegeben hat, aber keineswegs 
die Wahrheit dieſer Verhältniſſe. Eine rechtlich bedeutſame Prä— 
ſumtionswirkung hat der Firmeneintrag nicht. Ein etwaiger Ver: 
pflichtungsgrund liegt für den zu Unrecht regiſtrirten Gewerbe— 
treibenden nicht in der Eintragung an ſich, ſondern entweder in 
der widerrechtlichen Handlungsweiſe, durch die er die unbefugte 
Eintragung herbeigeführt hat, oder in der ſchuldhaften Verſäumung, 
die Löſchung des ungerechtfertigten Firmeneintrags zu bewirken. 
Hat das Regiſtergericht z. B. ſich bei einem Firmeneintrage über 
die Identität des Anmeldenden getäuſcht und Jemanden ohne An: 
meldung zu Unrecht eingetragen, hat ſodann der Eingetragene nach 
Kenntniß dieſer Maßnahme des Regiſtergerichts alle ihm zu Gebote 

ſtehenden Mittel vergeblich verſucht, um eine Löſchung des falſchen 
Eintrags herbeizuführen, ſo können ihm irgend welche Verpflich— 
tungen unter Berufung auf den öffentlichen Glauben des Handels— 
regiſters nicht erwachſen. Denn Niemand kann nach allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen, die mangels Sonderbeſtimmungen maßgebend 
ſind, für eine von ihm nicht gewollte und ohne ſein Wiſſen vor— 
genommene Handlung verantwortlich ſein. Nach einer dieſe Regel 
beeinträchtigenden Sonderbeſtimwmung wird man im bisherigen 
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von 1861 der Grundſatz: Die Kaufmannseigenſchaft beruht 
nicht auf der Eintragung, ſondern einzig und allein auf dem 
gewerbsmäßigen Betrieb von Handelsgeſchäften. 

Dieſen Grundſatz, rein wörtlich genommen, konnte zwar 
das Geſetzbuch von 1897 ſchon deswegen ſich nicht aneignen, 
weil künftig in Folge der Annahme des ſubjektiven Syſtems 
der Begriff des Handelsgeſchäfts erſt aus dem Begriffe des 
Kaufmanns abgeleitet wird. Indeſſen wäre es immerhin 
möglich geweſen, dem Sinne nach ſich der bisher geltenden 
Anſchauung anzuſchließen und dementſprechend zu beſtimmen, 
daß eine Perſon ohne Rückſicht auf eine etwa beſtehende 
Eintragspflicht oder auf eine erfolgte bezw. nichterfolgte Ein⸗ 
tragung ſtets als Kaufmann anzuſehen ſei, wenn ſie ein 
Gewerbe betreibt, welches ſich, ſei es nach dem Gegenſtande 
des Unternehmens, ſei es nach ſeiner Betriebsweiſe, als ein 
kaufmänniſches kennzeichnet. Dieſen Weg hat auch das 
ſchweizeriſche Obligationenrecht, das gerade in Bezug auf die 


Handelsgeſetzbuch vergeblich ſuchen. Allerdings findet ſich ſehr 
häufig in Geſetzen die Beſtimmung, daß mit der Eintragung in 
ein öffentliches Buch die Präſumtion verbunden iſt, daß der ein⸗ 
getragene Thatbeſtand auch wirklich vorhanden ſei. So begründete 
in den meiſten Zunftmatrikeln des Mittelalters die bloße Verzeich— 
nung in der Matrikel eine Vermuthung (quasi possessio) der 
Kaufmannseigenſchaft. Der § 13 des Muſterſchutzgeſetzes vom 
11. Januar 1876 ſagt: „Derjenige, welcher nach Maßgabe des 
§ 7 das Muſter oder Modell zur Eintragung angemeldet und 
niedergelegt hat, gilt bis zum Gegenbeweiſe als Urheber.“ Das 
Bürgerliche Geſetzbuch beſtimmt im § 891 Abſ. 1: „Iſt im Grund⸗ 
buche für Jemand ein Recht eingetragen, ſo wird vermuthet, daß 
ihm das Recht zuſtehe.“ Gerade dieſe ausdrückliche Hervorhebung 
einer der Eintragung zugedachten Wirkung zeigt aber, daß ſich 
derartige Präſumtionen nicht aus allgemeinen Rechtsgrundſätzen 
ergeben, und daß fie, wenn fie irgendwo legislativ für nothwendig 
erachtet werden, durch Sonderbeſtimmung angeordnet werden müſſen. 
Da ſich nun für den Firmeneintrag im Handelsregiſter eine ſolche 
ſinguläre Beſtimmung im Handelsgeſetzbuch von 1861 nicht findet, 
To find für die Wirkung des Firmeneintrags nur die allgemeinen 
Rechtsgrundſätze maßgebend. 
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Erweiterung des Kaufmannsbegriffes dem neuen deutſchen 
Handelsgeſetzbuche zum Vorbilde gedient hat, eingeſchlagen. 
Und unleugbar hätte ein ſolches Verfahren, wenn es ge— 
lungen wäre, ein leicht faßliches, dem Publikum ſofort er— 
kennbares Merkmal für das Erforderniß eines kaufmänni— 
ſchen Betriebes aufzufinden, eine weſentliche Vereinfachung 
des Kaufmannsbegriffes herbeigeführt. Aber gerade die Er— 
fahrungen, die man in der Schweiz gemacht hat, mußten 
dringend davon abrathen, die Kaufmannseigenſchaft allein 
von der ſachlichen Vorausſetzung, der Nothwendigkeit einer 
kaufmänniſchen Betriebsweiſe, abhängen zu laſſen. Selbſt 
die eingehendſten Erläuterungen, die der ſchweizeriſche Bun— 
desrath wiederholentlich gegeben hat, find nicht im Stande 
geweſen, widerſprechende Anſchauungen und Zweifel über 
die Scheidelinie zwiſchen kaufmänniſchen und nichtkaufmänni— 
ſchen Gewerbetreibenden zu beſeitigen ?“). Der deutſche Ge— 
ſetzgeber folgt daher in dieſer Beziehung dem ausländiſchen 
Vorbilde nicht. Er ſchlägt aber auch nicht das entgegen— 
geſetzte Verfahren ein, die Eintragung in das Handelsregiſter 
ganz allgemein und ausnahmslos zu einem integrirenden 
Beſtandtheile des Kaufmannsbegriffes zu erklären, ein Ver— 
fahren, daß ſich nicht nur im altitalieniſchen Handelsrecht, 
ſondern auch in verſchiedenen neueren Geſetzgebungen vor— 
findet!). Zwar wäre durch die Aufſtellung eines diesbezüg— 


30) Mit Rückſicht auf die Allgemeinheit der im § 2 aufgeſtellten ſach⸗ 
lichen Vorausſetzungen kann ich daher nicht zuſtimmen, wenn Karl 
Lehmann, Archiv für die civiliſtiſche Praxis Bd. LXXXVI 
S. 300 ausführt: „Der heutige Rechtszuſtand, welcher nur Kaufs 
leute kraft Gewerbebetriebs kennt, der Eintragung der Firma keiner⸗ 
lei Bedeutung für den Kaufmannsbegriff beimißt und das Publi- 
kum auf ſelbſtändige Würdigung der Vorausſetzungen für die 
Kaufmannseigenſchaft verweiſt, iſt vorzuziehen.“ 

31) So beſtimmte der Entwurf eines Handelsgeſetzbuches für das König: 
reich Württemberg 1849/1850, daß Kaufmann (Handelsmann) ſei, 
wer nach gehöriger Eintragung in die Matrikel ein Handelsgewerbe 
für eigene Rechnung treibt. — Der §3 des miniſteriellen Entwurfes 
eines öſterreichiſchen Handelsrechtes lautete: „Als Handelsleute 
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lichen Rechtsſatzes ein einheitliches Prinzip für ſämmtliche 
Kaufmannskategorien zur Geltung gelangt; aber es hätte ſich 
der Nachtheil eingeſtellt, daß in all den Fällen, wo ein Un⸗ 
eingetragener ein ſchon dem Gegenſtande nach ſich als Han⸗ 
delsgewerbe kennzeichnendes Unternehmen betreibt, die Kauf⸗ 
mannseigenſchaft dieſer Perſon und ihre Unterſtellung unter 
das Handelsrecht nicht begründet wäre. So gelangt der 
deutſche Geſetzgeber zu dem Entſchluſſe, von einer einheit— 
lichen Regelung der Frage, welche Bedeutung dem Firmen— 
eintrage für den Erwerb der Kaufmannseigenſchaft beizu⸗ 
meſſen ſei, Abſtand zu nehmen und einerſeits — entſprechend 
den Anſchauungen des bisherigen Handelsgeſetzbuches — in 
Bezug auf die im § 1 aufgezählten Grundhandelsgewerbe 
das formelle Erforderniß der Eintragung als unweſent— 
lich für den Kaufmannsbegriff zu halten, andererſeits da— 
gegen allen ſonſtigen Gewerbetreibenden, deren Geſchäfts— 
betrieb die materiellen Vorausſetzungen des § 2 erfüllt, die 
Kaufmannseigenſchaft nur dann zuzuſprechen, wenn ihre 
Firma in das Handelsregiſter eingetragen iſt. Für dieſen 
Kreis von Perſonen wird alſo der Firmeneintrag zu einem 
weſentlichen Beſtandtheil des Kaufmannsbegriffes erhoben. 
Der leitende Gedanke des neuen Geſetzbuches iſt: „Wer weder 
Grundhandelsgeſchäfte betreibt, noch in das Handelsregiſter 
eingetragen iſt, kann unter keinen Umſtänden Kaufmann 
fein” 5). 


ſind jene Perſonen anzuſehen, welche erlaubter Weiſe Handel ge⸗ 
werbsmäßig betreiben oder durch Andere in ihrem Namen betreiben 
laſſen und als Handelsleute gerichtlich protokollirt ſind.“ Vgl. 
Lutz, Beilageband zu den Protokollen der Nürnberger Kommiſſion 
S. 107. — Das Handelsgeſetzbuch für Uruguay vom 31. Dezember 
1878 ſagt im Art. 1: Das Geſetz erachtet als Kaufleute alle die⸗ 
jenigen, welche die geſetzliche Fähigkeit beſitzen, zu kontrahiren, in 
das Handelsregiſter eingetragen ſind und für eigene Rechnung 
Handelsgeſchäfte betreiben, indem ſie daraus ihr gewöhnliches Ge⸗ 
werbe machen.“ Vgl. O. Borchardt, Die Handelsgeſetze des 
Erdballs Bd. V 2. Abth. S. 1. 

32) Denkſchrift 1 S. 12; II S. 10. Im Widerſpruch hiermit und 

Zeitſchriſt für Handelsrecht. Bd. XLIX. 3 
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Die Aufſtellung des formellen Erforderniſſes der Ein— 
tragung in das Handelsregiſter als nothwendige Voraus— 
ſetzung für den Erwerb der Kaufmannseigenſchaft ſeitens 
eines nicht zu den Mußkaufleuten zählenden Gewerbetreibenden 
beſeitigt noch nicht die Schwierigkeit, die durch die Unbeſtimmt— 
heit und Allgemeinheit des Begriffes „gewerbliches Unter— 
nehmen, das nach Art und Umfang einen in kaufmänniſcher 


— ſHſ— — 


meines Erachtens nicht richtig bemerkt die Denkſchrift an anderer 
Stelle (II S. 16) in Bezug auf die durch den § 3 Abſ. 2 ges 
ſchaffenen Kannkaufleute: „Wird die nach $ 3 eingetragene Firma 
zu Unrecht gelöſcht, ſo behalt gleichwohl das Unternehmen die 
einmal begründete Eigenschaft eines Handelsgewerbes, jo lange die 
im § 2 bezeichneten fachlichen Voraus ſetzungen in Anſehung der 
Art und des Umfanges des Betriebes fortbeſtehen.“ Ebenſo halte 
ich es nicht dem Gedankengange des neuen Handelsgeſetzbuches ent: 
ſprechend, wenn Coſack, Lehrbuch des Handelsrechts, 4. Aufl. 
1898, §S 8 IV. S. 36 ausführt: .. .. Es hätte freilich nahe ge: 
legen, zu beſtimmen, wie dieſe Kaufleute (d. h. die Soll- und 
Kannkaufleute) die Kauſmannseigenſchaft durch Eintragung ihrer 
Firma im Handelsregiſter gewinnen, ſo verlieren ſie auch die 
Kaufmannkeigenſchaſt durch Löſchung ihrer Firma im Handels— 
regiſter; alsdann würden ſie, auch nachdem ſie ihr Handelsgewerbe 
längſt eingeſtellt haben, immer noch als Kaufleute gelten, ſo lange 
nur ihre Firma noch im Regiſter ſteht; und umgekehrt, obſchon 
ſie ihr Handels gewerbe noch fortſetzen, würden ſie nicht mehr als 
Kaufleute gelten, ſofern ihre Firma im Regiſter (verſehentlich) ge⸗ 
löſcht iſt; indes hat das Geſetz eine derartige Beſtimmung nicht 
getroffen.“ Dem gegenüber iſt zu bemerken: Die Kaufmannseigen— 
ſchaft einer Perſon dauert ſtets nur ſo lange, als die vom Geſetze 
aufgeſtellten integrirenden Vorausſetzungen gegeben find. Fällt 
eine dieſer Vorausſetzungen weg, ſo endet nothwendiger Weiſe auch 
die Kaufmannseigenſchaft. Dieſe Grundregel auf das materiell⸗ 
formelle Syſtem des neuen Handelsgeſetzbuches angewendet, bedeutet: 
Hört ein Gewerbebetrieb überhaupt auf, ſo verliert der bisherige 
Inhaber deſſelben trotz der noch beſtehenden Firmeneintragung die 
Kaufmannseigenſchaft. Wird umgekehrt die Firma, gleichgiltig ob 
mit oder gegen den Willen des Gewerbetreibenden, im Handels⸗ 
regiſter gelöſcht, ſo hört der bisher Eingetragene auf, Kaufmann 
zu ſein, ſelbſt wenn die materiellen Vorausſetzungen des § 2 für 
ſeinen Gewerbebetrieb noch beſtehen. 
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Weiſe eingerichteten Geſchäftsbetrieb erfordert“, hervorgerufen 
wird 53). Allerdings ift der Regiſtereintrag ein leicht faß: 
liches, der Kenntnißnahme Jedermanns zugängliches Merk: 
mal; aber er iſt kein ſicheres und untrügliches Merkmal, 
wenn an dem bisherigen Grundſatze feſtgehalten wird, daß 
der Firmeneintrag nur die Abgabe gewiſſer Erklärungen 
vor dem Regiſtergerichte, aber nicht die Wahrheit dieſer 
Erklärungen bekundet. So lange für den Fall, daß die 
materiellen Vorausſetzungen des § 2 in Wirklichkeit nicht vor: 


33) Es iſt mehrfach vorgeſchlagen worden, dieſe Schwierigkeit dadurch 
zu verringern, daß man nicht die Nothwendigkeit eines kauf⸗ 
männiſchen Betriebes, ſondern lediglich die Thatſache einer 
ſolchen Betriebsweiſe als materielle Vorausſetzung hinſtelle. Meines 
Erachtens gewährt indeſſen die vom Geſetzgeber getroffene Anord⸗ 
nung einen großen Vortheil vor dem Verbeſſerungsvorſchlage: ſie 
bietet die Handhabe, um auch ſolche Gewerbebetriebe zu einer ſach⸗ 
gemäßen Betriebsweiſe zu zwingen, die zwar im Intereſſe des 
Publikums eine kaufmänniſche Geſchäftsführung erforderten, die 
aber eine ſolche, um der Strenge des Handelsrechtes ſich zu ent⸗ 
ziehen, nicht beſitzen. Der durchaus zu billigende Gedanke iſt: 
nicht das Belieben des Einzelnen, ſondern die Verkehrsbedürfniſſe 
und die Sicherheit des Publikums ſind die ausſchlaggebenden Faktoren 
dafür, ob ein Unternehmen dem Handelsrecht zu unterſtellen ſei 
oder nicht. Einen Beweis, daß es den modernen Verkehrsverhält⸗ 
niſſen nicht genügt, die Thatſache eines vorhandenen kaufmän⸗ 
niſchen Betriebes zur Vorauéſetzung zu machen, gewährt die ſchwei⸗ 
zeriſche Geſetzgebung. Nach dem ſchweizeriſchen Obligationenrecht 
ſoll der Inhaber eines in kaufmänniſcher Weiſe geführten Ge⸗ 
werbes zur Eintragung in das Handelsregiſter verpflichtet ſein. 
Dieſe Beſtimmung hat ſofort nach dem Inkrafttreten des Geſetz⸗ 
buches (am 1. Januar 1883) zu den größten Unzuträglichkeiten 
und lebhafteſten Klagen Anlaß geboten, ſo daß ſich der ſchweize⸗ 
riſche Bundesrath genöthigt ſah, durch einen Rekursentſcheid vom 
3. Dezember 1883 anzuordnen, daß „die Pflicht zur Eintragung 
nicht allein davon abhängig ſei, ob Jemand ſein Gewerbe nach 
kaufmänniſcher Art führe, ſondern auch davon, ob die Natur 
dieſes Gewerbes eine kaufmänniſche Art des Betriebes, beſonders 
kaufmänniſche Buchführung fordere.“ (Vgl. Schweizeriſches 
Handelsamtsblatt vom 21. Februar 1884 Nr. 15 S. 105. 
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handen ſind, dem Gewerbetreibenden, der die Rechte eines 
Kaufmannes in Anſpruch nimmt, trotz der beſtehenden Ein— 
tragung von einem Dritten entgegengehalten werden kann, 
es läge, wenn gleich der Betrieb kaufmänniſch eingerichtet 
ſei, doch ein Bedürfniß dazu nicht vor; ſo lange umgekehrt 
der Eingetragene ſelbſt, wenn von ihm die Erfüllung der 
Pflichten eines Kaufmannes verlangt wird, geltend machen 
darf, daß er in Wahrheit nicht Kaufmann ſei, weil ſein 
Gewerbe nach Art und Umfang nicht eine kaufmänniſche 
Betriebsweiſe erfordere, kann von einer ſicheren Abgrenzung 
zwiſchen Kaufmann und Nichtkaufmann keine Rede ſein. Soll 
der Firmeneintrag wirklich die nothwendige und auch vom 
Geſetzgeber beabſichtigte Rechtsſicherheit ſchaffen, dann muß 
durch die Regiſtrirung die Kaufmannseigenſchaft unbedingt 
erzeugt werden. Man muß ſich darauf verlaſſen können, 
daß jeder Gewerbetreibende, der im Handelsregiſter ein— 
getragen ſteht, auch wirklich Kaufmann iſt. 

Dieſe Nothwendigkeit hat den deutſchen Geſetzgeber dahin 
geführt, dem Firmeneintrage eines Gewerbetreibenden eine 
weitgehende und eigenartige rechtserzeugende Wirkung beizu— 
legen. Der § 5 des neuen Handelsgeſetzbuches beſtimmt, 
daß, wenn eine Firma im Handelsregiſter eingetragen ſteht, 
gegenüber Demjenigen, der ſich auf dieſe Eintragung beruft, 
nicht geltend gemacht werden kann, das unter der Firma 
betriebene Gewerbe ſei überhaupt kein Handelsgewerbe oder 
doch nur ein Minderhandelsgewerbe. Mit anderen Worten: 
Jeder eingetragene Gewerbetreibende ſchlechthin iſt Vollkauf— 
mann. Der Firmeneintrag ſchafft formelle Wahrheit. Für 
jeden Gewerbebetrieb, der nicht ſchon nach dem Gegenſtande 
des Unternehmens ein unmittelbares Handelsgewerbe dar— 
ſtellt, ſpielt die Eintragung nicht bloß die Rolle einer con- 
ditio sine qua non, die nur, wenn alle ſonſtigen Voraus— 
ſetzungen gegeben ſind, dem Gewerbe erſt den Stempel eines 
kaufmänniſchen Unternehmens aufdrückt, ſondern ſie wird zur 
causa efficiens, die für ſich allein auch ohne Vorliegen weiterer 
Erforderniſſe das Gewerbe zum Handelsgewerbe im Rechts— 
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ſinne macht?). Gleichgiltig iſt, ob der Gewerbetreibende 
Schuld an der unrichtigen Eintragung hat oder nicht. Selbſt 
wenn ohne ſein Vorwiſſen durch einen Unbefugten die Ein⸗ 
tragung veranlaßt iſt, ſelbſt wenn lediglich ein Verſehen des 
Regiſtergerichts vorliegt: die Thatſache der Eintragung an 
ſich genügt, um den Gewerbetreibenden zum Vollkaufmann 
zu machens). Während z. B. nach § 892 des Bürgerlichen 


34) Dadurch unterſcheidet ſich weſentlich — wie ſpäter ausgeführt 
werden wird — die Rolle, die der Firmeneintrag im materiell⸗ 
formellen Syſtem des neuen Handelsgeſetzbuches für den Erwerb 
der Kaufmannseigenſchaft ſpielt, von der Rolle. die dem Firmen: 
eintrage im formellen Syſtem des deutſchen Handelsgeſellſchafts⸗ 
rechts zukommt. 


35) Nur ſchrittweiſe und zögernd hat ſich der deutſche Geſetzgeber dazu 
entſchloſſen, dem Firmeneintrage eine ſolche weitgehende Bedeutung 
einzuräumen. Noch die Begründung zu dem urſprünglichen Ent: 
wurfe eines Handelsgeſetzbuches, der im Jahre 1895 einer Sad): 
verſtändigenkommiſſion von Kaufleuten und Juriſten zur Berathung 
und Begutachtung vorgelegt war, enthielt allgemein die Be 
merkung, daß dem Firmeneintrage bindende Wirkung weder für 
den Prozeß⸗ noch für den Strafrichter beigelegt werden dürfe. Der 
Entwurf des Reichs⸗Juſtizamts ging dann einen Schritt weiter, 
indem er zwar für die gewerblichen Unternehmen eines Einzelkauf⸗ 
manns es bei der bisherigen Anordnung beließ, aber für offene 
Handelsgeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften im Abſ. 4 des 
§ 111 beſtimmte: „Nach der Eintragung in das Handelsregiſter 
kann die Unwirkſamkeit der Geſellſchaft nicht aus dem Grunde 
geltend gemacht werden, daß es in Anſehung des Gegenſtandes 
oder der Art und des Umfanges des Gewerbebetriebes an den nach 
den Vorſchriften der SS 1—3, 5 maßgebenden Vorausſetzungen 
fehle.“ Auch Rieſſer ſchrieb noch im Jahre 1896: „In der 
Kommiſſion iſt eingewendet worden, daß dieſe von der Bedingung 
der Eintragung abhängige Klaſſe (von Kaufleuten) doch nur dann 
geſchaffen werden könne, wenn nach der Eintragung der Einwand, 
es habe in Wahrheit kein zur Eintragung verpflichtender kauf— 
männiſcher Großbetrieb vorgelegen, ausgeſchloſſen ſei. Wohl mit 
Unrecht; denn es wird kaum angehen, in dieſem einen Falle 
generell der Eintragung konſtitutive Wirkung beizulegen.“ 
(Vgl. Deutſche Juriſten⸗ Zeitung 1896 S. 133.) Indeſſen ſofort 
nach Veröffentlichung des reichsjuſtizamtlichen Entwurfs beſchäftigte 
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Geſetzbuches der öffentliche Glaube des Grundbuches gegen— 
über Jedem verſagt, der die Unrichtigkeit einer Grundbuch— 
eintragung kennt, kann ſich auf die Wahrheit des Firmen— 
eintrages ſelbſt der Schlechtgläubige berufen. Für das 
materiell-formelle Syſtem des deutſchen Geſetzbuches von 1897 
gilt nicht die alte Regel, die für das materiell-formelle Syſtem 
des altitalieniſchen Handelsrechtes maßgebend war: non sola 
matricula, sed mercatura facit mercatorem s), ſondern es 
heißt in Zukunft im deutſchen Handelsrecht — wofern nur 
irgend ein Gewerbebetrieb vorhanden iſt —: sola matricula 
facit mercatorem. 

Allerdings ſteht dem Regiſtergerichte nach § 142 des 
Reichsgeſetzes vom 17. Mai 1898 (über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit) die Befugniß zu, Einträge 
von Amts wegen zu löſchen, die wegen Mangels einer weſent— 
lichen Vorausſetzung unzuläſſig waren. Aber dieſe Löſchung 
hat hier keine rückwirkende Kraft. So lange die Eintragung 
beſtand, war der Gewerbetreibende auch trotz der nachträg— 
lichen Firmenlöſchung Vollkaufmann. Hat demnach ein Ge— 
werbetreibender zur Zeit des Beſtehens der Eintragung eine 
mündliche Bürgſchaft übernommen, ſo bleibt dieſelbe giltig, 
auch wenn ſpäter die Firma aus dem Grunde gelöſcht wird, 
weil das Gewerbe niemals, d. h. auch nicht zur Zeit der 
Bürgſchaftsübernahme, eine kaufmänniſche Betriebsweiſe er— 
forderte. — Nur in Beziehung auf die ſtrafrechtliche Ver— 
antwortlichkeit eines Gewerbetreibenden erzeugt der rein 
äußerliche Umſtand, daß die Eintragung erfolgt iſt, nicht auch 


— ä ——ů ä — 


ſich die Kritik eingehend mit der Frage, welches Gewicht im ma⸗ 
teriell⸗formellen Syſtem zweckmäßig der Eintragung beizumeſſen ſei. 
In zahlreichen Abhandlungen und Schriften forderten Theoretiker 
und Praktiker auf das Dringendſte eine Ausdehnung der Vorſchrift 
des § 111 des Entwurfs auch auf die Einzelkaufleute. Dieſem 
übereinſtimmenden Verlangen wurde nachgegeben; und ſchon der 
dem Reichstage am Anfange des Jahres 1897 vorgelegte Entwurf 
enthielt die nunmehr Geſetz gewordene Beſtimmung des 8 5. 

36) Marquar dus, Tractatus de jure mercatorum I c. 7 nr. 6. 


Schirrmeiſter: Kaufmannsbegriff nach deutſchem Handelsrecht. 39 


eine den Strafrichter bindende Wirkung. Hier bleibt der 
Grundſatz unſeres Strafrechts maßgebend, daß die Erforſchung 
der materiellen Wahrheit die Vorausſetzung für eine Be: 
ſtrafung bildet. Gelangt in Folge deſſen der Strafrichter 
zu der Ueberzeugung, daß ein Gewerbetreibender zu Unrecht 
regiſtrirt ſei, dann hat die Thatſache der Eintragung für ihn 
keine weſentliche Bedeutung. Dagegen iſt der Strafrichter 
unbedingt an die Thatſache des Unterbleibens oder der 
Löſchung eines Firmeneintrags gebunden. Er iſt nicht be—⸗ 
rechtigt, einem nichtregiſtrirten Gewerbetreibenden lediglich 
deswegen, weil das gewerbliche Unternehmen den ſachlichen 
Vorausſetzungen des § 2 entſpricht, die ſtrafrechtliche Ver: 
antwortlichkeit eines Vollkaufmanns aufzubürden. 

Die Unabhängigkeit des Strafrichters von der That: 
ſache einer beſtehenden Eintragung, ſowie die Löſchungs— 
befugniß des Regiſtergerichts haben Veranlaſſung zu der An— 
ſicht gegeben, der zu Unrecht regiſtrirte Gewerbetreibende ſei 
überhaupt nicht Kaufmann, er gelte nur als Kaufmann, 
er ſei Sheinfaufmann?’”). Dieſer Anſicht kann ich nicht 


37) So ſagt Staub, Kommentar, 6. Aufl. 1899, S. 79 (Anm. 5 zu 
§ 5): „Nur für die Dauer der Eintragung gilt der zu Unrecht Ein⸗ 
getragene als Kaufmann. Aber der ſolchergeſtalt Eingetragene iſt 
nicht wirklich Kaufmann, er iſt nur Scheinkaufmann, und er gilt 
nur in gewiſſer Hinſicht als Ka ifmann. Die Eintragung bleibt 
eine zu Unrecht beſtehende, und ſie kann deshalb von Jedem, der 
ein Recht auf die Beſeitigung einer unrechtmäßigen Einkragung 
hat, beſeitigt werden. Deshalb kann der Eingetragene ſelbſt die 
Löſchung verlangen, und ſie kann gegen ihn betrieben werden.“ 
Staub führt dann in einem Exkurfe zum § 5 S. 80 ff. aus: 
Die Vorſchrift des § 5 ſei eine Anwendung des Satzes, wer im 
Rechtsverkehr als Kaufmann auftrete, gelte als Kaufmann. Darin, 
daß Jemand ſeine Firma eintragen laſſe, läge ganz eminent ein 
Auftreten als Vollkaufmann, eine Erklärung, Vollkaufmann zu 
ſein. Der Erklärende müſſe bei ſeiner Erklärung feſtgehalten wer⸗ 
den. Denn ein Jeder müſſe ſich gefallen laſſen, daß ſeine Erklä⸗ 
rung ſo aufgefaßt werde und diejenige Bedeutung habe, die ihr 
nach Treu und Glauben im Rechtsverkehr zukomme. Dem gegen: 
über iſt zu bemerken: Die Wirkungen des § 5 treten auch ein, wenn 
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beiſtimmen. Einerſeits hat die Löſchung eines Firmenein— 
trags, wie gezeigt, keine rückwirkende Kraft. Andererſeits 
ſteht das Prüfungsrecht, ob ein Eingetragener wirklich die 
ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit eines Vollkaufmanns beſitzt, 
dem Strafrichter nicht nur in zweifelhaften Fällen, ſondern 
ſtets zu. Bei der Unbeſtimmtheit der im § 2 aufgeſtellten 
ſachlichen Vorausſetzungen wird man ſehr häufig nicht mit 
abſoluter Gewißheit vorausſagen können, ob der Strafrichter 
bezüglich der Qualifizirung eines Gewerbebetriebes derſelben 
Anſchauung wie das Regiſtergericht huldigen wird. Die Be— 
antwortung der Frage, ob ein nach S 2 regiſtrirter Gewerbe: 
treibender wirklich Kaufmann oder nur Scheinkaufmann ſei, 
würde erſt dann möglich ſein, nachdem der Strafrichter ſein 
Urtheil abgegeben hat. Zudem iſt zu bedenken, daß, wenn 


von Seiten des Eingetragenen eine Erklärung gar nicht abgegeben 
iſt, ſondern die Eintragung durch Verſehen des Regiſtergerichts 
oder auf Antrag eines Unbeſugten unter Täuſchung des Regifter: 
gerichts erfolgt iſt, ferner auch in dem Falle, wo der Eingetragene 
alle ihm zu Gebote ſtehenden Mittel erſchöpft hat, um eine nach 
ſeiner Anſicht ungerechtfertigte Eintragung zu löſchen, das Regiſter⸗ 
gericht aber die Löſchung nicht vorgenommen hat. Hier liegt alſo 
gar keine Erklärung vor, bei der der Eingetragene feſtgehalten 
werden müſſe, im Gegentheil, im letztgenannten Beiſpiel hat der 
Eingetragene ſogar eine völlig entgegengeſetzte Erklärung abgegeben. 
Außerdem würden doch, falls man in der ungerechtfertigten Ein⸗ 
tragung nur ein Auftreten, ein „Sichgeriren“ als Kaufmann er— 
blickte, dem zu Unrecht Eingetragenen höchſtens nur Verpflichtungen, 
aber keine Rechte erwachſen. Es widerſpricht allen Rechtsgrund— 
ſätzen, demjenigen, der eine unwahre Erklärung abgegeben hat, aus 
dieſer Erklärung noch obendrein Berechtigungen zu verleihen. (Vgl. 
auch Lhhmann-Ring, Kommentar zum neuen HGB. § 1 Nr. 10.) 
Nach dem Standpunkte des neuen Handelsgeſetzbuches bekundet der 
Firmeneintrag keineswegs die Abgabe von Exklärungen, ſondern 
die Wahrheit des durch den Firmeneintrag ausgedrückten That— 
beſtandes, völlig unabhängig davon, ob von Seiten des Regiſtrirten 
überhaupt eine Erklärung erfolgt iſt oder nicht. In dieſer 
formalen Bedeutung des Firmeneintrags und nicht in einem „Sich— 
geriren“ als Vollkaufmann liegt der Rechtsgrund der Beſtimmung 
des § 5. 
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auch wirklich der Letztere die Kaufmannseigenſchaft eines 
regiſtrirten Gewerbetreibenden verneint, dieſe Verneinung 
lediglich auf die ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit von Einfluß 
iſt, daß dagegen in jeder anderen Beziehung dem Gewerbe— 
treibenden die Rechte und Pflichten eines Vollkaufmanns ſo 
lange erhalten bleiben, bis wirklich von Seiten des Regiſter⸗ 
gerichts die Firmenlöſchung erfolgt. 

Die formale Verſteifung, die der Kaufmannsbegriff im 
neuen Handelsgeſetzbuch durch die dem Firmeneintrage bei⸗ 
gelegte Bedeutung erfahren hat, äußert ihren Einfluß nicht 
lediglich auf die privatrechtlichen Verhältniſſe des Eingetragenen 
zu Dritten, wie man nach dem Wortlaute der Denkſchrift 
zu dem dem Reichstage vorgelegten Entwurfe annehmen 
müßte ), ſondern fie hat auch für das Gebiet des öffent⸗ 
lichen Rechtes weitgehende Wirkungen. In erſter Linie er: 
wirbt auch der zu Unrecht regiſtrirte Gewerbetreibende das 
ausſchließliche Firmenrecht mit allen daran ſich knüpfenden 
Folgen. Die unter Berufung auf den Firmeneintrag er: 
langte Regiſtrirung eines Markenzeichens macht ihn zum 
Zeichenberechtigten. Er kann gemäß § 17 Abſ. 2 des neuen 
HGB.'s unter feiner Firma klagen und verklagt werden“). 


88) Die Denkſchrift II ſagt auf S. 20: „Die Tragweite des $ 5 er: 
ſtreckt ſich nur auf die privatrechtlichen Verhältniſſe des 
Inhabers der eingetragenen Firma zu Dritten. Für das Gebiet 
des öffentlichen Rechts, insbeſondere des Strafrechts, darf dem 
äußerlichen Umſtande, daß die Eintragung erfolgt iſt, maßgebende 
Bedeutung nicht beigelegt werden, zumal die Eintragung auch 
gegen den Willen des Betroffenen vom Regiſtergericht herbeigeführt 
werden kann.“ 

39) Im Gegenſatz hierzu meint Göppert, in dieſer Zeitſchrift 
Bd. XLVII S. 268, daß der § 5 mit der Frage des Prozeßrechts, 
unter welchem Namen eine Perſon im Prozeſſe auftreten könne, 
nichts zu thun habe; der zu Unrecht eingetragene Gewerbetreibende 
könne daher unter ſeiner Firma weder klagen noch verklagt werden. 
Meines Erachtens wird, ſobald man dem Firmeneintrage nicht 
auch für das Prozeßgericht unbedingt bindende Wirkung zuerkennt, 
die Vorſchrift des § 5 lahm gelegt und die Rechtsunſicherheit, die 
doch gerade der $ 5 im Intereſſe des Publikums und des Vers 
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Er erlangt die Qualifikation zum Handelsrichter, das Recht 
auf Verweiſung des bei der Civilkammer gegen ihn anhängig 
gemachten Prozeſſes an die Kammer für Handelsſachen, das 
aktive und paſſive Wahlrecht zu den Handelskammern, ſowie 
die Beitragspflicht zu den Etatskoſten für die Vertretung des 
Handelsſtandes u. ſ. w. Auch die Vorſchrift, daß gegenüber 
dem Veräußern von Looſen gegen Theilzahlung, wenn der 
Empfänger als Kaufmann in das Handelsregiſter eingetragen 
iſt, die im §7 enthaltene Strafbeſtimmung des Reichsgeſetzes 
über die Abzahlungsgeſchäfte vom 16. Mai 1894 keine An: 
wendung finden ſolle, gilt dann, wenn der Loosempfänger 
zwar regiſtrirt iſt, ſein Gewerbebetrieb aber nicht ein kauf— 
männiſches Großgewerbe darſtellt. 

Wenn auch der deutſche Geſetzgeber dem Firmeneintrage 
an ſich die Wirkung beilegt, jeden beliebigen Gewerbebetrieb, 
der nicht ſchon unter den Katalog der unmittelbaren Handels— 
gewerbe fällt, ohne Weiteres zu einem kaufmänniſchen Unter— 
nehmen zu machen, ſo gibt er doch damit das materiell— 
formelle Syſtem nicht auf und beſtimmt nicht etwa, wie es 
im älteren Zunftrecht vielfach der Fall war, daß durch den 
bloßen Regiſtereintrag ſtets die Kaufmannseigenſchaft be— 
gründet wird. Nur unter der Vorausſetzung, daß wirklich 
ein Gewerbe vorhanden iſt, kann der Firmeneintrag die Be— 
deutung einer alleinigen causa efficiens gewinnen und un— 
bedingt die regiſtrirte Perſon zum Kaufmann machen. Es 
heißt nach dem neuen deutſchen Geſetzbuche nicht: jeder Ein— 
getragene ſchlechthin, ſondern jeder eingetragene Gewerbe— 
treibende iſt Kaufmann. Den Einwand verſagt der 8 5 
niemals, daß ein Eingetragener überhaupt kein Gewerbe be— 
treibe. Trotz der weitgehenden formalen Verſteifung des 
Kaufmannsbegriffes unterſcheidet ſich alſo der im Geſetzbuch 
von 1897 eingeſchlagene Weg weſentlich von einem rein 
formellen Syſteme. 


kehrslebens befeitigen ſoll, künſtlich und ohne Noth wieder herauf⸗ 
beſchworen (in demſelben Sinne auch Lehmann-Ring, Kom⸗ 
mentar § 5 Nr. 2, Staub 817 Anm. 8). 
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Scheinbar wird durch die Vorſchrift des § 5 der Kauf— 
mannsbegriff des neuen deutſchen Handelsgeſetzbuches ins 
Ungemeſſene ausgedehnt; aber nur ſcheinbar. Denn wenn 
auch dem Firmeneintrage eines Gewerbetreibenden künftig 
die Bedeutung zukommt, formelle Wahrheit unter Ausſchluß 
des Gegenbeweiſes zu ſchaffen, ſo ſtellt doch andererſeits der 
Geſetzgeber hinreichende Garantien dafür auf, daß die Ein— 
tragung regelmäßig auch dem wirklichen Sachverhalte ent— 
ſpricht. Schon die Beſtimmung des § 31 Abſ. 2 des neuen 
Handelsgeſetzbuches, wonach das Regiſtergericht verpflichtet iſt, 
das Erlöſchen einer Firma von Amtswegen für den Fall 
einzutragen, daß die Anmeldung des Erlöſchens durch die 
hierzu Verpflichteten nicht durch Ordnungsſtrafen erzwungen 
werden kann, zeigt, daß der Geſetzgeber gewillt iſt, das 
Handelsregiſter frei von ſachlich ungerechtfertigten Eintra— 
gungen zu halten. Das Reichsgeſetz über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit gibt in dieſer Beziehung dem 
Regiſtergerichte noch eine ſchärfere Waffe in die Hand. Es 
verleiht ihm im § 142 ganz allgemein das Recht, von Amts 
wegen Einträge zu löſchen, die wegen Mangels einer weſent⸗ 
lichen Vorausſetzung unzuläſſig waren!“. Auch das alte 
Poſtulat der Handelskammern, den Vertretungen des Handels— 
ſtandes eine thätige Mitwirkung bei der Regiſterführung ein⸗ 
zuräumen und dadurch das Eindringen nichtſachentſprechender 
Einträge in das Handelsregiſter möglichſt zu vermeiden, iſt 
durch den § 126 des Geſetzes vom 17. Mai 1898 in Er: 
füllung gegangen. Den Organen des Handelsſtandes iſt in 
Zukunft die Verpflichtung auferlegt, „die Regiſtergerichte be⸗ 
hufs der Verhütung unrichtiger Eintragungen, ſowie behufs 
der Berichtigung und Vervollſtändigung des Handelsregiſters 


40) Auffällig iſt, daß das Reichsgeſetz vom 17. Mai 1898 in dem 
genannten Paragraphen ſich der Redewendung bedient: das Regiſter⸗ 
gericht kann löſchen, alſo nicht, wie im $ 119 bezüglich der Ein⸗ 
tragung eines Widerſpruchs gegen eine geſetzwidrige Regiſtrirung 
im Schiffsregiſter, direlt eine Verpflichtung zur Löſchung feſt⸗ 
geſetzt hat. 
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zu unterſtützen.“ Es iſt ihnen zu dieſem Zwecke gleichzeitig 
ein unbeſchränktes Antragsrecht, ſowie ein Beſchwerderecht 
gegen die Zurückweiſung ihrer Anträge verliehen. Somit 
wird im umfangreichen Maße eine Gewährleiſtung dafür 
geſchaffen, daß die im Handelsregiſter eingetragenen Gewerbe— 
treibenden auch wirklich den materiellen Vorausſetzungen für 
Vollkaufleute entſprechen. Durch dieſe Garantien erhält erſt 
das materiell⸗formelle Syſtem des neuen deutſchen Handels— 
geſetzbuches ſeine volle Ausgeſtaltung und die Möglichkeit, 
den dieſem Syſtem zu Grunde liegenden Gedanken auch zu 
verwirklichen: einerſeits nur ſolche Perſonen in den Kauf— 
mannsſtand zuzulaſſen, die wirklich dahin gehören, anderer— 
ſeits für Jedermann leicht erkennbar zu machen, wem that— 
ſächlich die Kaufmannseigenſchaft zukommt und wem nicht. 

Dagegen ſcheinen mir die Anordnungen, die bezwecken 
ſollen, daß auch wirklich alle kaufmänniſchen Großbetriebe 
ſich künftig im Handelsregiſter eingetragen vorfinden, daß 
alſo ein zum Firmeneintrage Verpflichteter ſich dieſer Ver— 
pflichtung nicht entziehen kann, keine hinreichenden zu ſein. 
Das einzige Mittel, das dem Regiſtergerichte zu Gebote ſteht, 
um einen Gewerbetreibenden zur Anmeldung des Firmen— 
eintrages zu zwingen, iſt die Verhängung einer Ordnungs— 
ſtrafe. Will Jemand, deſſen gewerbliches Unternehmen die 
ſachlichen Vorausſetzungen des § 2 erfüllt, durchaus ſeine 
Unterſtellung unter das Handelsrecht hintertreiben, ſo wird 
er ſich auch durch Ordnungsſtrafen nicht bewegen laſſen, 
ſeiner Anmeldepflicht nachzukommen und ſeinem Gewerbe das 
geſetzliche Kennzeichen eines kaufmänniſchen Unternehmens zu 
geben. Ein Geſetzbuch, das von dem Grundgedanken aus— 
geht, daß nicht das Belieben des Einzelnen, ſondern die 
Verkehrsbedürfniſſe und die Sicherheit des Publikums darüber 
zu entſcheiden haben, ob ein Gewerbe als ein kommerzielles 
anzuſehen ſei oder nicht, — das mit Abſicht nicht die That— 
ſache, ſondern die Nothwendigkeit einer kaufmänniſchen Be— 
triebsweiſe als materielle Vorausſetzung für den Erwerb der 
Kaufmannseigenſchaft aufgeſtellt hat, durfte ſich mit einem 
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ſo wenig ſcharfen Mittel, wie es die Verhängung einer Ord— 
nungsſtrafe darſtellt, nicht begnügen. Meines Erachtens 
wäre eine Beſtimmung dringend erforderlich, wonach für den 
Fall, daß ein Eintragspflichtiger auch durch Ordnungsſtrafen 
nicht zur Anmeldung des Firmeneintrages veranlaßt wird, 
das Regiſtergericht von Amts wegen dieſen Firmeneintrag vor— 
nehmen darf oder ein richterliches Urtheil den fehlenden An⸗ 
trag erſetzen kann. | 


IV. 


Das formelle Syſtem des deutſchen Haudelsrechts. 
Die fingirten Handelsgewerbe. Formkaufleute. 


Dem bisherigen und dem künftigen deutſchen Handels— 
rechte iſt der Satz gemeinſam: Kaufmann iſt, wer ein 
fingirtes Handelsgewerbe betreibt (ſ. Anm. 20 dieſer 
Abhandlung). Dieſer Satz löſt den Kaufmannsbegriff voll⸗ 
ſtändig von dem Begriffe des Handels und des Gewerbes. 
Jedes nur denkbare Unternehmen kann den Charakter als 
fingirtes Handelsgewerbe gewinnen und damit als Grund— 
lage für die Erlangung der Kaufmannseigenſchaft dienen. 
Selbſt wenn einzig und allein geſellige, künſtleriſche, wiſſen— 
ſchaftliche, religiöſe oder politiſche Zwecke verfolgt werden 
und die Abſicht des Erwerbes völlig ausgeſchloſſen iſt, wird 
der Inhaber des Unternehmens zum Kaufmann! Nothwendig 
iſt nur die Erfüllung zweier formellen Vorausſetzungen: einer: 
ſeits das Vorhandenſein einer gewiſſen geſellſchaftlichen Organi— 
ſation, andererſeits die Regiſtrirung. 

Dieſes rein formelle Syſtem zur Beſtimmung des Kauf— 
mannsbegriffes iſt ſeit dem Genoſſenſchaftsgeſetz von 1868 
in das deutſche Handelsrecht gelangt. Es bildete aber zu 
dem ſonſtigen Charakter des Allgem. deutſchen Handelsgeſetz— 
buches, das den Begriff des Kaufmanns erſt von dem der 
Handelsgeſchäfte ableitete, einen ſcharfen Gegenſatz. In den 
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Rahmen des neuen Handelsgeſetzbuches dagegen, das den 
Kaufmannsbegriff verſelbſtändigt und den Begriff des Handels- 
geſchäfts erſt mit Beziehung auf den des Kaufmanns feſt— 
ſtellt, reiht ſich das formelle Syſtem ohne Disharmonie ein. 

Zunächſt wird verlangt, daß das Unternehmen in der 
Form einer Geſellſchaft organiſirt iſt. Eine Einzelperſon 
kann nicht für ſich allein ein fingirtes Handelsgewerbe be— 
treiben. Aber nicht jede Geſellſchaftsform hat die Macht, 
ein Unternehmen zu einem kaufmänniſchen zu ſtempeln. Es 
gehören hierher nur folgende Geſellſchaften: die Aktiengeſell— 
ſchaft, die Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, die Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung und die eingetragenen Erwerbs— 
und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften. Dieſe genannten Geſell— 
ſchaften gelangen als ſolche nicht ſchon durch Annahme einer 
entſprechenden Organiſation zur rechtlichen Exiſtenz, ſondern 
erſt durch die Eintragung in das Handels- bezw. Genoſſen— 
ſchaftsregiſter. In dieſer Beziehung hat alſo auch im formellen 
Syſtem die Regiſtrirung rechtsbegründende Bedeutung: ſie 
macht das geſellſchaftliche Unternehmen zu einem fingirten 
Handelsgewerbe, die Geſellſchaft zu einer Handelsgeſellſchaft“ !). 
Indeſſen ſie hat nicht die weittragende rechtserzeugende Kraft, 
die ihr, wie gezeigt, im materiell-formellen Syſtem des neuen 
Handelsgeſetzbuches zukommt. Jedes Gewerbe wird in Zu— 
kunft durch die Eintragung zum Handelsgewerbe, aber nicht 
jede Geſellſchaft wird durch die Eintragung zur Handels— 
geſellſchaft. Nach bisherigem, wie nach künftigem deutſchen 
Handelsrecht ſpielt der Firmeneintrag im formellen Syſtem 
lediglich die Rolle einer condito sine qua non, die nur, 


41) In der Regel pflegt man allerdings die eingetragene Erwerbs⸗ und 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaft nicht zu den Handelsgeſellſchaften zu 
rechnen, weil das Reichsgeſetz vom 1. Mai 1889 im 5 17 dieſelbe 
nur als „Kaufmann“ und nicht als „Handelsgeſellſchaft“ bezeich⸗ 
net, und weil im $ 3 des Auswanderungsgeſetzes vom 9. Juni 
1897 die Genoſſenſchaften neben den Handelsgeſellſchaften genannt 
werden. Indeſſen iſt ein ſachlicher Grund nicht zu finden, der zu 
dieſer Ausſchließung berechtigte. 
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wenn alle ſonſtigen vom Geſetze aufgeſtellten Eſſentialien 
wirklich vorhanden find, noch hinzutreten muß, um dem ge: 
ſellſchaftlichen Unternehmen den Charakter eines kaufmän⸗ 
niſchen zu verleihen. Hier heilt alſo die Eintragung nicht 
einfach alle Mängel, welche etwa bezüglich der Vorausſetzungen 
für den Firmeneintrag beſtehen ſollten! ). 

Die Regiſtrirung herbeizuführen, ſind die Inhaber des 
betreffenden geſellſchaftlichen Unternehmens nicht verpflichtet, 
ſondern nur berechtigt. Der deutſche Geſetzgeber verwendet 
alſo auch hier das Prinzip der freiwilligen Eintragung. 
Dadurch wird eine gewiſſe Aehnlichkeit zwiſchen den auf 
Grund des formellen Syſtems zu Kaufleuten erklärten Per⸗ 
ſonen und den durch das materielleformelle Syſtem geſchaffenen 
Kannkaufleuten hervorgerufen. Immerhin beſtehen aber zwi— 
ſchen beiden Kaufmannskategorien ſo tiefgreifende Unterſchiede 
in den vom Geſetzgeber aufgeſtellten integrirenden Voraus: 
ſetzungen, daß es ſich nicht empfiehlt, wegen der gemeinſchaft— 
lichen, aber doch nur ſekundären Erſcheinung, Anwendung 
des Prinzips der freiwilligen Eintragung, beide Kategorien 
zu einer einzigen Gruppe zu vereinigen. Der Umſtand, daß 
der Zweck des Unternehmens völlig belanglos iſt, vielmehr 
lediglich die Form der geſellſchaftlichen Organiſation eine 
maßgebende Bedeutung beſitzt, trennt das formelle Syſtem 


42) Eine eingehende Darlegung der Rolle, welche der Firmeneintrag 
in dem formellen Syſtem des deutſchen Handelsrechts ſpielt, findet 
ſich in Jhering's Jahrbüchern Bd. XXIII S. 389 ff. in einer 
Abhandlung „Gründungsmängel und Eintragung der Aktiengeſell⸗— 
ſchaft“ von Karl Lehmann. Die bisher in Theorie und Praxis 
herrſchende Anſicht nahm einen, dem hier vertretenen, entgegen⸗ 
geſetzten Standpunkt ein. Sie erachtete die Eintragung als die 
alleinige causa efficiens. Namentlich hat das Reichsoberhandels⸗ 
gericht ſtets betont: nur die Eintragung iſt weſentlich. Vgl. 
z. B. die Entſch. des ROHG.'s Bd. VII S. 241 ff. (19. Oktober 
1872), Bd. XVI S. 357 ff. (10. April 1875). Auch Thöl, 
Handelsrecht, 6. Aufl. 1879, S. 457 ſagt: „Die eingetragene 
Aktiengeſellſchaft beſteht dritten Perſonen gegenüber lediglich 
kraft der Eintragung.“ 
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des deutſchen Handelsrechts von allen übrigen zur Beſtim— 
mung des Kaufmannsbegriffes verwendeten Syſtemen. 
Durch die Anerkennung der fingirten Handelsgewerbe 
wird die letzte der großen Kaufmannsgruppen im deutſchen 
Handelsrecht geſchaffen: die Gruppe der Formkaufleute !“). 
Als Inhaber des fingirten Handelsgewerbes gilt die Geſell— 
ſchaft als ſolche, als juriſtiſche Perſon. Die einzelnen Mit— 
glieder dagegen nehmen an der Kaufmannseigenſchaft nicht 
Theil. Somit wird regelmäßig der Formkaufmann eine 
juriſtiſche Perſon ſein. Eine Ausnahme entſteht nur bei der 
Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, wenn man — wie es viel— 
fach geſchieht — den Komplementären als ſolchen die Kauf— 
mannseigenſchaft zuerkennt !“). In dieſem Falle erlangen 
auch phyſiſche Perſonen die Eigenſchaft als Formkaufleute. 


43) Andere, mehrfach gewählte Bezeichnungen ſind: fingirte oder fiktive 
Kaufleute, Kaufleute kraft Rechtsform, Kaufleute kraft Geſellſchafts⸗ 
form und Eintragung u. ſ. w. 

44) Die Kaufmannseigenſchaft des Komplementärs einer Kommandit— 
geſellſchaft auf Aktien bejahen z. B. Behrend, Lehrbuch des 
Handelsrechts I, 1886, S. 104; Coſack, Lehrbuch des Handels— 
rechts, 4. Aufl. 1898, S. 692; Düringer- Hachenburg, 
Kommentar, 1. Liefg. 1898, S. 26—27 u. a. m. — Die rechtliche 
Konſtruktion der Kommanditgeſellſchaft auf Aktien iſt ſehr beſtritten. 
Im Weſentlichen kann man unter den divergirenden Anſichten drei 
Hauptgruppen unterſcheiden. Nach der einen Hauptanſicht ſtellt 
die fragliche Geſellſchaftsform eine modifizirte römiſch⸗ rechtliche 
Sozietät dar. Dieſer Anſchauung huldigen beſonders Thöl, 
Goldſchmidt, Renaud, Laband. Die zweite Gruppe, vers 
treten beſonders durch Staub und Endemann, hält die Kom⸗ 
manditgeſellſchaft auf Aktien als Ganzes für eine juriſtiſche Perſon. 
Nach der Anſicht der dritten Gruppe endlich, deren Hauptvertreter 
Gierke, Behrend, Sohm, Coſack find, rechnet die Kom: 
manditgeſellſchaft auf Aktien zu den deutſchrechtlichen Geſellſchaften 
zur geſammten Hand. 

Neben dieſen drei Hauptgruppen gibt es noch zahlreiche 
andere, mehr oder minder vereinzelt daſtehende Anſchauungen. Es 
ſeien hier nur erwähnt die von Gareis vertretene Theorie von 
der relativen juriſtiſchen Perſönlichkeit, und die von Dietzel in 
dieſer Zeitſchrift Bd. II S. 1 ff. verfochtene Pekulientheorie. Ein 


— —— 
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Die Anwendung des rein formellen Syſtems bei Ab: 
grenzung des Kaufmannsbegriffes bietet einen Beweis für 
die am Anfange dieſer Darſtellung geſchilderte Kommerziali⸗ 
ſirung des bürgerlichen Rechts. Rechtsinſtitute und Rechts⸗ 
verhältniſſe, die an ſich mit dem Handelsverkehr nichts zu 
thun haben, werden aus Zweckmäßigkeitsgründen der Herr: 
ſchaft des Handelsrechts unterſtellt. „Weil gewiſſe Formen 
von geſellſchaftlicher Organiſation ganz vorwiegend für Tauf: 
männiſche Zwecke verwendet werden, erklärt das Geſetz dieſe 
Formen als ſolche für kaufmänniſche und beſtimmt, daß jede 
derart organiſirte Geſellſchaft als Kaufmann anzuſehen ſei, 
mag fie auch im Einzelfalle kaufmänniſche Zwecke nicht ver: 
folgen *°.” — Dieſer Vorgang bildet keine Eigenthümllichkeit 
in der Entwicklung des deutſchen Privatrechts; er iſt viel⸗ 
mehr einer großen Zahl von ausländiſchen Gefeßgebungen *°) 


näheres Eingehen auf die ſehr intereſſante Kontroverſe überſchreitet 
den Rahmen dieſer Arbeit. 

45) Coſack, Lehrbuch des Handelsrechts, 4. Aufl. 1898, S. 27. 

46) Beiſpielsweiſe verfügt ein franzöſiſches Geſetz vom 1. Auguſt 1893, 
daß jede Kommanditgeſellſchaft auf Aktien bezw. Aktiengeſell⸗ 
ſchaft, auch wenn der Gegenſtand ihres Unternehmens nicht in 
Handelsgeſchäften beſteht, als „sociè'te en commandite par 
actions“ oder als „société anonyme (A capital variable ou 
à capital fixe) begründet werden kann und alsdann als eine 
„société de commerce“ zu betrachten iſt. — Und das Handels⸗ 
geſetzbuch von Argentinien vom 5. Oktober 1889 beſagt in ſeinem 
Art. 282 Abſ. 2, daß jede Aktiengeſellſchaft eine Handelsgeſell⸗ 
ſchaft ſei, möge ihr Zweck ſein, welcher er wolle. (Vgl. 
Rieſſer, Der Einfluß handelsrechtlicher Ideen auf den Entwurf 
eines Bürgerlichen Geſetzbuches, 1894, S. 64 und 67. — Selbſt 
im japaniſchen Handelsrecht — Handelsgeſetzbuch vom 7. Auguſt 
1890 und Nachtragsgeſetz vom 1. Juli 1893 — findet ſich ſchon 
die ausdrückliche Beſtimmung für die Aktiengeſellſchaft (Kabu- 
shikikwaisha), daß ihr Zweck nicht auf den Betrieb von Handels⸗ 
geſchäften gerichtet zu ſein braucht. (Vgl. dieſe Zeitſchrift 
Bd. XLVII S. 128. — Im Gegenſatz hierzu gibt es aber auch 
Geſetzgebungen, welche als weſentliches Begriffserforderniß für 
jede Handelsgeſellſchaft den Betrieb von Handelsgeſchäften auf⸗ 
ſtellen. So beſtimmt der ſpaniſche Codigo de comereio vom 

Zeltſchrift für Handels recht. Bd. XLIX. 4 
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gemeinſam, wenn er auch nicht überall in gleichem Umfange, 
wie im deutſchen Recht, zur Erſcheinung gelangt iſt. 


22. Auguſt 1885, daß nur ſolche erlaubten Aſſociationen den 
Charakter von Companias mereantiles beſitzen ſollen, die zum 
Gegenſtande ein induſtrielles oder Handels unternehmen haben. Auf 
demſelben Standpunkte ſteht das belgiſche Handelsgeſetzbuch. Nur 
macht es im Art. 136 eine geringfügige Ausnahme bezüglich der 
Bergwerksgeſellſchaften: „Les sociétés dont l'objet est l’exploi- 
tation des mines, peuvent, sans perdre leur caractere civil. 
emprunter les forines des sociétés commerciales, en se sou- 
mettant aux dispositions du présent titre.“ — Einen ver⸗ 
mittelnden Standpunkt nehmen wiederum andere Geſetzgebungen 
ein, welche die Geſellſchaften des bürgerlichen Rechts, ſofern ſie in 
Form von Aktiengeſellſchaften organiſirt ſind (Civilaktiengeſell⸗ 
ſchaften), wenn auch nicht allen, ſo doch dem größten Theile der 
handelsrechtlichen Normen unterwerfen. Hierher gehören z. B. der 
italieniſche Codice di commercio (Art. 229) und der portugieſiſche 
Codigo commercial (Art. 106). — Eine ausführliche Darſtellung 
der hier in den verſchiedenen Geſetzgebungen herrſchenden Anſchauun⸗ 
gen gibt Karl Lehmann, Das Recht der Aktiengeſellſchaften, 
1898, Bd. 1 S. 143 - 145. 


III. 


Stitrige zun Firnturetzt. 
Von 


Herrn Dr. iur. Otto Opet, Privatdozenten an der 
Univerſität Bern. 


Einleitung. 


Unter den Materien, die das deutſche Handelsgeſetzbuch 
von 1897 gegenüber ſeiner Faſſung von 1861 einer Neu⸗ 
regelung unterworfen hat, nimmt das Firmenrecht eine 
der erſten Stellen ein. Das zeigt ſich ſowohl in der äußeren 
Form — den dreizehn alten Artikeln ſtehen jetzt einundzwanzig 
Paragraphen gegenüber — als auch innerlich — in der geſtei⸗ 
gerten Bedeutung der Firma auch im Gebiete des materiellen 
Rechts. Unter dieſen Umſtänden kann ein erſchöpfendes Ver: 
ſtändniß des vom 1. Januar 1900 ab geltenden Firmenrechts 
nicht aus der bloßen Zuſammenſtellung ſeiner Abweichungen 
von dem früheren Rechtszuſtand gewonnen werden; dazu be— 
darf es vielmehr einer ſelbſtändigen Darſtellung des neuen 
Rechts, die, ohne auf die Ergebniſſe der bisherigen Forſchung 
zu verzichten, dennoch das Schwergewicht auf die Ermittlung 
des eigenen Gedankengehaltes der neuen Kodifikation legt. 

Die vollſtändige Durchführung dieſer Aufgabe würde 
den hier zur Verfügung ſtehenden Raum weit überſchreiten; 
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die vorliegenden Ausführungen ſollen deshalb nur Beiträge 
zu ihrer Löſung liefern, indem ſie den Verſuch machen, die— 
jenigen Beſtandtheile des Firmenrechts, die ſich lediglich mit 
der formellen Natur der Firma befaſſen, vom Stand— 
punkt des neuen Rechts aus zu erörtern. 

Dementſprechend werden im Folgenden Firmenfähig— 
keit und Firmenpflicht, Firmenannahme, Firmen— 
beſtandtheile, Firmenarten, Firmen veränderung, 
Firmenfortführung und Firmenfortfall der Beſpre— 
chung unterzogen. 


I. Abſchnitt. 
Firmenfähigkeit und Firmeupflicht. 


Firmenfähigkeit bezeichnet die Eignung, Subjekt 
eines Firmenrechts zu werden. 

Im Allgemeinen ſteht dieſe facultas nur Gewerbe 
treibenden Rechtsgebilden ) zu, deren Gewerbebetrieb über 
den Umfang des Kleingewerbes hinausgeht, § 4. Da: 
nach iſt firmenfähig: 

1. Der Kaufmann im Sinne des § 1, d. h. derjenige, 
der Grundhandelsgeſchäfte betreibt. 

2. Wer ein gewerbliches Unternehmen betreibt, 
das dem Umfange nach?) einen in faufmän- 


1) Der unbeſtimmte Ausdruck Hit abſichtlich gewählt, um eine Zus 
ſammenfaſſung der rechtlich verſchieden zu konſtruirenden Firmen⸗ 
träger zu ermöglichen. | 

) Der geſetzliche Wortlaut verlangt ein nach Art und Umfang 
einen in kaufmänniſcher Weiſe eingerichteten Geſchäftsbetrieb er⸗ 
forderndes Unternehmen. Mit Recht bemängelt indes Staub, 
Kommentar zum HGB. (6. Aufl., Berlin 1899) § 2 A. 7 S. 63 
dieſe Faſſung, da ſich durchaus nicht einſehen läßt, wie die Art 
des Unternehmens für die Einrichtungsweiſe des Geſchäftsbetriebes 
entſcheidend ſein ſoll. Dafür iſt lediglich der Umfang des Unter⸗ 
nehmens maßgebend. Dagegen Düringer und Hachenburg, 
Kommentar zum HGB. (Mannheim 1899) S 2 Il aa S. 39, wo⸗ 
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niſcher Weiſe eingerichteten Gewerbebetrieb 
erfordert, auch wenn keine Grundhandelsgeſchäfte 
den Gegenſtand des Unternehmens bilden, § 2. 

3. Wer als Nebengewerbe mit feinem land- oder 
forſtwirthſchaftlichen Betriebe ein Unterneh— 
men verbindet, das dem Umfange nach einen 
in kaufmänniſcher Weiſe eingerichteten Ge— 
werbebetrieb erfordert, auch wenn keine Grund⸗ 
handelsgeſchäfte den Gegenſtand des ne 
bilden, § 3. 


Ob der gewerbliche Betrieb durch eine Einzelperſon, 
eine offene Handelsgeſellſchaft, eine Kommanditgeſellſchaft, 
einen rechtsfähigen Verein oder eine ſonſtige juriſtiſche Perſon?) 
erfolgt, iſt für die Firmenfähigkeit unerheblich. 

Rechtsgebilde, die kraft Geſetzes mit Kaufmanns⸗ 
eigenſchaft ausgeſtattet ſind, beſitzen, ohne Rückſicht, ob 
und in welchem Umfange fie ein Gewerbe betreiben, Firmen: 
fähigkeit. Dahin zählen: 


nach die Art des Gewerbebetriebes ſeinen Charakter als kaufmän⸗ 
niſchen gegenüber dem Handwerk, der Land⸗ oder Forſtwirthſchaft, 
den wiſſenſchaftlichen oder künſtleriſchen Erwerbszweigen hervorheben 
fol. Das [trifft jedoch nicht zu. Die beiden letzterwähnten Er⸗ 
werbszweige bilden überhaupt nicht Gegenſtand eines gewerblichen 
Unternehmens, brauchen alſo auch dem kaufmänniſchen Gewerbe⸗ 
betrieb nicht gegenübergeſtellt zu werden; ebenſo find Land⸗ oder 
Forſtwirthſchaft, wie $ 3 ergibt, an ſich nicht geeignet, die Bafis 
für einen handelsrechtlich zu beurtheilenden Gewerbebetrieb abzu⸗ 
geben, benöthigen alſo ebenfalls keiner Ausſcheidung vom Begriff 
des kaufmänniſchen Gewerbebetriebes; das Gleiche gilt vom Hand⸗ 
werk, deſſen Betrieb nach $ 4 Abſ. 1 niemals die Firmenfähigkeit 
zu verleihen im Stande iſt. Gareis, Lehrbuch des Handelsrechts 
(6. Aufl., Berlin 1899) S. 58 ſcheint Art und Umfang als bloße 
Tautologie zu faſſen. Nach K. Lehmann, Kommentar zum 
HGB. (Berlin 1899) $ 2 N. 4 S. 31 handelt es ſich um groß: 
kaufmänniſchen Betrieb, der ſich mit einem in großem Umſang er⸗ 
folgenden Betrieb nicht immer decke. 

3) Etwa eine Stiftung, $ 80 B. GB.'8, eine Perſon des öffentlichen 
Rechts, § 36. 
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1. Die Aktiengeſellſchaft, § 178. 
2. Die Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, 
§ 320. 
3. Die eingetragene Genoſſenſchaft. 
4. Die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung. 
Mit der Firmenfähigkeit iſt regelmäßig die Firmen: 
pflicht verbunden, der Firmenfähige bei Meidung des ge— 
mäß 8 37 Abſ. 1 geregelten Ordnungsſtrafverfahrens zur 
Firmenannahme gezwungen. Ein Ceſſiren der Firmen: 
pflicht trotz vorhandener Firmenfähigkeit findet nur in zwei 
Fällen“) ſtatt: 
a) Für den nach $ 3 firmenfähigen Land- oder Forſt⸗ 
wirth, $ 3 Abſ. 2 a. E. 
p) Für das Reich, die Bundesſtaaten und die in— 
ländiſchen Kommunalverbände als Unternehmer 
eines firmenfähigen Gewerbebetriebes, § 36. 


II. Abſchnitt. 


Die Firmenannahme. 


Das Recht zur Führung einer beſtimmten Firma er— 
wirbt der Firmenfähige durch deren Annahme )). 


4) Deren übereinſtimmende Behandlung ſich indes auf die Freiheit in 
der Firmenannahme beſchränkt. Die Firmenführung und Firmen⸗ 
aufgabe unterliegt dagegen in beiden Fällen abweichenden Normen. 
Hat der Land- oder Forſtwirth für das firmenfähige Nebengewerbe 
eine Firma eintragen laſſen, ſo iſt er zur Herbeiführung ihrer 
Löſchung nur dann befugt, wenn die Umſtände, unter denen eine 
Firma im Allgemeinen gelöſcht werden darf, ſich verwirklichen. 
Das Reich, der Bundesſtaat oder der inländiſche Kommunalverband, 
die eine Firma eintragen ließen, find dagegen, wie das Fehlen 
einer dem Schluß von § 3 Abſ. 1 entſprechenden Beſtimmung im 
§ 36 erweiſt, jederzeit zum Anſpruch auf Firmenlöſchung legitimirt. 
Düringer⸗ Hachenburg 5 14 I S. 73, § 36 1 S. 138. Da: 
gegen Lehmann 8 36 N. 1 S. 113. Staub 836 Abſ 3 S. 174. 

5) Gierke, D. Privatrecht Bd. I S. 724. Krückmann, Inſti⸗ 
tutionen des B.GB.'s (Göttingen 1898) S. 80. 
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Die Firmenannahme iſt eine private Willensthat, 
nämlich diejenige Handlung des Firmenfähigen, die ſeinen 
Entſchluß, ſich fortan einer gewiſſen Firma zu bedienen, der 
Außenwelt in ernſtlicher Weiſe kund thut. Der Kreis der 
als Firmenannahme zu qualifizirenden Handlungen läßt ſich 
im Einzelnen nicht erſchöpfend umſchreiben; neben dem Ge— 
brauch der Firma im Geſchäftsbetriebe kann in gleicher 
Funktion ihre Anmeldung zur Eintragung in das Han⸗ 
delsregiſter ©), die Dritten gegenüber abgegebene Erklärung, 
eine beſtimmte Firma führen zu wollen, u. ſ. w. Ver⸗ 
wendung finden. 

Die Annahme erfolgt im Wege entweder der Firmen: 
wahl oder der Firmenfortführung. Bei der erſteren 
beſtimmt der Wille des Firmenfähigen die Geſtaltung der 
von ihm anzunehmenden Firma, bei der Firmenfortführung 
iſt hierfür ein anderer Wille, nämlich desjenigen, zu deſſen 
Handelsgeſchäft der Firmenfähige in gewiſſe Beziehungen 
tritt, entſcheidend. 

Die folgende Betrachtung wird ſich auf die Möglichkeit 
der Firmenannahme im Wege der Firmenwahl beſchränken, 
die Firmenannahme im Wege der Firmenfortführung da— 
gegen, deren Verſtändniß die voraufgehende Erörterung des 
Begriffes der Firmenveränderung erheiſcht, unberückſichtigt 
laſſen 7). 

Die Firmenwahl, d. h. alſo die endgiltige Fixirung 
des Willens eines Firmenfähigen rückſichtlich der von ihm 
als Firma anzunehmenden ſprachlichen Bezeichnung, darf nicht 
willkürlich erfolgen s). Es find vielmehr dabei beſtimmte 

6) Nicht aber ihre Eintragung im Handelsregiſter, wie Ramdohr, 
bei Gruchot Bd. XLIII S. 48, annimmt. Das gilt auch, wenn 
eine Firma ohne darauf gerichteten Antrag aus irgend welcher 

Veranlaſſung eingetragen worden iſt. § 5 begründet dann kein 

Firmenrecht des Eingetragenen, ſondern eine ganz anderen Inhalt 

bietende eventuell einem Jeden zuſtehende Befugniß. 

7) Vgl. Abſchnitt VI. 
8) Wie dies, ſoweit nicht in beſtehende Privatrechte eingegriffen wird, 
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Grundſätze — die Firmenrechtsprinzipien — zu beob— 
achten, die theils jeden Firmenfähigen, theils nur gewiſſe 
Gruppen derſelben berühren. 

Allgemeinen Charakter haben die Prinzipien der Firmen— 
ausſchließlichkeit und der Firmenwahrheit ). 

a) Der Grundſatz der Firmenausſchließlichkeit 
bezweckt den Schutz der zur Zeit der Entſtehung einer Firma 
bereits vorhandenen Firmen vor der neuen Firma, indem er 
die Annahme einer ſich mit einer alten Firma deckenden 
oder ſich von einer ſolchen nicht deutlich unterſcheidenden 
Firma unterſagt, § 30 Abſ. 1. Das Verbot gilt jedoch 
nicht abſolut, ſondern unter einer doppelten Beſchränkung: 

1. Der Schutz kommt nur denjenigen Firmen zu Gute, 
die an demſelben Ort !“) oder in derſelben Ge— 
meinde 1!) wie die neue Firma beſtehen. 


im engliſchen Recht der Fall. Vgl. Behrend, Lehrbuch des 

Handelsrechts (Berlin 1886) Bd. I S. 270. 
9) Coſack, Lehrbuch des Handelsrechts (4. Aufl., Stuttgart 1898) 

S. 78. Denkſchrift S. 34, 41. 
10) Engſte, allgemeiner bekannte geographiſche Bezeichnung 
eines Theils der Erdoberfläche, nach K. Lehmann's zutreffendem 
Ausdruck, § 30 N. 3 S. 105, ein „Verkehrsbegriff“. Bebauung 
mit Häuſern, die von Völderndorff (bei Endemann, Hand⸗ 
buch Bd. 1 S. 201) verlangt wird, iſt kein nothwendiges Erforderniß 
des Ortsbegriffes, ebenſo wenig die politiſche Zuſammengehörigkeit 
der darunter fallenden Fläche, was Staub § 29 N. 3 S. 160 
anzunehmen ſcheint. Anſchütz (Allfeld) Art. 20 N. 4 S. 138. 
v. Hahn Art. 20 § 5 S. 169. Kann doch ein und derſelbe Ort ſelbſt 
verſchiedenen Staaten angehören. Beſchluß des Kammergerichts vom 
12. November 1889 (Johow Bd. VIII S. 12). Ob ſelbſtändig 
benannte Vororte und Vorwerke auf den Ortscharakter An⸗ 
ſpruch haben, iſt quaestio facti, je nachdem ihr Name auch 
außerhalb des engeren Kreiſes ihrer eigenen und der benachbarten 
Einwohnerſchaft als Ortsbezeichnung bekannt iſt. 
Ihr Erforderniß bildet die politiſche Zuſammengehörig⸗ 
keit unter kommunaler Verwaltung. K. Lehmann a. a. O. 
Wirthſchaftliche Zuſammengehörigkeit begründet dagegen keinen Ge⸗ 
meindebegriff. Anders Urth. des OLG.'s Dresden vom 31. März 
1888 (dieſe Zeitſchr. Bd. XXXVII S. 529). — Die Unterſcheidung 


11 
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2. Er erſtreckt ſich ſelbſt auf dieſe Firmen nur, wenn 
ſie in das Handelsregiſter eingetragen ſind. 

Eine Firma, die dieſe beiden Vorausſetzungen nicht gleich⸗ 
zeitig erfüllt, kann das Prinzip der Firmenausſchließlichkeit 
zu ihren Gunſten nicht anrufen. Demnach verletzt eine neue 
Firma, die mit einer bereits beſtehenden Firma volle oder 
weſentliche Homonymie aufweiſt, den Grundſatz der Aus: 
ſchließlichkeit nicht, wenn die alte Firma entweder nicht ein⸗ 
getragen iſt oder ſich zur neuen Firma im Verhältniß lokaler 
Differenz befindet. 

b) Der Grundſatz der Firmenwahrheit bezweckt, 
im Intereſſe des allgemeinen Rechtsverkehrs zu verhüten, daß 
der Inhalt der neuen Firma unzutreffende Angaben biete. 
Die Firmenwahl darf demnach nicht zur Annahme einer 
Firma führen, die ſich als eine mit den vorhandenen That⸗ 
ſachen nicht übereinſtimmende Bezeichnung des unter ihr be⸗ 
triebenen Unternehmens qualifiziren würde. Der Wortlaut 
des Handelsgeſetzbuches läßt eine generelle Anerkennung dieſes 
Grundſatzes vermiſſen: hier iſt nur in den SS 18, 19, alſo 
lediglich für gewiſſe Firmenarten ein unwahrer Firmeninhalt 
ausdrücklich unterſagt. Mit Recht nimmt jedoch die herrſchende 
Anſicht die allgemeine Geltung des Prinzips der Firmenwahr⸗ 
heit an 12), als deſſen Einzelanwendungen jene Spezialver⸗ 
bote zu erachten find". 14). 


von Ort und Gemeinde iſt nothwendig, weil eine und dieſelbe 
Gemeinde mehrere Orte umfaſſen kann. 

12) Auch für die Firmen der von juriſtiſchen Perſonen des § 83 f. 
betriebenen Unternehmungen. Düringer⸗ Hachenburg 8 33 II 
S. 136. Staub 8 33 A. 8 S. 170, § 36 A. 5 S. 175. 

13) Anſchütz (Allfeld) Art. 17 N. 3 S. 127. Düringer⸗ 
Hachenburg $ 18 VI S. 105. Gierke, Zeitſchr. Bd. XLV 
S. 460. K. Lehmann 8 18 N. 1 S. 76. Makower, Kommen⸗ 
tar (12. Aufl., Berlin 1898) § 18 le S. 44. Puchelt⸗Förtſch, 
Kommentar (4. Aufl., Leipzig 1893) Art. 16 N. 14a S. 54. Sieg⸗ 
mund, Verh. des Schweiz. Jur.⸗Vereins 1897 S. 170. Staub 
§ 18 N. 13 S. 120. | 

14) Einer dem Prinzip der Firmenwahrheit entſprechenden Erwägung 
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Steht eine Firma mit dem einen oder anderen dieſer 
Grundſätze in Widerſpruch, ſo unterliegt der Firmenführer, 
auch wenn es ſich um ein der Firmenpflicht nicht unter— 
worfenes Unternehmen 1?) handelt, dem Einſchreiten des 
Regiſtergerichts 1°). 


ſind die Beſtimmungen über das Anbringen von Firma 
oder Name an der Außenſeite oder am Eingang von 
Laden oder Wirthſchaft entſprungen, $ 15a der Gewerbe⸗ 
ordnung (Art. 9 I Einf. Geſ.'s zum HGB.). Ihr Werth iſt im 
höchſten Maße problematiſch: denn fie gewähren nur bei Ab: 
machungen inter praesentes Demjenigen, der mit dem Laden⸗ oder 
Wirthſchaſtsbeſitzer kontrahirt, einen Auſſchluß über die Perſönlich— 
keit ſeines Vertragsgegners, verſagen dagegen in dieſer Funktion 
gänzlich, wenn ſich der Geſchäftsverkehr, wie üblich, ſchriftlich ab— 
wickelt. Die Beurtheilung dieſer Vorſchrift iſt deshalb meiſt im 
ungünſtigen Sinne erfolgt, fo bei G. Cohn, Arch. für bürgerl. 
Recht Bd. XII S. 206; Gierke, Entwurf des neuen HGB.“ 
(Dresden 1897) S. 32. Nur Siegmund S. 107 erachtet die 
Maßregel für empfehlenswerth, hält indes ihre Ausdehnung auf 
den ſchriftlichen Verkehr für geboten, zu welchem Zwecke der Ge⸗ 
werbetreibende verpflichtet werden ſolle, auf allen Briefköpfen, 
Zirkularen und Fakturen die zur Feſtſtellung ſeiner Perſönlichkeit 
erforderlichen Angaben anzubringen. Die Undurchführbarkeit einer 
ſolchen Beſtimmung liegt auf der Hand, nicht minder aber ihre 
Unbilligkeit. Die Nothwendigkeit, ſich für den Geſchäftsbetrieb nur 
formularmäßig ausgeſtatteter Papiere zu bedienen, würde den 
Handelsverkehr in der empfindlichſten Weiſe lähmen und der mo— 
dernen Tendenz, die Schrankenloſigkeit des Handels immer weiter 
auszugeſtalten, durchaus widerſprechen. — Von dem Begriffe des 
offenen Ladens ſchließt L. Cohn (bei Gruchot Bd. XLII S. 77) 
die Jahrmarktsbuden aus, da ſie keine Verkaufsſtätten in 
einer feſten Niederlaſſung darſtellen. Letzteres trifft zu, darf aber 
nicht für den offenen Laden als charakteriſtiſch erachtet werden. 
Einen offenen Laden bildet vielmehr jede der Allgemeinheit zugäng— 
liche, vom Publikum betreibare Verkaufsſtätte, auch wenn ſie ſich 
in einer nur zu dieſer Benützung vorübergehend errichteten Räum— 
lichkeit befindet. 

15) Die Strafandrohung hat ſich dabei gegen diejenige phyſiſche Perſon 
zu richten, die an ſich für die Stellung des Antrags auf Firmen⸗ 
eintragung zuſtändig iſt. Dagegen L. Cohn (bei Gruchot 
Bd. XLII S. 73 N. 10). — Für die Zuläſſigkeit des Ordnungs⸗ 
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In der Beobachtung des Ausſchließlichkeits⸗ und des Wahr⸗ 
heitsprinzips erſchöpfen ſich die der Firmenwahl der juriſtiſchen 
Perſonen des § 33 gezogenen Schranken !). Für die übrigen 
Firmenführer kommen daneben noch weitere Beſtimmungen 
in Betracht, die deren Firmen im Weſentlichen nach zwei 
Richtungen zu ſondern geſtatten: 


a) Die Firmen der kraft Geſetzes mit Kaufmanns⸗ 
eigenſchaft ausgeſtatteten Rechtsgebilde ſind For⸗ 
malfirmen. Sie müſſen gewiſſe, ihrer Form 
nach unveränderliche Beſtandtheile enthalten, um 
als Firmen im Rechtsſinn zu erſcheinen. 

b) Die übrigen Firmen ſind dagegen formfrei, in— 
ſofern der Firmenführer bei Annahme der Firma 
zwar ebenfalls an gewiſſe, ihren Inhalt materiell 
regelnde Beſtimmungen gebunden, nicht aber zur 
Aufnahme formell geſtalteter Beſtandtheile in die 
Firma genöthigt iſt. 

Rückſichtlich der Zahl der anzunehmenden Firmen 
unterliegt der Firmenfähige keinen Beſchränkungen. Er kann 
für ſein Handelsgeſchäft ſowohl eine einzige Firma als auch 
eine Mehrheit von Firmen wählen 1), immer natürlich unter 


ſtrafverfahrens gegenüber juriſtiſchen Perſonen Urtheil des OLG.“ 
Lübeck vom 18. Oktober 1873, Zeitſchr. Bd. XX S. 602. 

16) Damit kann natürlich ein Vorgehen der Beeinträchtigten aus 
Ab. 2 des § 37 konkurriren. — Die Beobachtung der Namen: 
anbringungspflicht, vgl. N. 14, iſt dagegen durch Ordnungsſtrafe 
nicht erzwingbar, ſondern durch Androhung von Kriminalſtrafe, 
8 148 Nr. 14 Gew. Ordn. (J. c. III) ſichergeſtellt. Coſack S. 81. 

16a) K. Lehmann § 33 N. 3 S. 110. 

17) Dernburg, Preuß. Privatr. Bd. II § 313 N. 6. Thöl, Praxis 
S. 26. Zimmermann in Buſch's Archiv Bd. XXXI S. 220. 
Ferner die Praxis des Berliner Firmenregiſters. Dagegen K. Leh⸗ 
mann 8 17 N. 4 S. 73, die N. 19 Genannten, Urtheil des LG.“ 
Frankfurt vom 15. Mai 1888 (Zeitſchr. Bd. XXXVII S. 527). 
Umgekehrt kann natürlich Derjenige, der für mehrere Geſchäfte 
dieſelbe Firma führt, nicht beanſpruchen, daß dieſe einzige Firma 
wie eine Firmenmehrheit behandelt, etwa im Regiſter für jedes 
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der Vorausſetzung, daß die Bildung dieſer ſämmtlichen Firmen 
den Beſtimmungen über die Firmenzuſammenſetzung ent— 
ſpricht. Das Handelsgeſetzbuch hat die Zuläſſigkeit der 
Firmenmehrheit für den Fall, daß unter den mehreren Fir— 
men eine Mehrheit von Niederlaſſungen !“ deſſelben 
Geſchäftsinhabers betrieben wird, ausdrücklich anerkannt, § 50 
Abſ. 3; es bedarf jedoch nicht etwa dieſer Vorausſetzung, um 
den Firmenfähigen zur Annahme einer Firmenmehrheit zu 
legitimiren; vielmehr iſt er dazu, ſelbſt wenn er nur eine 
einzige Niederlaſſung beſitzt, ohne Weiteres befugt. 
Demgegenüber iſt freilich vielfach die Geltung des Prin— 
zips der Firmeneinheit behauptet worden, theils generell 
dahin, daß kein Firmenfähiger für eine einzige Niederlaſſung 
mehr als eine Firma zugleich beanspruchen dürfe !“), theils 


„Geſchäft beſonders eingetragen werde, L. Cohn bei Gruchot 
Bd. LXII S. 50. Die von Maunoury, Du nom commercial 
(Paris 1894) S. 244 Nr. 27, aufgeworfene Frage, was zu ge⸗ 
ſchehen habe, wenn der Inhaber zweier gleich firmirender Ge⸗ 
ſchäfte letztere an zwei verſchiedene Erwerber, beide Mal mit dem 
Recht zur Firmenfortführung, abtrete, erledigt ſich mithin einfach 
dahin, daß mit vollwirkſamer Vornahme der erſten Firmenrechts⸗ 
zeſſion, nach Handelsgeſetzbuch alſo mit deren Eintragung, das 
Firmenrecht in feiner Totalität auf den Erwerber übergegangen 
iſt, demnach jede folgende Abtretung des Firmenrechts pro nihilo 
erachtet werden muß. 

18) Und zwar Haupt⸗ oder Zweigniederlaſſungen. Dazu K. Leh⸗ 
mann 8 50 N. 4. 

19) Die Anhänger dieſer Theorie variiren wiederum dahin, daß die eine 
Gruppe Ortsverſchiedenheit unter den mehreren 
Niederlaſſungen verlangt, ſo Gareis-Fuchsberger 
Art. 16 N. 39 f. S. 50; Urth. des OLG.'s Hamburg (Zeitichr. 
Bd. XL S. 442), während andere Autoren die Firmenmehrheit 
auch dann zulaſſen, wenn die ver ſchie denen Niederlaſſun⸗ 
gen ſich am gleichen Ort befinden, ſo Anſchütz (Allfeld) 
Art. 15 N. 5 S. 118; Behrend S. 267, Coſack S. 79; Düringer⸗ 
Hachenburg § 18 N. 4 S. 104; Ehrenberg, Zeitſchrift 
Bd. XXVIII S. 26; Gierke Bd. I S. 724 N. 38; v. Hahn 
Art. 15 § 2 S. 153; K. Lehmann 8 13 N. 3 S. 58; Manes, 
Das Recht des Pſeudonyms (Göttingen 1899) S. 31; Vidari, 
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in Beſchränkung auf gewiſſe Gruppen von Firmenfähigen, 
indem etwa den offenen Handelsgeſellſchaften und Kommandit⸗ 
geſellſchaften?“) oder den Trägern von Formalfirmen ?!) das 
Recht zur Führung einer Firmenmehrheit in Abrede ge: 
ſtellt wird. 

Die erſte Annahme findet ihre Begründung darin, daß 
beim Vorhandenſein einer einzigen Niederlaſſung die Firmen⸗ 
einheit erforderlich ſei, um jeden Zweifel über das Verhältniß 
von Niederlaſſung und Geſchäftsinhaber auszuſchließen, indem 
die gleichzeitige Führung von mehr als einer Firma leicht 
irrige Anſichten über die Zahl der vorhandenen Nieder⸗ 
laſſungen, dadurch aber auch über den Unternehmer hervor: 
zurufen vermöge, mithin gegen das Prinzip der Firmenwahr⸗ 
heit verſtoße. 

Allein dieſe Erwägung iſt ſchwerlich für zutreffend zu 
erachten. 

Die Möglichkeit, aus der Firmengeſtaltung falſche Schlüſſe 
auf Geſchäft und Geſchäftsinhaber zu ziehen, iſt bei unſerem 
Syſtem des Firmenrechts??) ſtets gegeben; die Firmenmehr⸗ 
heit lediglich deshalb für unzuläſſig zu erklären, weil ſie 
dieſer Möglichkeit ebenfalls Vorſchub leiſten kann, müßte 
deshalb jedenfalls dann als verfehlt erſcheinen, wenn die 
Firmenmehrheit, ohne generell mit geſetzlichen Beſtimmungen 


Corso di diritto com mereiale (Milano 1888, 3. ed.) Bd. J S. 227 
Nr. 237; X, Zeitſchr. Bd. XXVI S. 9; Urth. des OHG.'s vom 
28. September 1875 (Entſch. Bd. XX S. 35 Nr. 12), des OLG. 
München vom 10. Juni 1893 (Zeitſchr. Bd. XLII S. 500). 

20) Düringer⸗ Hachenburg § 19 N. 3 S. 107. K. Lehmann 
§ 19 N. 4 S. 80. Staub § 17 N. 6 S. 108, § 22 N. 9 
S. 129. — Dagegen Urth. des OH G.'s vom 25. Nov. 1874 
(Entſch. Bd. XV S. 175 Nr. 54). 

21) Lehmann, Aktienrecht Bd. 1 S. 152. Keyßner, Zeitſchrift 
Bd. XXI S. 417; Schultze⸗Görlitz, Die Führung des Han⸗ 
dels⸗ und Muſterregiſters (Berlin 1893) S. 221. Staub $ 22 
N. 9 S. 129. — Dagegen Behrend S. 257 N. 33. Düringer⸗ 
Hachenburg 5 18 N. 4 S. 104. Thöl, Praxis S. 26. 

22) Mit Rüdficht auf die Möglichkeit der Firmenfortführung. 
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in Widerſpruch zu ſtehen, ſelbſt für eine einzige Niederlaſſung 
nachweislich einem praktiſchen Intereſſe entgegenzukommen 
vermag. Letzteres dürfte aber gar nicht ſelten der Fall ſein. 
Für den Inhaber eines Handelsgeſchäfts, das mit aus— 
ländiſchen Kunden in geſchäftlicher Verbindung ſteht, wird 
die Möglichkeit, eine deutſchſprachliche und zugleich eine fremd— 
ſprachliche Firma zu führen?“), häufig von großem Werth 


— 


23) Das Handelsgeſetzbuch ſchweigt über das für die Firma anzuwen⸗ 
dende Idiom, das daher jedes beliebige ſein kann. Gareis 
S. 41. Puchelt Art. 15 Note 1a S. 50. Schultze⸗Görlitz 
S. 103. Urth. des Kamm. Ger.'s vom 28. Mai 1888 und vom 
27. Oltober 1890 (Johow Bd. VIII S. 24, Bd. X S. 14). 
K. Lehmann 8 17 N. 11 S. 75 hält den Gebrauch einer todten 
Sprache für unzuläſſig. — Der Wunſch, daß der deutſche Kauf⸗ 
mann fich auch ausſchließlich deutſcher Firmen bedienen möge, iſt 
zwar oft ausgeſprochen worden, ſo auch Kommiſſionsbericht S. 12, 
ſeine Verwirklichung ſcheitert aber an der eingewurzelten Gewohn⸗ 
heit, gewiſſe Firmenrechtsbeſtandtheile ſremdſprachl ich auszudrücken. 
Der Geſetzgeber ſelbſt hat faſt für alle Formalfirmen die Anwen⸗ 
dung undeutſcher Ausdrücke vorgeſchrieben; auch in der Kaufmanns⸗ 
welt herrſcht aber faſt ausnahmslos das Beſtreben, für jede Ge⸗ 
ſellſchaftsfirma den Zuſatz fremdſprachlich zu geſtalten. Weiſt 
doch das geſammte Firmenregiſter des Amtsgerichts I Berlin nur 
eine Firma auf, die ſtatt der Zuſätze „Cie., Comp.“ und ähn⸗ 
lichen ein deutſches Wort bietet (Nr. 16,099: „Deutſche Zeitung. 
Friedrich Lange und Theilhaber“). Unzutreffend machen Anſchütz 
(Allfeld) Art. 16 N. 5 S. 125, K. Lehmann a. a. O. und 
Staub 8 18 N. 14 S. 121 die Zulaſſung des fremden Idioms 
von ſeiner leichten Ueberſetzbarkeit abhängig, eine Bedingung, 
welche die Firmenwahl an ein ganz willkürliches Moment knüpfen 
würde. — In ſalſcher Folgerung aus den für die amtliche Ges 
ſchäftsſprache geltenden Beſtimmungen erachteten Gareis-Fuchs— 
berger Art. 17 N. 66 S. 53 und Völderndorff S. 197 nur 
die deutſche Sprache als Firmenſprache für zuläſſig. — Was für 
die Sprache, gilt auch bezüglich der Schriftzeichen. Nicht nur 
deutſche, ſondern auch fremde Schriftzeichen können in der Firma 
Verwendung finden. Schultze⸗Görlitz S. 103. Siegmund 
S. 304. Gebrauch ſtenographiſcher Zeichen dürfte dagegen nicht 
zuläſſig ſein; denn dieſe ſind nur einem engen Kreiſe verſtändlich, 
während es ſich bei den hier fraglichen Schriftzeichen lediglich um 
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fein ?*); der Erwerber eines Handelsgeſchäſts, das mit dem 
Recht zur Firmenfortführung auf ihn überging, iſt meiſt im 
höchſten Maß intereſſirt, falls er bereits ſelbſt als Inhaber 
eines firmenfähigen Unternehmens eine eigene Firma führte, 
daß ihm nunmehr auch für die zu einer Niederlaſſung ver⸗ 
einigten Geſchäfte die Befugniß zur Führung beider Firmen 
zuſteht, da er andernfalls Gefahr läuft, den eigenen Kunden⸗ 
kreis oder den des übergegangenen Geſchäfts einzubüßen ?“); 
wer ein verſchiedene Branchen umfaſſendes Geſchäft betreibt, 
deren Aufzählung in einer einzigen Firma den üblichen 
Firmenumfang unangemeſſen überſchreiten würde, wird es 
häufig für vortheilhaft erachten, ſein Geſchäft unter einer 
durch zuſätzliche Benutzung der verſchiedenen Branchen . 
lichten Firmenmehrheit zu betreiben?). 


die in einem Sprachgebiet allgemein bekannten Lautbezeichnungen 
handelt. 

24) Dahin gehören Exportgeſchäfte, Hotelunternehmungen u. ſ. w. Bei⸗ 
ſpielsweiſe im Berliner Firmenregiſter Abth. II (AG. I) Nr. 3997, 
„Berlin Phosphate Sewage and Manure Company, Limited“, 
zugleich mit „Berliner Aktiengeſellſchaft für Abfuhr und Phosphat⸗ 
Dünger: Fabrikation“; Nr. 13,454: „Deutſch⸗ethnographiſche Aus⸗ 
ſtellung. Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung“, zugleich mit 
„German- Ethnographie Exhibition Limited“; Nr. 2317: „The 
Germania. Life Insurance Company“, zugleich mit „Die Ger⸗ 
mania. Lebensverſicherungsgeſellſchaft“; Abth. I Nr. 9167: „Brü⸗ 
der Rachmann“, zugleich mit „Rachmann freres“ und mit „Rach- 
mann brothers“. Dagegen K. Lehmann a. a. O. 

25) Behrend S. 257 f. Schultze⸗Görlitz S. 103. So ſührt 
die aus den beiden Geſellſchaftern Hermann und Alfred Paetel be⸗ 
ſtehende offene Handelsgeſellſchaft die beiden Firmen „Allgemeiner 
Verein für deutſche Literatur. A. Hoffmann's Separatkonto“ und 
„Hermann Paetel“ (Nr. 14,494 und 14,482 des Berliner Firmen⸗ 
regiſters Abth. 1); Guſtav Schuhe zugleich die Firma „Deutſche 
Exportzeitung, Verlag und Redaktion Dr. Leo Wehring“ und 
„Guſtav Schuhr Verlagsbuchhandlung“ (ebenda Nr. 25,694 und 
27,386); Johann Franz Landzke zugleich die Firmen „Franz 
Landzke“ und „F. Landzke & Co.“ (Nr. 4653 und 11.376). 

26) Dahin gehören die beiden Firmen von Otto Karl Paul Wendland 
„Allgemeine Börſenzeitung Wendland“ und „Paul Wendland Bank⸗ 
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In dieſen und ähnlichen Fällen die Führung von mehr 
als einer Firma als unzuläſſig abzulehnen, wäre höchſtens 
dann gerechtfertigt, wenn die Firmenmehrheit ſich unzwei— 
deutig mit geſetzlichen Beſtimmungen in Widerſpruch ſetzen 
würde. Davon iſt aber hier ſchlechterdings keine Rede. 
Denn daß § 50 Abf. 3 der Firmenmehrheit nur für eine Mehr: 
zahl von Niederlaſſungen gedenkt, beweiſt nach dem bekannten 
Grundſatz unjus positio non est alterius negatio nichts 
gegen ihre Zuläſſigkeit für eine einzige Niederlaſſung. Die 
gegentheilige Anſicht hat die Nothwendigkeit der Firmen— 
einheit in dieſem letzten Falle deshalb auch gar nicht auf 
jene Geſetzesſtelle, ſondern lediglich auf die bereits als irre— 
levant charakteriſirte Möglichkeit eines Verſtoßes gegen die 
Firmenwahrheit zu ſtützen verſucht. 

Nicht minder unzutreffend wird die Firmeneinheit — 


geſchäft“ (Nr. 22,206 und 23,368); die beiden Firmen von Trieb: 
rich Eberhard Zilleſſen „Buchdruckerei Gutenberg (Fr. Zilleſſen)“ 
und „Buchhandlung der Deutſchen Lehrerzeitung (Fr. Zilleſſen)“ 
Nr. 27,564 und 18,947); die drei Firmen von Karl Langenſcheidt 
„Langenſcheidtſche Verlagsbuchhandlung. Prof. G. Langenſcheidt“, 
„Langenſcheidtſche Buchdruckerei“, „Expedition der Unterrichtswerke 
nach der Methode Touſſaint⸗Langenſcheidt (Prof. G. Langenſcheidt)“ 
(Nr. 27.413 —27.415). 

Derſelbe Vorgang wiederholt ſich im Kreiſe von Handelsgeſell— 
ſchaften. Die Geſellſchafter Ravené und Krehl führen die drei 
Firmen „Jacob Ravené Söhne“ für die Eiſen⸗ und Kurzwaaren⸗ 
branche en gros, Kommiſſion und Export, „Jacob Ravené Söhne 
Kurzwaaren⸗Detail⸗Geſchäft“ mit dem durch die Firma charakteri⸗ 
ſirten Betriebszweig, und „Jacob Ravené Söhne & Co.“ für Eiſen, 
Stahl und Metall en gros (Abth. IT Nr. 13,971, 13,970 und 
13,974); die Geſellſchafter Kloſe und Lenoir die beiden Firmen 
„Kaffee Kloſe. Kloſe & Co.“ und „Hugo Kloſe“; die Geſellſchafter 
Wolff und Hoffſtaedt die beiden Firmen „Mohr & Speyer. Mi: 
litäreffectenfabrik“ und „Mohr & Speyer. Eiſenbahnmontirungs⸗ 
depot“ (Nr. 7676 und 7669). — Mitunter iſt ſogar ohne erkenn⸗ 
bare Veranlaſſung für ein nur eine Branche betreibendes Geſchäft 
eine Firmenmehrheit eingetragen, ſo die beiden Firmen „Beſſerſche 
Buchhandlung (W. Hertz)“ und „Wilhelm Hertz (Beſſerſche Buch⸗ 
handlung)“ für Wilh. Ludw. Hertz (Nr. 28,358). 
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diesmal ohne Rückſicht, ob es ſich um das Vorhandenſein 
einer einzigen oder von mehr als einer Niederlaſſung handelt — 
für gewiſſe Firmenrechtsſubjekte behauptet. 

Für die offene Handelsgeſellſchaft und die Kom— 
manditgeſellſchaft ſoll die Unzuläſſigkeit der Firmenmehr⸗ 
heit daraus folgern, daß die geſetzliche Definition dieſer Ge⸗ 
ſellſchaftsformen „den Betrieb unter gemeinſchaftlicher 
Firma“ als Kriterium verlange, daß die Anmeldung zur 
Eintragung in das Handelsregiſter „die Firma der Geſell⸗ 
ſchaft“ zu enthalten habe und daß auch anläßlich der Firmen⸗ 
änderung und Firmenzeichnung ſowie für die Fortführung 
der Geſellſchaftsfirma der Wortlaut des Geſetzes der Firma 
ſtets in der Einzahl gedenke. 

All' dieſe Umſtände treffen zu, haben aber nicht die ihnen 
zugeſchriebene Beweiskraft. Wenn das Handelsgeſetzbuch bei 
ihren verſchiedenen Erwähnungen die Geſellſchaftsfirma ſtets 
in der Einzahl nennt, ſo ſchließt es ſich damit lediglich dem 
Sprachgebrauch an, den es in dem den Firmenbegriff all⸗ 
gemein behandelnden § 17 Abſ. 1 befolgt. Auch hier heißt 
es: „Die Firma eines Kaufmanns iſt der Name, unter dem 
er im Handel ſeine Geſchäfte betreibt und die Unterſchrift 
abgibt,“ ohne daß aus dieſem Wortlaut etwa der Schluß, 
daß ein Kaufmann nur eine einzige Firma führen dürfe, 
zu ziehen iſt. Vielmehr geht aus dieſer Beſtimmung hervor, 
daß jeder Name zur Firma werden kann, nämlich dann, 
wenn der Firmenfähige ihn zu den für den Firmengebrauch 
charakteriſtiſchen Handlungen — Geſchäftsbetrieb und Unter⸗ 
ſchriftsabgabe im Handel — verwendet, daß mithin ein Kauf⸗ 
mann, der ſich für dieſe Funktionen mehrerer Namen bedient, 
eine Mehrheit von Firmen beſitzt. Daß die Firma der 
Handelsgeſellſchaft und der Kommanditgeſellſchaft endlich als 
„gemeinſchaftliche“ bezeichnet wird, widerſpricht ebenfalls nicht 
der Möglichkeit einer gleichzeitigen Führung von mehreren 
Firmen durch dieſe Gruppe Firmenfähiger. 

In ebenſo wenig ſtichhaltiger Weiſe wird die Noth⸗ 
wendigkeit der Firmeneinheit für die Träger der Formal⸗ 
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firmen darzuthun verſucht. Auch hier handelt es ſich im 
Weſentlichen lediglich um die Berufung auf den geſetzlichen 
Wortlaut, der ſtets in der Einzahl von der Firma der Aktien— 
geſellſchaft, der Kommanditgeſellſchaft auf Aktien u. ſ. w. 
ſpreche, alſo um ein Argument, deſſen Nichtſchlüſſigkeit ſich 
eben erſt herausgeſtellt hat. Staub will freilich die Unzuläſſig— 
keit der Firmenmehrheit auch noch daraus herleiten, daß die 
Annahme einer weiteren Formalfirma zu der bisher geführten 
eine Satzungsänderung verlange?) Was dieſe Erwägung 
dem hier behandelten Problem gegenüber beſagen ſoll, iſt 
jedoch nicht recht erſichtlich, da doch der Vornahme einer 
Satzungsänderung zum Zweck der Firmenvermehrung kein 
geſetzliches Hinderniß im Wege ſteht, der Aktiengeſellſchaft 
oder einem ähnlichen Formalfirmenträger namentlich aber 
nicht verwehrt iſt, gleich in ihrer erſten Satzung eine Mehr— 
heit von Firmen anzunehmen. 

St die Firmen mehrheit demnach für alle Gruppen 
Firmenfähiger unbedingt zuläſſig, ſo iſt ſie anderer— 
ſeits regelmäßig keine rechtliche Nothwendigkeit. 
Vereinzelt iſt freilich für den Fall, daß ein Firmenfähiger 
mehrere ſelbſtändig betriebene Niederlaſſungen beſitzt, das 
Gegentheil behauptet worden?). Allein es fehlt für dieſe 
Meinung durchaus an Gründen. Nur wenn eine Zweig— 
niederlaſſung beim Betriebe unter der Firma des Haupt— 
etabliſſements gegen das Firmenausſchließlichkeitsprinzip ver⸗ 
ſtoßen würde, iſt ihr Inhaber zur Annahme einer zweiten, 
lediglich zur Bezeichnung des Zweiggeſchäfts dienenden Firma 
gezwungen, § 30 Abſ. 3. 

Ob der Firmenfähige ſich nur einer Firma oder einer 
Mehrheit von Firmen bedient, iſt für ſeine rechtliche Lage 
faſt vollkommen irrelevant. In älterer Zeit wurde zwar, 
falls mit der Firmenmehrheit der Betrieb mehrerer ſelb— 


27) Staub 8 50 A. 3 S. 210. 
28) Endemann, Handelsr. § 11 S. 64. Völderndorff S. 194. 
Schultze⸗Görlitz S. 97, 135. 
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ſtändiger Niederlaſſungen zuſammenfiel, mitunter das Gegen⸗ 
theil angenommen?“); allein heute beſteht darüber kein 
Zweifel, daß dieſe mehreren ſelbſtändigen Nieder- 
laſſungen rechtlich eine Einheit bilden, und daß der 
Umſtand ihrer abweichenden Firmirung auf dies Reſultat 
ohne jeden Einfluß iſt ?“). Nur inſofern, als die Wirkſam⸗ 
keit einer Prokurenbeſchränkung, die den Umfang der 
dem Prokuriſten zu Theil werdenden Ermächtigung auf den 
Betrieb einer von mehreren Niederlaſſungen des Geſchäfts⸗ 
inhabers begrenzt, davon abhängt, daß die mehreren Nieder: 
laſſungen unter verſchiedener Firma betrieben werden, § 50 
Abſ. 3, kann noch von einer rechtlichen Bedeutung der Firmen⸗ 
mehrheit geſprochen werden? ). 


29) Bayr. Prioritäts⸗Ord. von 1822 § 8 N. 5 (citirt bei Völdern⸗ 
dorff S. 188). Mommſen in Buſch's Archiv Bd. XXXII 
S. 212. X., Zeitſchr. Bd. XXVI S. 9. Urth. des OLG.'s Wien 
vom 27. Dezember 1861 (Zeitichr. Bd. VI S. 576). 

Behrend S. 205 A. 6. Gareis⸗ Fuchsberger Art. 16 N. 39 f. 
S. 50. Kohler, Markenrecht S. 10, 129. Puchelt⸗Förtſch 
Art. 15 N. 2 S. 50. Simon, Zeitſchr. Bd. XXIV S. 112. 
Thöl, Privatr. S. 26. Vidari Bd. 1 S. 216 Nr. 225. Wäch⸗ 
ter, Handelsr. Bd. 1 § 6 S. 40. Urth. des OLG. Hamburg 
vom 25. Oktober 1886 (Zeitſchr. Bd. XXæXIV S. 561), des OHG.“ 
vom 28. September 1875 (Entſch. Bd. XX S. 35 Nr. 12). 

31) Anſchütz (Allfeld) Art. 43 N. 4 S. 262. Behrend S. 365 
N. 16. Gareis- Fuchsberger Art. 42 N. 24 S. 144. Keyßner, 
Zeitſchr. Bd. XXI S. 414. Kohler S. 130. — Die Beſchrän⸗ 
kung hat freilich, wie Anſchütz a. a. O. A. 15 zutreffend hervor⸗ 
hebt, für den Geſchäftsinhaber nur „formellen Nutzen“. Der Pro⸗ 
kuriſt kann ja unter der Firma der Zweigniederlaſſung die um: 
fangreichſten Geſchäfte ſchließen, für die der Prinzipal nicht nur 
mit dem peculium der Zweigniederlaſſung, ſondern mit ſeinem 
ganzen Vermögen haftet. — Die Möglichkeit der Prokurenbeſchrän⸗ 
kung geſtattet nunmehr die Löſung der Streitfrage, ob dieſelbe 
Perſon zugleich Voll⸗ und Minderfaufmann fein 
könne, in bejahendem Sinne. Coſack S. 64. Puchelt⸗Förtſch 
Art. 10 N. 1a S. 36. Nach früherem Handelsrecht war um- 
gekehrt zu entſcheiden. Anſchütz (Allfeld) Art. 43 A. 10 S. 226. 
Goldſchmidt Hob. Bd. ! S. 533. Zum gleichen Ergebniß ges 


30 


— 
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III. Abſchnitt. 
Die Firmenbeſtandtheile. 


Jede Firma enthält einen eſſentiellen, im Folgenden 
Firmenkorpus genannten Beſtandtheil, worunter diejenige 
der Firma angehörende ſprachliche Bezeichnung zu verſtehen 
iſt, die im Falle Wechſels des Firmeninhabers ſtets unver— 
ändert auf das neue Firmenrechtsſubjekt überzugehen ver— 
mag ). Die übrigen Firmenbeſtandtheile bilden den Firmen- 
zuſatz: er darf nur beim Vorliegen beftimmter Umſtände??) 
von einem neuen Firmeninhaber beibehalten werden. 

Beſteht die Firma nur aus dem Firmenkorpus, ſo iſt 
ſie eine einfache, beſteht ſie aus Korpus und Zuſatz, ſo iſt 
fie eine zuſammengeſetzte Firma. Die Wahl des Firmen: 
führers kann ſich ſtets zu Gunſten der Zuſammenſetzung 
entſcheiden; fie muß es, wenn das Firmenrechtsſubjekt ge= 
ſetzliche Kaufmannseigenſchaft beſitzt oder es ſich um die 
Firma einer Kommanditgeſellſchaft handelt. 

Als Firmenkorpus kann ein Perſonenname, eine 
dem Gegenſtand des Unternehmens entlehnte 
Bezeichnung oder ein Phantaſiewort ?“) Verwendung 
finden. Ob das eine oder andere der Fall, hängt jedoch 
regelmäßig nicht von dem freien Willen des Firmenführers 
ab, ſondern hat ſich nach der Art des Firmenrechtsſubjekts 


langen, unter abweichender Begründung: Behrend S. 195 N. 17; 
K. Lehmann §4 N. 5 S. 40; Staub 84 A. 19 S. 77. 

32) Aber nicht muß, namentlich im Falle der Geſchäftsveräußerung. 

33) Wenn ſeine Beibehaltung nicht dem Grundſatz der Firmenwahrheit 
widerſpricht. Düringer⸗ Hachenburg 818 V S. 105. Staub 
§ 18 A. 11 S. 120. 

34) Darunter iſt jede weder einen Perſonennamen darſtellende noch 
dem Gegenſtand des Unternehmens entlehnte Bezeichnung zu ver⸗ 
ſtehen, ohne Rückſicht, ob dieſelbe dem vorhandenen Sprachſchatz 
entnommen oder vom Firmenführer ſelbſtändig gebildet if. „All 
Heil“, „Styria“, „Gella“ als Korpus einer Aktiengeſellſchaftsfirma 
ſind demnach gleichmäßig für Phantaſieworte zu erachten. 
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zu richten. So läßt die Firma des Einzelkaufmanns, der 
offenen Handelsgeſellſchaft und der Kommanditgeſellſchaft nur 
Perſonennamen, die Firma der eingetragenen Genoſſenſchaft 
nur Gegenſtandsbezeichnungen als Korpus zus); die Firma 
der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung geſtattet dagegen 
die Verwendung ſowohl von Perſonennamen wie von Gegen: 
ſtandsbezeichnungen ?®); freie Wahl unter allen drei Möglich: 
keiten gewährt endlich die Firma der Aktiengeſellſchaft und 
der Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, die auch mit einem 
Phantaſiewort gebildet fein kann?). 

Die Geſtaltung des Firmenzuſatzes iſt, ſoweit 
er nicht der Schaffung einer Formalfirma dient, dem Be⸗ 
lieben des Firmenführers überlaſſen. Nicht dieſelbe Freiheit 
beſtimmt über ſein Vorhandenſein, das vielmehr von 
geſetzlichen Vorſchriften abhängt, die zur Scheidung eines 
obligatoriſchen und eines fakultativen Zuſatzes zwingen, je 
nachdem erſt durch ſeine Exiſtenz die Firma zur zuläſſigen 
wird oder ſie auch als einfache auf die Eigenſchaft der Zu— 
läſſigkeit Anſpruch erheben kann. 

Obligatoriſch iſt der Zuſatz in folgenden Fällen: 

1. Als Formalbezeichnung ). 


35) 88 17 ff. — Gen. Geſ. § 3 Abſ. 1. 

36) Geſ. Geſ. § 4 Abſ. 1. 

37) 820. — „In der Regel“ ſoll hiernach die Firma dieſer beiden 
Geſellſchaftsformen freilich vom Gegenſtand des Unternehmens ent⸗ 
lehnt ſein. Eine derart gefaßte Anordnung hat aber lediglich die 
Bedeutung eines guten Rathes, deſſen Befolgung von der 
Willkür des Berathenen abhängt. Der Regiſterrichter darf daher 
die ſonſt im Einklang mit den geſetzlichen Erforderniſſen beanſpruchte 
Eintragung einer mit einem Perſonennamen oder einem Phantaſie⸗ 
wort gebildeten Aktien⸗ oder Kommanditaktiengeſellſchaftsfirma 
ſelbſt dann nicht ablehnen, wenn jede Begründung, weshalb von 
der Regel abgewichen wurde, mangelt. Dagegen v. Hahn Art. 18 
§ 2 S. 163. K. Lehmann 5 20 N. 2 S. 81. 

88) Unter der Herrſchaft des bisherigen Rechts gebildete Aktien⸗ und 
commanditaktiengeſellſchaftsfirmen, die aus Perſonennamen zu: 
ſammengeſetzt find und nicht erkennen laſſen, daß eine Aktien⸗ oder 
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2. In der Firma der Kommanditgeſellſchaft behufs 
Andeutung“), daß eine Geſellſchaft vorhanden ſei, 
§ 19 Abſ. 2. 


3. In der die Namen nicht aller Geſellſchafter ent: 
haltenden Firma der offenen Handelsgeſellſchaft 
behufs Andeutung, daß eine Geſellſchaft vorhanden 
ſei, § 19 Abſ. 1. 


Kommandiiaktiengeſellſchaft die Inhaberin iſt, müſſen, dem allge⸗ 
meinen Grundſatz entgegen, daß die beim Inkrafttreten des neuen 
Handelsgeſetzbuches eingetragenen Firmen unverändert weitergeführt 
werden dürfen, den Formalzuſatz annehmen. Einf. Geſ. zum HGB. 
Art. 22. Die Beſtimmung wird ſich praktiſch nicht ohne erhebliche 
Schwierigkeiten anwenden laſſen, da das Urtheil darüber, ob die 
Firma den juriſtiſchen Charakter ihrer Inhaber klarſtelle, häufig 
ſchwanken dürfte. Staub 20 A. 4 S. 123 zählt z. B. die Firma 
der Aktiengeſellſchaft „Nähmaſchinenfabrik vormals Frißter & Roß⸗ 
mann“ zu denjenigen Firmen, die auch nach dem 1. Januar 1900 
ohne Formalzuſatz geführt werden können, während man dieſer 
Annahme mit vollem Recht entgegenhalten kann, daß die fragliche 
Firma den Umſtand, daß ſie einer Aktiengeſellſchaft zuſteht, auch 
nicht im Entfernteſten andeutet. Selbſt die Entſcheidung darüber, 
ob eine Firma aus Perſonennamen zuſammengeſetzt iſt, wird nicht 
immer allem Zweifel entzogen ſein. Denn nicht jeder Name, den 
der allgemeine Sprachgebrauch als Perſonennamen qualifizirt, iſt 
auch rechtlich als ein ſolcher zu erachten. „Hera“, „Gutenberg“, 
„Hans Sachs“ ſind z. B. an ſich Perſonennamen; trotzdem bedürfen 
die mit ihnen gebildeten Aktiengeſellſchaftsfirmen, wie „Hera, Ace⸗ 
tylengeſellſchaft“, „Gutenberg, Druckerei und Verlag“, „Hans Sachs, 
Schuhfabrik“, auch nach dem Inkrafttreten des neuen Handels⸗ 
geſetzbuches keines Formalzuſatzes, ſofern jene Perſonennamen in 
den vorliegenden Zuſammenſetzungen als Phantaſiebezeichnungen 
gebraucht ſind. Anders iſt natürlich zu entſcheiden, wenn es ſich 
um die Namen noch vorhandener Perſonen handelt. Eine Aktien⸗ 
geſellſchaft, die das von einem „Hans Sachs“ unter der Firma 
„Hans Sachs, Schuhfabrik“ betriebene Handelsgeſchäft mit dem 
Recht zur Firmenfortführung erwarb und demnach ebenfalls „Hans 
Sachs, Schuhfabrik“ firmirte, muß unter der Herrſchaft des neuen 
Handelsgeſetzbuches den Formalzuſatz annehmen. Dazu K. Leh⸗ 
mann, Zeitſchrift Bd. XLVIII S. 52. 
39) Der Zuſatz braucht alſo nicht ausgeſchrieben zu ſein. 
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4. In der Firma eines Einzelkaufmanns, deſſen neue 
Firma ohne den Zuſatz mit einer an demſelben 
Ort oder in derſelben Gemeinde beſtehenden““) 
und in das Handelsregiſter eingetragenen Firma *!) 
wörtlich übereinſtimmen würde, § 30 Abſ. 2. 

Für die Beifügung eines fakultativen Zuſatzes 
bietet ſich eine zweifache Möglichkeit: 

1. Um die Perſon oder das Geſchäft des Firmen⸗ 
führers zu unterſcheiden “?), §8 18 Abſ. 2 Satz 2. 

2. Um das Nachfolgeverhältniß anzudeuten *?), § 22 
Abſ. 1 Satz 1. 

Die Feſtſtellung der Aufeinanderfolge der Fir— 
menbeſtandtheile iſt regelmäßig der Wahl des Firmen: 
trägers überlaſſen ““). Eine geſetzliche Regelung beſteht nur 
für die Firmen der eingetragenen Genoſſenſchaft und der 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, in denen die Formal⸗ 
bezeichnung als „zuſätzliche“ dem Korpus nachzuſtehen hat““). 


40) Es kann ſich, obwohl der Geſetzestext dies nicht erwähnt, nur um 
eine ſolche Firma handeln. Anderen Falls würden ja bereits er⸗ 
loſchene Firmen, ſofern fie nur noch im Handelsregiſter eingetragen 
ſtünden, ebenfalls einen Schutz genießen, der nur für eine beſtehende 
Firma wirthſchaftliche Bedeutung hat. 

41) Es muß nicht gerade die Firma eines Einzelkaufmanns ſein, wie 
der geſetzliche Wortlaut nahe legen dürfte. 

42) Die an ſich für den Einzelkauſmann gegebene Vorſchrift iſt auf 
Geſellſchaftsfirmen analog anzuwenden. Schultze⸗Görlitz, Han⸗ 
dels⸗ und Muſterregiſter S. 131. 

43) Vgl. N. 39. 

44) Anſchütz (Allfeld) Art. 22 N. 4 S. 152. Schultze⸗Görlitz 
S. 100. Staub § 18 A. 7 S. 118. Urth. d. Kamm. Ger. vom 27. Okt. 
1890, 25. September 1893 (Johow Bd. X S. 14, Zeitſchrift 
Bd. XLVI S. 470). — Für den Nachfolgezuſatz würde ſich geſetz⸗ 
liche Regelung ſeiner Stellung empfehlen, da der Mangel einer 
ſolchen Beſtimmung Irrthümer veranlaſſen kann, wer von den in 
der Firma genannten Perſonen Inhaber und wer Vorgänger iſt. 
Siegmund S. 237. 

45) Pariſius in der Guttentag'ſchen Ausgabe. Gen. Geſ. ©. 4. 
Geſ. Geſ. S. 36. 
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Die rechtliche Werthung des Zuſatzes iſt im 
Falle ſeines obligatoriſchen oder fakultativen Vorhandenſeins 
die gleiche !“): die Firmenzeichnung, die ihn nicht enthält, 
muß als formell unvollſtändig erachtet werden!)), ſetzt alſo 
den Firmenführer eventuell dem Einſchreiten des Regiſter— 
richters aus. 5 


IV. Abſchnitt. 
Die Firmenarten. 
a) Die Firma des Einzelkaufmanns. 


Der Einzelkaufmann, worunter im Folgenden jeder 
Firmenfähige, der ſein Gewerbe ohne Geſellſchafter oder nur 
mit einem ſtillen Geſellſchafter betreibt, verſtanden werden 
wird, hat als Firma ſeinen Familiennamen mit min⸗ 
deſtens einem ausgeſchriebenen Vornamen anzunehmen, 
§ 18 Abſ. 2. 

Soweit die Firma aus dem Familiennamen beſteht, 
iſt der Willkür des Firmenfähigen kein Spielraum gelaſſen. 
Denn „ſein Familienname“ bezeichnet den ihm zufommen: 
den Geſchlechtsnamen, alſo denjenigen Familiennamen, 
den ihm die Rechtsordnung im Augenblick der Firmenannahme 
beilegt. 

Für den männlichen Firmenfähigen kann es ſich 
dabei nur um Geburts, Legitimations- und Adoptiv: 


46) K. Lehmann § 22 N. 9 S. 86. Den ſakultativen Zuſatz er: 
achten v. Hahn Art. 16 89 S. 161 und Urth. des Handelsger. 
Zürich vom 14. Oktober 1898 (Bl. für handelsrechtl. Entſch. 
Bd. XVIII S. 6), den obligatoriſchen Urth. des OHG.'s vom 
28. November 1877 (Entſch. Bd. XXIII S. 141 Nr. 49) für einen 
integrirenden Firmenbeſtandtheil, erſteres freilich im Widerſpruch 
zu Staub $ 18 N. 8 S. 119 und Urth. des OLG.'s Wien 
vom 7. Dezember 1875 (Buſch's Arch. Bd. XLI S. 115). 

47) Ob auch die materielle Wirkſamkeit der Erklärung von der Un⸗ 
vollſtändigkeit der Firmenzeichnung berührt wird, iſt an dieſer 
Stelle nicht zu erörtern. 
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namen handeln, die ſich jedoch in der Zuſtändigkeit regel⸗ 
mäßig gegenſeitig ausſchließen. Der Angenommene darf da⸗ 
her z. B. nur den Adoptivnamen in die Firma aufnehmen, 
nicht etwa ſtatt deſſen den Geburts⸗ oder einen etwaigen 
Legitimationsnamen *?); dem Legitimirten ſteht nur der Legi⸗ 
timationsname, nicht auch der Geburtsname zu. 

Für die femina mercatrix iſt noch die vierte Mög: 
lichkeit des Ehenamens gegeben, deren Vorhandenſein indes 
die Wahl eines der drei übrigen Namen ausſchließt. 

Von dieſen Sätzen iſt in drei Fällen das Stattfinden 
einer Ausnahme behauptet worden: 

a) Dem verheiratheten Einzelkaufmann vindizirt 
— in Uebereinſtimmung mit der franzöſiſchen Praxis“?) — 
ein Urtheil des Reichsgerichts die Befugniß, den aus feinem 
Familiennamen und dem beigefügten Mädchennamen ſeiner 
Frau gebildeten Doppelnamen als den ihm zuſtehenden Fami⸗ 
liennamen in die Firma aufzunehmen“). Allein das für 
die Familiennamensbildung entſcheidende Bürgerliche Geſetz⸗ 


48) Die dem Adoptivkind durch B.G.B. § 1758 Abſ. 2 mangels ab: 
weichender Vereinbarung mit dem Wahl⸗parens gewährte facultas, 
dem Adoptivnamen den früheren Namen hinzuzufügen, ſteht hiermit 
nicht im Widerſpruch. Macht das Kind von dieſer facultas Ge⸗ 
brauch, fo iſt eben der Doppel name der Adoptivname. Seine Ber: 
wendung in der Firma hat jedenfalls nicht die Erſetzung des 
Adoptivnamens durch den früheren Namen zur Folge. 

49) Urth. des Pariſer Ger. vom 3. Juni 1859, des Kaſſationshofs 
vom 1. Juni 1874, des Handelsgerichts St. Etienne vom 8. März 
1898 (Pouillet-St. Léon-Pateille, Dictionnaire de la 
propriete industrielle (Paris 1887) Bd. II S. 213 Nr. 49. 
Zeitſchr. Bd. XXI S. 285. Ann. de droit comm. Bd. XII S. 198. 
Pouillet, Traité des marques de fabrique (3. ed., Paris 
1892) S. 564 Nr. 508. Dagegen Maillard de Marafy, 
Grand dictionnaire international de la propriété industrielle 
Bd. VI S. 29 Nr. 19. Urth. des Pariſer Ger. vom 21. Dezember 
1855 (Pouillet, Dict. Bd. II S. 222 Nr. 34). 

50) Urth. des RG.'s vom 6. Juli 1886 (Entſch. Bd. XVI S. 60 Nr. 12). 
Zuſtimmend Gareis, HGB. S. 42. Dagegen K. Lehmann 
§ 18 N. 4 S. 77. Staub $ 18 A. 4 S. 117. 
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buch anerkennt einen ſolchen Familiennamen nicht. Nimmt 
der verheirathete Einzelkaufmann einen derartigen Namen 
an 5), fo handelt es ſich, richtig verſtanden, um einen dem 
Familiennamen beigefügten Zuſatz, wie ihn § 18 Abſ. 2 
Satz 2 zur Unterſcheidung der Perſon des Firmeninhabers 
zu führen geſtattet, nicht aber um einen durch die Eheſchließung 
dem verheiratheten Kaufmann erworbenen Familiennamen. 
Die verſchiedene Qualifizirung iſt nicht ohne praktiſche Kon- 
ſequenzen. Wäre der Doppelname ein Familienname, ſo 
wäre der Kaufmann auch nach Eintritt einer Eheſcheidung 
zu deſſen Beibehaltung in der Firma berechtigt?), § 21. 
Als unterſcheidender Zuſatz darf der beigefügte Mädchenname 
dagegen nur ſo lange geführt werden, als ſeine Verbindung 
mit dem Mannesnamen durch die vorliegenden Thatſachen 
gerechtfertigt erſcheint, keineswegs alſo nach der Eheſcheidung, 
mit deren Eintritt die Beibehaltung eines ſolchen Zuſatzes 
dem Grundſatz der Firmenwahrheit widerſprechen würde ). 

b) Die Ehefrau iſt nach Kohler berechtigt, als ihren 
Familiennamen in die Firma wahlweiſe ihren Ehe- bezw. 
ihren Mädchennamen aufzunehmen ). Allein das Bürger: 
liche Geſetzbuch räumt der Ehefrau nur einen Familien: 
namen, den Namen des Mannes ein, jo daß ihr „Familien: 


51) Er bedarf dazu der Genehmigung der zur Führung des beigefügten 
Familiennamens berechtigten Perſonen, da ſeine Handlung eine 
Namenanmaßung im Sinne des § 12 B. GB. darſtellt. Opet, 
Archiv für die civil. Praxis Bd. LXXXVI S. 361 f. Auch die 
franzöſiſche Praxis hat häufig dies Verlangen geſtellt. Urth. des 
Kaſſ. Hofs vom 13. Februar 1865, des Seine⸗Civ. Ger. vom 11. Mai 
1866, des Ger. Montpellier vom 24. Dezember 1885, des Pariſer 
Ger. vom 7. Dezember 1889 (Pouillet, Dict. Bd. II S. 214 
Nr. 52. 53. Ann. de droit comm. Bd. I S. 266. Maillar d 
l. c. Bd. VI S. 30 N. 21). 

52) So Darras im Reöpert. general alphabétique du droit fran- 
cais (Paris 1894) S. 18 Nr. 190. 

53) Siegmund ©. 167. 

54) Kohler, Markenrecht S. 126 N. 2. Dagegen v. Hahn Art. 16 
§ 4 A. 1 S. 158. K. Lehmann 8 18 N. 4 S. 77. 
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name” im Sinne des $ 18 Abſ. 1 auch nur ein einziger 
Name, eben der Ehename, iſt *). Zur Kennzeichnung ihrer 
Perſon mag ja auch die uxor mercatrix ihrem nunmehrigen 
Familiennamen den Mädchennamen beifügen “): dann liegt 
eben, wie im Fall a, lediglich ein unterſcheidender Zuſatz 
vor, der den Eintritt einer ihn materiell des Zutreffens ent⸗ 
kleidenden Thatſache nicht mit rechtlicher Wirkſamkeit zu über⸗ 
dauern vermag. 


c) Das Gleiche gilt von der Wittwes “), der indes 
die franzöſiſche Praxis mitunter die Befugniß, als Familien⸗ 
namen ſowohl den Ehe- als den Geburtsnamen in Anſpruch 
zu nehmen, zuſchrieb 58s). Nach dem Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch, das für den Familiennamen der Wittwe keine eigenen 
Normen aufſtellt, ſondern lediglich die für die Ehefrau geltende 


55) Gareis⸗ Fuchsberger, Kommentar Art. 17 N. 60 S. 53. 
Völderndorff in Endemann's Handbuch Bd. I S. 197 N. 20. 
— Im Archiv für die civil. Praxis Bd. LXXXVII S. 340 hatte 
ich mich der Kohler'ſchen Anſicht angeſchloſſen. Dieſelbe iſt aber 
mit § 1577 Abſ. 2, 3 B. GB.“'s unvereinbar, wonach die geſchiedene 
Frau ihren früheren Namen wieder anzunehmen befugt iſt 
oder denſelben wieder erhält. Ein Wiederannehmen bezw. 
Wiedererhalten iſt nur bezüglich eines nicht mehr zuſtändig ge⸗ 
weſenen Namens möglich. 

56) Düringer⸗ Hachenburg 8 18 JI S. 103. Staub 8 18 A. 4 
S. 117 verlangt Beifügung eines die Eigenſchaft des Mädchen⸗ 
namens als vorehelichen Namens kennzeichnenden Zuſatzes, wie 
„geborene“. Nothwendig iſt ein ſolcher Zuſatz vom firmenrecht⸗ 
lichen Standpunkte nicht, aber empfehlenswerth, um die Frau vor 
der Anmaßungsklage der zur Führung eines mit ihrem Mädchen⸗ 
namen übereinſtimmenden Namens befugten Perſonen zu ſchützen. 

57) Anſchütz (Allfeld) Art. 16 N. 2 S. 120. Gareis⸗Fuchsberger 
Art. 17 N. 61 S. 53. Maunoury, Du nom commercial 
(Paris 1894) S. 246 Nr. 26. — Urth. des HAG. Nürnberg 
vom 8. Auguſt 1870 (Zeitſchr. Bd. XX S. 619). 

58) Lallier, De la propriete des noms et des titres (Paris 1390) 
S. 416 N. 220. Maillard Bd. VI S. 36 N. 27. — Urth. des 
Pariſer Gerichts vom 18. Juli 1877 (Pouillet, Diet. Bd. II 
S. 223 N. 37). 
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Regelung des Namenweſens fortdauern läßt, kann eine ſolche 
Möglichkeit gar nicht in Betracht kommen °?). 


So wenig das Deutſche Firmenrecht einen unzuſtändigen 


Familiennamen in die Firma aufzunehmen geſtattet, ſo wenig 
unterſagt es dagegen den Gebrauch des zuſtändigen Namens“ ), 
mag auch dieſer Gebrauch noch ſo ungünſtig in die Intereſſen— 
ſphäre bereits beſtehender Firmenträger eingreifen, die durch 
die Homonymie des eigenen und des in der neuen Firma 
enthaltenen Familiennamens ſchwerer Schädigung ausgeſetzt 
ſind 50). Es muß ſich aber auch um einen wirklichen Firmen— 


59) Für die geſchiedene Frau ſind firmenrechtliche Abweichungen 


von den für ihre Namenführung nach bürgerlichem Recht geltenden 
Normen nicht behauptet worden. Für ein von ihr nach der 
Scheidung begründetes Geſchäft darf ſie alſo nur den ihr im 
Augenblick der Geſchäftsbegründung zuſtehenden, nicht einen ihr 
vorher zukommenden Namen wählen. Das iſt erheblich, wenn ſie 
gemäß § 1577 Abſ. 2, 3 B. GB.'s den Ehenamen einbüßt. Dü⸗ 
ringer⸗ Hachenburg § 18 JI S. 103. 


59 a) Selbſt dann nicht, wenn die Führung des Namens in der Firma 


60 


— 


vom ordnungspolizeilichen Geſichtspunkt aus begründeten Bedenken 
unterliegen ſollte, etwa weil der Name als den Anſtand verletzend 
erachtet werden müßte. Gegenüber dem Familiennamen, als dem 
Objekt eines gleichſam angeborenen Rechts, verſagt die polizeiliche 
Gewalt, die ſich dem Firmenzuſatz gegenüber, vgl. N. 104, frei 
bethätigen darf. (Die Anregung zu dieſer Unterſcheidung verdanke 
ich einer privaten Aeußerung des Herrn Oberverwaltungsgerichts— 
raths Schultzenſtein.) 

Weitgehender die ältere franzöſiſche Praxis, die, um beſtehende 
Firmen gegen — nicht nothwendig unlautere — Konkurrenz zu 
ſchützen, jelbft vor Unterſagung des Gebrauchs des zus 
ſtändigen Familiennamens nicht zurückſcheute. Urth. des 
Pariſer Ger. vom 6. März 1851 und 28. Januar 1856 (Brinck⸗ 
mann⸗ Endemann, Handelsr. S. 56 N. 12. Maillard 
Bd. IV S. 435 N. 6). Dagegen Urth. des Kaſſ. Hofs vom 30. Ja⸗ 
nuar 1878 (Pouillet, Diet. Bd. II S. 217 Nr. 13) und die 
neuere Literatur: de Couder, Dict. du droit comm. (Paris 
1880) Bd. V S. 164 Nr. 21. Maunoury S. 305 Nr. 45. 
Maillard Bd. IV S. 423 Nr. 4. Pouillet, Traite S. 552 f. 
Die Möglichkeit, den Gebrauch des zuſtändigen Familiennamens zu 
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gebrauch handeln, um Annahme einer für ein thatſächlich 
vorhandenes Geſchäft zu führenden Firma. Mangelt es an 
dieſer Vorausſetzung, ſo beſteht ſelbſt zur Führung des eigenen 
Familiennamens als Firmenbeſtandtheil kein Recht 5), ent⸗ 
behrt namentlich die Firmenceſſion, die ſich als Verſtoß gegen 
§ 23 qualifizirt, jeder Wirkſamkeit °?). 


Rückſichtlich des in die Firma aufzunehmenden Vor⸗ 


namens iſt dem Belieben des Firmenfähigen die Möglich⸗ 
keit freierer Bethätigung eröffnet. 
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— 


unterſagen, verwirft auch Urth. des Schweiz. Bundesgerichts vom 
6. November 1897 (Schweiz. Bl. für handelsr. Entſch. Bd. XVII 
S. 7). — Dem älteren franzöſiſchen Standpunkt nähert ſich € os 
ſack S. 83. 

Dahin gehört der Fall, daß der nominelle Prokuriſt wahrer Ge— 
ſchäftsinhaber iſt, die Firma dagegen den Namen irgend einer 
anderen Perſon aufweiſt, ein Vorgang, der häufig zur Umgehung von 
Konkurrenzverbotsklauſeln dient. Urth. des Pariſer Ger. vom 19. Mai 
1865 (Lallier S. 379 Nr. 198). Urth. des RG.'s vom 28. Fe⸗ 


bruar 1894, vom 2. Februar 1881 (Zeitſchr. Bd. XLVI S. 482, 


Entſch. Bd. III S. 120 Nr. 37). Die letzteitirte Entſcheidung iſt 
freilich nicht unbedenklich: dem Vater, der als Prokuriſt ſeines 
vierjährigen Kindes fungirte, wurde dieſe Eigenſchaft abgeſprochen 
und die des wahren Geſchäftsinhabers beigelegt, dem Kind, deſſen 
Familiennamen in der Firma figurirte, dagegen die Inhaberqualität 
aberkannt, damit aber auch die Aufnahme ſeines Familiennamens 
in die Firma für unzuläſſig erklärt. Die Konſequenz dieſer An⸗ 
ſchauung würde dazu nöthigen, die Möglichkeit einer Firmenführung 
durch Minderjährige regelmäßig auszuſchließen. Dagegen Bähr, 
Urtheile des Reichsgerichts S. 133. 


62) Urth. des Pariſer Ger. vom 4. Februar 1852 (Lallier S. 376 


Nr. 197), des App. GH.'s Köln vom 26. November 1862 (Zeitſchr. 
Bd. VI ©. 577), des Preuß. Kamm. Ger. vom 7. Oktober 1871 
(Buſch's Arch. Bd. XXVII S. 447), des OHG.'s vom 22. Juni 
1872 (Entſch. Bd. VI S. 246 Nr. 57), des Kaſſ. H.'s vom 1. März 
1893 (Ann. de droit comm. Bd. VIII S. 326), des RG.'s vom 
22. Oktober 1895 (Zeitſchr. Bd. XLVI S. 481), des OSG.'s Ham⸗ 
burg vom 30. Januar 1896 (ebenda). — Dall oz, Rep. Bd. XXXII 
S. 530 Nr. 93. Maillard Bd. VI S. 26 Nr. 15. Pouillet, 
Diet. Bd. 1 S. 215 Nr. 1. Derſelbe, Traite S. 434 Nr. 390. 
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Die Vornamenswahl darf allerdings nicht rein nach 
Gutdünken getroffen werden. Lediglich ein Vorname, zu deſſen 
Führung die Rechtsordnung den Einzelkaufmann im Augen— 
blick der Firmenwahl legitimirt, kann in der Firma Ver— 
wendung finden“). Der Wortlaut des § 18 Abſ. 1 enthält 
freilich keine derartige Beſchränkung ““), und es hat auch nicht 
an Verſuchen gefehlt, die Freiheit der Vornamenswahl, 
für die ſich namentlich Angeſichts der durch die neue Redak— 
tion dieſer Beſtimmung geſtiegenen Schwierigkeit im Aus— 
findigmachen unterſcheidbarer Einzelfirmen manches geltend 
machen läßt, thatſächlich für die Firmenbildung in Anſpruch 
zu nehmen 6°). Allein die Zulaſſung eines ſolchen Vorgehens 
würde die Identität zwiſchen Firmenführer und Firmenrechts— 
ſubjekt leicht verdecken, dann aber dem Grundſatz der Firmen: 
wahrheit widerſprechen, der freilich zahlreiche Durchlöcherungen 
aufweiſt, im Intereſſe der Verkehrsſicherheit jedoch in allen 
Zweifelsfällen, mithin auch bei der Vornamenswahl beob— 
achtet werden muß. 

Welcher Vorname im Zeitpunkt der Firmenwahl als 
zuſtändig erachtet werden darf, beſtimmt ſich, wie bei der 
Frage des Familiennamens, nach dem bürgerlichen Recht. 
Zwiſchen beiden Namensgruppen beſteht indes der Unterſchied, 
daß die Zuſtändigkeit des Familiennamens ſich nach den 
Normen des Bürgerlichen Geſetzbuches richtet, die Zuſtändig— 
keit des Vornamens, deſſen das Bürgerliche Geſetzbuch 
nirgends gedenkt“), dagegen aus dem Inhalt des Landes— 
rechtes ermittelt werden muß ®?). 


63) Staub § 18 A. 5 S. 118. — Beſchluß des LG.'s I Berlin vom 
9. Juni 1892 (Zeitſchr. Bd. XLII S. 501). 

64) Ebenſo wenig die ergänzende Beſtimmung der Gew. Ordn. § 15 a 
(Einf. Geſ. zum HGB. Art. 9 l). 

65) Dagegen Beſchl. des LG.3 1 Berlin vom 9. Juni 1892 (Zeitſchr. 
Bd. XLII S. 501). 

66) Doch kann für den Vornamen der Schutz des § 12 beanſprucht 
werden. 

67) Opet, Archiv für civil. Praxis Bd. LXXXVII S. 370. 
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Allerdings iſt nicht ſelten behauptet worden, daß das 
Perſonenſtandsgeſetz vom 26. Februar 1875 die Frage nach 
der Zuſtändigkeit des Vornamens reichsrechtlich regele, indem 
als zuſtändig nur derjenige Vorname in Betracht komme, 
der bei der Geburtsanmeldung oder innerhalb des hierfür 
durch § 22 Abſ. 3 ebenda freigelaſſenen zweimonatlichen Zeit⸗ 
raums nach der Geburt zur Eintragung in das Standes: 
regiſter angezeigt worden ſei 's). Allein das Reichsgeſetz 
regelt nur die Regiſterführung, enthält ſich dagegen — ab: 
geſehen von der hier irrelevanten Normirung des Eherechts — 
jeder materiell⸗rechtlichen Beſtimmung, gewährt alſo ebenfalls 
der Bethätigung des Landesrechts im Vornamensrecht völlig 
freien Spielraum. 

Einzelne Bundesſtaaten weiſen auch dementſprechend 
eine geſetzliche Regelung des Vornamenweſens auf, 
welche die Neuertheilung oder Aenderung des Vornamens 
nur unter beſtimmten Vorausſetzungen geſtattet. Im Gebiet 
dieſer Geſetzgebungen darf der Firmenfähige einen anderen 
als den in das Standesregiſter eingetragenen Vornamen °°) 
nur dann in die Firma aufnehmen, wenn er das geſetzmäßige 
Stattfinden der Neuertheilung oder Aenderung nachzuweiſen 
vermag. Die Mehrzahl der Landesrechte enthält dagegen 
keine poſitive Beſtimmung über das Vornamensrecht. Hier 
ſteht, da ein Verbot der Vornamensänderung nicht als ſelbſt⸗ 


68) Coſack, Lehrbuch des deutſchen bürgerlichen Rechts (Jena 1899) 

Bd. Nachtrag S. 4. Düringer⸗Hachenburg § 18 III S. 104. 
Weitere Literaturangaben bei Opet a. a. O. S. 346 N. 91. 

69) Dahin gehört auch der überſetzte oder germaniſirte Vor⸗ 
name, wenn der eingetragene Vorname fremdſprachig oder ſremd⸗ 
national iſt (Henry für Heinrich, Max für Mayer u. ſ. w.). 
Anſchütz (Allfeld) Art. 16 N. 3 Anm. 9 S. 121. Schultze⸗ 
Görlitz S. 100. Staub 8 18 A. 5 S. 118. Völderndorſf 
bei Endemann S. 197 N. 15. — Gareis⸗ Fuchsberger 
Art. 18 N. 07 S. 54, v. Hahn Art. 18 85 S. 158, Puchelt⸗ 
Förtſch Art. 16 N. 4 S. 54 laſſen dagegen die Ueberſetzung zu, 
ſobald der überſetzte den urſprünglichen Vornamen leicht erkennbar 
wiedergibt. 
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verſtändlich erachtet werden darf?“), der Aufnahme eines 
anderen als des regiſtermäßigen Vornamens nichts im Wege, 
ſofern der Firmenfähige darzuthun vermag, daß er dieſen 
anderen Vornamen nicht nur in der Firma, ſondern auch 
ſonſt zur Kennzeichnung feiner Perſon verwendet “). 

Unzutreffend iſt mitunter der Eheſchließung die Wir: 
kung beigemeſſen worden, die Frau zur Führung des 
dem Mann zuſtehenden Vornamens zu ermächtigen, 
und in Konſequenz dieſer Anſchauung die Frau für befugt 
erklärt worden, in die von ihr zu führende Firma den Vor— 
namen des Mannes aufzunehmen ). Die Sitte der jüngſten 
Zeit geſtattet der Frau allerdings, ſich im geſellſchaftlichen 
Verkehr des Mannesvornamens zu bedienen; von einem die 
gleiche Anwendung auf dem Rechtsgebiet zulaſſenden Ge— 
wohnheitsrecht kann aber gegenwärtig noch Mangels der 
erforderlichen opinio juris et necessitatis keine Rede fein: 
die Zuſtändigkeit des Mannesvornamens für die Frau muß 
demnach vor der Hand in Abrede geſtellt werden). 

Iſt der Firmenfähige zur Führung einer Mehrheit 
von Vornamen befugt, ſo darf er unter dieſen den oder 
die in die Firma aufzunehmenden beliebig wählen ). 


70) Kaſerer, Ueber die Perſonennamen und deren Aenderung nach 
öſterreichiſchem Recht (Wien 1879) S. 61. Opet S. 346. Da⸗ 
gegen halten Coſack a. a. O., Hermann, Arch. für. civil. Praxis 
Bd. XLV S. 159, Lallier S. 56, Müller, Blätter für ad: 
miniſtrative Praxis Bd. XXXI ©. 268 die Vornamensänderung 
mangels geſetzlicher Geſtattung für ausgeſchloſſen. 

71) Dieſe Einſchränkung hat allerdings keine erhebliche praltiſche Be⸗ 
deutung. Denn der Firmeninhaber kann bei nachträglicher 
Vornamensänderung den früheren Vornamen in der Firma 
beibehalten, § 21, damit alſo thatſächlich eine Diskrepanz zwiſchen 
dem Firmen⸗ und dem ſonſtigen Vornamen herbeiführen. 

72) v. Hahn Art. 16 § 4 S. 158. Schultze⸗Görlitz S. 99. — 
Urth. des HAG.“'s Nürnberg vom 8. Auguſt 1870 (Zeitſchr. Bd. XX 
S. 619). 

73) Siegmund S. 158. 

74) Düringer⸗ Hachenburg $ 18 III S. 104. Staub $ 18 
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Danach ſind zwei Möglichkeiten gegeben: 

1. Der Firmenfähige entſcheidet ſich für Aufnahme 
nur eines einzigen Vornamens: letzterer iſt 
dann ausgeſchrieben in der Firma zu führen. 
Unzuläſſig iſt demnach nicht nur jede Abkürzung 
der Schreibweiſe 7°), ſondern auch jede Verkürzung 
des zuſtändigen Vornamens“), mag auch der Ge: 
brauch des Deminutivnamens im geſellſchaftlichen 
Verkehr des Firmenfähigen durchaus die Regel 
bilden “). 

Findet eine Mehrzahl von Vornamen in die 
Firma Aufnahme, ſo iſt mindeſtens einer von 
ihnen auszuſchreiben. Die übrigen Vornamen 
können dagegen nach Wahl des Einzelkaufmanns 
ausgeſchrieben oder in beliebiger Ab- und Ver⸗ 
kürzung geführt werden' ?). Ueber die Reihen: 
folge der mehreren Vornamen entſcheidet eben⸗ 
falls das Belieben des Firmenfähigen. 


— 


A. 5 S. 118. — Unbegründet behauptet Puchelt⸗Förtſch 
Art. 16 N. 4 S. 54, daß der Firmenfähige lediglich die Wahl 
habe, ſeine ſämmtlichen Vornamen oder den Rufnamen in die 
Firma aufzunehmen. 

75) Ihre Zulaſſung würde das Geſchlecht des Firmenbegründers zweifel⸗ 
haft laſſen können. v. Buchka in Stenogr. Berichten des Reichstags 
1896 - 1897 S. 4568. Das Vorkommen kommuner Vornamen 
(J. B. „Maria, Willy“) beeinträchtigt freilich den Werth des 
Abkürzungsverbotes, v. Stumm ebenda ©. 5519. Bei einer 
Firmenzeffion verliert es ferner jede Bedeutung. 

76) K. Lehmann 8 18 N. 5 S. 77. Staub 5 18 A. 5 S. 118. 
— Dagegen Düringer⸗ Hachenburg 8 18 III S. 104. Gareis⸗ 
Fuchsberger Art. 18 N. 67 S. 54. 

77) Der Deminutivname iſt dagegen in der Firma zuläſſig, wenn er 
in dieſer Form in das Standesregiſter eingetragen wurde oder als 
durch zuläffige Namensänderung erworben betrachtet werden darf. 

78) Die Zuläſſigkeit folgt aus der Befugniß, dieſe übrigen Vornamen 
überhaupt nicht in die Firma aufzunehmen. Anſchütz Art. 16 
N. 3 S. 120. N 

Zeitſchrift für Handels recht. Bd. XLIX. 6 


1 


82 Dpet: Beiträge zum Firmenrecht. 


In der Führung des zuſtändigen Vornamens unterliegt 
der Einzelkaufmann keiner Beſchränkung. Eine Möglichkeit, 
den Gebrauch des zuſtändigen Vornamens in der Firma zu 
unterſagen, wie die franzöſiſche Praxis fie wiederholt aner— 
kannt hat““), läßt die Deutſche Rechtsauffaſſung nicht zu. 

Die Reihenfolge, in welcher die Firma Familien— 
und Vorname zu enthalten hat, iſt zwar durch das Geſetz 
nicht geordnet, aber trotzdem nicht der Willkür des Firmen— 
fähigen überlaſſen. Wäre das letztere der Fall, jo ließe ſich 
der Firma häufig nicht entnehmen, was als Familien- und 
was als Vorname zu gelten habe, eine Ungewißheit, welche 
die Möglichkeit einer Identifizirung des Firmenführers mit 
dem eigentlichen Firmenrechtsſubjekt ausſchließen, damit aber 
ebenfalls das Prinzip der Firmenwahrheit illuſoriſch machen 
könnte. Die bisherige Uebung, den oder die Vornamen 
dem Familiennamen voraufgehen zu laſſen, wird deshalb 
auch in Zukunft beizubehalten, die umgekehrte Stellung der 
Namen für die Firmenbildung als unzuläſſig zu erachten ſeins“). 

Mit der Firma darf der Einzelkaufmann in beliebiger 
Zahl Zuſätze verbinden, die ſeine Perſon oder ſein Geſchäft 
von anderen Perſonen oder Geſchäften zu unterſcheiden ge— 
eignet find, S 18 Abſ. 2. Eine erſchöpfende Aufzählung der 


— ä — 


79) Urth. des Kaſſ. H. vom 18. November 1862, des Pariſer Ger. vom 
20. Mei 1886 und vom 23. Februar 1891 (Pouillet. Diet. 
Bd. II S. 222 Nr. 33, S. 467, Ann. de droit comm. Bd. VI 
S. 248). Ebenſo Urth. des Schweiz. BG.'s vom 6. November 
1897 (Bl. für handelsrechtl. Entſch. Bd. XVII S. 7). 

80) Anſchütz (Allfeld) Art. 16 N. 3 S. 121. Schultze⸗Gör⸗ 
litz S. 100. Völderndorff bei Endemann Bd. I S. 197. 
— Die umgekehrte Uebung (Voraufgehen des Familien⸗ 
namens vor dem Vornamen) findet ſich im italieniſchen 
Sprachgebiete, Siegmund S. 166. Als Zweigfirma einer 
italieniſchen Hauptniederlaſſung wird eine derart gebildete Firma 
auch in Deutſchland rechtliche Geltung beanſpruchen dürfen; dagegen 
wird ſich der in Deutſchland zur Firmenbegründung ſchreitende 
Italiener dem deutſchen Brauch unterordnen müſſen. Dazu K. Leh⸗ 
mann 8 17 N. 51 S. 76. 


Opet: Beiträge zum Firmenrecht. 83 


unter dieſem Geſichtspunkt in Betracht kommenden Zuſatz⸗ 
möglichkeiten iſt natürlich ausgeſchloſſen; nur beiſpielsweiſe 
ſei darauf hingewieſen, daß als perſönlich charakteriſirende 
Umſtände etwa Angaben über verwandtſchaftliche s) 
oder Statusverhältniſſe ), Alters“) oder Herkunft )), 
Titels“) oder Berufsberechtigungens“) und auch rein 
perſönliche Eigenſchaftens des Einzelkaufmanns im Zu: 
ſatz Verwendung finden können, während etwa die Beifügung 
des Etabliſſements namens), der Branches), des 


81) „Vater“, „Sohn“, „Gebrüder“ u. ſ. w. Anſchütz (Allfeld) 
Art. 16 N. 4 S. 122. Le Fort, Le registre du commerce 
et les raisons de commere (Geneve 1884) S. 220. Völdern⸗ 
dorff bei Endemann Bd.] S. 201. 


32) „Frau“, „Wittwe“ u. ſ. w. Maunoury S. 241 Nr. 26. 
Pouillet S. 567 Nr. 511. 


83) „senior“, „iunior“ u. ſ. w. 

84) Nationalität, Heimathsort. Lal lier S. 381 Nr. 199. Pouil⸗ 
let S. 535 Nr. 489. 

85) „Doktor“, „Kommiſſionsrath“, „Hoflieferant“. Schultze⸗Görlitz 
S. 100. Staub § 18 A. 9 S. 119. Früher war dies fraglich. 
Behrend S 251 A. 6. Spiller in Buſch's Archiv Bd. 34 
S. 168. 

86) „Konzeſſionirter Schauſpielunternehmer“, „geprüfter Apotheker“, 
„diplomirter Ingenieur“. 

87) „Ehemals Prokuriſt bei N.“ Vgl. Abſchnitt VI. 

88) Anſchütz (Allfeld) Art. 16 N. 5 S. 123. Coſack S. 78. v. Hahn 

Art. 16 88 N. 6 S. 160. Urth. des RG.'s vom 9. Dezember 

1896 (Entſch. Bd. XXXVIII S. 80 Nr. 23). Die frühere Praxis 

neigte zur Verwerfung der Aufnahme von Phantaſiebezeichnungen 

als Kennzeichnungsmittel. Schultze⸗Görlitz S. 100. Spiller 

a. a. O. Völderndorff S. 197. Beſchl. des LG.'s I Berlin 

vom 26. März 1893 (Zeitſchr. Bd. XIII S. 501). 

Düringer⸗ Hachenburg 5 30 III S. 132. Die dann ent: 

ſtehende Firma wird techniſch als gemiſchte bezeichnet. Gareis⸗ 

Fuchsberger Art. 16 N. 8 S. 47. Puchelt-Förtſch Art. 17 

N. 7 S. 57. Doch wird unter einer ſolchen auch der Etabliſſements⸗ 

name verſtanden. Dietzel in Bekker und Muther's Jahr⸗ 

büchern Bd. IV S. 295. 


89 
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Gründungsjahrs’"), des Jabrifortes”!), der Unter⸗ 
ſcheidung des Geſchäfts zu dienen vermag. 

Auch für dieſen Zuſatz gilt das die Firmenwahl be: 
herrſchende Wahrheitsprinzip: ſein Inhalt darf den 
realen Verhältniſſen nicht widerſprechen. Verboten iſt nicht 
nur die pofitiv unzutreffende Angabe; als unzuläſſig iſt auch 
ſchon derjenige Zuſatz zu erachten, der zwar an ſich keine 
Unwahrheit enthält, dennoch aber ſeines Doppelſinnes 
wegen eine Täuſchung herbeizuführen geeignet iſt “?). Ob 
der Zuſatz dieſe Eignung beſitzt oder nicht, muß nach der 
allgemeinen Verkehrsauffaſſung beurtheilt werden. Daß ein 
Einzelner unter beſtimmten Umſtänden zu einer irrigen Vor— 
ſtellung über den Inhalt des Zuſatzes gelangen kann, während 
eine ſolche Verkennung unter normalen Verhältniſſen aus: 
geſchloſſen iſt, berechtigt dagegen nicht dazu, den Zuſatz für 
unzuläſſig zu erklären?“). 

Unter Spezialiſirung der am häufigſten der Wahrheit 
widerſprechenden Firmenangaben unterſcheidet das Handels⸗ 
geſetzbuch folgende Gruppen unzuläſſiger Zuſätze: 

a) Zuſätze, die ein nicht vorhandenes Geſell⸗— 
ſchaftsverhältniß andeuten, wie in den Einzelfirmen 
„Bankverein“ “), „Swiss Condensed Milk Co.“ 5). Die 


90) Urth. des Pariſer Ger. vom 25. Auguſt 1879 (Pouillet, Dict. 
Bd. II S. 216 Nr. 7). 

91) So z. B. der Zuſatz „società Italiana“, der ſowohl italieniſche 
Geſellſchaft wie italieniſche Waarenvereinigung bezeichnen kann, 
Beſchl. des LG.'3 1 Berlin vom 26. Februar 1893 (Zeitſchr. Bd. XLII 
S. 501); der Zuſatz „Eidgenöſſiſche Bank“, der ſowohl auf das 
Firmendomizil (Schweiz) wie auf ein ſtaatliches Unternehmen 
deutet. 

92) Lallier S. 381 Nr. 199. Pouillet, Traité S. 535 Nr. 489. 

93) Beſchl. des Kamm. Ger. vom 5. Dezember 1892 (Johow Bd. XII 
S. 14). 

94) v. Hahn Art. 16 87 S. 159. Wohl auch der Zuſatz „Union“, 
was jedoch das Urth. des RG.'3 vom 18. Oktober 1890 (Bolze 
Bd. X S. 96 Nr. 184 b) verneint. 

95) Siegmund S. 248. 
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Führung des Doppelnamens durch den Adoptirten oder 
die Aufnahme eines aus zwei durch eine Copula verbun⸗ 
denen Namen gebildeten Familiennamens in die Firma ge⸗ 
hören dagegen nicht hierher, da es ſich hierbei gar nicht um 
einen Zuſatz zum Familiennamen handelt, mag auch, wie 
namentlich im letzten Fall, thatſächlich der Anſchein eines 
Geſellſchaftsverhältniſſes erweckt werden ). 

b) Zuſätze, die über Art oder Umfang des Ge⸗ 
ſchäfts eine Täuſchung herbeizuführen geeignet 
ſind. Dahin gehören etwa unzutreffende Angaben über die 
Geſchäftsbranche, Annahme des Zuſatzes „Anſtalt“, „Inſtitut“, 
obwohl es ſich um ein kleineres Unternehmen handelt, Füh⸗ 
rung von Bezeichnungen, wie „Königlich“, „Privilegirt“ u. ſ. w., 
trotzdem das Geſchäft kein publiziſtiſches Unternehmen bildet, 
für ſeinen Gewerbebetrieb keine beſondere ſtaatliche Erlaubniß 
aufzuweiſen vermag“). 

c) Zuſätze, die über die Verhältniſſe des Ge— 
ſchäftsinhabers eine Täuſchung herbeizuführen 
geeignet ſind. Beiſpiele bietet die Angabe falſcher oder 
mehrdeutiger Verwandtſchaftsverhältniſſe ?), die Bezeichnung 
als Erbe eines anderen, obwohl zwiſchen dem vom Firmen⸗ 


96) Anſchütz (Allfeld) Art. 16 N. 4 S. 121. Düringer⸗Hachen⸗ 
burg 8 18 JI S. 103. v. Hahn a. a. O. Schultze⸗Görlitz 
S. 98. Zweifel äußert dagegen Völderndorff S. 196 N. 16. 

97) v. Hahn a. a. O. S. 160. K. Lehmann § 18 N. 8 S. 78. 
Zuſätze lediglich geographiſcher Natur, wie z. B. in den Firmen 
„Berliner Dampfbrotbäckerei“, „Bayriſche Renten⸗Verſicherungs⸗ 
anſtalt“, find dagegen, wenn das Geſchäft thatſächlich in Berlin 
oder in Bayern domizilirt iſt, zuläſſig. Denn die allgemeine 
Verkehrsauffaſſung würde ſolche Zuſätze nicht auf eine publiziſtiſche, 
durch die Stadtgemeinde Berlin, den bayriſchen Fiskus betriebene 
Unternehmung deuten. Anſchütz (Allfel d) Art. 18 N. 3 S. 130. 
Im Einzelnen werden hier freilich leicht Zweifel auftauchen. 

98) Der Schwieger⸗ oder Stieſſohn darf nicht mit dem Zuſatz „Sohn“ 
zum Namen des Schwieger⸗ oder Stiefvaters firmiren. Le Fort 
S. 226. Schultze⸗Görlitz S. 109 N. 2. — Zweifelhaft Sieg⸗ 
mund S. 246. 
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führer begründeten Geſchäft und ſeiner Eigenſchaft als Erbe 
keine Beziehung beſteht““), Zuſätze, die auf gar nicht vor: 
handene Eigenſchaften des Geſchäftsinhabers deuten !“). 
Darüber, ob als Firmenzuſatz auch eine Reklame⸗ 
bezeichnung, d. h. eine Angabe, welche den Firmeninhaber 
oder deſſen Geſchäft in möglichſt vortheilhafter oder auffallen: 
der Weiſe zu charakteriſiren geeignet iſt, gewählt werden darf, 
beſteht Streit. Die Unzuläſſigkeit des Reklamezuſatzes wird 
regelmäßig darauf geſtützt, daß eine ſtaatliche Inſtitution, 
wie die Firmenpflicht, nicht als ein Mittel marktſchreieriſcher 
Anpreiſung Verwendung finden dürfe, und daß mit der Re— 
klame häufig täuſchende Angaben über geſchäftliche oder per— 
ſönliche Verhältniſſe des Firmenführers verbunden ſeien 1“). 
Daß Zuſätze letzterer Art unzuläſſig ſind, iſt ohne Weiteres 
zuzugeben. Die Unzuläſſigkeit folgt aber nicht aus dem Re— 
99) Anſchütz (Allfeld) Art. 16 A. 5 S. 124. 
100) „Einziger Fabrikant“ eines gewiſſen Artikels, während andere Fa⸗ 
briken gleicher Branche beſtehen. Urth. des RG.'s vom 2. März 
1881 (Entſch. Bd. III S. 166 Nr. 47). „Früher X. Y.“, obwohl 
ein Nachfolgeverhältniß nicht vorliegt, mag das Geſchäft auch in 
einer dem X. Y. vorher gehörenden Lokalität betrieben werden. 
Urth. des RG.'s vom 10. Mai 1893 (Zeitſchr. Bd. XLVI S. 482). 
— Keine Billigung verdient dagegen, wenn das Oberſte LG. München 
durch Urth. vom 30. April 1887 (Zeitſchr. Bd. NXXIV S. 562) 
den Zuſatz „Kloſterbräu“ verwarf, weil er die Meinung erwecke, 
daß ein Kloſter die Brauerei betreibe. Hier handelt es ſich gar 
nicht um einen die Perſon des Inhabers charakteriſirenden Zuſatz, 
ſondern um einen Etabliſſementsnamen, der als offenbare Phantaſie⸗ 
bezeichnung unmöglich Irrthümer über ſeinen Inhalt hervorrufen 
konnte. Nach dem Münchener Urtheil müßten auch Firmenzuſätze, 
wie „Kaiſerbazar“, „Bismarckcafé“, „Reichshallen“ für unzuläſſig 
gelten, weil ſie den Anſchein erwecken könnten, als ob der Kaiſer, 
Bismarck oder das Reich mit jenen Unternehmungen in geſchäft⸗ 
licher Beziehung ſtünden! 
101) Gareis-Fuchsberger Art. 18 N. 71 S. 54. Puchelt⸗ 
Förtſch Art. 16 N. 1a S. 54. Spiller bei Buſch Bd. XXAIV 
S. 168. Völderndorff bei Endemann S. 197 N. 17. — 
Urth. des Kamm. Ger. vom 27. Oktober 1890 (Johow Bd. X 
S. 14). 
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klamecharakter, ſondern aus dem für den Zuſatz im S 18 
Abſ. 2 nachdrücklich hervorgehobenen Wahrheitsprinzip. Steht 
der Reklamezuſatz hierzu nicht im Widerſpruch, dient er mit⸗ 
hin der Individualiſirung des Geſchäfts oder des Geſchäfts— 
inhabers, ohne nach der Verkehrsauffaſſung zur Erweckung 
unzutreffender Anſchauungen geeignet zu ſein, jo dürfte da⸗ 
gegen feiner Aufnahme in die Firma kein begründetes Be: 
denken entgegengeſetzt werden 12). Reklame an ſich iſt nicht 
verboten, ſondern ein für die Rechtsordnung irrelevanter 
Begriff !“); ein Reklamezuſatz kann deshalb nicht lediglich, 
weil er eine Anpreiſung enthält, von der Möglichkeit, als 
Unterſcheidungsmittel zu funktioniren, ausgeſchloſſen werden. 

Die firmenrechtliche Zuläſſigkeit des Zuſatzes reicht je⸗ 
doch nicht aus, den Firmenführer unter allen Umſtänden zur 
Annahme desſelben zu legitimiren !“ “). Ein Zuſatz, der 
einen gegen die guten Sitten verſtoßenden Inhalt auf: 
weiſe, der beſtimmte Perſonen zu beleidigen geeignet wäre, 
deſſen Führung ſich als grober Unfug qualifizirte, dürfte 
aus allgemeinen Rechtsgründen keine Aufnahme in die Firma 
finden, auch wenn er Perſon oder Geſchäft des Einzelkauf— 
manns in noch ſo zutreffender und charakteriſtiſcher Weiſe 
zu unterſcheiden geeignet wäre. 

Die Annahme des Zuſatzes, die regelmäßig dem 
Ermeſſen des Einzelkaufmanns überlaſſen iſt, alſo beliebig 
ſtattfinden oder unterbleiben kann, wird zur Pflicht, wenn 
die ohne Zuſatz gebildete Firma die gleichen!“ 


u tn —— 


102) Anſchütz (Allfeld) Art. 16 N. 4 S. 123. Düringer⸗ 
Hachenburg § 18 V S. 104. v. Hahn Art. 16 88 N. 6 
S. 160. K. Lehmann § 18 N. 9 S. 78. Schultze⸗Görlitz 
S. 101. Staub 8 18 A. 9 S. 119. 

103) Auch das Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes 
vom 27. Mai 1895 verbietet nur die mittelſt unrichtiger Angaben 
thatſächlicher Art gemachte Reklame, nicht die Reklame als ſolche. 

104) Staub 8 18 A. 10 S. 119. 

105) Gleichheit liegt nur in der voll ſtändigen orthographi⸗ 
ſchen Nebereinftimmung, Coſack S. 79; Urth. des RG.“ 
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Bor: und Familiennamen !)), wie eine an demſelben Ort 
oder in derſelben Gemeinde beſtehende und in das Hans 
delsregiſter bereits eingetragene Firma aufweiſt !“). 


vom 27. Mai 1889 (Entſch. Bd. XXV S. 120 Nr. 26), nicht 
dagegen in der trotz abweichender Schreibweiſe übereinſtim⸗ 
menden Ausſprache der Namen. K. Lehmann 8 30 
N. 5 S. 106. Früher war dies beſtritten: unbedeutende ortho⸗ 
graphiſche Abweichungen erklärten z. B. die Urtheile des OLG.“ 
Colmar vom 9. Juni 1893 und des OLG.'3 Dresden vom 
11. Juli 1895 (Zeitſchr. Bd. XLVI S. 480, 471) für uns 
erheblich, um die betreffenden Firmen genügend zu unterſcheiden, 
was Schultze⸗Görlitz S. 102 mindeſtens für die Familien⸗ 
namen billigte; Völderndorff S. 200 N. 3, das Königsberger 
Kommerz: und Admiralitätskollegium, Bu ſch's Archiv Bd. XXX 
S. 88 (auch Urth. des Pariſer Ger. vom 7. Mai 1888, Darras 
S. 16 Nr. 52) wollten die Ausſprache zum Kennzeichen der Unter⸗ 
ſcheidbarkeit machen, ſo daß bei gleicher Ausſprache zwei völlig 
verſchieden geſchriebene Firmen als homonym zu erachten ſeien. 
v. Hahn Art. 20 83 S 168. Spiller bei Buſch Bd. XXXIV 
S. 169, Staub § 30 A. 4 S. 164, Völderndorff ©. 200 
N. 3 ſtellten die Unterſcheidbarkeit endlich in Abrede, wenn die eine 
Firma eine regelmäßig voll ausgeſprochene Abkürzung aufwies, ſo 
daß die geſprochene Firma dann mit einer anderen voll ausge⸗ 
ſchriebenen Firma übereinſtimmte („Auguſt Friedr. Meyer“ und 
„Auguſt Friedrich Meyer“). Davon kann Angeſichts der das Aus: 
ſchreiben des Vornamens anordnenden Beſtimmung des § 18 Abſ. 1 
nicht die Rede ſein. Denn hier wird offenbar lediglich auf die 
Namensorthographie Gewicht gelegt. Iſt dieſe aber die Verſchieden⸗ 
heit der Vornamen zu begründen im Stande, ſo muß natürlich das 
Gleiche auch vom Familiennamen gelten. 

106) Ohne Rückſicht auf abweichende Stellung der Vornamen. 

107) Der Wortlaut der Beſtimmung würde die obligatoriſche Beifügung 
des Zuſatzes nur dann erforderlich machen, wenn der neuen Firma 
eine durch einen Einzelkaufmann betriebene und mit deſſen eigenem 
Vor⸗ und Familiennamen gebildete Firma gegenüberſtände, nicht 
alſo auch dann, wenn die homonyme alte Firma einem anderen 
als ihrem Begründer zuſtünde, etwa auf Grund des § 22 auf eine 
offene Handelsgeſellſchaft übergegangen wäre. Daß eine ſolche 
Beſchränkung der Zuſatzverbindlichkeit nicht gemeint ſein kann, 
liegt auf der Hand. Der Inhaber der alten Firma hat, gleichviel 
ob er Firmenbegründer oder Nachſolger, ob er Einzelkaufmann oder 
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Unter dieſer Vorausſetzung 1“) muß mit der neuen Firma 
ein vom Firmenführer 1) zu beſtimmender Zuſatz verbunden 
werden, der ſie von der alten Firma deutlich unterſcheidet, 
§ 30 Abſ. 2. 

Der obligatoriſche Zuſatz differirt inhaltlich von dem 
fakultativen. Letzterer bildet lediglich eine Erweiterung des 
Firmenkorpus, die ohne Rückſicht auf andere Firmen, aus⸗ 
ſchließlich mit der Tendenz, der eigenen Firma eine charak⸗ 
teriſtiſche Auszeichnung zu verleihen, gewählt wird; ob der 
Zuſatz dieſen Zweck erfüllt, oder, trotz der entgegenſtehenden 
Abſicht des Firmenführers, ſo geringfügig iſt, daß ſein Un⸗ 
beachtetbleiben im Verkehr erwartet werden muß, iſt für ſeine 
Zuläſſigkeit ohne jeden Einfluß. Ganz anders verhält es ſich 
mit dem obligatoriſchen Zuſatz: für die Feſtſtellung ſeines 
Inhalts iſt die Geſtaltung einer beſtimmten anderen Firma 
maßgebend, der gegenüber er eine charakteriſtiſche Unter: 
ſcheidung aufweiſen muß; nur derjenige Zuſatz, der dieſer 
Aufgabe gerecht wird, der nach der Verkehrsauffaſſung die 
Möglichkeit einer Verwechslung der neuen mit der alten 
Firma beſeitigt 110), darf in der Funktion des obligatoriſchen 


Handelsgeſellſchaft iſt, gleichmäßig das Intereſſe, daß ſich die 
homonyme neue Firma deutlich von ſeiner Firma unterſcheide. Aus 
dieſer Erwägung rechtfertigt ſich die im Text gegebene ausdehnende 
Erklärung des geſetzlichen Wortlauts. — Gleicher Anſicht Ma⸗ 
kower § 31 Ile S. 67, Staub 8 30 A. 4 S. 164, Urth. des 
OLG.'s Hamburg vom 29. April 1890 (Zeitſchr. Bd. XL S. 444), 
welche die Möglichkeit der Homonymie auch zwiſchen einer den 
Nachfolgezuſatz tragenden und einer neuen Einzelfirma annehmen. 

108) Aber nur unter dieſer. Weicht ein Vorname in beiden Firmen 
ab, ſo bedarf es der Beifügung nicht. Unzutreffend Gareis⸗ 
Fuchsberger Art. 17 N. 55 S. 52. 

109) Nach franzöſiſchem Recht darf das Gericht die Annahme eines von 
ihm beſtimmten Unterſcheidungszeichens anordnen. Vgl. Lallier 
S. 381 Nr. 199. Pouillet S. 535, 558 Nr. 489, 502. Urth. 
des Kaſſ.H.'s vom 15. Juli 1879 (Maillard Bd. IV S. 435 
Nr. 11). 

110) Düringer⸗ Hachenburg § 30 JI S. 131. K. Lehmann 
§ 30 N. 5 S. 106. 
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Zuſatzes zur Verwendung kommen. Nicht jeder fakultativ 
zuläſſige Zuſatz iſt deshalb auch für die Rolle des obligatori— 
ſchen Unterſcheidungsmerkmals geeignet 11). 

Die Nothwendigkeit der Beifügung des deutlich unter— 
ſcheidenden Zuſatzes tritt nur ein, wenn die Gemeinſam— 
keit des Domizils für die bereits beſtehende und die neue 
Firma ſchon in demjenigen Zeitpunkt, in welchem die neue 
Firma begründet wird, gegeben iſt. Stellt die Gemeinſam— 
keit ſich erſt durch nachträgliche Vereinigung der 
vorher ſelbſtändigen Orte oder Gemeinden ein, 
ſo hat dieſer Vorgang auf die nunmehr in demſelben Domizil 
befindlichen Firmen keinen Einfluß, iſt alſo die Möglichkeit 
des Nebeneinanderbeſtehens zweier im Vor- und Familien: 
namen genau übereinſtimmenden Firmen gegeben 11). Nicht 
ſelten findet ſich freilich eine andere Anſchauung vertreten, 
wonach auch in dieſem Fall die zeitlich ſpäter begründete 
Firma einen ſie von der älteren übereinſtimmenden Firma 
deutlich unterſcheidenden Zuſatz anzunehmen habe 11). Allein 
für ein derartiges Verlangen fehlt jede ausreichende Be— 
gründung: das Geſetz ordnet den obligatoriſchen Unterſchei— 
dungszuſatz ausdrücklich nur für neue Firmen an; eine bereits 
beſtehende Firma wird doch aber durch eine rechtliche Um— 
geſtaltung ihres Domizils nicht in eine neue zurückverwandelt. 


111) So erklärt das Urth. des Kaſſ.GH.'s Köln vom 26. November 
1862 (Zeitſchr. Bd. VI S. 575) die Beifügung des Ortsnamens, 
v. Hahn Art. 20 $ 10 S. 171 die Angabe des Gründungsjahres 
zur deutlichen Unterſcheidung nicht für genügend. 

112) Düringer⸗ Hachenburg $ 30 V S. 132. K. Lehmann 
a. a. O. N. 3. Staub § 30 A. 3 S. 163. Vidari, Corso 
di diritto commerciale (3. ed., Milano 1888 f.) Bd. 1 S. 220 
Nr. 239. — Urth. des Kamm. Ger. vom 16. November 1896 
(Zeitſchr. Bd. XLVI S. 471). 

113) Anſchütz (Allfeld) Art. 20 N. 3 S. 139. Gareis⸗Fuchs⸗ 
berger Art. 20 N. 106 S. 59. Schultze⸗Görlitz S. 100. 
Völderndorff bei Endemann Bd. I S. 202. 


Opet: Beiträge zum Firmenrecht. 91 


b) Die Firma der offenen Handelsgeſellſchaft. 


Sie kann auf zweierlei Art gebildet werden, S 19 
Abſ. 1, 4: 
1. Durch Aufführung der Namen aller perſönlich 
haftenden Geſellſchafter 11). 


2. Durch Aufführung des Namens mindeſtens eines 
perſönlich haftenden Geſellſchafters mit einem das 
Vorhandenſein einer Geſellſchaft andeutenden Zu: 
ſatz 115). 


114) Führen mehrere Geſellſchafter denſelben Namen, ſo iſt der Name, 
wenn nicht die zweite Firmenform gewählt iſt, der Geſellſchafter⸗ 
zahl entſprechend in die Firma aufzunehmen. Die Firma lautet 
alſo nicht „Schulze und Müller“, wenn zwei „Müller“ Mitglieder 
ſind, ſondern etwa „Müller, Schulze und Müller“ oder „Schulze 
und Gebrüder Müller“, falls letzteres Verwandſchaftsverhältniß zu⸗ 
trifft. Le Fort S. 224. Schultze⸗Görlitz S. 132. Sieg⸗ 
mund S. 170 f. Unzuläſſig iſt demnach die im Firmenregiſter 
des AG.'s I Berlin Nr. 19.060 für eine von den Geſellſchaftern 
„Sally M. und Franz M.“ begründete offene Handelsgeſellſchaft 
eingetragene Firma „Sally M.“, die in keiner Weiſe das Beſtehen 
eines Geſellſchaftsverhältniſſes erkennen läßt. 

115) Comp., Cie. u. ſ. w., nicht auch Inſtitut (Müller'ſches Bank⸗ 
inſtitut). Statt der Abkürzung ſind natürlich auch voll aus⸗ 
geſchriebene Bezeichnungen des Geſellſchaftsverhältniſſes zuläſſig, 
wie „Konſorten“, „Sozien“, „Geſellſchafter“. Genügende Geſell⸗ 
ſchaftsfirmen der zweiten Gruppe wären auch „Geſchwiſter M.“, 
„Gebrüder N.“, „Schulze's Geſellſchaft“. Dagegen wäre „Schulze'⸗ 
ſche Zigarrenfabrik“ unrichtig gebildet, da hier nicht erſichtlich iſt, 
ob nur ein Schulze oder mehrere Perſonen dieſes Namens als 
Geſchäftsinhaber fungiren. Schultze-Görlitz S. 101. Die 
neue Faſſung des Handelsgeſetzbuches verlangt allerdings für die 
Einzelfirma mindeſtens einen ausgeſchriebenen Vornamen; der 
Rechtskundige wird alſo die letztgedachte Firma ohne Weiteres als 
Geſellſchaftsfirma anſprechen. Die Anſchauung des Rechiskundigen 
iſt aber für die allgemeine Verkehrsanſchauung nicht maßgebend: 
nach dem hiernach anzulegenden Maßſtab dürfte jene Firma leicht 
irrthümlich aufgefaßt werden können. — Auch der Geſellſchafts⸗ 
zuſatz muß dem Wahrheitsprinzip entſprechen. Eine Firma „Ge: 
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Die Beifügung von Vornamen zu den aufgeführten 
Familiennamen iſt beidemal nicht erforderlich! !“), S 19 Ab}. 3. 

Die Wahl der einen oder anderen Firmenart hängt 
vom Belieben der Geſellſchafter ab!!“); ihr Ermeſſen ent⸗ 
ſcheidet auch über Aufnahme und Reihenfolge der in der 
Firma zu führenden Namen 115). 

Namen der Geſellſchaft fremder Perſonen dürfen keinen 
Beſtandtheil der Geſellſchaftsfirma bilden. Dahin zählen die 
Namen auch ſolcher Perſonen, die, lediglich um die Bildung 
einer gewiſſen Geſellſchaftsfirma zu ermöglichen, bei Grün: 
dung der Geſellſchaft angeblich als perſönlich haftende Ge— 
ſellſchafter fungirten, eine wirkliche Antheilnahme in dieſer 
Eigenſchaft dagegen nicht beabſichtigen und auch thatſächlich 
nicht präſtiren 11). 


brüder M.“ wäre demnach unzuläſſig, wenn zugleich eine Schweſter 
Mitinhaberin des Handelsgeſchäfts iſt. K. Lehmann 8 19 N. 1 
S. 79. 

116) Im Falle der Beiſügung iſt demnach, anders als bei der Firma 
des Einzelkaufmanns, beliebige Ab⸗ und Verkürzung zuläſſig. — 
Die Beifügung empfiehlt ſich, wenn die Geſellſchafter ſämmtlich 
den gleichen Familiennamen tragen und die Firma nach der 
Form 1 gebildet werden ſoll, etwa „Karl und Max Schulze“. 

117) Die Handelsgeſellſchaft als ſolche iſt vor der Einigung 
der Geſellſchafter über die zu führende Firma nicht vor han⸗ 
den. Denn vor dieſem Zeitpunkt iſt die Vorausſetzung des § 105 
Abſ. 1, die Exiſtenz einer gemeinſchaftlichen Firma, unter welcher 
der Betrieb eines Handelsgewerbes erfolgen ſoll, nicht erfüllt. Er⸗ 
folgt ein geſellſchaftlicher Betrieb vor der Einigung über die Firma, 
ſo ſind die Betreibenden als Einzelkaufleute im Ordnungsſtraf⸗ 
verfahren zur Firmenannahme anzuhalten, Schultze⸗Görlitz 
S. 129 f., nicht, wie Anſchütz (Allfeld) S. 85 f. annimmt, als 
Mitglieder einer Geſellſchaft. 

118) Liegt eine Einigung nicht vor, ſo darf der Regiſterrichter die Aus⸗ 
wahl und Reihenfolge der Namen nicht beſtimmen. Anders nach 
franzöſiſchem Recht. Urth. des Ger. Lyon vom 16. Juli 1896 
(Ann. de droit comm. Bd. XI S. 9). 

119) Hierher gehören die zahlreichen Fälle, in denen ein Strohmann als 
angeblicher Geſellſchafter fungirt, um die Aufnahme ſeines Namens 
in die Geſellſchaftsfirma zu ermöglichen. Urth. des RG.'s vom 
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Zuſätze zur Unterſcheidung der Perſon der Geſell⸗ 
ſchafter oder des Geſellſchaftsgeſchäfts ſind in gleicher Weiſe 
wie bei der Einzelfirma zuläſſig 12). 

In der Durchführung des Prinzips der Firmenaus— 
ſchließlichkeit weichen dagegen beide Firmengruppen ab. 
Wie ſich Einzelfirmen zu unterſcheiden haben, wird vom Geſetz 
ſelbſt beſtimmt: nämlich durch Beifügung eines Zuſatzes, 
§ 30 Abſ. 2. Wie die deutliche Unterſcheidbarkeit zwiſchen 
den Firmen von offenen Handelsgeſellſchaften zu erzielen 
iſt 21), hängt dagegen vom Belieben der Begründer der 
neuen Geſellſchaftsfirma ab. Hier können alſo neben dem 
unterſcheidenden Zuſatz, der natürlich ebenfalls Anwendung 
finden darf, auch Umſtellungen in der Reihenfolge der in 


16. April 1896 (Entſch. Bd. XXXVII S. 60 Nr. 16), des Kaſſ. H. “s 
vom 27. März 1877 (Maillard Bd. VI S. 429 Nr. 8), des 
Circ. Court New-Versey vom 1. Juni 1886 (Sarras S. 60 
Nr. 868). 

120) Vgl. N. 81 f. Eine Täuſchung enthält die Verbindung beider 
Firmenmöglichkeiten in einer Firma, wenn dadurch die Anſchauung 
einer größeren Zahl Geſellſchafter, als thatſächlich vorhanden ſind, 
hervorgerufen wird („Schulze, Müller & Cie.“, wenn „Schulze“ 
und „Müller“ die einzigen Geſellſchafter find). Völderndorff 
S. 197 N. 25. Urth. des OLG.3 Hamburg vom 12. Juni 1893 
(Zeitſchr. Bd. XLII S. 502). 

121) Daß die ältere Firma den Liquidationszuſatz führt, würde 
die Homonymie nicht ausſchließen. Urth. des RG.'s vom 17. Juni 
1892 (Entſch. Bd. XXIX S. 68 Nr. 20). Denn dieſer Zuſatz 
bildet keinen Firmenbeſtandtheil, Urth. des OLG.'s Hamburg vom 
13. Juli 1885 (Zeitſchr. Bd. XXXV S. 235) ſondern einen bloßen 
Zeichnungszuſatz, der mit Einſtellung der Liquidation durch Fort⸗ 
führung des Geſchäfts wieder in Wegfall käme, deſſen zeitweiliges 
Vorhandenſein demnach die Möglichkeit ſpäteren Nebeneinander⸗ 
beſtehens völlig gleichlautender Firmen nicht zu verhindern ver⸗ 
möchte. Urth. des OLG.'s Dresden vom 14. September 1887 
(Zeitſchr. Bd. XXXVII S. 529), des Kamm. Ger. vom 17. März 
1890 (Johow Bd. X S. 19). Unrichtig verfährt die Berliner 
Praxis. Hier weiſt das Firmenregiſter des AG. 8 I Berlin gleich: 
zeitig die Firmen „Gieſe & Maſchwitz“ im Liquidationsſtadium 
(Nr. 12,744) und „Gieſe & Maſchwitz“ (Nr. 25 654), „Max 
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die Firma aufgenommenen Namen von Geſellſchaftern 
oder Abweichungen in der Form des Geſellſchaftszuſatzes !??) 
in Betracht kommen. 


c) Die Firma der Kommanditgeſellſchaft. 


Die Firma der Kommanditgeſellſchaft kann, wie die der 
offenen Handelsgeſellſchaft, auf doppelte Weiſe gebildet 
werden, § 19 Abſ. 2: 


1. Durch Aufführung der Namen aller perſönlich 
haftenden Geſellſchafter. 
2. Durch Aufführung des Namens wenigſtens eines 
perſönlich haftenden Geſellſchafters. 
Beidemal !) mit einem das Vorhandenſein einer Ge— 
ſellſchaft !?”) andeutenden Zuſatz 2). 


Kann“ eim Liquidationsſtadium (Nr. 9,935) und „Max Kann“ 

(Nr. 20,665) auf. 

Daß hierdurch jemals eine deutliche Unterſcheidung gewonnen werden 

kann, ſtellen Anſchütz (Allfeld) Art. 18 N. 3 S. 130, Schul tze⸗ 

Görlitz S. 132 und Völderndorff S. 201 freilich in Abrede. 

Allein es kommt auf den konkreten Fall an. Die Handelsgeſell⸗ 

ſchaftsfirmen „Schultze & Schulz“ und „Schulz & Schultze“ dürf⸗ 

ten ſich freilich nicht genügend unterſcheiden. Dagegen dürfte die 
allgemeine Verkehrsanſchauung die Firma „Müller & Schulze“ von 

einer Firma „Schulze & Müller“ wohl zu unterſcheiden im 

Stande ſein. 

123) Dagegen Urth. d. OG.'s Zürich vom 20. März 1862 (Zeitſchr. 
Bd. VI S. 575). Es gilt jedoch das Gleiche wie in der vorigen 
Note. „Schulze & Cie.“ unterſcheidet ſich allerdings nicht hin⸗ 
reichend deutlich von „Schulze & Co.“ Dagegen dürfte es keinem 
Bedenken unterliegen, daß zwiſchen dieſen beiden Firmen auf der 
einen und „Schulze und Konſorten“ auf der anderen Seite keine 
Homonymie beſteht, obwohl ſich die Differenz auf den Geſellſchafts⸗ 
zuſatz beſchränkt. 

124) Behrend S. 255 N. 25. 

125) Nicht gerade einer Kommanditgeſellſchaft. Gareis, Kommentar 
S. 42. Dagegen Urth. des Oeſterr. Ob. GH.'s vom 20. Mai 1873 
(Buſch's Arch. Bd. XXX S. 105). 

126) Eine Firma „F. und Söhne“ leiſtet dem nicht Genüge, wenn 


122 


— 
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Für die Wahl der aufnahmefähigen Namen, die 
Beifügung der Vornamen, die Zuſätze und die Homo— 
nymie gelten die das Firmenrecht der offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft normirenden Beſtimmungen. 

Die Firma einer Kommanditgeſellſchaft kann demnach 
zugleich als Firma einer offenen Handelsgeſellſchaft, die Firma 
der letzteren zugleich als Firma der erſteren Verwendung 
finden 127). 


d) Die Firma der Aktiengeſellſchaft und der 
Kommanditgeſellſchaft auf Aktien. 


Die Firma dieſer beiden Geſellſchaftsformen wird von 
den den Geſellſchaftsvertrag feſtſtellenden Gründern, §§ 187, 
321, nach freiem Ermeſſen beſtimmt, §S 182, 320 Abſ. 3. 
Die Firma kann demnach ſowohl einen oder mehrere beliebige 
Perſonennamen !?), mit oder ohne Andeutung eines 


außer den Söhnen noch andere Perſonen Geſellſchafter ſind. Sieg⸗ 
mund S. 18 f. 

127) Siegmund S. 190 empfiehlt deshalb die obligatoriſche Aufnahme 
einer Formalbezeichnung („Comm.“ oder „Cap.“, von Kommandite 
oder Kapital abgeleitet) in die Firma. 

128) Ihre Aufnahme iſt jedoch nur mangels Widerſpruchs der Stimm: 
berechtigten zuläſſig. Zur Erhebung deſſelben iſt nicht nur dann 
Gelegenheit geboten, wenn der Name einer der Geſellſchaft gänz⸗ 
lich fremden Perſon in die Firma aufgenommen wird; auch wenn 
der in der Firma enthaltene Name der eines Gründers, wären die 
übrigen Träger des gleichen Namens gegen den Namensgebrauch 
gemäß § 12 B. GB.'s einzuſchreiten befugt, da jeder Namensführer 
ein ſelbſtändiges Namenrecht hat, das durch die von einem Namen 
berechtigten gegebene Erlaubniß zum Namens gebrauch nicht beein: 
trächtigt wird. K. Lehmann $ 37 N. 9 S. 116. Opet im 
Arch. für die civil. Praxis Bd. LXXXVII S. 395. Unentſchieden 
Urth. des RG.'s vom 3. November 1898 (Entſch. Bd. XLII S. 150 
Nr. 36). Iſt die als Einzelfirma rechtmäßig mit einem Perſonen⸗ 
namen begründete Firma im Wege der Fortführung zur Aktien⸗ 
firma geworden, ſo iſt freilich nicht mehr jeder beliebige Namen⸗ 
träger zur Unterſagung des Namengebrauchs berechtigt. Denn 
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Geſellſchaftsverhältniſſes, die Angabe des Gegenſtandes 
des Unternehmens !), eine willkürlich gewählte Phantaſie— 
bezeichnung !s“) oder auch eine Verbindung dieſer 
Möglichkeiten!“) enthalten. 

In jedem Fall iſt mit der Firma die voll auszuſchreibende 
Formalbezeichnung „Aktiengeſellſchaft“ bezw. „Kommandit⸗ 
geſellſchaft auf Aktien“ zu verbinden, § 20 Abſ. 213. 

Für die Beifügung von Zuſätzen !)) gelten die gleichen 
Normen wie für die offene Handelsgeſellſchaft. 


e) Die Firma der eingetragenen Genoſſenſchaft. 


Der Willkür der das Statut unterzeichnenden und damit 
zur Firmenwahl legitimirten Genoſſen, § 11 Abſ. 2 Nr. 1 
Gen. Geſ. iſt kein erheblicher Spielraum gelaſſen. Die Firma 
muß dem Gegenſtand des Unternehmens entlehnt, 
alſo ſtets Sachfirma ſein, und eine der Genoſſenſchaftsart 
entſprechende, voll auszuſchreibende Formalbezeichnung!?“) 
enthalten; ſie muß ferner die Homonymie mit den an 
demſelben Ort oder in derſelben Gemeinde bereits beſtehen⸗ 
den Firmen eingetragener Genoſſenſchaften vermeiden, § 3 
Gen. Geſ. Die Mittel zur Vermeidung der Homonymie find 


wenn die Verwendung des Perſonennamens in der neu begrün⸗ 
deten Einzelfirma gegen jeden Eingriff gefeit war, muß das Gleiche 
auch rückſichtlich des gemäß § 22 in der Firma übertragenen 
Namens gelten. 

129) Das Geſetz erachtet dieſen Firmeninhalt als den normalen. 

130) „Teutonia“, „Securitas“, „Eintracht“, „Excelfior“ u. ſ. w. 

131) „Rentenverſicherungs⸗Anſtalt Hannovera (J. Schulze u. Co.) 
Kommanditgeſellſchaft auf Aktien.“ 

132) Deren Ueberſetzung oder Verkürzung deshalb ausgeſchloſſen iſt. 
Düringer⸗ Hachenburg § 20 1 S. 107. Schultze⸗Görlitz 
S. 421. 

133) Sowohl freiwilliger wie der zur Vermeidung der Homonymie ers 
forderlichen. 

134) „Eingetragene Genoſſenſchaft mit unbeſchränkter Haftpflicht, mit 
unbeſchränkter Nachſchußpflicht, mit beſchränkter Haftpflicht.“ 
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im Allgemeinen durch das Ermeſſen der Genoſſen zu be⸗ 
ſtimmen 155); ausgeſchloſſen iſt für dieſen Zweck lediglich die 
Verwendung von Perſonennamen 3). 

Unter der gleichen Beſchränkung darf die Beifügung die 
Genoſſenſchaft charakteriſirender Zuſätze, auch ohne daß 
andernfalls Homonymie eintreten würde, erfolgen. 


) Die Firma der Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung. 


Drei Modi ſtehen zur Auswahl der Geſellſchafter !“), 

8 4: 

1. Die Firma kann dem Gegenſtand des Unternehmens 
entlehnt ſein. 

2. Sie kann aus dem Namen ſämmtlicher Geſell⸗ 
ſchafter beſtehen. 

3. Sie kann mit dem Namen wenigſtens !’?) eines 
Geſellſchafters und einem das Vorhandenſein eines 
Geſellſchaftsverhältniſſes andeutenden Zuſatz ge⸗ 
bildet ſein. 

Wo die Aufnahme von Namen erfolgt, iſt die Beifügung 
von Vornamen zuläſſig, aber nicht nothwendig 15). 


135) Meiſt wird es ſich um Beifügung eines Phantaſienamens handeln. 
136) Die Unzuläſſigkeit würde durch Zuſtimmung des Namenträgers, 
auch wenn der Name ein Namensunikum iſt, nicht beſeitigt. 

137) Unzutreffend behauptet Schultze⸗Görlitz S. 420, daß die Ge⸗ 
ſellſchaft m. b. H. auch unter der Firma eines von ihr gleich bei 
der Gründung erworbenen Geſchäfts begonnen werden dürfe. Aus 
§4 Abi. 1 Satz 3 Geſ.Geſ.'s folgt das nicht: wenn hier die Bei: 
behaltung der Firma eines auf die Geſellſchaft übergegangenen 
Geſchäfts für zuläſſig erklärt wird, ſo erfordert dieſer Vorgang 
doch ein vorheriges Beſtehen der Geſellſchaft, demnach auch vor⸗ 
herige Wahl einer den geſetzlichen Beſtimmungen entſprechenden 
Firma. Freilich kann letztere zu Gunſten der erworbenen Firma 
aufgegeben werden. 

138) Es dürfen alſo auch die Namen von zwei, drei u. ſ. w. Geſell⸗ 
ſchaftern aufgenommen werden. Dagegen Coſack S. 684. 

139) Daher iſt deren beliebige Ab⸗ oder Verkürzung geſtattet. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLIX. 7 
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In allen Fällen muß die Firma die voll auszuſchreibende!““) 
Formalbezeichnung „mit beſchränkter Haftung“ enthalten. 

Sonſt gelten für dieſe Firmenart die das Firmenrecht der 
offenen Handelsgeſellſchaften normirenden Beſtimmungen 11, 
§ 13 Abſ. 3. 


g) Die Firma der Zweigniederlaſſung. 


Die Bildung der Zweigniederlaſſungsfirma wird durch 
die firmenrechtliche Stellung des Inhabers der 
Hauptniederlaſſung, beſtimmt. Die gleichen Beſtim⸗ 
mungen, die für die Wahl ſeiner Hauptniederlaſſungsfirma 
entſcheidend find, kommen auch für die Firma feiner Zweig: 
niederlaſſung zur Anwendung 1). 

Weitere als die hierdurch erzeugten Schranken ſind dem 
Belieben des Zweiggeſchäftsinhabers für die Firmenwahl nicht 
gezogen; die Zweigfirma muß demnach nicht, wie die 
herrſchende Lehre annimmt 143), mit der Hauptfirma 


140) Komm. Ber. S. 4. In der Praxis iſt freilich die Abkürzung 
„m. b. H.“ üblich. — Das Wort „Geſellſchaft“ iſt für dieſe Firmen⸗ 
gruppe dagegen nicht ſakramental. Richtig gebildet iſt daher z. B. 
die Firma „Union⸗Graphophon⸗Company mit beſchränkter Haftung“ 
(Geſellſch. Reg. Nr. 16,350 des AG.’3 Berlin). 

141) Die Firma kann demnach eine Verbindung von Real: und 
Perſonalfirma darſtellen. Schultze⸗Görlitz S. 420. 

142) Die Zweigfirma muß demnach ebenfalls Formalfirma ſein, 
wenn die Hauptfirma es iſt. — Errichtet eine gemäß Art. 22 
Einf. Geſ.'s zum HGB. nicht zur Annahme einer Formalfirma ges 
nöthigte Aktien⸗ oder Kommanditaktiengeſellſchaſt ein Zweiggeſchäſt, 
ſo darf letzteres, wenn das Firmenausſchließlichkeitsprinzip nicht 
entgegenſteht, die Hauptfirma ohne Formalzuſatz führen. Iſt aber 
die Führung der Hauptfirma zur Vermeidung der Homonymie 
nicht zuläſſig, ſo muß die nunmehr zu bildende ſelbſtändige Zweig⸗ 
firma, den Grundſätzen über die Bildung neuer Firmen entſprechend, 
Schultze⸗Görlitz S. 102, auch den Formalzuſatz enthalten. 

143) K. Lehmann 8 12 N. 5 S. 59. Staub 8 30 A. 7 S. 164, 
ſpeziell im Falle der Aktiengeſellſchaft, weil letztere nur 
eine Firma befiten dürfe, §S 201 A. 6. S. 609. Daß letztere 
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übereinſtimmen oder ihr wenigſtens im Weſentlichen 
entſprechen! ““), und fie muß auch nicht, wie Anſchütz 
behauptete !“), den Charakter des unter ihr betriebenen 
Geſchäfts als einer bloßen Zweigniederlaſſung zu 
erkennen geben!“). 


V. Abſchnitt. 


Die Firmenänderung. 


Firmenänderung liegt vor, wenn der Inhaber eines 


firmenführenden Gewerbebetriebes !“) unter Aufgabe der bis⸗ 


Begründung nicht zutrifft, wurde bereits Abſchnitt II dargethan. 
Ebenſo wenig ſchließt aber die Faſſung der Beſtimmungen des 
Handelsgeſetzbuches über die Zweigfirma, 88 13 Abſ. 1, 30 Abſ. 3, 
50 Abſ. 3, die Möglichkeit ſelbſtändiger Geſtaltung der letzteren 
aus. — Aehnlich wie Staub bereits Puchelt-Förtſch Art. 21 
N. 1a S. 64. 


144) Ebenſo Behrend S. 224 N. 24. Coſack S. 74. Düringer⸗ 


Hachenburg 8 30 N. IV S. 132. Endemann S. 58 $ 19. 


145) Anſchütz Art. 22 N. 2 S. 151. 
146) Ueblich ſind freilich Zuſätze, wie „Filiale“, „Zweiggeſchäft“, „Ver⸗ 


147) 


kaufsſtelle“. Ihre Beifügung genügt, bei ſonſtiger Uebereinſtimmung 
von Haupt: und Zweigfirma, um den Inhaber von Haupt⸗ und 
Zweiggeſchäft zum Träger einer Firmenmehrheit zu machen, $ 50 
Abſ. 3. Zur Ausſchließung der Homonymie mit den am Zweigort 
bereits beſtehenden und eingetragenen Firmen reicht die Aufnahme 
eines ſolchen Zuſatzes in die Zweigfirma dagegen nur aus, wenn 
ſeine Beiſügung die deutliche Unterſcheidung gemäß § 30 Abſ. 3 
verbürgt, eine Möglichkeit, die Kk. Lehmann $ 30 N. 6 S. 107 
freilich unbedingt für ausgeſchloſſen hält. 

Der Wortlaut des §. 49 Abſ. 1 würde die Möglichkeit einer 
Firmenänderung durch den Prokuriſten nicht ausſchließen: 
denn auch eine ſolche Vornahme kann unter Umſtänden zu den 
Rechtshandlungen, die der Betrieb eines Handelsgewerbes mit ſich 
bringt, gehören, etwa wenn der Prokuriſt das Geſchäft um eine 
Branche erweitert und ſich deshalb die Aufnahme eines entſprechen⸗ 
den Zuſatzes in die Firma empfiehlt. Trotzdem dürfte dem Pro⸗ 
kuriſten die Befugniß zur Firmenänderung abzuſprechen ſein. Denn 
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herigen Firma eine andere Firma!) annimmt. — Von 
der Firmenänderung iſt zu ſcheiden: 
a) Die Firmenaufgabe ohne Annahme einer anderen 
Firma !). 
b) Die Firmenannahme ohne Aufgabe einer anderen 
Firma !. 

Die Firmenänderung erfolgt ſtets durch Aenderungs— 
handlung des Firmenführers, nicht durch obrigkeitlichen 
oder ſeitens eines dritten Privaten veranlaßten Akt, iſt aber 
trotzdem keineswegs immer auf freien Willensentſchluß des— 
ſelben zurückzuführen. Die Vornahme der Aenderungen kann 
vielmehr unter gewiſſen Vorausſetzungen nothwendig werden, 
ſo daß der nicht zur Aenderung ſchreitende Firmenführer 
beſtimmten rechtlichen Nachtheilen ausgeſetzt iſt. Danach 
find freiwillige und nothwendige Firmenänderung ausein— 
ander zu halten. 


A. Die freiwillige Firmenänderung. 


Der Firmenführer iſt jederzeit zur Firmenänderung be— 
fugt !“), ohne daß — abgeſehen von ſeinem freien Er: 


ſeine Vertretungsmacht iſt offenbar unter der Vorausſetzung kon⸗ 
ſtituirt, daß die zur Zeit der Prokuraertheilung beſtehende Firma 
keine Veränderung erleidet, namentlich nur bei dieſer Annahme 
die Zeichnungspflicht des § 53 Abſ. 2 begründet. K. Lehmann 
§ 49 S. 134. Im Reſultat übereinſtimmend, jedoch unter ab⸗ 
weichender Begründung, Düringer⸗ Hachenburg § 49 III 
S. 178, Staub 8 49 A. 1 S. 208. 

148) Wenn auch nur geringfügig modifizirte, wie durch Annahme eines 
Zuſatzes. Schultze-Görlitz S. 107. Die Liquidationsfirma 
bildet dagegen keine Firmenänderung. Düringer⸗ Hachenburg 
§ 17 III S. 98. Urtheile des RG.'s vom 5. Dezember 1885 
(Entſch. Bd. XV S. 105 Nr. 22), des OLG.'s Hamburg vom 
13. Juli 1885 (Zeitſchr. Bd. XXXV S. 235). 

149) Vgl. Abſchnitt VII. 

150) Vgl. Abſchnitt II. 

151) Behrend S. 260. Manes, Recht des Pſeudonyms (Göttingen 
1899) S. 31. Schultze⸗Görlitz S. 106. 
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meſſen — beſondere hierzu legitimirende Gründe vorliegen 
müßten. Doch bedarf der animus mutandi je nach der frag⸗ 
lichen Firmenart abweichender Bethätigung. 

Beim Einzelkaufmann und beim publiziſtiſchen Unter⸗ 
nehmen genügt der ſtändige Gebrauch einer von der 
bisherigen abweichenden Firma zur Herbeiführung der 
Aenderung 52). | 

Die Firma der offenen Handelsgeſellſchaft, der Kom: 
manditgeſellſchaft und der Geſellſchaft mit beſchränkter Haf⸗ 
tung erleidet dagegen nur durch einen auf Abänderung des 
Geſellſchaftsvertrages gerichteten Beſchluß der Geſellſchafter ! “?), 
die Firma der Aktiengeſellſchaft, der Kommanditgeſellſchaft auf 
Aktien, der eingetragenen Genoſſenſchaft und der juriſtiſchen 
Perſonen des bürgerlichen Rechts 5) in entſprechender Weiſe, 
durch Satzungsänderung, eine Umgeſtaltung. 

Als neue Firma darf nur eine ſolche gewählt werden, 
wie ſie der Firmenführer, falls er im Zeitpunkt der Firmen⸗ 
änderung zur erſtmaligen Firmenannahme ſchreiten würde, 
anzunehmen befugt wäre. Die geänderte Firma muß dem⸗ 
nach dem Prinzip der Firmenwahrheit entſprechen und in 


152) Behrend S. 261 N. 46. Dem widerſpricht auch nicht das Urth. 
des OHG.'s vom 9. Dezember 1871 (Entſch. Bd. IV ©. 254 Nr. 58), 
wonach ein Firmenführer, der ſich im Geſchäftsverkehr einer an⸗ 
deren Firma bedient, daraus kein Recht auf Führung der ſo ver⸗ 
änderten Firma herleiten kann. Denn hier iſt von der durch die 
Eintragung begründeten Geſtaltung des Firmenrechts die Rede. 
Für das publiziſtiſche Unternehmen, das ja gar nicht zur Firmen⸗ 
anmeldung verpflichtet iſt, $ 36, hat die Eintragung natürlich 
keine Bedeutung. 

153) Auch ſtillſchweigend kann dieſer Beſchluß gefaßt werden und 
ſich dann lediglich im ſtändigen Gebrauch der geänderten Firma 
manifeſtiren. 

154) §§ 33 Abi. 3, 34 Abſ. 2, 198, 277, 320 Abſ. 3. Gen. Geſ. 
88 6, 16. — Hier vermag die thatſächliche Führung einer anderen 
Firma die urſprüngliche Firma nicht zu beſeitigen. Urth. des 
Oberhandelsgerichts vom 14. Mai 1873 (Entſch. Bd. IX S. 328 
Nr. 96). 


102 Dpet: Beiträge zum Firmenrecht. 


den Grenzen des Prinzips der Firmenausſchließlichkeit die 
Homonymie mit den bereits beſtehenden Firmen vermeiden!“). 


B. Die nothwendige Firmenänderung. 


Eine Pflicht zur Firmenänderung kann den Firmenführer 
in zwei Fällen treffen !“): 

1. Wenn die Firma unwahr geworden iſt, ſei 
es, daß das Firmenkorpus oder daß der Firmenzuſatz dem 
derzeitigen Zuſtand nicht mehr entſpricht. Die Durchführung 
dieſes Grundſatzes ermangelt jedoch der Konſequenz: 


a) Keine Ausnahme gilt rückſichtlich des unzutreffend 
gewordenen Zuſatzes !“), ohne Unterſcheidung, ob er 
ſich auf die Perſon des Firmenführers 155) oder das Ge: 
ſchäft !“) bezieht, ob derſelbe zur bloßen Charakteriſirung 


155) Gierke, D. Privatr. Bd. 1 S. 725. Wächter, Handelsrecht 
Bd. J S. 46. 

156) Eine vorübergehende dritte Möglichkeit begründet unter Umſtänden 
für die beim Inkrafttreten des neuen Handelsgeſetzbuches bereits 
eingetragenen Firmen der Aktiengeſellſchaften und der Kommandit⸗ 
geſellſchaften auf Aktien Art. 22 Abſ. 2 Einf. Geſ.'s zum HGB. 
Vgl. Abſchnitt III. 

157) Behrend S. 255 N. 22. Staub 8 18 A. 11 S. 120. 

158) Der Inhaber einer chemiſchen Fabrik, der ſeinen Namen mit dem 
Titel „Doktor“ als Firma führte, der Hoflieferant, der in dieſer 
Eigenſchaft firmirte, müſſen den Zuſatz aus der Firma entfernen, 
wenn fie gemäß § 33 StrGB.“'3 Verluſt des Rechts auf Führung 
der Bezeichnung trifft. Gewiſſe Gruppen von perſönlichen Zuſätzen, 
wie Angaben über das Alters: und Verwandſchaftsverhältniß des 
Firmenführers gegenüber einer anderen Perſon („jun.“, „Sohn“ 

u. ſ. w.) find dagegen regelmäßig der Möglichkeit des Unwahr⸗ 
werdens entzogen. 

159) Hier kommt namentlich die Branchen bezeichnung in Be 
tracht, die beim Wechſel im Gegenſtand des gewerblichen Unter⸗ 
nehmens ebenfalls entſprechend verändert oder gänzlich fortgelaſſen 
werden muß. Behrend S. 260 N. 42. Gierke, Zeitſchr. 
Bd. XLV S. 460. Die Möglichkeit der nothwendigen Aenderung 
kann jedoch auch andere Zufätze treffen, jo etwa die Beifügung 
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oder zur Vermeidung der Homonymie angenommen worden 
war 160). 

b) Die Aenderung hat ferner ausnahnslos einzutreten, 
wenn die dem Gegenſtand des Unternehmens entnommene 
Realfirma ſich wegen Aenderung des Gegenſtandes mit 
dem wirklichen Zuſtand nicht mehr deckt 15). 

c) Die Firmenänderung iſt dagegen nicht nothwendig, 
wenn der in der Firma enthaltene Name des Geſchäfts⸗ 
inhabers oder eines Geſellſchafters eine Veränderung er⸗ 
fährt 162), § 21. Auch in dieſem Falle kann freilich der 
Inhaber eine entſprechende Firmenänderung ins Werk ſetzen; 
es kann jedoch auch bei der Beibehaltung der unveränderten, 
dem wirklichen Thatbeſtand nicht mehr entſprechenden Firma 
ſein Bewenden haben, ohne daß die Regiſterbehörde, wie in 


„Einzige Fabrik eines gewiſſen Gegenſtandes“, die, urſprüng⸗ 
lich zutreffend, durch die Begründung anderer gleichartiger Fabriken 
unwahr werden kann. 

160) Nur die Phantaſiebezeichnung iſt ſtets der Möglichkeit zwangsweiſer 
Veränderung entzogen. 

161) Düringer⸗ Hachenburg $ 17 N. 3 S. 98. Gierke, Zeit: 
ſchrift Bd. XLV S. 460. — Dies iſt namentlich für die ſtets dem 
Gegenſtand des Unternehmens zu entlehnende Firma der Geſellſchaft 
m. b. H. von Erheblichkeit. Dagegen Makower $ 18 UIIc S. 47. 

162) Die Frage war früher kontrovers. Zu Gunſten der Aenderungs⸗ 
nothwendigkeit: Behrend S. 254 N. 21; Gareis⸗Fuchs⸗ 
berger Art. 17 N. 58 S. 53. Dagegen: Puchelt⸗Förtſch 
Art. 16 N. 3 S. 54; Schultze⸗Görlitz S. 99; Urth. des 
HApp. Ger.“ München vom 18. Mai 1872 (Völderndorff 
S. 195 N. 10) rückſichtlich jedes, Spiller bei Buſch Bd. XXXIV 
S. 168 nur rückſichtlich des durch Wiederverheirathung einer 
Wittwe eintretenden Namenswechſels. Den letzteren Standpunkt 
theilt das franzöſiſche Recht: d' Haucourt, De la propriete 
du nom civil et commercial (Rennes 1891) S. 123; Mail: 
lard Bd. VI S. 26 Nr 18; Pouillet, Traité S. 636 Nr. 574; 
Salveton S. 392 Nr. 554; vereinzelt freilich mit der Forde⸗ 
rung, daß die den Namen des erſten Mannes als Firma fort: 
führende Wittwe den Eintritt ihrer Wiederverheirathung in einem 
Firmenzuſatz bekannt gebe. Maunoury S. 241 Nr. 26; Urth. 
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den ſonſtigen Fällen des Unwahrwerdens der Firma, zum 
Einſchreiten behufs Annahme einer geänderten und zutreffen⸗ 
den Firma befugt wäre. Ob die Namensänderung durch 
obrigkeitlich bewilligten Namenswechſel 155), durch Namens: 
ertheilung gemäß § 1706 Satz 3 B. GB. 164), oder durch 
familienrechtliche Statusänderung !°°) bewirkt wird, iſt für 
das Recht zur Weiterführung der alten Firma uner: 
heblich. 

Darüber, ob dieſer Grundſatz für alle Fälle des familien⸗ 
rechtlichen Namenswechſels durchgreift, herrſcht jedoch Zweifel. 
Unbedenklich ſteht feine Geltung feſt, wenn der Namens: 
wechſel im Erhalten eines neuen (durch Adoption, 
Legitimation und Eheſchließung) oder im Wiederanneh— 
men eines alten Namens (durch die geſchiedene Frau) 
beſteht. Handelt es ſich dagegen um ein zwangsweiſes 
Wiedererhalten eines früheren Namens (für die 
geſchiedene, allein für ſchuldig erklärte Frau, welcher der 
Mann die Führung ſeines Namens unterſagt; für das ehe— 
malige Wahlkind nach Aufhebung der Kindesannahme) 150), 
ſo differiren die Anſichten über die Wirkung dieſes Vor— 
ganges auf die Fortexiſtenz der unter dem früheren, nun⸗ 
mehr unzuſtändig gewordenen Familiennamen begründeten 
Firma. Düringer, Hachenburg und K. Lehmann 
erachten die Fortexiſtenz als unzuläſſig 1“), während Staub 
für deren Erlaubtheit eintritt!“ ). 

Der Wortlaut der in Betracht kommenden geſetzlichen 
Beſtimmungen geſtattet keine jedes Bedenken beſeitigende Ent⸗ 


des Civ. Ger. der Seine vom 9. Auguſt 1864 (Pouillet, Dict. 
Bd. II S. 213 Nr. 51). 

163) Opet, Arch. für die civil. Praxis Bd. LXXXVII S. 346 f. 

164) Ebenda S. 348. Derf., Verwandtſchaftsrecht S. 408 f. 

165) SS 1355, 1577 Abſ. 2 und 3, 1758, 1762 B. GB.“. 

166) SS 1577 Abſ. 3, 1762 B. GB.“8. 

167) Düringer⸗ Hachenburg § 211 S. 108; K. Lehmann $ 21 
N. 4 S. 82, letzterer allerdings nur bezüglich der geſchiedenen Frau. 

168) Staub 8 21 A. 2 S. 124. 
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ſcheidung: denn wenn auch § 21 HGB.'s zunächſt ganz 
poſitiv im Staub'ſchen Sinn ausgelegt werden zu müſſen 
ſcheint, ſo läßt ſich andererſeits auch nicht verkennen, daß 
eine Einſchränkung dieſer Norm auf diejenigen Fälle der 
Namensänderung, bei denen es ſich nicht um ein Wieder⸗ 
erhalten des Namens handelt, ſehr wohl angängig iſt, daß 
demnach, wie man wohl an ſich geneigt ſein dürfte, aus dem 
zeitlichen Verhältniß beider Rechtsquellen kein Schluß zu 
Gunſten der Staub'ſchen Anſchauung gezogen werden kann. 

Liefert der Geſetzestext kein ſicheres Ergebniß, ſo iſt auf 
die den Beſtimmungen zu Grunde liegende ratio zurückzu⸗ 
gehen, um aus ihr die Tragweite der widerſprechenden Normen 
zu ermitteln. §S 21 HGB.“'s geſtattet die Beibehaltung der 
(thatſächlich) unwahr gewordenen Firma des Intereſſes wegen, 
das der Geſchäftsinhaber der Handelswelt gegenüber nach 
deutſcher Auffaſſung daran hat, durch das Recht zum fort⸗ 
dauernden Gebrauch einer und derſelben Firma die An⸗ 
ſchauung von der unveränderten Fortdauer des geſchäftlichen 
Charakters ſeines Unternehmens zu erwecken, eine Tendenz, 
deren Anerkennung ſogar zur Möglichkeit der Firmenüber⸗ 
tragung auf den Geſchäftserwerber Veranlaſſung gegeben 
hat. Die Ausübung des dem geſchiedenen Ehemann zu⸗ 
ſtehenden Unterſagungsrechtes ſoll dagegen die Thatſache, daß 
die eheliche Verbindung der ehemaligen Gatten aufgehört 
hat, durch Wiedereintritt einer Namensverſchiedenheit unter 
ihnen gerade in den Fällen, in denen die Frau für den allein 
ſchuldigen Theil erklärt wurde, der Mann demnach vielleicht 
ein Intereſſe daran hat, das Gedächtniß oder die Kunde vom 
Beſtand jener Ehe bei Dritten zu erſticken oder erſt gar nicht 
aufkommen zu laſſen, bereits äußerlich dokumentiren. Aehn⸗ 
liches gilt im Falle der Adoptionsaufhebung von dem das 
Wahlkind treffenden Verluſt des Rechts zum weiteren Ge: 
brauch des Adoptivnamens. Auch hier handelt es ſich um 
die Beſeitigung eines regelmäßig die Vermuthung vom Vor⸗ 
liegen eines verwandtſchaftlichen Zuſammenhanges zwiſchen 
gewiſſen Perſonen wachrufenden Umſtandes. 
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Wird nun der Zweck, den die Rechtsordnung durch das 
im Bürgerlichen Geſetzbuch normirte Wiedererhalten des 
früheren Namens verfolgt, durch die für die Firma beſtimmte 
Beibehaltung des ſpäteren Namens illuſoriſch gemacht? Die 
Frage muß unbedingt verneint werden, weil das deutſche 
Handelsrecht den Grundſatz der Firmenwahrheit nur in ſehr 
engen Grenzen anerkennt, der Umſtand, daß eine gewiſſe 
Firma einen beſtimmten Namen enthält, demnach gar keine 
Gewähr dafür bietet, daß thatſächlich eine Perſon gerade 
dieſes Namens Inhaberin der Firma iſt. Der geſchiedene 

kann, der ehemalige Wahlparens laufen daher, mag auch 
eine Firma ihren Familiennamen aufweiſen, keine Gefahr, 
daß die Annahme, zwiſchen ihnen und dem Firmeninhaber 
liege das verwandtſchaftliche Band einer beſtehenden Ehe, 
eines beſtehenden Adoptionsverhältniſſes vor, ſich geltend 
machen werde, oder ſie ſind dieſer Eventualität wenigſtens 
in nicht höherem Maße ausgeſetzt, als jeder andere, deſſen 
Familienname in der Firma einer den gleichen Namen füh— 
renden Perſon wiederkehrt. Anders ſteht es in den Be⸗ 
ziehungen des nichtkaufmänniſchen Lebens. Im rein geſell— 
ſchaftlichen Verkehr und in den Rechtsverhältniſſen des 
bürgerlichen Daſeins gilt eben die Vermuthung, daß jeder 
Namensträger nicht ein Pſeudonym, wie dies die Firma 
immer ſein kann, führt, ſondern daß der Familienname that⸗ 
ſächlich einen vorhandenen Gentilzuſammenhang bekundet. 
Auf dieſem Gebiet beſteht daher auch für den geſchiedenen 
Mann und den ehemaligen Wahlparens ein erhebliches Inter⸗ 
eſſe, daß mit Aufhebung von Ehe und Adoption die geſchie— 
dene Frau und das einſtige Wahlkind nicht durch Beibehal— 
tung des Ehe: oder Adoptivnamens die Anſchauung, als 
ob das familienrechtliche Verhältniß noch andaure, aufkommen 
laſſen. 

Wäre es ſchon angeſichts dieſer Erwägungen mindeſtens 
überflüſſig, die Fälle, in denen das Bürgerliche Geſetzbuch 
das Wiedererhalten des früheren Namens anordnet, auch auf 
das Firmenweſen wirken zu laſſen, ſo ſteht dem auch der 
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weitere Umſtand entgegen, daß der Zwang zur Firmenände⸗ 
rung der geſchiedenen Frau und dem ehemaligen Wahlkind 
einen vielleicht nicht unerheblichen wirthſchaftlichen Nachtheil 
zuzufügen im Stande iſt. Denn es liegt auf der Hand, 
daß die Annahme einer neuen Firma die geſchäftliche Situa⸗ 
tion des Firmeninhabers häufig ungünſtig beeinflußt, da der 
deutſche Handelsverkehr in der Kontinuität der Firma ein 
Kennzeichen für die Solidität des darunter betriebenen Ge⸗ 
ſchäftes erblickt, daß alſo ein auch die Firma umgeſtaltendes 
Wiedererhalten des früheren Familiennamens das geſchäft⸗ 
liche Anſehen der geſchiedenen Frau oder des ehemaligen 
Wahlkindes zu mindern vermag. Gerade zur Meidung dieſes 
Ergebniſſes läßt aber § 21 HGB.“ s die Beibehaltung der 
unveränderten Firma zu. Die Nichterſtreckung dieſer Be⸗ 
ſtimmung auf die Fälle, in denen das bürgerliche Recht das 
Wiedererhalten des früheren Familiennamens anordnet, hätte 
demnach die Folge, ein privilegium odiosum zum Nachtheil 
der geſchiedenen Frau und des ehemaligen Wahlkindes ins 
Leben zu rufen, ohne daß ſich für dies Sonderrecht eine zu⸗ 
treffende Begründung geben ließe. Denn wenn ſich etwa 
die mit der erzwungenen Firmenänderung einſtellende wirth⸗ 
ſchaftlich ungünſtige Situation der geſchiedenen Frau als eine 
ſie als ſchuldigen Theil treffende, der prinzipiellen Gleich⸗ 
ſtellung der Geſchlechter allerdings widerſprechende Ehe⸗ 
ſcheidungsſtrafe erklären ließe, ſo mangelt es für die analoge 
Erſcheinung im Falle des ehemaligen Wahlkindes an jeder 
Erklärungsmöglichkeit. Hier kann, da die Aufhebung des 
Adoptionsverhältniſſes lediglich vertragsweiſe zu Stande 
kommt, von einer Schuld des Angenommenen ſchlechterdings 
keine Rede ſein, würde alſo der ihm vorgeſchriebene Zwang 
zur Firmenänderung den Charakter des durchaus Willkür— 
lichen tragen. 


Im Endergebniß wird daher der Staub'ſchen Auf— 
faſſung beizutreten ſein, das Recht zur Beibehaltung der 
Firma auch nach Beſeitigung der das Recht zur Namen: 
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führung begründenden Thatbeſtände des bürgerlichen Rechts 
uneingeſchränkt eingeräumt werden müſſen 1“). 

d) Der Wechſel in der Perſon der in der Firma 
namentlich aufgeführten Inhaber nöthigt zwar 
prinzipiell zur Firmenänderung. Doch geſtatten die hier 
eventuell durchgreifenden Beſtimmungen über die ſpäter zu 
erörternde Firmenfortführung die Möglichkeit unver: 
änderter Beibehaltung der Firma. 

Die Firmenänderung wird ferner nothwendig, 

2. wenn die im urſprünglichen Geſchäftsdomizil recht⸗ 
mäßig begründete Firma durch Geſchäftsver⸗ 
legung unzuläſſig wird. Dieſe Möglichkeit iſt in zwei 
Fällen denkbar: 

a) Es kann ſich um eine Totalverlegung des Ge— 
ſchäfts handeln. Eine ſolche iſt an ſich für das Firmen⸗ 
recht bedeutungslos. Ruft ſie aber eine Homonymie zwiſchen 
der verlegten und einer im neuen Domizil bereits beſtehenden 
eingetragenen Firma hervor, ſo muß die verlegte Firma ſich 
einer ſie von der homonymen Firma deutlich unterſcheidenden 
Veränderung unterziehen. Am neuen Domizil gilt die ver⸗ 
legte Firma, ohne Rückſicht auf den Zeitpunkt ihrer Grün⸗ 
dung, inſoweit als neue Firma 179), 

b) Es kann ſich um eine Partialverlegung des 
Geſchäfts, um die Begründung einer Zweignieder⸗ 
laſſung handeln. Die Zweigfirma braucht freilich mit der 
Hauptfirma nicht übereinzuſtimmen, ſondern kann von vorn⸗ 
herein ſelbſtändig gewählt werden, ſo daß ſie nicht als Ver⸗ 
änderung der Hauptfirma erſcheint !“). Regelmäßig deckt 


169) Ebenſo nach franzöſiſchem Recht. Darras S. 18 Nr. 190. 
Maunoury S. 242 Nr. 26. 

170) Anſchütz (Allfeld) Art. 20 N. 3 S. 139. Puchelt⸗Förtſch 
Art. 20 N. 9 S. 63. Schultze⸗Görlitz S. 120. Staub 
§ 30 A. 3 S. 162. — Dagegen Urth. des RG.'s vom 24. März 1888 
(Entſch. Bd. XX S. 171 Nr. 37). 

171) Vgl. Abſchnitt IV. 


Opet: Beiträge zum Firmenrecht. 109 


ſie ſich indes mit ihr. Iſt dies der Fall, ſo muß ſie, wenn 
an dem Ort oder in der Gemeinde, wo die Zweignieder⸗ 
laſſung errichtet wird, bereits eine gleiche eingetragene Firma 
beſteht, einen ſie von dieſer Firma deutlich unterſcheidenden 
Zuſatz annehmen, § 30 Abſ. 3, alſo wiederum zur Vermei⸗ 
dung der Homonymie ſich einer Aenderung unterziehen. 

Andere als dieſe beiden Möglichkeiten nothwendiger 
Firmenänderung ſind nicht gegeben. Ein Abkommen, 
durch das ein Firmenführer ſich einem Vertragsgegner zur 
Firmenänderung verpflichtet hätte !“), bildet demnach 
keine genügende causa, um den Regiſterrichter zum Einſchreiten 
behufs Erzwingung der verfprochenen Aenderung zu legiti⸗ 
miren !7?). Ein derartiges Abkommen entbehrt indes nicht 
jeder rechtlichen Folge: zweifellos kann darauf eine Feſt⸗ 
ſtellungsklage geſtützt werden, deren ſiegreiche Durch⸗ 
führung den Kläger, dem freilich der Nachweis des durch 
die Unterlaſſung der zugeſagten Firmenänderung erwachſenden 
Nachtheils obläge, eventuell zur Geltendmachung einer Er⸗ 
ſatzforderung berechtigen würde; desgleichen dürfte der 
Kläger aber auch die Klage auf Unterlaſſung des Ge⸗ 
brauchs der unveränderten Firma anſtrengen, da 
ihm gegenüber dieſer Gebrauch ſich als unbefugt qualifizirt!“), 
die ſubjektive Unbefugtheit aber zur Erhebung der Firmen⸗ 
klage des § 37 Abſ. 2 hinreicht 175). 

Die Vornahme der nothwendigen Firmenände⸗ 
rung vollzieht ſich wie die ihrer freiwilligen Umgeſtaltung 
durch den Gebrauch der neuen Firma bezw. darauf gerich⸗ 
teten Beſchluß der Geſellſchafter oder Satzungsänderung. 


172) Regelmäßig wird es ſich dabei um verſchieden domizilirte homo⸗ 
nyme Konkurrenzfirmen mit weſentlich übereinſtimmendem Abſatz⸗ 
gebiet handeln, die durch eine ſolche vertragsweiſe Firmenänderung 
auch außerhalb ihres Domizils deutliche Unterſcheidbarkeit gegen 
einander erlangen wollen. 

173) Denkſchrift S. 34. Unzutreffend Schultze⸗Görlitz S. 112. 

174) Anſchütz (Allfeld) Art. 27 N. 2 S. 173. 

175) Behrend S. 263 N. 54. v. Hahn Art. 27 § 4 S. 193. 
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Die gleichen Grundſätze, die dort zur Anwendung kamen, 
gelten auch für die nothwendig gewordene Firmenwahl 17). 
Abgeſehen von der durch die Firmenänderung begrün— 
deten Anmeldepflicht, § 31 Abſ. 1, die ſich jedoch auch 
in anderem Zuſammenhang findet!), knüpft ſich an dieſen 
Vorgang keinerlei rechtliche Folge. Man dürfte freilich be— 
züglich der Prokura das Gegentheil erwarten, die bei ihrem 
engen Zuſammenhang mit der zur Zeit ihrer Ertheilung be— 
ſtehenden Firma den Untergang dieſer Firma vorausfichtlich 
nicht zu überleben im Stande ſein ſollte. Allein die Firmen: 
änderung läßt, wie das Schweigen des Geſetzbuches darthut, 
die Prokura unberührt 17°); nur dürfte der Prokuriſt, der 
nunmehr die geänderte Firma zu gebrauchen hat, zu deren 
Zeichnung gemäß S 53 Abſ. 2 verbunden fein !“). 


VI. Abſchnitt. 
Die Fortführung der Firma. 


Die einſchneidendſte Durchbrechung erleidet das Prinzip 
der Firmenwahrheit durch die in gewiſſen Fällen gebotene 
Möglichkeit, eine Firma ſelbſt trotz Wechſels in der 
Perſon des bezw. der Geſchäftsinhaber unverändert 
fortzuführen 180). 


176) Vgl. N. 155. 

177) Sie iſt an dieſer Stelle mit Rückſicht auf die Beſchränkung des 
Themas nicht zu erörtern. 

178) Simon, Zeitſchr. Bd. XXIV ©. 124. Staub 8 52 A. 14 
S. 214. 

179) Düringer⸗ Hachenburg $ 53 IV S. 183. Die hier gegebene 
Verweiſung auf § 51 beruht wohl auf einem Druckfehler. 

180) Keine Fortführung liegt vor, wenn der neue Inhaber auf Grund 
eigenen Namenrechts eine mit der alten identiſche Firma an⸗ 
nimmt. Staub 8 24 A. 3 S. 137. K. Lehmann § 27 N. 3 
S. 98. 
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Die Regeln für die Fortführung 18) ſind verſchieden, 
je nachdem der Inhaberwechſel den bisherigen Inhaber für 
immer oder nur für einen beſtimmten Zeitraum der vollen 
Inhabereigenſchaft entkleiden oder eine derartige Veränderung 
herbeiführen ſoll, daß die bisherige in der neuen Inhaber⸗ 
ſchaft ganz oder theilweiſe mitenthalten iſt. 


A. Fortführung unter definitivem Wechſel der 
Inhaberſchaft. 


Ein definitiver Wechſel der Inhaberſchaft 
vollzieht ſich, wenn ein Handelsgeſchäft 18?) derart auf einen 
neuen Inhaber übergeht, daß dieſer ohne zeitliche Begrenzung 
an die Stelle des bisherigen Inhabers tritt, erſterer zu 
letzterem in einem Nachfolgeverhältniß ſteht. Dazu iſt 
nicht gerade erforderlich, daß eine Nachfolge des neuen 
in alle geſchäftlichen Beziehungen des bisherigen Sn 
habers ſtattfinde !3°). Wäre dies der Fall, jo müßte ein 
definitiver Inhaberwechſel regelmäßig in concreto in Abrede 
geſtellt werden. Theoretiſch iſt allerdings eine Nachfolge, die 
den bisherigen Inhaber aus allen einzelnen geſchäftlichen 
Beziehungen ausſchließt, ſehr gut denkbar, thatſächlich aber 
wohl nur in ganz ſeltenen Fällen gegeben. Wie die Praxis 
erweiſt, pflegt vielmehr der ſcheidende Inhaber ſich oder 


181) Die ohne Rückſicht auf die Eintragung der Firma zuläſſig iſt. 
Düringer⸗ Hachenburg § 22 N. II, 1 S. 109. K. Lehmann 
§ 22 N. 8 S. 85. Staub § 22 A. 2 S. 125. Urth. des Kamm.⸗ 
Ger. “8 vom 6. Februar 1867, des Oeſterr. Ob. GH.'s vom 7. April 
1869 (Zeitſchr. Bd. XXIII S. 264, Bd. XX S. 621 f.). 

182) Ein ſolches bildet auch die Zweigniederlaſſung, die ja durch ihre 
Löſung vom Hauptgeſchäft zum ſelbſtändigen Geſchäft erhoben 
wird. Behrend S. 258 N. 35. Düringer⸗ Hachenburg 
§ 22 N. 2 S. 110. K. Lehmann § 22 N. 2 S. 83. Maunoury 
S. 245 N. 26. Puchelt⸗Förtſch Art. 23 N. 3 S. 72. 

183) Wie dies Ladenburg in Buſch's Archiv Bd. XXæXIV S. 28 
und im Weſentlichen auch Urth. des Oeſterr. Ob. GH.'s vom 
17. Juni 1873 (Buſch' Archiv Bd. XXX S. 105) annehmen. 
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anderen meiſt die eine oder andere geſchäftliche Beziehung 
vorzubehalten, ſei es, daß er die Ordnung der Paſſiven über⸗ 
nimmt 181), daß er gewiſſe, vielleicht auch alle Aktiven nicht 
mitüberträgt 185), daß er ſelbſt die Fortſetzung einer geſchäft⸗ 
lichen Verbindung mit dem einen oder anderen Kunden ſich 
derart reſervirt, daß der neue Inhaber ſeinerſeits jeden Ge: 
ſchäftsverkehr mit dieſen Kunden zu unterlaſſen verſpricht *), 
ſei es, daß er die entſprechenden Befugniſſe zu Gunſten eines 
Dritten konſtituirt. Auch in dieſen Fällen liegt jedoch ein 
definitiver Inhaberwechſel vor, wenn trotz jener Vorbehalte 
das Handelsgeſchäft als Ganzes 8“) auf den neuen Inhaber 


184) Regels berger, Zeitſchr. Bd. XIV S. 22. Urth. des RG.'s vom 
1. Mai 1885, 8. Mai 1889, 21. Oktober 1888 (Entſch. Bd. IX 
S. 82 Nr. 16, Bd. XXV S. 3 Nr. 1, Bolze Bd. VI S. 62 
Nr. 169). — Dagegen Gareis-Fuchs berger Art. 19 N. 83 
S. 56. 

185) Göppert, Zeitſchr. Bd. XLVII S. 282. Urth. des RG.'s vom 
1. Mai 1885 (Entſch. Bd. IX S. 83 Nr. 16). — Dagegen Behrend 
S. 207 A. 18. Ladenburg in Buſch's Archiv Bd. XL S. 51. 

186) Anſchütz (Allfeld) Art. 23 N. 1 S. 157. 

187) Der Komplex alles mit einem beſtimmten Handelsbetriebe Zu⸗ 
ſammenhängenden, das Handelsunternehmen eines Kaufmanns als 
Totalität. Coſack ©. 66. Couder Bb. IV S. 355 Nr. 1. 
v. Hahn Art. 22 § 2 S. 179. Lyon⸗Caen Bd. III S. 167 
Nr. 239. Staub $ 22 A. 2 S. 126. In dieſer Bedeutung 
umfaßt der Begriff „Handelsgeſchäft“ nicht nur Forderungen und 
Schulden, d. h. Handelsvermögen im engeren Sinn, Thöl, Praxis 
S. 15, nicht nur Waarenvorräthe, Bücher und Urkunden, Rechte 
gegen die Angeſtellten und Geſchäftslokal, d. h. Handelsvermögen 
im weiteren Sinne, Anſchütz (Allfeld) Art. 23 N. 1 S. 157; 
Ladenburg in Buſch's Archiv Bd. XXXIV S. 28; Heinſius, 
Verhandlungen des 14. Deutſchen Juriſtentags, Gutachten Bd. I 
Abth. 2 S. 219, ſondern auch die aus dem Beſitze der Geſchäfts⸗ 
geheimniſſe und aus den Beziehungen zu der Geſchäftskundſchaft 
ſich ergebende Chance zu gewinnbringender Thätigkeit, die Aus⸗ 
ſicht auf das weitere Proſperiren des Geſchäfts. K. Lehmann 
$ 25 N. 2 S. 89. — Anderweite Anwendung findet der viel: 
deutige Begriff „Handelsgeſchäft“ namentlich zur Bezeichnung der 
Handelsniederlaſſung, des Lokals, in dem ſich der kaufmänniſche 
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übergeht, die von ihm zu entwickelnde geſchäftliche Thätigkeit 
weſentlich als Fortſetzung der des alten Inhabers erſcheint, 
ſeine geſchäftlichen Operationen die Kontinuität mit der von 
jenem betriebenen aufweiſen 8). Ob die Nachfolge dieſen 
Charakter trägt, muß als quaestio facti bezeichnet werden, 
deren Beantwortung nur aus der Unterſuchung des konkreten 
Uebergangsfalles gewonnen werden kann. 

Dem geſetzlichen Wortlaut entſprechend wird im Fol⸗ 
genden der definitive Wechſel der geſammten Inhaberſchaft 
als Geſchäftserwerb, der neue Inhaber als Geſchäfts⸗ 
erwerber bezeichnet werden. Zur Bildung eines terminus 
technicus für den bisherigen Inhaber bietet das Geſetz keine 
Handhabe. 

Der Geſchäftserwerb findet in Folge Rechtsgeſchäfts 
unter Lebenden oder von Todeswegen ſtatt; das 
Recht zur Firmenfortführung kann ſich, jedoch unter ab⸗ 
weichenden Vorausſetzungen, an beide Erwerbsarten knüpfen. 

Unter Lebenden kann der Geſchäftserwerb ausſchließlich 
vertragsweiſe erfolgen !). Liegt ein ſolcher Vertrag 


Betrieb vollzieht, Urth. des RG.'s vom 25. Februar 1890 (Entſch. 
Bd. XXVI S. 165 Nr. 27), des einzelnen vom Gewerbetreibenden 
geſchloſſenen Rechtsgeſchäfts, Behrend S. 202, der gewerblichen 
Thätigkeit des Kaufmanns in der Geſammtheit ihrer Aeußerungen, 
Simon, Zeitſchr. Bd. XXIV S. 121, des Handelsvermögens als 
eines peculium, Mommſen in Buſch's Arch. Bd. XXXVII 
S. 210, Urth. des RG.'s vom 4. Mai 1880 (Zeitſchr. Bd. XXVI 
S. 2 f.). 

188) Co ſack S. 68. Düringer⸗ Hachenburg § 22 N. II, 2 S. 109. 
Kohler, Markenrecht S. 129. K. Lehmann § 22 N. 2 S. 83. 
Regelsberger a. a. O. S. 21. Simon a. a. O. S. 158. 
Urth. des RG.'s vom 8. Mai 1889 (Entſch. Bd. XXV S. 3 Nr. 1), 
des OLG.'s Köln vom 31. Dezember 1894 (Zeitſchr. Bd. XLVI 
S. 474). 

189) Behrend S. 209 N. 22. K. Lehmann § 27 N. 7 S. 100 und 
Makower $ 25 J. c. S. 57 erachten auch den durch Ver⸗ 
mächtniß vermittelten Geſchäftserwerb für einen Er⸗ 
werb inter vivos, weil der Bedachte erſt durch einen von den 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLIX. 8 
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vor, ſo iſt damit noch nicht nothwendig von dem Geſchäfts⸗ 
erwerber auch das Recht zur Firmenfortführung erworben !?°). 
Der Veräußerungsvertrag läßt vielmehr lediglich den An⸗ 
ſpruch auf die Uebertragung des Handelsgeſchäftes ent— 
ſtehen !“ !); der Erwerb des Rechts zur Firmenfortführung 
erfordert dagegen noch ein weiteres, nämlich die Einwil⸗ 


190) 


191) 


Erben ihm gegenüber vorzunehmenden Rechtsakt gemäß § 2174 
des B. GB.'s in die Stellung des Geſchäftserwerbers verſetzt werde, 
fo daß von ihrem Standpunkte die Annahme eines ausſchließ— 
lich vertragsweiſe erfolgenden Geſchaͤftserwerbs unter Lebenden 
unzutreffend iſt. Allein jener Vorausſetzung kann nicht bei⸗ 
getreten werden: das Vermächtniß begründet keinen Erwerb inter 
vivos, ſondern einen ſolchen mortis causa, wie es auch § 1369 
des B. GB.'3 ausdrücklich unter dieſe Kategorie zählt. Formell 
begründet es freilich nur einen Anſpruch gegen die Erben: dieſer 
Anſpruch hat aber lediglich die Vollziehung der vom Erblaſſer 
getroffenen Anordnung zum Gegenſtand, ſo daß materiell dennoch 
das Vermächtniß ſelbſt den eigentlichen Titel für den Geſchäfts⸗ 
erwerb gewährt. Düringer⸗ Hachenburg § 25 N. 2 S. 116. 
Staub § 25 A. 2 S. 139, aber auch $ 27 A. 32 S. 156. 
Behrend S. 216. Ramdohr in Gruchot Bd. XLIII S. 56. 
Schultze⸗Görlitz S. 110. Thöl, Praxis S. 5. Völdern⸗ 
dorff bei Endemann Bd. I S. 195 N. 8. Ebenſo das italie⸗ 
niſch⸗engliſch⸗amerikaniſche Recht, Allan, The law relating to 
good will (London 1889) S. 75; Vidari Bd. S. 243 Nr. 255; 
Urth. des N. V. Superior Court vom März 1860 (Sebastiani, 
A Digest of cases of trademark, tradename, tradesecret, 
good will etc. [London 1879] S. 103 Nr. 185), während zahl: 
reiche franzöſiſche Autoren, wie Couder Bd. IV S. 358 Nr. 28 f., 
Dalloz, Répert. Bd. XXXII S. 529 Nr. 82, Lallier S. 411 
Nr. 218, Maunoury S. 226 Nr. 22, Pouillet, Traite 
S. 435 Nr. 391, S. 611 Nr. 548, Salveton, Du nom civil 
et commereial (Lyon 1897) S. 191, 550 den ipso-iure-Erwerb 
des Rechts zur Firmenfortführung, freilich unter Widerſpruch der 
Praxis, Urth. des Seine⸗Civ. Ger. vom 5. Dezember 1837, des 
Pariſer Ger. vom 5. November 1871, des Ger. Amiens vom 9. De⸗ 
zember 1882 (Pouillet S. 614 Nr. 551), annehmen. 

Die ſich nicht durch einheitlichen Akt vollziehen kann. Behrend 
S. 207 f. Coſack S. 72. Göppert, Zeitſchr. Bd. XLVII 
S. 282. 
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ligung des bisherigen Inhabers 17?) in die Fortführung 
der Firma 9). Die Abgabe der Einwilligungserklärung 
iſt an keine Form gebunden. Daß die Zuſtimmung nach 
dem geſetzlichen Wortlaut „ausdrücklich“ erfolgen ſoll, ſchließt 
nach der herrſchenden, durch das Verkehrsbedürfniß gerecht⸗ 
fertigten Anſchauung nicht aus, daß auch ein Thatbeſtand, 
der ohne das Vorhandenſein einer ausdrücklichen Erklärung 
des Geſchäftsveräußerers auf deren materielle Exiſtenz zu 
ſchließen geſtattet, dem Konſenserforderniß Genüge leiſtet “)). 

Zwiſchen dem zur Geſchäftsveräußerung und dem zur 
Einräumung des Firmenfortführungsrechts Legitimirten be⸗ 
ſteht regelmäßig Identität der Perſon. Eine Ausnahme gilt für 
die Fälle des Liquidations⸗ 195) und Konkursſtadiums. 
Während ſolcher Perioden kann zwar die Geſchäftsveräuße⸗ 
rung, nicht aber die Abgabe des die Fortführung der Firma 


192) Wird der Geſchäftserwerb durch Vermächtniß vermittelt, ſo iſt die 
Einwilligung von den Erben des Legirenden, die mit deſſen Tod 
zunächſt in die Stellung von Geſchäftsinhabern einrücken, zu er⸗ 
theilen. K. Lehmann § 22 N. 7 S. 85. 

193) War der bisherige Inhaber zur Führung einer Firmen⸗ 
mehrheit befugt, ſo wird das Recht zu deren Fortführung nur 
durch eine Einwilligung erworben, die ſich erſichtlich auf dieſe 
mehreren Firmen bezieht. Der bisherige Inhaber iſt demnach be⸗ 
rechtigt, das Fortführungsrecht bezüglich gewiſſer Firmen auszu⸗ 
ſchließen. Praktiſche Erheblichkeit beſitzt dies namentlich, wenn der 
bisherige Inhaber Haupt: und Zweiggeſchäft unter abweichenden 
Firmen betrieb. In dieſem Fall darf aus der unter Einräumung 
des Rechts zur Firmenfortführung erfolgten Veräußerung des 
Hauptgeſchäfts keineswegs auch das Vorhandenſein der Erlaubniß 
zur Fortführung der Zweigfirma ohne Weiteres geſchloſſen werden, 
Düringer⸗ Hachenburg § 22 N. II, 2 S. 109, felbſt wenn der 
bisherige Inhaber zugleich mit der Veräußerung des Hauptgeſchäfts 
zur Aufgabe der Zweigniederlaſſung ſchreiten würde. 

194) Gareis⸗ Fuchsberger Art. 19 N. 92 S. 58. v. Hahn Art. 22 
§ 6 S. 181. Schultze⸗Görlitz S. 110. Völderndorff 
a. a. O. S. 207 N. 21. Vidari Bd. I S. 232 Nr. 242. Urth. 
des OHG.'s vom 18. Juni 1873 (Entſch. Bd. X S. 291 Nr. 64). 

195) Die Möglichkeit der Liquidation beſchränkt ſich auf das Gebiet des 
Geſellſchaftsrechts. Behrend S. 260 N. 43. 
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geſtattenden Konſenſes durch den Liquidator bezw. den Kon⸗ 
kursverwalter erfolgen 195), indem letztere auch dann dem 
bisherigen Inhaber zukommt!“ “) — eine Konſequenz des 
individualrechtlichen Charakters des Firmenrechts. 

Mortis causa kann der Geſchäftserwerb auf Erb— 
folge oder Vermächtniß beruhen, erſtere wiederum auf 
teſtamentariſcher, Inteſtaterbfolge oder Erbvertrag begründet 
ſein. Regelmäßig findet auch hier kein ipso-iure-Erwerb 
des Rechts zur Fortführung der Firma ſtatt. Im Einzelnen 
iſt zu unterſcheiden: 

1. Geſchäftserwerb mittelſt Inteſtaterb⸗ 
folge !?). Der Geſchäftserwerber als alleiniger 
Erbe erlangt das Fortführungsrecht ipso jure. 
Sind mehrere Erben vorhanden, die das Geſchäft 
in communio incidens weiter betreiben, ſo gilt 
von der durch ſie gebildeten Inhaberſchaft das 
Gleiche. Wird das Geſchäft im Wege der Erb— 
theilung einem oder einigen Miterben überwieſen, 
ſo bedarf dieſe neue Inhaberſchaft zum Erwerbe 


196) Staub $ 22 A. 5 S. 128. Anſchütz (Allfeld) Art. 22 N. 7 
S. 155. Düringer⸗ Hachenburg § 22 N. II,. 2 S. 111. Gareis⸗ 
Fuchsberger Art. 24 N. 131 S. 66. Gierke S. 725 N. 49. 
K. Lehmann 5 17 N. 1 S. 72. Makower 8 22 II b 
S. 52. Ramdohr bei Gruchot Bd. XLIII S. 57 f. 
Schultze⸗Görlitz S. 110. Urth. des RG.3 vom 4. April 
1883 (Entſch. Bd. IX S. 106 Nr. 22), des OLG.'s Colmar 
vom 9. Juni 1893 (Zeitſchr. Bd. XLVI S. 467), des Kamm. 
Ger. vom 2. Oktober 1893 (Johow Bd. XIII S. 35), des Pariſer 
Ger. vom 3. April 1884 (Maillard Bd. IV S. 161 Nr. 5). — 
Dagegen erkennen Dernburg, Preuß. Private. Bd. II S 313 
N. 10, Kohler, Markenrecht S. 17, 232, Maunoury S. 236 
Nr. 25, Urth. des Seine⸗Handelsger. vom 14. Juni 1876 (Pouil- 
let, Diet. Bd. II s. v. nom commercial $ 3 N. 11) dem Kon⸗ 
kursverwalter die Befugniß zur Firmenveräußerung zu. 

197) Behrend S. 258 N. 35. Anſchütz (Allfeld) Art. 22 N. 2 
S. 150. Staub 5 22 A. 3 S. 126. 

198) Sie ſetzt als bisherigen Inhaber und als Geſchäftserwerber phy⸗ 
ſiſche Perſonen voraus. 
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des Fortführungsrechtes der Einwilligung der übri⸗ 
gen Miterben “?). Widerſpruch eines einzelnen 
unter ihnen verhindert die Entſtehung des erforder⸗ 
lichen Konſenſes 200). 

2. Geſchäftserwerb auf Grund teſtamentari⸗ 
ſcher Erbfolge?“ ). Bezüglich Fortführung der 
Firma durch den Geſchäftserwerber iſt nach den 
gleichen Grundſätzen wie im Falle der Inteſtat⸗ 
erbfolge zu verfahren. 

3. Geſchäftserwerb auf Grund Erbvertra⸗ 
ges 2). Der Geſchäftserwerber iſt ohne Weiteres 
zur Firmenfortführung legitimirt, wenn er Allein⸗ 
erbe, wenn ihm das Recht dazu im Erbvertrage 
eingeräumt iſt, oder wenn der Verfügende ander⸗ 
weit ſeine diesbezügliche Einwilligung, ohne ſie 
ſeitdem wirkſam zu widerrufen, kund gegeben hat. 
Iſt keine dieſer Vorausſetzungen gegeben, ſo be⸗ 
darf der Geſchäftserwerber der einſtimmigen Zu⸗ 
ſtimmung etwaiger Miterben. 


199) L. Cohn bei Gruchot Bd. XLII S. 64. K. Lehmann 8 22 
N. 7 S. 85. Makower $ 22 lb S 52. Urth. des Massach. 
Superior Court vom November 1861 (Sebaſtiani S. 112 
Nr. 201), des Ger. Bordeaux vom 18. Januar 1875 (Pouillet, 
Diet. Bd. II S. 215 Nr. 58), des Seine⸗Handelsgerichts vom 
19. März 1886 (Maillard Bd. VI S. 27 Nr. 18). Ob die 
fortgeführte Firma dem bürgerlichen Namen des verſtorbenen Ge⸗ 
ſchäftsinhabers oder dem ſeiner Erben entſpricht, iſt für die Noth⸗ 
wendigkeit der Konſenseinholung durch den Geſchäftsnachfolger 
irrelevant. Urth. des OHG.'s vom 12. Oktober 1877 (Entſch. 
Bd. XXIII S. 51 Nr. 16). 

200) Auch dies iſt Konſequenz des individualrechtlichen Charakters des 
Firmenrechts. 

201) Sie ſetzt als bisherigen Inhaber einen Einzelkaufmann voraus, 
läßt dagegen als Geſchäftserwerber jeden Firmenfähigen zu. 

202) Für die Rollen des bisherigen Inhabers und des Geſchäftserwerbers 
ailt dasſelbe wie N. 201. Schiffner, Der Erbvertrag nach dem 
Bürgerlichen Geſetzbuch (Jena 1899) S. 49. 
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4. Geſchäftserwerb auf Grund Vermächt⸗ 
niſſes ?“). Das Recht zur Firmenfortführung 
ſteht dem Geſchäftserwerber zu, wenn die Ber: 
mächtnißanordnung oder eine ſonſtige Willens⸗ 
erklärung des Erblaſſers die erforderliche Geneh— 
migung enthält. Beim Mangel einer ſolchen iſt 
der Erwerb des Fortführungsrechts von der ein— 
ſtimmigen Zuſtimmung der Erben abhängig. 

Die Erbeneinwilligung iſt bedeutungslos, wenn 
der Erblaſſer in letztwilliger Verfügung die Fortfüh— 
rung der Firma durch den Geſchäftserwerber unterſagt 
hat?). Eine derartige Anordnung fällt unter den Begriff 
der Auflage, § 1940 B. GB.'8. Denn fie begründet eine 
Verpflichtung des mortis causa zum Geſchäftsinhaber Ge— 
wordenen 25), die Fortführung der unterjagten Firma zu 
unterlaſſen 6). 

Die Einwilligung ſowohl des Geſchäftsveräußerers wie 
ſeiner zu ihrer Abgabe legitimirten Erben kann pure wie 
auch unter beliebigen Bedingungen und Zeitbeſtim— 
mungen erfolgen?“). Da die Einräumung des Rechts zur 


203) Vgl. N. 201. 

204) Anſchütz (Allfeld) Art. 27 N. 2 S. 173. v. Hahn Art. 2287 
S. 181. Schultze⸗Görlitz S. 112. 

205) Beim Geſchäftserwerb mittelſt Vermächtniſſes haben dieſe Stellung 
die Erben des Legirenden. 

206) Planck, Kommentar zum B.GB. Bd. V S. 30. — Führt der 
Geſchäftserwerber einen mit der unterſagten Firma übereinſtimmen⸗ 
den Namen, jo darf er denſelben trotz des Fortführungsverbots 
als Firma des von ihm erworbenen Handelsgeſchäfts verwenden, 
da hierin keine Firmenfortführung liegt. Dagegen, wie es ſcheint, 
Staub 8 27 A. 17 S. 153. 

207) Etwa unter der Verpflichtung des Geſchäftserwerbers, die fort: 
geführte Firma nicht zu verändern, K. Lehmann $ 22 N. 9 
S. 86, (zu vermuthen nach Urth. des LG.'s Frankfurt a. M. 
vom 31. Juli 1885, des Kamm. Ger. vom 3. Auguſt 1894 
[Zeitihr. Bd. XXXIV S. 567, Bd. XLVI S. 473]), ſie 
nicht als Zweigniederlaſſungsfirma zu verwenden, Behrend 
S. 258 N. 35, Staub $ 30 A. 8 S. 164, fie nicht weiter zu 
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Firmenfortführung vom Ermeſſen des Konſentienten abhängt, 
muß ihm auch die Befugniß, den Umfang ſeiner Zuſtim⸗ 
mung willkürlich zu begrenzen, zugeſtanden werden?“, 209). 


übertragen, Behrend S. 257 N. 33a, Urth. des Kamm. Ger. 
vom 9. Oktober 1893, vom 16. April 1894 (Johow Bd. XIII 
S. 28, Bd. XV S. 9), des Seine⸗Handelsger. vom 20. November 
1897 (Ann. de droit comm. Bd. XII S. 97), ſie nur bis zu 
einem beſtimmten dies ad quem zu führen, etwa ſo lange, bis 
die Kundſchaft ſich mit dem Geſchäftserwerb vertraut gemacht habe, 
Couder Bd. IV S. 359 Nr. 30, d'Haucourt S. 124, Lyon: 
Caen Bd. III S. 172 Nr. 246 b, Urth. des Ger. Bordeaux vom 
28. Oktober 1896 (Ann. de droit comm. Bd. XI S. 102), ſo 
lange der Geſchäftsnachfolger das Geſchäft nach gleichen Prinzipien 
wie der bisherige Inhaber betreibe, Maunoury S. 226 Nr. 34, 
Salveton S. 392 Nr. 552, Vidari Bd. I S. 233 Nr. 242, 
namentlich ſo lange in der Geſchäftsbranche kein Wechſel einträte, 
Behrend S. 258 f., Gierke Bd. J S. 726 N. 52, Dernburg, 
Preuß. Privatr. Bd. II § 314 N. 10, Düringer⸗ Hachenburg 
§ 22 II, 4 S. 110, Staub 8 22 A. 7 S. 128, Urth. des RG.’ 
vom 4. Mai 1880 (Entſch. Bd. I S. 260 Nr. 95). 

208) Vielfach wird freilich die Wirkſamkeit der das fortgeführte Firmen⸗ 
recht einſchränkenden Nebenbeſtimmungen in Abrede geſtellt. Trotz 
entgegenſtehender Abmachungen geſtatten die Firmenänderung: 
Staub 8 21 A. 3 S. 124, § 22 A. 6 S. 128, Völderndorff 
a. a. O. S. 207; die Verwendung der fortgeführten Firma als 
Zweigniederlaſſungsfirma: Urth. des Kamm. Ger. vom 16. April 
1894 (Joho w Bd. XV © 9); ihre Weiterübertragung: Kohler, 
Markenrecht S. 11, Lallier ©. 412 Nr. 218, Salveton 
S. 391 Nr. 551, Siegmund ©. 293, Vidari Bd.! S. 233 
Nr. 242, Urth. des Ob. Trib. vom 19. Oktober 1869 (Zeitſchr. Bd. XX 
S. 624), des Kamm. Ger. vom 11. April 1879 (Johow Bd. VII 
S. 12), dagegen Staub § 22 A. 10 S. 130, Urth. des OLG.'s Ham: 
burg vom 22. April 1893 (Zeitſchr. Bd. XLII S. 506); ihre 
Beibehaltung trotz Brancheänderung: X., Zeitſchr. Bd. XXVI 
S. 7, Kohler, Markenrecht S. 128, Siegmund S. 273, 293. 
Die praktiſchen Schwierigkeiten, die eine Feſtſtellung des Begriffes 
„Brancheänderung“ verurſacht, haben hier auch einige Mittel⸗ 
meinungen hervorgerufen. So geſtatten die Firmenfortführung 
trotz Einſchränkung bezw. Erweiterung der Betriebsobjekte, ſofern 
nur die urſprüngliche Branche eine präponderirende Stellung bewahrt: 
Anſchütz (Allfeld) Art. 22 N. 5 S. 153, Maunoury S. 245 
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Zuwiderhandlungen des Geſchäftserwerbers gegen 
die ſeinem Firmenfortführungsrecht vertraglich auf— 
erlegten Beſchränkungen können keine Baſis für die Be— 
gründung von Rechten dritter Perſonen werden ?!)): die 
Grundſätze vom gutgläubigen Erwerb durch einen Nichtberech— 
tigten übertragener Rechte, §§ 932 ff. B. GB.'s., finden nur 
auf Sachen im Sinne des $ 90 B. GB.“s, mithin nicht auf 
das Firmenrecht, Anwendung 1). Wohl aber kann das 
vertragswidrige Verhalten des Geſchäftserwerbers gegen ihn 
gerichtete Anſprüche der Fortführungskonſentienten aus § 37 
Abſ. 2 erzeugen. 

Um das Recht zur Firmenfortführung zu begründen, 
muß die Einwilligung im Zeitpunkt des Geſchäfts— 
erwerbs vorhanden ſein ?!?). Eine ſpätere Vereinba⸗ 


Nr. 26, Urth. des Pariſer Ger. vom 5. November 1872 (Pouillet, 
Dict. Bd. II S. 228 Nr. 24), des OLG.'s Dresden vom 13. Oktober 
1888 (Zeitſchr. Bd. XXXVII S. 531); ja ſogar bei vollſtändigem 
Branchewechſel, ſofern die Umgeſtaltung ſich nur allmählich voll⸗ 
zieht: Coſack S. 80, Makower $ 22 III S. 53, Staub 
a. a. O. Gegen letzteres K. Lehmann § 22 N. 8 S. 85. 

209) Die Vermuthung ſpricht jedoch für die reine Einwilli⸗ 
gung. Gegen die Annahme gewiſſer ſtillſchweigender Vorbehalte 
zu Gunſten des bisherigen Inhabers: Maunoury S. 226 
Nr. 34, Salveton S. 392 Nr. 552, Vidari Bd. I S. 233 
Nr. 242. 

210) Die Einräumung des Rechts zur Firmenfortführung durch einen 
Geſchäftsveräußerer, der ſeiner Zeit das Geſchäft mit dem auf ſeine 
Perſon beſchränkten Recht zur Beibehaltung der bisherigen Firma 
erwarb, begründet für den neuen Geſchäftserwerber kein Fort⸗ 
führungsrecht. Anſchütz (Allfeld) Art. 22 N. 3 S. 151. Behrend 
S. 263 N. 54. Staub $ 22 A. 4 S. 27. Urth. des RG.“ 
vom 10. Februar 1882 und vom 8. Mai 1889 (Entſch. Bd. VII 
S. 279 Nr. 78, Bd. XXV S. 5 Nr. 1). 

211) Dagegen Urth. des Ob. Trib. vom 9. Oktober 1869, des OLG. 

Hamburg vom 22. April 1893 (Zeitſchr. Bd. XX S 624, Bd. XLII 

S. 506). 

Urth. des Kamm. Ger. vom 19. Oktober 1893 (Johow Bd. XIII 

S. 28). — Wird die Abgabe der Einwilligungserklärung erſt im 

Prozeßwege erzwungen — etwa gegenüber den Erben des bisherigen 
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rung zwiſchen dem Geſchäftsveräußerer bezw. ſeinen Erben 
und dem Geſchäftserwerber kann dieſe Befugniß nicht mehr 
ins Leben rufen. Denn die Firma kann nicht geſondert von 
dem Geſchäft, das unter ihr betrieben wurde, beſtehen? !“); 
ſie geht mithin, wenn der neue Inhaber das Geſchäft ohne 
das Recht zur Firmenfortführung erwarb, im Zeitpunkt des 
Geſchäftserwerbes ohne die Möglichkeit nachträglicher Wieder⸗ 
auferſtehung unter. 

Ob der Geſchäftserwerber von dem ihm zuſtehenden 
Fortführungsrecht Gebrauch macht oder es unbenutzt 
untergehen läßt, entſcheidet fein freies Belieben? !). Hatte 
er die Fortführung verſprochen, ſo berechtigt ihre Unter⸗ 
laſſung den bisherigen Inhaber zur Geltendmachung etwaiger 
auf das vertragswidrige Verhalten des Geſchäftserwerbers 
geſtützter Schadenerſatzanſprüche; eine Klage auf Annahme 
der fortzuführenden Firma iſt dagegen ebenſo wie ein öffentlich⸗ 
rechtlicher Zwang zur Firmenfortführung ausgeſchloſſen ?!“). 

Die Beſtimmung des Zeitpunktes, von dem ab der 
Geſchäftserwerber zum Gebrauch der erworbenen 
Firma ſchreiten will, iſt dagegen von ſeinem Belieben 
nicht abhängig. Führt er nämlich das erworbene Geſchäft 
zunächſt unter einer auderen als der bisherigen Firma, ſo 
kann er nicht etwa ſpäter wiederum die letztere zur Anwen⸗ 
dung bringen ?!). Denn der Nichtgebrauch beſeitigt das 
Firmenrecht in gleicher Weiſe für originär wie für derivativ 
erworbene Firmen 21). 


Inhabers ſeitens des mit dem Handelsgeſchäft unter dem Recht 
zur Firmenfortführung bedachten Vermächtnißnehmers —, fo gilt 
fie dennoch als im Zeitpunkt des Geſchäftserwerbs bereits vor⸗ 
handen, da fie an ſich damals ſchon hätte ſtartfinden müſſen. 

213) Es folgt dies aus ihrem Charakter als Bezeichnung. 

214) Staub $22 A. 6 S. 128. Völderndorff S. 207. 

215) Behrend S. 257 N. 30. 

216) Makower 8 22 IIc S. 52. Dagegen Staub |. e., Urth. des 
OLG.'s Dresden vom 21. Februar 1889 (Zeiiſchr. Bd. XXXVII 
S. 530). Dazu K. Lehmann § 22 N. 86 S. 85. 

217) Vgl. Abſchnitt VII. 
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Die erworbene Firma kann von dem Geſchäftsnachfolger 
regelmäßig in unveränderter Form geführt werden !); 
Ausnahmen treten jedoch mitunter ein — und zwar auch 
dann, wenn die Einwilligungserklärung zur Firmenfortführung 
darüber keine Beſtimmungen traf —, ſofern der Firmen: 
erwerber zur Führung einer Formalfirma verpflichtet iſt 
oder die erworbene Firma eine Formalfirma bildet! !). 


a) Hat der Geſchäftsnachfolger in der eigenen Firma 
eine Formalbezeichnung zu führen ??“), fo muß er die gleiche 
Formalbezeichnung in die erworbene Firma aufnehmen?? ), es 
ſei denn, daß letztere dieſen Beſtandtheil bereits als Firma 
des Geſchäftsvorgängers aufwies ??). 


b) Iſt die erworbene Firma Formalfirma, ſo bleibt ſie 
unverändert, wenn der Geſchäftserwerber für eine eigene 
Firma zur Wahl derſelben Formalbezeichnung verpflichtet 


218) Das gilt auch, wenn die fortzuführende Firma einem 
Zweiggeſchäft angehörte, Staub $ 22 A. 10 S. 130. 
Beſchl. des Kamm. Ger. vom 16. April 1894 (Johow Bd. XV 
S. 9). Dann können allerdings Firmen, die ſich deutlich als 
Filialen u. ſ. w. charakteriſiren („Joſeph Chaim & Olitzki. Filiale 
Friedrichſtraße. Nachf. Gebr. M. Neumann“; „Joſeph Chaim & 
Olitzki. Filiale Brunnenſtraße. Inh. J. Cohn geb. Prager“ — 
Nr. 13,102 und 13,305 des Firmenreg. des AG.'8 I Berlin) zur 
Bezeichnung von Hauptgeſchäſten werden, eine unerwünſchte Kon- 
ſequenz der Firmenfortführungsmöglichkeit, die aber, mit Rückſicht 
auf die geſetzlichen Beſtimmungen, nicht die Befugniß gewährt, mit 
Völderndorff S. 207 in dieſem Fall das Recht zur Fort⸗ 
führung der Geſellſchaft für unzuläſſig zu erklären. 

219) Gareis, Handelsrecht S. 109. 

220) Oder entbindet ihn nur die Sonderbeſtimmung in Art. 22 Abſ. 2 
des Einf. Geſ. zum HGB. vom Zwang zur Fortführung einer 
Formalfirma. 

221) Erwirbt eine Aktiengeſellſchaft das Geſchäft eines Einzelkaufmanns 
mit dem Recht zur Firmenfortführung, jo darf fie die erworbene 
Firma nur mit dem Zuſatz „Aktiengeſellſchaft“ führen. 

222) Für die Aktien- bezw. Kommanditgeſellſchaft auf Aktien ſchließen 
jedoch dieſe Möglichkeit die SS 308, 320 Abſ. 3 aus. 
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iſt???); die Formalbezeichnung fällt fort, wenn die Aufnahme 
einer Formalbezeichnung in die eigene Firma des neuen Ge⸗ 
ſchäftsinhabers dem Grundſatz der Firmenwahrheit wider: 
ſpricht??“); die Formalbezeichnung der erworbenen Firma 
iſt durch eine andere Formalbezeichnung zu erſetzen, wenn 
der Geſchäftsnachfolger für die eigene Firma eine andere 
Formalbezeichnung anzunehmen genöthigt iſt?? )). 

Die fortgeführte Firma kann vom Geſchäftserwerber mit 
einem das Nachfolgeverhältniß andeutenden Zuſatz??“ 


223) Vgl. N. 221. 

224) Etwa wenn ein Einzelkaufmann eine Geſellſchaft m. b. H., die 
Zweigniederlaſſung einer Aktiengeſellſchaft erwirbt. Unter der 
Herrſchaft des neuen Handelsgeſetzbuches wäre daher die Eintragung 
der Firma „Julius Heßmer, Verkaufsſtelle der Munitions⸗ und 
Waffenfabriken Sommerda AG. vorm. von Dreyſe“ für den Einzel⸗ 
kaufmann Julius Heßmer, wie ſie das Firmenreg. Nr. 32,820 des 
AG.3 J Berlin aufweiſt, nicht mehr zuläſſig. 

225) Etwa wenn eine Aktiengeſellſchaft eine Geſellſchaft m. b. H. er⸗ 
wirbt. 

226) Ueblich ſind die Zuſätze „Nachfolger, succ.“ unter Nennung oder 
Nichtnennung des Geſchäftserwerbers. Firmen, die dem Namen 
des Geſchäftserwerbers den Zuſatz „vormals ...“, „Nachfolger 
von . . . u. ſ. w., mit anſchließender Firma des früheren Inhabers 
folgen laſſen, enthalten, was freilich von K. Lehmann $ 22 
N. 9 S. 86, Puchelt⸗Förtſch Art. 24 N. 3 S. 74, Schultze⸗ 
Görlitz S. 109 N. 3, Staub $ 22 A. 8 S. 129, Urth. des 
RG.“s vom 29. November 1881 (Entſch. Bd. V S. 113 Nr. 30) 
beſtritten wird, keinen Nachfolgezuſatz. Vielmehr handelt es ſich 
hier um einen Zuſatz zur Unterſcheidung der Perſon oder des 
Geſchäfts im Sinne des § 18 Abſ. 2 Satz 2. Der Beifügung 
eines ſolchen Zuſatzes ſteht, wenn ſein Inhalt der Wahrheit ent⸗ 
ſpricht, kein Bedenken entgegen. Puchelt⸗Förtſch Art. 16 N. 1 
S. 46 entſcheidet freilich in einem analogen Fall — dort ſtand in 
Frage, ob die Führung der Firma „N. N. vormals Prokuriſt bei 
X. Y.“ ohne Erlaubniß des X. Y. zuläſſig ſei — umgekehrt, allein 
mit Unrecht, da die Mittheilung einer wahren Thatſache, auch 
wenn dabei Name oder Firma eines Anderen zur Erwähnung 
kommt, ſofern nicht Geſetz oder Parteiberedung die Bekanntgabe 
ausſchließt, unbedenklich erfolgen darf. Coſack S. 83. Kohler, 
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verſehen werden??), wenn der Konſens des Veräußerers 
beziehungsweiſe ſeiner Erben ihm deſſen Annahme nicht unter⸗ 
ſagte???). Wurde die Einwilligung zur Firmenfortführung 
nur gegen das Verſprechen des Geſchäftserwerbers, einen 
ſolchen Zuſatz beizufügen, ertheilt, ſo wird ſeine Annahme 
nothwendig???). Die Zuwiderhandlung gegen dieſe Ab: 
machung hat die gleichen Folgen, wie die ſonſtige Nichtbeob— 
achtung der dem Geſchäftserwerber für die Firmenfortführung 
bei der Konſensertheilung auferlegten Pflichten. 


B. Fortführung unter zeitweiſem Wechſel der 
Inhaberſchaft. 


Ein zeitweiſer Wechſel der Inhaberſchaft liegt 
vor, wenn ein Handelsgeſchäft derart auf einen neuen In— 
haber übergeht, daß dieſer für einen beſtimmt begrenzten 
Zeitraum an die Stelle des bisherigen Inhabers tritt?s“) 
und mit Ablauf jener Periode der alte Inhaber oder deſſen 


Markenrecht S. 156. Maunoury S. 284 Nr. 40. Staub 
§ 37 A. 20 S. 182. Vidari Bd. I S. 234 Nr. 243. Urth. des 
Handels⸗App. Ger. München vom 25. Januar 1875 (Buſch's 
Arch. Bd. XL S. 249), des New Vork Super. Court vom Mai 
1857 (Sebaſtiani S. 83 Nr. 149). 

227) Obligatoriſch iſt ſeine Beifügung im franzöſiſchen Recht. Lallier 
S. 411 Nr. 218. Lyon⸗Caen Bd. III S. 172 Nr. 246 b. 
Urth. des Pariſer Ger. vom 21. März 1857 (Pouillet, Dict. 
Bd. II S. 225 Nr. 9). 

228) v. Hahn Art. 22 § 8 S. 182. Unzutreffend erachtet Anſchü tz 
(Allſeld) Art. 22 N. 4 S. 152 auch in dieſem Fall die Ein⸗ 
willigung des bisherigen Inhabers zur Annahme des Nachfolge⸗ 
zuſatzes als nothwendig. 

229) Anſchütz Art. 22 N. 5 S. 154. Behrend S. 259 N. 37. 
Urth des OHG.'s3 vom 17. September 1874 (Entſch. Bd. XIV 
S. 187 Nr. 61). 

230) Der Fremdbeſitzer hat demnach In habereigenſchaft. 
Behrend S. 209 f. Denkſchrift S. 39. Gareis-Fuchs⸗ 
berger Art. 25 N. 149 S. 69. Urth des OLG.'s Dresden vom 
24. Januar 1888 (Ziiſchr. Bd. XXX VII S. 530). 
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Rechtsnachfolger ipso iure wiederum in die vordem inne: 
gehaltene Stellung einrückt? ? ). 

In Anlehnung an den geſetzlichen Wortlaut kann dieſer 
zeitweiſe Geſchäftsübergang als Geſchäfts übernahme? ), 
der zeitweiſe Inhaber als Geſchäftsübernehmer bezeichnet 
werden; für den zeitweiſe der Inhaberſchaft entkleideten In⸗ 
haber wird im Folgenden der Ausdruck: „Geſchäftsüber⸗ 
geber“ verwendet werden. 

Als Beiſpiele einer Geſchäftsübernahme erwähnt das 
Geſetz den zeitweiſen Uebergang des Geſchäfts auf einen neuen 
Inhaber in Folge von Nießbrauch oder auf Grund einer 
Verpachtung. Weiter gehört dahin der kraft Ehe: bezw. 
Elternrechts veranlaßte Uebergang des zum Vermögen von 
Ehefrau oder Kind gehörigen Handelsgeſchäfts in die ehe: 
männliche oder elterliche Nutznießung, der auf Ver— 
pfändung oder Pfändung geſtützte Geſchäftsübergang auf 
den Pfand: oder Pfändungsgläubiger, der Geſchäftsübergang 
zu Folge antichretiſcher Vereinbarung ??)). 

Regelmäßig erfolgt die Geſchäftsübernahme auf Grund 
eines Rechtsaktes inter vivos; von Todes wegen kann 
ſie ausſchließlich durch Vermächtniß begründet werden, 
etwa indem der Geſchäftsherr dem Uebernehmer den auf 
eine beſtimmte Zeit begrenzten Nießbrauch an dem an die 
Erben fallenden Handelsgeſchäft vermacht? ?). 

Wie der Geſchäftserwerb, ſo iſt auch die Geſchäfts⸗ 
übernahme an ſich nicht im Stande, das Recht zur 
Firmenfortführung zu begründen. Die bloße Ab: 
machung, kraft welcher der bisherige Inhaber ſein Handels⸗ 


231) Während der Zwiſchenzeit kann der alte Inhaber bezw. deſſen 
Rechtsnachfolger nur salvo jure des neuen Inhabers das Handels⸗ 
geſchäft berührende Verfügungen treffen. 

232) In ganz anderer Bedeutung ſpricht $ 142 von Uebernahme der 
offenen Handelsgeſellſchaft. 

233) L. Cohn bei Gruchot Bd. XLII S. 49. Gareis, Kommentar 
S. 44. 

234) Hier taucht freilich die gleiche Kontroverſe wie zu N. 189 auf. 
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geſchäft einem anderen verpachtet, gewährt dem Pächter keine 
Befugniß, in der Periode feiner Inhaberſchaft das über: 
nommene Geſchäft unter einer anderen als der ihm auf 
Grund ſeines Namenrechts zuſtehenden Firma zu füh— 
ren ?3°); der parens, der zu Folge elterlicher Gewalt Sn: 
haber des dem Kind gehörenden Geſchäfts wurde, der Gläu— 
biger, der gemäß § 857 CPO. den Nießbrauch des vom 
Schuldner betriebenen Geſchäfts pfänden ließ, um ſich aus 
den Geſchäftseinkünften zu befriedigen, ſie alle haben, wenn 
nicht eine weitere Vorausſetzung gegeben iſt, das in ihrem 
Fremdͤbeſitz befindliche Handelsgeſchäft unter der eigenen, 
ihnen für ein von ihnen ſelbſt begründetes Geſchäft zu— 
ſtehenden Firma zu betreiben, ohne dazu befugt zu ſein, 
ſich der vom Geſchäftsübertrager geführten Firma zu be⸗ 
dienen 23°). 

Das Recht zur Fortführung der Firma erlangt der Ge: 
ſchäftsübernehmer, wiederum übereinſtimmend mit der Rechts⸗ 
lage des Geſchäftserwerbers, erſt durch die Einwilligung 
des Geſchäftsübertragers ??), die bedingt oder unbe⸗ 
dingt, für die geſammte Inhaberperiode des Uebernehmers 
oder auch innerhalb dieſer beſchränkten Friſt ſelbſt wieder 
durch einen dies ad quem begrenzt 23°), ertheilt werden kann. 


235) Gareis⸗Fuchs berger a. a. O. Goldſchmidt, Handelsrecht 
Bd. I S. 667. Dagegen Simon, Zeitſchr. Bd. XXIV S. 155. 
Völderndorff S. 207. Urth. des Pariſer Ger. vom 29. Juli 
1879 (Pouillet, Dict. Bd. II S. 206 N. 20). 

236) Kohler in Ihering's Jahrbüchern Bd. XXIV S. 230. Da⸗ 
gegen K. Lehmann §1 N. 29 S. 13. Puchelt⸗Förtſch 
Art. 22 N. 3 S. 67. Vidari Bd. I S. 246 Nr. 260. 

237) Urth. des OHG.'s vom 3. November 1876 (Entſch. Bd. XXI 
S. 306 Nr. 98). 

238) Selbſt mit einem anderen dies a quo als dem Tag der Geſchäfts⸗ 
übernahme, im Gegenſatz zu dem mit dem Geſchäftserwerb ver⸗ 
bundenen Firmenrecht, das ausſchließlich dann, wenn ſeine Ueber⸗ 
tragung in unmittelbarem Anſchluß an die Geſchäftsübertragung 
vor ſich ging, mit Wirkſamkeit erworben werden konnte, vgl. 
N. 212. 
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Ob der Geſchäftsübertrager ſeine Einwilligung ertheilt oder 
weigert, iſt prinzipiell ſeinem Ermeſſen überlaſſen; die familien⸗ 
rechtliche Grundlage, auf welcher etwa die Geſchäftsübernahme 
ruht, gewährt dem Uebernehmer noch nicht die Befugniß, 
den mangelnden Konſens der Frau oder des gewaltunter⸗ 
worfenen Kindes durch ſeinen eigenen Beſchluß zu erſetzen?? ). 
Eine Abweichung weiſt die Regelung der vom bisherigen 
Geſchäftsinhaber zu ertheilenden Fortführungseinwilligung 
im Falle des Geſchäftserwerbs und der Geſchäftsübernahme 
jedoch inſofern von einander auf, als der Konſens des Ge— 
ſchäftserwerbers lediglich dann Wirkſamkeit beſitzt, wenn er 
in continenti mit dem Erwerbsakt zur Aeußerung kommt, 
während dem Geſchäftsübernehmer das Recht zur Firmen⸗ 
fortführung auch noch nachträglich — natürlich nur 
innerhalb des Zeitraums, in dem ihm überhaupt Inhaber⸗ 
eigenſchaft zukommt — ertheilt werden kann. Die Ver⸗ 
ſchiedenheit iſt darin begründet, daß der Geſchäftserwerb den 
bisherigen Inhaber jedes rechtlichen Zuſammenhanges mit 
dem auf den neuen Inhaber übergehenden Geſchäft entkleidet, 
ihm alſo auch nicht die Möglichkeit nachträglicher Dispoſition 
über das nur dem Geſchäftsherrn zuſtehende Firmenrecht be⸗ 
laſſen kann, während die Geſchäftsübernahme den bisherigen 
Inhaber nur der Ausübung gewiſſer Inhaberbefugniſſe, nicht 
aber der Subſtanz der Inhabereigenſchaft beraubt, ſo daß 
ſeine nachträgliche Einwilligung zur Firmenfortführung ledig⸗ 
lich als Bethätigung ſeiner zwar zeitlich beſchränkten, aber 
doch fortbeſtehenden Geſchäftsherrnqualität erſcheint. 
Zuwiderhandlungen des Geſchäftsüberneh— 
mers gegen die ihm rückſichtlich der Firmenführung ob— 
liegenden Pflichten berechtigen den Geſchäftsübertrager nicht 
nur zum Verlangen auf Herſtellung des vertragsmäßigen 
Zuſtandes und auf Schadenerſatz, ſondern können ihn unter 
Umſtänden ſogar zur vorzeitigen Aufhebung des Uebernahme— 
verhältniſſes legitimiren. Das dürfte namentlich zutreffen, 


239) Düringer⸗ Hachenburg § 22 N. IV, 1 S. 111. 
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wenn der Uebernehmer der Abmachung entgegen das Geſchäft 
unter einer eigenen, nicht unter der fortgeführten Firma be⸗ 
treibt, obwohl gerade die Fortführung der Firma für den 
Geſchäftsübertrager in concreto von der weſentlichſten Be⸗ 
deutung iſt ?“); wenn umgekehrt ihre ungenehmigte Bei: 
behaltung die Lage des Geſchäftsübertragers in einer ſeinen 
Intentionen widerſprechenden Weiſe umzugeſtalten droht?“ ). 
Ein öffentlichrechtliches Einſchreiten iſt dagegen hier ſo wenig 
wie im entſprechenden Falle der Zuwiderhandlung gegen die 
Geſchäftserwerbsbedingungen zuläſſig. 

Bezüglich der Nothwendigkeit, die übernommene Firma 
mit einem Formalzuſatz zu verſehen, einen ſolchen zu 
ſtreichen oder zu verändern, gelten dieſelben Regeln wie im 
Fall des Firmenerwerbs; desgleichen für die Beifügung 
eines Uebernahmezuſatzes, wie er hier, dem Nachfolge: 
zuſatz entſprechend, der Andeutung, daß die fortgeführte Firma 
nur auf Zeit einem anderen Inhaber zuſteht, dienen ſoll. 


C. Firmenfortführung unter theilweiſem 
Inhaberwechſel. 


Die Möglichkeit eines theilweiſen Inhaberwechſels 
iſt auf drei Fälle beſchränkt?“ )): 

1. Wenn Jemand in ein beſtehendes Handels: 
geſchäft als Geſellſchafter aufgenommen 
wird. Die bis dahin dem Einzelkaufmann zu: 
ſtehende Inhaberſchaft geht mit Konſtituirung der 
Geſellſchaft auf die beiden Geſellſchafter über, deren 
einer mit dem bisherigen Einzelkaufmann identiſch iſt. 


240) Etwa damit beim Wiedereintritt ſeiner eigenen Geſchäftsführung 
kein Zweifel herrſcht, daß zwiſchen ſeinem Handelsgeſchäft und dem 
Geſchäftsbetrieb des Uebernehmers volle Kontinuität beſteht. 

241) Etwa mit Rückſicht auf die Verbindlichkeit, für die unter der fort⸗ 
geführten Firma begründeten Schulden einſtehen zu müſſen. 

242) Mommſen in Buſch's Archiv Bd. XXXII S. 202. Thöl, 
Handelsrecht Bd. I § 53 S. 165. 
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2. Wenn ein neuer Geſellſchafter in eine Han⸗ 
delsgeſellſchaft eintritt. Die bei den bisherigen 
Geſellſchaftern ruhende Inhaberſchaft wird auf den 
neuen Geſellſchafter miterſtreckt, umfaßt demnach 
neben dieſem auch die früheren Inhaber. 

3. Wenn ein Geſellſchafter aus einer Handels⸗ 
geſellſchaft ausſcheidet. Je nachdem die Geſell⸗ 
ſchaft zwei oder mehr Geſellſchafter zählt, iſt zu 
ſondern: 

a) Beſtand die Geſellſchaft nur aus zwei Geſell— 
ſchaftern, ſo bleibt die Inhaberſchaft, die vordem bei dieſen 
beiden ruhte, mit dem Ausſcheiden des einen bei dem an⸗ 
deren, der das Handelsgeſchäft nunmehr als Einzelkaufmann 
betreibt?“ )). 


b) Beſtand die Geſellſchaft aus mehr als zwei 
Geſellſchaftern, ſo wird die Inhaberſchaft den nach dem 
Ausſcheiden des einen Geſellſchafters verbleibenden Geſell⸗ 
ſchaftern zu Theil. 

Der durch Aufnahme bewirkte Inhaberwechſel kann aus⸗ 
ſchließlich vertragsweiſe, alſo durch Rechtsgeſchäft inter vivos 
erfolgen; Eintritt oder Ausſcheiden eines Geſellſchafters ſind 
dagegen Vorgänge, die ſowohl inter vivos als mortis causa 
zur Entſtehung kommen können. 

In allen Fällen des theilweiſen Inhaber— 
wechſels — vorbehaltlich einer ſofort zu beſprechenden Aus⸗ 
nahme — darf für das unter neuer Inhaberſchaft betriebene 
Geſchäft die bisherige Firma beibehalten werden, 
ohne daß für die Erlangung des Fortführungsrechts die 
Zuſtimmung außerhalb der Geſchäftsinhaberſchaft ſtehender 


243) Unzutreffend ſtellt das Urth. des RG.'s vom 23. November 1894 
(Entſch. in Strafſ. Bd. XXVI S. 223 Nr. 88) für dieſen Fall 
die Möglichkeit der Firmenfortführung in Abrede. Dagegen 
v. Hahn Art. 24 § 2 S. 185; Staub $ 24 A. 2 S. 137; 
Urth. des Bayr. Handelsapp. Ger. vom 23. März 1867 (Zeitſchr. 
Bd. VIII S. 543). 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLIX. 9 
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Perſonen erforderlich wäre. Ob die Fortführung ſtattfinden 
oder eine dem Prinzip der Firmenwahrheit entſprechende 
Firma gewählt werden ſoll, entſcheidet das Belieben der 
neuen Inhaberſchaft? !). Iſt letztere vertraglich zur Bei⸗ 
behaltung der bisherigen Firma verpflichtet, ſo berechtigt die 
Annahme einer neuen Firma den ausgeſchiedenen Geſell— 
ſchafter bezw. deſſen Erben — nur in dieſem Fall des theil— 
weiſen Inhaberwechſels kann eine derartige Abmachung prak⸗ 
tiſche Bedeutung gewinnen?“) — zum Anſpruch auf Schaden: 
erſatz. Das Gleiche gilt, wenn die neue Inhaberfchaft den 
für die Fortführung übernommenen Nebenbeſtimmungen zu: 
wider handelt. 

Entſteht der theilweiſe Inhaberwechſel durch das 
Ausſcheiden eines Geſellſchafters?““), fo darf die Bei- 
behaltung der Firma unter Umſtänden nur unter Zuſtimmung 
des Ausſcheidenden?““) bezw. feiner Erben erfolgen. Ob 
dieſe Genehmigung erforderlich iſt oder nicht, beſtimmt ſich 
in folgender Weiſe: 

a) Es bedarf der Genehmigung, wenn der Name 


244) Der Regiſterrichter hat den bezw. die derzeitigen Inhaber nach dem 
Ausſcheiden des früheren Geſellſchafters durch Ordnungsſtrafe zur 
Beſchlußfaſſung über die nunmehrige Geſtalt der Firma anzuhalten. 
Schultze⸗Görlitz S. 134. 

245) Wurde die Firmenfortführung beim Eintritt eines neuen Geſell⸗ 
ſchafters in eine Handelsgeſellſchaft oder bei der Aufnahme als 
Geſellſchafter in das beſtehende Handelsgeſchäft eines Einzelkauf⸗ 
manns vereinbart, ſo ſind die Kontrahenten bereits öffentlichrecht⸗ 
lich zur Firmenfortführung gezwungen, bis fie durch Geſellſchafts⸗ 
beſchluß eine andere Firma annehmen. Die wechſelſeitige privat⸗ 
rechtliche Verpflichtung zur Firmenfortführung iſt dieſem Zwang 
gegenüber ziemlich unerheblich. 

246) Das ſowohl unfreiwillig wie freiwillig erfolgen kann. Makower 
§ 24 II S. 55. Staub 8 24 A. 2 S. 137. 

247) Iſt der Ausſcheidende ſtiller Geſellſchafter, ſo iſt ſein 
Fortfall ohne firmenrechtliche Bedeutung. Denn hier erfolgt kein 
Inhaberwechſel: der Komplementar allein iſt Inhaber, § 335. 
Coſack S. 586. 
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des Ausſcheidenden in der Firma enthalten ift?*?). 
Zur Erfüllung dieſer Vorausſetzung genügt noch nicht, daß 
irgend ein in der Firma ſich findender Name mit dem Namen 
des Ausſcheidenden zufällig übereinſtimmt. Erforderlich iſt 
vielmehr, daß jener übereinſtimmende Name als die dem 
Ausſcheidenden zukommende Bezeichnung in die Firma auf⸗ 
genommen wurde?“). Trifft dies zu, jo ſteht das Konſens⸗ 
recht dem Ausſcheidenden ſelbſt zu, wenn der Wechſel der 
Inhaberſchaft in Folge ſeines freiwilligen oder unfreiwilligen 
Ausſcheidens, durch Austritt oder Ausſchluß, hervorgerufen 
wurde; war das Ausſcheiden dagegen durch Tod veranlaßt, 
fo find die Erben des fortgefallenen Geſellſchafters zur Ein⸗ 
willigungsabgabe legitimirt? ), die nur bei übereinſtimmender 
Erklärung aller Berechtigten als erfolgt erachtet werden darf. 

Die Genehmigungsertheilung hängt regelmäßig vom Be⸗ 
lieben des Konſensberechtigten ab; ſie kann, wie in den 
ſonſtigen Fällen der Firmenfortführungsgeſtattung, durch Be: 
dingungen und Zeitbeſtimmungen in ihrer Wirkſamkeit ein⸗ 
geſchränkt werden. 

Der geſetzliche Wortlaut verlangt auch hier die aus⸗ 
drückliche Einwilligung zur Fortführung; es dürfte jedoch 
wiederum zur Erfüllung dieſes Thatbeſtandes jedes Verhalten 
des Ausſcheidenden bezw. ſeiner Erben genügen, das ihr 
Einverſtändniß zur Firmenfortführung mit Sicherheit zu er⸗ 
ſchließen geftattet ?°). 


248) Puchelt⸗Förtſch Art. 24 N. 2 S. 74. 

249) Düringer⸗ Hachenburg 524 N. III S. 115. K. Lehmann 
§ 24 N. 3 S. 88. Schultze⸗Görlitz S. 134 N. 1. Urth. 
des RG.“ vom 8. Juli 1891 (Gruchot Bd. XXX VI S. 1152). 
— Das Einwilligungsrecht hat der Ausſcheidende auch dann, wenn 
er im Zeitpunkt ſeines Ausſcheidens in Folge Namensänderung 
einen anderen bürgerlichen Namen als den in die Firma aufgenom⸗ 
menen führt. 

250) Ohne Rückſicht, ob ihr eigener Name mit dem in der Firma ent» 
haltenen des Erblaſſers übereinſtimmt. 

251) Weigert der Konſensberechtigte die Zuſtimmung, fo genügt zur 
Ausſchließung ſeiner auf ungenehmigte Firmenfortführung geſtützten 
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b) Iſt der Name des Ausſcheidenden in der Firma 
nicht enthalten — dahin gehört auch der Fall, daß die 
Firma zufällig einen mit dieſem Namen übereinſtimmenden 
Beſtandtheil aufweiſt —, ſo iſt die Fortführung beim theil⸗ 
weiſen Inhaberwechſel ohne Weiteres zuläſſig. Doch kann 
die Zuwiderhandlung gegen die Vereinbarung der Betheiligten, 
daß die Fortführung mit dem Ausſcheiden eines Geſellſchafters 
ausgeſchloſſen ſein ſolle, dem Ausſcheidenden oder ſeinen 
Erben einen Anſpruch auf Ablegung der vertragswidrig ge— 
führten Firma und eventuell auf Schadenerſatz gegen die 
Firmenfortführer gewähren. 

Auch beim Vorliegen theilweiſen Inhaberwechſels darf 
die fortgeführte Firma mit einem ein Nachfolgeverhältniß 
andeutenden Zuſatz verſehen werden? 2). Eine aus: 
drückliche geſetzliche Anerkennung dieſer Möglichkeit fehlt aller⸗ 
dings; die analoge Anwendung der in dieſer Richtung für 
die den Geſchäftserwerb und die Geſchäftsübernahme beglei⸗ 
tende Firmenfortführung gegebenen Normen erſcheint aber 
um deswillen ohne Weiteres geboten, weil hier wie dort 


Anſprüche jede den kritiſchen Namen beſeitigende Firmenänderung. 
Oeffentlichrechtlich vermag jedoch ein ſolches Vorgehen nicht immer 
eine zuläſſige Firma zu ſchaffen. Hatte die Handelsgeſellſchaft 
etwa bereits eine fortgeführte Firma beſeſſen, die die Namen zweier 
ehemaliger Inhaber und den Namen des Ausſcheidenden enthielt 
(die aus den Geſellſchaftern M. und N. beſtehende Handelsgeſell⸗ 
ſchaft firmirte X., N. und Y.), ſo darf nach dem Austritt des 
N. der nunmehrige Alleininhaber M. nicht „X. und Y.“ firmiren, 
ſondern er iſt zur Annahme einer ſeinem bürgerlichen Namen ent⸗ 
ſprechenden Firma M. gezwungen. Abweichungen vom Prinzip 
der Firmenwahrheit ſind nur, von Namensänderung des Firmen⸗ 
inhabers abgeſehen, im Fall der Firmenfortführung geſtattet. Die 
Führung einer einen bisherigen Beſtandtheil nicht weiter bietenden 
Firma kann aber unmöglich als Firmenfortführung bezeichnet 
werden. v. Hahn Art. 24 N. 2 S. 186. K. Lehmann a. a. O. 
Makower § 24 II b S. 56. Schultze⸗Görlitz S. 134 N. 2. 
Dagegen Anſchütz (Allfeld) Art. 24 N. 6 S. 167 und 
Staub $ 24 A. 3 S. 137. 

252) Schultze⸗Görlitz S. 133. 
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lediglich die Beifügung eines derartigen Zuſatzes das durch 
die Fortführung beeinträchtigte Prinzip der Firmenwahrheit 
wenigſtens in gewiſſem Umfang wiederum zur Anerkennung 
zu bringen geeignet iſt, indem ſie darauf hinweiſt, daß der 
dem Zuſatz voraufgehende Firmeninhalt nicht den Thatſachen 
entſpricht. 

Von dem Recht der Firmenfortführung, die in ihren 
drei Möglichkeiten ſtets an den Uebergang des unter der 
betreffenden Firma geführten Handelsgeſchäfts geknüpft er⸗ 
ſcheint, iſt die von einem Firmenführer einem Anderen ein⸗ 
geräumte Befugniß, ſich für immer oder für eine durch dies 
oder ſonſtige Nebenbeſtimmung begrenzte Periode ſeiner, des 
Firmenführers, Firma wie einer ihm Kraft eigenen 
Rechts zuſtehenden Firma zu bedienen, ſcharf zu 
trennen. Eine derartige Abmachung gewährt dem Anderen 
freilich kein Firmenrecht, da § 23 eine wirkſame Abtretung 
des Firmenrechts nicht ohne gleichzeitige Abtretung des unter 
der Firma geführten Handelsgeſchäfts zuläßt ?°3), iſt aber 
trotzdem nicht ohne rechtliche Bedeutung, indem das Klage⸗ 
recht des Firmenführers, den § 37 Abſ. 2 zum Vorgehen 
gegen jeden ſein Firmenrecht Verletzenden autoriſirt, dem 
gegenüber verſagen würde, dem der Firmenführer ein Recht 
zum Firmengebrauch eingeräumt hätte?“). 


253) Amar, Propriete industrielle Bd. IX S. 7. Behrend S. 211. 
Düringer⸗ Hachenburg $ 23 ©. 114. v. Hahn Art. 22 
855.180. Lallier S. 411 Nr. 218. Maunoury S. 165 Nr. 2, 
S. 232 Nr. 24. Thöl, Praxis S. 7. Regelsberger, Zeit⸗ 
ſchrift Bd. XIV S. 21. Vidari Bd. I S. 244 Nr. 257. Urth. 
des OHG.'s vom 22. Juni 1872 (Entſch. Bd. VI S. 246 Nr. 57), 
des RG.'s vom 16. September 1882 (Entſch. Bd. IX S. 1 Nr. 1). 
— Dagegen Pouillet, Traite S. 541 Nr. 493. Urth. des 
Seine Civ Ger. vom 10. März 1882 (Pouillet, Dict. Bd. II 
S. 229 Nr. 30). 

254) v. Hahn Art. 22 85 S. 180 K. Lehmann 8 37 N. 1 
S. 113. Urth. des RS.3 vom 4. April 1883 (Entſch. Bd. IX 
S. 106 Nr 22), des OLG.'s Köln vom 18. Oktober 1892 (Zeit⸗ 
ſchrift Bd. XLVI S. 473). 
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VII. Abſchnitt. 
Der Fortfall der Firma. 


Er iſt in doppelter Weiſe denkbar: 


1. Als genereller Fortfall des Rechts zur 
Führung einer Firma. Hier büßt der ehe⸗ 
malige Firmenführer die Firmenfähigkeit über⸗ 
haupt ein. 

2. Als Fortfall des Rechts zur Führung einer 
beſtimmten Firma. Hier ſteht der Annahme 
einer neuen Firma durch den von dem Fortfall 
Betroffenen nichts entgegen. 


Beide Möglichkeiten ſind ihrer verſchiedenen rechtlichen 
Natur wegen geſondert zu erörtern. 


A. Der generelle Firmenrechtsfortfall. 


Rechtsgebilde, die auf Grund Gewerbebetriebes Firmen— 
fähigkeit beſaßen, verlieren dieſelbe, und damit auch das Recht 
zur Führung der ihnen bis dahin zuſtehenden Firma, wenn 
ihr Gewerbebetrieb auf den Umfang des Klein: 
gewerbes herabſinkt?s )). Natürlich darf es ſich dabei 
nicht um eine vorausſichtlich nur vorübergehende Erſcheinung 
handeln 256), da andernfalls ſchon der gelegentliche Eintritt 
ungünſtiger, den Umſatz einſchränkender Konjunkturen, in 
manchen Branchen die regelmäßige Wiederkehr einer saison 
morte, die Befugniß zum Firmengebrauch beſeitigen würde, 
die doch nach kurzer Zeit wieder beanſprucht werden dürfte, 
dann aber, wegen der vielleicht inzwiſchen durch einen anderen 
Firmenfähigen erfolgten Annahme der eingebüßten Firma 


255) Ob die Firmenfähigkeit auf Grund des § 1, 2 oder 3 zuſtand, iſt 
irrelevant, da auch in den beiden letzten Paragraphen lediglich der 
Umfang des Gewerbebetriebes enticheidet, val. Abſchnitt I N. 2. 

256) Staub 8 31 A. 3 S. 166. Urth. des RG.'s vom 15. November 
1892 (Entſch. in Strafſ. Bd. XXIII S. 348 Nr. 124). 
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ſich auf ein anderes Objekt richten müßte und damit die im 
geſchäftlichen Leben ſo wichtige Kontinuität des Gewerbe⸗ 
betriebes nicht mehr zum Ausdruck bringen könnte. 

Auch die vollſtändige Aufgabe des Gewerbebetriebes 
beſeitigt für dieſe Gruppe von Rechtsgebilden das Firmen⸗ 
recht? 5“). Erlangt der ehemalige Firmenträger durch ſpätere 
Wiederaufnahme eines Gewerbebetriebes von neuem die Be: 
fugniß zur Firmenführung, jo darf.er die alte Firma nicht 
ohne Weiteres zur Bezeichnung ſeines neuen Geſchäfts wählen, 
ſondern iſt hierzu nur dann befugt, wenn ihn ſeine jetzigen 
Verhältniſſe zur Annahme gerade dieſer Firma legitimiren? ). 

Die perſönliche Exiſtenz des Firmenfähigen wird von 
dem generellen Fortfall ſeines Firmenrechts nicht berührt. 
Das gilt nicht nur vom Einzelkaufmann, deſſen Perſönlich⸗ 
keit durch jenen Umſtand offenbar keine Aenderung erleidet. 
Auch eine juriſtiſche Perſon des $ 33, die auf Grund Ge⸗ 
werbebetriebes mit Firmenfähigkeit ausgeſtattet war, vermag 
den Verluſt dieſer facultas ohne Gefährdung ihres Beſtandes 
zu überdauern? ). 

Die Handelsgeſellſchaften, ſowohl die eigentlichen 
als die Kraft Geſetzes mit Kaufmannseigenſchaft verſehenen, 
verlieren die generelle Befugniß der Firmenführung prin⸗ 


257) Behrend S. 260. Düringer⸗ Hachenburg § 17 N. III 
S. 98. v. Hahn Art. 25 § 3 S. 187. Völderndorff 
S. 206. Urth. des RG.'s vom 8. Juli 1890 (Entſch. Bd. XX VII 
S. 6 Nr. 2). 

258) Die Wiederaufnahme einer fortgeführten Firma iſt danach unzu⸗ 
läſſig. Kohler, Markenrecht S. 127. 

259) Staub $ 34 A. 3 S. 173. — Die Stadtgemeinde Berlin, der 
Kgl. Preußiſche Fiskus bleiben als ſolche unverändert, wenn ſie 
das unter den Firmen „Kuratorium für das ſtädtiſche Erleuch⸗ 
tungsweſen“, „Kgl. Porzellan⸗Manufaktur“ (Firmenregiſter des 
AG.'s J Berlin Nr. 3141 und Nr. 2827) betriebene Gewerbe auf⸗ 
geben. Wie die Exiſtenz dieſer Firmen erweiſt, ſcheint die Praxis, 
im Widerſpruch zu dem Verlangen K. Lehmann's § 33 N. 3 
S. 110, auf die möglichſte Uebereinſtimmung von Name und Firma 
der publiziſtiſchen Firmenträger kein beſonderes Gewicht zu legen. 
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zipiell mit ihrer Auflöſung. Von dieſem Grundſatz gelten 
jedoch eine Reihe wichtiger Ausnahmen 26°): 

1. Iſt die Geſellſchaft durch die Eröffnung des 
Konkurſes über ihr Vermögen aufgelöſt, von 
ihren Organen indes, nachdem der Konkurs nach 
Abſchluß eines Zwangsvergleichs aufgehoben oder 
auf Antrag des Gemeinſchuldners eingeſtellt wurde, 
ihre Fortſetzung beſchloſſen worden, ſo darf die 
fortgeſetzte Geſellſchaft ihre bisherige Firma, als 
ob gar kein Firmenfortfall ſtattgefunden hätte, 
weiterführen §§ 144, 161 Abſ. 2, 307 Abſ. 2, 330 
Abſ. 2, Geſ. Geſ. § 60 Nr. 4. 

2. Wie die Geſellſchaft im Liquidationsſtadium, trotz 
erfolgter Auflöſung, noch gewiſſe Lebensäußerungen 
aufweiſt, ſo beſteht auch ihre Bezeichnung als Liqui— 
dations firma noch in jener Periode bis zur Be— 
endigung der Liquidation fort?), 58 157, 161 
Abſ. 2, 302, 320 Abſ. 2. Geſ. Geſ. § 68 Abſ. 3 
Gen. Geſ. 8 85 Abſ. 3. 

3. Endlich beſteht eine beſondere Möglichkeit der Fort— 
dauer für die Firma der Aktien- und der Kom: 
manditaktiengeſellſchaft. Wurde eine ſolche 
zum Zweck der Veräußerung ihres Vermögens im 
Ganzen oder zum Zweck der Umwandlung in eine 
andere Geſellſchaft aufgelöſt, von der Generalver— 
ſammlung indes, da der beabſichtigte Zweck nicht 
erreicht ward, die Fortſetzung beſchloſſen, ſo kann 
hier, wie unter Nr. 1, die Weiterführung der bis— 
herigen Firma erfolgen, $$ 307 Abſ. 1, 320 Abſ. 2. 


260) Düringer⸗ DEN § 17 N. III S. 99. Staub 9 131 
A. 2 S. 426. 

261) Der Eintritt der Liguidation ſelbſt beſeitigt demnach das Firmen⸗ 
recht nicht. Behrend S. 260 N. 43. Gierke, Deutſches 
Privatrecht Bd. 1 S. 725 N. 44. Urth. des GR.'s vom 17. Juni 
1892 (Entſch. Bd. XXIX S. 68 Nr. 20). 
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B. Der ſpezielle Firmenrechtsfortfall. 


Das Recht auf die ſpeziell geführte Firma erliſcht regel⸗ 
mäßig mit deren Aufgabe durch den zeitlich unbeſchränkten 
Geſchäftsinhaber? 2). Sie kann mittels ausdrücklicher Ver⸗ 
zichterklärung erfolgen ?“), die meiſt in Verbindung mit 
Annahme einer anderen Firma vor ſich gehen wird ?°%); es 
genügt aber auch eine ſtillſchweigende Aufgabe, die ſich in 
einem durch einen ſo langen Zeitraum fortgeſetzten Nicht⸗ 
gebrauch der bisherigen Firma manifeſtirt, daß aus deſſen 
Dauer die Abſicht des Führungsverzichtes geſchloſſen werden 
kann 265). 

Der Fortfall vollzieht ſich ferner durch rechtskräftige A b⸗ 
erkennung des Firmenrechts, deren Ausſpruch die fieg: 
reiche Partei dazu legitimirt, falls die aberkannte Firma ein⸗ 
getragen iſt, die Anmeldung ihres Erlöſchens gegen den Unter: 
legenen mittels Zwangsvollſtreckung zu verfolgen?). 

Weitere Fortfallsgründe ſind nicht vorhanden; ins⸗ 
beſondere haben weder die Geſchäftsverlegung nach 
einem anderen Ort oder in eine andere Gemeinde 25), 
noch die Eröffnung des Konkurſes über das 
Vermögen eines Einzelkaufmanns 69) oder deſſen 


262) Nicht alſo durch den bloßen Geſchäftsübernehmer, der fein 
Firmenrecht durch einen dies ad quem begrenzt empfängt, vgl. 
Abſchnitt VI N. 230, nicht durch den Prokuriſten, Staub 
§ 49 A. 1 S. 208. 

263) v. Hahn Art. 25 § 3 S. 186. 

264) Behrend S. 260. a 

265) Coſack S. 87. Dagegen Pappenheim, Zeitſchr. Bd. XLII S. 301. 

266) Schultz e⸗Görlitz ©. 114. 

267) Tagegen auch Anſchütz (Allfeld) Art. 25 N. 1 S. 168. Urth. 
des RG.'s vom 24. März 1888 (Entſch. Bd. XX S. 171 Nr. 37). 

268) So Endemann S 80 Nr. 39 (5 80). Dagegen Anſchütz (All: 
ſeld) Art. 22 N. 2 S. 150. Gierke a. a. O. Völderndorff 
S. 206 N. 14. Beſchl. des Kamm. Ger. vom 2. Oktober 1893 
(Johow Bd. XIII S. 35). Ueber die angebliche Möglichkeit der 
Firmenveräußerung durch den Konkursverwalter vgl. Abſchnitt VI 
N. 196. 
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Tod““), noch die Löſchung durch den Regiſterrichter?“) 
die ihnen mitunter beigemeſſene Wirkung einer Firmenrechts⸗ 
beſeitigung. 


Nachtrag. 


Das ſoeben ausgegebene dritte Heft des 10. Bandes 
der Annalen des Kgl. Sächſiſchen Oberlandesgerichts Dresden 
enthält einige hierher gehörige Entſcheidungen, auf die noch 
kurz verwieſen ſei. 


Zu S. 63 Note 25 dieſer Abhandlung. Nach 
dem Beſchluß vom 31. März 1898 (I. c. S. 423) darf die 
zur erſten Firma hinzuerworbene Firma nur als Firma 
einer Zweigniederlaſſung weiter geführt werden. 


Zu S. 79 Note 69. Zu den Staaten, deren Geſetz⸗ 
gebung die Vornamensänderung nicht geſtattet, zählt das 
Königreich Sachſen. Nach dem Beſchluß des OLG.'s Dresden 
vom 4. Januar 1898 (I. c. S. 421) darf deshalb ein Preuße, 
der ſeinen Vornamen in Preußen verändert hat, für ſein in 
Sachſen begründetes Geſchäft in der Firma nicht den ver— 
änderten, ſondern nur den urſprünglichen Vornamen ver— 
wenden. Das dürfte indeſſen unzutreffend ſein. Der Preuße 
hatte doch im Augenblick ſeiner Niederlaſſung in Sachſen ein 
wohl erworbenes Recht an dem geänderten Vornamen, das 
durch eine feine Begründung gar nicht berührende Geſetz⸗ 
gebung nicht beeinträchtigt werden darf. 


269) Urth. des Ob. LG.'s Wien vom 5. Juli 1873 (Buſch's Arch. 
Bd. XXX S. 106). Seit § 1936 B.GB.’3 die Möglichkeit eines 
erbloſen Todes beſeitigt hat, trifft dieſer Fortfallsgrund nicht 
mehr zu. 

270) Dagegen Behrend S. 260 N. 43. Düringer⸗ Hachenburg 
§ 17 N. III S. 98. Gierke S. 725 N. 46. — Urth. des OHG. 
vom 18. Juui 1873 (Entſch. Bd. X S. 289 Nr. 64). 
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Zu S. 116 Note 196. Der Beihluß vom 15. No: 
vember 1898 (I. c. S. 426) erörtert in gründlicher Weiſe 
die für und gegen die angebliche Befugniß des Konkurs⸗ 
verwalters zur Firmenveräußerung ſprechenden Erwägungen. 


Zu S. 132. Dahin auch der Fall, daß der Name des 
Ausſcheidenden ſchon vor ſeinem Eintritt um deswillen be⸗ 
reits in der Firma enthalten war, weil der Ausſcheidende 
ſchon einmal Mitglied der Handelsgeſellſchaft geweſen und 
ausgeſchieden war, damals aber die Genehmigung zur Bei⸗ 
behaltung ſeines Namens in der Firma gegeben hatte. Be⸗ 
ſchluß vom 8. November 1898 (I. c. S. 427). 


IV. 


Iur Ichre vom Miteigenthum und der geſammten Hand 
nach deutſchem Reichsretht. 
Von 
Herrn Gerichtsaſſeſſor Dr. Ernft Joerges in Roſtock. 


I. Das Miteigentyum im römiſchen Recht. 
1. Einleitung. 


8 1. 


Es iſt ſchon häufig betont worden und mit Recht darauf 
hingewieſen, daß ein tieferes Verſtändniß unſeres neuen 
Reichsrechtes nur möglich iſt unter eingehender Würdigung 
des römiſchen Rechtes. 

Die Wahrheit dieſes Satzes iſt ohne Weiteres einleuchtend 
für die Rechtsinſtitute, in welchen die Hauptſtärke des römi⸗ 
ſchen Rechtes liegt, das Obligationenrecht und die vorzugs— 
weiſe hieraus entwickelten ſogenannten „Allgemeinen Lehren“. 
Hier überrannte bei der Rezeption faſt ohne Kampf das fein 
durchgebildete Weltrecht die noch in den Formen eines wirth— 
ſchaftlich relativ unentwickelten Volkes befangenen Rechte: 
bildungen des deutſchen Mittelalters. 

Jener Satz hat aber auch ſeine Berechtigung für die— 
jenigen deutſchrechtlichen Inſtitute, welche, wie das Geſell— 
ſchaftsrecht, in Jahrhunderte langem, mit ungleichen Waffen 
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geführtem Kampfe ihre ſchließlich ſiegreiche Lebensfähigkeit 
dem Rechte des Römerreiches gegenüber bewieſen haben. 

Mag unſer heutiges Aſſoziationsrecht auch weſentlich 
auf germaniſchen Rechtsgedanken beruhen — von den Ein⸗ 
wirkungen des forum Romanum hat es ſich nicht frei zu 
erhalten vermocht. Nicht nur die uns hier wenig intereſſirende 
Lehre von der juriſtiſchen Perſon iſt von römiſchen Rechts⸗ 
gedanken nicht unbeeinflußt. Auch die ſachenrechtliche Baſis 
der freien, nicht mit Rechtsperſönlichkeit ausgeſtatteten Ge⸗ 
ſellſchaftsformen zeigt ſelbſt in prinzipiellen Punkten römi⸗ 
ſchen Einfluß. 

Man mag dies beklagen, aber man kann es nicht hin⸗ 
wegleugnen. Will man dogmatiſch das Miteigenthum in 
unſerem neuen Reichsrecht erfaſſen, muß man beim römiſchen 
Miteigenthum beginnen. 

Die nachfolgende Darſtellung des römiſchen Miteigen⸗ 
tums beabſichtigt nicht weſentlich Neues zu der vielumſtrittenen 
Frage ſeiner juriſtiſchen Natur zu liefern. Sie will nur die 
das gemeinſchaftliche Eigenthum im römiſchen Recht be⸗ 
herrſchenden Grundſätze inſoweit erörtern, als dies zum Ver⸗ 
ſtändniß des Weſens des heutigen Miteigenthums und der 
dasſelbe regelnden Rechtsnormen erforderlich iſt. 

Das römiſche Recht hat das Miteigenthum als ein 
ſachenrechtlich durchaus einheitliches Rechtsinſtitut geſtaltet. 
Auch wo das Miteigenthum, wie bei der Geſellſchaft, als 
Wirkung obligatoriſcher Rechtsbeziehungen erſcheint, haben 
die Römer ihm ſeinen ſachenrechtlich ſelbſtändigen Charakter 
gewahrt. 

Dies zeigt zunächſt eine Ueberſicht ſeiner Entſtehungs⸗ 
fälle. Nicht obligatoriſche !) oder familienrechtliche ) Rechts⸗ 


1) Wie z. B. Eingehung eines Geſellſchaftsverhältniſſes. Die ſchein⸗ 
bare Ausnahme bei der societas omnium bonorum wird von 
den Römern auf ein constitutum possessorium zurückgeführt. 
F. 2 pro socio XVII 2. 

2) Wenn dieſe eine unmittelbare ſachenrechtliche Wirkung haben, laſſen 
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verhältniſſe als ſolche erzeugen Miteigenthum. Hierzu bedarf 
es vielmehr eines auch ſonſt ſachenrechtlich wirkſamen That: 
beſtandes ?). Dies gilt nicht nur von den Fällen, wo Mit: 
eigenthum originär entſteht ). Auch derivativ entſteht Mit⸗ 
eigenthum nur, wenn ein, an ſich zur Entſtehung von 
Eigenthum geeigneter Thatbeſtand gleichzeitig) oder ſucceſſiv“) 
bei mehreren Perſonen ſich vollzieht “). 


2. Die Rechtswirkungen des Miteigenthums. 
§ 2. 
Vertretung des Miteigenthums. Stellung der 


Miteigenthümer zu den an das Eigenthum ge 
knüpften Anſprüchen und Verpflichtungen. 


Eine Vertretungsbefugniß der Miteigenthümer erkennt 
das römiſche Recht ſo wenig an wie das heutige: Rechtsakte 


die Römer ſtets Erwerb des Alleineigenthums eintreten, wie z. B. 
bei patria potestas, manus. 

3) Vgl. zum Folgenden: Rümelin, Die Theilung der Rechte S. 55. 
Steinlechner, Reviſion der Lehre von der Theilbarkeit und 
Untheilbarkeit II S. 26— 35. 

4) Z. B. gleichzeitige Okkupation, Spezifikation, cultura agri de- 
serti, Schatzfund durch Mehrere. Oder ein originärer Eigenthums⸗ 
erwerb tritt als Rechtsfolge des Miteigenthums an einer anderen 
Sache auf (Fruchterwerb, alluvio ꝛc.) bei gemeinſchaftlicher Haupt⸗ 
ſache. Oder das Recht verſagt dem auf Erwerb von Alleineigen⸗ 
thum gerichteten Thatbeſtand die volle rechtliche Wirkung Schatz⸗ 
fund auf fremdem Grundſtück, Spezifikation ſeitens eines Bös⸗ 
gläubigen unter Mitverwendung eigenen Materials). 

5) Beerbung durch, Tradition, Vermächtniß an Mehrere. Hierzu auch 
die Fälle in F. 19 Comm. div. X 3, F. 83 pro socio XVII 2. 
Diez, Zur Lehre vom Miteigenthum S. 17. Girtanner, Die 
Rechtsſtellung der Sache und der Eigenthumsbegriff (in Ihering's 
Jahrb. III S. 259, 280 ff.). 

6) Einräumung des Miteigenthums durch den Alleineigenthümer. 
Tradition einer res individua auf Grund einer 500 solidi über⸗ 
ſteigenden nicht inſinuirten Schenkung. 

7) Thatſächliche Gemeinſchaft, wie z. B. Grenzverwirrung, erzeugt 
auch nach römiſchem Recht kein Miteigenthum. 
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des einzelnen Miteigenthümers ergreifen lediglich deſſen Rechts⸗ 
ſphäre, ſie können den Genoſſen rechtlich weder nützen noch 
ſchaden. Dies gilt von rechtsgeſchäftlichen Verfügungen“) 
wie Prozeßhandlungen ). Nur inſoweit es ſich um untheil⸗ 
bare, an das Eigenthum geknüpfte Befugniſſe handelt, deren 
Ausübung und Geltendmachung daher den Miteigenthümern 
in solidum zuſteht 1), kann die Handlung des einen eine 
faktiſche, und in Folge deſſen mittelbar rechtliche Rückwirkung 
auf die Rechtslage der Genoſſen üben 11). Jede unmittel⸗ 
bare Wirkung iſt aber auch hier verſagt; namentlich hat das 
Urtheil in Prozeſſen eines Miteigenthümers Rechtskraft⸗ 
wirkung, weder zu Gunſten noch zu Laſten des Genoſſen !). 


8) Vgl. beſonders die Spezialfälle in F. 34 pr. de serv. praed. 
rust. VIII, 3 (Verzicht auf Prädialſervituten), F. 6, 6 comm. div. 
X 3, (Beerdigung eines Todten durch einen Miteigenthümer 
macht das Grundſtück nicht zum locus religiosus). 

9) F. 6, 4 si serv. vind. VIII 5 (actio neg. gegenüber einem ans 
gemaßten Nießbrauch). F. 6 pr. de rei vind. VI 1 (vindicatio 
partis). C. 16 h. t. III 37. Eiſele, Zur Lehre vom Mit⸗ 
eigenthum (im Archiv für die civil. Praxis Bd. LXIII S. 53). 
Zweifelnd Windſcheid, Pandekten § 169 a Note 4d. 

10) Abwehr ſtörender Eingriffe durch die actio neg. u. ſ. w.: F. 6, 4 
si serv. vind. VIII 5. Actio confessoria: F. 4, 3 eod. Actio 
aquae pluv. arc. F. 11, 4 h. t. XXXIX 3. Int. de arb. caed. 
F. 1, 5 h. t. XLIII 27. 

11) Handlungen eines Miteigenthümers hindern das Erlöfchen von 
Servituten durch non usus. F. 5, 6 quem serv. am. VIII 6. 
Jeder Miteigenthümer hat Dritten gegenüber die operis novi nun- 
tiatio. Burckhard, Fortſetzung von Glück's Pandekten, Serie 
der Bücher 39 und 40, I S. 195. 

12) Dagegen die herrſchende Anſicht (vgl. Windſcheid § 132 Note 5. 
Burckhard III S. 518, 519. Ubbelohde, Lehre von den 
untheilbaren Obligationen S. 53. Steinlechner II S. 226, 
geſtützt auf das victoria et aliis proderit in F. 4, 3 si serv. 
vind. VIII 5. Dies bezieht ſich jedoch auf den arbitratus, wie 
bewieſen wird durch das folgende aestimatio autem ad quod 
ejus interest revocabitur. Vgl. auch von Seeler, Miteigen⸗ 
thum nach römiſchem Recht S. 124, 125. Dernburg, Pan⸗ 
dekten I § 255 Note 7. 
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Dieſem Prinzip entſpricht, daß die theilbaren an das 
Eigenthum geknüpften Anſprüche den Miteigenthümern an⸗ 
theilig zuſtehen 1? 1). 

Dementſprechend iſt zwar jeder Miteigenthümer ſolidariſch 
verpflichtet, ſobald es ſich um ein dem Eigenthümer ob⸗ 
liegendes facere oder restituere handelt, aber ſobald der 
Anſpruch theilbar iſt oder in einen Geldanſpruch nachträg⸗ 
lich übergeht, beſteht nur antheilige Haftung 1). 

Allerdings kann mit den Noxalklagen und der actio de 
peculio jeder Miteigenthümer auf die volle Geldkondem⸗ 
nation belangt werden. Allein dies beruht nicht auf dem 
Miteigenthum und wird mit Unrecht für die Konſtruktion 
des Miteigenthums verwerthet !°). Die Solidarhaft gegen⸗ 
über der Noxalklage entſteht erſt mit der Litiskonteſtation !“ 
und erklärt ſich aus der hierin liegenden Uebernahme der 
defensio 18. 

Ebenſo entſteht die Haftung gegenüber der actio 
de peculio 19) weder aus dem Eigenthum am Sklaven 
noch aus dem Eigenthum am Pekulium, ſondern aus der 


13) So auch wenn es bezüglich eines untheilbaren Anſpruchs zur 
Geldkondemnation kommt. 

14) Die actio fin. reg. ſtand den Miteigenthümern wohl nur gemein⸗ 
ſchaftlich zu (F. 4, 5; F. 9 h. t. X 1). Da ſie pro vindicatione 
iſt, kann ſie nicht in solidum zuſtehen, eine Zuſtändigkeit pro 
parte verbietet ſich aber durch die Untheilbarkeit des Petitums. 

15) Vgl. F. 27 damn. inf. XXXIX 2. F. 11, 3 aquae pluv. 
arc. XXXIX 3. F. 4, 4 si serv. vind. VIII 5. 

16) So von Steinlechner II S. 92. Diez S. 37 ff. Wind 
ſcheid II § 297 Note 7. Richtig Czylarz bei Glück, Serie 
der Bücher 41 und 42 S. 136. 

17) F. 8 h. t. IX 4. Ante noxale sane judicium acceptum po- 
terit sua parte cedendo securitatem consequi. 

18) Eck, Doppelſeitige Klagen S. 96. von Seeler (Miteigenthum 
im römiſchen Recht S. 144— 150), Unger (Paſſive Korrealität, 
in Ihering's Jahrb. XXII S. 289) und Voigt (Die zwölf 
Tafeln II S. 441 Note 8 nehmen eine hiſtoriſche Entwicklung an. 

19) F. 27, 8 h. t. XV I. 
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concessio peculii ?°%). In beiden Fällen handelt es ſich alſo 
nicht um Anſprüche gegen die Miteigenthümer als ſolche. 


§ 3. 
Benutzung und Verwaltung des Gemeinſchafts⸗— 
Objekts. 


Wir werden weiter unten ſehen, daß man die Rechts⸗ 
natur des römiſchen Miteigenthumes dahin präziſiren kann: 
Jeder Miteigenthümer iſt Sacheigenthümer zu einer Quote 
der ganzen Sache. 

Aus dieſem ſpäter zu begründenden Satze ergibt 
ſich: Die actio negatoria iſt unter Miteigenthümern aus⸗ 
geſchloſſen, denn ihre intentio: jus tibi non esse iſt un⸗ 
möglich?). Materiell ausgedrückt will dies heißen: In der 
von einem Miteigenthümer vorgenommenen Verwaltungs- 
handlung liegt, auch wenn ſie das ganze Objekt ergreift, an 
ſich noch keine Beeinträchtigung der Rechte der Genoſſen. 

Ferner faßt das römiſche Recht, ſoweit es ſich nicht um 
Fruchtgewinnung handelt, ſtets die Nutzungshandlungen als 
einzelne ins Auge, und erklärt fie daher für untheilbar ??). 
Daher iſt die Quotentheilung des Rechtes für die Theilung 
der Nutzungsbefugniſſe ohne Einfluß. 

Aus dieſen Prinzipien ergeben ſich folgende Sätze. 

Jeder Miteigenthümer kann als Eigenthümer Ver⸗ 
waltungshandlungen ſelbſtändig vornehmen und zwar un— 


20) von Seeler ©. 141—145. Die Stelle ſetzt alſo ein Sozietäts⸗ 
verhältniß bezüglich des Pekuliums voraus. Vgl. auch F. 30, 1 h. t. 
XV I. Si cum ex parte herede domini vel patris agatur, 
dumtaxat de peculio condemnandum quod apud eum here- 


dem sit qui convenitur .. . nec quasi unum ex sociis 
esse hunc heredem con veniendum sed pro parte 
dumtaxat. 


21) Vgl. Steinlechner II S. 185. Dernburg, Pandekten § 196 
Note 13. Wendt, Fauſtrecht (in Iherings Jahrb.) XXI N. F. IX 
S. 178. Anders von Seeler S. 56, 57. Seuffert, Archiv XII 5. 

22) Auf demſelben Geſichtspunkt beruht die Untheilbarkeit der Prädial⸗ 
ſervituten. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLIX. 10 
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beſchränkt, ſoweit Handlungen in Frage ſtehen, durch 
welche die anderen Miteigenthümer nicht an der Vornahme 
der gleichen Handlung gehindert werden ?”). Haben die 
Handlungen dieſe Beſchaffenheit nicht, ſo ändert dies zwar 
an dem jus faciendi nichts; aber dadurch, daß ſie den Ge— 
noſſen an der gleichen Handlung hindern, greifen ſie in 
deſſen Sphäre ein und erzeugen hier ein jus prohibendi. 
Macht der Genoſſe von ſeinem Verbietungsrecht Gebrauch, 
muß die Handlung unterbleiben; andernfalls iſt das inter- 
dictum quod vi aut clam gegeben ?)). 

Die Gemeinſchaftlichkeit des Objektes ??) erzeugt ferner ein 
gegenſeitiges Verpflichtungsverhältniß unter den Miteigen⸗ 
thümern. Hierdurch iſt der Miteigenthümer verpflichtet, wenn 


23) Vgl. Heſſe im Archiv für praktiſche Rechtswiſſenſchaft N. F. IV 
S. 131. Seuffert, Arch XIII 24, XXII 216, XLI 5. Ein 
dingliches Recht zum Verbot beſteht inſoweit für den Genoſſen 
nicht, auch wenn der Eine intenſiver benutzt wie der Andere. 
Heſſe J. e. S. 132. Seuffert VIII 345, XXIV 300. Daher 
kann jeder Miteigenthümer unbeſchränkt Verbote an Dritte er⸗ 
laſſen und gegen Dritte wegen Störung des Eigenthums klagend 
vorgehen. 

24) Die Beſeitigung kann daher verlangt werden ohne Rückſicht darauf, 
ob das gemeinſchaftliche Intereſſe ſolches erheiſcht. F. 28 comm. 
div. X 3. F. 11 si serv. vind. VIII 5. F. 27, 1 de serv. praed. 
urb. VIII 2. Vgl. O. App. G. Darmſtadt im Prakt. Archiv N. F. 
IV S. 70, 71. | 

Nach römischer Auffaſſung liegt die dingliche Schranke der 
Verfügungsmacht alſo nicht in der ſozuſagen theoretiſchen Kolliſion 
der Eigenthumsbefugniſſe in abstracto, ſondern wird erſt durch 
die konkrete Geltendmachung derſelben beſeitigt. Anders das Bür⸗ 
gerliche Geſetzbuch, vgl. § 12. 

25) Nicht des Eigenthumsrechts, denn dies iſt, wie unten in $ 5 zu 
zeigen, getheilt. Auch bei gemeinſchaftlichem gutgläubigem Beſitz 
findet ſich das Verpflichtungsverhältniß wie überhaupt bei allen 
Fällen des gemeinſchaftlichen Beſitzes, die nicht vi oder precario 
ſind. Vgl. F. 7 pr. 1, 3, 4 comm. div. X 3. Auch das 
Bürgerliche Geſetzbuch knüpft die Obligation nur ſcheinbar an das 
Vorhandenſein einer „Rechtsgemeinſchaft,“ B. GB. § 741, 1008. 
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er in die Sphäre des Genoſſen eingreifende Verwaltungs- und 
Nutzungshandlungen vornimmt, dies unter Berückſichtigung 
des gemeinſchaftlichen Intereſſes zu thun. Er haftet hierbei 
für culpa in concreto. 

1. Je nach Lage der Sache kann eine obligatoriſche 
Verpflichtung beſtehen, die Zuſtimmung des Genoſſen vor 
der Handlung einzuholen. Ihre Verletzung kann für etwaige 
Erſatzanſprüche von Bedeutung ſein. 

2. Auch der Widerſpruch enthält einen Verwaltungsakt. 
Daher darf der Miteigenthümer von feinem Widerſpruchs⸗ 
recht nicht willkürlich Gebrauch machen. Unbegründeter Wider: 
ſpruch wird mit der actio communi dividundo überwunden. 

3. Iſt eine Veränderung weder vi noch clam vor: 
genommen, ſo kann ihre Beſeitigung verlangt werden, wenn 
ſie dem gemeinſchaftlichen Intereſſe widerſpricht. 

4. Die im gemeinſchaftlichen Intereſſe gemachten Aus: 
lagen find antheilig zu erſtatten ?“) 26a). 


26) Die Quellenmäßigkeit dieſes durchaus klaren Prinzips ergeben 
namentlich F. 28 comm. div. X 3 und F. 26 de serv. praed. 
urb. VIII 2. Dort heißt es: Sabinus ait in re communi ne- 
minem dominorum jure facere quicquam invito altero posse. 
Unde manifestum est, prohibendi jus esse, in re enim 
pari potiorem esse causam prohibentis constat. Sed 
etsi in communi prohiberi socius a socio ne quid faciat po- 
test, ut factum opus tollat, cogi non potest, si cum 
prohibere poterat hoc praetermisit et ideo per communi 
dividundo actionem damnum sarciri poterit. Sin autem fa- 
cienti consensit, nec pro damno habet actionem. Quod si 
quis absente socio ad laesionem ejus fecit, tunc etiam 
tollere cogitur. Wäre das jus faciendi obligatoriſch, ſo beſtände 
bei mangelndem Konſens ſtets Beſeitigungspflicht; der Juriſt unter⸗ 
ſcheidet aber in dieſer Beziehung zwiſchen Handeln ohne Konſens 
und Handeln invito altero. Ferner gibt es in obligatoriſchen 
Verhältniſſen keine par causa, vielmehr ift hier die causa des das 
gemeinſchaftliche Intereſſe am beſten Berückſichtigenden melior. 
Daher muß das jus prohibendi dinglichen Charakter tragen 
(gegen Schott, Das jus prohibendi und die formula prohibi- 
toria S. 19). Per arg. a contr. ergibt ſich ferner, daß der gegen 
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Einer beſonderen Behandlung unterliegen nach der 


herrſchenden Anſicht hinſichtlich der Wirkſamkeit des Wider: 
ſpruches die Reparaturen der gemeinſchaftlichen Sache?“): 
Hierzu ſoll jeder Miteigenthümer auch gegen den Willen des 
Genoſſen befugt ſein?s). Die Quellenmäßigkeit dieſer, auch 


264 


27 


— 


— 


Widerſpruch Handelnde ſtets beſeitigungspflichtig iſt. Daß auf 
Grund des Obligations verhältniſſes nur die Beſeitigung nach⸗ 
theiliger Veränderungen begehrt werden kann, ergibt F. 26 de 
serv. praed. urb. VIII 2: ... sed per communi dividundo 
actionem consequitur socius, quominus opus fiat, aut id opus 
quod fuit tollat, si modo toti societati prodest opus tolli. 
Die herrſchende Anſicht geht dem gegenüber von dem Prinzip 
der Gemeinſchaftlichkeit der Verwaltung aus. Die 
in den Quellen den Miteigenthümern gewährte ſelbſtändige Ad⸗ 
miniſtrationsbefugniß wird von Heſſe (Archiv S. 129) als eine 
aus praktiſchen Erwägungen geſchaffene Modifikation des Prinzips 
erklärt. Mieſcher, Die Beſitzinterdikte unter Mitbeſitzern, im 
Archiv für die civiliſt. Praxis XLIX S. 221 und Stölzel 
(Operis novi nuntiatio S. 63) laſſen dieſe „Modifikation“, 
unter ſich verſchieden, auf dem präſumtiven Willen der Mit: 
eigenthümer beruhen. Derartige Geſichtspunkte ſind aber den 
Quellen fremd. Diez (S. 16, 32 ff.) und von Seeler (S. 6 
und 14) gewähren ebenfalls dem Einzelnen nur eine, freilich wieder 
anders fundirte, obligatoriſche Befugniß zum Handeln. Allein 
dann wäre jede einſeitig vorgenommene Handlung rechtswidrig. 
weil eigenmächtig, und deswegen zu beſeitigen. Dies widerſpricht 
jedoch den Quellen. 5 
Ein Anſpruch des Miteigenthümers auf Geſtattung unmittelbarer 
Naturalnutzung beſteht nach dem oben Ausgeführten nur dann, 
wenn hierdurch die gemeinſchaftlichen Intereſſen nicht alterirt 
werden. 
Eine beſondere Privilegirung des Erſatzanſpruchs bei Reparatur 
gemeinſchaftlicher Häuſer enthält F. 52, 10 pro socio XVII 2; 
vgl. auch C. 4 de aedif. priv. VIII 10. 


28) In der Abgrenzung der Befugniß zur Eigenmacht differiren die 


Vertreter der herrſchenden Anſicht. Büff, Haben Mittbeſitzer 
unter einander die poſſeſſoriſchen Interdikte? (im Archiv für prakt. 
Rechtswiſſenſchaft N. F. III S. 122), beſchränkt dieſelbe auf die 
Fälle dringender Nothwendigkeit, „Fälle, wo bei uns die Polizei 
einſchreiten würde“; Windſcheid (Pandekten $ 169 a Note 3c) 
und Sintenis CCivilrecht II S. 725) gewähren bei Gebäuden 
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praktiſch nicht immer unbedenklichen Anfiht?°) iſt recht 
fraglich 39). | 

Die individuelle Ausgeſtaltung der Verwaltungsbefug⸗ 
niſſe läßt, ſoll die Gemeinſchaft von Dauer ſein, im Einzelfall 
eine Regulirung derſelben durch Vertrag, bezw. richter⸗ 
liches Urtheil erforderlich erſcheinen. Ob derartigen Verein⸗ 
barungen in Rom dingliche Wirkung gegenüber den Singular⸗ 
ſucceſſoren der Paziszenten beikam, iſt eine vielverhandelte 
Streitfrage. Dernbur gs), Kohler???) und Adlers“) 
legen den die Benutzung regelnden Abmachungen derartige 
Wirkſamkeit bei. Die von ihnen zitirten Quellenſtelleu be⸗ 
handeln jedoch lediglich den Ausſchluß der Theilung. Sie 
auf den vorliegenden Fall analog anzuwenden, dürfte bei 
der Vorſicht des römiſchen Rechts in der Anerkennung einer 
dinglichen Wirkung obligatoriſcher Verträge kaum zuläſſig ſein. 


allgemein die Befugniß, eigenmächtig zu repariren; Dernburg 
(Pandekten I $ 196 S. 465) und Arndts ($ 133 S. 237), 
„das zur Erhaltung der Sache Erforderliche vorzukehren“. Anders 
ſtellt das Obertribunal Stuttgart (Seuffert XXIV 299; ähn⸗ 
lich auch Seuffert XXXVIII 214) die Befugniß zur Eigen⸗ 
macht darauf ab, daß die Veränderung „für den Miteigenthümer 
ganz unſchädlich und überhaupt für ihn ohne wirkliches Intereſſe 
iſt“. Die Anſicht Schott's (S. 19 ff.; er ſpricht es allerdings 
nicht ausdrücklich aus) führt ſogar dazu, daß der Miteigenthümer 
alles das eigenmächtig vorkehren darf, deſſen Beſeitigung nicht 
direkt im gemeinſchaftlichen Intereſſe liegt. 

29) Eine Berechtigung zur Eigenmacht iſt nur bei Klarheit der fakti⸗ 
ſchen Verhältniſſe unbedenklich. Ueber die Nothwendigkeit einer 
Reparatur und vor Allem über die Art und Weiſe ihrer Aus⸗ 
führung können aber ſehr verſchiedene Anſichten beſtehen. Wie iſt 
es endlich, wenn mehrere Miteigenthümer repariren wollen, jeder 
aber in anderer Weiſe? Der Geſichtspunkt der Prävention kann 
ebenfalls zu praktiſchen Unzuträglichkeiten führen. 

30) Vgl. hierzu Heſſe im Archiv S. 129, 130 ff., 138 ff. 143; von 
Seeler S. 18 ff. 

31) Pandekten I § 196 Note 2. 

32) Abh. S. 184 ff. 

33) Zur Entwicklungslehre und Dogmatik des Geſellſchaftsrechtes 
S. 18 ff. 
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In gleicher Weiſe muß man ſich gegen die Anſicht derer 
entſcheiden ““), welche die aus dem Gemeinſchaftsverhältniß 
geſchuldeten praestationes personales dinglich wirken laſſen, 
dergeſtalt, daß ſie den Singularſucceſſoren des Schuldners 
gegenüber in Anrechnung gebracht werden können. Die 
praestationes ſind im römiſchen Recht vielmehr rein perſönliche 


Verpflichtungen? ). 
S 4. 


Veräußerung, Dereliktion und Belaſtung 
der Quote. 


I. Die Veräußerlichkeit der Miteigenthumsquoten iſt 
indubitati juris. Zur Wirkſamkeit der Veräußerung an 
Dritte bedarf es der Traditions“) 3). 


34) Vgl. z. B. Dernburg, Pandekten I $ 197 Note 14. Das von 
ihm angezogene F. 14 comm. div. X 3 (vgl. Sintenis II 
S. 727 Note 22) entſcheidet den Spezialfall, wo der Miteigen⸗ 
thümer ſich für den Alleineigenthümer hielt, und zwar nach Grund⸗ 
ſätzen der rei vindicatio. A. A. die Protokolle der Kommiſſion 
II. Leſung des Einf.⸗Geſ. zum B. G. B. 167. Sitzung S. 755 (Aus⸗ 
gabe von Achilles, Gebhard, Spahn). 

35) Die Wendung in F. 29 comm. div. X 3: et magis ex re in 
quam inpenditur quam ex persona socii actio nascitur, will 
nur den wirthſchaftlichen Entſtehungsgrund angeben. Vgl. Wro⸗ 
blewski, Zur Lehre von der Kolliſion der Privatrechte S. 205; 
Göppert, Beiträge zur Lehre vom Miteigenthum S. 42. 

36) Vgl. Eck S. 95. Anders Diez S. 26 ff. S. 30 unter Berufung 

auf die cessio partis in F. 8 de nox. act. IX 4. Der Ausdruck 

cedere dürfte indeſſen auch hier (wie z. B. auch in F. 18 comm. 
praed. VIII 4) von einem älteren in jure cedere ſtehen geblieben 
ſein. Miteigenthümern gegenüber iſt, wenn ſie ſich im Mitbeſitze 
befinden, Tradition natürlich nicht erforderlich, vgl. RG. Entſch. 

Bd. XIII S. 180; Wroblewski S. 166. 

Das für die Konſtruktion des Miteigenthums mehrfach (jo von 

Steinlechner II S. 113 ff.; Diez S. 33 ff.) verwerthete 

F. 13, 17 de act. emti et venditi XIX 1 (ähnlich F. 7, 13 

comm. div. X 3) erklärt ſich aus den Grundſätzen vom ſtellver⸗ 

tretenden Commodum. Vgl. Göppert S. 60, 61 und dort 

Citirte. 


37 


— 
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II. Ebenſo iſt die Quote derelinquirbar. Sehr beſtritten 
iſt, ob als Folge der Dereliktion der Quote Herrenloſigkeit 
derſelben oder Akkreszenz eintritt ?°). Die Entſcheidung dieſer 
Frage iſt für die Konſtruktion des Miteigenthums von prin⸗ 
zipieller Wichtigkeit. In Folge deſſen bedarf ſie einer ein⸗ 
gehenderen Erörterung. 

Die hauptſächlich in Betracht kommende Duellenftelle 
iſt F. 3 pro derelicto (modestinus): „An pars pro derelicto 
haberi possit quaeri solet. Et quidem si in re com- 
muni socius partem suam reliquerit, ejus esse desinit, ut 
hoc sit in parte quod in toto. Atquin totius rei dominus 
efficere non potest, ut partem retineat, partem pro dere- 
licto habeat. 

Die Vertreter der Affreszenz ??) erklären die Unmöglich⸗ 
keit der Quotendereliktion durch den Alleineigenthümer aus der 
Unmöglichkeit theilweiſer Herrenloſigkeit der Sache. Die 
Entſcheidung läßt ſich jedoch ebenſogut mit der Unmöglich⸗ 
keit theilweiſer Beſitzaufgabe begründen“). Hinzu kommt, 
daß die Dereliktion einer Quote durch den Alleineigenthümer 
eine wirthſchaftlich unſinnige Spielerei wäre, da die Aus⸗ 
nutzung eines Antheils ſchwerer iſt als die der ganzen Sache ). 
Von der anderen Seite weiſt der Ausdruck quaeri solet 
darauf hin, daß den Römern die Möglichkeit der Dereliktion 
einer Quote überhaupt bedenklich ſchien. Eine ratio dubi- 
tandi kann man aber nur in dem anomalen Zuſtand theil⸗ 


38) Für die Entſcheidung dieſer Frage dürfen Argumente aus dem 
Weſen des Miteigenthums, weil eine petitio prineipii enthaltend, 
nicht verwandt werden. Vgl. z. B. Czylarz Fortſetzung von 
Glücks Pandecten S. 130 ff. | 

39) Z. B. Steinlechner II S. 43 ff. Kohler, Autorrecht (in 
Ihering's Jahrb. XVIII S. 379). 

40) Eine totale Beſitzaufgabe unter Erklärung des Willens lediglich 
partieller Dereliktion dürfte auf eine protestatio facto contraria 
hinauslaufen. 

41) Aus dem „ut hoc sit in parte, quod in toto“ läßt ſich nichts 
ableiten, da der Juriſt hiermit nur die Möglichkeit der Dereliktion 
bejahen will. 
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weiſer Herrenloſigkeit erblicken. Endlich hätten die Römer, 
wenn als Rechtsfolge der Dereliction der Quote Akkreszenz 
eingetreten wäre, dies ſicher hervorgehoben. Denn einmal 
wird von ihnen mehrfach die Okkupationsfähigkeit als Rechts⸗ 
folge der Sachdereliktion betont, und andererſeits kennen die 
Quellen die Akkreszenz nirgends als ein allgemeines Rechte: 
inſtitut, ſondern ſie behandeln ſie immer nur in Anlehnung 
an die beſtimmten Fälle ihres Vorkommens ?). Praktiſche 
Erwägungen ſprechen aber eher für die theilweiſe Herren: 
loſigkeit. Denn will der Miteigenthümer die Quote haben, 
ſo ſteht ihm die durch ſeinen Beſitz privilegirte Möglichkeit 
der Okkupation offen. Will er die Quote nicht haben, ſo 
beſteht für das Recht keine Veranlaſſung, ſie ihm aufzu— 
drängen *°). 

Auch daraus wird das Affreszenzrecht **) gefolgert, daß 
nach älterem Recht bei formgerechter Freilaſſung eines Sklaven 
durch nicht alle Miteigenthümer Akkreszenz eintrat. Form⸗ 
loſe Freilaſſung durch nicht alle Miteigenthümer war ganz 
wirkungslos. Juſtinian änderte dies in C. 1. de servo 
comm. manum VII 7 dahin ab, daß er die nicht manu— 
mittirenden Genoſſen zur Aufgabe ihres Antheils gegen Ent— 
ſchädigung nöthigte. Indeſſen handelt es ſich hier um eine 
Beſonderheit des Sklavenrechtes. Dies zeigt ſchon die Un: 
wirkſamkeit formloſer Freilaſſung *?). Sodann ſpricht S 4 J. 


42) Vgl. Göppert S. 47 ff. 

43) Will der Miteigenthümer die derelinquirte Quote nicht haben, ſo 
müßte er den auf ſie entfallenden Betrag der Früchte deponiren. 
Das von Kohler (in Ihering's Jahrb. S. 378) aus dem Er: 
forderniß der Zuſtimmung zu Verwaltungshandlungen entnommene 
Argument erledigt ſich bei unſerer Konſtruktion der Verwaltungs⸗ 
befugniſſe. Vgl. Protokolle zur II. Leſung des Einf.⸗Geſ. zum B. GB. 
II S. 748. 

44) Kohler, Abh. S. 191. Windſcheid § 169 a Note 8. Wro⸗ 
blewski S. 170. 

45) Dagegen, aber nicht mit durchſchlagenden Gründen, Steinlech— 
ner II S. 71. Girtanner, Rechtsſtellung der Sache und der 
Eigenthumsbegriff (in Ihering's Jahrb. III S. 263 ff.). 
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de donat II 7 dies aus“) und es wird auch durch die 
Faſſung der C. 1 de comm. serv. VII 7 beſtätigt !). 

Für das Akkreszenzrecht wird weiter angeführt *?): „Der 
tit. Dig. de stip. serv. XLV 3 enthält in verſchiedenen 
Anwendungen den Satz, daß ein im Miteigenthum ſtehender 
Sklave zwar der Regel nach Alles, was er erwirbt, un⸗ 
mittelbar allen ſeinen Herren erwerbe, ſei es, daß er aus⸗ 
drücklich auf ſeine Herren, ſei es, daß er auf ſich ſelbſt oder 
ohne Beiſatz ſtipulirt; daß aber, falls einer der Herren zum 
Erwerb im konkreten Fall unfähig iſt, der andere das Ganze 
erwerbe und daß, wenn er nominatim auf einen einzelnen 
Miteigenthümer oder jussu eines ſolchen ſtipulirt, er dieſem 
allein erwerbe.“ 

Allein die Alternative iſt hier nicht: Akkreszenz oder 
theilweiſe Herrenloſigkeit der Sache, ſondern Alleinerwerb 
oder Verbleiben eines Miteigenthumsantheils beim Veräußerer. 
Für unſere Frage“) kommen dieſe, dem Obligationen⸗ und 
nicht dem Sachenrecht angehörigen Sätze deswegen nicht in 
Betracht, weil die Miteigenthümer eines Sklaven überhaupt 
nicht nothwendig gemeinſam erwerben. Der Sklave konnte 
durch ſeinen Willensakt auch einen der Miteigenthümer allein 
erwerben. Demgemäß handelt es ſich hier lediglich um eine 
Präſumtion ſür die Willensrichtung beim Sklaven. 

Auch die Wendung relicta vel translata possessione 
in C. 8 comm. utr. jud. III 385°) ſpricht nicht von Akkres⸗ 


46) Erat olim et alius modus civilis acquisitionis per jus 
aderescendi etc. 

47) qus enim adcrescendi, quod antiqua jura in communibus 
servis manumittendis introducebant. Das introducebant 
weiſt darauf hin, daß es ſich um einen Spezialrechtsſatz der Sklaven⸗ 
manumiſſion handelte. Die Manumiſſion iſt außerdem nicht Rechts⸗ 
aufgabe, ſondern Rechtsübertragung. Vgl. Pernice, Parerga IX, 
VII S. 98. 

48) Steinlechner II S. 82. 

49) Vgl. Eck, Doppelſeitige Klagen S. 96. von Seeler S. 70 ff. 
Wroblewski S. 171. 

50) Windſcheid, Pandekten § 169 a Note 5. 


% 
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zenz. Wenn der Ausdruck relicta ... possessione überall 
von Dereliktion des Antheiles !) zu verſtehen iſt, jo iſt doch 
als Rechtsfolge lediglich die Beendigung des Miteigenthums 
zweier beſtimmter Perſonen ausgeſprochen. Dies iſt aber 
auch bei Herrenloſigkeit der pars der Fall. 

Der Ausdruck concursu partes fiunt ?) wird von den 
Römern nicht mit Beziehung auf das Miteigenthum ge: 
braucht, ſondern einmal mit Beziehung auf die Mehreren 
ertheilte missio damni infecti nomine 5°) und ſodann beim 
ususfructus pluribus conjunctim relictus 5. 

Da die Quellen °) hiernach einen Beweis für das Akkres⸗ 
zenzrecht nicht ergeben, müſſen wir uns für die Herrenloſig⸗ 
keit der Quote erklären. 


III. Während die Normirung der Verwaltungsbefugniſſe 
rein dispoſitiven Charakter trägt), iſt die Veräußerlichkeit 


51) Relicta . . . possessione kann auch von Dereliktion der 
ganzen Sache durch die mehreren Miteigenthümer verſtanden werden. 

52) Hiervon geht Schey, Rechtsverwandlungen (in Grün hut's Zeit⸗ 
ſchrift VIII S. 140) aus. 

53) F. 15, 18 de damno inf. XXXIX 2. 

54) F. 1, 3 de usufr. aderesc. VII 2. 


55) von Seeler S. 66 mißt entſcheidende Bedeutung gegen die 
Akkreszenz dem F. 7, 3 de lib. causa XL. 12 bei. Indeſſen 
ſcheint er die entgegengeſetzte Entſcheidung in F. 5 quib. ad lib. 
procl. non licet XL. 13 überſehen zu haben. 

56) Von Rechts wegen treten Modifikationen ein bei den gemeinſchaft⸗ 
lichen Winkeln ꝛc., wenn, was freilich regelmäßig nicht der Fall 
iſt, die mehreren Anderen als accessorium dienende gemeinſchaft⸗ 
liche Sache im Miteigenthum ſteht. In anderer Richtung finden 
erhebliche Modifikationen namentlich bei den Publikanen⸗ 
ſozietäten ſtatt, ſo weit dieſelben keine juriſtiſche Perſon bilden, 
was möglich war. (Vgl. Kniep, Societates publicanorum I 
S. 241, 297.) Hier gab es in den affines und participes (vgl. 
K. Lehmann, Attiengeſellſchaften S. 17) ſogar Mitglieder, die 
von jeder Verwaltungsbefugniß ausgeſchloſſen waren und für die 
Schulden nach Außen nicht hafteten. Hier war auch die Theilung 
oft dauernd ausgeſchloſſen. 
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der Quote zwingenden Rechtes 5): vertragsmäßige Ber: 
äußerungsbeſchränkungen haben auch hier lediglich obligatoriſche 
Wirkung. 


3. Weſen des römiſchen Miteigenthums. 
8 


Wir definiren das Alleineigenthum als das einer Perſon 
zuſtehende Recht der generellen Herrſchaft über eine Sache. 
Die Frage nach dem Weſen des Miteigenthums erſchöpft ſich 
in der nach ſeinem Verhältniß zum Alleineigenthum. Es 
fragt ſich, ob das Miteigenthum getheiltes, ſolidariſches oder 
gemeinſchaftliches Eigenthum iſt. Nimmt man getheiltes 
Eigenthum an, ſo kann ſich die Theilung auf die Sache oder 
auf das Recht beziehen. 

Die römiſchen Juriſten ſcheinen über das, was beim 
Miteigenthum getheilt ſei, eine einheitliche klare Auffaſſung 
nicht gehabt zu haben. Eine Reihe von Quellenſtellen geht 
erſichtlich von der Anſicht aus, daß beim Miteigenthum die 
Sache getheilt ſei. So iſt in F. 6 pr. de rei vind. VI I: 
„utrum totam (sc. rem) an partem et quotam petat“ die 
pars eine pars rei. Da ſie nicht in ſinnfällige Erſcheinung 
tritt, beſteht ſie intellectu magis quam corpore 58). Auf die 
Theilung der Sache bezieht ſich auch wohl der häufig vor— 
kommende Ausdruck partes pro indiviso, partes indivisae. 

Ob das berühmte F. 5, 15 Commodati XIII 659) auf 


57) Anderer Anſicht, jo weit mir bekannt, nur Adler S. 17 ff. Die 
von ihm angezogenen Quellenſtellen behandeln dieſe Frage jedoch 
nicht. Auch bei den Publikanenſozietäten waren die Antheile der 
Geſellſchafter frei veräußerlich. 

58) F. 5 de stip. serv. XLV I. Ueber die ſonſtigen Anffaſſungen 
der intellektuellen Theilung vgl. Steinlechner I S. 19, 20, 
25, 26. 

59) Vgl. Dernburg § 195 ad Note 12. Steinlechner 1 S. 74. 
Eck in der Münchener kritiſchen Vierteljahrsſchrift XIX S. 231. 
von Seeler S. 82. Diez S. 12. 
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einer anderen Auffaſſung beruht, iſt nicht ganz zweifellos. 
Es heißt hier: Et ait Celsus duorum quidem in solidum 
dominium vel possessionem esse non posse, nec quemquam 
partis corporis sed totius corporis pro indiviso pro parte 
dominium habere. Wenn man hier pro parte zu dominium 
zieht °°), jo deutet dieſe Stelle allerdings auf eine Theilung 
des Eigenthumsrechtes hin. Etwas bedenklich macht nur, 
daß der zweite mit sed beginnende Theil lediglich die in 
Form einer Metatheſis gebrachte Aufſtellung kontradiktoriſcher 
Gegenſätze zu den Negationen des erſten Theiles enthält. 
Deswegen und weil pro parte der typiſche Gegenſatz von 
in solidum iſt, iſt es fraglich, ob dem Juriſten der Gedanke 
der Theilung des Rechtes klar vor Augen geſtanden hat). 

Entſchieden für die Theilung des Rechtes ſprechen da- 
gegen die häufiger ©?) vorkommenden Ausdrücke portio do- 
minii, portio dominica. 

Die ältere gemeinrechtliche Theorie ) wird von dem 
Gedanken der Theilung der Sache beherrſcht. So ſchreibt 
z. B. Hotomannus ““): veluti si acervus frumenti vel 
nummorum fit plurium communis non modo pro mensura 
vel numero partes intelliguntur vel etiam pro singulis 
aut frumenti granis aut nummorum corporibus. Noch 
ſchärfer ſpricht ſich etwa ein Jahrhundert ſpäter Frommans 
aus 65): partes quas condomini in re communi juris tantum 
intellectu habere censentur, ita confusae sunt et commixtae, 
ut neuter possit suam partem a parte domini discretam 
ostendere. 

Die Frage, was wirklich getheilt ſei, bleibt hierbei 
eine offene. 


60) Steinlechner zieht es zu corporis. 

61) Gegen Bernburg J. c. 

62) Z. B. F. 7, 3 de stip. serv. XLV 3. F. 50 de leg. I. 

63) Eine Ausnahme bildet vielleicht Donellus cf. unten § 6 Note 80. 

64) Lib. XVIII der Quaestionum illustrium libri 23. ed. 1591. 

65) De condominio 1682 S. 14. Aehnlich Retes in Meermann's 
Thesaurus VII S. 601. 
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In dieſer Richtung wurde obige Lehre durch Wächter 
fortgebildet ““). Indem er davon ausging, daß die ideelle 
Theilung ſich auf die Sache beziehe, erklärt er, die ideelle 
Theilung ſei die Negation wirklicher phyſiſcher Theilung und 
die Affirmation der Theilung von etwas Anderem. Wirk⸗ 
lich getheilt ſei das Recht. 

Der auf den erſten Blick beſtechende Gedanke, jeder 
phyſiſche Punkt der Sache werde als getheilt vorgeſtellt, 
führt logiſch zu einer Gemeinſchaftlichkeit der Verwaltungs: 
befugniſſe. Da dies, wenn unſere Ausführungen in § 3 
richtig ſind, den Quellen nicht entſpricht, ſo iſt dieſe Auf⸗ 
faſſung zu verwerfen. 

Der Grundgedanke der Wächter'ſchen Theorie, die 
wirkliche Theilung des Rechtes, iſt auch heute noch herrſchende 
Anſicht. Sie wird u. A. vertreten von Randa“), Wendt), 
Eck“), Göppert !), v. Seeler '); auch Dernburg 7), 
Rümelin ““), Kierulff 's) und Karlowa “) ſind hier: 
her zu rechnen. 


66) Württemb. Privatrecht S. 580; Theilung der Rechte (Archiv für 
civil. Praxis Bd. XXVII S. 163). Aehnlich Unger, Oeſterr. 
Privatrecht I S. 416. Böcking, Pandekten II S. 34 $ 139, 
beſ. Note 8. Bremer, Hypothek und Grundſchuld S. 26. (Pro⸗ 
jektion der partes auf die Sache.) 

67) Eigenthumsrecht nach öſterreichiſchem Recht § 9. 

68) Pandekten $ 116 S. 324. Fauſtrecht S. 174. 

69) Doppelſeitige Klagen S. 92. Kritiſche Vierteljahrsſchrift S. XIX 236. 

70) S. 336. 

71) S. 157 ff. 

72) Pandekten 1 § 195 S. 463. Andererſeits ſcheint er auf S. 462: 
„Begrifflich iſt das Miteigenthum vom Alleineigenthum nicht 
unterſchieden“ ... „das Miteigenthum geſtaltet ſich alſo durch die 
Konkurrenz“ von der der Rechtstheilung entgegengeſetzten Kategorie 
der Rechtsbeſchränkung auszugehen. 

73) Beſonders in Ihering's Jahrb. S. XXVIII 417 ff. Er hält die 
Theilung des Rechtes nicht für eine vollſtändige. 

73 a) Theorie des gemeinen Civilrechts S. 325. 

74) Römiſche Rechtsgeſchichte S. 454. Kierulff und Karlowa 

erklären die Sache aber nicht als Körper, ſondern als Rechtsobjekt 
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Dieſe Theorie iſt auch wohl für richtig zu erachten. 
Zuzugeben iſt jedoch, daß ſie wegen der doppelten darin 
befindlichen Abſtraktion der anſchaulichen Klarheit ermangelt. 
Für die von ihr vertretene Anſicht ſpricht: 

1. Die Fähigkeit der pars, Objekt der Vindikation, der 
ſelbſtändigen Veräußerung und Belaſtung zu ſein. Die pars 
iſt hierin als ein vom Alleineigenthum verſchiedenes ſelb— 
ſtändiges Eigenthumsrecht behandelt. Wäre ſie beſchränktes, 
nicht getheiltes Eigenthum, ſo müßte jeder Miteigenthümer 
Dritten gegenüber die Vindikation der ganzen Sache haben“). 

2. Die Unfähigkeit des Miteigenthümers für die ge— 
meinſchaftliche Sache Prädialſervituten zu erwerben. 

3. Der Ausſchluß des Akkreszenzrechtes. Die Theorie 
der Theilung des Rechtes iſt zwar mit der Annahme des 
Akkreszenzrechtes verträglich; nicht aber kann man die An: 
nahme der Ungetheiltheit des Rechtes mit dem Ausſchluß des 
Akkreszenzrechtes vereinbaren. 

4. Daß jeder Miteigenthümer ſelbſtändig zu den an das 
Eigenthum geknüpften Klagen legitimirt iſt, die Geldkondem— 
nation aber nur für ſeine Quote erhält. Die Ungetheiltheit 
des Rechtes würde entweder zu einer Gemeinſchaftlichkeit der 
Klagebefugniß oder zwar zum ſelbſtändigen Klagerecht aber 
mit Kondemnation auf das Ganze, alſo zu einer aktiven 
Korrealgläubigerſchaft führen. 

Andererſeits ſteht kein die Rechtsverhältniſſe des Mit- 
eigenthums normirender Rechtsſatz in unlösbarem Wider— 
ſpruch mit dieſer Theorie)). 


für getheilt, was meines Erachtens mit Theilung des Rechtes gleich⸗ 
bedeutend iſt. 

75) Vgl. Windſcheid § 169 a Note 4. Die hierfür, wie für das 
Folgende von den Gegnern angeführten praktiſchen Gründe (vgl. 
z. B. Kohler, Autorrecht S. 385, 386; Eiſele im Arch. f. 
civ. Praxis Bd. 63 S. 52—55) bleiben unerörtert. Sicher hat 
die Theorie am meiſten für ſich, welche zur Erklärung der recht⸗ 
lichen Erſcheinungen zu dieſem Auskunftsmittel am wenigſten zu 
greifen braucht. 

76) Gegen die Theorie der Getheiltheit des Rechtes wird vor Allem die 
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Da die Theilung des Rechtes Rechtswirkungen beſitzt, 
muß ſie eine wirklich vorhandene, keine bloß gedachte ſein. 
Sie beſteht allerdings nicht in dem Sinne, daß jeder Mit⸗ 
eigenthümer theilweiſer Eigenthümer wäre. Denn ein theil⸗ 
weiſer Eigenthümer iſt kein Eigenthümer und kann daher 
auch keine Eigenthumsbefugniſſe haben, vielmehr iſt jeder 
Miteigenthümer Volleigenthümer der ganzen Sache zu einem 
Antheil ). 

Da er Eigenthümer iſt, ſtehen ihm die untheilbaren 
Eigenthumsbefugniſſe ſelbſtändig und ganz zu. Jeder Mit⸗ 
eigenthümer iſt daher dinglich zu Verwaltungshandlungen 
berechtigt. Die Beſchränkung, der er hier unterliegt, iſt keine 
rechtliche, denn er darf ſelbſtändig handeln; ſie iſt lediglich 
eine faktiſche, inſofern ein Anderer widerſprechen kann. Das 
Rechtsverhältniß liegt analog der par potestas des öffent⸗ 
lichen Rechtes). Da andererſeits jeder Miteigenthümer 


Solidarhaft gegenüber der Noxalklage und der actio de peculio 
ſowie die Ungetheiltheit der Verwaltungsbefugniſſe angeführt. Die⸗ 
ſelben ſind oben bereits von anderem Standpunkte aus erklärt. 
Daß endlich das Handeln eines Miteigenthümers oder ſeine Pri⸗ 
vilegirung hinſichtlich 'der Verjährung auch vom Genoſſen den 
Verluſt der Prädialſervitut abwendet, folgt aus der römiſchen 
Auffaſſung der Prädialſervitut. Wegen der Untheilbarkeit der 
einzelnen Nutzungshandlungen ſowie wegen der Unmöglichkeit einer 
feſten Begrenzung ihres intenſiven Gehalts erſcheint die Prädial⸗ 
ſervitut den Römern als eine untheilbare Berechtigung, welche 
andererſeits mehr an das Grundſtück als Sache wie als Rechts⸗ 
objekt (wie an die Perſon des Eigenthümers) geknüpft iſt. Vgl. 
F. 6 pr. quem serv. am. VIII 6: Nam satis est fundi no- 
mine itum esse. 

77) Daſſelbe meint auch wohl Scheurl, Beiträge S. 22 — 23. Er 
definirt das Miteigenthum als volles Eigenthumsrecht mit quanti⸗ 
tativ beſchränktem Umfang. 

78) Irreführend iſt es mit Beziehung auf die untheilbaren Befugniſſe 
von intellektueller oder anbefohlener Theilung zu ſprechen (Rü⸗ 
melin, Theilung der Rechte S. 75 76), denn hiermit wird der 
Geſichtspunkt der einzelnen Handlung verlaſſen und die Geſammtheit 
der Handlungen ins Auge gefaßt. Auch obligatoriſch iſt die Thei⸗ 
lung nicht vollſtändig durchgeführt. 
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antheiliger Eigenthümer iſt, treten die theilbaren Rechts: 
wirkungen des Eigenthums in ſeiner Perſon nur pro rata 
ein. Das Verhältniß iſt daſſelbe wie bei mehreren Erben. 
Auch hier iſt jeder Erbe und zwar jeder Erbe auf den ganzen 
körperlichen Nachlaß und doch beſteht hier zweifellos eine 
Theilung, nicht nur eine Beſchränkung des Erbrechtes. 


§ 6. 


Andere neuere Konſtruktionen. 


Die von der Ungetheiltheit des Rechtes“) ausgehenden 
Theorien nehmen, im Einzelnen freilich in ſehr verſchiedenen 
Formulirungen, eine Theilung des Werthes oder des Nutzens 
der Sache an. 

Der Begründer der neueren 80) „Werththeorien“, Gir— 
tanner °!), gelangt freilich von einem anderen Ausgangs— 
punkt dazu. Er erkennt das Bedenkliche der Werththeorie, 
nämlich daß der Werth etwas außerhalb des Rechtes Stehen— 
des iſt, und ſucht den Werthbegriff deshalb durch eine andere 
Definition des Eigenthums zu etwas dem Recht Immanentem 
zu machen. Er definirt das Eigenthum als das Recht an 
der Beſtimmung der Sache, die Beſtimmung der Sache aber 
dahin: Mittel zu ſein für die Zwecke einer Perſon. Beim 
Miteigenthum ſei die Beſtimmung der Sache auf Mehrere 
gerichtet (S. 243). Sein Objekt ſei die ſachliche Beſtimmung 
einer noch unausgeſchiedenen, in dem körperlichen Objekt 
ſteckenden Werthquote (S. 246). 


79) Ueber die Möglichkeit eines „ungetheilten“ oder „gemeinſchaftlichen“ 
Eigenthums vom Standpunkte unſerer Begriffe des Eigenthums 
und des Rechtsſubjekts vgl. unten § 15. 

80) Ob Donellus, Comm. lib. XV cap. 6 IV von der Ungetheilt⸗ 
heit des Rechtes und der Theilung des Werthes ausging (wie 
Steinlechner I S. 28 Note 1 anzunehmen ſcheint) iſt mir 
fraglich. Ich verſtehe ihn dahin: Die Sache iſt körperlich unge⸗ 
theilt, der praktiſche Effekt (utilitas) der ſinnlich nicht wahrnehm⸗ 
baren Theile zeigt ſich in der Theilung der Nutzungen. 

81) In Ihering's Jahrb. III S. 241. 
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Indem dieſe Theorie, die natürliche Verbindung von 
Recht und Objekt verlaſſend, das Recht an etwas lediglich 
in der Vorſtellung Exiſtirendes knüpft, entzieht ſie ihm den 
feſten Boden. Auch erhält eine Sache die Beſtimmung 
„Mittel zu ſein für die Zwecke einer Perſon“ erſt dadurch, 
daß ſie Gegenſtand des Eigenthumsrechtes wird. Ein im 
Ozean ſchwimmender Haifiſch, ein Löwe in der Wüſte, ſind 
nicht beſtimmt „Mittel zu ſein für die Zwecke einer Perſon“. 
Dies werden ſie erſt durch die Okkupation. Als ein dieſe 
Beſtimmung erſt erzeugendes Recht kann das Eigenthum aber 
nicht ein Recht an dieſer Beſtimmung ſein. 

An Girtanner ſchließt ſich Heſſe s:). Eigenthum 
ſei das Rechtsverhältniß, vermöge deſſen eine Sache unmittel⸗ 
bar zum Vermögen einer Perſon gehöre, ſo daß dieſe über 
die Sache als Mittel für ihre Lebenszwecke frei verfügen 
könne. Daraus, daß eine Sache den Lebenszwecken als 
Mittel diene, entſtehe ihr Werth als Gebrauchswerth oder 
Tauſchwerth. Bei dem Miteigenthum beſtehe nur eine durch 
den Willen aller Theilhaber getragene Herrſchaft, als Spiegel— 
bild der Herrſchaft erſcheine in der Reflexion der Werth; 
das Recht des Miteigenthümers erfaſſe die ganze Sache, aber 
er habe nur einen Theil des Werthes zu beanſpruchen. 
Hiernach ſei Grundlage der vindicatio partis das getheilte 
Spiegelbild der ungetheilten Herrſchaft. 

Mehr auf den Boden des herrſchenden Eigenthums— 
begriffes ſucht ſich Steinlech ners“) zu ſtellen. Das Mit⸗ 
eigenthum ſei ein Mehreren an demſelben Objekt ungetheilt 
zuſtehendes Eigenthumsrecht. Das Recht ſei nur intellektuell, 
nicht wirklich getheilt. Die intellektuelle Theilung ſei eine 
Projektion der wirklichen Theilung des Werthes. Letzterer 
ſei der effektive Gehalt des Rechtes, in den ſich jedes Recht 
bei voller prozeſſualer Durchführung verwandele. 


82) Archiv für praktiſche Rechtswiſſenſchaft N. F. IV S. 119 ff. 

83) Vgl. beſ. I S. 72-131, vor Allem S. 111. Gegen Stein: 
lechner's Ausgangspunkt vgl. unten § 15. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLIX. 11 
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Allein vom Standpunkte des Rechtes iſt der Werth 
nichts Wirkliches, ſondern lediglich etwas Gedachtes, ein 
Urtheil. Es iſt ferner nur bei ſolchen Sachen, die einen 
wirthſchaftlichen Werth beſitzen, möglich, eine Theilung des 
Werthes anzunehmen. Man denke z. B. an in einem Nach⸗ 
laſſe befindliche Privatbriefe diskreten Inhalts, wo jegliche 
Verwerthung durch dringende Pietätsrückſichten ausgeſchloſſen 
iſt. Von einer Getheiltheit ihres Werthes unter die ver⸗ 
ſchiedenen Erben zu ſprechen, wäre eine reine Fiktion. 
Außerdem können Miteigenthumsantheil und Werthantheil 
erheblich differiren in Folge von Schulden aus dem Gemein⸗ 
ſchaftsverhältniß “). Es iſt ferner unrichtig, daß den Römern 
der Werth der effektive Gehalt des Rechtes iſt. Die Geld⸗ 
kondemnation iſt ihnen nicht eine Subſtitution des materiellen 
Gehaltes des Rechtes an die Stelle ſeiner äußeren Erſchei⸗ 
nung, ſondern eine durch die eigenartige römiſche Zwangs⸗ 
vollſtreckung gebotene Verwandlung des Rechtsinhaltes oder 
richtiger des Anſpruchs. Auch iſt es nicht der abſtrakte Be⸗ 
griff des Werthes, mit dem die Römer operiren, ſondern 
der des Geldäquivalents. 

Wegen dieſer Bedenken hat denn auch Wind ſcheids “) 
die früher von ihm vertheidigte Theilung des Werthes in 
den letzten Auflagen ſeiner Pandekten aufgegeben. Die 
Theile beim Miteigenthum ſeien nichts in ſinnlicher Wirk⸗ 
ſamkeit Exiſtirendes; durch ſie werde lediglich bezeichnet, was 
dem Berechtigten von der Sache gebühre und was er ſeiner⸗ 
ſeits zu den Koſten ihrer Erhaltung beizutragen habe. Die 
Theile ſind alſo keine wirklichen Theile des Werthes, ſondern 
nur Maßſtäbe für die Benutzung, fie geben, wie Brinzs“) 
und Eiſele s“ den Satz formuliren, nur das Verhältniß 


84) Vgl. unten namentlich $ 13. Göppert S. 42. 

85) Pandekten I § 142 Nr. 4 ad Anm. 10. 

86) Pandekten I (3. Aufl.) S. 476. 

87) S. 29 ff. Aehnlich Kohler in Ihering's Jahrb. S. 377: 
„Getheilt iſt die wirthſchaftliche Nutzkraft“, und Schey S. 133: 
„Getheilt iſt der Werth, den der Genuß der Sache repräſentirt“. 
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an, nach dem die Miteigenthümer zu theilen haben. Die 
Schwierigkeiten, in welche dieſe Begriffsbeſtimmungen mit 
der ſelbſtändigen Vindikationsfähigkeit und Veräußerlichkeit 
der pars gerathen, ſucht Czylarzs )), der im Weſentlichen 
auf demſelben Boden ſteht, dadurch zu heben, daß er erklärt, 
das römiſche Miteigenthum ſei von feiner kauſalen Grund: 
lage gelöſt und zu einem abſtrakten ſachenrechtlichen Verhält⸗ 
niß geworden. 

Dieſe ſämmtlichen Theorien ſagen nicht, was die pars 
des Miteigenthümers eigentlich ſei und wie ſie ſich zum 
Alleineigenthum verhalte, ſie beſtimmen lediglich ihre prak⸗ 
tiſche Wirkſamkeit. Und doch behandeln die Römer die pars 
als ein ſelbſtändiges Vermögensrecht, nicht lediglich als einen 
Werthmeſſer. Dadurch, daß jene Theorien die Wirkſamkeit 
der pars ausſchließlich in das perſönliche Verhältniß der 
Miteigenthümer zu einander verlegen, werden fie ihrer jelb: 
ſtändigen ſachenrechtlichen Bedeutung nicht gerecht. Auch die 
keineswegs völlig klare Formulirung von Czylarz ändert 
hieran nichts. 

Diez?) beſtimmt die ſelbſtändige vermögensrechtliche 
Bedeutung der pars dahin, daß er fie für ein Forderungs— 
recht erklärt. Das Eigenthumsrecht ſtehe nur allen Mit⸗ 
eigenthümern zuſammen zu?“); der einzelne habe noch nichts 
körperlich Faßbares in ſeinem Vermögen, aber ein Forde⸗ 
rungsrecht, daß ihm etwas körperlich Faßbares übertragen 
werde. 

Allein die Römer ließen die pars nach ſachenrechtlichen 
Grundſätzen erworben werden und gaben dem Erwerber der 
pars ein ſelbſtändiges materielles Recht, nicht bloß eine actio 
mandata oder utilis. Die pars erzeugt obligatoriſche Be— 
ziehungen, iſt aber nicht ſelbſt eine ſolche. 


88) Beſ. S. 140, 141. 
89) Zur Lehre vom Miteigenthum, beſ. S. 6 ff. 
90) S. 7 ff. 
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Auch hieraus ergibt ſich indirekt, daß nur die Theilung 
des Rechtes der praktiſchen Ausgeſtaltung des Miteigenthums 
im römiſchen Recht entſprechend iſt. 


Sr 
Schlußreſultate. 


I. Das Miteigenthum des römischen Rechtes iſt in ſeinem 
Weſen ein dem Rechte nach getheiltes Eigenthum Mehrerer 
an derſelben Sache. Jeder Miteigenthümer iſt Eigenthümer 
der ganzen Sache zu einem Bruchtheil. 

II. Eſſentialien der Erſcheinung des Miteigenthums ſind 
die freie Veräußerlichkeit des Antheils, ſowie ſeine ausſchließ— 
liche Entſtehung durch Akte dinglicher Natur. Eſſentiell iſt 
ferner, daß die aus dem Miteigenthum entſpringenden Ver— 
pflichtungen rein perſönlicher Natur find. Gegen den Rechts- 
nachfolger können ſie auch nicht bei Gelegenheit der Theilung 
geltend gemacht werden. 

III. Naturale der Erſcheinung des Miteigenthums iſt 
die individualiſtiſche Ausgeſtaltung der Verwaltung. 


II. Das Kiteigenthum im Bürgerlichen Geſetzbuch 
und Handelsgeſetzbuch. 


Vorbemerkung. 
Die Rechtsperſönlichkeit der Handelsgeſellſchaften. 


8 8. 


Das neue bürgerliche Recht involvirt den Friedensſchluß 
in dem etwa ein halbes Jahrtauſend alten Kampfe des rö— 
miſchen und deutſchen Rechtes; in ihm ſind die nach der 
Anſicht der Zeit lebensfähigſten römiſchen und deutſchen 
Rechtsgedanken zu einer neuen Einheit, zu einem ſelbſtändigen 
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Organismus verſchmolzen. Aus dieſer Thatſache, daß wir 
hier einem neuen geſchloſſenen Rechtsſyſtem gegenüberſtehen, 
erwächſt für den Dogmatiker doch die Aufgabe, dieſes Syſtem 
aus ſich ſelbſt heraus zu analyſiren und auf ſeine Elemente 
zu reduziren, wenn auch unter ſtetiger Berückſichtigung ſeiner 
hiſtoriſchen Grundlagen. Freilich muß hier häufig auf 
liebgewordene Konſtruktionen verzichtet werden, namentlich 
bei den auf deutſchem Boden erwachſenen Rechtsinſtituten. 
Dennoch läßt ſich eine befriedigende, einheitliche Auffaſſung 
des bürgerlichen Rechtes nur dann durchführen, wenn man 
ſich vergegenwärtigt, daß daſſelbe Rechtsinſtitut durch Ein: 
fügung in ein anderes Rechtsſyſtem ſeinen dogmatiſchen 
Charakter weſentlich verändern kann. 

So iſt insbeſondere die Stellung des ganzen Handels— 
rechtes im neuen Syſtem eine weſentlich veränderte. War 
das Handelsrecht bisher einem weiten Mantel vergleichbar, 
der den verſchiedenartigſten Rechtskörpern, wie dem gemeinen, 
preußiſchen und franzöſiſchen Recht, als Ueberwurf diente, 
ſo iſt es jetzt ein Glied in einem einheitlichen Organismus, 
wenn auch ein Glied mit ſelbſtändigen Funktionen. Während 
früher die dogmatiſche Erfaſſung des Handelsrechtes, nament- 
lich des Geſellſchaftsrechtes, weil der feſten Baſis eines be— 
ſtimmten Civilrechtes entbehrend, vielfach in der Luft ſchwebte, 
findet ſie nunmehr im Bürgerlichen Geſetzbuch ihren poſitiven 
Angelpunkt, an dem ſie ihre Hebel anſetzt, ihre Baſis, auf 
der ſie ihre Konſtruktionen aufbaut, die ſie aber auch nicht 
verlaſſen darf. 

Schon hierdurch, durch die Schaffung einer feſten Grund— 
lage, werden manche bisher beſtehende Streitfragen des 
Handelsrechtes ihrer Löſung näher gerückt. Außerdem räumt 
das Geſetz ſelbſt mit einer Reihe alter vielverhandelter Kon— 
troverſen durch direkte Beſtimmungen oder durch Fortlaſſen 
zweifelhafter Sätze auf. 

In dieſer Beziehung iſt für uns von beſonderem Inter— 
eſſe, daß die Frage nach der Rechtsperſönlichkeit der Handels— 
geſellſchaften nunmehr, wenigſtens im Weſentlichen, ihre Er— 
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ledigung gefunden hat. Ihre Beantwortung iſt für die 
vorliegende Arbeit präjudiziell; denn ſoweit den Handels— 
geſellſchaften ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeit zukommt, kann 
von einem Miteigenthum nicht die Rede ſein ). Es handelt 
ſich hierbei nur um die materielle ſelbſtändige Rechtsfähig⸗ 
keit; die Anſicht derer ??), welche der Handelsgeſellſchaft eine 
relative juriſtiſche Perſönlichkeit beimeſſen, iſt für die Auf: 
faſſung des ſachenrechtlichen Verhältniſſes ohne Bedeutung. 

Nach dem neuen Geſetzbuch ſind die offene Handels- und 
Kommanditgeſellſchaft ſowie die Rhederei zweifellos keine 
juriſtiſchen Perſonen. Daß die offene Handelsgeſell⸗ 
ſchaft nur eine Unterart der Geſellſchaft des Bürgerlichen 


91) Eine andere Frage iſt, ob bei der offenen Handelsgeſellſchaft übers 
haupt Miteigenthum vorliegt und nicht vielmehr eine bloße Dis⸗ 
poſitionsgemeinſchaft, wie Laſtig (in Endemann's Handbuch I 
S. 335—341) annimmt. Laſtig hat inſofern Recht, als die 
Einheit der formellen Verfügungsgewalt nicht das Beſtehen eines 
beſtimmten materiellen Rechtsverhältniſſes zur Vorausſetzung hat, 
fie beſteht z. B. gleichmäßig bezüglich der quoad sortem wie der 
quoad usum inferirten Objekte. Andererſeits iſt das Vorhanden⸗ 
ſein materiell gemeinſchaftlichen Eigenthums, auch wenn man bes 
züglich der Illation der Laſtig'ſchen Anſicht folgt, dann nicht 
zu leugnen, wenn ein Bevollmächtigter Namens der Geſellſchaft 
einen Erwerb macht, oder wenn ein Geſellſchafter, der in das In⸗ 
ventar aufgenommene Naturaleinlagen gemacht hat, aus der im 
Uebrigen fortbeſtehenden Geſellſchaft ausſcheidet. Außerdem ſtehi 
dieſer Anſicht jetzt beſonders $ 718 B. GB.'s entgegen. 

92) Dahn, Handelsrechtliche Vorträge S. 76. Gareis-Fuchs⸗ 
berger, Kommentar S. 210 ff. Gareis, Handelsrecht (6. Aufl.) 
S. 176. Aehnlich ſteht es mit der „kollektiven Einheit“ Brind: 
mann's (Handelsrecht S. 126, 233). Dieſe Definition gibt die 
Erſcheinungsform der Handelsgeſellſchaft inſofern zutreffend wieder, 
als ſie vermöge ihrer geſchloſſenen Einheit nach Außen wie eine 
juriſtiſche Perſon auftritt. Im Uebrigen gibt ſie Steine ſtatt 
Brod: ſie ſagt nicht, was die Handelsgeſellſchaft iſt, ſondern wie 
ſie ausſieht. Materiell richtig iſt ſie deswegen nicht, weil die 
Begriffe „rechtsfähig“ und „nicht rechtsfähig“ nur in der 
Richtung Zwiſchenbildungen zulaſſen, daß die Rechtsfähigkeit in 
Anſehung einzelner Rechte beſchränkt wird. 
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Geſetzbuches iſt, ergibt ſchon die Faſſung des $ 105 HGB.'s: 
„Eine Geſellſchaft, deren Zweck auf den Betrieb eines 
Handelsgewerbes unter gemeinſamer Firma gerichtet iſt“ ꝛc. 
Im Abſ. 2 des § 105 wird denn auch die ſubſidiäre An⸗ 
wendlichkeit der Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches 
über die Geſellſchaft beſtimmt??). Die Kommandit⸗ 
geſellſchaft iſt aber in Uebereinſtimmung mit dem bis⸗ 
herigen Recht nach S 161 HGB.'s lediglich eine Modifikation 
der offenen Geſellſchaft. 


93) Vgl. auch Denkſchr. zum Entw. d. HGB.'s (S. 86). Die Annahme 
juriſtiſcher Perſönlichkeit war bisher vertreten u. A. von Gotter 
(in Buſch's Archiv Bd. XVIII S. 348 ff.), Ladenburg (in 
Siebenhaar's Archiv X S. 232), Affolter (im Archiv für 
bürgerl. Recht v S. 5— 11), Eccius (in dieſer Zeitſchr. XXXII 
N. F. XVII S. 1—18), Anſchütz und von Völderndorff 
(Kommentar II SS 2—5 S. 5— 15), Kohler (Recht des Marken: 
ſchutzes S. 235); ebenſo das OLG. Hamburg (bei Seuffert XLIX 
Nr. 171). Sehr bedenklich auch RG. Entſch. XVI S. 17 und 
beſ. XXV S. 256. Dagegen die übrige Judikatur des Reichs⸗ 
gerichts (beſ. III S. 57, V S. 55, IX S. 144, XVII S. 367; 
weniger entſchieden XXX S. 152) und des Reichsoberhandels⸗ 
gerichts (vgl. v S 204, IX S. 17, XII S. 261, XIII S. 286, 
XIV S. 5, XXI S. 130). Vgl. auch Seuffert, Archiv XVIII 
99, XX 157, XLVIII 194. Aus der Literatur ſind (außer 
Denjenigen, welche auch die Rechtsperſönlichkeit der Aktiengeſell⸗ 
ſchaft leugnen) zu nennen: Staub (Kommentar 6. Aufl. § 105 
Anm. 8), Laband (in dieſer Zeitſchr. N. F. XV S. 503), 
Gierke (Genoſſenſchaftstheorie S. 48 ff., 435), Coſack (Handels- 
recht 3. Aufl. S. 555, 4. Aufl. S. 581), Goldſchmidt (Syſtem 
S. 132 ff.), Adler (S. 72), Behrend (Handelsrecht § 66 
S. 470), Lehmann⸗Ring (Kommentar zum Handelsgeſetzbuch 
S. 217). Der Kommentar von Makower (welcher früher die 
Annahme juriſtiſcher Perſönlichkeit vertrat) erklärt die offene Han⸗ 
delsgeſellſchaft zwar für keine juriſtiſche Perſon, aber für eine 
„ſelbſtändig rechtsfähige, unter einem ſelbſtändigen 
Geſammtnamen auftretende und organiſirte Ge⸗ 
ſammtheit“, der im privaten Rechtsverkehr grundſätzlich dieſelbe 
Rechtsſtellung wie einer juriſtiſchen Perſon einzuräumen ſei (S. 179). 
Hierin dürfte eine contradictio in adjecto liegen. 
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Daß der Rhederei keine juriſtiſche Perſönlichkeit zu— 
kommt, war ſchon im früheren Recht einſtimmige Annahme? ). 

Ueber die juriſtiſche Natur der Aktiengeſellſchaft 
iſt lange ein erbitterter Streit geführt?). Die durchaus 
überwiegende Anſicht der neueren Literatur und die faſt ein— 
ſtimmige der Praxis““) erklärte die Aktiengeſellſchaft für 
eine juriſtiſche Perſon. Unter den für die ſelbſtändige 
Rechtsperſönlichkeit angeführten Argumenten war das ſchwer— 
wiegendſte aus der Faſſung des Art. 213 (jetzt §S 216) des 
„Allgemeinen Handelsgeſetzbuches“ entnommen. Hier heißt 
es: „Die Aktiengeſellſchaft als ſolche hat ſelbſtändig ihre 
Rechte und Pflichten, ſie kann Eigenthum und andere ding— 
liche Rechte von Grundſtücken erwerben“ ꝛc., während 
die entſprechende Beſtimmung bezüglich der offenen Han— 
delsgeſellſchaft in Art. 111 dahin lautete: „Die offene 
Handelsgeſellſchaft kann unter ihrer Firma Rechte er— 
werben und Verbindlichkeiten eingehen, Eigenthum und andere 
dingliche Rechte an Grundſtücken erwerben“ ꝛc. Die Ber: 
ſchiedenheit der Faſſung läßt in der That nur die Auf— 
faſſung zu, daß damit der Aktiengeſellſchaft die ſelbſtändige 
Rechtsfähigkeit zugeſprochen werden ſollte. Das Gewicht des 


94) Vgl. Wagner, Seerecht S. 192 und passim. Schaps, Kom— 
mentar S. 99. Gierke, Genoſſenſchaftstheorie S. 53. Ehren⸗ 
berg in der Krit. Vierteljahrsſchrift XXI S. 167. Golb: 
ſchmidt in dieſer Zeitſchr. XXIII (N. F. VIII) S. 352. 
Stobbe II S. 74 (§ 82). Beſeler (Pappenheim) S. 1191. 
Gareis und Fuchsberger S. 910. Die entgegengeſetzte An⸗ 
ſicht wurde früher von Lewis (Kommentar 1. Aufl. ©. 41 ff.) 
vertreten, iſt von ihm ſelbſt jetzt aber aufgegeben (bei Endemann 
IV S 11 S. 54, Kommentar 2. Aufl. I S. 63). Vgl. auch 
Boyens, Kommentar S. 241. 

95) Die Literatur des Streites bei Renaud, Aktienrecht S. 133 ff., 
Randa in Siebenhaar's Archiv XV S. 33, und Ring, 
Aktienrecht 2. Aufl. S. 147. Die letzten eingehenden Erörterungen 
der Kontroverſe bei K. Lehmann, Recht der Aktiengeſellſchaften 
S. 227 — 249, Pinner, Aktienrecht S. 341. 

96) Dal. die Citate bei Ring S. 147. 
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§ 210 (Art. 213) iſt im revidirten Handelsgeſetzbuch noch 
dadurch verſtärkt, daß die Beſtimmung des Art. 214 Abſ. 1 
(„Jeder Aktionär hat einen verhältnißmäßigen Antheil am 
Vermögen der Geſellſchaft“), welche beſonders zu Zweifeln 
Anlaß bot, keine Aufnahme gefunden hat. Nach der aus: 
drücklichen Erklärung in der dem Entwurf beigegebenen 
Denkſchrift iſt dies geſchehen, weil der Satz: „wenn man ihn 
auf die einzelnen das Geſellſchaftsvermögen bildenden Gegen⸗ 
ſtände beziehen will“ unrichtig ſei?“) 98). 

Nicht ſo zweifellos iſt auch nach dem neuen Recht die 
rechtliche Natur der Kommanditaktiengeſellſchaft??). Die 
herrſchende Anſicht ging für das bisherige Recht dahin, daß 
es ſich hier um eine zwar eigenartig modifizirte, aber in 
ihrem innerſten Weſen nicht veränderte Kommanditgeſellſchaft 
mit mehreren Kommanditiſten handelt 1“). Eine andere 
Anſicht ſprach ſich dafür aus, daß zwar nicht der ganzen 
Kommanditaktiengeſellſchaft, wohl aber der Kommanditiſten⸗ 
geſammtheit juriſtiſche Perſönlichkeit zukommt. Dabei iſt 
nach Laſtig !“) die Kommanditaktiengeſellſchaft eine Kor: 
poration, welche mit dem Komplementar einen Arbeitsvertrag 


97) S. 143. 

98) Eine den Beſtimmungen des Art. 213 und 216 gleichmäßig gerecht 
werdende Konſtruktion war bisher nur auf Grund des Gierke'⸗ 
ſchen genoſſenſchaftlichen Eigenthums möglich. Vgl. Genoſſenſchafts⸗ 
theorie beſ. S. 330. Die veränderte Faſſung hat das aus dem 
Wortlaut des Geſetzes entnommene Argument jedenfalls beſeitigt. 

99) Ueber die geringe praktiſche Bedeutung der Kommanditaktiengeſell⸗ 
ſchaft vgl. Denkſchrift zum Entwurf eines Handelsgeſetzbuches S. 187. 

100) Goldſchmidt S. 146. Beſeler, Privatrecht § 234 S. 1066. 
Renaud S. 112. Gierke S. 52, 53, 435. Ring S. 25, 99. 
Behrend S. 960 (zweifelnd). Primker in Endemann's 
Handbuch 1 S. 697, 703. Peterſen und Pechmann, Kom: 
mentar S. 3 ff. Hierzu kommen natürlich Diejenigen, welche auch 
der Aktiengeſellſchaft die Rechtsverſönlichkeit abſprechen. Unent⸗ 
ſchieden ROG. VII S. 415; RG. XXXII S. 399. 

101) In Endemann's Handbuch 1 S. 342. Seine Ausdrucksweiſe 
läßt jedoch die Auslegung zu, daß er mit dieſen Worten lediglich 
die wirthſchaftliche Seite hat bezeichnen wollen. 
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abſchließt. Kuntze !“), Coſack res) und Endemann!) 
nehmen ein Geſellſchaftsverhältniß zwiſchen Komplementar 
und Kommanditiſtengeſammtheit an. Hiernach wäre die 
Kommanditaktiengeſellſchaft eigentlich eine offene Handels— 
geſellſchaft zwiſchen einer phyſiſchen und einer juriſtiſchen 
Perſon, unter Ausſchluß der letzteren von Vertretung und 
Geſchäftsführung. Eine dritte Anſicht legt der Aktienkom⸗ 
manditgeſellſchaft als ganzer juriſtiſche Perſönlichkeit bei !“ ). 
Vom Standpunkte des neuen Handelsgeſetzbuches 190 iſt 
dieſe Anſicht für richtig zu erachten, denn das Allgemeine 
deutſche Handelsgeſetzbuch behandelte die Kommanditgeſell— 
ſchaft auf Aktien im engen Anſchluß an die Kommandit— 
geſellſchaft; im neuen Handelsgeſetzbuch erſcheint ſie aber als 
eine Nebenform der Aktiengeſellſchaft. Der Art. 143 Abſ. 1 
Allg. HGB.“'s beſtimmte: „Das Geſammtkapital der Kom: 
manditiſten kann in Aktien zerlegt werden“, ließ alſo einmal 
die Analogie der Kommanditgeſellſchaft maßgebend ſein und 
behandelte andererſeits die Einlagen der Komplementare und 
Kommanditiſten verſchieden. Im § 320 Abſ. 1 des Han: 
delsgeſetzbuches vom 10. Mai 1897 heißt es dagegen: „Min: 
deſtens ein Geſellſchafter der Kommanditgeſellſchaft auf Aktien 
haftet den Geſellſchaftsgläubigern unbeſchränkt (perſönlich 
haftender Geſellſchafter), während die übrigen ſich nur mit 
Einlagen auf das in Aktien zerlegte Grundkapital 
der Geſellſchaft betheiligen.“ Der Unterſchied von 
der Aktiengeſellſchaft wird alſo auf die Verſchiedenheit der 
Haftung abgeſtellt. Eine primäre ſolidariſche Haftung be— 


102) Prinzip und Syſtem der Handelsgeſellſchaften, in dieſer Zeit⸗ 
ſchrift VI S. 240. 

103) 3. Aufl. S. 724, 4. Aufl. S. 692. 

104) Handelsrecht S. 343. 

105) So zuletzt Staub 3. Aufl. S. 303, 304 ad Art. 173 (Ergän⸗ 
zungsheft). Vgl. auch Simon oben S. 34 (Hinweis der Re⸗ 
daktion). f 

106) Die Denkſchrift ſpricht ſich hierüber (S. 187 ff.) nicht klar aus. 
Vgl. Rudorff, Handelsgeſetzbuch S. 244. Pinner, Aktienrecht 
S. 341. K. Lehmann, Recht der Aktiengeſellſchaften S. 276, 277. 
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ſtimmter Mitglieder iſt aber mit dem Begriff der juriſtiſchen 
Perſon keineswegs unvereinbar!“ “). Der Ausdruck „Grund: 
kapital“ kann andererſeits hier keine andere Bedeutung wie 
bei der Aktiengeſellſchaft haben 158). Abſ. 2 des § 320 er: 
klärt ferner die Analogie der Kommanditgeſellſchaft nur 
für anwendbar auf die perſönlichen Rechtsverhältniſſe der 
Komplementare, ohne ihres Rechtverhältniſſes zum Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen zu gedenken. Hierfür gilt vielmehr die Be⸗ 
ſtimmung des Abſ. 3: „Im Uebrigen gelten für die Kom⸗ 
manditgeſellſchaft auf Aktien, ſoweit ſie nicht aus den 
nachfolgenden Vorſchriften oder dem Fehlen eines Vorſtandes 
ein Anderes ergibt, die Beſtimmungen über die Aktiengeſell⸗ 
ſchaft.“ In Ermangelung derartiger Vorſchriften muß daher 
auch der §S 210 auf die Kommanditaktiengeſellſchaft Anwen⸗ 
dung finden 19°). 


Somit haben wir hier nur die Rechtsverhältniſſe der 


107) Sie erſcheint rechtlich als eine geſetzliche ſelbſtſchuldneriſche Bürg⸗ 
ſchaft. Sie beſteht z. B. bei der ſich als juriſtiſche Perſon dar⸗ 
ſtellenden offenen Handelsgeſellſchaft des franzöſiſchen Rechts. 
Kuntze, Kojengenoſſenſchaft S. 23, 24. Anders freilich La⸗ 
band XXX S. 503. 

108) Vgl. § 178. 

109) Dieſe Auffaſſung wird auch der Organiſation der Kommandit⸗ 
aktiengeſellſchaft ſowie ihrem Weſen als einer auf längere Dauer 
angelegten Kapitalaſſoziation am beſten gerecht. Auch beſitzt die 
individuelle Perſönlichkeit der Komplementare im Syſtem des neuen 
Geſetzes nicht die einſchneidende Bedeutung für die Exiſtenz der 
Kommanditgeſellſchaft wie nach altem Recht. Vgl. in dieſer Be⸗ 
ziehung $ 330 Abſ. 4 einerſeits und Art. 199, 200 andererſeits. 
Gegen die Auffaſſung, daß der Kommanditiſtengeſammt⸗ 
heit juriſtiſche Perſönlichkeit zukommt (Coſack 4. Aufl. S. 692), 
ſpricht einmal die große, in einer derartig gebundenen Rechts⸗ 
fähigkeit liegende Anomalie und ſodann, daß hierdurch das einheit⸗ 
lich organifirte Gebilde in zwei zerriſſen wird, daß der Begriff 
der Kommanditaktiengeſellſchaft eine beſchränkte Betheiligung des 
Kommanditiſten verlangt, während hier die juriſtiſche Perſönlich⸗ 
keit des Kommanditiſten voll und unbeſchränkt betheiligt wäre. 
Vgl. Gareis S. 384. 
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Rhederei, der offenen Handelsgeſellſchaft und 
Kommanditgeſellſchaft zu erörtern 1“). Dem Thema 
entſprechend beſchränkt ſich die Darſtellung natürlich auf die 
rein ſachenrechtliche Seite des Geſellſchaftsverhältniſſes. Die 
perſönlichen Rechtsbeziehungen der Geſellſchafter werden nur 
inſoweit behandelt, als es zur Klarlegung des Miteigenthums 
erforderlich iſt. 
§ 9. 


Insbeſondere die Begriffe des freien und 
gebundenen Miteigenthums (geſammte Hand). 


I. Auch im neuen bürgerlichen Recht iſt das Miteigenthum 
in der Regel ein der freien Verfügung des Inhabers unter— 
liegendes Vermögensrecht. Anders wie im römiſchen Recht 
bildet dieſe Verfügungsfreiheit aber nur die Regel: Wenn 
auch direkt auf Ausſchluß der Verfügungsfreiheit gerichtete 
Verträge der dinglichen Wirkſamkeit entbehren 11), jo weiſen 
doch das bürgerliche wie das Handelsrecht eine Reihe von 
Erſcheinungen auf, in denen eine materielle Vermögens: 
gemeinſchaft dergeſtalt beſteht, daß das Recht des Einzelnen 
am Geſammtvermögen wie an deſſen einzelnen Beſtandtheilen 
ſeiner individuellen Verfügungsgewalt in größerem oder 
geringerem Grade entzogen iſt 11). 

Eine ſolche nach außen gebundene Vermögensgemein— 
ſchaft finden wir im Bürgerlichen Geſetzbuch bei der Geſell— 


110) Die Rechtsfähigkeit der eingetragenen Genoſſenſchaften und der Ge: 
ſellſchaften mit beſchränkter Haftung iſt heute wohl indubitati 
juris. Vgl. Coſack 4. Aufl. S. 682 ff., 701. 

111) Vgl. § 137 B. GB.'8. Materiell wird in ſolchen Fällen aller: 
dings vielfach ein Geſellſchaftsvertrag vorliegen und die Gebunden⸗ 
heit ſich aus dieſem Geſichtspunkte aufrecht erhalten laſſen. Anders 
nur Scherer II S. 1047. Wie im Text: Kuhlenbeck, Von 
den Pandekten zum Bürgerlichen Geſetzbuch S. 510. Neumann, 
Handausgabe S. 344. Planck, Kommentar S. 489. 

112) D. h. ſo weit er verfügungsberechtigt iſt, iſt er es nicht als Eigen⸗ 
thümer, ſondern vermöge ſeiner perſönlichen Stellung in der Ge— 
ſammtheit, z. B. als Ehemann, vertretender Geſellſchafter. 
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ſchaft 11) und den verſchiedenen Arten der ehelichen Güter: 
gemeinſchaft !!“). Im Handelsgeſetzbuch iſt derſelbe Rechts⸗ 
gedanke maßgebend geweſen für die rechtliche Ausgeſtaltung 
der offenen Handels- und Kommanditgeſellſchaft 115). Zwi⸗ 
ſchenbildungen nach der Richtung der freien Vermögens⸗ 
gemeinſchaft bilden die Erbengemeinſchaft 110 117) und die 
Rhederei 11). 

In den Fällen dieſer gebundenen Vermögensgemeinſchaft 
iſt regelmäßig ein Komplex möglicherweiſe verſchiedenartiger 
Sachen und Rechte zu einem einheitlichen Vermögen zu⸗ 
ſammengefaßt. Dieſes Geſammtgut bildet eine nach außen 
hin vollſtändige Einheit bei der offenen Handels: und Kom: 
manditgeſellſchaft vermöge der Einheit der Firma. Eine 
derartige nach außen hin ſofort ſichtbare ſelbſtändige Son⸗ 
derung des Vermögens iſt in gewiſſer Weiſe auch bei der 
Rhederei und beim rechtsunfähigen Verein möglich. Wenn 
dieſe auch eine Firma im Rechtsſinne nicht beſitzen, ſo können 
doch Geſchäfte giltig im Namen des Vereins 119) und der 
Rhederei als ſolcher 126) 12) geſchloſſen werden. Bei den 
übrigen Formen der gebundenen Vermögensgemeinſchaft 


113) Vgl. § 719 B. GB.“. 

114) Vgl. §S 1442, 1471, 1487, 1519, 1549 B. GB. 8. 

115) $$ 124, 105 Abſ. 2, 161 HGB. 's. 

116) $ 2033 ff. B. GB.“s. ö 

117) Vgl. für Mecklenburg noch $ 292 der Verordnung vom 9. April 
1899 zur Ausführung des Bürgerlichen Geſetzbuches: „Einer von 
mehreren Lehnerben kann nicht über ſeinen Antheil am Lehnver⸗ 
mögen und an den einzelnen zu dieſem Vermögen gehörenden 
Gegenſtänden verfügen.“ 

118) § 489 ff., beſonders $ 502 HGB.“. 

119) Vgl. § 54 B. GB.“. 

120) Vgl. 8 494 HGB.'s. Ueber die Rechtsnatur dieſes „Namens“ 
ohne Firmencharakter und ſeinen Einfluß auf das gemeinſchaftliche 
Vermögen vgl. unten § 11. 

121) Ohne daß hierdurch prinzipiell ein Recht auf vorzugsweiſe Be⸗ 
friedigung aus dem Firmen: bezw. Rhedereivermögen begründet 
wird. Planck S. 468. 
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ſtehen die gemeinſchaftlichen Rechte nach außen hin den 
Perſonen der Geſellſchafter, Miterben oder Ehegatten als 
ſolchen zu, ohne daß eine Kollektivbezeichnung der Bejonder: 
heit des Rechtsverhältniſſes ſinnfälligen Ausdruck verleiht. 
Daher iſt hier namentlich die Gemeinſchaftlichkeit der Forde— 
rungen, obwohl ihr unmittelbare Wirkſamkeit Dritten gegen: 
über zukommt, doch für dieſe oft unerkenntlich 1). 


Dieſe im Einzelnen in verſchiedenem Grade ausgeprägte 
äußere Einheitlichkeit des (gebundenen) gemeinſchaftlichen 
Vermögens legt die Frage nahe: Entſpricht dieſer äußeren 
Vereinigung eine innere Einheit? Gelten als Rechtsobjekt 
im Verhältniß der Theilhaber zu einander nicht die einzelnen 
gemeinſchaftlichen Sachen und Rechte, ſondern vielmehr nur 
das Sondervermögen als Ganzes oder nach aliquoten Bruch— 
theilen? — oder beſchränkt ſich die Gebundenheit der 
einzelnen Vermögensbeſtandtheile an einander darauf, daß 
die Verfügung darüber nach ſelbſtändigen, einheitlichen, 
weſentlich aus dem perſonenrechtlichen Verhältniß der Theil⸗ 
haber zu einander entnommenen Grundſätzen geregelt iſt? 
Im letzteren Falle würden die einzelnen zum gemeinjchaft- 
lichen Vermögen gehörenden Rechtsobjekte ihre individuelle 
Natur auch im Verhältniß der Theilhaber zu einander nicht 
aufgeben, man könnte daher ſehr wohl von einem Miteigen⸗ 
thum 123) an den einzelnen zum Gemeinſchaftsvermögen ge⸗ 
hörenden körperlichen Sachen ſprechen. 


Die erſtere Auffaſſung wird mit großer Energie von 
Gierke vertreten und iſt von ihm namentlich in ſeiner 


122) Vgl. daher die zum Schutze des Kompenſationsrechts des Schuld⸗ 
ners getroffenen Beſtimmungen in SS 720, 2041 B. GB. 8. Eine 
eingehendere Erörterung dieſer Rechtsverhältniſſe findet fich in dem 
§ 11, „Das Miteigenthum als Beſtandtheil eines Sonderver⸗ 

mögens.“ 

123) Im weiteſten Sinne. Ob hierauf die Vorſchriften des B. GB.'s 
ss 1008 — 1011 anwendbar find, kann erſt im zweiten Theile 
dieſer Arbeit erörtert werden. 
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„Genoſſenſchaftstheorie“ 120 mit außerordentlichem Aufwand 
von Geiſt und Gelehrſamkeit verfochten worden. Ihm iſt 
Objekt des Gemeinſchaftsrechtes „ein Vermögensinbegriff als 
ſolcher mit allen darin enthaltenen dinglichen und perſön⸗ 
lichen Rechten und Pflichten“ (S. 363), „ein von keinem 
einzelnen Sachkörper mehr abhängiger Vermögensinbegriff, 
der in ſeiner reinen ideellen Einheit einem in ſich einheit⸗ 
lichen gemeinſamen Herrſchaftsrecht unterworfen wird“ (S. 364). 
Das Geſellſchaftsvermögen ſei alſo „ein von der Summe 
ſeiner jeweiligen Beſtandtheile verſchiedenes Rechtsobjekt“ 
(S. 495). 


124) Seine ganze Lehre von den Geſammthandverhältniſſen wird hierdurch 
beherrſcht. Vgl. auch Gierke's „Deutſches Privatrecht“ S. 539 und 
S. 665 ff., ſowie „Perſonengemeinſchaften und Vermögensinbegriffe 
in dem Entwurf eines Bürgerlichen Geſetzbuchs für das Deutſche 
Reich“ in Bekker und Fiſcher, Beiträge Heft 18. Es iſt mir 
nicht bekannt, ob Gierke ſeine Auffaſſung auch für das neue 
Reichsrecht vertritt, nachdem die von ihm (Beiträge S. 107 ff.) 
geforderte Statuirung der ſelbſtändigen Rechtsobjektivität der Ver⸗ 
mögensinbegriffe im Geſetze keine Aufnahme gefunden hat. Die 
Gierke'ſche Auffaſſung war bisher herrſchend für das Recht der 
preußiſchen Erbengemeinſchaft. Vgl. beſonders die in RG. IX. CS. 
S. 273 citirten Entſcheidungen des Obertribunals und die Formu⸗ 
lirung des Reichsgerichts: „aliquoter Theil am Inbegriff der 
Erbſchaft“. Förſter⸗Eccius III S. 314: „Mitberechtigt am 
Nachlaß find Miteigenthümer der Nachlaßſtücke in Höhe ihrer 
Quote.“ Abweichend Dernburg, Preuß. Privatrecht III 3. Aufl. 
S. 693 bezüglich der Erbengemeinſchaft: „Man mag grundſätzlich 
ſagen, daß der Miterbe wie am Ganzen ſo auch an den einzelnen 
Sachen zu ideellen Theilen mitberechtigt iſt, doch iſt dies Recht an 
den einzelnen Sachen nach der Natur der Sache kein unabhängiges.“ 
Etwas anders wieder S. 656 bei der Geſellſchaft: das ganze Ge⸗ 
ſellſchaftsgut ungetheilt gemeinſchaftlich. Ueber die Dogmengeſchichte 
der preußiſchen Auffaſſung vgl. Göppert S. 1 ff., 82 ff. Vgl. 
über die Erbengemeinſchaft auch: Endemann, Einführung III 
S. 463 ff., beſ. S. 472. Erhebliche Anklänge an die „objektive 
Vermögenseinheit“ zeigt auch von Seeler, Miteigenthum nach 
Bürgerlichem Geſetzbuch, indem er bei den Geſammthandverhältniſſen 
S. 92 ff. zwiſchen Recht am Geſammtvermögen und Recht an den 
einzelnen Beſtandtheilen unterſcheidet. 
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In der Kommiſſion zur zweiten Leſung des Entwurfs !?“) 
ging die Mehrheit zwar nicht bei der Geſellſchaft und Güter: 
gemeinſchaft 1?%), wohl aber bei der Erbengemeinſchaft von 
der Gierke'ſchen Auffaſſung aus. Das Protokoll über die 
396. Sitzung 12) führt in dieſer Beziehung als Anſicht der 
Mehrheit aus: „Bei der Gemeinſchaft zur geſammten Hand 
beſtehe die Gemeinſchaft nicht an allen einzelnen Gegen— 
ſtänden des Vermögensganzen, das Verhältniß ſei vielmehr 
ein einheitliches und die einzelnen Objekte kämen nur als 
Beſtandtheile eines Ganzen in Betracht.“ 

Die Veranlaſſung zu dieſer anf landrechtlichen An— 
ſchauungen über die Erbengemeinſchaft beruhenden Kom— 
miſſionsäußerung war die, daß einige Mitglieder Zweifel 
erhoben hatten, „ob eine dingliche Verfügung eines Miterben 
über ſeinen Antheil am Nachlaſſe rechtlich überhaupt mög— 
lich fei“ 129). 

Indeſſen gebietet ſelbſt die Möglichkeit einer einheitlichen, 
dinglichen Verfügung eine derartige Auffaſſung keineswegs. 
Sie nöthigt nicht zu der Annahme einer inneren Einheit des 
Objektes der Verfügung ſeiner rechtlichen Zuſtändigkeit 
nach; vielmehr braucht dieſe Einheit nur für die quaſi 
äußere Seite der Rechtsausübung vorhanden zu ſein. 
Auch die Auflaſſung überträgt gemäß §S 925 B. GB.'s mit 
dem Eigenthum des Grundſtückes auch das Eigenthum am 
Zubehör, und doch iſt dieſes zweifellos bezüglich der recht— 
lichen Zuſtändigkeit ſelbſtändiges Rechtsobjekt 12»). Ebenſo 


125) Der Entwurf I hatte bekanntlich bei der Geſellſchaft wie bei der 
Erbengemeinſchaft ſich für freies Miteigenthum entſchieden. Vgl. 
§§ 681, 2151 Entw. I. 

126) Vgl. Komm. Prot. 137. Sitzung II S. 429, 280. Sitzung IV 
S. 133. 

127) Vgl. Komm. Prot. V S. 837. 

128) Uebrigens liegt in dem Vertrag über Ueberlaſſung eines Erbſchafts⸗ 
antheils überhaupt keine dingliche Verfügung über den Antheil am 
Nachlaſſe. Vgl. Endemann, Einführung III S. 365. 

129) Vgl. auch $ 82 B.GB.'s: „Wird die Stiftung genehmigt, jo ift 
der Stifter verpflichtet, das in dem Stiftungsgeſchäfte zugeſicherte 
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gehen nach $ 401 B. GB.'s bei der Uebertragung einer Forde⸗ 
rung die Hypotheken oder Pfandrechte, die für ſie beſtehen, 
ſowie die Rechte aus einer für ſie beſtellten Bürgſchaft auf 
den neuen Gläubiger über. In dieſen Fällen liegt der 
Thatbeſtand freilich inſofern anders, als es ſich um Ueber⸗ 
tragung eines Rechtes handelt, dem andere als Acceſſorien 
folgen, aber ein prinzipieller Unterſchied zwiſchen dieſem 
Falle und dem, daß mehrere in koordinirter Rechtslage be⸗ 
findliche Rechte Gegenſtand einheitlicher Verfügung ſind, be⸗ 
ſteht nicht. | 

So findet ſich ferner im Aktienrechte ebenfalls die 
Vermögensübertragung durch einheitlichen Akt. Nach § 304 
des Handelsgeſetzbuches vollzieht ſich die Uebertragung des 
Vermögens der Aktiengeſellſchaft durch Eintragung des dies⸗ 
bezüglichen Beſchluſſes der Generalverſammlung in das Han: 
delsregiſter 3). Und doch beſteht hier keine Einheitlichkeit 
des Vermögens in dem Sinne, daß der Aktiengeſellſchaft an 
den einzelnen Beſtandtheilen ihres Vermögens kein ſelbſtän⸗ 
diges Recht zuſtände. 

Auf der anderen Seite ſpricht eine Reihe gewichtiger 
Gründe gegen die Annahme einer einheitlichen, rechtlichen 
Zuſtändigkeit. Zunächſt beſtimmt das Geſetz bei der Erben- 
gemeinſchaft, daß dieſe durch die Auseinanderſetzung auf: 
gelöſt wird. Die Auseinanderſetzung bewirkt jedoch regel⸗ 
mäßig keine vollſtändige Auflöſung des Gemeinſchaftsverhält⸗ 
niſſes. Vielmehr heißt es in § 2047 Abſ. 2: Schriftſtücke, 
die ſich auf die perſönlichen Verhältniſſe des Erblaſſers, auf 


Vermögen auf die Stiftung zu übertragen. Rechte, zu deren Ueber⸗ 
tragung der Abtretungsvertrag genügt, gehen mit der Genehmigung 
auf die Stiftung über, ſofern nicht aus dem Stiftungsgeſchäſte 
ſich ein anderer Wille des Stifters ergibt.“ 
130) Die Fälle, in denen ſich eine acquisitio per universitatem oder 
eine Univerſalſucceſſion als Folge der Eingehung eines anderen, 
namentlich familienrechtlichen Rechtsverhältniſſes unter Lebenden 
vollzieht, ſind abſichtlich nicht herangezogen. 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLIX. 12 
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deſſen Familie oder auf den ganzen Nachlaß beziehen, bleiben 
gemeinſchaftlich 13 ). 

Dieſe Gemeinſchaftlichkeit kann nur Miteigenthum ſein. 

Nach der hier reprobirten Auffaſſung würde das Mit⸗ 
eigenthum der Theilhaber an den Schriftſtücken erſt durch die 
Auseinanderſetzung entſtehen. Es würde alſo ein dieſe 
Gegenſtände ſelbſt gar nicht betreffendes Verfahren eine Ver⸗ 
änderung hinſichtlich ihrer rechtlichen Zuſtändigkeit bewirken. 
Ja noch mehr; dieſe Veränderung würde nicht nur die recht⸗ 
liche Zuſtändigkeit, ſondern die Rechtsobjektivität ſelbſt be⸗ 
treffen. 

Daß eine derartige Konſtruktion nicht unbedenklich iſt, 
bedarf der Hervorhebung nicht 152). Außerdem heißt es: 
„Die Schriftſtücke bleiben gemeinſchaftlich“, nicht alſo eine 
Veränderung, ſondern eine Erhaltung ihrer bisherigen recht⸗ 
lichen Zuſtändigkeit ſoll eintreten. 

Sodann beſtimmt § 48 der Grundbuchordnung: „Soll 
ein Recht für mehrere gemeinſchaftlich eingetragen werden, 
ſo ſoll die Eintragung in der Weiſe erfolgen, daß entweder 
die Antheile der Berechtigten in Bruchtheilen angegeben 
werden, oder das für die Gemeinſchaft maßgebende Rechts— 
verhältniß bezeichnet wird.“ 

Das Geſetz geht alſo auch hier erſichtlich davon aus, 
daß bei Vermögensgemeinſchaften die einzelnen Rechte als 
ſolche gemeinſchaftlich ſind. 


131) Vgl. Komm. Prot. 400. Sitzung V S. 886. 

132) Die Gier ke'ſche Auffaſſung, daß durch die perſönliche Verbunden⸗ 
heit der Subjekte die den Subjekten in ihrer Verbundenheit zu⸗ 
ſtehenden Rechte und Verbindlichkeiten als Beſtandtheile einer ein⸗ 
heitlichen Geſammtſphäre aus den Sonderſphären der Einzelnen 
heraustreten und daher einem Jeden für ſich weder ganz noch 
theilweiſe zugeſchrieben werden (Genoſſenſchaftstheorie S. 344), daß 
andererſeits bei Wegfall des Bandes Quotenrechte hervorſpringen 
bezw. frei werden (S. 346 beſ. Note 3), mithin gewöhnliche ge⸗ 
meinſchaftliche Rechte entſtehen, verſchleiert zwar, aber beſeitigt die 
Härte nicht. Sie operirt nur mit einem allerdings ſehr anſchau⸗ 
lichen und beſtechenden Bilde. 


Joerges: Zur Lehre vom Miteigenthum. 179 


Die Gierke'ſche Auffaſſung hat viel Gewinnendes, wo 
durch eine einheitliche Firma nach außen hin der Schein einer 
ſelbſtändigen, von den Perſonen der einzelnen Berechtigten 
unabhängigen Zuſtändigkeit der formell unter dem Firmen⸗ 
vermögen vereinigten Rechte erweckt wird. Dies Moment 
fehlt aber bei der Geſellſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuches, 
wo die Rechte auch formell auf den Namen der einzelnen Be⸗ 
rechtigten ſtehen. Die Perſonen der Geſellſchafter ſelbſt ſind 
auch nach außen Gläubiger der zum Geſellſchaftsvermögen 
gehörenden Forderungen; das Verhältniß unterſcheidet ſich 
von der gewöhnlichen Solidarität oder Zuſtändigkeit pro 
parte nur durch die Gebundenheit der Verfügungsgewalt! 2). 


132 a) Das Bürgerliche Geſetzbuch kennt in dem allgemeinen Theil des 
Obligationenrechts nur die allgemeine aktive Solidarobligation des 
§ 428 als Rechtsform der gemeinſchaſtlichen obligatoriſchen Be⸗ 
rechtigung (die Beſonderheit der SS 481, 432 intereſſirt hier nicht); 
eine beſondere Form der geſellſchaftlichen Berechtigung an einer 
Forderung iſt nicht aufgeſtellt, vielmehr ſpricht das Geſetz im § 718 
nur von der „Zugehörigkeit einer — alſo gleichviel wie zuſtehenden 
— Forderung zum Geſellſchaftsvermögen“. Die aktive Geſammt⸗ 
gläubigerſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuches ſtellt ſich aber nicht 
als ein Forderungsrecht mit mehreren ſubjektiven Beziehungen auf 
der Aktivſeite dar, vielmehr als mehrere auf daſſelbe Ziel gerichtete 
Forderungsrechte (arg. S 428: Sind Mehrere eine Leiſtung zu 
fordern berechtigt, ſowie daß Kündigung und Unterbrechung der 
Verjährung nur in personam wirken). Daher beſteht auch unter 
den Gejammtgläubigern keine Rechtsgemeinſchaft im Sinne des 
§ 741 ff. (abweichend Planck ad $ 430 Nr. 1); denn dann 
wäre die Beſtimmung des § 430: Die Geſammtgläubiger find im 
Verhältniſſe zu einander zu gleichen Antheilen berechtigt, ſo weit 
nicht ein Anderes beſtimmt iſt, überflüſſig. Vielmehr läßt das 
Geſetz in S 430 für die Geſammtgläubigerſchaft — wie im § 426 
für die Geſammtſchuldnerſchaft — in einer beſtimmten Beziehung 
eine der Rechtsgemeinſchaft analoge Normirung eintreten. (Anders, 
wie es ſcheint, Coſack, Lehrbuch des bürgerl. Rechts § 119). 

Das Gleiche muß daher auch gelten, wenn die Geſammt⸗ 
gläubiger in einem Geſellſchaftsverhältniß ſtehen und die Schuld 
zum Geſellſchaftsvermögen zu entrichten iſt. Das Geſetz beſtimmt 
hierfür in § 719 keinerlei Modifikationen der rechtlichen Zuſtändig⸗ 
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Hier würde die Auffaſſung, daß den Geſellſchaftern an dieſen 
Forderungen als Einzelnen keinerlei Rechte zuſtehen, mit dem 
thatſächlichen Verhältniß direkt in Widerſpruch ſtehen, anſtatt 
es zu erklären. 

Endlich führt die Gierke'ſche Auffaſſung zu einem be— 
denklichen und durch das Bild von den Geſammt- und Sonder— 


keit, ſondern lediglich der Verfügungsgewalt. Es iſt daher irre⸗ 
führend, wenn Oertmann S. 141, 5, b von einer — ſich von 
einem Geſammtſchuldverhältniß unterſcheidenden — „gemeinſamen 
Berechtigung“ ſpricht, welche bei den ſogenannten Geſammthand⸗ 
verhältniſſen vorliege. (Aehnlich Coſack S. 384.) 

Daß die Zugehörigkeit einer Forderung zum Geſellſchafts⸗ 
vermögen mit ihrer rechtlichen Zuſtändigkeit nichts zu thun hat, 
zeigt eine genauere Betrachtung der rechtlichen Natur der Ein⸗ 
bringung einer bisher einem Geſellſchafter allein zuſtehenden For⸗ 
derung in das Geſellſchaftsvermögen. Praktiſch wird ein derartiger 
Vertrag lauten: A überträgt ſeine ihm gegen X zuſtehende Forde⸗ 
rung auf die Geſellſchaft. Da die Geſellſchaft nun weder Rechts⸗ 
ſubjektivität noch überhaupt einen einheitlichen Namen beſitzt, iſt 
man geneigt, den Rechtsakt zunächſt dahin aufzufaſſen: A cedirt 
ſeine Forderung an die anderen Geſellſchafter derart, daß dieſe 
nun entweder Geſammtgläubiger oder Gläubiger pro parte find. 
Erſteres iſt aber unmöglich, denn durch einſeitigen Akt des Gläu⸗ 
bigers kann nach Bürgerlichem Geſetzbuch zwar eine Forderung 
übertragen werden, nicht aber unter Fortbeſtand des alten Gläu⸗ 
bigerrechts vervielfältigt werden. Die zweite an ſich mögliche Art 
der theilweiſen Uebertragung iſt aber nicht zu unterſtellen, da ſie 
den Intentionen der Betheiligten nicht gerecht wird. Mithin 
bleibt keine andere Auffaſſung übrig, als daß durch dieſe Ein: 
bringung eine Gemeinſchaftlichkeit der Zuſtändigkeit der Forderung 
überhaupt nicht erzeugt wird, ſondern nur eine dinglich wirkende 
Gebundenheit, welche bewirkt, daß Gläubigerſchaft und Verfügungs⸗ 
macht hinſichtlich der Forderung ſich theilen und die erſtere prak⸗ 
tiſch durch die letztere abſorbirt wird. 

Ein ähnliches Verhältniß beſteht auch hinſichtlich der quoad 
usum inſerirten Objekte. Auch hier wird durch die Illation an 
der Zuſtändigkeit der Gegenſtände nichts geändert, vielmehr nur 
eine Gebundenheit des Gebrauchs derart begründet, daß Privat⸗ 
verfügungen des Inferenten nicht im Stande ſind, denſelben der 
Geſellſchaft zu entziehen. Vgl. auch RG. in Seuffert's Archiv 
XLVIII 194. 
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ſphären nicht beſeitigten Zwieſpalt zwiſchen der äußeren und 
inneren Seite des Geſellſchaftsvermögens. Nach außen 
kommen zwar nur die Beſtandtheile des Geſellſchaftsvermögens 
als einzelne in Frage, und zwar erſcheinen ſie, da die „Rechts⸗ 
gemeinſchaften zur geſammten Hand“ juriſtiſche Perſönlich⸗ 
keit nicht beſitzen, als Rechtsobjekte der Geſellſchafter ac. 
Wenn dieſe einen Vermögensgegenſtand veräußern, übertragen 
ſie ein in ihrer Perſon bereits vorhandenes Recht. Will 
man das Verhältniß nun ſo konſtruiren, daß die einzelnen 
zum Geſellſchaftsvermögen gehörigen Rechte Rechtsobjektivität 
nur für die Geſellſchafter in ihrer Verbundenheit, nicht für 
die Perſonen der Geſellſchafter als Einzelne beſitzen, oder 
mit anderen Worten, daß die Geſammtheit, nicht die Summe 
der Geſellſchafter Rechtsſubjekt bezüglich der einzelnen zum 
Geſellſchaftvvermögen gehörigen Sachen und Forderungen 
iſt 139, jo ſteht dem entgegen, daß die Geſellſchafter in ihrer 
Geſammtheit keine Rechtsſubjektivität beſitzen. Rechtsfähig 
iſt nach dem Syſtem des Bürgerlichen Geſetzbuchs nur die 
phyſiſche und die juriſtiſche Perſon: hier würde aber weder 
eine Mehrheit phyſiſcher Perſonen, noch eine juriſtiſche Per: 
ſon, ſondern ein Drittes vorliegen, und zwar etwas ſeinem 
innerſten rechtlichen Kern nach geradezu Unfaßbares. Von 
den juriſtiſchen Perſonen wäre es innerlich regelmäßig (wie 
bei den handelsrechtlichen und familienrechtlichen Gemein⸗ 
ſchaftsfällen, anders nur bei den nicht eingetragenen Vereinen) 
durch den Mangel eines ſelbſtändigen Daſeinszweckes tief 
geſchieden. 

Wenn man ferner vom Standpunkte des früheren, nament⸗ 
lich des gemeinen Rechtes dem Einwand, ein derartiges ſo— 


133) So ſcheint Gierke J. c. das Verhältniß zu konſtruiren. Eine 
vielleicht denkbare Begründung der Anficht durch analoge Aus⸗ 
dehnung des §8 93 B. GB.8, welcher die Rechtsobjektivität der 
weſentlichen Beſtandtheile einer Sache negirt, verbietet ſich, abge⸗ 
ſehen von allem Anderen, ſchon dadurch, daß es ſich in $ 93 um 
einen abſoluten, hier nur um einen relativen Mangel der Rechts⸗ 
objektivität handelt. Vgl. unten S. 182. 
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zuſagen Zwiſchenſubjekt ſei dem Rechte unbekannt, vielleicht 
mit Recht!) damit begegnen konnte, es handele ſich im 
vorliegenden Fall um eine unter die römiſchen Rechtsbegriffe 
nicht paſſende, „ſelbſtändige, deutſchrechtliche Bildung“, ſo iſt 
eine derartige Replik gegenüber dem feſtgeſchloſſenen Syſtem 
des geſammten Privatrechtes, wie es uns im Bürgerlichen 
Geſetzbuch entgegentritt, nicht haltbar. In einem geſetz⸗ 
geberiſchen Werke wie dies, welches unmittelbar nicht der 
urſprünglichen, rechtſchaffenden Kraft des Volkes, ſondern 
dem reflektirenden Verſtande geſchulter Juriſten ſein Daſein 
verdankt, hätte ein ſolches Quaſiſubjekt ausdrücklicher An⸗ 
erkennung bedurft. Aber weder im allgemeinen Theil, noch 
in den die allgemeinen Lehren des Rechtes der Schuld— 
verhältniſſe betreffenden Abſchnitten, noch im Sachenrecht 
finden wir Spuren einer derartigen Auffaſſung. Deswegen 
darf man einen dem Geſetzbuch unbekannten Rechtsbegriff 
von allgemeiner Bedeutung nicht aufſtellen, um einzelne Er— 
ſcheinungen beſtimmter Rechtsverhältniſſe zu erklären. 

Auch auf ſachenrechtlicher Baſis läßt ſich die objektive 
Einheit nicht befriedigend konſtruiren. Man könnte jagen, 
daß die einzelnen Vermögensbeſtandtheile nur Dritten gegen— 
über, nicht gegenüber den Geſellſchaftern ſelbſt Rechtsobjektivi⸗ 
tät beſäßen. Aber Rechtsobjektivität iſt ein Begriff, der 
ſeinen poſitiven Inhalt weſentlich durch die Zuſtändigkeit des 
Objektes mit Rückſicht auf die Perſon eines beſtimmten Be: 
rechtigten gewinnt; ſie iſt ferner ein abſoluter Begriff, der 
eine Beſchränkung nicht, am wenigſten nach der Seite ſeines 
Subjektes verträgt. Es iſt des Weiteren nicht denkbar, daß 
Sachen durch einen die körperliche Selbſtändigkeit unberührt 
laſſenden, rein juriſtiſchen Akt, wie Einbringung in ein Ge— 


134) Vom hiſtoriſchen Standpunkt iſt es freilich kaum zu bezweifeln, 
daß dem deutſchen Mittelalter die Geſammthänder „wie ein Leib“ 
erſcheinen, worauf ja auch die Rechtsſymbolik hinweiſt. Vgl. 
Stobbe in der Zeitſchrift für Rechtsgeſchichte IV S. 219. 
Stobbe-Lehmann II S. 300. 
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ſellſchaftsvermögen, zeitweilig ihrer Rechtsobjektivität nach 
beſtimmten Richtungen entkleidet werden könnten 15). 

Schließlich formulirt das Geſetz das ſogenannte Geſammt⸗ 
handprinzip ſtets übereinſtimmend !?°) dahin: 

„Ein Geſellſchafter ꝛc. kann über ſeinen Antheil an den 
einzelnen zum Geſellſchaftsvermögen gehörenden Gegenſtänden 
nicht verfügen.“ 

Der überall gleichlautende Wortlaut der Beſtimmung 
läßt ihre Faſſung als eine gewollte und beabſichtigte er⸗ 
ſcheinen. Die Worte: „kann über ſeinen Antheil an den 
einzelnen Gegenſtänden nicht verfügen“, laſſen aber keine 
andere Auffaſſung zu, als daß das Geſetz ſtillſchweigend da⸗ 
von ausgeht, daß dem Geſellſchafter ein Recht an den ein⸗ 
zelnen Gegenſtänden zuſteht. 

Hiernach iſt jedenfalls für das neue Reichsrecht die 
Auffaſſung zu verwerfen, daß Objekt der rechtlichen Zuſtändig⸗ 
keit im Verhältniß der Geſellſchafter zu einander nur das 
Sondervermögen als Ganzes und nicht die dazu gehörenden 
einzelnen Sachen und Rechte ſind. Deswegen können wir 
mit Fug und Recht von einem Miteigenthum an den einzelnen 
zum Geſellſchaftsvermögen gehörenden körperlichen Sachen 
ſprechen. Ob es ſich hierbei um ein „Miteigenthum nach 
Bruchtheilen“ handelt, muß dabei vorläufig dahingeſtellt 
bleiben !). 


135) Das Bürgerliche Geſetzbuch hat trotz der Angriffe Gierke's gegen 
die im erſten Entwurf durchgeführte romaniſtiſche Auffaſſung des 
Rechtsobjekts (Beiträge Heft 18 S. 107 ff.) an der Auſſaſſung, 
daß Sachinbegriffe keine ſelbſtändigen Rechtsobjekte ſind, feſtgehalten. 
Vgl. Endemann, Einführung Bd. I § 50, II 2 ad Pote 10. 
Ueber den Begriff der Sachgeſammtheit im deutſchen Recht vgl. 
auch Roth, Privatrecht I S. 444. 

136) $S$ 719, 1442, 2033 Abſ. 2 B. GB.. 

137) Es mag bemerkt werden, daß bisher, ſo weit mir bekannt geworden, 
die Theorie der objektiven Vermögenseinheit für das Bürgerliche 
Geſetzbuch noch nicht konſequent vertreten iſt. Im Einzelnen finden 
ſich freilich vielfach Anklänge, vgl. z. B. Endemann, Einfüh⸗ 
rung III S. 8. von Seeler S. 92 ff. 
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II. Für dieſes Miteigenthum ohne veräußerliche Antheile 
iſt in der deutſchen Wiſſenſchaft wie Praxis der Ausdruck 
„Eigenthum zur geſammten Hand“ ) allgemein üblich. 
Wenn er im Folgenden vermieden und durch die Bezeichnung 
„gebundenes Miteigenthum“ erſetzt wird, ſo bedarf dies der 
Rechtfertigung. 

Zunächſt iſt der Begriff der geſammten Hand kein rein 
ſachenrechtlicher, ſondern ein perſonenrechtlicher mit ſachen— 
rechtlichen Reflexwirkungen 15). Es handelt ſich dabei „um 
den Einfluß einer Verbundenheit der Subjekte auf eine unter 
ihnen beſtehende Vermögensgemeinſchaft“ und er ſtellt ſich 
in Folge deſſen nicht ſowohl als ein „für ſich beſtehendes 
Rechtsinſtitut“ dar, ſondern vielmehr als ein „einer Fülle 
von Rechtsinſtituten gemeinſames Gedankenelement“ ). 

Außerdem aber fehlt dem Begriff der geſammten Hand 
ein beſtimmter ſachenrechtlicher Inhalt 111), denn man be⸗ 
zeichnet hierdurch nicht nur den Grundſatz der Unveräußer: 
lichkeit der Quoten, ſondern der Ausdruck „Geſammte Hand“ 
wird auch zur Charakteriſirung aller der Rechtsſätze gebraucht, 
welche im Gegenſatz zum römiſchen Recht eine objektive Ge⸗ 
bundenheit eines gemeinſchaftlichen Vermögens ſtatuiren, 


138) Die Bezeichnung iſt nicht nur in faſt ſämmtlichen Lehrbüchern, 
ſondern auch in den geſetzgeberiſchen Vorarbeiten gebraucht. Ueber 
die Dogmengeſchichte des Begriffes vgl. beſ. Stobbe, Zeitſchrift 
für Rechtsgeſchichte IV S. 206 ff. 

Ueber das Bedenkliche des Ausdrucks vgl. auch Kuhlenbeck 
S. 320 Note 1. Bezeichnender Weiſe wird derſelbe auch in dem 
Lehrbuch von Stobbe⸗ Lehmann II $ 97 für das moderne Recht 
vermieden. 

139) Das in dem Ausdruck ſteckende Bild bezieht ſich ebenfalls auf die 
alte Form der Eingehung des perſonenrechtlichen Verhältniſſes. 
Vgl. Schröder, Rechtsgeſchichte S. 394. 

140) Vgl. Gierke, Genoſſenſchaftstheorie S. 342 ff., 353. 

141) Vgl. in dieſer Beziehung beſonders die Ausführungen in Gierke's 
Genofſenſchaftstheorie S. 353 ff., wo als einziges allgemein charak⸗ 
teriſtiſches Merkmal der Geſamten Hand die Durchdringung der 
Vermögensgemeinſchaft mit perſonenrechtlichen Elementen hinge⸗ 
ſtellt wird. 
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gleichgiltig, wie dieſelbe im ſpeziellen Fall durchgeführt iſt. 
Vor Allem iſt ihm nicht einmal die Unveräußerlichkeit 
der Quoten unbeſtritten eſſentiell. Heusler !“? nimmt letz⸗ 
teres freilich an, ihm ſteht aber die gewichtige Autorität 
Gierke's “) gegenüber. Auch von Dogmatikern des bürger⸗ 
lichen Rechtes ““) wird, und zwar mit Recht, die letztere 
Anſicht vertreten, wonach auch bei der Gemeinſchaft des 
Bürgerlichen Geſetzbuches inſofern ein Geſammthandverhält⸗ 
niß vorliegt, als die die Benutzung des Gemeinſchaftsobjektes 
regulirenden Verträge für die Singularſucceſſoren der Pazis⸗ 
zenten verbindlich ſind, und die praestationes personales 
ihnen gegenüber in Anrechnung gebracht werden können. 
Wenn man daher mit dem Ausdruck „Eigenthum zur 
geſammten Hand“ die Fälle des gemeinſchaftlichen Eigen⸗ 
thums ohne veräußerliche Antheile bezeichnet, ſo thut man 
ſeiner hiſtoriſchen Bedeutung Gewalt an. Man prägt einen 
Rechtsgedanken allgemeiner Natur um zu einem feſtbegrenzten 
ſachenrechtlichen Rechtsinſtitut und zwingt ihm ſeinem innerſten 
Weſen fremde Beſchränkungen auf. Ohne der rechtshiſtoriſchen, 
wie der rechtsphiloſophiſchen Bedeutung des Geſammthand⸗ 
begriffes irgend wie Unrecht zu thun, kann man ſagen, daß 
er zur dogmatiſchen Kennzeichnung des Begriffes des Mit⸗ 
eigenthumes ohne veräußerliche Antheile ungeeignet iſt 145). 


142) Inſtitutionen § 50 S. 226 ff. Auch er faßt die Geſammte Hand 
nicht als ein Rechtsinſtitut, ſondern als ein Rechtsmotiv, ein 
Rechtselement auf. Ebenſo $ 52 S. 236, S. 250. 


143) J. c. S. 345 beſ. Note 2. Anders freilich Beiträge Heft 18 


S. 59: „den Ausgangspunkt muß jedenfalls die Verneinung ge⸗ 
ſonderter und frei verfügbarer Antheile bilden.“ Vgl. auch 
Schröder, Miteigenthum S. 20 ff. 


144) Vgl. z. B. Philler, Vorleſungen S. 172. Planck, Kommen: 


tar Buch II S. 484. 

145) Weil die dogmatiſche Verwendung des Begriffs der Geſammthand 
in Widerſpruch mit ſeiner hiſtoriſchen Bedeutung tritt. Der Aus⸗ 
druck „Eigenthum zur geſammten Hand“ verführt ferner zu der 
Annahme, es handle ſich um ein vom „Miteigenthum“ prinzipiell 
verſchiedenes Rechtsinſtitut, eine Annahme, die, wie unten des 
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§ 10. 


Die Entſtehung des freien und gebundenen 
Miteigenthums. 


I. Das freie Miteigenthum iſt die allgemeine Form der 
Eigenthumsgemeinſchaft, denn S 741 B. GB.“'s beſtimmt, 
daß jede Rechtsgemeinſchaft, ſofern das Geſetz nicht ein 
Anderes beſtimmt, ſich als „Gemeinſchaft nach Bruchtheilen“, 
d. h. als Gemeinſchaft mit veräußerlichen Antheilen qualifi⸗ 
zirt. Als allgemeine Form der Eigenthumsgemeinſchaft be— 
dürfen die Entſtehungsfälle des freien Miteigenthums einer 
geſonderten Unterſuchung nicht 116). Hervorzuheben iſt, daß 
auch nach bürgerlichem Recht eine lediglich thatſächliche Ge: 
meinſchaft kein Miteigenthum erzeugt !!“), daß es vielmehr 
überall eines nach allgemeinen Grundſätzen ſachenrechtlich 
rechtswirkſamen Thatbeſtandes bedarf. 


II. Das gebundene Miteigenthum erſcheint überall als 
ſachenrechtliche Rückwirkung eines engeren perſönlichen Ver: 
hältniſſes 1°). In einigen Fällen erzeugt das perſönliche 
Verhältniß für ſich nicht das Miteigenthum, ſondern nur die 
Gebundenheit, wie bei Eingehung einer Geſellſchaft und bei 
der Erbengemeinſchaft. Dort läßt nicht der Geſellſchafts— 


Näheren zu zeigen, unbegründet iſt. Hiſtoriſch korrekt müßte man 
überhaupt ſagen: Unſer Reichsrecht kennt römiſches Miteigenthum 
nicht, ſondern hat an ſeiner Stelle das im Einzelnen freilich 
ſehr modifikationsfähige „Eigenthum zur Geſammten Hand“ ein⸗ 
geführt. 

146) Sie ſind im Weſentlichen die des römiſchen Rechts. Speziell über 
Verbindung und Vermiſchung vgl. 85 947, 948 B. GB.'3. Ein 
beſonderer Fall iſt die Vereinigung der Bienenſchwärme mehrerer 
Eigenthümer ($ 963), wo ohne Rückſicht auf die frühere Stärke 
der Schwärme aus praktiſchen Gründen Miteigenthum zu gleichen 
Theilen eintritt. 

147) Vgl. §§ 921, 922 B. GB.“'83. Endemann II S. 277, 278. 

148) Daher endet mit dem Fortfall dieſes Verhältniſſes regelmäßig auch 
die Gebundenheit. Vgl. SS 730, 2047 B. GB.. 
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vertrag, ſondern die Illation in die Geſellſchaft, bezw. der 
Erwerb für die Geſellſchaft das Eigenthum gemeinſchaftlich 
werden; hier ruft nicht die Verbundenheit der Erben Mit⸗ 
eigenthum hervor, ſondern die Beerbung durch Mehrere als 
ſolche. Anders iſt es beim Eintritt in eine beſtehende Ge⸗ 
ſellſchaft !“) und der Eingehung einer Ehe: hier wird un⸗ 
mittelbar als Konſequenz des perſönlichen, bezw. familien⸗ 
rechtlichen Aktes die dingliche Rechtsgemeinſchaft hervorgebracht. 
Wenn die Gütergemeinſchaft auch einen Ehevertrag voraus⸗ 
ſetzt, ſo iſt dieſer doch lediglich conditio sine qua non; wir⸗ 
kende Urſache iſt und bleibt die Eingehung, bezw. das Be⸗ 
ſtehen der Ehe 150). 

Da das gebundene Miteigenthum im Syſtem des Ge⸗ 
ſetzes kein Rechtsinſtitut von allgemeiner Bedeutung iſt, viel⸗ 
mehr nur im Anſchluß an die einzelnen Fälle ſeines Vor⸗ 
kommens normirt wird, ergibt ſich, daß es abgeſehen von 
dieſen nicht vorkommen kann, daß mithin ein lediglich auf 
Bindung des Miteigenthums gerichteter Vertrag der ding⸗ 
lichen Wirkſamkeit entbehrt 151) (S 137 B. GB.'8). 

Im Einzelnen läßt das Geſetz zunächſt bei der allge: 
meinen ehelichen Gütergemeinſchaft und ihren Nebenformen, 
der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft, der Fahrniß⸗ und Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft gebundenes Miteigenthum eintreten. 
Hier liegt die Rückwirkung einer familienrechtlichen Ber: 
bundenheit vor 15). 


149) Ueber die abweichende Auffaſſung Planck's S. 480 vgl. unten 
§ 11, wo der hier als Behauptung aufgeſtellte Satz näher be⸗ 
gründet iſt. 

150) Vgl. § 1438: „Die einzelnen Gegenſtände werden gemeinſchaftlich, 
ohne daß es einer Uebertragung durch Rechtsgeſchäft bedarf.“ 

151) Vgl. Komm. Prot. 2. Leſung 166. Sitzung II S. 744 und 400. Sitzung 
V S. 835 ff. Vgl. oben S. 172 Note 111. 

152) Die Faſſung des Geſetzes in SS 1438, 1483, 1519, 1549 läßt die 
Streitfragen des früheren Rechtes über das Weſen der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft erledigt erſcheinen. Die Faſſung „gemeinſchaft⸗ 
liches Vermögen“ zeigt, daß es ſich weder um eine juriſtiſche Per⸗ 
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Des Weiteren findet ſich gebundenes Miteigenthum bei 
der Geſellſchaft und den nicht rechtsfähigen Vereinen (§ 54 
B. GB.“), denen ſich im Handelsrecht die offene Handels: 
und die Kommanditgeſellſchaft anſchließen. Die regelmäßig 
auf die Dauer angelegte Verbindung zu einem gemeinſamen 
Zweck erzeugt ein engeres perſönliches Verhältniß, dem das 
deutſche Recht auch im Verhältniß zu Dritten die Berück— 
ſichtigung nicht verſagt. 

Die Erbengemeinſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuches 
bildet eine Zwiſchenſtufe zwiſchen freiem und gebundenem 
Miteigenthum. Wenn auch für die Ausgeſtaltung derſelben 
im Sinne des ſogenannten Geſammthandprinzipes weſentlich 
praktiſche Gründe maßgebend waren 155), ſo erſcheint doch 
theoretiſch die Gebundenheit als die Rückwirkung der früheren 
einheitlichen Zuſtändigkeit des Vermögens, welche noch ſo 
lange andauert, wie ſeine faktiſche Einheit, d. h. bis zur 
bewirkten Auseinanderſetzung. Hier iſt alſo die perſönliche 
Verbindung eine Reflexwirkung der ſachenrechtlichen Einheit. 
Da die letztere das vorwiegende Element iſt, ſteht es den 
Miterben frei, unter Wahrung jener für ihre Perſonen andere 
zu ſubſtituiren: Die Veräußerung des ganzen Erbſchafts— 
antheils iſt frei; nur die der einzelnen Nachlaßſachen iſt 
gebunden 15). 

Der Erbengemeinſchaft ſchließt ſich im Gebiete des 
Handelsrechtes die Rhederei an. Zwar liegt auch hier ein 
Geſellſchaftsvertrag vor, der auf Verwendung eines Schiffes 
zum Erwerb durch Seefahrt auf gemeinſame Rechnung ge— 
richtet iſt 55). Während aber bei den übrigen Geſellſchaften 


ſon, noch um ein Alleineigenthum des Mannes handelt. Vgl. die 
Ueberſicht der Streitfrage bei Gengler, Deutſches Privatrecht 
8 148 S. 555. 
153) Vgl. die Protokolle der 396. Sitzung Bd. V S. 835 ff. 

154) Ueber die Antheilsverfügung bei den ſogenannten Geſammthand⸗ 
verhältniſſen vgl. Gierke, Genoſſenſchaftstheorie S. 347 Note 1. 

155) Ueber die eigenartige Auffaſſung Dernburg's (Preuß. Privat: 
recht (II § 215 Nr. 7): die Rhederei ſei „nicht Geſellſchaft, Ton: 
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die Vermögensgemeinſchaft Folge der perſönlichen Verbindung 
iſt, wird die letztere bei der Rhederei umgekehrt an die vor⸗ 
handene ſachenrechtliche geknüpft: Die Verwendung eines 
gemeinſchaftlich zuſtehen den Schiffes zum Erwerb durch 
Seefahrt begründet nach § 489 die Rhederei. Das Ueber⸗ 
wiegen der Vermögensgemeinſchaft zeigt ſich bei der Ber: 
waltung darin, daß hier das Majoriſirungsprinzip auf kapi⸗ 
taliſtiſcher Grundlage ſtatuirt iſt ““), vor Allem aber zeigt 
es ſich in der Veräußerlichkeit der Schiffspart. Wenn man 
die Rechtsnatur der Veräußerung der Schiffspart als Ver⸗ 
äußerung des Antheils am Rhedereivermögen definirt 15, fo 
iſt dies unbedingt richtig nur für die obligatoriſche Seite 
des Veräußerungsvertrages: Dinglich tritt eine unmittelbare 
Succeſſion nur ein, ſoweit das Rhedereivermögen aus körper⸗ 
lichen Sachen beſteht. Bezüglich der Rhedereiforderungen 
und Rhedereiſchulden (ſoweit ſich die letzteren nicht als Schiffs— 
gläubigerrechte darſtellen), wird durch die Veräußerung nur 
eine Verpflichtung unter den Parteien begründet, den prakti⸗ 
ſchen Effekt des aktiven und paſſiven Rechtsüberganges herbei— 
zuführen. Ein unmittelbarer Rechtsübergang vollzieht ſich 
durch die Veräußerung, bezw. die Denuntiation derſelben 
hinſichtlich der ſich aus dem Sozietätsverhältniß ergebenden 
Rechte und Verpflichtungen 1). 


dern Miteigenthum“, vgl. Boyens, Kommentar ©. 241 und 
Schaps, Kommentar ad 8 489 Note 6. 

156) $ 491 HGB.“8. 

157) Coſack, Handelsrecht S. 595, 598. 

158) $ 504 HGB.'3. Schaps ad 8 503, Zuſatz. Boyens S. 286 
und 287. Die von Coſack S. 598 XI Ib aufgeſtellte Behauptung, 
daß der Erwerber der Schiffspart vermöge eines in der Veräuße⸗ 
rung liegenden Vertrages zu Gunſten Dritter unmittelbar auch 
den perſönlichen Rhedereigläubigern haftet, iſt nicht für richtig zu 
erachten. Der Zweck der Uebertragung der Schiffspart (B. GB. 
§ 328) iſt nicht eine Begünſtigung der Rhedereigläubiger, um jo 
weniger, als der Erwerber der Part auch aktiv nicht in die 
Gläubigerrechte aus den Rhedereiforderungen eintritt; vgl. auch 
Wagner, Handbuch des Seerechts S. 217, 218. 
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Andererſeits ſteht es feſt, wenn ſolches auch nirgends 
ausdrücklich ausgeſprochen iſt, daß es dem Mitrheder nicht 
freiſteht, ſeinen Antheil an einzelnen zum Rhedereivermögen 
gehörenden körperlichen Sachen zu veräußern. Es iſt un⸗ 
denkbar, daß ein Mitrheder z. B. ſeinen Antheil an einem 
einzelnen Reſerveſegel veräußern kann. Die Gebundenheit 
dieſer Vermögensſtücke als Einzelner erklärt ſich vom Stand⸗ 
punkt des neuen Rechtes aus dem in der Rhederei liegenden 
Geſellſchaftsvertrag, vermöge deſſen gemäß Art. 2 EG. HGB.'s 
die Regeln des bürgerlichen Rechtes über die Geſellſchaft in⸗ 
ſoweit zur Anwendung kommen, als das Handelsrecht nicht 
ausdrücklich das Gegentheil beſtimmt. Die Veräußerlichkeit 
iſt aber im Handelsrecht nur für die Schiffspart beſtimmt !°?). 


§ 11. 


Das Miteigenthum als Beſtandtheil eines 
Sondervermögens. 


I. Es iſt eine in der Geſchichte der Rechtswiſſenſchaft nicht 
eben ſelten vorkommende Erſcheinung, daß beſtimmte Aus— 
drücke lange zur Charakteriſirung rechtlicher Erſcheinungen 
gebraucht werden, ehe eine wiſſenſchaftlich ſcharfe Ausprägung 
ihres gedanklichen Inhaltes ſtattgefunden hat. So begegnen 
wir auch dem Worte „Sondervermögen“ zur Bezeichnung 
innerlich durchaus divergirender Verhältniſſe, ohne daß eine 
allſeitige das römiſche und heutige Recht umfaſſende Er⸗ 

159) Unrichtig iſt daher die Behauptung von Schaps $ 489 Note 16 
und Lewis in Endemann's Handbuch IV S. 63, daß jeder 
Mitrheder nach Außen hin berechtigt ſei, pro rata ſeiner Schiffs⸗ 
part die Schiffsforderungen beizutreiben. Dagegen vgl. Boyens 
S. 241; Coſack S. 595, 596 Note ad $ 113 VIII 1 b. Vom 
Standpunkt des bisherigen Rechts (vgl. auch Sammlung von Ent⸗ 
ſcheidungen in Roſtocker Rechtsfällen I S. 216, III S. 90) kommt 
Wagner (S. 214, 215) zu demſelben Ergebniß, indem er der 
Beſtimmung des Art. 469 (§ 502) [fol wohl heißen Art. 458 
(§S 491)] Wirkung nach Außen beilegt. 
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forſchung des Begriffes meines Wiſſens bisher ſtattgefunden 
hat 160). Auch die nachſtehenden Erörterungen ſollen eine 
ſolche nicht geben, ſondern ihr nur vorarbeiten. Sie ver⸗ 
ſuchen darzulegen, in welchen Beziehungen bei den Gemein⸗ 
ſchafts⸗ und Geſellſchaftsverhältniſſen des neuen Reichsrechtes 
von einem Sondervermögen geſprochen werden kann. 
Vorweg mag bemerkt werden, daß unſerem jetzigen Recht 
ein Sondervermögen in dem Sinne, daß die universitas als 
ſolche als Rechtsobjekt erſcheint, unbekannt iſt. Wir haben 
bereits geſehen, daß bei den gemeinſchaftlichen Vermögen 
die Rechte der Theilhaber nicht am Vermögen als Geſammt⸗ 
heit beſtehen, ſondern daß ihr Objekt vielmehr die einzelnen 
zum Vermögen gehörigen Sachen und Rechte ſind. Das 
Gleiche gilt von der ehemännlichen und väterlichen Nutznießung 
des Frauen⸗ bezw. Kindesvermögens. Hier wird in SS 1383, 
1384 und in § 1652 des B. GB.'s auf die Beſtimmungen 
über den Nießbrauch an einem Vermögen verwieſen, letzterer 
erſcheint aber nach $ 1085 des B. GB.'s unzweideutig als 
Nießbrauch an den einzelnen Beſtandtheilen des Ver⸗ 
mögens 16). | 
Es handelt ſich alſo bei den Sondervermögen des Reichs⸗ 
rechtes um Vermögensmaſſen, deren einzelne Beſtandtheile 
dem Berechtigten nach allgemeinen Grundſätzen zuſtehen, 


160) Ueber die ſich an den Begriff des Vermögens knüpfenden Streit⸗ 
fragen vgl. Ehrenberg, Beſchränkte Haftung. Sonſtige ein⸗ 
gehendere Erörterungen des Begriffes, die aber ihren Ausgangs⸗ 
punkt weſentlich im Anſchluß an die Theorie der juriſtiſchen Perſon 
nehmen, bei: Bekker, Pandekten I § 60 S. 213 ff.; Jahrb. für 
Dogmatik II S. 7, XII S. 1; Zeitſchr. für Handelsrecht Bd. IV; 
Brinz, Pandekten III § 432 ff. — In den bisher erſchienenen 
Arbeiten zum Bürgerlichen Geſetzbuch habe ich eine umfaſſende 
ſelbſtändige Erörterung des Begriffes nicht gefunden. 

161) Abweichend Gierke, Beiträge Heft 18 S. 121. Indeſſen darf 
man doch hier wie ſonſt nicht von der Kollektivbezeichnung auf 
die kollektive Einheit des Rechtes ſchließen. Vgl. auch Endes 
mann, Einführung Bd. I $ 50 Note 10 S. 228. Ueber die 
Kontroverſe vgl. oben S. 174 ff. 
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welche aber als Ganzes — dies ergibt ſchon der Ausdruck — 
einer geſonderten Behandlung unterliegen. 

Dieſe geſonderte Behandlung kann zunächſt eine über: 
wiegend thatſächliche Bedeutung beſitzen 152). In dieſem 
Sinne bezeichnet man z. B. das Geſchäftsvermögen des Einzel⸗ 
kaufmanns als Sondervermögen. Die rechtliche Bedeutung 
des Begriffes iſt hier eine relativ geringe, wenn ſie auch 
nicht ganz geleugnet werden kann !°°). 

Erheblichere praktiſche Bedeutung beſitzt der Begriff des 
Sondervermögens in den, von den vorigen mehr graduell 
als prinzipiell unterſchiedenen Fällen, in denen der Ver⸗ 
mögensſonderung eine Haftungsſonderung entſpricht. Hierher 
gehören u. A. das Pekulium im römiſchen Recht, das Schiffs— 
vermögen des Rheders, die Einlage des Kommanditiſten !)). 
Die geſonderte Verwaltung geht hier Hand in Hand mit 
der Haftungsbeſchränkung. Ein Sondervermögen kann ferner 
in der Weiſe vorliegen, daß eine Vermögensmaſſe rechtlich 
in beſtimmten Beziehungen als Einheit behandelt wird 165) und 
Grundſätzen unterliegt, welche nicht der beſonderen Natur 
der einzelnen zu dieſem Vermögen gehörenden Beſtandtheile 
entnommen find 166). Regelmäßig pflegt dieſe Vermögens: 


162) Das heißt der Inhaber hält kraſt Rechtsvorſchrift einen beſtimmten 

| Theil ſeines Vermögens gejondert von feinem übrigen. Der Aus⸗ 
druck „Sondervermögen“ würde hierfür vielleicht beſſer durch Aus⸗ 
drücke wie „geſonderte Vermögensmaſſe“ erſetzt. 

163) Vgl. Coſack § 14. Vgl. beſonders $ 25 HGB.“s. 

164) Vgl. Bekker, Pandekten I S. 147 ff. und im Einzelnen Ehren⸗ 
berg, Beſchränkte Haftung. Bei den Gemeinſchaftsverhältniſſen 
des Bürgerlichen Geſetzbuches kann dies inſofern vorkommen, als 
mit den Gläubigern vereinbart werden kann, daß eine perſönliche 
Haftung, abgeſehen vom Gemeinſchaftsvermögen, nicht Platz greifen 
ſolle. Vgl. Planck Buch II S. 456 unten. Entſch. des RG.“ 
in CS. XII S. 229. 

165) Indem z. B. uno actu in dieſelbe fuccedirt werden kann. 

166) Es kommen hierfür nur ſolche Rechtsſätze in Frage, welche ding⸗ 
liche Wirkung beſitzen. Anderenfalls würde der ohnehin ſchon 
recht weite und dadurch wenig gehaltvolle Begriff jegliche Brauch⸗ 
barkeit verlieren. Auch würde ſolches dem hergebrachten Sprach⸗ 
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maſſe kraft des hier geltenden Surrogationsprinzips trotz 

Veränderung ihrer einzelnen Beſtandtheile ihre Kontinuität 

zu bewahren und ſelbſtändiger Gegenſtand der Vermehrung 

und Verminderung zu ſein. Fälle dieſer Art ſind die dos, 
das einem Nießbrauch oder einer Nutznießung unterliegende 

Vermögen, die Konkursmaſſe !“ ). 

In den Fällen der Rechtsgemeinſchaft im wei⸗ 
teſten Sinn liegt ein derartiges Sondervermögen vor, 
wenn das gemeinſchaftliche Gut nach Rechtsgrundſätzen ver⸗ 
waltet, wenn darüber nach Normen verfügt wird, welche 
nicht dem Einzelrechte der Theilhaber entnommen ſind. 
Von ſolchen Normen kann ein einzelnes Recht erfaßt ſein 
oder ein Komplex in ſich verſchiedenartiger Rechte. So 
betreffen die Sätze des Bürgerlichen Geſetzbuches über die 
„Gemeinſchaft nach Bruchtheilen“ prinzipiell jedes mehreren 
Perſonen gemeinſchaftliche Recht als einzelnes 158) und eine 
beſondere rechtliche Behandlung im obigen Sinne tritt nur 
inſofern ein, als für die Verwaltung der „Gemeinſchaft“ 

gebrauch nicht entſprechen. Man wird zum Beiſpiel niemals ein 

mit Inventar verpachtetes Gut als ein „Sondervermögen“ des 

Verpächters bezeichnen. Anders z. B. das im Nießbrauch des 

Ehemannes befindliche Frauenvermögen. 

Die in Frage kommenden Grundſätze können negativen wie 
pofitiven Charakter haben, d. h. eine an ſich zuſtehende Verfügungs⸗ 
macht ausſchließen, z. B. das Veräußerungsrecht des Ehemannes 
an den Dotalimmobilien, oder gewähren, z. B. das Vertretungs⸗ 
recht des offenen Handelsgeſellſchafters. Regelmäßig geht beides 
Hand in Hand. 

167) Eine eingehendere Erörterung und Detaillirung dieſer Rechtsverhält⸗ 
niſſe, ſowie eine Zurückführung auf die maßgebenden prinzipiellen 
Geſichtspunkte würde über den Rahmen unſeres Themas hinaus⸗ 
gehen. Hier mag eine oberflächliche Skizze genügen. 

168) § 741 B. GB.'s läßt die Vorſchriften über die Gemeinſchaft nach 
Bruchtheilen anwendbar ſein, wenn ein Recht Mehreren gemein⸗ 
ſchaftlich zuſteht. Eine Ausnahme bilden die Früchte deſſelben, 
indem die $S 743 ff., trotzdem an den Früchten ein ſelbſtändiges 
Recht exiſtirt, ſie doch nicht als Gegenſtand einer beſonderen Rechts⸗ 
gemeinſchaft behandeln. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLIX. 13 
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nach § 745 B. GB.'s das Majoriſirungsprinzip gilt !). 
In allen übrigen Fällen der Rechtsgemeinſchaft iſt ein Ver: 
mögenskomplex gemeinſchaftlich, deſſen einheitliche Sonder: 
gutsqualität im Einzelnen, wie weiter unten zu zeigen, mit 
verſchiedener Stärke ausgeprägt iſt. 

Eine weitere allen Gemeinſchaftsverhältniſſen eigen: 
thümliche Ausprägung der Sondergutseigenſchaft beſteht in 
der über die Perſonen der urſprünglichen Parteien hinaus⸗ 
reichenden Wirkſamkeit, welche das Geſetz den gegenſeitigen 
Rechtsbeziehungen der Theilhaber beilegt, indem es dem 
natürlichen Zuſammenhange, in welchem dieſe Beziehungen 
zu ihrer ſachenrechtlichen Entſtehungskauſa ſtehen, Rechnung 
trägt 179). 

Zunächſt ſind dieſe perſönlichen Beziehungen durch § 51 
Konk.⸗Ordn. mit unmittelbarer Wirkſamkeit gegenüber den 
Gläubigern des Genoſſen im Falle des Konkurſes ausgeſtattet. 
Das Geſetz beſtimmt nämlich: 

Wer ſich mit dem Gemeinſchuldner in einem Miteigen: 
thume, in einer Geſellſchaft oder in einer anderen Ver— 
mögensgemeinſchaft befindet, kann wegen der auf ein ſolches 
Verhältniß ſich gründenden Forderungen abgeſonderte Be— 


169) Die Norm des S 747 Satz 2, wonach über den gemeinſchaftlichen 
Gegenſtand nur ſämmtliche Theilhaber verfügen können, verſteht 
ſich aus der getheilten Zuſtändigkeit des Rechtes. Die Beſtimmung 
des § 743 Abſ. 2, wonach jeder Theilhaber, ſo weit er die Genoſſen 
nicht beeinträchtigt, zum ſelbſtändigen Gebrauch des Gemeinſchafts⸗ 
objekts befugt iſt, ſowie die in § 744 Abſ. 1 ſtatuirte Gemein⸗ 
ſchaftlichkeit der Verwaltung beruhen auf individualrechtlichen Ge⸗ 
ſichtspunkten. 

170) Man kann hier eigentlich nicht von einer Sondergutseigenſchaft 
des Gemeinſchaftsvermögens, ſondern nur von einer Sonderguts⸗ 
eigenſchaft ſprechen, welche der Antheil im Vermögen des Berech⸗ 
tigten beſitzt. Und zwar bedeutet „Antheil“ hier den Komplex der 
innerhalb des Gemeinſchaftsverhältniſſes für den einzelnen Gemein⸗ 
ſchafter ſich gegenüber den Genoſſen ergebenden Anſprüche und 
Verpflichtungen inkluſive der etwaigen dinglichen Berechtigung am 
Gegenſtand der Gemeinſchaft. 
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friedigung aus dem bei der Theilung oder ſonſtigen Aus⸗ 
einanderſetzung ermittelten Antheile des Gemeinſchuldners ver⸗ 
langen 17). 

Dieſes Abſonderungsrecht iſt nicht auf pfandrechtliche 
Geſichtspunkte zurückzuführen. Ein Pfandrecht an der Rechts— 
quote des in Gant verfallenen Gemeinſchafters kann es, von 
allen ſonſtigen Gründen abgeſehen, ſchon deswegen nicht 
ſein, weil das Abſonderungsrecht nach dem Wortlaut des 
Geſetzes an dem bei der Theilung ermittelten Antheile 
des Gemeinſchuldners beſteht. Zu dieſem Antheile gehören 
aber auch die dem Gemeinſchuldner auf Grund des Ge— 
meinſchaftsverhältniſſes zuſtehenden Forderungen. 
Ebenſowenig beſteht ein pfandartiges Recht am Kapitalkonto 
des Gemeinſchuldners. Denn dieſer wird ja durch die Forde— 
rungen, auf welche das angebliche Abſonderungsrecht ſich 
ſtützt, ipso jure vermindert, und durch die Ermittelung des 
Kapitalkontos werden jene Forderungen konſumirt. Viel⸗ 
mehr bedeutet das Abſonderungsrecht materiell nur, daß der 
dem Genoſſen gegenüber beſtehende Anſpruch auf Anrechnung 
der ſogenannten praestationes personales bei der Liqui⸗ 
dation 172) mit Wirkſamkeit gegenüber ſeinen Konkurs⸗ 
gläubigern ausgeſtattet iſt. Solche Forderungen tragen an 
ſich rein perſönlichen Charakter. Ihrem natürlichen Ver— 
hältniß zu dem Boden, auf dem ſie erwachſen, trägt aber 
das Recht inſofern Rechnung, als auch die übrigen Gläubiger 
des Gemeinſchuldners dasſelbe reſpektiren müſſen. Den Kon⸗ 
kursgläubigern eines Gemeinſchafters gegenüber gilt die Ge— 
ſammtheit der aus dem Gemeinſchaftsverhältniß entſpringen— 
den gegenſeitigen Rechte und Verpflichtungen unter ſich und 
zuſammen mit dem ſie erzeugenden Recht am oder an 
den gemeinſchaftlichen Objekten als ein einheitlicher, vor 


171) Bei den verſchiedenen Formen der ehelichen Gütergemeinſchaft wird 
wegen § 2 Konk. Ordn. dies Abſonderungsrecht regelmäßig nicht 
praktiſch. Abgeſehen hiervon iſt es allgemeiner Natur. 

172) Vgl. SS 754 — 757, 731-735, 2042 B. GB.'s, $ 155 HGB.“. 
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ſeiner Auflöſung ihrem Zugriffe verſchloſſener Vermögens: 
komplex 17°). 

Soweit eine Singularſucceſſion in den Antheil als 
ſolchen ſtatthaft iſt, findet ſich eine ähnliche, wenn auch nicht 
mit gleicher Klarheit ausgeprägte Wirkſamkeit der gegen— 
ſeitigen Rechtsbeziehungen gegenüber den Singular— 
ſucceſſoren in den Antheil. Auch dieſe iſt, ſoweit die 
Singularſucceſſion überhauptzuläſſig iſt, allgemeiner Natur!“). 
Da der Pfändungsgläubiger Singularſucceſſor iſt, genießen 
auf dieſem Wege die Gemeinſchaftsforderungen der Spezial: 
exekution gegenüber dieſelbe Privilegirung wie gegenüber der 
Generalexekution. 

Im Einzelnen kommen für die Gemeinſchaft folgende 
Beſtimmungen in Frage, die gemäß SS 2038 und 2042 B. GB.'s 
auch auf die Erbengemeinſchaft unmittelbar anwendlich ſind: 
die 8S 746 und 751 verordnen, daß die unter den Theil: 
habern getroffenen Regelungen der Verwaltung und Be— 
nutzung, ſowie ein vereinbarter Ausſchluß der Theilung für 
und gegen die Singularſucceſſoren wirken. SS 755 Abſ. 2 
und 756 S. 2 ſetzen feſt, daß Forderungen eines Theilhabers 
gegen den anderen, welche ſich auf die Gemeinſchaft gründen, 
ſowie der Anſpruch des Theilhabers, daß aus dem Gemein: 
ſchaftsverhältniß hervorgegangene Sammtſchulden bei der 
Auseinanderſetzung zu berückſichtigen ſind, auch gegen die 
Singularſucceſſoren geltend gemacht werden können 175). 


173) Weſentlich die gleiche Konſtruktion hat Ehrenberg, Beſchränkte 
Haftung S. 439 ff., beſ. S. 463. 

174) Sie iſt, wo das Geſetz die Singularſucceſſion in den Antheil zu⸗ 
läßt, ausdrücklich ausgeſprochen, vgl. SS 746, 751, 755, 756 
Abi. 2, 2038, 2042 B. GB.'3, § 504 HGB. 3. Inſoweit in den 
Fällen des gebundenen Miteigenthums eine Singularſucceſſion kraft 
geſtattender Parteivereinbarung giltig ſtattfinden kann — vgl. 
unten § 15 — iſt ſolche Wirkſamkeit daher auch anzunehmen. 
Vgl. hierzu Hartmann, Gutachten aus dem Anwaltſtande 
S. 350; Bingner im Sächſ. Archiv III S. 744. 

175) Zu beachten iſt, daß die den gutgläubigen Erwerb vom Nicht⸗ 
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Somit iſt nur die Verbindung der ſozuſagen mit⸗ 
gliedſchaftlichen Rechte des Gemeinſchafters mit ſeiner Quote 
eine vollſtändige, die auf das Gemeinſchaftsverhältniß ſich 
gründenden Schuldverhältniſſe folgen der Quote nur auf 
der Paſſivſeite, auf der Aktivſeite bedürfen fie beſonderer 
Ceſſion 176). Dieſe dingliche Wirkſamkeit der Gemeinſchafts⸗ 
forderungen iſt ebenſowenig wie das Abſonderungsrecht 
im Konkurſe auf pfandrechtlicher Baſis ““) zu konſtruiren. 
Noch weniger iſt die Kategorie der actio in rem scripta zu⸗ 
treffend. Denn der Erwerber des Antheils iſt nicht Schuldner, 
von ihm kann keine Zahlung begehrt werden, Schuldner 
bleibt ausſchließlich der Veräußerer (der frühere Gemein⸗ 
ſchafter). Der Erwerber iſt vielmehr lediglich Haftender, 
und zwar auch dies nur inſofern, als er ſich bei der Aus- 
einanderſetzung den Anſpruch auf ſeinen Antheil anrechnen 
muß. Was vorliegt, iſt alſo auch hier eine eigenartige ding⸗ 
lich wirkſame Verbundenheit der Forderungen mit ihrer Ent⸗ 
ſtehungsſphäre “). 

Intereſſante Folgen ergeben ſich, wenn der Veräußerer 
des Antheils nicht zugleich ſeine Anſprüche aus der Gemein⸗ 


berechtigten ſchützenden Vorſchriften bei Mobilien hier keine An⸗ 
wendung finden, vgl. Komm. Prot. 167. Sitzung sub 2 Bd. II 
S. 755. Anders bei Grundſtücken, wo nur eingetragene Reguli⸗ 
rungen und Forderungen dinglich wirken, $ 1010 B. GB.. 

176) Welche natürlich auch ſtillſchweigend geſchehen kann. 

177) Bei Grundſtücken geſchieht die Eintragung zwar nach $ 1010 als 
„Belaſtung des Antheils“; ob ſie eine Hypothek iſt, iſt fraglich; 
denn 1. behandelt § 1010 die Regulirungen der Verwaltung und 
Benutzung mit den Forderungen gleich; 2. iſt nicht beſtimmt, daß 
vom Erwerber Zahlung in anderer Weiſe als vom Erwerber einer 
Mobiliarquote begehrt werden kann. Anders Bingner J. c. 
Jedenfalls iſt dies für die Konſtruktion der dinglichen Gebunden⸗ 
heit belanglos. 

178) Eine Zurückführung dieſer dinglichen Verbundenheit auf gemein: 
rechtliche Rechtsbegriffe würde ſchon wegen des rein germaniſchen 
Urſprungs derſelben ſtets hinken. Ihre theoretiſche Erfaſſung kann 
vielmehr nur von einer allgemeinen Theorie des Sondervermögens 
aus erfolgen. 
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ſchaft cedirt. In dieſem Falle kann der Veräußerer ſie 
gegen den Schuldner, d. h. den fortbeſtehenden Theilhaber 
geltend machen, der natürlich mit etwaigen Gegenforderungen 
aus der Gemeinſchaft kompenſiren kann. Veräußert auch 
der Schuldner ſeinen Antheil an der Gemeinſchaft, ſo ſcheiden 
die Gemeinſchaftsforderungen des einen Veräußerers gegen 
den anderen Veräußerer vollkommen aus ihrer Entſtehungs— 
ſphäre aus und könnten auch durch eine nachträgliche Ceſſion 
als den Erwerber des Antheils nicht zur Geltendmachung 
bei der Auseinanderſetzung geeignet gemacht werden. Denn 
im Augenblicke der Ceſſion waren es nicht mehr Forderungen 
„gegen einen Gemeinſchafter“. Fraglich iſt, ob gegen den 
Erwerber des Antheils die Gemeinſchaftsſchulden feines Ver: 
äußerers zum vollen Betrage bei der Auseinanderſetzung 
geltend gemacht werden können, oder ob der Erwerber auch 
ohne Ceſſion der Forderungsrechte ſeines Veräußerers aus 
der Gemeinſchaft dieſe bei der Auseinanderſetzung wenigſtens 
zur Aufrechnung bringen kann. Wir haben uns trotz der 
hierin liegenden Anomalie für das letztere zu entſcheiden. 
Denn der Geſetzgeber will durch jene Vorſchriften nur Nach— 
theile von dem Gemeinſchafter abwenden, welche für ihn aus 
der Veräußerung des Antheils durch den Genoſſen erwachſen 
können, er will ihm aber keine Vortheile verſchaffen 17). 
Prinzipiell gilt dies Alles auch bei der Rhederei ge— 
mäß § 504 HGB.'s. Eine gewiſſe Ausnahme von dem 
Prinzip, daß die Aktivforderungen aus dem Gemeinſchafts— 
verhältniß nicht mit übergehen, ſtatuirt der S 476 HGB.'s: 
„Wird ein Schiff oder eine Schiffspart veräußert, 
während das Schiff ſich auf der Reiſe befindet, ſo 
iſt im Verhältniſſe zwiſchen dem Veräußerer und 


179) Vgl. Komm. Prot. 167. Sitzung II S. 755. Denkſchrift S. 89, 91. 
Anderenfalls könnte der nicht veräußernde Gemeinſchafter von 
dem Singularſucceſſor den vollen Betrag feiner Forderung auge 
gezahlt erhalten, ohne ſeinerſeits den Veräußerer wegen deſſen 
Gegenanſprüchen befriedigt zu haben. Zweifelhaft iſt die Frage 
freilich ſehr. ö 


0 
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dem Erwerber in Ermangelung einer anderen Ber: 
einbarung anzunehmen, daß dem Erwerber der Ge⸗ 
winn der laufenden Reiſe gebühre und der Verluſt 
der laufenden Reiſe zur Laſt falle” 180). 


Inſoweit es ſich alſo um einen Anſpruch auf Gewinn 
aus einer zur Zeit der Veräußerung im Gange befindlichen 
Reiſe handelt, gilt dieſer auch ohne ausdrückliche Ceſſion auf 
den Erwerber als mitübertragen. Anſprüche aus früheren 
Reiſen oder wegen früher geleiſteter Vorſchüſſe des Veräußerers 
würden dagegen nicht als mitübertragen gelten. 

Wo keine Veräußerlichkeit des Antheils beſteht, wie bei 
der Geſellſchaft des bürgerlichen Rechtes und Handelsrechtes, 
ſowie bei den verſchiedenen Formen der ehelichen Gütergemein⸗ 
ſchaft, iſt die Gebundenheit der Gemeinſchaftsverpflichtungen 
dadurch durchgeführt, daß ihre ſelbſtändige Ablöſung aus 
ihrer Entſtehungsſphäre durch Ceſſion oder durch anderweitige 
Geltendmachung prinzipiell für unzuläſſig erklärt iſt 18). 
Sofern eine Pfändung des Antheils ſtattfindet, greifen dem 
Pfändungsgläubiger gegenüber die bei der Gemeinſchaft ent⸗ 
wickelten Normen Platz 18). 


180) Vgl. Boyens S. 144. Lewis 2. Aufl. S. 31. 

181) Aus der Unveräußerlichkeit des Antheils am gemeinſchaftlichen 
Vermögen verſteht ſich ſolches an ſich noch nicht, denn die Ge⸗ 
meinſchaftsverbindlichkeiten gehören nicht eigentlich zum Geſammt⸗ 
gut, da ſie den Theilhabern gegen einander, nicht aber ihnen ge⸗ 
meinſchaftlich zuſtehen. 

Die einſchlägigen Geſetzesbeſtimmungen finden ſich in § 717, 
707 (Aus dem Nichtbeſtehen einer Verpflichtung zur Erhöhung der 
Einlage ergibt ſich, daß die Anſprüche nicht während Beſtehens 
der Geſellſchaft anders als durch Anrechnung auf den Antheil 
geltend gemacht werden können). §§ 1467, 1476 Abſ. 2 B. GB.'s, 
§ 122 HGB.'3. (In der Ceſſion oder anderweiten Geltendmachung 
des Anſpruchs würde eine Verminderung des Kapitalantheils liegen.) 

Ausnahmen $717 Satz 2 B. GB., §S 122 Abſ. 1 HGB.. 

182) Vgl. 8 725 B. GB., $ 135 HGB.'s. Bei der ehelichen Güter: 
gemeinſchaft kann der Fall dann vorkommen, wenn Gläubiger der 
Frau, welche nicht Sammtgutsgläubiger ſind, im Falle der er⸗ 
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II. Es iſt nunmehr die oben bereits geſtreifte Frage zu 
erörtern, ob und in welchem Umfange bei den Gemeinſchafts— 
verhältniſſen ein Sondervermögen in dem Sinne beſteht, daß 
ein Komplex an ſich möglicherweiſe verſchiedenartiger Rechte 
nach beſonderen einheitlichen, nicht dem individuellen Rechte 
der Theilhaber entnommenen Grundſätzen behandelt wird 185). 
Dieſe beſonderen Grundſätze können ſich auf die Verwaltung 
des Gemeinſchaftsvermögens und die juriſtiſche Verfügung 
darüber beziehen. Die Sonderung der Vermögensmaſſe und 
ihre hierdurch herbeigeführte juriſtiſche Selbſtändigkeit kann 
ſich ferner in verſchiedenem Maße hinſichtlich ihres Ueber— 
ganges im Falle eines Wechſels der Theilhaber wirkſam er— 
weiſen. Endlich kann auch den Sondergutsgläubigern ein 
unmittelbarer Zugriff auf das Sondervermögen, ſei es in 
Konkurrenz mit anderen gemeinſchaftlichen Gläubigern, ſei 
es vor dieſen, geſtattet ſein. 

1. Wir haben bereits geſehen, daß bei der Gemein— 
ſchaft im engeren Sinne die Bildung eines gemein— 
ſchaftlichen Sondervermögens prinzipiell nicht ſtattfindet, da 
im Sinne des Geſetzes jedes gemeinſchaftliche Recht eine 
ſelbſtändige Rechtsgemeinſchaft bildet. 

Indeſſen läßt ſich dies nicht ſchroff durchführen. Wir 
haben bereits bemerkt, daß die Früchte des gemeinſchaftlichen 
Rechtes wenigſtens für das obligatoriſche Verhältniß der 
Theilhaber eine Einheit mit der Hauptſache bilden, indem 
ſie einheitlich mit der letzteren verwaltet werden. Außerdem 
wird praktiſch überall eine einheitliche Verwaltung und Be— 
ſchlußfaſſung vorliegen, wo ein eine wirthſchaftliche Einheit 
bildender Komplex von Gegenſtänden oder Zubehörſtücke einer 
gemeinſchaftlichen Hauptſache gemeinſchaftlich ſind. Es wird 
z. B. zwei Brüdern eine Bibliothek geſchenkt, oder zwei Mit— 


hobenen Klage auf Aufhebung der Gemeinſchaft deren Antheil ge— 
pfändet haben. 

183) Im Gegenſatz zu der vorher beſprochenen Art der Verknüpfung 
kann man die hier gegebene mit dem Kollektivausdruck „gemein: 
ſchaftliches Sondervermögen“ bezeichnen. 
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eigenthümer eines Gartens kaufen gemeinſchaftlich Geräth⸗ 
ſchaften zur Beſtellung deſſelben !“). In ſolchen Fällen 
muß man, ſoweit kein Geſellſchaftsvertrag anzunehmen iſt, 
um dem praktiſchen Verhältniß gerecht zu werden, eine ſtill⸗ 
ſchweigende Vereinbarung dahin annehmen, daß die Ver⸗ 
waltung eine einheitliche ſein und ein Anſpruch auf Theilung 
hinſichtlich der einzelnen Gemeinſchaftsobjekte als ſolcher nicht 
beſtehen ſolle. Hierdurch wird zwar kein Theilhaber ge⸗ 
hindert, ſeinen Antheil an einzelnen dieſer zu einer ſolchen 
Einheit zuſammengefaßten Gegenſtände zu veräußern, jedoch 
kann eine derartige Veräußerung die betreffenden Gegen- 
ſtände wegen der dinglichen Wirkung der das Gemeinſchafts⸗ 
verhältniß normirenden Abmachungen nicht ihrem Zwecke 
entfremden. Hierdurch wird für ſolche Fälle praktiſch der 
Effekt der Unveräußerlichkeit der Quote an den einzelnen 
Gegenſtänden des gemeinſchaftlichen Komplexes erzielt 185). 

In allen übrigen Fällen iſt die Gemeinſchaftlichkeit des 
Sondervermögens mit unmittelbarer Wirkung nach außen, 
freilich im Einzelnen mit verſchiedener Stärke ausgeſtattet. 

2. Das Vermögen der Rhederei ) ſetzt ſich zuſammen 
aus dem Schiff nebſt Zubehör, den Forderungen und Schulden 


184) Im einzelnen Fall kann hierbei leicht zweifelhaft ſein, ob über⸗ 
haupt noch eine Gemeinſchaft oder ob nicht vielmehr eine Geſell⸗ 
ſchaft vorliegt. Indeſſen darf man jedenfalls aus Maßnahmen, 
welche lediglich die einheitliche Verwaltung des gemeinſchaftlichen 
Gegenſtandes bezielen, wenn es ſich hierbei auch immerhin um 
Förderung eines gemeinſchaftlichen Zweckes handelt, nicht ohne 
Weiteres einen Schluß auf das Vorliegen einer Geſellſchaft machen. 
Anderenfalls wäre der § 745 großentheils gegenſtandslos. Vgl. 
von Liebe, Sachenrechtliche Erörterungen S. 134. 

185) Bei Kenntniß dieſer Verhältniſſe wird kaum Jemand ein ſolches 
Antheilsrecht kaufen. Bei Unkenntniß wird gemäß § 434, 320 ff. 
der Käufer die Wirkungen des Geſchäfts für ihn beſeitigen können. 

186) Hierzu und zum Folgenden vgl. beſonders Schaps ©. 98 ff. ad 
§ 489 ff.; Lewis, Kommentar 1. und 2. Aufl. ad § 456 ff. in 
Endemann's Handbuch IV S. 154 ff.; Boyens S. 246 ff. 
ad $ 489 ff.; Platou, Om Rederi in Tidsskrift for Rets- 
videnskab XII ©. 105 ff. 
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aus dem Rhedereibetrieb ſowie aus etwaigen ſonſtigen für 
die Zwecke der Rhederei angeſchafften Sachen 1). 

Die Einheitlichkeit dieſes Sondervermögens beſteht 
zunächſt darin, daß, wie bereits oben gezeigt wurde, über 
die ſämmtlichen Beſtandtheile deſſelben nur Namens der 
Rhederei verfügt werden kann, ſowie daß eine Veräußerung 
des Antheils an den Beſtandtheilen des Rhedereivermögens 
als einzelner ausgeſchloſſen iſt !“). Ebenſo kann die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in die einzelnen Beſtandtheile des Rhedereiver⸗ 
mögens nur auf Grund eines auf den Namen ſämmtlicher 
Mitrheder lautenden Titels erfolgen. Die Privatgläubiger 
eines Mitrheders ſind auf die Pfändung ſeiner Schiffspart 
beſchränkt 18). 

Nach außen tritt dieſe Einheitlichkeit des Rhedereiver⸗ 
mögens beſonders dann in ſinnfällige Erſcheinung, wenn, 
was in Mecklenburg obligatoriſch iſt !“), für die Beſorgung 
ihrer Geſchäfte ein Korreſpondentrheder beſtellt iſt. In dieſem 
Fall können gemäß § 494 HGB.'s Rechtsgeſchäfte wirkſam 
im Namen der Rhederei als ſolcher geſchloſſen werden. Die 


187) Es bedarf keiner Hervorhebung, daß die Begriffe Rhedereivermögen 
und Schiffsvermögen der Rhederei ($ 486 HGB.'s) nicht identiſch 
find, ebenſowenig wie alle Rhedereigläubiger Schiffsgläubiger ſind. 
So weit ſie es nicht ſind, beſteht in Folge der Partialhaftung der 
Mitglieder ($ 507) zwar keine rechtliche Gemeinſchaft der Schulden 
— inſofern hat Wagner S. 188 Recht —, indes zeigt ſich ihre 
Zugehörigkeit zum Rhedereivermögen darin, daß a) wenn die Mit⸗ 
rheder gemeinſchaftlich ausgeklagt ſind, aus dem Urtheil in das 
Aktivvermögen der Rhederei unmittelbar vollſtreckt werden kann, 
cf. S. 204, b) ihre Bezahlung im Verhältniſſe der Rheder zu 
einander nicht Sache der einzelnen Rheder, ſondern der Verwaltung 
der Rhederei als ſolcher iſt, mithin auch die aus Anlaß einer Reiſe 
entſtandenen Schuldverbindlichkeiten bei der Berechnung von Ge⸗ 
winn und Verluſt berückſichtigt werden müſſen. 

188) Vgl. oben S. 190. 

189) Es ſei denn, daß es ſich um eine gemeinſchaftliche Privatſchuld 
aller Mitrheder handele. 

190) Mecklenburg. Einf. Verordn. zum HGB. von 1863 § 51. Einf. ⸗ 
Geſetz zum HGB. vom 16. Mai 1897 Art. 19. 


— 
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materielle Wirkung eines derartigen Rechtsgeſchäftes iſt, da 
der gewöhnlich dem Namen des gemeinſchaftlichen Schiffes 
entnommene Rhedereiname lediglich eine fakultative Kollektiv⸗ 
bezeichnung der Mitrheder iſt 19), keine andere als die der 
unter dem Namen der einzelnen Mitrheder als ſolcher ab: 
geſchloſſenen: es werden nur diejenigen verpflichtet, welche 
zur Zeit des Geſchäftsſchluſſes Mitrheder ſind, nicht etwa 
die Mitrheder in ihrer jeweils wechſelnden Zuſammen⸗ 
ſetzung 19). | 


191) Ueber den Unterſchied eines derartigen Kollektivnamens von einer 
Firma vgl. unten S. 219 ff. 

Die Frage nach der Namensfähigkeit der Rhederei ift außer⸗ 
ordentlich beſtritten. Vgl. auf der einen Seite namentlich Lewis, 
Kommentar 2. Aufl. S. 64, Boyens S. 240, 241; Schaps 
S. 101; auf der anderen Coſack 3. Aufl. S. 610. Unſere oben 
angedeutete Stellungnahme zu dieſer Kontroverſe wird durch fol⸗ 
gende Erwägungen gerechtfertigt. 

a) Zweifellos iſt, daß die Rhederei eine Firma im Rechtsſinn 
nicht beſitzt, d. h. keinen jtereotypen Namen beſitzt, unter welchem 
Rechtsgeſchäfte abgeſchloſſen werden müſſen, ſollen ſie ſich nach 
außen als Rhedereigeſchäfte darſtellen. Denn das Geſetz legt der 
Rhederei keine Firma bei. 

b) Die Frage, ob die Rhederei einen „Gewerbsnamen“ beſitzt, 
hängt davon ab, was man unter Gewerbsnamen verſteht; ein 
feſter juriſtiſcher Begriff verbindet ſich damit nicht. Wenn man 
darunter eine feſt beſtimmte, nicht ſchon durch die Sache gegebene 
Bezeichnung verſteht, unter der alle Geſchäfte abgeſchloſſen werden, 
fo kann man vielleicht jagen, daß die Rhederei einen Gewerbs⸗ 
namen nicht führt. n 

c) Andererſeits figurirt im Verkehr überall die Rhederei unter | 

| 
| 


dem Namen des Schiffes, wie Coſack J. c. richtig hervorhebt. 
Auch wenn Geſchäfte im Namen der Mitrheder als Einzelner ge: 
ſchloſſen werden, pflegen dieſe dabei als Mitrheder des Schiffes 
bezeichnet zu werden. Dies gilt auch von der Prozeßführung 
Vgl. z. B. Entſch. des RG.'s I S. 295. Somit läßt ſich nicht 
wohl leugnen, daß faktiſch die Rhederei einen Namen beſitzt. Auch 
das Handelsgeſetzbuch erkennt ſolches in § 494 wenigſtens in⸗ 
direkt an. Vgl. Bunſen in der Zeitſchr. für Civilprozeß X XVI 
S. 251. 

192) Ueber die entgegengeſetzte Auffaſſung Coſack's vgl. unten S. 209 
Note 205. 
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Desgleichen iſt anzunehmen, daß gegen den Korreſpon— 
dentrheder giltig Prozeſſe im Namen der Rhederei als 
ſolcher geführt werden können, ſowie daß aus einem derartig 
unperſönlich ergangenen Urtheil an ſich die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in das Rhedereivermögen ſtatthaft iſt. Im Namen 
der Rhederei als ſolcher Prozeſſe anhängig machen kann der 
Korreſpondentrheder dagegen nicht. Die Civilprozeßordnung, 
aus der allein die Entſcheidung dieſer ſehr kontroverſen 
Frage !“) zu gewinnen iſt, beſtimmt in dieſer Richtung in 
§ 50 Abſ. 2: 

„Ein Verein der nicht rechtsfähig iſt, kann ver— 
klagt werden, in dem Rechtsſtreite hat der Verein die 
Stellung eines rechtsfähigen Vereins“, 

ſowie in $ 735: 

„Zur Zwangsvollſtreckung in das Vermögen eines 
nicht rechtsfähigen Vereins genügt ein gegen den 
Verein ergangenes Urtheil“, 

wogegen es in § 736 heißt: 

„Zur Zwangsvollſtreckung in das Geſellſchafts⸗ 
vermögen einer nach § 705 des Bürgerlichen Geſetz— 
buches eingegangenen Geſellſchaft iſt ein gegen alle 
Geſellſchafter ergangenes Urtheil erforderlich“. 

Unſere Frage ſpitzt ſich ſonach dahin zu, ob in der 
Rhederei eine Geſellſchaft oder ein nicht rechtsfähiger Verein 
zu erblicken iſt ““). Das Bürgerliche Geſetzbuch definirt die 


193) Vgl. Schaps ad $ 489 Note 13. Goldſchmidt in dieſer 
Zeitſchrift XXIII S. 352. Wagner S. 204. Lewis 2. Aufl. 
S. 64. Boyens S. 241. Coſack S. 593. In Folge der 
durch die Veränderung der Geſetzgebung herbeigeführten neuen Ge⸗ 
ſichtspunkte wird auf die frühere Begründung der verſchiedenen 
Anſichten nicht näher eingegangen. 

194) Daß die Rhederei als eine „Geſellſchaft“ aufzufaſſen iſt, dürfte 
heute keinem Zweifel unterliegen. Die abweichende Anſicht Dern⸗ 
burg's, Preuß. Privatrecht 4. Aufl. II S. 667 iſt einſtimmig in 
der Literatur reprobirt; die Streitfrage, ob es ſich um eine Socie⸗ 
tät oder eine ſogenannte Geſellſchaft zur geſammten Hand handelt, 
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Geſellſchaft in § 705 als eine Vereinigung mehrerer Per⸗ 
ſonen zur Erreichung eines gemeinſchaftlichen Zweckes; den 
Begriff des rechtsunfähigen Vereins ſetzt es dagegen als 
gegeben voraus und beſtimmt nur in § 54, daß prinzipiell 
auf rechtsunfähige Vereine die Vorſchriften über die Geſell⸗ 
ſchaft Anwendung finden ſollen. In Uebereinſtimmung mit 
der herrſchenden Lehre dürfen wir als beſondere Kriterien 
des rechtsunfähigen Vereins die korporative Verfaſſung, die 
Unabhängigkeit von der Individualität ſeiner Mitglieder, den 
ſelbſtändigen Namen 1“) und das Vorhandenſein eines für 
den Verein nach außen auftretenden Organs 196) anſehen. 
Dieſe ſämmtlichen Kriterien liegen aber auch bei der Rhederei 
vor!“). Daß der Schwerpunkt bei der Rhederei die ſachen⸗ 
rechtliche Rechtsgemeinſchaft iſt, ſowie daß der Eintritt und 
Austritt der Mitglieder ſich nach ſachenrechtlichen, nicht nach 


iſt durch §S 719 B. GB.'s gegenſtandslos geworden. Vgl. auch 
Platou S. 132 ff. 

195) Ein ſolcher iſt erforderlich, damit der rechtsunfähige Verein nach 
Außen hin als Einheit auftreten kann. Vgl. auch $ 57 B. GB., 
wo das Vorhandenſein eines Namens (anders z. B. § 26 Abſ. 1 
bezüglich des Vorſtandes) als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt wird. 
Vgl. Hachenburg, Vorträge S. 205 ff. Abweichend Coſack, 
Bürgerliches Recht II S. 390. 

196) Nach römiſchem Recht bei den universitates inordinatae nicht 
erforderlich. Nach heutiger Anſchauung iſt aber wohl das Gegen⸗ 
theil anzunehmen. Der Ausdruck Vorſtand iſt vermieden a) weil 
beim rechtsunfähigen Verein die Stellung des nach Außen handeln⸗ 
den Organs nicht die eines „geſetzlichen Vertreters“, ſondern die 
eines Bevollmächtigten iſt; b) weil der Ausdruck „Vorſtand“ die 
Vorſtellung einer nothwendig autoritativen Stellung gegenüber den 
Mitgliedern erwirkt: die Stellung des Organs nach Innen iſt 
aber gleichgiltig; ek. unten $ 12. Wenn man übrigens beim 
rechtsunfähigen Verein das Vorhandenſein eines derartigen Organs 
nicht für eſſentiell hält, ſo iſt im vorliegenden Fall die Prozeß⸗ 
führung Namens der Rhederei doch nur im Falle der Beſtellung 
eines Korreſpondentrheders ſtatthaft. Dies gebietet das argumen- 
tum a contrario aus $ 494. 

197) Ueber die Stellung des Korreſpondentrheders insbeſondere vgl. 
unten § 12. 
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vereinsrechtlichen Grundſätzen vollzieht, kommt für unſere 
Frage deswegen nicht in Betracht, weil ſolches nicht gegen 
weſentliche Elemente des Vereinsbegriffes verſtößt **) und 
die gleichen Unterſchiede die Rhederei auch von der Geſell— 
ſchaft trennen. Ebenſowenig kann die mehr faktiſche als 
juriſtiſche Bedeutung des Rhedereinamens daran etwas 
ändern. 

Sonach kann, jedenfalls wenn ein Korreſpondentrheder 
beſtellt iſt, gegen die Rhederei als ſolche geklagt und in das 
Rhedereivermögen vollſtreckt werden. Es erhebt ſich nun 
zunächſt die Frage, ob aus einem derartigen Urtheil auch 
die Zwangsvollſtreckung in die zum Rhedereivermögen ge— 
hörenden Forderungen ſtatthaft iſt. 

Wir dürfen den Grund, warum beim rechtsunfähigen 
Verein von der Vorſchrift des § 750 CPO. inſofern eine 
Ausnahme gemacht iſt, als die Perſonen, gegen welche das 
Urtheil vollſtreckt werden fol, nur mit dem Kolleftionamen 
bezeichnet zu ſein brauchen, wohl unbedenklich darin ſuchen, 
daß vermöge des einheitlichen Vereinsnamens formell das 
unter dieſem vereinigte Vermögen dem Verein und nicht 
deſſen Mitgliedern zuſteht. Hieraus ergibt ſich: Da es auf 
die formale, nicht die materielle Zuſtändigkeit ankommt, 
würden Forderungen aus Rechtsgeſchäften, welche Namens 
ſämmtlicher Vereinsmitglieder als Einzelner abgeſchloſſen 
find, im Sinne des S 735 CPO. nicht zum Vereinsvermögen 
gehören. Der Drittſchuldner würde dem gerichtlichen Gebot 
ex 8 829 CPO. gegenüber erklären können, er ſei gar nicht 
Schuldner des Vereins, ſondern der Herren So und So!“). 


— 


198) Wal. $ 40 B. GB. 's, wonach die Beſtimmung des die Unübertrag⸗ 
barkeit der Mitgliedſchaft anordnenden $ 38 B. GB.'s nur ſub⸗ 
fidiär iſt. 

199) Dieſe Erwägungen finden ihre unmittelbare Rechtfertigung darin, 
daß das Geſetz dem Anſchein der Rechtsſubiektivität, welchen der⸗ 
artige Vereine im Verkehr beſitzen, Rechnung tragen will. Daher 
reicht die Tragweite der IS 50, 735 CPO. ſo weit, aber auch 
nit weiter, als dieſer Anſchein reicht. 
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Auf die Rhederei angewandt, ergibt ſich aus Obigem, 
daß die Zwangsvollſtreckung aus einem gegen die Rhederei 
ergangenen Urtheil in die den Rhedern ex lege zuſtehenden, 
ſowie in die Forderungsrechte aus den Rechtsgeſchäften ſtatt⸗ 
finden kann, welche Namens der Rhederei geſchloſſen ſind, 
daß dagegen Forderungen aus Rechtsgeſchäften, welche Na⸗ 
mens der einzelnen Mitrheder als ſolcher geſchloſſen ſind, 
nicht Exekutionsobjekte gegenüber einem unperſönlich lauten⸗ 
den Titel ſind. 

Iſt es richtig, daß die Rhederei, jedenfalls wenn ein 
Korreſpondentrheder für ſie auftritt, einem rechtsunfähigen 
Verein analog zu behandeln iſt, ſo muß man in Abweichung 
vom bisherigen Recht auch theoretiſch die Frage nach der 
Möglichkeit des Konkursverfahrens über das Rhedereiver— 
mögen bejahen, da nach § 213 der Konk.⸗Ordn. in der 
Faſſung vom 20. Mai 1898 ein Konkursverfahren über das 
Vermögen eines rechtsunfähigen Vereins ſtattfinden kann?“ ). 

Sonach iſt der Sondervermögenscharakter des Rhederei⸗ 
vermögens ein verſchiedener, je nach der Art, wie die Rechts⸗ 
geſchäfte abgeſchloſſen ſind, obwohl eine materielle Differenz 
zwiſchen Forderungen aus Namens der Rhederei geſchloſſenen 
Geſchäften gegenüber den im Namen der einzelnen Mitrheder 
vorgenommenen Handlungen nicht beſteht 25). 

In ähnlicher Weiſe tritt die Einheit und Selbſtändig⸗ 
keit des Rhedereivermögens uns bei der Succeſſion in die 
Part entgegen. Durch die Veräußerung der Schiffspart geht, 


200) Gewichtige Zweifel ergeben ſich freilich daraus, daß im § 209 
Konk.⸗Ordn. die Rhederei nicht genannt iſt. Indeſſen kann man 
hieraus doch wohl kaum ein argumentum a contrario ziehen. 
Praktiſche Bedeutung wird die Möglichkeit des Konkursverfahrens 
über das Rhedereivermögen allerdings kaum haben. Anderer An⸗ 
ſicht Bunſen S. 253. 

201) Das aus körperlichen Gegenſtänden beſtehende Rhedereivermögen 
dokumentirt ſich durch die einheitliche Verwaltung bereits als 
ſolches, die Forderungen empfangen ihre äußere Sichtbarkeit aber 
lediglich durch die Bezeichnung der Perſonen, zwiſchen denen ſie 
beſtehen. 
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wie keiner beſonderen Begründung bedarf, das Miteigenthum 
an den ſämmtlichen zum Rhedereivermögen gehörenden kör— 
perlichen Sachen uno actu auf den Erwerber über. Daß 
der Erwerber dagegen in die Paſſivbeſtandtheile des Rhederei— 
vermögens nicht ſuccedirt, wurde bereits oben dargelegt. 
Ebenſowenig ſuccedirt er in die Forderungen der Rhederei?“ ), 
auch wenn die Rechtsgeſchäfte im Namen der Rhederei als 
ſolcher geſchloſſen ſind. Denn nach § 494 HGB''s iſt die 
Verpflichtung aus einem derartigen Geſchäft die gleiche, als 
wenn es von den Mitrhedern ſelbſt geſchloſſen wäre. Eben 
daſſelbe muß mangels einer poſitiven Ausnahmebeſtimmung 
auch von den den Mitrhedern ex lege zuſtehenden Forde— 
rungsrechten gelten. 

Andererſeits ergibt ſich aus dem Geſellſchaftscharakter 
der Rhederei, daß die Dispoſition über die zum Rhederei— 
vermögen gehörenden Forderungen nur Namens der Rhederei 
ausgeübt werden kann. Das Gleiche gilt auch prinzipiell 
von den zum Rhedereivermögen gehörenden Schulden. Die 
Veräußerung der Schiffspart begründet alſo eine Succeſſion 
in die Dispoſitionsgewalt, nicht in das Recht ſelbſt. 

Dies führt zu intereſſanten Folgerungen, wenn der Er— 
werb der Schiffspart ſich vollzieht während eines gegen die 
Rhederei als ſolche anhängigen Prozeſſes?“ ). Es verſteht 
ſich von ſelbſt, daß der $ 265 CPO., welcher die Singular: 
ſucceſſion in den Streitgegenſtand behandelt, hier keine un— 
mittelbare Anwendung finden kann, denn Streitgegenſtand 
iſt die Schuld, nicht die Schiffspart. Wenn man erwägt, daß 
die Dispoſitionsgewalt über die einzelnen Beſtandtheile des 
Rhedereivermögens kraft des Geſellſchaftscharakters der Rhe— 
derei dieſer, nicht den einzelnen Mitrhedern zuſteht, wenn 


202) So weit nicht eine Ceſſion derſelben vorliegt, die aber nicht ohne 
Weiteres zu unterſtellen iſt. Ueber die poſitiven Rechtswirkungen, 
welche die Veräußerung der Schiffspart in dieſer Richtung beſitzt, 
vgl. die Darlegungen des nächſten Abſatzes. 

203) Weſentlich die gleiche Rechtslage beſteht, wenn zwiſchen Entſtehung 
und Einklagung des Anſpruchs die Succeſſion ſtattgefunden hat. 
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man ferner erwägt, daß zu dem Rhedereivermögen auch die 
Verbindlichkeiten aus dem Rhedereibetriebe gehören, ſo er⸗ 
gibt ſich, daß die Dispoſitionsgewalt über die ſich als Paſſiv⸗ 
beſtandtheile des Rhedereivermögens darſtellenden Verbind⸗ 
lichkeiten der einzelnen Mitrheder der Rhederei zufteht ?“). 
Kraft dieſer kann die Rhederei auch in ihrer veränderten 
Zuſammenſetzung den Prozeß fortführen und einen Voll⸗ 
ſtreckungstitel gegen das Rhedereivermögen begründen. Der 
ausgeſchiedene Mitrheder kann nicht der Zwangsvollſtreckung 
in die auf den Namen der Rhederei lautenden Forderungen 
widerſprechen. Denn wenn er auch trotz ſeines Ausſcheidens 
Gläubiger derſelben bleibt, ſo ſteht ihm doch keinerlei Dis⸗ 
poſitionsrecht darüber zu. Denn dieſe Forderungen bleiben 
trotzdem Rhedereiforderungen. Ebenſowenig kann der Er⸗ 
werber der Part geltend machen, er ſei nicht Schuldner der 
eingeklagten Forderungen. Denn die Dispoſitionsgewalt im 
Prozeß ſteht ausſchließlich der Majorität zu?“). 


204) Vgl. Wagner S. 215. Die prinzipiell abweichende Anſicht von 
Schaps, Bemerkungen 7—14 ad $ 489 beruht darauf, daß er 
die ſubſidiäre Anwendbarkeit der Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs über die Geſellſchaft ignorirt. Vgl. hierzu auch die 
auf die Rhederei ebenfalls anwendbaren Darlegungen über die 
Haftung neu eintretender Geſellſchafter für frühere Geſellſchafts⸗ 
ſchulden (unten S. 219). 


205) Es beſteht kein Grund, die Anwendbarkeit des § 491 auf die 
Paſfivbeſtandtheile des Rhedereivermögens zu leugnen. Die Anſicht 
Wagner's, welcher S. 214, 215 einen Anſpruch gegen die 
„Majorität“ gewährt neben dem Anſpruch gegen die einzelnen 
Mitrheder, berührt ſich im praktiſchen Reſultat mit der hier ver⸗ 
tretenen. Theoretiſch iſt ſie, wegen des ſchwankenden Begriffs der 
Majorität, unkonſtruirbar. 

Wenn alle oder die Majorität der Mitrheder zwiſchen Ent⸗ 
ſtehung und Einklagung der Rhedereiſchuld gewechſelt haben, ſo 
können die neuen Rheder trotzdem nicht der unperſönlichen Klage 
aus dem Geſichtspunkt mangelnder Paſſivlegitimation widerſprechen. 
Denn wie ſie das Recht haben, über das Aktivvermögen der Rhederei 
zu disponiren, ſo muß dieſem Recht auch die Verpflichtung kor⸗ 
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Als Reſultat gewinnen wir ſomit folgendes: 

a) Das Rhedereivermögen iſt ſelbſtändiges einheitliches 
Sondervermögen, inſofern die Dispoſitionsgewalt über ſeine 
ſämmtlichen Beſtandtheile ſich nach einheitlichen ſelbſtändigen 
Grundſätzen bemißt. 

b) Inſoweit es aus körperlichen Gegenſtänden beſteht, 
wird im Falle der Veräußerung der Schiffspart uno actu 
in dieſe ſämmtlichen Gegenſtände ſuccedirt. 

c) Inſoweit es aus Forderungen und Schulden beſteht, 
greift eine ſolche unmittelbare Succeſſion nicht Platz; hier 
wird nicht in das Recht, ſondern nur in die Dispoſitions— 
gewalt ſuccedirt. 

d) Wenn ein Korreſpondentrheder beſtellt iſt, kann die 
formale Selbſtändigkeit des Rhedereivermögens weiter darin 
in Erſcheinung treten, daß unperſönlich im Namen der Rhe— 
derei Rechtsgeſchäfte vom Korreſpondentrheder geſchloſſen, 


reſpondiren, wenigſtens unperſönlichen Klagen gegenüber die Paſſiva 
der Rhederei zu vertreten. 

Dieſer Satz iſt bisher nicht anerkannt; nur Coſack gelangt 
J. e. S. 518 auf dem Umwege des Vertrages zu Gunſten Dritter 
zu einem ähnlichen praktiſchen Ergebniß. Unſere Konſtruktion 
findet ihre Rechtfertigung, abgeſehen von der praktiſchen Brauch— 
barkeit — anderenfalls iſt die Ausklagung der Rhedereiſchulden 
ſehr erſchwert —, in der Analogie des rechtsunfähigen Vereins. 
Hier unterliegt es wohl keinem Zweifel, daß gegenüber der un⸗ 
perſönlichen Klage und der Zwangsvollſtreckung in das Vereins⸗ 
vermögen (§ 50 Ab}. 2. § 735 CPO.) ein Einwand daraus nicht 
entnommen werden kann, daß die Mitglieder gewechſelt hätten ſeit 
der Entſtehung der Schuld. Wie oben aber dargethan wurde, 
beſteht ein Unterſchied zwiſchen dem rechtsunfähigen Verein und 
der mit Korreſpondentrhedern verſehenen Rhederei in eſſentiellen 
Punkten nicht. Vgl. ferner unten S. 216 ff. über die Succeſſion 
in die Geſellſchaftsſchulden. Die Auffaſſung, daß in der Succeſ⸗ 
ſion in die Schiffspart ein Vertrag zu Gunſten Dritter liege, hat, 
abgeſehen davon, daß ſie die Rechte der Gläubiger von dem internen 
Verhältniß zwiſchen Erwerber und Veräußerer abhängig macht, 
das Bedenken gegen ſich, daß ein ſolcher Vertrag, wenn man ihn 
nicht fingiren will, wohl niemals nachweisbar ſein wird. 
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Prozeſſe gegen die Rhederei geführt und aus ſolchen unper⸗ 
ſönlich ergangenen Urtheilen die Zwangsvollſtreckung in das 
Rhedereivermögen bewirkt werden kann. Dieſe Selbſtändig⸗ 
keit hat aber weſentlich formalen und fakultativen Charakter. 

3. Bei der Geſellſchaft des bürgerlichen Rechtes 
beſteht ein einheitliches Geſellſchaftsvermögen, über das nur 
Namens der Geſellſchaft verfügt werden kann?“ 6). Dies 
gilt auch von den zum Geſellſchaftsvermögen gehörenden 
Forderungen?“ ), gleichviel ob dieſelben den Geſellſchaftern 
pro parte oder in solidum zuftehen ?“). 

Eigenartige Wirkungen zeitigt die Gebundenheit des 
Geſellſchaftsvermögens einerſeits, der Mangel einer Firma 
andererſeits beim Eintritt und Austritt von Geſellſchaftern?“ ). 
Wenn auch an ſich die Geſellſchaft als ein obligatoriſches 


206) Vgl. SS 718, 719 B.GB.!R. 

207) Die Folgerungen, welche ſich aus der Gebundenheit für das Kom⸗ 
penſationsrecht ergeben, regeln SS 719 Abſ. 2, 720 B. GB. 8. 
208) Da das „Geſellſchaftsvermögen“ Vermögen der Geſfellſchafter iſt, 
wenn auch gebundenes Vermögen, und beſondere Regeln über die 
Zuſtändigkeit der Forderungen im Falle eines Geſellſchaftsverhält⸗ 
niſſes nicht aufgeſtellt ſind, richtet ſich dieſe auch bei der Geſell⸗ 
ſchaft nach den Regeln des konkreten Rechtsverhältniſſes. Vgl. 

8 9 Anm. 132 a. 

209) Cf. zum Folgenden beſonders Planck S. 480. Die im Folgenden 
ſich ergebenden Abweichungen von Planck erklären ſich aus der 
prinzipiell verſchiedenen Stellung, welche die folgende Darſtellung 
gegenüber dem Geſellſchaftsrecht einnimmt. Planck konſtruirt die 
einzelnen Vorgänge prinzipiell romaniſtiſch. Die folgende Dar⸗ 
ſtellung zieht zur Ergänzung das Recht heraus, wie es von der 
germaniſtiſchen Wiſſenſchaft bisher, namentlich in Gierke's Ge⸗ 
noſſenſchaftstheorie, für die deutſchrechtlichen Vereine entwickelt 
wurde. Dies rechtfertigt ſich dadurch, a) daß die Beſtimmungen 
des Geſellſchaftsrechts in SS 735 Abſ. 2, 719, 717 ohnehin eine 
beſondere Stellung im Obligationenrecht einnehmen; b) daß nach 
§ 54 dieſelben unmittelbar auch für die rechtsunfähigen Vereine 
anwendbar ſein ſollen; c) durch die ſo herbeigeführte, durch § 105 
Abſ. 2 HGB.“s gebotene Uebereinſtimmung mit dem Handelsrecht; 
d) durch das praktiſche Bedürfniß. Vgl. auch Coſack, Handels⸗ 
recht 4. Aufl. S. 571. Anders Bürgerliches Recht II S. 389. 
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Vertragsverhältniß den Wechſel von Mitgliedern nicht ver⸗ 
trägt, ſo läßt doch das Geſetz ausdrücklich die Abrede zu, 
daß beim Ausſcheiden eines Geſellſchafters die Geſellſchaft 
im Uebrigen fortbeſtehen ſolle, desgleichen iſt auch der Ein- 
tritt eines neuen Geſellſchafters in eine im Uebrigen fort— 
beſtehende Geſellſchaft für zuläſſig zu erachten. Dies ergibt 
ſich ſchon daraus, daß durch die Vorſchriften der 88 709 
Abſ. 2, 715 die Möglichkeit einer korporativen Organiſation 
der Geſellſchaft gegeben iſt, ſowie daß auch die rechtsunfähigen 
Vereine dem Geſellſchaftsrecht unterſtehen. Die Auffaſſung 
Planck's, es werde im letzteren Fall prinzipiell immer eine 
neue Geſellſchaft gebildet, auf welche die Vermögensgegen— 
ſtände der alten übertragen werden, wird dem praktiſchen 
Verhältniß nicht gerecht, namentlich nicht bei korporativ organi⸗ 
ſirten Geſellſchaften, welche (was, ohne daß dadurch die Ge— 
ſellſchaft den Charakter eines rechtsunfähigen Vereins be— 
kommt?“), möglich iſt) den Eintritt neuer Mitglieder ledig: 
lich von einem Majoritätsbeſchluß abhängig machen. Auch 
ſpricht das HGB. in § 130 von dem Eintritt in eine „bes 
ſtehende Geſellſchaft“, obwohl die offene Handelsgeſellſchaft 
prinzipiell keine korporativen Elemente enthält. Es bilden 
eben bei den auf deutſchrechtlicher Baſis konſtruirten Geſell— 
ſchaftsverhältniſſen nicht die obligatoriſchen Beziehungen unter 
den Geſellſchaftern die ausſchließliche Grundlage des Verhält— 
niſſes, vielmehr wirkt hier auch die aus den obligatoriſchen 
Beziehungen für ſich nicht ausreichend zu erklärende Selb— 
ſtändigkeit des Geſellſchaftsvermögens mit ein? !). Daher 
erhält ſich einmal die Geſellſchaft auch im Falle des Beitritts 
eines neuen Geſellſchafters. Man muß ferner annehmen, 
na unmittelbar durch den Beitritt die Gebundenheit des 


210) Denn es können trotzdem andere Eſſentialien des Vereinsbegriffs, 
wie z. B. der einheitliche Name, fehlen. 

211) Daß die Identität und Kontinität des Geſellſchaftsvermögens das 
Entſcheidende iſt, zeigt die Möglichkeit des Fortbeſtandes der offenen 
Handelsgeſellſchaft unter veränderter Firma. Vgl. hierzu Key ß⸗ 
ner, Erhaltung der Handelsgeſellſchaſt. 
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Geſellſchaftsvermögens auch zu feinen Gunſten erzeugt wird. 
Ebenſo geht unmittelbar durch den Beitritt zunächſt das Mit⸗ 
eigenthum an den zum Geſellſchaftsvermögen gehörenden be⸗ 
weglichen Sachen auf ihn über, ohne daß es eines beſonderen 
Uebertragungsaktes bedarf. Dieſe von der herrſchenden An⸗ 
ſicht? !?) abweichende Meinung entſpricht einmal dem prakti⸗ 
ſchen Verhältniß. Denn wohl niemals wird eine effektive 
Antheilsübertragung auf den neu Eintretenden vorkommen; 
auch wird eine „ſtillſchweigende Uebertragung“ den Parteien 
niemals zum Bewußtſein kommen. Es iſt aber durchaus 
mißlich, etwas als Eſſentiale aufzuſtellen und es dann als 
vorhanden zu fingiren. Unſere Auffaſſung rechtfertigen wir 
ferner durch folgende Erwägungen: 

a) Die Gebundenheit des Geſellſchaftsvermögens be⸗ 
ruht überhaupt nicht auf der Einräumung des Mitbeſitzes, 
bezw. Miteigenthumes, ſondern auf dem Abſchluß des 
Geſellſchafts vertrages. Denn da die Gebunden: 
heit, wie wir bereits geſehen haben, von der jiuriſtiſchen 
Struktur des Rechtsverhältniſſes am Geſellſchaftsvermögen 
unabhängig iſt? 12), kann fie lediglich eine Folge der Wid⸗ 
mung des Vermögens für Geſellſchaftszwecke ſein. Da 
nun im Falle des Eintrittes eines neuen Geſellſchafters die 
Geſellſchaft, wie wir oben geſehen, und damit die alte Wid⸗ 
mung des Geſellſchaftsvermögens fortbeſteht, muß die Er— 
ſtreckung des Geſellſchaftsverhältniſſes auch mindeſtens die 
unmittelbare Erſtreckung der Gebundenheit nach ſich 
ziehen. 


212) Vgl. ſtatt alles Weiteren die Ausführungen bei Planck J. e.; 
Neumann, Handauégabe des Bürgerlichen Geſetzbuchs S. 25. 
Die hier vertretene Auffaſſung beruht in erſter Linie auf den Aus⸗ 
führungen Gierke's, welche jedoch, weil nicht auf das Bürger: 
liche Geſetzbuch zugeſchnitten, hier nicht unmittelbar verwerthbar 
waren. 

213) Sie beſteht in gleicher Weiſe wie bei gemeinſchaftlichen Sachen 
auch bei Sachen, die nur quoad usum inferirt ſind, und bei pro 
parte zuſtehenden Forderungen. Vgl. oben § 9 Anm. 132 a. 
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b) Der S 738 B. GB.'s beſtimmt: Scheidet ein Geſell— 
ſchafter aus der Geſellſchaft aus, ſo wächſt ſein Antheil am 
Geſellſchaftsvermögen den übrigen zu. Dieſe Akkreszenz iſt 
eine Beſonderheit des Geſellſchaftsverhältniſſes; bei der Ge⸗ 
meinſchaft nach Bruchtheilen findet ſie ſich nicht. Es äußert 
hiernach, ohne daß irgend ein ſachenrechtlicher Akt, wie Dere— 
liktion, Tradition hinzuzukommen braucht, die obligationen: 
rechtliche? !!“) Handlung des Ausſcheidens die unmittelbare 
Rechtswirkung, daß jedenfalls das Miteigenthumsrecht an 
den beweglichen körperlichen Sachen erliſcht. Die analoge 
Ausdehnung des § 738 für den umgekehrten Fall des Ein— 
trittes in eine neue Geſellſchaft führt dazu, den Erwerb des 
Miteigenthumes an allen beweglichen Sachen des Geſellſchafts— 
vermögens an die unmittelbare Thatſache des Eintretens zu 
knüpfen? 15). Da dieſe letztere Abweichung vom jus com- 
mune nicht größer iſt, wie die erſte ausdrücklich ſanktionirte, 
iſt die Analogie um ſo mehr gerechtfertigt, als auch ſonſt 
das Bürgerliche Geſetzbuch bei Sondervermögen von den 
Formvorſchriften des ſachenrechtlichen Rechtserwerbes ab— 
ſieht 21 * 

c) Bei der offenen Handelsgeſellſchaft findet, wie an— 
erkannten Rechtens fein dürfte 21), im Falle der Aufnahme 
eines neuen Geſellſchafters eine Uebertragung der Geſellſchafts— 
aktiva nicht ſtatt. 


214) Auch wo ein „Ausſchluß“ vorliegt, iſt es ebenſo. Es iſt übri⸗ 
gens für uns gleichgiltig, ob man von „obligationenrechtlichem“ 
oder „perſonenrechtlichem“ Akt (Gierke J. c. S. 359 ff.) ſpricht. 
Weſentlich iſt nur, daß ein nicht unmittelbar ſachenrechtlicher 
Thatbeſtand vorliegt. 

215) Auf dieſe Weiſe würde auch die immerhin mißliche Trennung des 
Ueberganges der Gebundenheit und des Ueberganges des Miteigen⸗ 
thums vermieden. 

216) Vgl. z. B. § 588 Abſ. 2: Die von ihm (dem Pächter) angeſchafften 
Stücke werden mit der Einverleibung in das Inventar Eigenthum 
des Verpächters. 

217) Vgl. Coſack 3. Aufl. S. 538, 4. Aufl. S. 571. Die Kom: 
mentare ſcheinen es für ſelbſtverſtändlich zu halten. 
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d) Der rechtsunfähige Verein unterliegt nach § 54 B. GB.“ 
den Vorſchriften über das Geſellſchaftsrecht. Bei dieſem findet 
aber im Falle der Neuaufnahme von Mitgliedern keine An⸗ 
theilsübertragung ftatt 219). 

e) Die Rhederei iſt, wie bereits dargelegt wurde, eine be⸗ 
ſondere Form der Geſellſchaft, deren Normen daher ſubſidiär 
anwendlich ſind. Das Handelsgeſetzbuch beſtimmt nun ledig⸗ 
lich, daß die „Schiffspart“ veräußerlich iſt und das Recht daran 
durch bloßen Vertrag übergeht. Die materiellen Wirkungen 
einer ſolchen Veräußerung ſind, abgeſehen von den hier nicht 
intereſſirenden Beſtimmungen der SS 504 und 507 HGB.“, 
im Geſetze nicht ausgeſprochen, ſie bemeſſen ſich daher nach 
dem Recht der Geſellſchaft. Wir haben nun geſehen, daß 
durch die Veräußerung der Schiffspart jedenfalls das Mit⸗ 
eigenthum an den körperlichen Gegenſtänden des Rhederei⸗ 
vermögens übergeht. Daher entſpricht es der inneren Ein⸗ 
heitlichkeit des Rechtes, wenn der korreſpondirende Akt des 
Eintrittes in eine Geſellſchaft die gleichen Rechtswirkungen 
äußert ?!?). 

Wenn zum Geſellſchaftsvermögen Grundſtücke gehören, 
iſt die Zuſchreibung im Grundbuch erforderlich, um das 
Dispoſitionsrecht des neu Eintretenden zu ſichern ??). 

Hinſichtlich der zum Geſellſchaftsvermögen gehörenden 
Forderungen und Schulden verſteht es ſich nach dem bei der 
Rhederei Ausgeführten ohne weitere Erörterung, daß die 
Dispoſitionsgewalt über dieſelben der Geſellſchaft in ihrer 
jeweiligen Zuſammenſetzung zuſteht, denn da der aus der 
Geſellſchaft Austretende ſeinen Antheil an dem „Geſellſchafts— 


218) Neumann S. 25 fordert freilich ausdrückliche Antheilsüber⸗ 
tragung. Dies dürfte zu einer reinen Fiktion führen. 

219) Zwingend iſt dieſer Schluß freilich nicht; die hier unternommene 
Beweisführung iſt aber bereits als geglückt anzuſehen, wenn ihr 
Reſultat nur als theoretiſch möglich erſcheint. Denn von zwei 
theoretiſch gleich möglichen Anſichten gebührt der praktiſcheren und 
einfacheren ohne Weiteres der Vorzug. 

220) Vgl. § 48 der Grundbuchordnung. 
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vermögen“ verliert, können ſie dieſem, wie ihre rechtliche 
Zuſtändigkeit auch immer ſein mag, keinesfalls durch den 
Austritt entfremdet werden. 

Andererſeits haben wir oben bereits ??) geſehen, daß 
ſich aus dem Geſellſchaftsverhältniß der Gläubiger keine Be⸗ 
ſonderheit hinſichtlich der rechtlichen Zuſtändigkeit der 
Forderungsrechte ergibt. Daher ſuccedirt ein neu ein⸗ 
tretender Geſellſchafter nicht in das Gläubigerrecht der Ge⸗ 
ſellſchaftsforderungen. Seine Mitberechtigung an den Forde⸗ 
rungen hat, abgeſehen von der nach außen wirkenden Ge: 
bundenheit, nur interne Bedeutung. Ebenſowenig verliert 
der Ausſcheidende ſeine Forderungsrechte. Der vom Geſetz 
an das Ausſcheiden geknüpfte Verluſt des Antheils am Ge⸗ 
ſellſchaftsvermögen hat hier alſo, abgeſehen vom Verluſt der 
Dispoſitionsgewalt, nur Bedeutung für das innere Ver⸗ 
hältniß. 

Da neu eintretende Geſellſchafter — wie wir geſehen — 
nicht ohne Weiteres in die Forderungsrechte der Geſellſchaft 
ſuccediren, könnten anderenfalls bei mehrfachem Perſonen⸗ 
wechſel zum Geſellſchaftsvermögen gehörende Forderungsrechte 
völlig untergehen ?? ). 

Ebenſowenig wie der ausſcheidende Geſellſchafter ſeine 
Forderungsrechte verliert, ebenſowenig wird er durch den 
Austritt von der Haftung für die Geſellſchaftsſchulden be= 
freit. Zunächſt jedoch hat er einen Anſpruch auf Befreiung 
gegen die in der Geſellſchaft verbleibenden Mitglieder ??“). 
Aus dem bei der Rhederei Ausgeführten ergibt ſich ferner, 
daß die Dispoſition über die zum Geſellſchaftsvermögen ge⸗ 
hörenden Schulden den übrigen Geſellſchaftern zuſteht, ſo 
daß dieſe gegenüber einer Klage paſſiv legitimirt find. 


221) Vgl. oben $ 9 Anm. 132 a. 
222) Planck S. 481, 482 macht die hier getroffene Unterſcheidung 
nicht. 
223) § 738 B. G B.“'8. Diele Vorſchrift bildet ein weiteres Argument 
dafür, daß auch ein Verluſt der Forderung rechte durch den 
Austritt aus der Geſellſchaft nicht eintritt. 
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Auch etwaige neu eintretende Geſellſchafter ſind als zur 
Uebernahme der defensio hinſichtlich der Geſellſchaftsſchulden 
wenigſtens mit Beziehung auf das Geſellſchaftsvermögen für 
verpflichtet zu erachten, ſo daß alſo die Geſellſchaftsgläubiger 
trotz Wechſels in der Perſon der Geſellſchafter zu einem 
unmittelbaren Vollſtreckungstitel in das Geſellſchaftsvermögen 
gelangen können. 

Allerdings kann ein eine ſolche Verpflichtung involvi⸗ 
render Vertrag zu Gunſten Dritter in dem Eintritt in die 
Geſellſchaft regelmäßig nicht gefunden werden??), höchſtens 
kann man darin inſofern einen Vertrag auf Leiſtung an 
einen Dritten erblicken, als der neu Eintretende einwilligt, 
daß die Geſellſchaftsgläubiger aus dem Geſellſchaftsvermögen 
befriedigt werden. 

Indes ergibt ſich die praktiſche Nothwendigkeit unſeres 
Satzes daraus, daß anderenfalls wegen der Vorſchrift des 
§ 736 CPO. durch den Eintritt eines neuen Geſellſchafters 
den Geſellſchaftsgläubigern der unmittelbare Zugriff auf 
das Geſellſchaftssermögen genommen fein würde, jo daß 
dieſe nunmehr auf den umſtändlichen und vor Allem auf 
ſie gar nicht paſſenden Weg der Pfändung der Geſell⸗ 
ſchaftsantheile angewieſen wären. Dies letztere Reſultat, zu 
dem die Konſtruktion Planck's ſchließlich führt, iſt nament⸗ 
lich deswegen befremdend, weil die Befriedigung des Pfän⸗ 
dungsgläubigers hier nicht aus dem gepfändeten Nettoantheil, 
ſondern vorweg bei der den Antheil erſt zur faktiſchen Exi⸗ 
ſtenz bringenden Liquidation erfolgen würde. Außerdem 
würde dem Gläubiger in Beziehung auf das Geſellſchafts⸗ 


224) So Planck J. e. S. 481. Das bei der Rhederei gegen die An: 
nahme eines Vertrages zu Gunſten Dritter Angeführte gilt auch 
hier. Nach Planck's Anſicht würden die Rechte der Gläubiger 
völlig von den mit dem neu Eintretenden ſeitens der übrigen Ge: 
ſellſchafter getroffenen Abmachungen abhängen, ſo daß es den Ge⸗ 
ſellſchaftern beliebig frei ſtände, den Geſellſchaftsgläubigern durch 
Neuaufnahme eines Geſellſchafters den Zugriff auf das Geſellſchafts⸗ 
vermögen zu entziehen. 
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vermögen die Möglichkeit entzogen ſein, durch ſchleuniges 
Zugreifen ſich den Vorzug vor ſäumigeren Gläubigern zu 
ſichern. 

Poſitiv begründen??) läßt ſich unſer Satz aus der nach 
außen wirkſamen Gebundenheit des Geſellſchaftsvermögens, 
da dieſe das Element iſt, welches das Geſellſchaftsvermögen 
aus der Sphäre bloß obligatoriſcher Beziehungen heraushebt. 

Die Paſſiva des Geſellſchaftsvermögens find einmal 
Schulden der Geſellſchafter??“) — als ſolche intereſſiren fie 
hier nicht. Daneben find fie Beſtandtheile des Geſellſchafts— 
vermögens, deſſen Subtrahenden ſie bilden. Gemäß § 719 
B. GB.'s ſteht in dieſer Eigenſchaft die Dispoſition darüber 
nur der Geſellſchaft zu, ſie involvirt eine „Vertretung“ der 
Geſellſchaft im Sinne des $ 714 B. GB.. Der Vertretungs⸗ 
macht korreſpondirt aber auch eine Vertretungspflicht: wie 
die Geſellſchaft, d. h. die Geſellſchafter als ſolche, aktiv zur 
Geltendmachung der mit dem Geſellſchaftsvermögen ver— 
bundenen Rechte befugt iſt, ſo iſt ſie als ſolche auch ver— 
pflichtet gegenüber Klagen zu antworten, welche Verpflichtungen 
des Geſellſchaftsvermögens betreffen ??)). Da dies Dis— 
poſitionsrecht auch den neu eingetretenen Geſellſchaftern zu— 
ſteht, können dieſe nicht widerſprechen, wenn fie aus Geſell— 
ſchaftsſchulden mitbelangt werden, welche vor ihrem Beitritte 


225) Die bei der Rhederei aufgeſtellten Konſtruktionen ſind, ſoweit ſie auf 
dem einheitlichen Namen der Rhederei beruhen, hier nicht anwend⸗ 
bar. Andererſeits finden die hier gegebenen Darlegungen auch auf 
die Rhederei Anwendung. 

226) Daher können die Geſellſchafter daraus privatim von den Gläubi⸗ 
gern belangt werden. Die Entſcheidung in dieſen Prozeſſen prä⸗ 
judizirt jedoch der Geſellſchaft nicht. 

227) Wenn fremde Sachen in das Geſellſchaftsvermögen inferirt find, 
muß die Klage auf Herausgabe doch wohl zweifellos gegen die 
vertretungsberechtigten Geſellſchafter angeſtellt werden; das Gleiche 
gilt von ſonſtigen gegen den Eigenthümer bezw. Beſitzer als ſolchen 
gerichteten Anſprüchen auf Grund dinglicher Rechte. Ein Grund 
aber, obligatoriſche Anſprüche anders zu behandeln, beſteht nicht. 
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entſtanden ſind. Freilich beſchränkt ſich ihre Verurtheilung 
auf das Geſellſchaftsvermögen, da ſie nur inſoweit paſſiv 
legitimirt find, als fie Mitinhaber des Geſellſchaftsvermögens 
ſind 228). 

4. Wenn die Geſellſchaft den Charakter eines rechts⸗ 
unfähigen Vereins annimmt, ſo treten, abgeſehen von der 
hier nicht intereſſirenden Haftungsvorſchrift des § 54 B. GB'.s, 
zu dem hier Ausgeführten noch die bereits bei der Rhederei 
entwickelten Beſonderheiten der SS 50 Abſ. 2, 735 CPO., 
213 Konk.⸗Ordn. hinzu: Neben der Klage gegen die Ver⸗ 
einsmitglieder iſt formell auch eine Klage gegen den Verein 
möglich und in das Vereinsvermögen kann ſowohl auf Grund 
eines auf die Namen ſämmtlicher Vereinsmitglieder als auf 
Grund eines unperſönlich gegen den Verein lautenden Titels 
vollſtreckt werden???). Das Vereinsvermögen kann auch 
Objekt eines Konkursverfahrens ſein. 

5. Bei der Handelsgeſellſchaft tritt als ein gegen— 
über den bisher dargeſtellten Rechtsfiguren neues Element die 
einheitliche Firma hinzu. Die Firma iſt freilich gemäß § 17 
HGB.“s an ſich nichts weiter als der Kollektivname, unter 
dem die Geſellſchafter ihre Geſchäfte betreiben. Immerhin 
iſt ſie aber der nothwendige Kollektivname, nicht bloß eine 
fakultative Bezeichnung, wie der Name der Rhederei und des 
rechtsunfähigen Vereins. Während bei dieſen Aſſoziations⸗ 
formen nicht nur die unter dem gemeinſchaftlichen Namen 
abgeſchloſſenen, ſondern alle diejenigen gemeinſchaftlichen 
Geſchäfte in die Sphäre des Geſellſchaftsvermögens gehören, 


228) Vgl. hierzu die abweichende Beſtimmung in § 130 HGB. 8. Nach 
unſerer Auffaſſung beſteht, dem Wortlaut gemäß, die Beſonderheit 
lediglich in der perſönlichen Solidarhaft des neu Eintretenden. 
Die Anſicht Planck's ſieht die Hauptbeſonderheit in der hierdurch 
ſekundär herbeigeführten, direkt nicht ausgeſprochenen Haftung des 
Geſellſchaftsvermögens trotz Wechſel der Inhaber. 

229) Vgl. die Ausdrücke „kann“ und „genügt“ in § 50, 735 CPO. 
Der Vereinsname beſitzt ebenſowenig wie der Rhedereiname einen 
irgendwie ausſchließenden Charakter. 
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welche ihrer inneren Natur nach hierauf Bezug haben, iſt 
bei der Handelsgeſellſchaft der Abſchluß unter der Firma 
nothwendiges, aber auch ausſchließliches Er— 
forderniß der Zugehörigkeit zum Geſellſchaftsvermögen ??). 
Dies beſagt der §S 124 HGB.“s: „Die offene Handelsgeſell⸗ 
ſchaft kann unter ihrer Firma Rechte erwerben und Ber: 
bindlichkeiten eingehen.“ 

Während, wie wir geſehen, bei der Geſellſchaft des 
Bürgerlichen Geſetzbuches die Sonderung des, namentlich des 
aus Forderungen beſtehenden Geſellſchaftsvermögens von 
dem etwaigen ſonſtigen gemeinſchaftlichen Vermögen über— 
haupt nicht ſinnfällig in Erſcheinung tritt; während dieſe 
innere Sonderung bei der Rhederei und dem rechtsunfähigen 
Verein durch Abſchluß von Geſchäften unter dem gemein- 
ſchaftlichen Namen nach außen ſichtbar werden kann, iſt die 
ſcharfe Trennung und ſichtbare Scheidung zwiſchen Geſell— 
ſchaftsvermögen und etwaigem ſonſtigem gemeinſchaftlichem 
Vermögen bei der Handelsgeſellſchaft ſchlechthin noth— 
wendig ?). 

Dieſe nach außen nothwendig ſichtbare Sonderung äußert 
unmittelbare Wirkungen für Klage und Zwangsvollſtreckung. 
Wir ſahen, daß die Geſellſchaft, ſo wenig wie ſie als ſolche 
Rechtsgeſchäfte ſchließen, ebenſowenig auch klagen und ver: 


230) Geſellſchaftsgeſchäfte find nur die im Namen der Geſellſchaft, nicht 
die im Namen der Geſellſchafter abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäſte. 
So weit freilich die Geſchäfte formlos ſind, kann der Kontrakts⸗ 
ſchluß Namens der „Geſellſchaft“ auch ſtillſchweigend geſchehen und 
ſomit aus der inneren Zugehörigkeit des Geſchäftes zum Geſell⸗ 
ſchaftsbetriebe hierauf zu ſchließen ſein. 

231) Geſellſchaftsvermögen iſt alles, aber auch nur das Firmenvermögen; 
durch den Abſchluß der Rechtsgeſchäfte unter der Firma wird die 
Zugehörigkeit der Forderungen zum Geſellſchaftsvermögen nach 
Außen hin ſichtbar dokumentirt. Auf die materielle Zugehörigkeit 
kommt es bei den Schulden und Forderungen nicht rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Charakters an, namentlich bei Deliktsforderungen. Entſch. 
des RG.'s in CS. XV S. 54, 121 ff., XVII S. 94, 95, XXXII 
S. 35. 
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klagt werden kann, daß Rhederei und Verein entſprechend 
der Halbheit ihres Namensrechts zwar verklagt werden, aber 
nicht klagen können. Die offene Handelsgeſellſchaft dagegen 
kann unter ihrer Firma klagen und verklagt werden 
und muß unter ihrer Firma verklagt werden, wenn ein 
Vollſtreckungstitel in das Geſellſchaftsvermögen erworben 
werden ſoll. Während in dieſer Beziehung § 735 CPO. be: 
züglich des Vereins nur beſtimmt: 


„Zur Zwangsvollſtreckung in das Vermögen eines 
nicht rechtsfähigen Vereins genügt ein gegen den 
Verein ergangenes Urtheil“, 0 

heißt es in § 124 Abſ. 2 HGB.'s von der offenen Handels⸗ 
geſellſchaft: 

„Zur Zwangsvollſtreckung, in das Geſellſchafts⸗ 
vermögen iſt ein gegen die Geſellſchaft gerichteter 
vollſtreckbarer Schuldtitel erforderlich“. | 

Dieſer, logiſch in engem Zuſammenhang mit der Aus: 
ſchließlichkeit der Firma für die Zugehörigkeit von Rechten 
zum Geſellſchaftsvermögen ſtehende Satz hat als materielle 
Folge die Gebundenheit des Geſellſchaftsvermögens für die 
Geſellſchaftsgläubiger. Der äußerlich ſichtbaren Sonderung 
des Geſellſchaftsvermögens von ſonſtigem gemeinſchaftlichem 
Vermögen der Geſellſchafter, der Scheidung der Geſellſchafts⸗ 
gläubiger von gemeinſchaftlichen Solidargläubigern entſpricht 
die Ausſchließlichkeit der Beziehung zwiſchen Geſellſchaftsver⸗ 
mögen und Geſellſchaftsgläubigern. Hierdurch erſt wird die 
Sonderung der verſchiedenen Maſſen nicht nur faktiſch, ſondern 
auch rechtlich eine vollſtändige. Freilich ſind die Geſellſchafts⸗ 
ſchulden genau genommen Schulden der Geſellſchafter, die 
ja auch ſolidariſch dafür haften, aber praktiſch ſind ſie in 
erſter Linie Schulden des Sonderguts. Inſoweit gibt die 
ſonſt bedenkliche Formulirung: die Handelsgeſellſchaft habe 
relative juriſtiſche Perſönlichkeit, ein zutreffendes Bild. 

Dieſer vollſtändigen rechtlichen Sonderung des Geſell⸗ 
ſchaftsvermögens entſpricht, abgeſehen von der Möglichkeit 
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des Geſellſchaftskonkurſes *»), das Abſonderungsrecht der 
Geſellſchaftsgläubiger am Geſellſchaftsvermögen. Die hierin 
liegende „Haftungsſonderung“ iſt, wie der Zuſammenhang 
unſerer Darſtellung ergibt, nur eine beſondere Erſcheinungs— 
form des bei der Handelsgeſellſchaft ſcharf durchgeführten 
Sondervermögenscharakters des Geſellſchaftsvermögens. 

Nicht ganz zweifelfrei iſt die Wirkung der Firmeneinheit 
für den Fall des Eintritts und Austritts von Geſellſchaftern. 

Hinſichtlich des erſteren beſtimmt der S 130 HGB.'s für 
die Geſellſchaftsſchulden: 

„Wer in eine beſtehende Geſellſchaft eintritt, haftet 
gleich den anderen Geſellſchaftern nach Maßgabe der 
§ 128, 129 für die vor feinem Eintritt begründeten 
Verbindlichkeiten der Geſellſchaft, ohne Unterſchied, 
ob die Firma eine Aenderung erleidet oder nicht.“ 

Wenn hierin lediglich eine praktiſche Ausnahmebeſtim⸗ 
mung zu ſehen iſt, jo ergibt dieſe Beſtimmung für die Kon— 
ſtruktion nichts? ?”). Anders aber, wenn man in ihr eine 


232) Es würde hier zu weit führen, die verſchiedenen über den Rechts: 
grund der Konkursſähigkeit der offenen Handelsgeſellſchaft aufs 
geſtellten Anſichten einer eingehenden Erörterung zu unterziehen. 
Namentlich ſoll hier nicht die eingehende Erörterung wiederholt 
werden, in der Jaeger, Konkurs der offenen Handelsgeſellſchaft 
S. 27—39, die Theorien Laband's und Adler's widerlegt 
hat. Die Anſicht Jaeger's, wonach die „Haftungsſonderung“ 
der Rechtsgrund der Konkursfähigkeit der offenen Handelsgeſellſchaft 
iſt, eine Anſicht, welche im Reſultat auch mit der von Gierke 
(Genoſſenſchaftstheorie S. 552, 553; vgl. auch Peterſen und 
Kleinfeller, Kommentar 3. Aufl. ad § 201 der Konk. Ordn.) 
übereinſtimmt, bedarf mit Rückſicht auf § 213 der Konk. Ordn., 
wonach auch der rechtsunfähige Verein konkursfähig iſt, obwohl 
hier zwar ein Sondervermögen, aber keine „Haftungsſonderung“ 
im eigentlichen Sinne beſteht, einer Rektifikation, indem nunmehr 
ſchon die juriſtiſche Sonderung des gemeinſchaftlichen Vermögens 
unter einheitlichem Namen das für die Konkursfähigkeit entſcheidende 
Moment ſein dürfte. 

233) Weil dann jede Verwerthung durch analoge Ausdehnung aus⸗ 
geſchloſſen iſt. 
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aus dem Weſen der offenen Handelsgeſellſchaft folgende Norm 
erblickt? ?). | 

In dieſem Falle finden wir hier unmittelbar ausge: 
ſprochen, daß der Eintritt in die offene Handelsgeſellſchaft 
direkt die Succeſſion in die Paſſiva der Geſellſchaft be⸗ 
deutet. Hieraus läßt ſich dann entſprechend ableiten: durch 
den Eintritt wird uno actu auch in die ſämmtlichenGeſell⸗ 
ſchaftsaktiva ſuccedirt, auch in die zum Geſellſchaftsvermögen 
gehörenden Forderungen. Und weiter: Durch den Austritt 
aus der Handelsgeſellſchaft ſcheidet, wenn keine Auflöſung 
eintritt, der Austretende ebenſo prinzipiell aus der Geſammt⸗ 
heit der zum Gejellichaftsvermögen gehörenden Berechtigungen 
und Verpflichtungen aus? 5). 

Gegen dieſe Auffaſſung ſpricht zunächſt nicht der § 159 
HGB.“s: 

„Die Anſprüche gegen einen Geſellſchafter aus 
Verbindlichkeiten der Geſellſchaft verjähren in fünf 
Jahren nach der Auflöſung der Geſellſchaft oder nach 
dem Ausſcheiden des Geſellſchafters, ſofern nicht der 
Anſpruch gegen die Geſellſchaft einer kürzeren Ver⸗ 
jährung unterliegt. 

Die Verjährung beginnt mit dem Ende des 
Tages, an welchem die Auflöſung der Geſellſchaft 
oder das Ausſcheiden des Geſellſchafters in das Han⸗ 
delsregiſter des für den Sitz der Geſellſchaft zuſtän⸗ 
digen Gerichts eingetragen wird.“ | 

Denn unſerer Auffaſſung nach liegt in dieſer Beſtim— 
mung nicht eine Hervorhebung des perſönlichen Charakters 
der Geſellſchaftsſchulden, ſondern eine ſcharfe Ausprägung 
ihrer Zugehörigkeit zum Geſellſchaftsvermögen. Wenn die 


234) So z. B. Coſack, Handelsrecht 4. Aufl. S. 538, 571. 

235) Vgl. Coſack J. e. Staub Note 8 zu § 140. Der Beſtimmung 
des § 141 HGB. 's liegt dieſe Anſicht offenſichtlich zu Grunde. 
Vgl. andererſeits die Bemerkung oben in Note 214 zu § 738 
B. GB. s. 
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Schuldner aus dem Nexus des Sondervermögens ausſcheiden, 
ſterben auch die hierzu gehörigen Schulden in ihrer Perſon 
alsbald ab; ſie erlöſchen aus einem ſelbſtändigen, eben aus 
dieſer Loslöſung aus dem Sondervermögen entnommenen 
Grunde, ohne Rückſicht auf ihre individuelle rechtliche Natur. 
Die fünfjährige Nachhaftung iſt hiernach nur eine zu Gunſten 
der auf die Solidarhaft der Geſellſchafter vertrauenden 
Gläubiger gegebene Schutzvorſchrift. 

Selbſt wenn dieſe letztere Auffaſſung nicht begründet 
wäre, jo würde doch aus § 159 HGB.'s kein Argument 
gegen unſere oben gemachte Aufſtellung folgen. Denn be— 
züglich der Geſellſchaftspaſſiva iſt auch ſonſt durch Statuirung 
der Solidarhaft der Geſellſchafter im Intereſſe der Geſell⸗ 
ſchaftsgläubiger die Einheitlichkeit des Sondervermögens nicht 
ſcharf durchgeführt?“). 

Andererſeits ſpricht Folgendes in wohl entſcheidender 
Weiſe für unſere oben gemachten Aufſtellungen: Wir haben 
bei der Geſellſchaft des bürgerlichen Rechtes und der Rhederei 
als Urſache der ſich beim Eintritt und Austritt von Genoſſen 
ergebenden Verſchiedenheit des Rechtserwerbes (bezw. Ver⸗ 
luſtes) an beweglichen Sachen und Forderungen den Umſtand 
kennen gelernt, daß letztere als perſönliche Rechtsverhältniſſe 
zwiſchen Gläubiger und Schuldner durch einen auf ſie ſich 
nicht beziehenden Akt zwiſchen Gläubiger und Drittem in 
ihrer rechtlichen Zuſtändigkeit nicht alterirt werden können. 
Auch bei der offenen Handelsgeſellſchaft ſind die Geſellſchafts— 
forderungen an ſich Forderungen der Geſellſchafter, da der 
Geſellſchaft die ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeit fehlt. Immer⸗ 
hin liegen nach Außen hin Forderungen der Firma vor und 
der Schuldner fühlt ſich in erſter Linie als Schuldner der 
Firma, deren Inhaber ihm möglicher Weiſe gar nicht be— 
kannt ſind. Die Vorſtellung, der aus der Firma Ausge— 


36) Indem das Geſetz aus praktiſchen Gründen nicht die Haftung auf 
das Geſellſchaftsvermögen beſchränkt und ſomit Geſellſchaftsgläu⸗ 
biger und Privatgläubiger nicht mit gleichem Maße mißt. 
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ſchiedene ſei noch Gläubiger und nur nicht dispoſitions— 
berechtigt, würde von jedem Laien mit dem Einwurf zurück— 
gewieſen werden: Es ſeien ja, wie ſich aus den Büchern 
ergebe, Forderungsrechte der Firma. 

Dieſer Anſchauung des Lebens kann die Jurisprudenz 
inſofern folgen, als durch die in der Firma ſichtbare Ver— 
knüpfung der Forderungen mit dem geſellſchaftlichen Sonder: 
vermögen die Auffaſſung gerechtfertigt wird: Die Forderungen 
ind Forderungen der Handelsgeſellſchaft, d. h. der Geſell⸗ 
ſchafter in ihrer jeweils wechſelnden Zuſammenſetzung. Die 
hierin liegende Abweichung vom jus commune iſt nicht 
erheblich. Denn, wie wir geſehen haben, gilt bei beweg— 
lichen Sachen das analoge Rechtsverhältniß auch für die 
Geſellſchaft des bürgerlichen Rechtes und auch die Geſell— 
ſchaftsforderungen unterliegen hier im praktiſchen Effekte 
denſelben Normen 23). 

Mit unſerer Auffaſſung harmonirt beſonders der § 124 
HGB. 's: 

„Die offene Handelsgeſellſchaft kann unter ihrer 
Firma Rechte erwerben und Verbindlichkeiten ein: 
gehen, Eigenthum und andere dingliche Rechte an 
Grundſtücken erwerben, vor Gericht klagen und ver— 
klagt werden.“ | 

Indem es heißt: „die ‚„Handelsgeſellſchaft' kann unter 
ihrer Firma Rechte erwerben“, und nicht: „die „Geſellſchafter 
können unter ihrer Firma Rechte erwerben“, ſind die Rechte 
nicht an die individuelle Perſönlichkeit der Geſellſchafter ge— 
knüpft, ſondern an die Geſellſchafter in ihrer jeweils wech— 
ſelnden Zuſammenſetzung. Denn wenn die Handelsgeſellſchaft 
ſich auch nicht als ſelbſtändiges Rechtsſubjekt darſtellt, ſo 
kann ſie doch ſehr wohl ohne Störung ihrer Kontinuität 
einen Wechſel in der Perſon ihrer Mitglieder vertragen? s“). 


237) So Coſack J. c. S. 538. 

238) Auch auf die Identität der Firma, ja ſogar der Haftungsform, 
kommt es hierbei nicht an. Vgl. SS 24, 107 HGB.'8s. Lehmann⸗ 
Ring, Handelsgeſetzbuch Ben. 6 ad § 28, Bem. 4 ad 5 162. 
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Sonach haben wir entſprechend der durch die Geſell— 
ſchaftsfirma gegebenen ſcharfen Abgrenzung der Anſprüche 
und Verpflichtungen der Geſellſchaft gegenüber gemeinſchaft— 
lichen Anſprüchen und Verpflichtungen der Geſellſchafter 
bei der offenen Handelsgeſellſchaft ein in jeder Richtung 
rechtlich abgeſchloſſenes Sondervermögen. 


Ueberblicken wir das Reſultat der Erörterungen dieſes 
Paragraphen und vergleichen wir daſſelbe mit dem römiſchen 
Recht, ſo können wir folgende Sätze aufſtellen: 

Das römiſche Recht kannte ein Gemeinſchaftsrecht nicht, 
ſondern nur rein perſönliche, aus der Objektsgemeinſchaft 
entſpringende Rechtsbeziehungen der Theilhaber. 

Das Reichsrecht weicht hierin ab. Es ſtellt eine innige 
Vereinigung dieſer perſönlichen Rechtsbeziehungen mit ihrer 
Entſtehungsſphäre her, indem es theils ihre ſelbſtändige 
Herauslöſung für unzuläſſig erklärt, theils ſie auch, ſei es 
gegen, ſei es auch für die Singularſucceſſoren der Theilhaber 
wirkſam ſein läßt. Auch den Gläubigern gegenüber bildet 
der Kreis der ſich an den ſachenrechtlichen Antheil knüpfenden 
perſönlichen Rechtsbeziehungen ein abgeſchloſſenes Ganzes. 
Der Vermögensantheil des Theilhabers bildet ein Sonder— 
vermögen. 

Das römiſche Recht kennt nur gemeinſchaftliche Rechts— 
objekte, nicht gemeinſchaftliche Vermögen. Die Zuſammen— 
gehörigkeit der einzelnen Vermögensbeſtandtheile als ſolcher 
hat höchſtens obligatoriſche Bedeutung. 

Anders das Reichsrecht. Wo durch einen Vertrag der 
Theilhaber eine Vermögensmaſſe einem einheitlichen Zweck 
gewidmet wird, beſtimmt ſich das Dispoſitionsrecht darüber 
mit dinglicher Wirkung nach einheitlichen Grundſätzen. Durch 
den Akt des Eintritts und Austritts aus der Gemeinſchaft 
wird unmittelbar in die ſachenrechtliche Rechtsgemeinſchaft 
juccedirt und das Mitdispoſitionsrecht über das ganze Ver: 
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mögen erworben beziehungsweiſe aufgegeben, auch wird min⸗ 
deſtens die Mithaftung für die zum gemeinſchaftlichen Ver⸗ 
mögen gehörenden Schulden mit dem Aktivantheil begründet. 
Bei der Handelsgeſellſchaft beſteht darüber hinaus noch eine 
perſönliche Haftung des Erwerbers und eine unmittelbare 
Succeſſion in die Gläubigerrechte. 

Die Gläubiger des gemeinſchaftlichen Vermögens ſtehen 
im Uebrigen regelmäßig ſonſtigen gemeinſchaftlichen Gläubi⸗ 
gern der Theilhaber gleich. Wo, wie beim Vereine und der 
Rhederei, ein beſonderer Kollektivname beſteht, können ſie 
gegen die Theilhaber unter dieſem Kollektivnamen klagen 
und die Zwangsvollſtreckung in das gemeinſchaftliche Ver— 
mögen aus einem auf die Kollektivbezeichnung lautenden 
Titel betreiben. Wo eine gemeinſchaftliche Firma vorliegt 
(bei der Handelsgeſellſchaft), müſſen ſie es, ſo daß hier 
das Geſellſchaftsvermögen den Geſellſchaſtsgläubigern aus: 
ſchließlich reſervirt iſt. 

(Schluß folgt.) 


Rechtsquellen. 


1. 


Abkommen zur Regelung von Fragen des internationalen 
Privatrechts. Dom 14. November 1896. 


(Reichsgeſetzblatt 1899 Nr. 21 S. 285 ff.) 


Dieſes Abkommen iſt geſchloſſen zwiſchen dem Deut— 
ſchen Reich, Belgien, Spanien, Frankreich, Ita— 
lien, Luxemburg, den Niederlanden, Portugal, 
der Schweiz, Schweden und Norwegen, Oeſter⸗ 
reich-Ungarn, Dänemark, Rumänien und Ruß— 
land. 


a) Mittheilung gerichtlicher oder außergerichtlicher Urkunden. 


Artikel 1. 


In Civil⸗ oder Handelsſachen erfolgen die aus einem 
der Vertragsſtaaten nach einem anderen Vertragsſtaate zu 
bewirkenden Zuſtellungen von Schriftſtücken auf Grund eines 
an die zuſtändige Behörde des anderen Staates zu richten— 
den Erſuchens der Beamten der Staatsanwaltſchaft oder der 
Gerichte. 

Die Uebermittelung erfolgt auf diplomatiſchem Wege, 
es ſei denn, daß der unmittelbare Geſchäftsverkehr zwiſchen 
den Behörden der beiden Staaten zugelaſſen iſt. 
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Artikel 2. 


Die Zuſtellung liegt der erſuchten Behörde ob. Sie 
kann nur abgelehnt werden, wenn ſie nach der Auffaſſung 
des Staates, auf deſſen Gebiete ſie erfolgen ſoll, geeignet 
erſcheint, ſeine Hoheitsrechte zu verletzen oder ſeine Sicher— 
heit zu gefährden. 

Artikel 3. 


Zum Nachweiſe der Zuſtellung genügt ein mit Datum 
verſehenes und beglaubigtes Empfangsbekenntniß oder eine 
Beſcheinigung der erſuchten Behörde, aus der ſich die That: 
ſache und die Zeit der Zuſtellung ergiebt. 

Das Empfangsbekenntniß oder die Beſcheinigung iſt auf 
ein Doppel des zuzuſtellenden Schriftſtücks zu ſetzen oder 
dem Doppel anzuheften, ſofern ein ſolches zu dieſem Zwecke 
mit überſandt war. 

Artikel 4. 


Die Beſtimmungen der voraufgehenden Artikel ſchließen 
nicht aus: 


1. daß Urkunden den im Auslande befindlichen Be— 
theiligten unmittelbar durch die Poſt zugeſandt 
werden; 

daß die Betheiligten die Zuſtellung unmittelbar 
durch diejenigen Gerichtsvollzieher oder ſonſtigen Be— 
amten vornehmen laſſen, die in dem Lande, wo die 
Zuſtellung erfolgen ſoll, hierfür zuſtändig ſind; 

3. daß jeder Staat die in einem anderen Staate zu 
bewirkenden Zuſtellungen vermittelſt ſeiner diploma— 
tiſchen oder konſulariſchen Vertreter vornehmen läßt. 

Die in dieſen Fällen vorgeſehenen Zuſtellungsarten ſind 
jedoch nur inſoweit ſtatthaft, als es den Geſetzen der be— 
theiligten Staaten oder den zwiſchen ihnen beſtehenden Ver— 
einbarungen entſpricht. 


N 


b) Erſuchungsſchreiben. 


Artikel 5. 


In Civil⸗ und Handelsſachen können die gerichtlichen 
Behörden eines Vertragsſtaats, nach Maßgabe der Vorſchriften 
ſeiner Geſetzgebung, ſich durch Erſuchungsſchreiben an die 
zuſtändige Behörde eines anderen Vertragsſtaats wenden, 
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um innerhalb deren Geſchäftskreiſes die Vornahme einer 
richterlichen Prozeßhandlung oder anderer gerichtlicher Hand— 
lungen zu erbitten. 


Artikel 6. 


Die Uebermittelung der Erſuchungsſchreiben erfolgt auf 
diplomatiſchem Wege, es ſei denn, daß der unmittelbare 
Geſchäftsverkehr zwiſchen den Behörden der beiden Staaten 
zugelaſſen iſt. 

Iſt das Erſuchungsſchreiben nicht in der Sprache der 
erſuchten Behörde abgefaßt, ſo muß es, vorbehaltlich ander— 
weiten Uebereinkommens, von einer als wortgetreu beglau— 
bigten Ueberſetzung in die zwiſchen den beiden betheiligten 
Staaten vereinbarte Sprache begleitet ſein. 


Artikel 7. 


Die Gerichtsbehörde, an die das Erſuchen gerichtet iſt, 
iſt verpflichtet, ihm zu entſprechen. Sie kann jedoch ablehnen, 
ihm Folge zu geben: 

1. wenn die Echtheit der Urkunde nicht feſtſteht; 

2. wenn im erſuchten Staate die Erledigung des Er— 

ſuchens nicht in den Bereich der Gerichtsgewalt fällt. 

Außerdem kann die Erledigung abgelehnt werden, wenn 
ſie nach der Auffaſſung des Staates, auf deſſen Gebiete ſie 
erfolgen ſoll, geeignet erſcheint, feine Hoheitsrechte zu ver— 
letzen oder ſeine Sicherheit zu gefährden. 


Artikel 8. 


Im Falle der Unzuſtändigkeit der erſuchten Behörde iſt 
das Erſuchungsſchreiben von Amtswegen an die zuſtändige 
Gerichtsbehörde deſſelben Staates unter Beobachtung der da— 
für nach deſſen Geſetzgebung maßgebenden Regeln abzugeben. 


Artikel 9. 


In allen Fällen, in denen das Erſuchen von der an— 
gegangenen Behörde nicht erledigt wird, hat dieſe die er⸗ 
ſuchende Behörde unverzüglich hiervon zu benachrichtigen, 
und zwar im Falle des Artikels 7 unter Angabe der Gründe, 
aus denen die Erledigung des Erſuchens abgelehnt, und im 
Falle des Artikels 8 unter Bezeichnung der Behörde, an die 
das Erſuchen abgegeben worden iſt. 
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Artikel 10. 


Die ein Erſuchen erledigende Gerichtsbehörde hat hin— 
ſichtlich der zu beobachtenden Formen des Verfahrens die 
Geſetze ihres Landes in Anwendung zu bringen. 

Wünſcht indeſſen die erſuchende Behörde, daß nach 
einer beſonderen Form verfahren werde, ſo kann, auch wenn 
dieſe in der Geſetzgebung des erſuchten Staates nicht vor— 
geſehen iſt, dem Antrage entſprochen werden, ſofern die 
ung dieſes Staates das gewünſchte Verfahren nicht 
verbietet. 


e) Sicherheitsleiſtung für die Prozeßkoſten. 
Artikel 11. 


Treten Angehörige eines der Vertragsſtaaten in einem 
anderen dieſer Staaten als Kläger oder Intervenienten vor 
Gericht auf, ſo darf, ſofern ſie in irgend einem der Ver— 
tragsſtaaten ihren Wohnſitz haben, ihnen wegen ihrer Eigen— 
ſchaft als Ausländer oder deswegen, weil ſie keinen Wohnſitz 
oder Aufenthalt im Inlande haben, eine Sicherheitsleiſtung 
oder Hinterlegung, unter welcher Benennung es auch ſei, 
nicht auferlegt werden. 


Artikel 12. 


Entſcheidungen, wodurch der Kläger oder Intervenient, 
der nach Artikel 11 oder nach dem in dem Staate der Klag— 
erhebung geltenden Rechte von Sicherheitsleiſtung oder Hinter— 
legung befreit war, in die Prozeßkoſten verurtheilt iſt, ſind 
in jedem der anderen Vertragsſtaaten durch die zuſtändige 
Behörde nach Maßgabe der dortigen Geſetze für vollſtreckbar 
zu erklären. 


Artikel 13. 


Die zuſtändige Behörde hat ihre Prüfung darauf zu 

beſchränken: 

1. ob nach den Geſetzen des Landes, wo die Verur— 
theilung erfolgt iſt, die Ausfertigung der Entſchei— 
dung die für ihre Beweiskraft erforderlichen Vor— 
ausſetzungen erfüllt; 

2. ob nach denſelben Geſetzen die Entſcheidung die 
Rechtskraft erlangt hat. 


232 Rechtsquellen. 


d) Armenrecht. 


Artikel 14. 


Die Angehörigen eines jeden der Vertragsſtaaten werden 
in allen anderen Vertragsſtaaten unter denſelben geſetzlichen 
Bedingungen und Vorausſetzungen zum Armenrechte zuge— 
laſſen, wie die Angehörigen des Staates, in deſſen Gebiete 
die Bewilligung des Armenrechts nachgeſucht wird. 


Artikel 15. 


Das Armuthszeugniß oder die Erklärung des Unver— 
mögens zur Beſtreitung der Prozeßkoſten muß in allen Fällen 
von den Behörden des gewöhnlichen Aufenthaltsorts des 
Ausländers, oder in Ermangelung eines ſolchen, von den 
Behörden ſeines derzeitigen Aufenthaltsorts ausgeſtellt oder 
entgegengenommen ſein. 

Hält der Antragſteller ſich nicht in dem Lande auf, 
wo das Armenrecht nachgeſucht wird, ſo iſt das Zeugniß 
oder die Erklärung des Unvermögens koſtenfrei von einem 
diplomatiſchen oder konſulariſchen Vertreter des Landes zu 
beglaubigen, in deſſen Gebiete die Urkunde vorgelegt wer— 
den ſoll. 

Artikel 16. 


Die zur Ertheilung des Armuthszeugniſſes oder zur 
Entgegennahme der Erklärung über das Unvermögen zu— 
ſtändige Behörde kann bei den Behörden der anderen Ver— 
tragsſtaaten über die Vermögensverhältniſſe des Antrag— 
ſtellers Erkundigungen einziehen. 

Der Behörde, die über den Antrag auf Bewilligung 
des Armenrechts zu entſcheiden hat, bleibt in den Grenzen 
ihrer Amtsbefugniſſe das Recht gewahrt, die ihr vorgelegten 
Zeugniſſe, Erklärungen und Auskünfte auf ihre Richtigkeit 


hin zu prüfen. 
e) Perſonalhaft. 
Artikel 17. 


Die Perſonalhaft findet in Civil: oder Handelsſachen 
gegen die einem der Vertragsſtaaten angehörenden Ausländer 
nur in den Fällen ſtatt, in denen ſie auch gegen Inländer 
anwendbar ſein würde. Es macht dabei keinen Unterſchied, 
ob die Haft Mittel der Zwangsvollſtreckung oder nur eine 
Sicherheitsmaßregel ſein ſoll. 
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Schlußbeſtimmungen. 


I. Vorſtehendes Abkommen ſoll ratifizirt werden. Die 
Ratifikations⸗Urkunden ſollen ſobald als möglich im Haag 
hinterlegt werden. 


II. Es gilt für die Dauer von fünf Jahren von dem 
Zeitpunkte der Hinterlegung der Ratifikations-Urkunden an 
gerechnet. 

III. Es gilt als ſtillſchweigend von fünf zu fünf Jahren 
erneuert, wenn es nicht mit ſechsmonatlicher Friſt vor Ab: 
lauf dieſes Zeitraums von einem der Hohen vertragſchließen— 
den Theile aufgekündigt wird. 

Die Aufkündigung hat Wirkung nur für das oder die 
Länder, von denen ſie ausgegangen iſt. Hinſichtlich der 
übrigen Staaten bleibt das Abkommen in Kraft. 

IV. Den Mächten, die an der im Juni, Juli 1894 im 
Haag abgehaltenen Konferenz Theil genommen haben, bleibt 
das Recht des Beitritts zu dieſem Abkommen bis zum 
1. Januar 1898 vorbehalten. 


Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten das vor— 
liegende Abkommen unterzeichnet und ihre Siegel beigedrückt. 


So geſchehen im Haag, am 14. November 1896, in 
einem einzigen Exemplar, das in den Archiven der Nieder— 
ländiſchen Regierung niedergelegt bleibt und wovon be— 
glaubigte Abſchriften den Staaten, die das Abkommen unter— 
zeichnet haben oder ihm ſpäter beitreten, auf diplomatiſchem 
Wege übermittelt werden ſollen. 


Zuſatzprotokoll vom 22. Mai 1897. 


Zu Artikel 11. 


Es beſteht Einvernehmen darüber, daß die Angehörigen 
eines der Vertragsſtaaten, der mit einem anderen dieſer 
Staaten ein Sonderabkommen getroffen hat, wonach die Be— 
dingung des Wohnſitzes (Artikel 11) kein Erforderniß bildet, 
in den in dieſem Sonderabkommen vorgeſehenen Fällen nicht 
gehalten find, in dem Staate, mit dem es abgeſchloſſen iſt, 
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die im Artikel 11 erwähnten Sicherheiten oder Hinterlegungen 
zu leiſten, ſelbſt wenn ſie keinen Wohnſitz in einem der Ver— 
tragsſtaaten haben. 


Zu Artikel Jund U der Schlußbeſtimmungen. 


Die Niederlegung der Ratifikations-Urkunden kann er: 
folgen, ſobald die Mehrzahl der Hohen vertragſchließenden 
Theile hierzu in der Lage iſt. Es ſoll darüber ein Protokoll 
aufgenommen werden und beglaubigte Abſchrift davon auf 
diplomatiſchem Wege allen Vertragsſtaaten zugeſtellt werden. 

Das gegenwärtige Abkommen tritt vier Wochen nach 
dem Tage der Vollziehung des Protokolls in Kraft. 

Der im Artikel II feſtgeſetzte fünfjährige Zeitraum be: 
ginnt mit dieſem Tage auch für die Mächte, welche die 
Ratifikations⸗Urkunden erſt ſpäter hinterlegen. 


Zu Artikel II der Schlußbeſtimmungen. 


Die Worte: „wenn es nicht mit ſechsmonatlicher Friſt 
vor Ablauf dieſes Zeitraums aufgekündigt wird,“ u. ſ. f. ſind 
dahin auszulegen, daß die Aufkündigung wenigſtens ſechs 
Monate vor dem Ablauf erfolgen muß. 

Das vorliegende Zuſatzprotokoll ſoll einen weſentlichen 
Beſtandtheil des Abkommens bilden und zu gleicher Zeit wie 
dieſes ratifizirt werden. 


Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten das vor: 
liegende Abkommen unterzeichnet und ihre Siegel beigedrückt. 


So geſchehen im Haag, am 22. Mai 1897, in einem 
einzigen Exemplar, das in den Archiven der Niederländiſchen 
Regierung niedergelegt bleibt und wovon beglaubigte Ab— 
ſchriften den Staaten, die das Abkommen unterzeichnet haben 
oder ihm ſpäter beitreten, auf diplomatiſchem Wege über⸗ 
mittelt werden ſollen. 
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II. 
Geſetze eic. des Deutſchen Reichs. 


1. Geſetz, betreffend das Flaggenrecht der Kauffahrteiſchiffe 
Vom 22. Juni 1899. 


§ 1. 

Die zum Erwerbe durch die Seefahrt beſtimmten Schiffe 
(Kauffahrteiſchiffe) mit Einſchluß der Lootſen⸗, Hochſeefiſcherei⸗, 
Bergungs⸗ und Schleppfahrzeuge haben als Nationalflagge 
ausſchließlich die Reichsflagge (Artikel 55 der Reichsverfaſſung) 
zu führen. 

Die Form der Reichsflagge und die Art ihrer Führung 
wird durch Kaiſerliche Verordnung beſtimmt. 


§ 2. 

Zur Führung der Reichsflagge ſind die Kauffahrteiſchiffe 
nur dann berechtigt, wenn ſie im ausſchließlichen Eigenthume 
von Reichsangehörigen ſtehen. 

Den Reichsangehörigen werden gleichgeachtet offene 
Handelsgeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften, wenn die 
perſönlich haftenden Geſellſchafter ſämmtlich Reichsangehörige 
ſind; andere Handelsgeſellſchaften, eingetragene Genoſſen— 
ſchaften und juriſtiſche Perſonen, wenn ſie im Inland ihren 
Sitz haben, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien jedoch nur 
dann, wenn die perſönlich haftenden Geſellſchafter ſämmtlich 
Reichsangehörige ſind. 

83. 


Verliert der Eigenthümer einer Schiffspart die Reichs— 
angehörigkeit oder geht eine im Eigenthum eines Reichs— 
angehörigen ſtehende Schiffspart in anderer Weiſe als durch 
Veräußerung (Handelsgeſetzbuch § 503) auf einen Ausländer 
über, ſo behält das Schiff noch bis zum Ablauf eines Jahres 
das Recht zur Führung der Reichsflagge. 

Sind ſeit dem im Abſ. 1 bezeichneten Ereigniſſe ſechs 
Monate verſtrichen, ſo hat das Regiſtergericht die übrigen 
Mitrheder auf ihren Antrag zu ermächtigen, die Schiffspart 
für Rechnung des Eigenthümers öffentlich verſteigern zu laſſen; 
über die Stellung des Antrags beſchließen die übrigen Mit— 


236 Rechtsquellen. 


rheder nach Stimmenmehrheit; die Stimmen werden nach 
der Größe der Schiffsparten berechnet. Bei der Verſteigerung 
der Schiffspart können die Antragſteller mitbieten. Der Zu— 
ſchlag darf nur einem Inländer ertheilt werden. 

Dieſe Vorſchriften kommen nur zur Anwendung, wenn 
die Schiffsparten der übrigen Mitrheder wenigſtens zwei Dritt— 
theile des Schiffes umfaſſen. 


84. 

Für die zur Führung der Reichsflagge befugten Kauf— 
fahrteiſchiffe ſind in den an der See oder an Seeſchiffahrts— 
ſtraßen belegenen Gebieten Schiffsregiſter zu führen. 

Die Schiffsregiſter werden von den Amtsgerichten ge— 
führt. Durch Anordnung der Landesjuſtizvberwaltung kann 
die Führung des Regiſters für mehrere Amtsgerichtsbezirke 
einem Amtsgericht übertragen werden. 


§ 5. 
Das Schiffsregiſter iſt öffentlich; die Einſicht deſſelben 
iſt Jedem geſtattet. Von den Eintragungen können gegen 


Erlegung der Koſten Abſchriften gefordert werden, die auf 
Verlangen zu beglaubigen ſind. 
§ 6. 

Ein Schiff kann nur in das Schiffsregiſter des Hafens 
eingetragen werden, von welchem aus, als dem Heimaths— 
hafen, die Seefahrt mit dem Schiffe betrieben werden ſoll. 

Soll die Seefahrt von einem ausländiſchen Hafen oder 
von einem Hafen eines Schutzgebiets oder eines Konſular— 
gerichtsbezirkes aus betrieben werden oder fehlt es an einem 
beſtimmten Heimathshafen, ſo ſteht dem Rheder die Wahl 
des inländiſchen Regiſters frei. Hat der Rheder weder ſeinen 
Wohnſitz noch ſeine gewerbliche Niederlaſſung im Bezirke des 
Regiſtergerichts, ſo iſt er verpflichtet, einen im Bezirke des 
Regiſtergerichts wohnhaften Vertreter zu beſtellen, welcher 
die nach dieſem Geſetze für den Rheder begründeten Rechte 
und Pflichten gegenüber dem Regiſtergerichte wahrzunehmen 
hat. Die Verpflichtung zur Beſtellung eines Vertreters fällt 
weg, wenn das Regiſtergericht ſeinen Sitz und der Rheder 
ſeinen Wohnſitz oder ſeine gewerbliche Niederlaſſung im Reichs⸗ 
gebiete hat. 
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8 7. 
95 Eintragung in das Schiffsregiſter hat zu enthalten: 


1. den Namen und die Gattung des Schiffes ſowie 

das Unterſcheidungsſignal; 

die Ergebniſſe der amtlichen Vermeſſung; 

die Zeit und den Ort der Erbauung, ſoweit ſie 

feſtzuſtellen ſind; 

den Heimathshafen; 

den Namen und die nähere Bezeichnung des Rheders; 

bei einer Rhederei den Namen und die nähere 
Bezeichnung ſämmtlicher Mitrheder und des 
Korreſpondentrheders ſowie die Größe der den 
einzelnen Mitrhedern gehörenden Schiffsparten; 

bei Handelsgeſellſchaften, eingetragenen Genoſſen⸗ 
ſchaften und juriſtiſchen Perſonen die Firma 
oder den Namen und den Ort, an welchem 
ſie ihren Sitz haben, bei offenen Handels— 
geſellſchaften außerdem den Namen und die 
nähere Bezeichnung ſämmtlicher Geſellſchafter, 
bei Kommanditgeſellſchaften und Kommandit— 
geſellſchaften auf Aktien den Namen und die 
nähere Bezeichnung ſämmtlicher perſönlich 
haftenden Geſellſchafter; 

6. die Angabe, daß in Anſehung der Reichsangehörig— 
keit der Betheiligten die geſetzlichen Anforderungen 
erfüllt ſind; 

7. den Rechtsgrund, auf welchem die Erwerbung des 
Schiffes oder der einzelnen Schiffsparten beruht; 

8. den Tag der Eintragung; 

9. die Ordnungsnummer, unter der das Schiff ein— 
getragen iſt. 


* wm 


§8. 


Die Eintragung in das Schiffsregiſter darf erſt ge— 
ſchehen, nachdem das Recht des Schiffes zur Führung der 
Reichsflagge ſowie alle im § 7 bezeichneten Thatſachen und 
Rechtsverhältniſſe glaubhaft gemacht ſind. 

Solange die amtliche Vermeſſung im Inlande noch nicht 
hat flattfinden können, dürfen die Ergebniſſe der Vermeſſung 
auf Grund der Vermeſſungsurkunde einer ausländiſchen Be— 
hörde oder eines ſonſtigen glaubhaften Nachweiſes eingetragen 
werden. 
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§ 9. 


Iſt der Rheder zugleich Angehöriger eines fremden 
Staates, ſo hat er auf Verlangen des Regiſtergerichts glaub— 
haft zu machen, daß das Schiff nicht in ein Schiffsregiſter 
dieſes Staates eingetragen iſt. Wird feſtgeſtellt, daß eine 
ſolche Eintragung beſteht, ſo darf das Schiff nicht in ein 
inländiſches Schiffsregiſter eingetragen werden. 


§ 10. 


Ueber die Eintragung des Schiffes in das Schiffsregiſter 
wird von dem Regiſtergericht eine mit dem Inhalte der Ein— 
tragung übereinſtimmende Urkunde (Schiffs-Certifikat) aus: 
geſtellt. 

Das Schiffs⸗Certifikat hat außerdem zu bezeugen, daß 
die nach § 8 erforderlichen Nachweiſe geführt ſind und daß 
das Schiff zur Führung der Reichsflagge befugt iſt. 


s 11. R 


Durch das Schiffs-Certifikat wird das Recht des Schiffes 
zur Führung der Reichsflagge nachgewieſen. 

Das Recht zur Führung der Reichsflagge darf vor der 
Ertheilung des Schiffs⸗Certifikats nicht ausgeübt werden. 

Das Schiffs⸗Certifikat oder ein von dem Regiſtergerichte 
beglaubigter Auszug aus dem Certifikat iſt während der Reiſe 
ſtets an Bord des Schiffes mitzuführen. 

§ 12. 

Erlangt ein im Auslande befindliches Schiff dadurch, 
daß es in das Eigenthum eines Reichsangehörigen gelangt, 
das Recht zur Führung der Reichsflagge, To kann das Schiffs⸗ 
Certifikat durch eine Beſcheinigung erſetzt werden, die der 
Konſul, in deſſen Bezirke das Schiff ſich zur Zeit des Eigen— 
thumsüberganges befindet, über das Recht zur Führung der 
Reichsflagge ertheilt (Flaggenzeugniß). Das Flaggenzeugniß 
hat nur für die Dauer eines Jahres ſeit dem Tage der 
Ausſtellung, darüber hinaus nur für die Dauer einer durch 
höhere Gewalt verlängerten Reiſe Gültigkeit. 

Ein Flaggenzeugniß kann auch behufs der erſten Ueber: 
führung eines neuen Schiffes in einen anderen Hafen von 
dem Regiſtergerichte des deutſchen Erbauungshafens aus— 
geſtellt werden. Dieſes Zeugniß hat nur für die Dauer der 
Ueberführung Giltigkeit. 
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Von der Ausſtellung des Flaggenzeugniſſes hat die aus⸗ 
ſtellende Behörde, wenn ein deutſcher Hafen zum Heimaths⸗ 
hafen des Schiffes beſtimmt iſt, dem Regiſtergerichte dieſes 
Hafens Anzeige zu machen. 


8 13. 


Treten in den eingetragenen Thatſachen oder Rechts⸗ 
verhältniſſen Veränderungen ein, ſo ſind ſie in das Schiffs⸗ 
regiſter einzutragen. Jede Eintragung iſt baldthunlichſt auf 
dem Schiffs⸗Certifikate zu vermerken. Die Aenderung des 
Namens des Schiffes bedarf der Genehmigung des Reichs: 
kanzlers. 

Geht das Schiff unter oder wird es als reparaturunfähig 
kondemnirt oder verliert es das Recht zur Führung der Reichs⸗ 
flagge, ſo iſt es in dem Schiffsregiſter zu löſchen und das 
Schiffs⸗Certifikat von dem Regiſtergericht unbrauchbar zu 
machen. Das Gleiche gilt, wenn der Rheder zugleich An— 
gehöriger eines fremden Staates iſt, und ſich ergibt, daß 
das Schiff in ein Schiffsregiſter dieſes Staates eingetragen iſt. 

Im Falle der Verlegung des Heimathshafens aus dem 
Regiſterbezirke hat das Regiſtergericht nach Vollziehung der 
Eintragung das Schiffs⸗Certifikat mit einer beglaubigten Ab⸗ 
ſchrift des Regiſterinhalts dem neuen Regiſtergerichte zur 
Bewirkung der Eintragung zu überſenden. 


8 14. 


Die Thatſachen und Rechtsverhältniſſe, welche gemäß 
§ 13 eine Eintragung oder die Löſchung im Schiffsregiſter 
erforderlich machen, ſind dem Regiſtergericht anzuzeigen und 
glaubhaft zu machen. 

Verpflichtet hierzu ſind: 

alle Perſonen, deren Namen nach §7 Nr. 5 in das 
Schiffsregiſter einzutragen ſind, 

bei juriſtiſchen Perſonen, eingetragenen Genoſſen— 
ſchaften und ſolchen Handelsgeſellſchaften, welche 
keine perſönlich haftenden Geſellſchafter haben, die 
geſetzlichen Vertreter, 

in dem Falle des § 6 Abſ. 2 Satz 2 ſtatt des Rheders 
deſſen Vertreter, 

in dem Falle eines Eigenthumswechſels, durch den 
das Recht des Schiffes zur Führung der Reichs— 
flagge nicht berührt wird, auch der neue Erwerber 
des Schiffes oder der Schiffspart. 
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Die Anzeige iſt von dem Verpflichteten binnen ſechs 
Wochen nach dem Ablaufe des Tages zu bewirken, an welchem 
er von der einzutragenden Thatſache Kenntniß erlangt hat. 

Sind mehrere Verpflichtete vorhanden, ſo genügt die 
Anzeige durch einen von ihnen. 

§ 15. 

Iſt eine Eintragung oder die Löſchung im Schiffsregiſter 
erforderlich, ſo iſt das Schiffs-Certifikat, und wenn der Inhalt 
eines von dem Regiſtergericht ertheilten Auszugs aus dem 
Schiffs⸗Certifikate berührt wird, auch dieſer dem Gericht ein— 
zureichen. Zur Einreichung verpflichtet iſt außer den im § 14 
bezeichneten Perſonen auch der Schiffer, ſobald ſich das Schiff 
in dem Hafen befindet, in deſſen Regiſter es eingetragen iſt. 

Das Gericht hat die Betheiligten zur Einreichung der 
Urkunden durch Ordnungsſtrafen anzuhalten. Auf das Ver— 
fahren finden die Vorſchriften der SS 132 bis 139 des Ge: 
ſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
(Reichs⸗Geſetzbl. 1898 S. 771) entſprechende Anwendung. 

Befindet ſich das Schiff im Auslande, ſo hat auf Antrag 
das Regiſtergericht ein neues Schiffs-Certifikat auszuſtellen 
und es dem Schiffer gegen Rückgabe der nach Abſ. 1 einzu— 
reichenden Urkunden durch Vermittelung einer deutſchen Be— 
hörde aushändigen zu laſſen. 


§ 16. 
Schiffe von nicht mehr als 50 Kubikmeter Brutto— 
Raumgehalt ſind auch ohne Eintragung in das Schiffsregiſter 


und Ertheilung des Schiffs-Certifikats befugt, das Recht zur 
Führung der Reichsflagge auszuüben. 


§ 17. 
Ein in das Schiffsregiſter eingetragenes Schiff muß 
ſeinen Namen an jeder Seite des Bugs und ſeinen Namen 


ſowie den Namen des Heimathshafens am Heck in gut ſicht— 
baren und feſt angebrachten Schriftzeichen führen. 


8 18. 


Führt ein Schiff die Reichsflagge, ohne hierzu nach den 
Vorſchriften der SS 2, 3 berechtigt zu ſein, jo wird der 
Schiffer mit Geldſtrafe bis zu fünfzehnhundert Mark oder 
mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten beſtraft. Auch kann 
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auf Einziehung des Schiffes erkannt werden, ohne Unterſchied, 
ob es dem Verurtheilten gehört oder nicht; der § 42 des 
Strafgeſetzbuchs findet entſprechende Anwendung. 


8 19. 


Führt ein Schiff den Vorſchriften der SS 11, 12 zuwider 
die Reichsflagge, ſo wird der Schiffer mit Geldſtrafe bis zu 
dreihundert Mark oder mit Haft beſtraft. 


8 20. 


Wer die ihm nach § 14 obliegende Verpflichtung nicht 
erfüllt, wird mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark oder 
mit Haft beſtraft. 

Wer gemäß Abſ. 1 verurtheilt iſt und ſeiner Verpflich— 
tung nicht binnen ſechs Wochen nach dem Eintritte der Rechts— 
kraft des Urtheils genügt, wird mit Geldſtrafe bis zu ſechs— 
hundert Mark oder mit Gefängniß bis zu zwei Monaten 
beſtraft. Die gleiche Strafe tritt ein, wenn im Falle einer 
weiteren Verurtheilung die Verpflichtung nicht binnen der 
bezeichneten Friſt erfüllt wird. 


§ 21. 


Befindet ſich der Vorſchrift des S 11 Abſ. 3 zuwider 
weder das Schiffs-Certifikat noch ein beglaubigter Auszug 
aus dem Certifikat an Bord des Schiffes oder iſt das Schiff 
nicht gemäß § 17 bezeichnet, ſo wird der Schiffer mit Geld— 
ſtrafe bis zu einhundertundfünfzig Mark oder mit Haft be— 
ſtraft. 

§ 22. 


Werden die von dem Kaiſer erlaſſenen Beſtimmungen 
über die Verpflichtung der Kauffahrteiſchiffe, die Flagge vor 
Kriegsſchiffen und Küſtenbefeſtigungen oder bei dem Einlaufen 
in deutſche Häfen zu zeigen, nicht beobachtet, ſo wird der 
Schiffer mit Geldſtrafe bis zu einhundertundfünfzig Mark 
oder mit Haft beſtraft. 

§ 23. 


Straflos bleibt in den Fällen der SS 18 bis 22 der: 
jenige, bezüglich deſſen feſtgeſtellt wird, daß die Handlung 
oder Unterlaſſung ohne ſein Verſchulden erfolgt iſt. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLIX. 16 
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§ 24. 


Die in den SS 18, 19, 21 bezeichneten Handlungen ſind 
auch dann ſtrafbar, wenn ſie im Ausland oder auf offener 
See begangen werden. 

Das Gleiche gilt von Zuwiderhandlungen gegen die im 
§ 22 vorgeſehenen Beſtimmungen, ſofern die Zuwiderhandlung 
auf einem deutſchen Kauffahrteiſchiff erfolgt. 


§ 25. 


Der Bundesrath beſtimmt: 

1. die Grenzen der Seefahrt im Sinne dieſes Ge— 
ſetzes (SD), 

2. den Umfang, in welchem die Ergebniſſe der amt— 
lichen Vermeſſung in das Schiffsregiſter einzutragen 
find (8 7 Nr. 2), 

3. die Einrichtung des Schiffs-Certifikats (§ 10), des 
beglaubigten Auszugs aus dem Schiffs-Certifikat 
(S 11) und der Flaggenzeugniſſe (S 12), 

4. die Art, wie die Anbringung der Namen am Schiffe 
auszuführen iſt (S 17). 


> 9 > 
§ 26. 


Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden auch Anwendung 
auf ſeegehende Luſtyachten und ſolche Seefahrzeuge, welche 
für Rechnung von auswärtigen Staaten oder deren An— 
gehörigen im Inland erbaut ſind. Machen ſolche Fahrzeuge 
von dem Rechte zur Führung der Reichsflagge Gebrauch, 
ſo unterliegen ſie den für Kauffahrteiſchiffe geltenden Vor— 
ſchriften. 

Durch kaiſerliche Verordnung mit Zuſtimmung des 
Bundesraths kann beſtimmt werden, daß die Vorſchriften 
dieſes Geſetzes auch auf Binnenſchiffe, die ausſchließlich auf 
ausländiſchen Gewäſſern verkehren, Anwendung finden. Die 
Schiffsregiſter für ſolche Schiffe werden bei den durch den 
Reichskanzler beſtimmten deutſchen Konſulaten geführt. 


§ 27. 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
nach welchen die Schiffsregiſter von anderen Behörden als 
den Gerichten geführt werden. 
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28. 


Unberührt bleiben die Vorſchriften des §S7 des Geſetzes, 
betreffend die Rechtsverhältniſſe der deutſchen Schutzgebiete 
(Reichs⸗Geſetzbl. 1888 S. 75). 


8 29. 


Soweit in anderen Geſetzen auf Vorſchriften des Ge— 
ſetzes, betreffend die Nationalität der Kauffahrteiſchiffe und 
ihre Befugniß zur Führung der Bundesflagge, vom 25. Okto— 
ber 1867 verwieſen iſt, treten die entſprechenden Vorſchriften 
dieſes Geſetzes an deren Stelle. 

Der § 74 Nr. 2 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes (Reichs: 
Geſetzbl. 1898 S. 371) wird aufgehoben. 


§ 30. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 1900 in Kraft. 


UV 


Bericht über das Slaggengefeß 


von 
Herrn Landgerichtsrath Loewe in Berlin. 


Das vorſtehende Geſetz vom 22. Juni 1899 (RG Bl. 

S. 319) gibt im Weſentlichen die Hemm gen wieder, 
welche in den bisher geltenden Reichsgeſetzen vom 

25. Oktober 1867 (RG Bl. S. 35, in dieſer Zeit— 

ſchrift Bd. XII, Beilageheft S. 346 ff.) — 23. Des 

zember 1888 (RGBl. S. 300, in dieſer Zeitſchrift 

Bd. XXXVI S. 541) — 28. Juni 1873 (RG Bl. 

S. 184) und 15. April 1885 (RGBl. S. 89) 
enthalten ſind. Hier ſollen nur die erheblicheren Abweichungen 
erwähnt werden. 


I. a) Von dem als Regel feſtgehaltenen Grundſatz, 
daß das Flaggenrecht durch das ausſchließliche Eigen— 
thum Reichsangehöriger an dem Schiffe bedingt iſt, 

iſt in dem Flaggengeſetz nur eine, bereits bei der Berathung 
im Jahre 1867 (Sten. Ber. Bd. I S. 363) als nothwendig 
bezeichnete Ausnahme gemacht. Verliert nämlich ein Parten— 
eigenthümer die Reichsangehörigkeit oder geht ſeine Schiffs— 
part in anderer Weiſe als durch Veräußerung, z. B. durch 
Vererbung auf einen Ausländer über, ſo ſoll das Recht zur 
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Führung der Reichsflagge noch bis zum Ablauf eines Jahres 
fortdauern (S 3 Abſ. 1). Die übrigen Mitrheder können in 
dieſem Falle, vorausgeſetzt daß ihre Parten mindeſtens zwei 
Drittel des Schiffes umfaſſen, nach Ablauf von ſechs Monaten 
ſeit Eintritt des Falles die Ermächtigung zur öffentlichen Ver— 
ſteigerung der Part bei dem Regiſtergericht nachſuchen. Der 
A0 0 darf nur einem Inländer ertheilt werden (§ 3 Abſ. 2 
und 3). 

b) Als Reichsangehörige, deren Schiffe zur Führung der 
Reichsflagge berechtigt find, werden nach S 2 Ab}. 2 unbe: 
denklich auch Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, die im 
Inlande ihren Sitz haben, zu erachten ſein. Dagegen er⸗ 
ſcheint bedenklich die in der Begründung zu § 2 ausge— 
ſprochene Annahme, daß zu den den Reichsangehörigen gleich— 
zuachtenden 

„iuriſtiſchen Perſonen, die ihren Sitz im Inlande 
haben“, 
auch die mit den Rechten einer juriſtiſchen Perſon ausge— 
ſtatteten Kolonialgeſellſchaften in den Schutzgebieten zu 
rechnen ſeien. Denn als Inland im Sinne der Reichs— 
geſetze, falls dieſe eine ausdrückliche Beſtimmung hierüber 
nicht enthalten, ID die Schutzgebiete nicht anzuſehen (RV. 
Art. 1 und 3). Deshalb ift z. B. im § 6 Abſ. 3 des Ge: 
ſetzes, betreffend die Rechtsverhältniſſe der deutſchen Schuß: 
gebiete (RGBl. 1888 S. 75), die Beſtimmung für nöthig 
erachtet worden, daß 
bezüglich des Verluſtes der Reichsangehörigkeit durch 
Aufenthalt im Auslande und hinſichtlich der Doppel— 
beſteuerung 
die Schutzgebiete als Inland anzuſehen ſind. 

Vgl. v. Stengel, Die deutſchen Schutzgebiete S. 125; 
G. Meyer, Staatsrechtliche Stellung der Schutzgebiete S.88ff.; 
Laband, Deutſches Staatsrecht Bd. I S. 790. 

Einer in der Reichstagsberathung (Sten. Ber. 1899 
S. 1690) gegebenen Anregung, durch einen Abſ. 3 zu § 2 
zu beſtimmen: 

„Im Sinne des Abſ. 2 gelten die Schutzgebiete als 
Inland“, 
iſt nicht Folge gegeben worden, anſcheinend, weil eine ſolche 
Beſtimmung um deswillen für überflüſſig gehalten worden 
iſt, weil die Schutzgebiete zum Inland gehörten. Und doch 
ergibt ſich aus § 6 Abſ. 2 des Flaggengeſetzes, wonach 
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die Wahl des inländiſchen Regiſters unter an: 
derem auch dann freigeſtellt iſt, wenn die Seefahrt 
von einem Hafen eines Schutzgebiets aus betrieben 
werden ſoll, 
daß das Geſetz ſelbſt zwiſchen Schutzgebiet und Inland unter: 
ſcheidet. 

c) Als zum Erwerb durch die Seefahrt beſtimmte Schiffe 
(Kauffahrteiſchiffe) find in § 1 ausdrücklich erwähnt die 
Lootſen⸗, Hochſeefiſcherei, Bergungs⸗ und Schleppfahrzeuge. 
Die Begründung zu § 1 hebt hervor, daß ſtaatliche 
Lootſen⸗ und Schleppfahrzeuge nicht unter die zum Erwerb 
durch die Seefahrt beſtimmten Schiffe im Sinne dieſes Ge: 
ſetzes gerechnet werden können. Dies wohl mit Recht, weil 
die Beſtimmungen dieſes Geſetzes über Regiſtrirung, Schiffe: 
zertifikat und Flaggenführung auf jene ſtaatlichen Schiffe 
nicht anwendbar erſcheinen, obwohl in anderer Beziehung 
(vgl. Bolze, Praxis XIX Nr. 277, Hanf. Ger.⸗Zeitung XV 
Nr. 88 und jetzt Art. 7 Einf.⸗Geſ. zum HGB.) auch ſolche 
ſtaatlichen Schiffe den Seeerwerbsſchiffen gleich zu behan— 
deln ſind. 

d) Daß auch ſeegehende Luſtyachten und ſolche See— 
fahrzeuge, die für Rechnung von auswärtigen Staaten oder 
deren Angehörigen im Inlande erbaut werden, den für Kauf: 
fahrteiſchiffe geltenden Vorſchriften unterliegen, falls ſie von 
dem Rechte zur Führung der Reichsflagge Gebrauch machen 
(§ 26), entſpricht dem Geſetz vom 15. April 1885. 

e) Auch für Binnenſchiffe, die ausſchließlich auf 
ausländiſchen Gewäſſern verkehren, kann in Zukunft durch 
kaiſerliche Verordnung mit Zuſtimmung des Bundesraths die 
Anwendbarkeit des Flaggengeſetzes beſtimmt werden (§ 26 
Abſ. 2). 

II. a) Schiffsregiſter ſollen in Zukunft nicht bloß, wie 
bisher 

„in den an der See belegenen Bundesſtaaten“, 
ſondern 

in den an der See oder an Seeſchiffahrtsſtraßen be— 

legenen Gebieten 
geführt werden. Dadurch iſt die Möglichkeit gegeben, die 
Regiſtrirung von Seeſchiffen auch in den Schutzgebieten und 
in Bezirken deutſcher Konſulargerichtsbarkeit ſowie an Binnen— 
ſchiffahrtsſtraßen mit Seefahrtsbetrieb, z. B. am Rheine, zu 
bewirken (§ 4). 
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b) Die Führung der Schiffsregiſter wird allgemein 
den Amtsgerichten übertragen (§ 4). Unberührt bleiben je— 
doch nach S 27 die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach wel— 
chen wie z. B. in Mecklenburg-Schwerin ) und Ham: 
burg die Schiffsregiſter von anderen Behörden als den Ge— 
richten geführt werden?). Für die unter I. e) erwähnten 
Binnenſchiffe ſoll die Regiſtrirung bei den durch den Reichs— 
kanzler zu beſtimmenden Konſulaten erfolgen (§ 26 Abſ. 2). 

c) Die Einrichtung der Schiffsregiſter bleibt, da ein 
e Vorbehalt für den Bundesrath nicht gemacht 

iſt (vgl. § 25), landesrechtlicher Beſtimmung vorbehalten. 
Die 1 dieſes Reſervats iſt zu bezweifeln, da 
der Inhalt der Eintragungen in das Schiffsregiſter, insbe⸗ 
ſondere auch bezüglich der Verpfändung der Schiffe auf 
Reichsgeſetzen beruht (SS 1259 ff. BGB.'s, SS 100 ff. Reichs⸗ 
geſetz über die Angelegenheiten der freiw. Ger.), und des— 
halb inſoweit gemeinſame Beſtimmungen hinſichtlich der Ein⸗ 
richtung des Regiſters angemeſſen erſcheinen. Indeſſen werden 
die landesrechtlichen Beſtimmungen über die Einrichtung der 
Schiffsregiſter in weſentlichen Punkten übereinſtimmen müſſen, 
weil nach S 10 d. G. das Schiffszertifikat mit dem In— 
halte der Eintragung in das Schiffsregiſter übereinſtimmen 
muß und die Einrichtung des Schiffszertifikats nach einem 
für das ganze Reich vorgeſchriebenen Muſter erfolgt (Vgl. 
§ 25 Ziff. 3 d. G., § 3 der Bekanntmachung vom 10. No: 
vember 1899, Centralbl. für das deutſche Reich S. 380). 

d) Die Auswahl der Regiſterbehörde wird, wie bisher, 
in der Regel nicht freigegeben, vielmehr muß das Schiff in 
das Regiſter desjenigen Hafens eingetragen werden, von 
welchem aus die Seefahrt mit dem Schiffe betrieben werden 
ſoll (§S 6 Abſ. 1). Freigeſtellt wird die Wahl des inländi— 
ſchen Regiſters nur dann, wenn die Seefahrt von einem 
ausländiſchen Hafen oder von einem Hafen eines Schutzgebiets 
oder eines Konſulargerichtsbezirks aus betrieben werden ſoll, 
oder wenn ein beſtimmter Heimathshafen nicht vorliegt (§ 6 
Abſ. 2). Die letztere Ausnahme iſt ſowohl dann gegeben, 


1) Vgl. § 61 der Verordnung vom 9. April 1899 (Regierungsblatt 
für das Großherzogthum Mecklenburg⸗Schwerin 1899 S. 245). 
2) Die olden burgiſche Verordnung vom 27. April 1874, in 
Folge deren das Schiffs regiſter bei dem Staatsminiſterium geführt 
wurde, iſt durch §S 48 Nr. 16 des Geſetzes vom 15. Mai 1899 

(Geſetzblatt S. 405) aufgehoben. 
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wenn ein Rheder, der im Binnenlande wohnt, Schiffe 
fahren laſſen will, wie dann, wenn ein in einem Seehafen 
wohnender Rheder die Schiffahrt bald von dieſem bald von 
jenem Hafen aus betreiben will. 

e) Eingetragen werden zukünftig in das Regiſter außer 
dem bereits früher Vorgeſchriebenen noch das Unterſcheidungs— 
ſignal, der Name des Korreſpondentrheders (I 7 Nr. 1 und 5) 
und, in Folge von SS 1260 ff. BGB.'s und SS 100 ff. Geſ. 
über d. Angel. d. freiw. Ger., auch die Verpfändung des 
Schiffes. Solange die amtliche Vermeſſung des Schiffes im 
Inlande noch nicht hat ſtattfinden können, dürfen in Zu— 
kunft die Ergebniſſe der Vermeſſung auf Grund der Ver— 
meſſungsurkunde einer ausländiſchen Behörde oder eines 
ſonſtigen glaubhaften Nachweiſes eingetragen werden ($ 8 
Abſ. 2). Hierdurch wird die Regiſtrirung und damit das 
Recht zur Flaggenführung noch vor der vorgeſchriebenen 
amtlichen Vermeſſung für ſolche Schiffe ermöglicht, die im 
Auslande erbaut oder aus dem Eigenthum eines Ausländers 
in das Eigenthum eines Reichsangehörigen übergegangen ſind. 

f) Iſt der Rheder zugleich Angehöriger eines fremden 
Staates, jo iſt nach § 9 die Eintragung in ein inländiſches 
Regiſter zuläſſig, vorausgeſetzt daß das Schiff nicht ſchon 
in ein fremdes Regiſter eingetragen iſt. Das bisherige Recht 
enthielt hierüber keine ausdrückliche Beſtimmung. Erfolgt 
nachträglich eine Eintragung des Schiffes in ein fremdes 
Regiſter, fo iſt das Schiff hier zu löſchen (§ 13 Abſ. 2). 

III. Beſeitigt wird die Divergenz, welche dadurch drohte, 
daß nach §480 HGB.'s als Heimathshafen derjenige Hafen 
gelten foll, „von welchem aus die Seefahrt mit dem Schiffe 
betrieben wird,“ während in 8 5 des Geſetzes vom 25. Okt. 
1867 derjenige Hafen als Heimathshafen definirt iſt, „von 
welchem aus die Seefahrt mit dem Schiffe betrieben wer— 
den ſoll“. 

Das neue Flaggengeſetz vermeidet eine ſelbſtändige De— 
finition des Begriffs Heimathshafen, es nimmt den im Han— 
delsgeſetzbuch aufgeſtellten Begriff an und beſtimmt, daß die 
Eintragung des Schiffes in dem Regiſter desjenigen Hafens 
erfolgen muß, von welchem aus als Heimathshafen (im 
Sinne des Handelsgeſetzbuchs) die Seefahrt mit dem Schiffe 
in Zukunft betrieben werden ſoll (S 6). Im Falle der Ber: 
legung der Betriebsleitung aus dem Regiſterbezirke hat das 
Regiſtergericht eine beglaubigte Abſchrift des — noch giltigen 
— Regiſterinhalts dem neuen Regiſtergerichte zur Bewirkung 
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der Eintragung zu überſenden. Das neue Regiſtergericht hat 
die Eintragung von Amts wegen zu bewirken (§ 13 Abſ. 3). 


IV. Nicht die Ausfertigung, wie im $ 10 des Geſetzes vom 
25. Oktober 1867 bemerkt, ſondern die Ertheilung des 
Schiffszertifikats iſt die Vorausſetzung für das Recht zur 
Flaggenführung. Das Schiffszertifikat oder ein von dem 
Amtsgericht beglaubigter Auszug aus dem Zertifikat iſt, ent: 
ſprechend $ 513 HGB.'s, während der Reiſe ſtets an Bord 
des Schiffes mitzuführen (§S 11 Abſ. 2 und 3). 


V. Das von dem Konſul als vorläufiger Erſatz für das 
Schiffszertifikat auszuſtellende Flaggenzeugniß kann nicht 
nur dann ertheilt werden, wenn ein bisher unter fremder 
Flagge fahrendes Schiff im Ausland in den Beſitz eines 
Reichsangehörigen (oder eines ihm gleichzuachtenden Rechts— 
ſubjekts) übergeht (S 16 des Geſetzes vom 25. Oktober 1867), 
ſondern auch dann, wenn im Auslande ein Schiff für einen 
Reichsangehörigen erbaut wird. 

Auch ſoll das Regiſtergericht befugt ſein, für die in 
Deutſchland erbauten, nach einem anderen Hafen zu über: 
führenden, Schiffe ein Flaggenzeugniß für die Dauer der 
Ueberführung zu ertheilen, ſelbſt wenn ſolche Schiffe ſpäter 
unter fremder Flagge fahren ſollen (S 12). 


VI. a) Zuwiderhandlungen gegen die Pflicht zur Ein: 
reichung des Schiffszertifikats und Regiſterauszugs im Falle 
von Eintragungen und Löſchungen im Regiſter ſollen nicht 
mehr ſtrafrechtlich geahndet werden (SS 15, 14, 12 des 
Geſetzes vom 25. Oktober 1867), ſondern nur Ordnungs— 
ſtrafen unterliegen, wie ſolche in SS 132— 139, 33 des Gel. 
über d. Angel. d. freiw. Ger. beſtimmt find (§ 15). 

b) Bei Nichterfüllung der Pflicht zur Anzeige von Um— 
ſtänden, die eine Eintragung oder Löſchung im Schiffs— 
regiſter erforderlich machen, kann (abweichend von dem bis— 
herigen Recht, vgl. Schaps, Das deutſche Seerecht, Anm. 10 
zu § 15 des Geſetzes vom 25. Oktober 1867) die Strafe jo 
oft als nöthig wiederholt werden (§S 20 Ab}. 2). 

c) Das Nichtmitführen der Flaggenurkunde wird nach 
§ 21 gegen den Schiffer als Uebertretung geahndet. 

d) Bei unberechtigter Führung der Reichsflagge kann 
auf Einziehung des Schiffes erkannt werden, auch wenn es 
nicht dem Verurtheilten gehört. Auch kann das objektive 
Verfahren gemäß § 42 StGB.'s ſtattfinden (§ 18). 
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e) Durch § 23 des Geſetzes ſoll eine Streitfrage des 
bisherigen Rechts (vgl. Schaps Anm. 3 zu $ 13) dahin 
entſchieden werden, daß auch im Falle unberechtigter Führung 
der Reichsflagge diejenigen ſtraflos bleiben, bezüglich deren 
feſtgeſtellt wird, daß die That ohne ihr Verſchulden erfolgt 
iſt (vgl. $ 315 HGB.). 

f) Beſeitigt wird der jetzt beſtehende Zweifel über den 
Geltungsbereich der Strafvorſchriften (vgl. Schaps 
Nr. 4 zu § 13). Denn nach $ 24 ſollen 
. die materiell unberechtigte (S 18), 

. die vorzeitige oder zu lange ausgedehnte (S 19) Füh⸗ 
rung der Reichsflagge, 

das Nichtmitführen der Flaggenurkunde oder die 
Nichtanbringung des Namens an dem Schiffe (§ 21), 

die von einem deutſchen Schiffe begangene Unter— 
laſſung der Flaggenzeigung vor einem deutſchen 
Kriegsſchiff (§ 22), 

auch dann ſtrafbar ſein, wenn ſie im Ausland oder auf 

offener See begangen werden. 

Nicht aufgenommen iſt eine dem § 100 der Seemanns— 
ordnung entſprechende Beſtimmung über die Verjährung, 
letztere beginnt daher mit der Zuwiderhandlung. 

g) Aufgehoben wird die Beſtimmung des S 74 Nr. 2 
GVG.'s über die ausſchließliche Zuſtändigkeit der Straf: 
kammern für die Zuwiderhandlungen. Demnach unterfällt 
der Zuſtändigkeit der Strafkzammern — bei Zuläſſigkeit ber 
Ueberweiſung an die Schöffengerichte — nur die unberech— 
tigte Führung der Reichsflagge (§ 18 d. Geſ., § 75 Nr. 14 
GVG. 8). 


ID — 


1 


Alle übrigen Zuwiderhandlungen — mit Ausnahme 
der durch Ordnungsſtrafen ſeitens des Regiſtergerichts zu 
ahndenden — gehören zur Zuſtändigkeit der Schöffengerichte. 
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2. Hypothekenbank⸗Geſetz. Vom 13. Juli 1899). 
(Reichs⸗Geſetzblatt 1899 Nr. 32 S. 375 ff.) 


81. 

Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf 
Aktien, bei welchen der Gegenſtand des Unternehmens in 
der hypothekariſchen Beleihung von Grundſtücken und der 
Ausgabe von Schuldverſchreibungen auf Grund der erworbe— 
nen Hypotheken beſteht (Hypothekenbanken), bedürfen zur 
Ausübung ihres Geſchäftsbetriebs der Genehmigung des 
Bundesraths. 

Iſt in der Satzung einer Hypothekenbank beſtimmt, daß 
die hypothekariſchen Beleihungen nur im Gebiete desjenigen 
Bundesſtaats erfolgen dürfen, in welchem die Bank ihren 
Sitz hat, ſo ſteht die Ertheilung der Genehmigung der 
Zentralbehörde dieſes Bundesſtaats zu. 

Zu jeder Aenderung der Satzung einer Hypothekenbank 
iſt die Genehmigung der nach den Abſ. 1, 2 zuſtändigen 
Stelle erforderlich. 

8 2 

Offenen Handelsgeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften, 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, eingetragenen Ge— 
noſſenſchaften und einzelnen Perſonen iſt der Betrieb eines 
Unternehmens der im § 1 Abſ. 1 bezeichneten Art unterſagt. 


§ 3. 

Die Hypothekenbanken unterliegen der ſtaatlichen Auf— 
ſicht. Die Aufſicht ſteht dem Bundesſtaate zu, in welchem 
die Bank ihren Sitz hat. Die Aufſicht erſtreckt ſich auf den 
ganzen Geſchäftsbetrieb der Bank und dauert auch nach deren 
Auflöſung bis zur Beendigung der Liquidation fort. 


84. 

Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, alle Anordnungen zu 
treffen, welche erforderlich ſind, um den Geſchäftsbetrieb der 
Bank mit den Geſetzen, der Satzung und den ſonſt in ver— 
0 Weiſe getroffenen Beſtimmungen im Einklange zu 
erhalten. 


1) Handausgabe. 1. Mit Einleitung (Entſtehungsgeſchichte des G. u. 
Ueberſicht des Inhalts) und erläuternden Anmerkungen, ſowie Sad): 
regiſter (IL. 145 S.) München 1900. C. H. Beck (Oskar Beck). 
2. Von Friedrich Bonſchab, Vorſtandsmitglied der bayr. Kredit⸗ 
genoſſenſchaftsbank. München 1900. A. Schweitzer (Arthur Sellier). 
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Die Aufſichtsbehörde iſt namentlich befugt: 
1. jederzeit die Bücher und Schriften der Bank einzu⸗ 


ſehen ſowie den Beſtand der Kaſſe und die Beſtände 
an Werthpapieren zu unterſuchen; 


. von den Verwaltungsorganen der Bank Auskunft 


über alle Geſchäftsangelegenheiten zu verlangen; 


einen Vertreter in die Generalverſammlungen und 


in die Sitzungen der Verwaltungsorgane der Bank 
zu entſenden, die Berufung der Generalverſamm— 
lung, die Anberaumung von Sitzungen der Ber: 
waltungsorgane ſowie die Ankündigung von Gegen: 
ſtänden zur Beſchlußfaſſung zu verlangen und, wenn 
dem Verlangen nicht entſprochen wird, die Berufung, 
Anberaumung oder Ankündigung auf Koſten der 
Bank ſelbſt vorzunehmen; 


die Ausführung von Beſchlüſſen oder Anordnungen 


zu unterſagen, die gegen das Geſetz, die Satzung 
oder die ſonſt in verbindlicher Weiſe getroffenen 
Beſtimmungen verſtoßen. 


Die Aufſichtsbehörde kann einen Kommiſſar beſtellen, 
der unter ihrer Leitung die Aufſicht ausübt. Sie kann be— 
ſtimmen, daß für die Thätigkeit des Kommiſſars eine Ver⸗ 
gütung von der Bank an die Staatskaſſe zu entrichten iſt; 
ſie ſetzt den Betrag dieſer Vergütung feſt. 


8 5. 


Die Hypothekenbanken dürfen außer der Gewährung 
hypothekariſcher Darlehen und der Ausgabe von Hypotheken- 
pfandbriefen nur folgende Geſchäfte betreiben: 


1. 
2. 


den Erwerb, die Veräußerung und die Beleihung 
von Hypotheken; 

die Gewährung nicht hypothekariſcher Darlehen an 
inländiſche Körperſchaften des öffentlichen Rechtes 
oder gegen Uebernahme der vollen Gewährleiſtung 
durch eine ſolche Körperſchaft und die Ausgabe von 
Schuldverſchreibungen auf Grund der ſo erworbenen 
Forderungen; 


die Gewährung von Darlehen an inländiſche Klein— 


bahnunternehmungen gegen Verpfändung der Bahn 
und die Ausgabe von Schuldverſchreibungen auf 
Grund der ſo erworbenen Forderungen; 


den kommiſſionsweiſen Ankauf und Verkauf von Werth— 


papieren, jedoch unter Ausſchluß von Zeitgeſchäften; 
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5. die Annahme von Geld oder anderen Sachen zum 
Zwecke der Hinterlegung, jedoch mit der Maßgabe, 
daß der Geſammtbetrag des hinterlegten Geldes 
die Hälfte des eingezahlten Grundkapitals nicht über— 
ſteigen darf; 

6. die Beſorgung der Einziehung von Wechſeln, An— 
weiſungen und ähnlichen Papieren. 

Verfügbares Geld dürfen die Hypothekenbanken nutzbar 
machen durch Hinterlegung bei geeigneten Bankhäuſern, durch 
Ankauf ihrer Hypothekenpfandbriefe und ihrer gemäß Abſ. 1 
Nr. 2, 3 ausgegebenen Schuldverſchreibungen, durch Ankauf 
ſolcher Wechſel und Werthpapiere, welche nach den Vor— 
ſchriften des Bankgeſetzes vom 14. März 1875 von der Reichs⸗ 
bank angekauft werden dürfen, ſowie durch Beleihung von 
Werthpapieren nach einer von der Hypothekenbank aufzu— 
ſtellenden Anweiſung. Die Anweiſung hat die beleihungs— 
fähigen Papiere und die zuläſſige Höhe der Beleihung feſt— 
zuſetzen. 

Der Erwerb von Grundſtücken iſt den Hypothekenbanken 
nur zur Verhütung von Verluſten an Hypotheken oder zur Be— 
ſchaffung von Geſchäftsräumen geſtattet. In Anſehung eines 
ſolchen Erwerbes ſtehen in jedem Bundesſtaate Hypotheken- 
banken, die in dem Gebiet eines anderen Bundesſtaats ihren 
Sitz haben, den einheimiſchen Hypothekenbanken gleich. 

$ 6. 

Der Geſammtbetrag der im Umlaufe befindlichen Hypo— 
thekenpfandbriefe muß in Höhe des Nennwerths jeder Zeit 
durch Hypotheken von mindeſtens gleicher Höhe und mindeſtens 
gleichem Zinsertrage gedeckt ſein. 

Die Deckung muß, ſoweit Hypotheken an landwirth— 
ſchaftlichen Grundſtücken dazu verwendet werden, mindeſtens 
zur Hälfte aus Amortiſationshypotheken beſtehen, bei denen 
der jährliche Tilgungsbeitrag des Schuldners nicht weniger 
als ein Viertheil vom Hundert des Hppothekenkapitals be— 
trägt. Die Bank darf jedoch, falls ſolche Hypotheken vor 
der Zeit zurückbezahlt werden, an ihrer Stelle bis zum Ab— 
laufe der planmäßigen Tilgungszeit Hypotheken anderer Art 
zur Deckung benutzen. 

Steht der Bank eine Hypothek an einem Grundſtücke 
zu, das ſie zur Verhütung eines Verluſtes an der Hypothek 
erworben hat, To darf dieſe als Deckung von Hypotheken- 
pfandbriefen höchſtens mit der Hälfte des Betrags in Anſatz 
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gebracht werden, mit welchem ſie vor dem Erwerbe des Grund— 
ſtücks durch die Bank als Deckung in Anſatz gebracht war. 
Iſt in Folge der Rückzahlung von Hypotheken oder aus 
einem anderen Grunde die vorgeſchriebene Deckung in Hypo— 
theken nicht mehr vollſtändig vorhanden und iſt weder die 
Ergänzung durch andere Hypotheken noch die Einziehung 
eines entſprechenden Betrags von Hyppothekenpfandbriefen 
ſofort ausführbar, ſo hat die Bank die fehlende Hypotheken⸗ 
deckung einſtweilen durch Schuldverſchreibungen des Reichs 
oder eines Bundesſtaats oder durch Geld zu erſetzen. Die 
Schuldverſchreibungen dürfen höchſtens mit einem Betrag in 
Anſatz gebracht werden, der um fünf vom Hundert des 
Nennwerths unter ihrem jeweiligen Börſenpreiſe bleibt. 


87. 

Die Hypothekenbanken dürfen Hypothekenpfandbriefe nur 
bis zum fünfzehnfachen Betrage des eingezahlten Grundkapitals 
und des ausſchließlich zur Deckung einer Unterbilanz oder zur 
Sicherung der Pfandbriefgläubiger beſtimmten Reſervefonds 
ausgeben. 

88. 

In den Hypothekenpfandbriefen find die für das Rechts- 
verhältniß zwiſchen der Hypothekenbank und den Pfandbrief— 
gläubigern maßgebenden Beſtimmungen, insbeſondere in Be— 
treff der Kündbarkeit der Hypothekenpfandbriefe, erſichtlich 
zu machen. 

Die Hypothekenbank darf auf das Recht zur Rückzahlung 
der Hypothekenpfandbriefe höchſtens für einen Zeitraum von 
zehn Jahren verzichten. Den Pfandbriefgläubigern darf ein 
Kündigungsrecht nicht eingeräumt werden. 


x 9, 

Die Ausgabe von Hypothekenpfandbriefen, deren Ein: 

löſungswerth den Nennwerth überſteigt, iſt nicht geſtattet. 
§ 10. 

Als Deckung für Hypothekenpfandbriefe dürfen nur Hypo: 
theken benutzt werden, welche den in den SS 11, 12 bezeich— 
neten Erforderniſſen entſprechen. 

8 11. 

Die Beleihung iſt auf inländiſche Grundſtücke beſchränkt 

und der Regel nach nur zur erſten Stelle zuläſſig. 
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Die Beleihung darf die erſten drei Fünftheile des 
Werthes des Grundſtücks nicht überſteigen. Die Zentral: 
behörde eines Bundesſtaats kann die Beleihung landwirth— 
ſchaftlicher Grundſtücke in dem Gebiete des Bundesſtaats oder 
in Theilen dieſes Gebiets bis zu zwei Drittheilen des Werthes 
geſtatten. 

Ss 12. 

Der bei der Beleihung angenommene Werth des Grund— 
ſtücks darf den durch ſorgfältige Ermittelung feſtgeſtellten 
Verkaufswerth nicht überſteigen. Bei der Feſtſtellung dieſes 
Werthes ſind nur die dauernden Eigenſchaften des Grund— 
ſtücks und der Ertrag zu berückſichtigen, welchen das Grund— 
ſtück bei ordnungsmäßiger Wirthſchaft jedem Beſitzer nach— 
haltig gewähren kann. 

Soweit vor der Beleihung die Grundſtücke durch eine 
öffentliche Behörde des Gebiets, in welchem ſie liegen, ab— 
geſchätzt werden, kann der Bundesrath beſtimmen, daß der 
bei der Beleihung angenommene Werth auch den durch eine 
ſolche Abſchätzung feſtgeſtellten Werth nicht überſteigen darf. 

Die zur Deckung von Hypothefenpfandbriefen verwen— 
deten Hypotheken an Bauplätzen ſowie an ſolchen Neubauten, 
welche noch nicht fertiggeſtellt und ertragsfähig ſind, dürfen 
zuſammen den zehnten Theil des Geſammtbetrags der zur 
Deckung der Hypothekenpfandbriefe benutzten Hypotheken ſo— 
wie den halben Betrag des eingezahlten Grundkapitals nicht 
überſchreiten. Im Uebrigen ſind Hypotheken an Grund— 
ſtücken, die einen dauernden Ertrag nicht gewähren, ins— 
beſondere an Gruben und Brüchen, von der Verwendung 
zur Deckung von Hypothekenpfandbriefen ausgeſchloſſen. Das 
Gleiche gilt von Hypotheken an Bergwerken. Hppotheken 
an anderen Berechtigungen, für welche die ſich auf Grund— 
ſtücke beziehenden Vorſchriften Anwendung finden, ſind von 
der Verwendung zur Deckung von Hypothekenpfandbriefen 
ausgeſchloſſen, ſofern die Berechtigungen einen dauernden 
Ertrag nicht gewähren. 

§ 13. 

Die Hypothekenbank hat auf Grund der Vorſchriften 
des § 12 eine Anweiſung über die Werthermittelung zu 
erlaſſen; die Anweiſung bedarf der Genehmigung der Auf— 
ſichtsbehörde. 

Nimmt die Bank bypothefariihe Beleihungen in dem 
Gebiet eines Bundesſtaats vor, in dem ſie nicht ihren Sitz 
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hat, fo iſt die Anweiſung auch der Aufſichtsbehörde dieſes 
Bundesſtaats einzureichen. Ueber Beanſtandungen, die von 
der Behörde erhoben werden, beſchließt, wenn die Erledigung 
in anderer Weiſe nicht zu erreichen iſt, der Bundesrath; die . 
Beſchlußfaſſung des Bundesraths wird auf Antrag durch den 
Reichskanzler herbeigeführt. 

§ 14. 


Die hypothekariſchen Darlehen ſind in Geld zu ge— 
währen. 

Die Gewährung von Darlehen in Hypothekenpfandbriefen 
der Bank zum Nennwerth iſt nur zuläſſig, wenn die Satzung 
der Bank ſie geſtattet und der Schuldner ausdrücklich zu— 
ſtimmt. In dieſem Falle iſt dem Schuldner urkundlich das 
Recht einzuräumen, die Rückzahlung der Hypothek nach ſeiner 
Wahl in Geld oder in Hypothekenpfandbriefen der Bank, 
die derſelben Gattung angehören wie die empfangenen, nach 
dem Nennwerthe zu bewirken. Hypothekenpfandbriefe, die 
bei der amtlichen Feſtſtellung des Börſenpreiſes nicht unter— 
ſchieden werden, gelten im Sinne dieſer Vorſchrift ſtets als 
zu derſelben Gattung gehörig. 


§ 15. 


Die Grundzüge der Bedingungen für die hypothekariſchen 
Darlehen ſind von der Hypothekenbank feſtzuſtellen; die Grund— 
züge bedürfen der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. In 
den Bedingungen iſt namentlich zu beſtimmen, welche Nach— 
theile den Schuldner bei nicht rechtzeitiger Zahlung treffen 
ſowie unter welchen Vorausſetzungen die Bank befugt iſt, 
die vorzeitige Rückzahlung der Hypothek zu verlangen. 

Nimmt die Bank Beleihungen in dem Gebiet eines 
Bundesſtaats vor, in dem ſie nicht ihren Sitz hat, ſo kann 
die Aufſichtsbehörde dieſes Bundesſtaats verlangen, daß 
ihr die Grundzüge der Darlehensbedingungen eingereicht 
werden. Auf die Erledigung von Beanſtandungen finden 
die Vorſchriften des § 13 Abſ. 2 Satz 2 entſprechende 
Anwendung. 

Der Aufſichtsbehörde des im Abſ. 2 bezeichneten Bundes— 
ſtaats iſt auf ihr Verlangen alljährlich ein Verzeichniß der 
hypothekariſchen Beleihungen einzureichen, welche die Bank 
in dem Gebiete des Bundesſtaats vorgenommen hat. Der 
Bundesrath kann Beſtimmungen über die Einrichtung und 
den Inhalt der Verzeichniſſe erlaſſen. 
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816. 

In den von der Hypothekenbank verwendeten Darlehens: 
proſpekten und Antragsformularen ſind alle Beſtimmungen 
über die Art der Auszahlung der Darlehen, über Abzüge 
zu Gunſten der Bank, über die Höhe und Fälligkeit der 
Zinſen und der ſonſt dem Schuldner obliegenden Leiſtungen, 
über den Beginn einer Amortiſation und über die Kündigung 
und Rückzahlung aufzunehmen. 

§ 17. 

Im Falle einer Verſchlechterung des beliehenen Grund— 
ſtücks oder ſeiner Zubehörſtücke, der ein unwirthſchaftliches 
Verfahren des Beſitzers nicht zu Grunde liegt, finden zu 
Gunſten der Hypothekenbank die Vorſchriften der SS 1133, 
1135 des Bürgerlichen Geſetzbuchs über das Recht des 
Gläubigers auf ſofortige Befriedigung aus dem Grundſtücke 
nur in Anſehung des Betrags Anwendung, für welchen in 
dem verminderten Werthe des Grundſtücks nicht mehr die 
nach dem Geſetz oder der Satzung erforderliche Deckung vor— 
handen iſt. Ueber dieſen Betrag hinaus darf ſich die Bank 
für den Fall einer Verminderung des Werthes des Grund— 
ſtücks das Recht, die vorzeitige Rückzahlung der Hypothek zu 
verlangen, nicht ausbedingen. 

Die Bank darf ſich für den Fall, daß ein Theil des 
Grundſtücks veräußert und die Unſchädlichkeit der Veräußerung 
für die Berechtigten nach Maßgabe der Landesgeſetze von 
der zuſtändigen Behörde feſtgeſtellt wird, keine weiteren als 
die ihr geſetzlich zuſtehenden Rechte auf Sicherſtellung oder 
Befriedigung vorbehalten. 

Es darf nicht bedungen werden, daß die Bank im Falle 
ihrer Auflöſung die vorzeitige Rückzahlung der Hypothek ver— 
langen kann. 

§ 18. 

Dem Schuldner iſt urkundlich das Recht einzuräumen, 
die Hypothek ganz oder theilweiſe zu kündigen und zurück— 
zuzahlen. 

Das Recht der Rückzahlung darf nur bis zu einem 
Zeitraume von zehn Jahren ausgeſchloſſen werden. Dieſer 
Zeitraum beginnt mit der Auszahlung des Darlehens, im Falle 
der Auszahlung in Theilbeträgen mit der letzten Zahlung; 
wird nach der Auszahlung des Darlehens eine Vereinbarung 
über die Zeit der Rückzahlung getroffen, ſo beginnt der zehn— 
jährige Zeitraum mit der Vereinbarung. 
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Die Kündigungsfriſt darf neun Monate und bei Hypo: 
theken, welche die Bank kündigen kann, auch die der Bank 
eingeräumte Kündigungsfriſt nicht überſchreiten. 

Soweit es nach dieſen Vorſchriften nicht geſtattet iſt, 
das Recht des Schuldners zur Rückzahlung der Hypothek 
auszuſchließen, darf ſich die Bank eine Rückzahlungsproviſion 
oder die Beſtellung einer Sicherheit bei der Kündigung nicht 
ausbedingen. 

§ 19. 


Bei Amortiſationshypotheken darf zu Gunſten der Bank 
ein Kündigungsrecht nicht bedungen werden. Eine Verein- 
barung, welche der Bank das Recht einräumt, aus beſon⸗ 
deren, in dem Verhalten des Schuldners liegenden Gründen 
die Rückzahlung der Hypothek vor der beſtimmten Zeit zu 
verlangen, wird hierdurch nicht berührt. 

Die Jahresleiſtung des Schuldners darf nur die be: 
dungenen Zinſen und den Tilgungsbeitrag enthalten. 

§ 20. 

Der Beginn der Amortiſation darf für einen zehn 
Jahre nicht überſteigenden Zeitraum hinausgeſchoben werden. 
Iſt in einem ſolchen Falle infolge der Hinausſchiebung der 
Amortiſation außer den bedungenen Zinſen ein Beitrag an 
die Bank zu entrichten, ſo iſt dieſer in der Darlehensurkunde 
erſichtlich zu machen. 

Von dem Beginn der Amortiſation an dürfen die 
Jahreszinſen von keinem höheren Betrag als von dem für 
den Schluß des Vorjahrs ſich ergebenden Reſtkapitale be⸗ 
rechnet werden; der Mehrbetrag der Jahresleiſtung iſt zur 
Tilgung zu verwenden. 

§ 21. 


Das Recht des Schuldners zur theilweiſen Rückzahlung 
der Hypothek kann bei Amortiſationshypotheken in der Weiſe 
beſchränkt werden, daß eine Zahlung von der Bank nur an 
genommen zu werden braucht, wenn die Zahlung dazu be— 
ſtimmt und geeignet iſt, die Tilgungszeit unter Beibehaltung 
der bisherigen Höhe der Jahresleiſtungen um ein Jahr oder 
um mehrere Jahre abzukürzen. Die Vorſchrift findet jedoch 
keine Anwendung, wenn der Betrag der Zahlung den zehnten 
Theil des Reſtkapitals erreicht und der Schuldner verlangt, 
daß die ſpäteren Jahresleiſtungen unter Beibehaltung der 
urſprünglichen Tilgungszeit herabgeſetzt werden; in dieſem 
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Falle darf bei den im § 6 Abſ. 2 bezeichneten Hypotheken 
der jährliche Tilgungsbeitrag weniger als ein Viertheil vom 
Hundert des urſprünglichen Kapitals betragen; die Bank hat 
einen neuen Tilgungsplan aufzuſtellen. 

Die Bank darf ſich von der Verpflichtung, in Anſehung 
des amortiſirten Betrags die ihr behufs der Berichtigung 
des Grundbuchs, der Löſchung der Hypothek oder der Her: 
ſtellung eines Theilhypothekenbriefs nach den Vorſchriften des 
bürgerlichen Rechtes obliegenden Handlungen vorzunehmen, 
im voraus nicht befreien. 

Die Bank hat nach Veröffentlichung der Jahresbilanz 
jedem Schuldner auf Verlangen mitzutheilen, welcher Betrag 
der Hypothek am Schluſſe des Vorjahrs amortiſirt war. 


8 22. 


Die zur Deckung der Hypothekenpfandbriefe beſtimmten 
Hypotheken ſind von der Bank einzeln in ein Regiſter ein⸗ 
zutragen. Im Falle des § 6 Abſ. 4 ſind die erſatzweiſe 
zur Deckung beſtimmten Werrhpapiere gleichfalls in das 
Regiſter einzutragen; die Eintragung hat die einzelnen Stücke 
zu bezeichnen. 

Innerhalb des erſten Monats eines jeden Kalender: 
halbjahrs iſt eine von dem nach § 29 beſtellten Treuhänder 
beglaubigte Abſchrift der Eintragungen, welche während des 
letzten Halbjahrs in dem Hypothekenregiſter vorgenommen 
worden ſind, der Aufſichtsbehörde einzureichen. Die Abſchrift 
wird von der Aufſichtsbehörde aufbewahrt. 


8 23. 


Innerhalb des zweiten Monats eines jeden Kalender— 
halbjahrs hat die Bank den Geſammtbetrag der Hypotheken: 
pfandbriefe, welche am letzten Tage des vergangenen Halb— 
jahrs im Umlaufe waren, und den nach Abzug aller 
Rückzahlungen oder ſonſtigen Minderungen ſich ergebenden 
Geſammtbetrag der am letzten Tage des vergangenen Halb— 
jahrs in das Hppothekenregiſter eingetragenen Hypotheken 
ſowie den Geſammtbetrag der an dieſem Tage in das Re— 
giſter eingetragenen Werthpapiere und des in der Verwah— 
rung des Treuhänders befindlichen Geldes im Deutſchen 
Reichsanzeiger und in den für die Veröffentlichungen der 
Bank beſtimmten Blättern bekannt zu machen. 

Sind in dem Regiſter Werthpapiere oder ſolche Hypo— 
theken eingetragen, die nicht ihrem vollen Betrage nach zur 
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Deckung von Hypothekenpfandbriefen geeignet ſind, ſo iſt in 
der Bekanntmachung anzugeben, mit welchem Betrage die 
Werthpapiere oder die Hypotheken als Deckung nicht in An⸗ 
ſatz kommen. 

§ 24. 


Die Jahresbilanz einer Hypothekenbank hat in getrennten 
Poſten namentlich zu enthalten: 

1. den Geſammtbetrag der zur Deckung der Hypotheken⸗ 
pfandbriefe beſtimmten Hypotheken und Werth⸗ 
papiere; 

2. den Geſammtbetrag der rückſtändigen Hypotheken⸗ 
zinſen; 

3. den Geſammtwerth der Grundſtücke der Bank unter 
geſonderter Angabe des Werthes der Bankgebäude; 

4. die Geſammtbeträge der Beſtände an Geld, an 
Wechſeln und an Werthpapieren, unter geſonderter 
Angabe des Betrags der eigenen Hypothekenpfand⸗ 
briefe und Schuldverſchreibungen der Bank; 

5. den Geſammtbetrag der Forderungen der Bank aus 

Lombardgeſchäften; 
den Geſammtbetrag der Guthaben bei Bankhäuſern; 
den Geſammtbetrag der im Umlaufe befindlichen 
Hypothekenpfandbriefe nach ihrem Nennwerthe, bei 
verſchieden verzinslichen Hypothekenpfandbriefen den 
Geſammtbetrag jeder dieſer Gattungen; 
8. den Geſammtbetrag der Verbindlichkeiten der Bank 
a der Annahme von Geld zum Zwecke der Hinter: 
egung. 


2 


§ 25. 


Sind Hypothekenpfandbriefe zu einem geringeren Bes 
trag als dem Nennwerth ausgegeben worden, ſo darf in die 
Aktiven der Bilanz ein Betrag aufgenommen werden, der 
vier Fünftheilen des Mindererlöſes gleichkommt; von dem 
Mindererlös iſt der Gewinn abzuziehen, den die Bank durch 
den Rückkauf von Hypothekenpfandbriefen zu einem geringeren 
Betrag als dem Nennwerth erzielt hat. Der demgemäß in 
die Bilanz eingeſtellte Aktivpoſten muß jährlich zu minde— 
ſtens einem Viertheil abgeſchrieben werden. 

In keinem Jahre dürfen die nach den Vorſchriften des 
Abſ. 1 in die Bilanz aufgenommenen Aktivpoſten zuſammen 
mehr betragen als das Doppelte des Ueberſchuſſes, den die 
Hypothekenzinſen für das Bilanzjahr ergeben, wenn von 
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ihnen die Pfandbriefzinſen und außerdem ein Viertheil vom 
Hundert der Geſammtſumme der Hypotheken abgezogen wer— 
den; auch dürfen die bezeichneten Aktivpoſten zuſammen nicht 
den Betrag des ausſchließlich zur Deckung einer Unterbilanz 
beſtimmten Reſervefonds überſteigen. 

Die durch die Ausgabe der Hypothekenpfandbriefe ent— 
ſtandenen Koſten, mit Einſchluß der für die Unterbringung 
gezahlten Proviſionen, ſind ihrem vollen Betrage nach zu 
Laſten des Jahres zu verrechnen, in welchem fie entſtan— 
den ſind. 

Anſprüche der Bank auf Jahresleiſtungen der Hypo— 
thekenſchuldner für die auf das Bilanzjahr folgende Zeit 
dürfen nicht in die Aktiven der Bilanz aufgenommen werden. 

§ 26. 

Sind Hypothekenpfandbriefe zu einem höheren Betrag 
als dem Nennwerth ausgegeben worden und hat die Bank 
auf das Recht verzichtet, die Hypothekenpfandbriefe jederzeit 
zurückzuzahlen, ſo iſt der Mehrerlös, ſoweit er den Betrag 
von eins vom Hundert des Nennwerths überſteigt, in die 
Paſſiven der Bilanz einzuſtellen. Die Bank darf über ihn 
während der Jahre, für welche die Rückzahlung der Hypotheken- 
pfandbriefe ausgeſchloſſen iſt, alljährlich nur zu einem der 
Zahl dieſer Jahre entſprechenden Bruchtheile verfügen. Die 
Verfügung iſt ausgeſchloſſen, ſolange ein Mindererlös der 
im § 25 Abſ. 1 bezeichneten Art als Aktivpoſten in der 
Bilanz ſteht; zur Tilgung eines ſolchen Mindererlöſes ſowie 
zur Deckung des Verluſtes, der für die Bank durch den 
Rückkauf von Hypothekenpfandbriefen zu einem den Nenn⸗ 
werth überſteigenden Betrag entſtanden iſt, darf der Mehr— 
erlös jederzeit verwendet werden. 


$ 27. 


In der Gewinn- und Verluſtrechnung ſind in getrennten 
Poſten namentlich die Geſammtbeträge der in dem Geſchäfts— 
jahre von der Bank verdienten Hypothekenzinſen, Darlehens— 
provifionen und ſonſtigen Nebenleiſtungen der Hypotheken- 
ſchuldner ſowie der Geſammtbetrag der für das Geſchäfts— 
jahr von der Bank zu entrichtenden Pfandbriefzinſen an— 
zugeben. 

8 28. 


In dem Geſchäftsbericht oder in der Bilanz ſind erſichtlich 
zu machen: 
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1. die Zahl der zur Deckung der Hypothekenpfandbriefe 
beſtimmten Hypotheken und deren Vertheilung nach 
ihrer Höhe in Stufen von hunderttauſend Mark; 

2. die Beträge, welche davon auf Hypotheken an land⸗ 
wirthſchaftlichen und auf ſolche an anderen Grund: 

ſtücken, auf Amortiſationshypotheken und auf andere 
Hypotheken, auf Hypotheken an Bauplätzen und 
5 noch nicht ertragsfähigen Neubauten 
fallen; 

3. die Zahl der Zwangsverſteigerungen und die Zahl 
der Zwangsverwaltungen, welche in dem Geſchäfts⸗ 
jahr auf Antrag der Bank bewirkt worden ſind, 
ſowie die Zahl der in dem Geſchäftsjahre bewirkten 
Zwangsverſteigerungen und Zwangsverwaltungen, 
an welchen die Bank ſonſt betheiligt war; 

4. die Zahl der Fälle, in welchen die Bank während 
des Geſchäftsjahrs Grundſtücke zur Verhütung von 
Verluſten an Hypotheken hat übernehmen müſſen, 
ſowie den Geſammtbetrag dieſer Hypotheken und 
die Verluſte oder Gewinne, welche ſich bei dem 
en übernommener Grundſtücke ergeben 
haben; 

die Jahre, aus welchen die Rückſtände auf die von 
den Hypothekenſchuldnern zu entrichtenden Zinſen 
herrühren, ſowie der Geſammtbetrag der Rückſtände 
eines jeden Jahres; 

6. der Geſammtbetrag der im Geſchäftsjahr erfolgten 
Rückzahlungen auf die Hypotheken, getrennt nach 
den durch Amortiſation und den in anderer Weiſe 
erfolgten Rückzahlungen; 

7. die Beſchränkungen, welchen ſich die Bank hinſichtlich 
der Rückzahlung der Hypothekenpfandbriefe unter— 
worfen hat, getrennt nach den einzelnen Gattungen 
der Hypothekenpfandbriefe. 

Die unter Nr. 3 bis 5 bezeichneten Angaben find ge— 
trennt nach landwirthſchaftlichen und anderen Grundſtücken 
und nach den Hauptgebieten zu machen, auf welche ſich die 
Geſchäftsthätigkeit der Hypothekenbank erſtreckt. 

In dem Geſchäftsbericht oder in der Gewinn- und Ver— 
luſtrechnung ſind der Mehrerlös und der Mindererlös anzu— 
geben, welche in dem Geſchäftsjahre durch die Ausgabe von 
Hypothekenpfandbriefen zu einem höheren oder geringeren 
Betrag als dem Nennwerth entſtanden ſind. 


ar 
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§ 29. 
Bei jeder Hypothekenbank iſt ein Treuhänder ſowie ein 
Stellvertreter zu beſtellen. 
Die Beſtellung erfolgt durch die Aufſichtsbehörde nach 
Anhörung der Hypothekenbank. Die Beſtellung kann jeder— 
zeit durch die Aufſichtsbehörde widerrufen werden. 


§ 30. 


Der Treuhänder hat darauf zu achten, daß die vor— 
ſchriftsmäßige Deckung für die Hypothekenpfandbriefe jeder⸗ 
zeit vorhanden iſt; hierbei hat er, ſofern der Werth der be: 
liehenen Grundſtücke gemäß der von der Aufſichtsbehörde 
genehmigten Anweiſung feſtgeſetzt iſt, nicht zu unterſuchen, 
ob der feſtgeſetzte Werth dem wirklichen Werthe entſpricht. 

Er hat darauf zu achten, daß die zur Deckung der 
Hypothekenpfandbriefe beſtimmten Hypotheken und Werth: 
papiere gemäß den Vorſchriften des § 22 Abſ. 1 in das 
Hypothekenregiſter eingetragen werden. 

Er hat die Hypothekenpfandbriefe vor der Ausgabe mit 
einer Beſcheinigung über das Vorhandenſein der vorſchrifts— 
mäßigen Deckung und über die Eintragung in das Hypotheken— 
regiſter zu verſehen. 

Eine in das Hypothekenregiſter eingetragene Hypothek 
ſowie ein in das Hypothekenregiſter eingetragenes Werth: 
papier kann nur mit Zuſtimmung des Treuhänders in dem 
Regiſter gelöſcht werden. Die Zuſtimmung des Treuhän— 
ders bedarf der ſchriftlichen Form; ſie kann in der Weiſe 
erfolgen, daß der Treuhänder ſeine Namensunterſchrift dem 
Löſchungsvermerk im Hypothekenregiſter beifügt. 


831. 


Der Treuhänder hat die Urkunden über die in das 
Hypothekenregiſter eingetragenen Hypotheken ſowie die in das 
Regiſter eingetragenen Werthpapiere und das gemäß § 6 
Abſ. 4 zur Deckung der Hypothekenpfandbriefe beſtimmte Geld 
unter dem Mitverſchluſſe der Bank zu verwahren; er darf 
dieſe Gegenſtände nur gemäß den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
herausgeben. 

Er iſt verpflichtet, Hypothekenurkunden ſowie Werth— 
papiere und Geld auf Verlangen der Bank herauszugeben 
und zur Löſchung im Hypothekenregiſter mitzuwirken, ſoweit 
die übrigen in das Regiſter eingetragenen Hypotheken und 
Werthpapiere zur Deckung der Hypothekenpfandbriefe ge— 
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nügen oder die Bank eine andere vorſchriftsmäßige Deckung 
beſchafft. Iſt die Bank dem Hypothekenſchuldner gegenüber 
zur Aushändigung der Hypothekenurkunde oder zur Vornahme 
der im $ 1145 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten 
Handlungen verpflichtet, ſo hat der Treuhänder die Urkunde 
auch dann herauszugeben, wenn die bezeichneten Voraus⸗ 
ſetzungen nicht vorliegen; wird die Hypothek zurückgezahlt, 
ſo iſt in dem letzteren Falle das gezahlte Geld dem Treu⸗ 
händer zur Verwahrung gemäß Abſ. 1 zu übergeben. 

Bedarf die Bank einer Hypothekenurkunde nur zu vor: 
übergehendem Gebrauche, ſo hat der Treuhänder ſie heraus⸗ 
zugeben, ohne daß die Bank verpflichtet iſt, eine andere 
Deckung zu beſchaffen. 

8 32. 


Der Treuhänder iſt befugt, jederzeit die Bücher und 
Schriften der Bank einzuſehen, ſoweit ſie ſich auf die Hypo⸗ 
thekenpfandbriefe und auf die in das Hypothekenregiſter ein⸗ 
getragenen Hypotheken beziehen. 

Die Hypothekenbank iſt verpflichtet, von den Kapital⸗ 
rückzahlungen auf die in das Hypothekenregiſter eingetragenen 
Hypotheken ſowie von ſonſtigen für die Pfandbriefgläubiger 
erheblichen Aenderungen, welche dieſe Hypotheken betreffen, 
dem Treuhänder fortlaufende Mittheilung zu machen. 


8 38, 


Streitigkeiten zwiſchen dem Treuhänder und der Hypo⸗ 
thekenbank entſcheidet die Aufſichtsbehörde. 


§ 34. 
Der Treuhänder kann von der Hypothekenbank eine an⸗ 
gemeſſene Vergütung für ſeine Geſchäftsführung verlangen. 
Der Betrag der vereinbarten Vergütung iſt der Aufſichts⸗ 


behörde anzuzeigen; in Ermangelung einer Einigung wird 
der Betrag durch die Aufſichtsbehörde feſtgeſetzt. 


98 
Iſt über das Vermögen der Hypothekenbank der Konkurs 
eröffnet, ſo gehen in Anſehung der Befriedigung aus den in 
das Hypothekenregiſter eingetragenen Hypotheken und Werth— 
papieren die Forderungen der Pfandbriefgläubiger den For: 


derungen aller anderen Konkursgläubiger vor. Das Gleiche 
gilt von Geld, das dem Treuhänder zur Deckung der Hypo— 
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thekenpfandbriefe in Verwahrung gegeben iſt. Die Pfand— 
briefgläubiger haben unter einander gleichen Rang. 

In Betreff des Anſpruchs der Pfandbriefgläubiger auf 
Befriedigung aus dem ſonſtigen Vermögen der Bank finden - 
die für die Abſonderungsberechtigten geltenden Vorſchriften 
der $S 64, 153, 155, 156 und des S 168 Nr. 3 der Kon: 
kursordnung (Reichs-Geſetzbl. 1898 S. 612) entſprechende An⸗ 
wendung. 

Gehören zur Konkursmaſſe eigene Hypothekenpfandbriefe 
der Bank, die von dieſer dem Beſtand an Werthpapieren 
zugeſchrieben ſind, ſo werden ſie bei der Berechnung der auf 
die einzelnen Hypothekenpfandbriefe fallenden Antheile an 
dem Erlös aus den im Abſ. 1 bezeichneten Gegenſtänden 
mitgezählt. 

Während des Konkurſes der Hypothekenbank ſind die 
Koſten einer Verſammlung der Pfandbriefgläubiger, die nach 
den Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die gemeinſamen 
Rechte der Beſitzer von Schuldverſchreibungen, berufen wird, 
aus dem zur vorzugsweiſen Befriedigung der letzteren dienen— 
den Theile der Konkursmaſſe zu berichtigen. 


§ 36. 
Treuhänder, die abſichtlich zum Nachtheile der Pfand— 


briefgläubiger handeln, werden wegen Untreue nach § 266 
des Strafgeſetzbuchs beſtraft. 


8 37. | 


Wer für eine Hypothekenbank wiſſentlich Hypotheken⸗ 
pfandbriefe über den Betrag hinaus ausgibt, welcher durch 
die in das Hypothekenregiſter eingetragenen Hypotheken und 
Werthpapiere oder das in der Verwahrung des Treuhänders 
befindliche Geld vorſchriftsmäßig gedeckt iſt, wird mit Ge: 
fängniß bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu 
zwanzigtauſend Mark beſtraft. 

Die gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher für eine 
Hypothekenbank wiſſentlich über eine in das Hypotheken— 
regiſter eingetragene Hypothek oder über ein in das Regiſter 
eingetragenes Werthpapier durch Veräußerung oder Belaſtung 
verfügt, obwohl die übrigen in das Regiſter eingetragenen 
Hypotheken und Werrhpapiere zur vorſchriftsmäßigen Deckung 
der Hypothekenpfandbriefe nicht genügen, ſowie denjenigen, 
welcher der Vorſchrift des §S 31 Abſ. 2 Satz 2 zuwider es 
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unterläßt, bei der Rückzahlung einer Hypothek das gezahlte 
Geld dem Treuhänder zur Verwahrung zu übergeben. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann auf die 
Geldſtrafe allein erkannt werden. 


8 38. 


Wer für eine Hypothekenbank Hypothekenpfandbriefe 
ohne die nach § 30 Abſ. 3 erforderliche Beſcheinigung aus⸗ 
gibt, wird mit Geldſtrafe bis zu eintauſend Mark oder mit 
Gefängniß bis zu drei Monaten beſtraft. 


§ 39. 


Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchrift des § 2 werden 
mit Geldſtrafe bis zu dreitauſend Mark beſtraft. 


8 40. 


Den Hypotheken ſtehen im Sinne dieſes Geſetzes die 
Grundſchulden gleich. 

Hat die Bank ein Grundſtück zur Verhütung von Ber: 
luſten an einer ihr an dem Grundſtücke zuſtehenden Hypothek 
oder Grundſchuld bei der Zwangsverſteigerung erworben und 
an Stelle der gelöſchten Hypothek oder Grundſchuld für ſich 
eine Grundſchuld eintragen laſſen, ſo findet auf dieſe die 
Vorſchrift des § 6 Abſ. 3 entſprechende Anwendung. 


8 41. 


Werden von einer Hypothekenbank auf Grund nicht 
hypothekariſcher Darlehen, die an inländiſche Körperſchaften 
des öffentlichen Rechtes oder gegen Uebernahme der Gewähr: 
leiſtung durch eine ſolche Körperſchaft gewährt find, Schuld: 
verſchreibungen ausgegeben, ſo finden auf dieſe Schuld— 
verſchreibungen und die ihnen zu Grunde liegenden Dar— 
lehensforderungen die Vorſchriften des § 6 Abſ. 1, 4 und 
der §§ 8, 9, 22, 23, 25, 26, 29 bis 38 entſprechende An: 
wendung. 

Die Schuldverſchreibungen, welche die Hypothekenbank 
gemäß Abſ. 1 ausgibt, dürfen unter Hinzurechnung der im 
Umlaufe befindlichen Hypothekenpfandbriefe den für die letzteren 
im § 7 beſtimmten Höchſtbetrag nicht um mehr als den 
fünften Theil überſteigen. 

8 42. 


Werden von einer Hypothekenbank auf Grund von 
Darlehen, die an Kleinbahnunternehmungen gegen Verpfän— 
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dung der Bahn gewährt ſind, Schuldverſchreibungen aus— 
gegeben, ſo finden auf dieſe Schuldverſchreibungen und die 
ihnen zu Grunde liegenden Darlehensforderungen die im 
§ 41 Abi. 1 angeführten Vorſchriften entſprechende Anwen: 
dung. Die von der Hypothekenbank in der bezeichneten 
Weiſe ausgegebenen Schuldverſchreibungen ſtehen im Sinne 
der Vorſchriften des § 7 und des $ 41 Abſ. 2 den Hypo: 
thekenpfandbriefen gleich. 

Die Satzung der Bank kann beſtimmen, daß auf Grund 
der Forderungen aus den gemäß Abſ. 1 gewährten Darlehen 
und auf Grund der Forderungen aus Darlehen, die an 
Kleinbahnunternehmungen gegen Uebernahme der Gewähr— 
leiſtung durch eine inländiſche Körperſchaft des öffentlichen 
Rechtes gewährt ſind, Schuldverſchreibungen einer und der— 
ſelben Art ausgegeben werden, denen beide Arten von For: 
derungen zur Deckung dienen. In dem Geſchäftsbericht oder 
in der Bilanz iſt der Geſammtbetrag der Forderungen der 
einen und der anderen Art erſichtlich zu machen. 

Im Uebrigen ſind die für die Gewährung von Dar— 
lehen an Kleinbahnunternehmungen maßgebenden Grund— 
ſätze von der Hypothekenbank feſtzuſtellen; die Grundſätze 
bedürfen der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. Die Vor— 
ſchriften des § 13 Abſ. 2 finden entſprechende Anwendung. 


§ 43. 


Der § 17 des Einführungsgeſetzes zur Konkursordnung 
wird durch folgende Vorſchriften erſetzt: 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vor— 
ſchriften, nach welchen den Inhabern von Pfand— 
briefen, die von Kreditanſtalten, welche nicht zu den 
Hypothekenbanken gehören, auf Grund von Hypo— 
theken ausgeſtellt ſind, ein Vorrecht vor allen anderen 
Konkursgläubigern in Anſehung der Befriedigung aus 
den Hypotheken der Anſtalt zuſteht. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vor— 
ſchriften, nach welchen den Inhabern von Schuld— 
verſchreibungen, die von Körperſchaften des öffentlichen 
Rechtes, Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften 
auf Aktien, Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
oder Genoſſenſchaften über ein Anlehen ausgeſtellt 
ſind, ein Vorrecht vor nicht bevorrechtigten Konkurs— 
gläubigern, deren Forderungen ſpäter entſtehen, da— 
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durch gewährt werden kann, daß die zu bevorrech⸗ 
tigenden Forderungen in ein öffentliches Schuldbuch 
eingetragen werden. 


8 44. 

Dieſes Geſetz tritt, ſoweit ſich nicht aus dem § 53 ein 
Anderes ergibt, gleichzeitig mit dem Bürgerlichen Geſetzbuch 
in Kraft. 

§ 45. 


Auf die bei dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes beſtehen⸗ 
den Hypothekenbanken finden die Vorſchriften des § 1, 2 
keine Anwendung. 

Auf die bei dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes in das 
Genoſſenſchaftsregiſter eingetragenen Genoſſenſchaften findet, 
ſofern ſie vor dem 1. Mai 1898 gemäß den Beſtimmungen 
ihrer Satzung die im § 1 Abſ. 1 bezeichneten Geſchäfte be⸗ 
trieben haben, die Vorſchrift des § 2 keine Anwendung. 


$ 46. 


Die bei dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes beſtehenden 
Hypothekenbanken unterliegen den Vorſchriften des § 5 in⸗ 
ſoweit nicht, als ſie bis zum 1. Mai 1898 gemäß den Be⸗ 
ſtimmungen ihrer Satzung Geſchäfte in weiterem als dem 
im $ 5 bezeichneten Umfange betrieben haben. 

Eine Hypothekenbank, die von dem Rechte des ermei: 
terten Geſchäftsbetriebs nach Maßgabe des Abſ. 1 Gebrauch 
macht, darf Hypothekenpfandbriefe nur bis zum zehnfachen 
Betrage des eingezahlten Grundkapitals und des im 87 
bezeichneten Reſervefonds ausgeben. Die Befugniß zur Aus⸗ 
gabe von Hypothekenpfandbriefen iſt auf den doppelten Be⸗ 
trag des eingezahlten Grundkapitals und des im § 7 be: 
zeichneten Reſervefonds beſchränkt, wenn bei dem Inkrafttreten 
des Geſetzes die von der Bank ausgegebenen Hypotheken⸗ 
pfandbriefe den doppelten Betrag des eingezahlten Grund— 
kapitals nicht überſteigen. | 

Der Betrag, bis zu welchem hiernach eine Bank Hypo: 
thekenpfandbriefe ausgeben darf, tritt auch im Sinne des 
§ 41 Abſ. 2 an die Stelle des im S 7 beſtimmten Höchſt⸗ 
betrags. 

§ 47. 


Beſchließt eine Hypothekenbank, die nach 5 46 nicht an 
die Vorſchriften des § 5 gebunden iſt, ſich dieſen Vorſchriften 
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zu unterwerſen und ihre Satzung demgemäß zu ändern, ſo 
iſt, wenn im Zuſammenhange damit zugleich eine Herab— 
ſetzung des Grundkapitals ſtattfindet, die im 3 289 Abſ. 3 
und 4 des Handelsgeſetzbuchs vorgeſehene Sicherſtellung der 
Gläubiger in Anſehung der Pfandbriefgläubiger nicht erfor— 
derlich, ſofern die im Umlaufe befindlichen Hypothekenpfand— 
briefe durch die in das Hypothekenregiſter eingetragenen 
Hypotheken vollſtändig gedeckt ſind. 


8 48. 


Eine Hypothekenbank, die bei dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes das Recht beſitzt, über den in den SS 7, 41, 42 
oder im § 46 Abi. 2 Satz 1, Abſ. 3 beſtimmten Betrag 
hinaus Hypothekenpfandbriefe oder Schuldverſchreibungen aus— 
zugeben, behält dieſes Recht mit der Maßgabe, daß die 
Hypothekenpfandbriefe und die auf Grund von Darlehen 
an Kleinbahnunternehmungen ausgegebenen Schuldverſchrei— 
bungen den zwanzigfachen Betrag des eingezahlten Grund— 
kapitals nicht überſteigen dürfen und daß hierbei das ein— 
gezahlte Kapital nur inſoweit berückſichtigt wird, als es 
innerhalb des Betrags verbleibt, auf welchen am 1. Mai 
1898 das Grundkapital der Bank durch die Satzung feſt— 
geſetzt war; die Schuldverſchreibungen, welche die Bank auf 
Grund nicht hypothekariſcher Darlehen an Körperſchaften des 
öffentlichen Rechtes oder gegen Uebernahme der Gewähr— 
leiſtung durch eine ſolche Körperſchaft ausgibt, dürfen unter 
Hinzurechnung der im Umlaufe befindlichen Hypothekenpfand— 
briefe und auf Grund von Darlehen an Kleinbahnunter— 
nehmungen ausgegebenen Schuldverſchreibungen den Betrag, 
bis zu welchem die Bank Hypothekenpfandbriefe ausgeben 
darf, nicht um mehr als den fünften Theil überſteigen. 

Auf Grund einer nach dem 1. Mai 1898 in das 
Handelsregiſter eingetragenen Kapitalserhöhung dürfen Hypo— 
thekenpfandbriefe und Schuldverſchreibungen nur nach den 
Vorſchriften der SS 7, 41, 42, 46 ausgegeben werden. 
Hierbei bleibt der Reſervefonds, der bei Erreichung des nach 
Abſ. 1 zuläſſigen Höchſtbetrags vorhanden war, außer Be— 
tracht. ' 

Dieſe Vorſchriften finden in dem Falle des § 46 Abſ. 2 
Satz 2 keine Anwendung. 


§ 49. 
Auf die Deckung der Hypothekenpfandbriefe durch Hypo— 
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theken, die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes von einer 
Hypothekenbank gemäß den Beſtimmungen ihrer Satzung 
erworben find, finden die Vorſchriften des S 6 Abſ. 2 und 
der SS 10 bis 12 keine Anwendung. Die Vorſchriften des 
§ 17 Abſ. 1 Satz 2, Abſ. 2, 3 und der $$ 18 bis 21 
ſind nur für Verträge maßgebend, die nach dem Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes abgeſchloſſen werden. 


8 50. 


Die Vorſchriften der §§ 24 bis 28 finden bei den be⸗ 
ſtehenden Hypothekenbanken erſt auf die Bilanz, die Gewinn⸗ 
und Verluſtrechnung und den Geſchäftsbericht für das mit 
oder in dem Jahre 1900 beginnende Geſchäftsjahr An⸗ 
wendung. 

Auf die Verrechnung des Mindererlöſes, der vor dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes durch die Ausgabe von Hypo⸗ 
thekenpfandbriefen zu einem geringeren Betrag als dem 
Nennwerth entſtanden iſt, ſowie auf die Verrechnung der 
Koſten der vor dem bezeichneten Zeitpunkt erfolgten Aus⸗ 
gabe von Hypothekenpfandbriefen finden die Vorſchriften des 
§ 25 keine Anwendung. Die Bank hat jedoch die zur 
Deckung eines ſolchen Mindererlöſes oder ſolcher Koſten in 
die Aktiven der Bilanz aufgenommenen Poſten, ſoweit die 
Aufnahme nach § 25 nicht zuläſſig ſein würde, längſtens 
binnen fünf Jahren abzuſchreiben. Das Gleiche gilt bezüg— 
lich der vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes in die Aktiven 
der Bilanz aufgenommenen Anſprüche auf künftige Jahres⸗ 
leiſtungen der Darlehensſchuldner. 


8 51. 


Iſt bei einer Hypothekenbank zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens dieſes Geſetzes ein Staatskommiſſar mit der Ueber— 
wachung der Pfandbriefausgabe betraut, jo können die Ob: 
liegenheiten, welche nach S 22 Abſ. 2 und den §§ 30 bis 
32, 41, 42 von dem Treuhänder wahrzunehmen ſind, dem 
nach S 4 Ab. 3 beſtellten Kommiſſar übertragen werden. 


x 52. 
Hat eine Hypothekenbank auf Grund von Rentenforde— 
rungen, die vor dem 1. Januar 1899 als Reallaſten in das 
Grundbuch eingetragen worden ſind, beſondere Schuldver— 


ſchreibungen ausgegeben, ſo finden auf dieſe Schuldver— 
ſchreibungen und auf die ihnen zu Grunde liegenden Renten: 


270 Rechtsquellen. 


forderungen die Vorſchriften der SS 6, 22, 29 bis 35, des 
§ 37 Abſ. 2, 3, des § 41 Abſ. 1 und des S 51 ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

§ 53. 


Die beſtehenden Hypothekenbanken haben mit der An: 
legung der in den §§ 22, 41, 42, 52 vorgeſchriebenen Re: 
giſter ſo zeitig zu beginnen, daß die Regiſter am 1. Januar 
1900 angelegt ſind. Unverzüglich nach dieſem Zeitpunkte 
haben ſie der Aufſichtsbehörde anzuzeigen, daß die Anlegung 
der Regiſter erfolgt iſt. Eine von dem Treuhänder oder 
dem Kommiſſar der Aufſichtsbehörde beglaubigte Abſchrift 
des Regiſters iſt der Behörde mit thunlichſter Beſchleunigung 
einzureichen. 

Mit der Erſtattung der im Abſ. 1 Satz 2 vorgeſchrie— 
benen Anzeige erlöſchen die Pfandrechte, welche für die 
Pfandbriefgläubiger nach den Landesgeſetzen beſtellt ſind. 
Soweit einer Bank in der Satzung oder den Pfandbrief— 
bedingungen die Verpflichtung zur Beſtellung eines Pfand— 
rechts für die Pfandbriefgläubiger auferlegt iſt, verlieren die 
hierauf bezüglichen Beſtimmungen mit dem gedachten Zeit— 
punkt ihre Wirkſamkeit. 


3. Geſetz, betreffend Abänderung und Ergänzung des Geſetzes 
über die Rechtsverhältniſſe der deutſchen Schutzgebiete). 
Vom 2. Juli 1897. 


(Reichs-Geſetzblatt 1899 Nr. 29 S. 365.) 


Artikel 1. 


§ 8 des Geſetzes, betreffend die Rechtsverhältniſſe der 
deutſchen Schutzgebiete, erhält folgende Faſſung: 

Deutſchen Kolonialgeſellſchaften, welche die Kolo— 

niſation der deutſchen Schutzgebiete, insbeſondere den 

Erwerb und die Verwerthung von Grundbeſitz, den 


1) Dieſes Geſetz vom 19. März 1888 iſt abgedruckt in dieſer Zeit⸗ 
ſchrift Bd. XXXV S. 152 ff. Zu vergleichen dazu Simon in 
dieſer Zeitſchrift Bd. XXXIV S. 140 ff. 
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Betrieb von Land⸗ oder Plantagenwirthſchaft, den 
Betrieb von Bergbau, gewerblichen Unternehmungen 
und Handelsgeſchäften in denſelben zum ausſchließ⸗ 
lichen Gegenſtand ihres Unternehmens und ihren Sitz 
entweder im Reichsgebiet oder in einem Schutzgebiet 
oder in einem Konſulargerichtsbezirke haben oder 
denen durch kaiſerliche Schutzbriefe die Ausübung von 
Hoheitsrechten in den deutſchen Schutzgebieten über⸗ 
tragen iſt, kann auf Grund eines vom Reichskanzler 
genehmigten Geſellſchaftsvertrages (Statuts) durch 
Beſchluß des Bundesrathes die Fähigkeit beigelegt 
werden, unter ihrem Namen Rechte, insbeſondere 
Eigenthum und andere dingliche Rechte an Grund— 
ſtücken zu erwerben, Verbindlichkeiten einzugehen, vor 
Gericht zu klagen und verklagt zu werden. In ſolchem 
Falle haftet den Gläubigern für alle Verbindlichkeiten 
der Kolonialgeſellſchaft nur das Vermögen derſelben. 

Das Gleiche gilt für deutſche Geſellſchaften, welche 
den Betrieb eines Unternehmens der im Abſ. 1 be⸗ 
zeichneten Art in dem Hinterland eines deutſchen 
Schutzgebiets oder in ſonſtigen dem Schutzgebiete be⸗ 
nachbarten Bezirken zum Gegenſtand und ihren Sitz 
entweder im Reichsgebiet oder in einem Schutzgebiet 
oder in einem Konſulargerichtsbezirke haben. 

Der Beſchluß des Bundesrathes und im Auszuge 
der Geſellſchaftsvertrag ſind durch den Reichsanzeiger 
zu veröffentlichen. 


Artikel 2. 


§ 10 des Geſetzes, betreffend die Rechtsverhältniſſe der 
deutſchen Schutzgebiete, erhält folgende Faſſung: 
Die Geſellſchaften, welche die im § 8 erwähnte 
Fähigkeit durch Beſchluß des Bundesrathes erhalten 
haben, unterſtehen der Aufſicht des Reichskanzlers. 
Die einzelnen Befugniſſe derſelben ſind in den Ge— 
ſellſchaftsvertrag aufzunehmen. 
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Aeberſicht der Gefehe und Verordnungen elt. für das Pentſcht 
Reich in den Jahren 1897 und 1898). 


Zuſatzakte zur Berner Uebereinkunft, betreffend die Bildung 
eines internationalen Verbandes zum Schutze von Werken 
der Literatur und Kunſt, vom 9. September 1886. Vom 
4. Mai 1896. (Reichsgeſetzblatt 1897 Nr. 45. In dieſer 
Zeitſchrift Bd. XLVII S. 382.) 

Deklaration dazu. Vom 4. Mai 1896. (Ebenda 1897 
Nr. 45.) 


Bekanntmachung, betreffend die Zulaſſung älterer Maße, 
Meßwerkzeuge und Gewichte zur Wiederholung der Aichung 
und Stempelung. Vom 7. Januar 1897. (Ebenda 1897 
Nr. 1.) 


Bekanntmachung, betreffend die Zulaſſungsfriſten für 
ältere Maße, Meßwerkzeuge, Gewichte und Waagen. Vom 
8. Januar 1897. (Ebenda 1897 Nr. 1.) 


Bekanntmachung, betreffend die dem internationalen 
Uebereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr beigefügte 
Liſte. Vom 11. Januar 1897. (Ebenda 1897 Nr. 2.) 


Verordnung, betreffend die Gerichtsbarkeit der deutſchen 
Konſuln in Aegyten. Vom 15. Februar 1897. (Ebenda 
1897 Nr. 7.) 


Bekanntmachung, betreffend eine IV. Ausgabe der dem 
internationalen Uebereinkommen über den Eiſenbahnfracht⸗ 
verkehr beigefügten Liſte. Vom 6. März 1897. (Ebenda 
1897 Nr. 11.) 


Geſetz, betreffend die Kündigung und Umwandlung der 
vierprozentigen Reichsanleihe. Vom 8. März 1897. (Ebenda 
Nr. 9.) 


Geſetz wegen Verwendung überſchüſſiger Reichseinnahmen 
zur Schuldentilgung. Vom 24. März 1897. (Ebenda Nr. 13.) 

Geſetz über die Zwangsverſteigerung und die Zwangs— 
verwaltung. Vom 24. März 1897. (Ebenda Nr. 14.) 


1) Abgeſchloſſen mit 31. Dezember 1898. — Vgl. die Ueberſichten von 
1894 und 1895 in dieſer Zeitſchrift Bd. XLIV S. 494 ff., von 
1896 in Bd. XLVI S. 216 ff. 
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Einführungsgeſetz zu dem Geſetz über die Zwangs— 
verſteigerung und die Zwangsverwaltung. Vom 24. März 
1897. (Ebenda Nr. 14.) 


Grundbuchordnung. Vom 24. März 1897. (Ebenda 
Nr. 15.) 


Bekanntmachung, betreffend Aenderung der Betriebs- 
ordnung für die Haupteiſenbahnen Deutſchlands vom 5. Juli 
1892. Vom 24. März 1897. (Ebenda Nr. 16.) 


Bekanntmachung, betreffend Aenderung der Normen für 
den Bau und die Ausrüſtung der Haupteiſenbahnen Deutſch⸗ 
lands er 5. Juli 1892. Vom 24. März 1897. (Ebenda 
Nr. 16. 


Bekanntmachung, betreffend Aenderung der Bahnordnung 
für die Nebeneiſenbahnen Deutſchlands vom 5. Juli 1892. 
Vom 24. März 1897. (Ebenda Nr. 16.) 


Bekanntmachung, betreffend Ausführungsbeſtimmungen 
zur Gewerbeordnung. Vom 25. März 1897. (Ebenda Nr. 13.) 

Geſetz wegen Abänderung des Geſetzes, betreffend die 
Beſchlagnahme des Arbeits- oder Dienſtlohnes, und der 
Civilprozeßordnung. Vom 29. März 1897. (Ebenda Nr. 16.) 

Geſetz, betreffend die Aufnahme einer Anleihe für Zwecke 
der Verwaltungen des Reichsheeres, der Marine und der 
Reichseiſenbahnen. Vom 31. März 1897. (Ebenda Nr. 12.) 

Verordnung wegen Abänderung der Verordnung vom 
22. Januar 1874, betreffend die Verwaltung des Reichs— 
kriegsſchatzees. Vom 31. März 1897. (Ebenda Nr. 17.) 

Bekanntmachung, betreffend die dem internationalen 
Uebereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr beigefügte 
Liſte. Vom 28. April 1897. (Ebenda Nr. 20.) 

Bekanntmachung, betreffend die dem internationalen 
Uebereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr beigefügte 
Liſte. Vom 7. Mai 1897. (Ebenda Nr. 21.) 

Verordnung zur Verhütung des Zuſammenſtoßens der 
Schiffe auf See. Vom 9. Mai 1897. (Ebenda Nr. 22.) 

Verordnung, betreffend die Lichter- und Signalführung 
der Fiſcherfahrzeuge und der Lootſendampffahrzeuge. Vom 
10. Mai 1897. (Ebenda Nr. 22.) 

Handelsgeſetzbuch. Vom 10. Mai 1897. (Ebenda Nr. 23.) 

Einführungsgeſetz zum Handelsgeſetzbuch. Vom 10. Mai 
1897. (Ebenda Nr. 23.) 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLIX. 18 
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Bekanntmachung, betreffend die dem internationalen 
Uebereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr beigefügte 
Liſte. Vom 29. Mai 1897. (Ebenda Nr. 25.) 


Verordnung zur Ausführung des Patentgeſetzes vom 
7. April 1891. Vom 5. Juni 1897. (Ebenda Nr. 26.) 


Geſetz über das Auswanderungsweſen. Vom 9. Juni 
1897. (Ebenda Nr. 26.) 


Geſetz, betreffend den Verkehr mit Butter, Käſe, Schmalz 
und 18 Erſatzmitteln. Vom 15. Juni 1897. (Ebenda 
Nr. 27. 


Bekanntmachung, betreffend die dem internationalen 
Uebereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr beigefügte 
Liſte. Vom 24. Juni 1897. (Ebenda Nr. 29.) 


Geſetz, betreffend die Aufnahme einer Anleihe für Zwecke 
der Verwaltung des Reichsheeres. Vom 30. Juni 1897. 
(Ebenda Nr. 28.) 


Bekanntmachung, betreffend Beſtimmungen zur Aus 
führung des Geſetzes über den Verkehr mit Butter, Käſe, 
Schmalz und deren Erſatzmitteln. Vom 4. Juli 1897. (Ebenda 
Nr. 30.) 


Bekanntmachung, betreffend Aenderungen der Anlage B 
zur Verkehrsordnung für die Eiſenbahnen Deutſchlands. Vom 
7. Juli 1897. (Ebenda Nr. 51.) 


Bekanntmachung, betreffend Abänderung der Beſtim⸗ 
mungen über die Befähigung der Eiſenbahn-Betriebsbeamten. 
Vom 13. Juli 1897. (Ebenda Nr. 32.) 


Geſetz, betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung. 
Vom 26. Juli 1897. (Ebenda Nr. 37.) 


Bekanntmachung, betreffend die dem internationalen 
Uebereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr beigefügte 
Liſte. Vom 29. Juli 1897. (Ebenda Nr. 34.) 


Bekanntmachung, betreffend das Außerkrafttreten des 
Handels- und Schiffahrtsvertrages zwiſchen dem Deutſchen 
Reiche und der Orientaliſchen Republik Uruguay. Vom 
31. Juli 1897. (Ebenda Nr. 34.) 


Bekanntmachung, betreffend die dem internationalen 
Uebereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr beigefügte 
Liſte. Vom 10. Dezember 1897. (Ebenda Nr. 40.) 


Bekanntmachung über die wechſelſeitige Befreiung der 
Angehörigen des Deutſchen Reichs und Rußlands von der 
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ihnen als Ausländer in Rechtsſtreitigkeiten obliegenden Ver⸗ 
pflichtung zur Sicherheitsleiſtung, Vorſchußzahlung und Ge— 
bührenentrichtung. Vom 30. Septbr. 1897. (Ebenda Nr. 47.) 


Bekanntmachung, betreffend die dem internationalen 
Uebereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr beigefügte 
Liſte. Vom 4. Oktober 1897. (Ebenda Nr. 44.) 


Bekanntmachung, betreffend Aenderungen der §§8 42 
und 44 der Verkehrsordnung für die Eiſenbahnen Deutſch— 
lands ſowie der hierzu gehörigen Anlage B. Vom 15. No: 
vember 1897. (Ebenda Nr. 49.) 


Bekanntmachung, betreffend Ergänzung der Anlage B 
zur Verkehrsordnung für die Eiſenbahnen Deutſchlands. Vom 
22. November 1897. (Ebenda Nr. 50.) 


Bekanntmachung, betreffend die dem internationalen 
Uebereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr beigefügte 
Liſte. Vom 22. November 1897. (Ebenda Nr. 50.) 


Internationale Sanitätskonvention nebſt Zuſatzerklärung 
vom 30. Oktober 1897. Vom 3. April 1894. (Ebenda 
1898 Nr. 33.) 


Weltpoſtvertrag. Vom 15. Juni 1897. (Ebenda 1898 
Nr. 50.) 


Uebereinkommen, betreffend den Austauſch von Briefen 
und Käſtchen mit Werthangabe. Vom 15. Juni 1897. 
(Ebenda 1898 Nr. 50.) 

Uebereinkommen, betreffend den Poſtanweiſungsdienſt. 
Vom 15. Juni 1897. (Ebenda Nr. 50.) 

Uebereinkommen, betreffend den Austauſch von Poſt— 
packeten. Vom 15. Juni 1897. (Ebenda Nr. 50.) 

Uebereinkommen, betreffend den Poſtauftragsdienſt. Vom 
15. Juni 1898. (Ebenda Nr. 50.) 

Uebereinkommen, betreffend den Poſtbezug von Zeitungen 
und Zeitſchriften. Vom 15. Juni 1897. (Ebenda Nr. 50.) 

Bekanntmachung, betreffend die dem' internationalen 
Uebereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr beigefügte 
Liſte. Vom 21. Januar 1898. (Ebenda Nr. 2.) 

Bekanntmachung, betreffend die Aufhebung der Ueber— 
einkunft zwiſchen dem Reiche und Großbritannien über den 
Schutz der Rechte an Werken der Literatur und Kunſt. Vom 
22. Januar 1898. (Ebenda Nr. 2.) 

Bekanntmachung, betreffend eine V. Ausgabe der dem 
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internationalen Uebereinkommen über den Eiſenbahnfracht⸗ 
0 beigefügten Liſte. Vom 2. Februar 1898. (Ebenda 
Nr. 4. 


Bekanntmachung, betreffend eine Abänderung des Ver— 
zeichniſſes der gewerblichen Anlagen, welche einer beſonderen 
12 bedürfen. Vom 9. Februar 1898. (Ebenda 
Nr. 5. 


Geſetz wegen Aufhebung der Kautionspflicht der Reiche: 
beamten. Vom 20. Februar 1898. (Ebenda Nr. 6.) 


Bekanntmachung, betreffend die dem internationalen 
Uebereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr beigefügte 
Liſte. Vom 4. März 1898. (Ebenda Nr. 7.) 

Verordnung über die theilweiſe Inkraftſetzung des Ge— 
ſetzes, betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung, vom 
26. Juli 1897. Vom 14. März 1898. (Ebenda Nr. 9.) 

Bekanntmachung, betreffend den Beitritt der Republik 
Haiti zu dem am 4. Mai 1896 zur Berner internationalen 
Urheberrechts-Uebereinkunft vom 9. September 1886 ge— 
1 8 Zuſatzübereinkommen. Vom 16. März 1898. (Ebenda 
Nr. 11. 


Geſetz wegen Verwendung überſchüſſiger Reichseinnahmen 
zur Schuldentilgung. Vom 31. März 1898. (Ebenda Nr. 12.) 

Bekanntmachung, betreffend eine Abänderung des Ver— 
zeichniſſes der gewerblichen Anlagen, welche einer beſonderen 
1 bedürfen. Vom 5. April 1898. (Ebenda 
Nr. 13. 


Geſetz, betreffend die deutſche Flotte. Vom 10. April 
1898. (Ebenda Nr. 15.) 

Geſetz zur Ergänzung der Geſetze, betreffend Poſtdampf— 
ſchiffsverbindungen mit überſeeiſchen Ländern. Vom 13. April 
1898. (Ebenda Nr. 14.) 

Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts— 
barkeit. Vom 17. Mai 1898. (Ebenda Nr. 21.) 

Geſetz, betreffend Aenderungen der Konkursordnung. 
Vom 17. Mai 1898. (Ebenda Nr. 21.) 

Einführungsgeſetz zu dem Geſetze, betreffend Aenderungen 
der Konkursordnung. Vom 17. Mai 1898. (Ebenda Nr. 21.) 

Geſetz, betreffend Aenderungen des Gerichtsverfaſſungs— 


geſetzes und der Strafprozeßordnung. Vom 17. Mai 1898. 
(Ebenda Nr. 21.) 
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Geſetz, betreffend Aenderungen der Civilprozeßordnung. 
Vom 17. Mai 1898. (Ebenda Nr. 21.) 

Einführungsgeſetz zu dem Geſetze, betreffend Aende⸗ 
rungen 5 Civilprozeßordnung. Vom 17. Mai 1898. (Ebenda 
Nr. 21. | 


Geſetz, betreffend die Ermächtigung des Reichskanzlers 
zur Bekanntmachung der Texte verſchiedener Reichsgeſetze. 
Vom 17. Mai 1898. (Ebenda Nr. 21.) 


Geſetz, betreffend die Entſchädigung der im Wieder— 
aufnahmeverfahren freigeſprochenen Perſonen. Vom 20. Mai 
1898. (Ebendd Nr. 22.) 


Bekanntmachung der Texte verſchiedener Reichsgeſetze in 
der vom 1. Januar 1900 an geltenden Faſſung: a) Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetz; b) Civilprozeßordnung; c) Konkursordnung; 
d) Gerichtskoſtengeſetz; e) Gebührenordnung für Gerichtsvoll⸗ 
zieher; f) Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige; 
g) Gebührenordnung für Rechtsanwälte; h) Geſetz, betreffend 
die Anfechtung von Rechtshandlungen des Schuldners außer— 
halb des Konkursverfahrens; i) Geſetz über die Zwangs— 
verſteigerung und die Zwangsverwaltung; k) Einführung: 
geſetz zu dem Geſetze über die Zwangsverſteigerung und die 
Zwangsverwaltung; 1) Grundbuchordnung; m) Geſetz über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit; n) Geſetz, 
betreffend die Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften; 
o) Geſetz, betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haf— 
tung; p) Geſetz, betreffend die privatrechtlichen Verhältniſſe 
der Binnenſchiffahrt. Vom 20. Mai 1898. (Ebenda Nr. 25.) 


Bekanntmachung, betreffend Aenderung der Betriebs— 
ordnung für die Haupteiſenbahnen Deutſchlands vom 5. Juli 
1892. Vom 23. Mai 1898. (Ebenda Nr. 23.) 

Bekanntmachung, betreffend Aenderung der Bahnordnung 
für die Nebeneiſenbahnen Deutſchlands vom 5. Juli 1892. 
Vom 23. Mai 1898. (Ebenda Nr. 23.) 

Geſetz, betreffend die elektriſchen Maßeinheiten. Vom 
1. Juni 1898. (Ebenda Nr. 26.) 

Bekanntmachung, betreffend die Handelsbeziehungen zum 
Britiſchen Reiche. Vom 11. Juni 1898. (Ebenda Nr. 27.) 

Bekanntmachung, betreffend die dem internationalen 
Uebereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr beigefügte 
Liſte. Vom 15. Juni 1898. (Ebenda Nr. 28.) 


Bekanntmachung, betreffend Ausführungsbeſtimmungen 
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zu den SS 980, 981 und 983 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 
Vom 16. Suni 1898. (Ebenda Nr. 28.) 

Bekanntmachung, betreffend Aenderungen der Anlage B 
zur Verkehrsordnung für die Eiſenbahnen Deutſchlands. Vom 
19. Juni 1898. (Ebenda Nr. 29.) 

Bekanntmachung, betreffend die Feſtſtellung des Börfen: 
preiſes von Werthpapieren. Vom 28. Juni 1898. (Ebenda 
Nr. 30.) 

Bekanntmachung, betreffend die dem internationalen 
Uebereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr beigefügte 
Liſte. Vom 23. Auguſt 1898. (Ebenda Rr. 41.) 

Bekanntmachung, betreffend die dem internationalen 
Uebereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr beigefügte 
Liſte. Vom 28. Oktober 1898. (Ebenda Nr. 51.) 

Militärſtrafgerichtsordnung. Vom 1. Dezember 1898. 
(Ebenda Nr. 53.) 

Einführungsgeſetz zur Militärſtrafgerichtsordnung. Vom 
1. Dezember 1898. (Ebenda Nr. 53.) 

Bekanntmachung, betreffend die dem internationalen 
Uebereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr beigefügte 
Liſte. Vom 15. u. 28. Dezember 1898. (Ebenda Nr. 55. 57.) 


IV. 


Aeberſicht der Jeutſchen Tandes⸗Geſetze ett. in den Jahren 
1897 und 1898). 


Elſaß⸗Lothringen. 
Verordnung, betreffend die Ausführung der Gewerbe— 
ordnung. Vom 18. Januar 1897. Geſetzblatt Nr. 2.) 
Geſetz, betreffend die Erhebung von Abgaben behufs 


1) Abgeſchloſſen am 1. Januar 1898. — Vgl. die Ueberſichten von 
1894 und 1895 in dieſer geteilt Bd. XLIV S. 501 ff. und 
von 1896 in Bd. XLVI S. 223 ff. 
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Deckung der Ausgaben der Handelskammern. Vom 31. März 
1897. (Ebenda Nr. 7.) 


Verordnung, betreffend die Handelskammern. Vom 
14. April 1897. (Ebenda Nr. 8.) 


Geſetz, betreffend die Verzinſung der Gelder der Spar⸗ 
kaſſen und der auf Gegenſeitigkeit beruhenden Hülfsgenoſſen⸗ 
ſchaften. Vom 12. Mai 1897. (Ebenda Nr. 10.) 

Stempelgeſetz. Vom 21. Juni 1897. (Ebenda Nr. 12.) 


Geſetz, betreffend die Regiſtrirungsabgaben für die Ueber⸗ 
tragung von Apotheken und von Kuxen, ſowie die Erb⸗ 
ſchaftsſteuer von Kuren. Vom 21. Juni 1897. (Ebenda.) 


Geſetz, betreffend den Geſchäftsbetrieb der öffentlichen 
Vorſchußkaſſen. Vom 7. Juli 1897. (Ebenda Nr. 13.) 


Geſetz, betreffend Abänderung des Sparkaſſengeſetzes 
a 70 Juli 1895. Vom 24. November 1897. (Ebenda 
r. 17. 


Verordnung, betreffend die Errichtung einer Aerzte⸗ 
kammer. Vom 13. Juni 1898. (Ebenda Nr. 15.) 


Geſetz, betreffend die Ermittelung der Erträge aus 
aa Lohn und Beſoldung. Vom 2. Juli 1898. (Ebenda 
r. 16.) 


Geſetz über die Preſſe für Elſaß⸗Lothringen. Vom 
8. Auguſt 1898. (Ebenda Nr. 18.) 


Preußen. 


Geſetz, betreffend die Tilgung von Staatsſchulden. Vom 
8. Juni 1897. (Geſetzſammlung 1897 Stück 18.) 


Geſetz, betreffend das Verwaltungsſtrafverfahren bei 
Zuwiderhandlungen gegen die Zollgeſetze und die ſonſtigen 
Vorſchriften über indirekte Reichs- und Landesabgaben, ſowie 
über Schlacht⸗ und Wildpretſteuer. Vom 26. Juli 1897. 
(Ebenda Stück 34.) 


Geſetz, betreffend den Erlaß polizeilicher Strafver— 
fügungen wegen Uebertretung ſtrom- und ſchiffahrtspolizei⸗ 
licher Vorſchriften auf der Elbe. Vom 26. Juli 1897. 
(Ebenda Stück 41.) 


Geſetz, betreffend die Zwangsvollſtreckung aus Forde⸗ 


rungen landwirthſchaftlicher (ritterſchaftlicher) Kreditanſtalten. 
Vom 3. Auguſt 1897. (Ebenda Stück 39.) 
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Geſetz, betreffend die Abänderung des Geſetzes über die 
Handelskammern vom 26. Februar 1870. Vom 19. Auguſt 
1897. (Ebenda Stück 37 in dieſer Zeitſchrift Bd. XLVII 
S. 392.) 

Bekanntmachung, betreffend die Redaktion des Geſetzes 
über die Handelskammern. Vom 30. Auguſt 1897. (Ebenda.) 

Zuſatzartikel zur revidirten Rheinſchiffahrtsakte vom 
17. Oktober 1848. Vom 8. September 1895. (Geſetzſamm— 
lung 1898 Stück 26.) 

Geſetz, wegen Erhöhung des Grundkapitals der Preußi— 
ſchen Centralgenoſſenſchaftskaſſe. Vom 20. April 1898. 
(Ebenda Stück 11.) 

Geſetz, 3 die Erweiterung und Vervollſtändigunz 
des Staatseiſenbahnnetzes und die Betheiligung des Staats 
an dem Bau von Kleinbahnen. Vom 20. Mai 1898. (Ebenda 
Stück 14.) 

Geſetz, betreffend die Disciplinarverhältniſſe des Prwat— 
docenten an den Landesuniverſitäten, der Akademie zu Mün— 
ſter und dem Lyceum Hoſianum zu Braunsberg. Vom 17. Juni 
1898. (Ebenda, Stück 21.) 


Bayern. 


Bekanntmachung, die Poſtordnung für das Königreich 
Bayern betreffend. Vom 10. Januar 1897. (Geſetz- und 
Verordnungsblatt 1897 Nr. 2.) 

Bekanntmachung, die Zulaſſungsfriſten für ältere M aße, 
Meßwerkzeuge, Gewichte und Waagen betreffend. Vom 15. Ja— 
nuar 1897. (Ebenda Nr. 2.) 

Bekanntmachung, Vollzug des Geſetzes über die Ab— 
änderung der Gewerbeordnung vom 6. Auguſt 1896 be— 
treffend. (Ebenda Nr. 6.) 

Bekanntmachung, die Betriebsordnung für die Haupt— 
eiſenbahnen Bayerns vom 10. Dezember 1892 betreffend. 
Vom 22. Mai 1897. (Ebenda Nr. 21.) 

Bekanntmachung, die Bahnordnung für die Neben— 
eiſenbahnen Bayerns vom 10. Dezember 1892 betreffend. 
Vom 22. Mai 1897. (Ebenda.) 

Bekanntmachung, die Telegraphenordnung betreffend. 
Vom 26. Juni 1897. (Ebenda Nr. 25.) 
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Bekanntmachung, die Einführung der Verkehrsordnung 
für die Eiſenbahnen Deutſchlands in Bayern betreffend. 
Vom 17. September 1897. (Ebenda Nr. 36.) 


Verordnung, den Vollzug des Geſetzes über die Ab- 
änderung der Gewerbeordnung vom 26. Juli 1897 betreffend. 
Vom 29. Oktober 1897. (Ebenda Nr. 41.) 


Bekanntmachung, die Poſtordnung für das Königreich 
Bayern vom 1. Mai 1889 betreffend. Vom 8. November 
1897. (Ebenda Nr. 43.) 


Bekanntmachung, die Einführung der Verkehrsordnung 
für die Eiſenbahnen Deutſchlands in Bayern betreffend. 
Vom 22. November 1897. (Ebenda Nr. 45.) 


Desgleichen. Vom 28. November 1897. (Ebenda.) 


Desgleichen. Vom 27. Juni 1898. (Ebenda 1898 
Nr. 36 


Geſetz wegen Aenderung des Geſetzes vom 10. März 
1879, die Beſteuerung des Gewerbebetriebes im Umherziehen 
betreffed. Vom 20. Dezember 1897. (Ebenda Nr. 49.) 
Nebſt Vollzugs- Bekanntmachung dazu vom 23. Dezember 1897. 
(Ebenda Nr. 50.) 


Oberpolizeiliche Vorſchriften über den Radfahrverkehr. 
Vom 1. Januar 1898. (Ebenda Nr. 1.) 


Bekanntmachung, den Geſchäftsbetrieb der Auktionatoren 
betreffend. Vom 3. Mai 1898. (Ebenda Nr. 17.) 


Geſetz, betreffend die Abänderung einiger Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 26. Februar 1850 über die Verſammlungen 
und Vereine. Vom 15. Juni 1898. (Ebenda Nr. 27.) 

Bekanntmachung, die Betriebsordnung für die Haupt— 
3 Bayerns betreffend. Vom 14. Juni 1898. (Ebenda 
Nr. 31. 

Bekanntmachung, die Signalordnung für die Eiſen— 
bahnen Bayerns betreffend. Vom 14. Juni 1898. (Ebenda.) 

Bekanntmachung, die Bahnordnung für die Nebeneiſen— 
bahnen Bayerns betreffend. Vom 14. Juni 1898. (Ebenda.) 


Sachſen. 
Verordnung, die Einführung einer neuen Arzneitaxe 


betreffend. Vom 15. Dezember 1896. (Geſetz- und Ver: 
ordnungsblatt 1897 1. Stück Nr. 2.) 
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Verordnung, die Einführung einer neuen thierärztlichen 
Arzneitaxe betreffend. Vom 15. Dezember 1896. (Ebenda 
Nr. 3.) 


Verordnung, die weitere Ausführung des Geſetzes über 
das Staatsſchuldbuch vom 25. April 1884 betreffend. Vom 
31. März 1897. (Ebenda 4. Stück Nr. 20.) 


Verordnung, die Namensangaben Gewerbetreibender an 
offenen Läden, Gaſt⸗ und Schankwirthſchaften betreffend. 
Vom 21. Mai 1897. (Ebenda 5. Stück Nr. 25.) 


Verordnung, die Führung der von ausländiſchen Uni⸗ 
verſitäten verliehenen Würden im Königreiche Sachſen be⸗ 
treffend. Vom 14. Juli 1897. (Ebenda 9. Stück Nr. 40.) 


Verordnung zur weiteren Ausführung des Geſetzes vom 
20. Mai 1867, das Befugniß zu Aufnahme von Protokollen 
und zu Beglaubigungen bei Juſtiz- und bei Verwaltungs⸗ 
behörden betreffend. Vom 6. November 1897. (Ebenda 
14. Stück Nr. 63.) 

Cf. Verordnung vom 11. Oktober 1898. (Ebenda 1898 
13. Stück Nr. 95.) 


Verordnung, die öffentliche Ankündigung von Geheim— 
mitteln betreffend. Vom 16. Dezember 1897. (Ebenda 
14. Stück Nr. 65.) 

Geſetz, die Umwandlung der als Staatsſchuld über: 
nommenen, urſprünglich 4 ½ prozentigen, jetzt 4prozentigen 
Prioritätsanleihe der vormaligen Leipzig-Dresdener Eiſen⸗ 
bahnkompagnie vom Jahre 1872 in eine 4 1 prozentige 
Staatsſchuld, beziehentlich die Tilgung derſelben betreffend. 
Vom 2. März 1898. (Ebenda 2. Stück.) 

Verordnung zur Ausführung der SS 68 und 75 des 
Geſetzes vom 2. April 1884, die Ergänzung und Abänderung 
einiger Beſtimmungen des V. Abſchnittes Kapitel II des all⸗ 
gemeinen Berggeſetzes vom 16. Juni 1868 betreffend. Vom 
1. April 1898. (Ebenda Nr. 23.) 

Geſetz, einige Abänderungen des Geſetzes über die 
Landes-Brandverſicherungsanſtalt vom 25. Auguſt 1876 in 
der Faſſung vom 13. Oktober 1886 betreffend. Vom 30. März 
1898. (Ebenda Nr. 24.) 

Geſetz, die Aufnahme einer Zprozentigen Rentenanleihe 
betreffend. Vom 10. Juni 1898. (Ebenda Nr. 60.) 


Geſetz, einige Abänderung der revidirten Geſindeordnung 
für das Königreich Sachſen vom 2. Mai 1892 betreffend. 
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Vom 31. Mai 1898. (Ebenda 7. Stück Nr. 62.) Nebſt Be⸗ 
kanntmachung vom 31. Mai 1898. (Ebenda Nr. 63.) 


Geſetz, die Abänderung des Geſetzes über den Urkunden⸗ 
ſtempel vom 13. November 1876 betreffend. Vom 10. Juni 
1898. (Ebenda 8. Stück Nr. 64.) Nebſt Bekanntmachung 
vom 10. Juni 1898. (Ebenda Nr. 65.) 


Geſetz, die Abänderung des Geſetzes über das Vereins⸗ 
und Verſammlungsrecht vom 22. November 1850 betreffend. 
Vom 21. Juni 1898. (Ebenda Nr. 71.) 

Geſetz, die Ausführung des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
vom 18. Auguſt 1896 und des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch von demſelben Tage betreffend. 
Vom 18. Juni 1898. (Ebenda Nr. 73.) 


Geſetz, zur Abänderung des mittelſt Verordnung vom 
16. Juni 1868 bekannt gemachten Allgemeinen Berggeſetzes 
und des Geſetzes vom 18. März 1887, die theilweiſe Ab— 
änderung und Ergänzung des Allgemeinen Berggeſetzes be— 
treffend. Vom 20. Juni 1898. (Ebenda Nr. 74.) 

Geſetz, die Einführung einer allgemeinen Schlachtvieh⸗ 
8 e betreffend. Vom 1 Juni 1898. (Ebenda 

r. 77.) 


Geſetz, die ſtaatliche Schlachtviehverſicherung betreffend. 
Vom 2. Juni 1898. (Ebenda 10. Stück Nr. 78.) | 

Verordnung zur Ausführung des § 4 des Geſetzes vom 
1. dieſes Monats, die Einführung einer allgemeinen Schlacht— 
vieh⸗ und Fleiſchbeſchau betreffend. Vom 24. Juni 1898. 
(Ebenda Nr. 79.) 


Bekanntmachung, die Einführung einer Verwaltungs: 
ordnung der Staatseiſenbahnen betreffend. Vom 16. Oktober 
1898. (Ebenda 14. Stück Nr. 100.) 


Württemberg. 


Verfügung, betreffend den Vollzug des Börſengeſetzes 
vom 22. Juni 1896. Vom 11. März 1897. (Regierungs- 
blatt Nr. 5.) 

Verfügung, betreffend den Vollzug der kaiſerlichen Ver— 
ordnung vom 31. Mai 1897 über die Ausdehnung der 
§§ 135 bis 139 und des § 139 b der Gewerbeordnung auf 
die Werkſtätten der Kleider- und Wäſchekonfektion. Vom 
15. Juni 1897. (Ebenda Nr. 11.) 


10 
us 
— 
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Verfügung, betreffend die Ausgabe einer Telegraphen— 
ordnung für Württemberg. Vom 3. Juli 1897. (Ebenda 
Nr. 13.) 

Verfügung, betreffend den Vollzug der Gewerbeordnung. 
Vom 31. Januar 1898. (Ebenda.) 

Verfügung, betreffend den Vollzug des Reichsgeſetzes 
über das Auswanderungsweſen vom 9. Juni 1897. Vom 
8. März 1898. (Ebenda.) 

Verfügung, betreffend den Vollzug des Geſetzes, be— 
treffend die Abänderung der Gewerbeordnung vom 26. Juli 
1897. Vom 14. März 1898. (Ebenda Nr. 5.) 


Geſetz, betreffend die Abänderung des Polizeiſtrafrechts. 
Vom 4. Juli 1898. (Ebenda Nr. 11.) 


Verfügung, betreffend den Geſchäftsbetrieb der privaten 
Verſicherungsunternehmungen. Vom 19. November 1898. 
(Ebenda Nr. 20.) 


Verfügung, betreffend die Abänderung der Württem— 
bergiſchen Poſtordnung vom 27. Juni 1892. Vom 27. De⸗ 
zember 1898. (Ebenda Nr. 22. 


Baden. 


Bekanntmachung, die Ausführung des Börſengeſetzes 
betreffend. Vom 30. Dezember 1896. (Geſetzes- und Ver— 
ordnungsblatt 1897 Nr. 1.) 


Geſetz, die Umwandlung der Aprozentigen Staatsan— 
lehen in 3 2 prozentige betreffend. Vom 24. Januar 1897. 
(Ebenda Nr. 2.) 

Verordnung, den Vollzug der Gewerbeordnung be— 
treffend. Vom 25. Januar 1897. (Ebenda.) 


Verordnung, das Kaſſen- und Rechnungsweſen und die 
Abhör der Rechnungen der mit der Gemeindebürgſchaft ver— 
ſehenen Sparkaſſen betreffend. Vom 19. Juli 1897. (Ebenda 
Nr. 17.) 


Verordnung, den Vollzug des Geſetzes über die Holz— 
maße betreffend. Vom 5. November 1897. (Ebenda.) 

Verordnung, die öffentliche Hinterlegung von Geld- und 
Werthpapieren betreffend. Vom 23. Dezember 1897. (Ebenda 
Nr. 25.) 

Verordnung, die Ausführung des Reichsgeſetzes vom 
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27. Juli 1897 über die Abänderung der Gewerbeordnung 
betreffend. Vom 4. April 1898. (Ebenda Nr. 11.) 


Geſetz, die Verſicherung der Rindviehbeſtände betreffend. 
Vom 12. Juli 1898. (Ebenda Nr. 21.) Bekanntmachung 
vom 22. September 1898. (Ebenda Nr. 30.) 


Geſetz, die Abänderung des Geſetzes vom 3. Februar 
1868 über die Rechtsverhältniſſe der Dienſtboten betreffend. 
Vom 20. Auguſt 1888. (Ebenda.) 


Geſetz, die Abänderung des Handelskammergeſetzes be: . 
treffend. Vom 12. September 1898. (Ebenda Nr. 27.) 


Heſſen. 


Verordnung zur Ausführung des Reichsgeſetzes, be— 
treffend die Abänderung des Geſetzes über die Erwerbs⸗ 
und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften, vom 1. Mai 1889, ſowie 
den Geſchäftsbetrieb von Konſumanſtalten, vom 12. Auguſt 
wi Vom 17. Februar 1897. (Regierungsblatt 1897 

r. 6. 


Geſetz, die Organiſation der Verwaltung der Staats— 
ſchuld betreffend. Vom 31. März 1897. (Ebenda Nr. 11.) 


Geſetz, die Aufbringung der zur Gewährung von Dar— 
lehen aus der Landeskreditkaſſe erforderlichen Mittel betreffend. 
Vom 31. März 1897. (Ebenda Nr. 13.) 


Geſetz, die Kündigung und Umwandlung Aprozentiger 
Staatsanlehen betreffend. Vom 14. Juni 1897. (Ebenda 
Nr. 22.) 


Bekanntmachung zur Ausführung des Reichsgeſetzes vom 
1. Juni 1891, die Abänderung der Gewerbeordnung be— 
treffend. Vom 12. Juni 1897. (Ebenda Nr. 23.) 


Verordnung, die Ausführung des Geſetzes vom 10. Mai 
1893 über das Grundeigenthum und Hypothekenweſen in 
der Provinz Rheinheſſen betreffend. Vom 13. November 
1897. (Ebenda Nr. 40.) 

Bekanntmachung, die Aufnahme einer 3 ½ prozentigen 
Staatsanleihe von 14,703,000 Mark zur Deckung außerordent— 
licher Bedürfniſſe des Staats betreffend. Vom 3. November 
1897. (Ebenda Nr. 41.) 

Ausführungsvorſchriften zu dem Bauunfallverſicherungs— 
geſetze vom 11. Juli 1887 (Reichsgeſetzblatt S. 287), bezüg⸗ 
lich der Verſicherung von Unfallſchäden in den unter § 4 
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Ziffer 3 fallenden, von zur Selbſtverſicherung zugelaſſenen 
Kommunalverbänden des Großherzogthums unternommenen 
Bauarbeiten. Vom 22. November 1897. (Ebenda Nr. 42.) 


Geſetz, die Einrichtung eines Staatsſchuldbuchs betreffend. 
Vom 27. März 1898. (Ebenda Nr. 13.) 

Bekanntmachung, das Geſetz über die Einrichtung des 
Staatsſchuldbuchs vom 27. März 1898 betreffend. Vom 
31. Auguſt 1898. (Ebenda.) ! 


Medlenburg- Schwerin. 


Verordnung zur Ausführung des Geſetzes vom 12. Auguſt 
1896, betreffend die Abänderung des Geſetzes über die 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften vom 1. Mai 1889, ſowie den 
Geſchäftsbetrieb von Konſumanſtalten. Vom 31. Dezember 
1896. (Regierungsblatt 1897 Nr. 3.) 


Verordnung zur Abänderung der Verordnung vom 
20. Juli 1894, betreffend die Beförderung gefährlicher Güter 
in Kauffahrteiſchiffen. Vom 5. April 1897. (Ebenda Nr. 15.) 


Verordnung, betreffend die Fremdenpolizei in den Gaſt— 
häuſern. Vom 29. April 1897. (Ebenda Nr. 17.) 


Verordnung, betreffend die unbefugte Führung von 
Flaggen. Vom 2. Juni 1897. (Ebenda Nr. 23.) 

Verordnung zur Ausführung des § 129 des Reichs⸗ 
geſetzes, betreffend die privatlichen Verhältniſſe der Binnen— 
55 vom 15. Juni 1895. Vom 14. Juni 1897. (Ebenda 
Nr. 27. 


Bekanntmachung, betreffend die Aufnahme einer Anleihe 
und die Ausſtellung von auf den Inhaber lautenden Schuld— 
verſchreibungen durch den Magiſtrat der Stadt Schwerin. 
Vom 14. Auguſt 1897. (Ebenda Nr. 29.) 

Verordnung zur Abänderung der Verordnung vom 
20. Juli 1894, betreffend die Beförderung gefährlicher Güter 
= DEIN Vom 8. Februar 1898. (Ebenda 

kr. 7. 


Verordnung, betreffend die landesüblichen Zahlungs: 
termine. Vom 15. Februar 1898. (Ebenda.) 

Bekanntmachung, betreffend Grundſätze für die Hand— 
habung von Beſtimmungen der Gewerbeordnung über den 
Gewerbebetrieb im Umherziehen, insbeſondere über die Mit- 
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führung von Kindern. Vom 25. März 1898. (Ebenda 
Nr. 10. 

Verordnung, betreffend Kleinbahnen. Vom 10. Mai 
1898. (Ebenda Nr. 16.) 


Mecklenburg⸗Strelitz. 


Revidirte Verordnung, betreffend den Bau von Neben⸗ 
il Vom 26. Mai 1897. (Offizieller Anzeiger 1897 
Nr. 20. 

Bekanntmachung, betreffend die Beförderung von Leichen 
auf Eiſenbahnen. Vom 18. Auguſt 1897. (Ebenda Nr. 27.) 

Bekanntmachung, betreffend Aufſichtsbehörden im Sinne 
des § 49 des Reichsgeſetzes über das Auswanderungsweſen. 
Vom 9. Juni 1897. (Ebenda.) 


Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach. 


Geſetz über die Unfallverſicherung der Mitglieder der 
. Vom 17. März 1897. (Regierungsblatt 1897 
Nr. 7. 


Geſetz, die Aufſuchung und Benutzung von Säure-, 
Gas⸗ und Mineralquellen betreffend. Vom 1. April 1897. 
(Ebenda Nr. 8.) 

Geſetz vom 7. April 1897, betreffend einen Nachtrag 
zu dem Geſetze vom 12. April 1877 über die Beſteuerung 
des Gewerbebetriebs im Umherziehen. (Ebenda Nr. 10.) 

Geſetz, betreffend die Abänderung des revidirten Ge— 
ſetzes über die Steuerverfaſſung des Großherzogthums vom 
18. März 1869 nebſt Nachträgen, ſowie des neu revidirten 
Geſetzes über die allgemeine Einkommenſteuer vom 10. Sep⸗ 
tember 1883. Vom 2. Juni 1897. (Ebenda Nr. 15.) Cf. Aus⸗ 
. dazu vom 19. Juli 1898. (Ebenda 1898 

r. 23. 


Geſetz über die Großherzogliche Landeskreditkaſſe. Vom 
16. September 1897. (Ebenda 1897 Nr. 24.) 

Geſetz, betreffend die Aufhebung der Geſetze zum Schutze 
des Eigenthums an Engliſchen Werken der Wiſſenſchaft und 
Kunſt gegen Nachdruck und Nachbildung. Vom 15. März 1898. 
(Ebenda Nr. 7.) 
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Taxordnung für Aerzte und Zahnärzte, ſowie für Thier— 
ärzte und Hebammen. Vom 24. Mai 1888. (Ebenda Nr. 15.) 

Bekanntmachung, betreffend die Ausführung der Ge— 
werbeordnung. Vom 26. Juli 1897. (Ebenda Nr. 16.) 


Bekanntmachung, betreffend Anbringung mindeſtens 
eines ausgeſchriebenen Vornamens am Eingange des Ladens, 
der Wirthſchaft oder der Firma durch Gewerbetreibende 
bezw. Kaufleute. Vom 27. Juli 1898. (Ebenda Nr. 25.) 


Oldenburg. 


Geſetz für das Herzogthum Oldenburg und das Fürſten— 
thum Lübeck, betreffend die Bergung von Tonnenmaterial. 
Vom 5. März 1897. (Geſetzblatt 31. Bd. 30. Stück.) 

Geſetz für das Großherzogthum Oldenburg, betreffend 
die Aufnahme einer Anleihe. Vom 1. April 1897. (Ebenda 
33. Stück.) 

Enteignungsgeſetz für das Herzogthum Oldenburg. Vom 
21. April 1897. (Ebenda 40. Stück.) 


Geſetz für das Herzogthum Oldenburg, betreffend Ab— 
änderung des Geſetzes für das Herzogthum Oldenburg vom 
25. März 1879, betreffend Anlegung oder Veränderung von 
Straßen und Plätzen in den Städten und größeren Orten. 
Vom 27. April 1897. (Ebenda 41. Stück.) 


Geſetz für das Herzogthum Oldenburg, betreffend Ab— 
änderung des Brandkaſſegeſetzes vom 15. Auguſt 1861. Vom 
3. Mai 1897. (Ebenda.) 


Bekanntmachung, betreffend die Vermeſſung der Fluß: 
ſchiffe. Vom 10. Mai 1897. (Ebenda 42. Stück.) 


Bekanntmachung, betreffend die Kenntlichmachung der 
Flußſchiffe und der nichtregiſtrirten Seeſchiffe. Vom 10. Auguſt 
1897. (Ebenda 53. Stück.) 

Geſetz für das Herzogthum Oldenburg, betreffend Be— 
ſteuerung des Wandergewerbes. Vom 22. Februar 1898. 
(Ebenda 32. Bd. 7. Stück.) 


Bekanntmachung, betreffend die Ausrüſtung der Kauf⸗ 
fahrteiſchiffe mit Hilfsmitteln zur Krankenpflege und die 
Mitnahme von Schiffsärzten. Vom 14. Dezember 1898. 
(Ebenda 25. Stück.) 
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Braunſchweig. 


Geſetz, das Verbot der Ankündigung von Geheimmitteln 
betreffend. Vom 4. März 1897. (Geſetz⸗ und Verordnungs⸗ 
ſammlung 1897 Nr. 8.) 

Geſetz, die Beſtrafung der Uebertretung von Vorſchriften 
der Betriebreglements für elektriſche, nicht der Reichsauffſicht 
unterſtehende Eiſenbahnen betreffend. Vom 30. Dezember 
1897. (Ebenda 1898 Nr. 2.) 

Geſetz, die Kündigung der vierprozentigen allgemeinen 
Landesſchuld bei Angebot der Umwandlung dieſer Schuld in 
eine dreieinhalbprozentige betreffend. Vom 25. März 1898. 
(Ebenda Nr. 13.) 

Geſetz, die Abänderung des Geſeßes vom 10. Juni 1892 
Nr. 27 über die in Verbindung mit der Herzoglichen Leih⸗ 
hausanſtalt errichtete Sparkaſſe betreffend. Vom 4. April 
1898. (Ebenda Nr. 17.) 

Geſetz, die Unterſuchung des Schlachtviehs betreffend. 
Vom 29. Mai 1898. (Ebenda Nr. 24.) 

Geſetz, betreffend Ergänzung des u. vom 9. Oktober 
1893, den Verkehr mit Sprengſtoffen betreffend. Vom 
18. September 1898. (Ebenda Nr. 45.) 

Geſetz, die Ordnung des Radfahrverkehrs im Herzog⸗ 
thum Braunſchweig betreffend. Vom 22. Oktober 1898. 
(Ebenda Nr. 52.) 

Bekanntmachung, betreffend den Gewerbebetrieb auf 
Meſſen ar Märkten. Vom 9. Dezember 1898. (Ebenda 
Nr. 56. 


Sachſen⸗Meiningen. 


Geſetz, betreffend die Aenderung des Geſetzes vom 
25. Juni 1885 über die Beſteuerung des Gewerbetriebs im 
Umherziehen. Vom 13. März 1897. (Sammlung der landes⸗ 
herrlichen Verordnungen Bd. 33 Nr. 49.) 

Geſetz, betreffend das Zwangsverfahren im Verwaltungs— 
wege. Vom 12. März 1897. (Ebenda Nr. 50.) 

Geſetz, betreffend die der Erde entſtrömenden Gaſe, 
Säure⸗ und Mineralquellen, ſowie die Vornahme von Erd: 
arbeiten in größerer Tiefe. Vom 13. März 1897. (Ebenda 
Nr. 51.) 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLIX. 19 


290 Rechtsquellen. 


Geſetz, die Medizinaltaxe betreffend. Vom 14. März 
1897. (Ebenda Nr. 52.) 

Geſetz, betreffend die öffentlichen Geldlotterien. Vom 
15. März 1897. (Ebenda Nr. 53.) 

Geſetz, betreffend die Verwaltungsſtreitverfahren. Vom 
15. März 1897. (Ebenda Nr. 56.) 

Gemeindeordnung. Vom 16. März 1897. (Ebenda 
Nr. 59.) Nebſt Ausführungsverordnung dazu vom 18. Juni 
1897. (Ebenda Nr. 60.) 


Verordnung, betreffend die Führung ausländiſcher aka— 
demiſcher Würden. Vom 5. November 1898. (Ebenda Nr. 74.) 


Miniſterialverordnung, betreffend die Ausführung des 
Börſengeſetzes vom 22. Juni 1896. Vom 20. Oktober 1896. 
(Ebenda Nr. 970.) | 


Sachſen⸗Altenburg. 


Geſetz, betreffend das Spiel in auswärtigen Lotterien. 
9. Juli 1897. (Geſetzſammlung 1897 7. Stück.) 
Bekanntmachung, betreffend die Thüringiſch-Anhaltiſche 
Staatslotterie. Vom 9. Auguſt 1897. (Ebenda 8. Stück.) 
Geſindeordnung für das Herzogthum Sachſen-Alten⸗ 
burg. Vom 25. November 1897. (Ebenda 10. Stück.) 
Geſetz, die äußere Heilighaltung der Sonn- und Feier⸗ 
tage betreffend. Vom 25. November 1897. (Ebenda.) 
Bekanntmachung, die öffentliche Ankündigung von Ge⸗ 
heimmitteln betreffend. Vom 11. November 1897. (Ebenda.) 


Verordnung, die Namensangaben Gewerbetreibender an 
offenen Läden, Gaſt⸗ und Schankwirthſchaften betreffend. 
Vom 23. Dezember 1897. (Ebenda 10. Stück.) 


Sachſen⸗Koburg⸗Gotha. 


Verordnung, betreffend die Wahlen zur Handelskammer 
für das Herzogthum Gotha. Vom 30. März 1897. (Geſetz⸗ 
ſammlung 1897 Nr. 2.) 

Verordnung, betreffend die öffentliche Ankündigung von 
Geheimmitteln. Vom 28. Juni 1897. (Geſetzſammlung für 
Gotha 1897 Nr. 8.) 

Bekanntmachung, die Thüringiſch-Anhaltiſche Staats⸗ 
lotterie betreffend. Vom 1. Juli 1897. (Gemeinſchaftliche 
Geſetzſammlung Nr. 597.) 
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Geſetz über die Fortbildungsſchulen. Vom 24. Juli 
1897. (Geſetzſammlung für Gotha 1897 Nr. 11.) 

Geſetz, betreffend die Abgabe der Feuerverficherungs: 
anſtalten für gemeinnützige Zwecke im Intereſſe der Feuer⸗ 
ſicherheit. Vom 26. Juli 1897. (Ebenda Nr. 12.) 

Verordnung, die Führung ausländiſcher akademiſcher 
Würden betreffend. Vom 26. Dezember 1898. (Gemein⸗ 
ſchaftliche Geſetzſammlung Nr. 611.) 


Anhalt. 


Polizeiverordnung, betreffend das Fahren mit Fahr⸗ 
rädern. Vom 24. September 1896. (Geſetzſammlung 
Nr. 969.) 


Geſetz, betreffend die anderweite Abänderung des Ge: 
ſetzes Nr. 668 vom 29. März 1884 über die Urkunden⸗ 
ſtempelſteuer. Vom 22. Mai 1897. (Ebenda Nr. 984.) 


Anhaltiſches Gerichtskoſtengeſez. Vom 22. Mai 1897. 
(Ebenda Nr. 985.) 


Gebührenordnung für Notare. Vom 22. Mai 1897. 
(Ebenda Nr. 986.) 


Geſetz, die Abänderung einiger Beſtimmungen der Nota⸗ 
riatsordnung vom 11. April 1877 (Nr. 457 der Geſetzſamm⸗ 
lung) betreffend. Vom 22. Mai 1897. (Ebenda Nr. 987.) 


Geſetz, betreffend die anderweite Abänderung des Ge: 
ſetzes, die Erbſchaftsſteuer betreffend. Vom 22. Mai 1897. 
(Ebenda Nr. 988.) 

Geſetz, betreffend die Einführung einer Gewerbeſteuer. 
Vom 22. Mai 1897. (Ebenda Nr. 991.) 

Geſetz, betreffend die Einführung einer Kapitalrenten⸗ 
ſteuer. Vom 22. Mai 1897. (Ebenda Nr. 992.) 

Geſetz, betreffend die Abänderung des proviſoriſchen Ge— 
ſetzes über die Verhütung eines die geſetzliche Freiheit und 
Ordnung ſtörenden Mißbrauchs des Verſammlungs- und 
Vereinigungsrechts vom 26. Dezember 1850. Vom 14. März 
1898. (Ebenda Nr. 1010.) 

Geſetz, betreffend die Zuſtändigkeit des Oberverwaltungs⸗ 
gerichts für die Entſcheidung über Beſchwerden in Steuer⸗ 
einſchätzungsſachen. Vom 14. März 1898. (Ebenda Nr. 1012.) 

Bekanntmachung, betreffend die Abänderung des Statuts 
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der Anhalt⸗Deſſauiſchen Landesbank zu Deſſau. Vom 29. März 
1898. (Ebenda Nr. 1015.) 


Bekanntmachung, betreffend die Redaktion des Handels- 
kammergeſetzes. Vom 5. April 1898. (Ebenda Nr. 1017.) 


Schwarzburg⸗Rudolſtadt. 


Geſetz, die Umwandlung der vierprozentigen Rentenbriefe 
in dreieinhalbprozentige Rentenbriefe betreffend. Vom 8. Ja⸗ 
nuar 1897. (Geſetzſammlung 1897 1. Stück.) 


Geſetz, betreffend das Spiel in auswärtigen Lotterien. 
Vom 5. April 1897. (Ebenda 10. Stück.) 


Bekanntmachung zur Ausführung des Reichsgeſetzes, be— 
treffend die Abänderung der Gewerbeordnung vom 26. Juli 
1897. Vom 28. März 1898. (Ebenda 1898 7. Stück.) 

Verordnung, die Medizinaltaxe betreffend. Vom 17. Juni 
1898. (Ebenda 13. Stück.) 


Bekanntmachung, die Verpackung der Reichsmünzen be— 
treffend. Vom 29. Juni 1898. (Ebenda 14. Stück.) 


Schwarzburg⸗Sondershauſen. 


Verordnung, die öffentliche Ankündigung von Geheime 
mitteln betreffend. Vom 20. Januar 1897. (Geſetzſammlung 
1897 1. Stück.) 

Lotteriegeſetz. Vom 17. Mai 1897. (Ebenda 8. Stück.) 

Geſetz, die Beſteuerung der Verſicherungsanſtalten be— 
treffend. Vom 23. Juni 1897. (Ebenda 10. Stück.) 

Geſetz, betreffend die Beſteuerung des Gewerbebetriebes 
im Umherziehen. Vom 3. Juni 1897. (Ebenda 11. Stück.) 

Bekanntmachung, betreffend die Thüringiſch-Anhaltiſche 
Staatslotterie. Vom 6. Juli 1897. (Ebenda 13. Stück.) 

Geſetz, die Abänderung des Einkommenſteuergeſetzes vom 
1. Februar 1894 betreffend. Vom 14. Juli 1897. (Ebenda 
15. Stück.) 

Gemeindeabgabengeſetz. Vom 16. Auguſt 1897. (Ebenda 
23. Stück.) 

Bekanntmachung, betreffend die Redaktion des Ein— 
kommenſteuergeſetzs. Vom 11. Dezember 1897. (Ebenda 
32. Stück.) 
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Verordnung, betreffend die Grundſätze für die Hand: 
habung von Beſtimmungen der Gewerbeordnung über den 
Gewerbebetrieb im Umherziehen, insbeſondere über die Mit⸗ 
führung von Kindern. Vom 20. Juni 1898. (Ebenda 
1898 16. Stück.) 


Ausführungsverordnung zum Geſetz vom 23. Juni 1897, 
die Beſteuerung der Verſicherungsanſtalten betreffend. Vom 
9. Oktober 1898. (Ebenda 21. Stück.) 


Waldeck. 


Bekanntmachung, betreffend den Betrieb der Gaſt⸗ und 
Schankwirthſchaft ſowie des Kleinhandels mit geiſtigen Ge⸗ 
es Vom 4. Januar 1897. (Regierungsblatt 1897 
Nr. 2. 


Tarif der Gebühren für die Gebäudeabſchätzungen bei 
der Immobilien⸗Feuerverſicherungsanſtalt der Fürſtenthümer 
Waldeck und Pyrmont vom 5. Januar 1874. Vom 21. Juni 
1897. (Ebenda Nr. 9.) 


Geſetz, betreffend die Abänderung einiger Beſtimmungen 
des Klaſſenſteuergeſetzes vom 7. Januar 1865 in der Faſſung 
der Bekanntmachung vom 20. März 1893. Vom 27. De⸗ 
zember 1897. (Ebenda 1898 Nr. 1.) 


Geſetz, betreffend die Ergänzung des Baugeſetzes vom 
19. Mai 1862. Vom 27. Dezember 1897. (Ebenda Nr. 2.) 


Geſetz, betreffend die Kündigung und Umwandlung der 
vierprozentigen Waldeck⸗Pyrmonter Staatsanleihe von 1883. 
Vom 5. Dezember 1898. (Ebenda Nr. 18.) Nebſt Bekannt⸗ 
machung dazu vom 24. Dezember 1898. (Ebenda Nr. 19.) 


Renß ältere Linie. 


Bekanntmachung, betreffend Ausführung des Börſen— 
geſetzes vom 22. Juni 1896. Vom 12. Januar 1897. (Ge⸗ 
ſetzſammlung 1897 Nr. 1.) 


Verordnung, betreffend Ausführungsbeſtimmungen zu 
dem 6. Abſchnitt des I. Buches des Handelsgeſetzbuches vom 
10. Mai 1897. Vom 27. September 1897. (Ebenda Nr. 4.) 

Verordnung, betreffend den Handel mit amerikaniſchen 
Fleiſchwaaren. Vom 27. April 1898. (Ebenda 1898 Nr. 3.) 
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Reuß jüngere Linie. 


Geſetz, die Abänderung des Berggeſetzes vom 9. Oktober 
1870 betreffend. Vom 10. April 1897. (Geſetzſammlung 
Nr. 546.) 

Geſetz, die Einlagen bei den Landesſparkaſſen betreffend. 
Vom 8. April 1897. (Ebenda Nr. 548.) 

Geſetz, die Privilegierung der ſtädtiſchen Leihanſtalt zu 
Gera betreffend. Vom 8. April 1897. (Ebenda Nr. 549.) 

Verordnung zur Ausführung des 6. Abſchnittes des 
erſten Buchs des Handelsgeſetzbuchs vom 10. Mai 1897. 
Vom 8. November 1897. (Ebenda Nr. 556.) 


Verordnung zur Ausführung des Reichsgeſetzes vom 
26. Juli 1897, betreffend die Abänderung der Gewerbe— 
ordnung. Vom 28. März 1898. (Ebenda Nr. 560.) 


Geſetz, die Abänderung und Ergänzung des Einkommen— 
ſteuergeſetzes vom 16. Juni 1890 betreffend. Vom 4. Juni 
1898. (Ebenda Nr. 564.) Cf. Bekanntmachung vom 24. Auguſt 
1898. (Ebenda Nr. 567.) 

Verfügung, die Ergänzung der Miniſterialverfügung 
über den Geſchäftsbetrieb der Trödler und anderer in § 53 
der Reichsgewerbeordnung vom 21. Juni 1869 bezeichneter 
Händler, ſowie der Pfandleiher und Geſindevermiether vom 
5. April 1880 betreffend. Vom 11. November 1898. (Ebenda 
Nr. 569.) 


Schanmburg⸗Lippe. 


Bekanntmachung, betreffend Unterſtellung der Vereine 
unter § 33 der Reichsgewerbeordnung. Vom 17. April 1897. 
(Landesverordnungen 1897 Nr. 5.) 


Verordnung, betreffend die Beſtellung obrigkeitlicher 
Taxatoren. Vom 22. April 1897. (Ebenda Nr. 6.) 


Geſetz, betreffend den Bergbau auf Steinſalz und die 
mit demſelben auf der nämlichen Lagerſtätte vorkommenden 
Salze. Vom 29. April 1897. (Ebenda Nr. 8.) 


Geſetz, betreffend die öffentlichen Lotterien. Vom 1. Juli 
1897. (Ebenda Nr. 11.) Cf. Bekanntmachung vom 7. Juli 
1897. (Ebenda Nr. 12.) 

Bekanntmachung, betreffend die Ausführung des Reichs: 


geſetzes über das Auswanderungsweſen. Vom 10. Auguſt 
1897. (Ebenda Nr. 16.) 
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Verordnung zur Ausführung des Reichsgeſetzes vom 
15. Juni 1897, betreffend den Verkehr mit Butter, Käſe, 
Schmalz und deren Erſatzmitteln. Vom 15. September 1897. 
(Ebenda Nr. 17.) 


Geſetz, betreffend die Aufnahme einer Anleihe. Vom 
25. März 1898. (Ebenda 1898 Nr. 9.) 


Geſetz, betreffend die Kündigung und Umwandlung der 
vierprozentigen Landesſchuldbriefe. Vom 25. März 1898. 
(Ebenda.) 


Geſetz, betreffend die Erhebung von Koſten in Verwal: 
tungsangelegenheiten. Vom 28. März 1898. (Ebenda.) 


Bekanntmachung, betreffend die Ausführung des § 6 
des Reichsgeſetzes vom 5. Mai 1886, die Unfall- und Kranken⸗ 
verſicherung der in land- und forſtwirthſchaftlichen Betrieben 
beſchäftigten Perſonen betreffend. Vom 10. September 1898. 
(Ebenda Nr. 22.) 


Lippe⸗Detmold. 


Verordnung, das Anpreiſen von Geheimmitteln betreffend. 
Vom 4. Januar 1897. (Geſetzſammlung 1897 Nr. 1.) 


Bekanntmachung, betreffend Unterſtellung der Vereine 
unter $ 33 der Reichsgewerbeordnung. Vom 26. Februar 
1897. (Ebenda.) 


Bekanntmachung, betreffend eine Abänderung der An: 
weiſung vom 24. Oktober 1894 zur Ausführung des Geſetzes 
über die ſtaatliche Einkommenſteuer vom 28. Auguſt 1894. 
Vom 9. März 1897. (Ebenda Nr. 5.) 


Verordnung, betreffend den Beitritt des Fürſtenthums 
Lippe zu der Thüringiſch-Anhaltiſchen Staatslotterie. Vom 
27. November 1897. (Ebenda Nr. 25.) 


Geſetz, betreffend die Beſteuerung des Wandergewerbes. 
Vom 18. Dezember 1897. (Ebenda Nr. 28.) 


Geſetz, die Verwaltungsgerichte und das Verwaltungs— 
ſtreitverfahren betreffend. Vom 9. Februar 1898. (Ebenda 
1898 Nr. 3.) Nebſt Einführungsverordnung vom 22. Juni 
1898. (Ebenda Nr. 11.) 

Geſetz, betreffend die ſachliche Zuſtändigkeit der Ver: 
waltungsgerichte. Vom 9. Februar 1898. (Ebenda Nr. 3.) 

Ausführungsverordnung zum Reichsgeſetze über das Aus— 
wanderungsweſen. Vom 10. März 1898. (Ebenda Nr. 4.) 
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Geſetz, betreffend das Spielen in auswärtigen Lotterien. 
Vom 22. März 1898. (Ebenda Nr. 6.) 


Polizeiverordnung für die Weſerſchiffahrt. Vom 25. Juli 
1898. (Ebenda Nr. 14.) 


Lübeck. 


Verordnung, betreffend öffentliche Ankündigung von Ge— 
heimmitteln zur Verhütung oder Heilung thieriſcher Krank— 
heiten. Vom 13. Januar 1897. (Sammlung der Lübeckiſchen 
Verordnungen und Bekanntmachungen 1897 Nr. 2.) 


Bekanntmachung, . Abänderungen des Privat: 
lager-Regulativs. Vom 22. Mai 1897. (Ebenda Nr. 20.) 


Bekanntmachung, betreffend Beſtimmungen über die Er— 
theilung amtlicher Auskunft in Zolltarifangelegenheiten. Vom 
22. Januar 1898. (Ebenda 1898 Nr. 6 

Lübeckiſche Kaufmannsordnung. Vom 20. Juni 1898. 
(Ebenda Nr. 28.) 

Dritter Nachtrag zu der Stempelordnung vom 10. Juli 
1889. Vom 18. Juli 1898. (Ebenda Nr. 31.) — Vierter 
Nachtrag dazu vom 19. Dezember 1898. (Ebenda Nr. 48.) 


Ordnung für die Lübeckiſche Gewerbekammer. Vom 
18. Juli 1898. (Ebenda Nr. 33.) 


Enteignungsgeſetz. Vom 18. Juli 1898. (Ebenda Nr. 34.) 


Geſetz, betreffend die Anlegung von Mündelgeld. Vom 
19. September 1898. (Ebenda Nr. 42.) 


Geſetz, betreffend das Gerichtsvollzieheramt. Vom 19. De⸗ 
zember 1898. (Ebenda Nr. 52.) 


Verordnung, betreffend die Ausrüſtung der Kauffahrtei— 
ſchiffe mit Hilfsmitteln zur Krankenpflege und die Mitnahme 
von Schiffsärzten. Vom 21. Dezember 1898. (Ebenda 
Nr. 54.) 

Bremen. 


Geſetz, betreffend Abänderung des §S 28d der Erbe: und 
Handfeſtenordnung. Vom 17. Januar 1897. (Geſetzblatt 
1897 Nr. 1.) 

Verordnung, betreffend die öffentliche Ankündigung von 
Geheimmitteln. Vom 17. Januar 1897. (Ebenda.) 


Bremer Börſenordnung. Vom 22. Dezember 1896. 
(Ebenda, Beilage 1.) 
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Verordnung, betreffend die Ausführung des § 38 Abſatz 3 
des Börſengeſetzes vom 22. Juni 1896. Vom 5. Februar 
1897. (Ebenda Nr. 4.) 


Lootſenordnung für die Bremiſche Seelotſen⸗Geſellſchaft. 
Vom 1. April 1897. (Ebenda Nr. 10.) 


Verordnung, betreffend den Gebrauch des Bremiſchen 
Staatswappens. Vom 14. Mai 1897. (Ebenda Nr. 12.) 


Bekanntmachung, betreffend die Einbeziehung von Ge⸗ 
bietstheilen in das Zollausſchlußgebiet Bremerhaven, ſowie 
den Anſchluß von Gebietstheilen des Zollausſchlußgebiets 
. an das Zollgebiet. Vom 1. Juli 1897. (Ebenda 

r. 18. 


Geſetz, betreffend die Hafen: und Krahnabgaben in 
Bremerhaven. Vom 3. Juli 1897. (Ebenda Nr. 19.) 


Verordnung, betreffend das Ausſchenken von Brannt⸗ 
wein und den Kleinhandel mit Branntwein oder Spiritus. 
Vom 3. Juli 1897. (Ebenda Nr. 20.) 


Verordnung, betreffend eine Zuſatzbeſtimmung zu der 
Verordnung vom 23. März 1879, betreffend die Gebühren 
der beeidigten Meſſer und Wäger. Vom 24. Auguſt 1897. 
(Ebenda Nr. 22.) 


Geſetz wegen Abänderung des Geſetzes, betreffend die 
Benutzung der Häfen in der Stadt Bremen, vom 14. Oktober 
1888. Vom 29. September 1897. (Ebenda Nr. 24.) 


Geſetz, betreffend Aenderung des S 13 des Geſetzes 
vom 25. Dezember 1896 über die Stempelabgaben. Vom 
14. Dezember 1897. (Ebenda Nr. 28.) 


Verordnung, betreffend die Zählung der Fluß: und 
Küſtenſchiffe. Vom 14. Dezember 1897. (Ebenda.) 


Verordnung wegen Abänderung der Verordnung vom 
25. Oktober 1896, betreffend die Beförderung gefährlicher 
Güter in Kauffahrteiſchiffen. Vom 25. Dezember 1897. 
(Ebenda Nr. 29.) 

Gebührenordnung für die Zulaſſung von Werthpapieren 
zum Börſenhandel. Vom 25. Dezember 1897. (Ebenda.) 

Verordnung, betreffend die Abänderung der Verordnung 
das Meſſen von Holz betreffend, vom 25. Dezember 1895. 
Vom 25. Dezember 1897. (Ebenda.) 

Bekanntmachung, betreffend die Beſtimmungen des 
Bundesraths wegen Ertheilung amtlicher Auskunft in Zoll⸗ 
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tarifangelegenheiten. Vom 27. März 1898. (Ebenda 1898 
Nr. 12.) 


Geſetz, betreffend Zuſatz zum Gewerbekammergeſetze. Vom 
31. März 1898. (Ebenda Nr. 13.) 

Geſetz, betreffend Aenderung des Geſetzes vom 27. Mai 
1884, betreffend die Firmenſteuer. Vom 9. November 1898. 
(Ebenda Nr. 31.) 


Geſetz, betreffend die Abänderung des Geſetzes über die 
Güterdeklaration für die Bremiſche Handelsſtatiſtik vom 
14. Oktober 1888. Vom 26. November 1898. (Ebenda 
Nr. 34.) Nebſt Bekanntmachung, betreffend die Redaktion 
dieſes Geſetzes. (Ebenda Nr. 35.) 

Geſetz, betreffend das Staatsſchuldbuch. Vom 2. Dezember 
1898. (Ebenda Nr. 36.) 


Verordnung, betreffend Vorſchriften über die Ausrüſtung 
der Kauffahrteiſchiffe mit Hilfsmitteln zur Krankenpflege und 
die Mitnahme von Schiffsärzten. Vom 7. Dezember 1898. 
(Ebenda Nr. 38.) 


Verordnung, betreffend Abänderung des § 11 der Ver— 
ordnung über die Gewährung von Zoll- und Steuerkrediten, 
vom 7. Oktober 1888. Vom 22. Dezember 1898. (Ebenda 
Nr. 41.) 


Hamburg. 


Bekanntmachung, betreffend die Abänderung des Geſetzes, 
betreffend die Handelskammer und die Verſammlung Eines 
Ehrbaren Kaufmanns, vom 23. Januar 1880. Vom 11. Januar 
1897. (Geſetzſammlung 1897 I Nr. 3.) | 

Revidirte Alſter-Ordnung. Vom 4. Februar 1897. 
(Ebenda II Nr. 10.) 

Bekanntmachung, betreffend Abänderung der Mäkler— 
gebühren⸗Taxe. Vom 21. Mai 1897. (Ebenda II Nr. 27.) 


Cf. Bekanntmachung vom 23. Dezember 1898. (Ebenda 
1898 II Nr. 79.) 


Hafengeſetz vom 2. Juni 1897. (Ebenda 1897 J Nr. 22.) 


Cf. Bekanntmachung vom 30. Juni 1897. (Ebenda II 
Nr. 35.) 


Bekanntmachung, betreffend die Aufhebung der Stempel— 
abgabe für See- und Flußverſicherungen von Kontanten 
u. dergl. Vom 11. Oktober 1897. (Ebenda Nr. 46.) 
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Bekanntmachung, betreffend die Sonntagsruhe im Ge: 
werbebetriebe mit Ausnahme des Handelsgewerbes. Vom 
22. Oktober 1897. (Ebenda Nr. 47.) 

Bekanntmachung, betreffend allgemeine Uſancen für den 
Effektenhandel. Vom 29. Oktober 1897. (Ebenda II Nr. 69.) 

Geſetz, betreffend Anſtellung eines Hafeninſpektors. Vom 
26. November 1897. (Ebenda I Nr. 52.) 

Bekanntmachung, betreffend Abänderung der Verordnung 
über die Beförderung gefährlicher Güter in Kauffahrteiſchiffen 
vom 30. November 1896. Vom 28. Januar 1898. (Ebenda 
1898 1 Nr. 5.) 


Bekanntmachung, betreffend die Ertheilung amtlicher 
Auskunft in Zolltarif-Angelegenheiten. Vom 21. Februar 
1898. (Ebenda III Nr. 6.) 


Bekanntmachung, betreffend Aufhebung des Vertrages 
zwiſchen Hamburg und Großbritannien wegen gegenſeitigen 
Schutzes der Autorenrechte wider den Nachdruck, vom 16. Auguſt 
1853. Vom 23. Februar 1898. (Ebenda I Nr. 9.) 


Geſetz, betreffend die Sterbekaſſen. Vom 15. Juni 
1898. (Ebenda Nr. 36.) 


Geſetz, betreffend die Ueberſchreitung von Baulinien 
u. w. d. a. Vom 13. Juli 1898. (Ebenda I Nr. 48.) 


Bekanntmachung, betreffend allgemeine Beſtimmungen 
für den Handel mit Werthpapieren. Vom 18. November 
1898. (Ebenda II Nr. 73.) 


Dienſtbotenordnung. Vom 7. Dezember 1898. (Ebenda 
Nr. 68.) 


V. 
Heſterreichiſche Geſetgebung, betreffend die Goldwährung. 
Von 
Herrn Dr. Fr. Pollitzer in Wien. 


Oeſterreich befindet ſich ſeit der durch das Geſetz vom 
2. Auguſt 1892, RGBl. Nr. 126 eingeführten — vorläufig 
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fakultativen — Goldwährung rückſichtlich ſeines Geldweſens 
in einem Zuſtande des Ueberganges, indem ſeither neben 
der neuen Gold(Kronen-)währung noch die bisherige öſter— 
reichiſche Silberwährung in Geltung ſteht. Dieſem Ueber— 
gangszuſtande ſoll nun durch die kaiſerliche Verordnung vom 
21. September 1899, RGBl. Nr. 176 (betreffend das wirth- 
ſchaftliche Verhältniß zu den Ländern der ungariſchen Krone, 
die gänzliche Einlöſung der Staatsnoten, die Einführung der 
Kronenwährung als Landeswährung, die Verlängerung des 
Privilegiums der Oeſterreichiſch-Ungariſchen Bank und die 
Ordnung der Schuld von urſprünglich 80 Millionen Gulden), 
ein Ende bereitet werden, indem § 1 des III. Theils dieſer 
kaiſerlichen Verordnung beſtimmt, daß die mit dem Geſetze 
vom 2. Auguſt 1892, RGBl. Nr. 126, feſtgeſtellte Kronen⸗ 
währung vom 1. Jänner 1900 angefangen als ausſchließliche 
geſetzliche Landeswährung an die Stelle der bisherigen öſter— 
reichiſchen Währung trete. Als Rechnungseinheit dieſer neuen 
Währung gilt nach Art. I des Geſetzes vom 2. Auguſt 1892, 
RGhBl. Nr. 126, die Krone, die den Werth von 50 Kreuzern 
öſterr. Währ. darſtellt (Art. XVIII des Geſetzes vom 2. Au⸗ 
guſt 1892, RGBl. Nr. 127, betreffend den Münz- und 
Währungsvertrag mit Ungarn; Art. X des Geſetzes vom 
2. Auguſt 1892, RGBl. Nr. 126; $ 15 des III. Theils der 
kaiſerlichen Verordnung vom 21. September 1899, RGBl. 
Nr. 176) und in 100 Heller zerfällt. 

Nach Art. IV deſſelben Geſetzes wurden als Landes— 
goldmünzen noch ausgeprägt: Zwanzigkronenſtücke und Zehn— 
kronenſtücke. Aus Einem Kilogramm Münzgold werden 
147.6 Stücke zu 20 Kronen, bezw. 295.2 Stücke zu 10 Kro⸗ 
nen, daher aus Einem Kilogramm feinen Goldes 164 Stücke 
zu 20 Kronen, bezw. 328 Stücke zu 10 Kronen ausgebracht, 
ſo daß das Zwanzigkronenſtück das Rohgewicht von 6.775067 
und das Feingewicht von 6.09756 Gramm, und das Zehn— 
kronenſtück das Rohgewicht von 3.3875338 und das Fein⸗ 
gewicht von 3.04878 Gramm hat. 

Ferner wurden nach Art. XI dieſes Geſetzes noch aus— 
geprägt: 

1. Nickelmünzen: a) Zwanzighellerſtücke, b) Zehnheller⸗ 
ſtücke, und 

2. Bronzemünzen: a) Zweihellerſtücke und b) Einheller⸗ 
ſtücke. 

Außer dieſen Münzen werden nach Theil II Kapitel 2 
Art. I der angeführten kaiſerlichen Verordnung nunmehr auch 


Oeſterreichiſches Geſetz, betreffend die Goldwährung. 301 


noch als Silbermünzen Fünfkronenſtücke ausgeprägt und zwar 
im Miſchungsverhältniß von 900 Tauſendtheilen Silber und 
100 Tauſendtheilen Kupfer (Art. II ebenda), während die 
Einkronenſtücke im Miſchungsverhältniſſe von 835 Tauſend⸗ 
theilen Silber und 165 Tauſendtheilen Kupfer ausgeprägt 
werden (Art. XII des oben bezeichneten Geſetzes). Aus einem 
Kilogramm Münzſilber werden 4128 Fünfkronenſtücke, bezw. 
200 Einkronenſtücke ausgebracht, ſo daß ein Fünfkronenſtück 
das Gewicht von 24 und ein Einkronenſtück ein ſolches von 
5 Gramm haben wird. Soweit eine abſolute Genauigkeit 
des Normalgewichtes und⸗Gehaltes bei den einzelnen Stücken 
nicht eingehalten werden kann, wird eine äußerſte Abweichung 
in Mehr oder Weniger geſtattet, welche bei den Zwanzig⸗ 
und Zehnkronenſtücken im Rohgewichte 2 Tauſendtheile und 
im Feingehalte 1 Tauſendtheil, bei den Fünfkronenſtücken 
im Feingehalte 3 Tauſendtheile und im Gewichte 5 Tauſend⸗ 
theile, bei den Einkronenſtücken im Feingehalte 3 Tauſend⸗ 
theile und im Gewichte 10 Tauſendtheile nicht überſchreiten 
darf. — 

Die Ausprägung der Zwanzigkronenſtücke erfolgt außer 
für Rechnung des Staates auch für Rechnung von Privat⸗ 
perſonen, aber nur ſo weit, als das k. k. Münzamt nicht für 
den Staat beſchäftigt iſt, wobei die für Prägekoſten einzu⸗ 
hebende Gebühr im Verordnungswege feſtgeſetzt wird und das 
Maximum von 0.3 Prozent des Werthes nicht überſteigen darf 
(Art. VIII des Geſetzes vom 2. Auguſt 1892 (RGBl. Nr. 126), 
jene der übrigen Münzen nur für Rechnung des Staates 
(Art. XIV, XVI, XVIII des angeführten Geſetzes, Theil II 
91900 2 Art. IV der mehrerwähnten kaiſerlichen Verord⸗ 
nung). 

Die Nickel⸗ und Bronzemünzen werden von den Staats: 
kaſſen nur bis zum Betrage von zehn Kronen in Zahlung 
genommen (Art. XIX des angeführten Geſetzes). Rückſicht⸗ 
lich des Privatverkehrs iſt feſtgeſetzt, daß Niemand verpflichtet 
iſt, Einkronenſtücke im Betrage von mehr als fünfzig Kronen, 
Nickelmünzen im Betrage von mehr als zehn Kronen und 
Bronzemünzen im Betrage von mehr als einer Krone 
(Art. XIX ebenda), und endlich Fünfkronenſtücke im Betrage 
von mehr als zweihundertfünfzig Kronen in Zahlung zu 
nehmen (Theil II Kapitel 2 Art. V der angeführten kaiſer⸗ 
lichen Verordnung). 

Banknoten werden ausgegeben werden zu zehn Kronen 
(Art. V des 1. Kapitels und Art. I des 4. Kapitels des 
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II. Theils der oben bezeichneten kaiſerlichen Verordnung), zu 
zwanzig und fünfzig Kronen (Art. 82 und 111 des abge— 
änderten Bankſtatuts), jo wie auch Banknoten zu höheren 
Beträgen zuläſſig ſind (Art. 82 eben dieſes Statuts). 

Die im dritten Theile der mehrerwähnten kaiſer— 
lichen Verordnung aufgeſtellten Beſtimmungen über die Ein— 
führung der Kronenwährung als Landeswährung ſeien mit 
Rückſicht auf ihre Wichtigkeit und Bedeutung hier wörtlich 
wiedergegeben, wie folgt: 


A. Die Einführung der allgemeinen obligatoriſchen 
Rechnung in der Kronenwährung. 


Sl. 
Die mit dem Geſetze vom 2. Auguſt 1892, RGBl. 
Nr. 126, feſtgeſtellte Kronenwährung tritt, vom 1. Januar 1900 
angefangen, als ausſchließliche geſetzliche Landeswährung an 
die Stelle der bisherigen öſterreichiſchen Währung. 


2. 

Vom 1. Januar 1900 an iſt der Staatshaushalt, ſowie 
jeder andere öffentliche Haushalt in der Kronenwährung zu 
führen, und es hat die geſammte Verrechnung der Staats⸗ 
und der übrigen öffentlichen Kaſſen und Aemter in der Kronen 
währung zu erfolgen. 

Die für die Zollbemeſſung und Zollzahlung beſtehenden 
Vorſchriften bleiben von dieſer Anordnung unberührt; die 
Verrechnung im Zollgefälle iſt jedoch in der Kronenwährung 
vorzunehmen. 

§ 3. 

Vom ſelben Tage an ſind alle Bücher und Rechnungen 
der unter beſonderer öffentlicher Aufſicht ſtehenden oder zur 
öffentlichen Rechnungslegung verpflichteten oder öffentlichen 
Zwecken dienenden Körperſchaften, Fonds, Vereine und An⸗ 
ſtalten, namentlich der Banken, Geld- und Kreditanſtalten, 
Eiſenbahn⸗ und Schiffahrtsunternehmungen u. dgl. in der 
Kronenwährung zu führen. 


§ 4. 

Für die Durchführung der Beſtimmungen der SS 2 und 3 
haben die vorgeſetzten Behörden durch die geſetzlich zuläſſigen 
Verwaltungsmaßregeln zu ſorgen. 

Zu dieſem Behufe iſt die Regierung insbeſondere er: 
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mächtigt, die Verfügung zu treffen, daß die ſtatutariſchen 
Beſtimmungen von Körperſchaften, Fonds, Vereinen und 
Anſtalten ($ 3) mit der allgemein obligatoriſchen Rechnung 
in der Kronenwährung in Einklang gebracht werden. 

Für die öſterreichiſch-ungariſche Bank find die nöthigen 
Anordnungen im erſten Kapitel des vierten Theiles dieſer 
kaiſerlichen Verordnung getroffen. 


§ 5. 

Die in beſtehenden Geſetzen oder Vorſchriften enthaltenen, 
auf öſterreichiſche Währung ſich beziehenden Beſtimmungen 
ſind vom 1. Januar 1900 an nach dem im Geſetze vom 
2. Auguſt 1892, RGBl. Nr. 126, aufgeſtellten Werthverhält⸗ 
niſſe, nach welchem ein Gulden öſterreichiſcher Währung gleich 
zwei Kronen und ein Kreuzer öſterreichiſcher Währung gleich 
debe Hellern zu rechnen iſt, in der Kronenwährung zu ver⸗ 
tehen. 

Die in beſtehenden Geſetzen oder Vorſchriften enthaltenen, 
auf Konventionsmünze oder eine andere Währung, deren 
Verhältniß zur öſterreichiſchen Währung geſetzlich feſtgeſtellt 
iſt, ſich beziehenden Beſtimmungen ſind von dem angegebenen 
Zeitpunkte an in der Kronenwährung nach dem Werthverhält⸗ 
niſſe zu verſtehen, welches ſich aus den §§ 5 und 9 des kaiſer⸗ 
lichen Patentes vom 27. April 1858, RGBl. Nr. 63, bezw. 
dem dritten Abſatze der kaiſerlichen Verordnung vom 27. April 
1858, RGBl. Nr. 64, in Verbindung mit dem Geſetze vom 
2 Auguſt 1892, RGBl. Nr. 126, ergibt. 


86. 


Vom 1. Januar 1900 an ſind Geldbeträge in Geſetzen, 
in Verordnungen und öffentlichen Bekanntmachungen, in Ver⸗ 
fügungen und Aufträgen von Staats- oder anderen öffent: 
lichen Behörden und Aemtern, ſowie in Beſchlüſſen öffent⸗ 
licher Körperſchaften nur in der Kronenwährung feſtzuſetzen. 

Dieſe Beſtimmung hat dann keine Anwendung zu finden, 
wenn es ſich um einen Geldbetrag handelt, welcher kraft 
geſetzlicher Vorſchrift in einer beſtimmten Münzſorte oder in 
einer anderen als der Landeswährung zu leiſten iſt. 

Andere Ausnahmen von der im erſten Abſatze getroffenen 
Beſtimmung ſind nur aus beſonderen Gründen zuläſſig und 
bedürfen, ſoweit es ſich nicht um Geſetze handelt, der Ge⸗ 
nehmigung der Regierung. 
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§ 7. 


In allen gerichtlichen oder notariell aufgenommenen, ſo⸗ 
wie in ſonſtigen öffentlichen Urkunden civilrechtlichen Inhalts, 
welche über Geldbeträge ausgeſtellt werden, ſowie in allen 
zu Geldbeträgen verurtheilenden Erkenntniſſen, auch wenn 
das betreffende Klagebegehren oder Geſuch vor dem 1. Ja- 
nuar 1900 angebracht worden iſt, ſind die Geldbeträge vom 
1. Januar 1900 an in der Kronenwährung auszudrücken. 

Die urſprünglich in einer anderen Währung oder in 
einer beſtimmten Münzſorte angegebenen Geldbeträge oder 
begründeten Verbindlichkeiten ſind jedoch nach den in § 5 
angeführten Werthverhältniſſen in der Kronenwährung und 
zugleich in der betreffenden Währung bezw. Münzſorte aus⸗ 
zudrücken, wenn das Verhältniß der betreffenden Währung 
bezw. Münzſorte zur Kronenwährung geſetzlich feſtgeſtellt iſt. 

Die Beſtimmungen dieſes Paragraphen finden keine An: 
wendung hinſichtlich derjenigen Geldbeträge und Verbindlich— 
keiten, welche kraft geſetzlicher Vorſchrift in einer anderen 
als der Landeswährung oder in einer beſtimmten Münzſorte 
zu leiſten find, ferner hinſichtlich aller Geldbeträge und Ber: 
bindlichkeiten, welche auf eine Münzſorte oder Währung 
lauten, wofür ein geſetzliches Verhältniß zur Kronenwährung 
nicht feſtgeſtellt iſt. 


B. Die Ordnung des allgemeinen Münzverkehrs. 


§ 8. 

Die Münzen der Kronenwährung ſind nach Maßgabe 
der denſelben durch das Geſetz eingeräumten Zahlkraft bei 
allen Zahlungen, welche in Landeswährung erfolgen, anzu: 
nehmen. s 

9. 


An Stelle der Münzen der Kronenwährung ſind die 
Ein⸗Guldenſtücke der öſterreichiſchen Währung, inſolange die⸗ 
ſelben nicht geſetzlich außer Verkehr geſetzt werden, bei allen 
Zahlungen unbeſchränkt anzunehmen; hierbei iſt das Ein⸗ 
Guldenſtück gleich zwei Kronen zu rechnen (Art. X des Ge⸗ 
ſetzes vom 2. Auguſt 1892, RGBl. Nr. 126). 


8 10. 


Die Beſtimmungen der SS 8 und 9 haben in Gemäßheit 
des zwiſchen dem Miniſterium der im Reichsrathe vertretenen 
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Königreiche und Länder mit dem Miniſterium der Länder 
der ungariſchen Krone abgeſchloſſenen Münz- und Währungs⸗ 
vertrages (Geſetz vom 2. Auguſt 1892, RGBl. Nr. 127, und 
Kundmachung vom 11. Auguſt 1892, RGBl. Nr. 132) für 
die Münzen ungariſchen Gepräges Anwendung zu finden. 


§ 11. 

Den als Handelsmünze ausgeprägten Dukaten, ſowie 
den auf Grund des Geſetzes vom 9. März 1870 aus» 
geprägten Goldmünzen zu acht und zu vier Gulden und 
den als Handelsmünze ausgeprägten ſogenannten Levantiner 


Thalern kommt geſetzliche Zahlkraft an Stelle der Münzen 
der Kronenwährung nicht zu. 


l 8 12. 


Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, im Einvernehmen 
mit dem Handelsminiſter und dem Eiſenbahnminiſter all⸗ 
gemein oder für beſtimmte Gebietstheile zu unterſagen, daß 
ausländiſche Münzen oder ſonſtige ausländiſche Zahlungs: 
mittel in Zahlung oder an Zahlungsſtatt gegeben oder ge⸗ 
nommen werden. 

Ein ſolches Verbot, ſowie deſſen Aufhebung muß im 
Reichsgeſetzblatte kundgemacht werden. Das Verbot darf 
nicht vor Ablauf von vier Wochen nach ſeiner Kundmachung 
in Wirkſamkeit treten. | 

Die gewohnheitsmäßige oder gewerbsmäßige Uebertretung 
eines ſolchen Verbotes wird von den Gerichten als Weber: 
tretung mit einer Geldſtrafe bis zu 200 Kronen oder mit 
Arreſt bis zu einem Monate beſtraft. 


8 13. 


Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, im Einvernehmen 
mit dem Handelsminiſter und dem Eiſenbahnminiſter, an 
Stelle der Münzen der Kronenwährung auch andere Münzen 
inländiſchen Gepräges oder Münzen ausländiſchen Gepräges, 
ſowie andere Zahlungsmittel bei allen oder bei beſonders zu 
benennenden Staats- und öffentlichen Kaſſen zur Zahlung 
zuzulaſſen. Eine ſolche Zulaſſung muß im Reichsgeſetzblatte 
kundgemacht und in der Kundmachung zugleich der Werth 
angegeben werden, zu welchem dieſe Münzen oder Zahlungs: 
mittel an Stelle der Münzen der Kronenwährung von den 
Kaſſen anzunehmen ſind. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLIX. 20 
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C. Beſtimmungen über die Anwendung der Kronen: 
währung auf die Rechtsverhältniſſe. 


8 14. 


Rechtsgeſchäfte, welche vom 1. Januar 1900 an geſchloſſen 
werden, ſind, wenn keine beſtimmte Währung benannt iſt, in 
der Kronenwährung zu verſtehen, ſofern nicht die Abſicht, ſich 
einer anderen Währung zu bedienen, nachgewieſen wird. 

§ 15. 

Alle vor dem 1. Januar 1900 rechtlich begründeten und 
in öſterreichiſcher Währung erfüllbaren Verbindlichkeiten ſind 
von dem bezeichneten Tage an in der Kronenwährung zahl⸗ 
bar, und zwar dergeſtalt, daß ein Gulden öſterreichiſcher 
Währung gleich zwei Kronen und ein Kreuzer öſterreichiſcher 
Währung gleich zwei Hellern gerechnet wird. 

Beruhen ſolche Verbindlichkeiten auf einem vor dem 
1. November 1858 begründeten Rechtstitel und beziehen ſie 
ſich auf eine Währung, deren Verhältniß zur öſterreichiſchen 
Währung geſetzlich feſtgeſtellt iſt, ſo ſind dieſelben nach den 
Beſtimmungen der $S 5 und 9 des kaiſerlichen Patentes vom 
27. April 1858, RGBl. Nr. 63, bezw. des dritten Abſatzes 
der kaiſerlichen Verordnung vom 27. April 1858, RGBl. 
Nr. 64, in der öſterreichiſchen Währung zu berechnen und 
ſohin nach dem obigen Maßſtabe in der Kronenwährung 
zahlbar. 

Verbindlichkeiten, welche in Folge geſetzlicher Beſtimmung, 
vertragsmäßiger Verpflichtung oder ſonſtiger Privatwillens⸗ 
erklärung in klingender Münze oder in einer beſtimmten 
Sorte der auf Grund der kaiſerlichen Patente vom 19. Septem⸗ 
ber 1857 RGBl. Nr. 169, und vom 27. April 1858, RGBl. 
Nr. 63 als geſetzliche Zahlungsmittel in öſterreichiſcher Wäh⸗ 
rung in Geltung geſtandenen Silbermünzen zu leiſten waren, 
ſind auch fortan in klingender Münze, und zwar unter Zu⸗ 
grundelegung des im erſten Abſatze dieſes Paragraphen an⸗ 
gegebenen Umrechnungsmaßſtabes zahlbar. 


§ 16. 


Vom 1. Januar 1900 an begründete, auf öſterreichiſche 
Währung lautende Verbindlichkeiten unterliegen gleich den vor 
dem 1. Januar 1900 begründeten Verbindlichkeiten in Rück⸗ 
ſicht ihrer Umrechnung und Zahlbarkeit den Beſtimmungen 
des 8 15 Abſ. 1 und 3. 


— — 
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§ 17. 


Die vor dem 1. Januar 1900 begründeten, in einer 
beſtimmten, im dritten Abſatze des § 15 nicht benannten 
Münzſorte oder in einer ausländiſchen Währung, und zwar 
effektiv zu leiſtenden Verbindlichkeiten werden durch dieſe 
kaiſerliche Verordnung nicht berührt. 


8 18. 


Vom 1. Januar 1900 an begründete, in einer beſtimmten, 
im dritten Abſatze des $ 15 nicht benannten Münzſorte oder 
in einer ausländiſchen Währung, und zwar effektiv, zu lei⸗ 
ſtende Verbindlichkeiten ſind in der beſtimmten Münzſorte 
bezw. ausländiſchen Währung effektiv zu erfüllen. 


8 19. 


Die auf eine beſtimmte, im dritten Abſatze des § 15 nicht 
benannte Münzſorte oder auf eine ausländiſche Währung 
lautenden, nach den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen 
jedoch nicht in dieſer Münzſorte bezw. Währung effektiv zu 
leiſtenden Verbindlichkeiten ſind, gleichviel ob ſie vor oder 
nach dem 1. Januar 1900 begründet wurden, von dieſem 
Zeitpunkte an in Gemäßheit der beſtehenden geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen, unter Zugrundelegung des im erſten Abſatze des 
§ 15 angegebenen Umrechnungsmaßſtabes, zu erfüllen. 

Inſofern nach den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen 
die Bewerthung einer auf Silbermünzen lautenden Verbind⸗ 
lichkeit nach dem inneren Werthe (Metallwerth) dieſer Silber⸗ 
münzen ſtattzufinden hat, iſt der Werthberechnung in der 
Kronenwährung der Marktpreis des Silbers in dem für die 
Bewerthung maßgebenden Zeitpunkte zu Grunde zu legen 
und die Verbindlichkeiten nach dem berechneten Werthe in 
der Kronenwährung zahlbar. 


§ 20. 

Bei der Umrechnung in die Kronenwährung und bei 
Berechnungen in der Kronenwährung ſind Bruchtheile zu 
einem Heller zu berechnen, wenn ſie einen halben Heller 
oder mehr betragen; Bruchtheile unter einem halben Heller 
ſind nicht zu rechnen. es 


Die vorſtehenden Beſtimmungen dieſer kaiſerlichen Ver: 
ordnung haben auch auf die Zahlungen der Staats-, ſowie 
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anderer öffentlicher Behörden und Aemter und auf die Zah— 
lungen an dieſelben Anwendung zu finden, ſolange die Er— 
füllung der betreffenden Verbindlichkeiten oder Leiſtungen 
nicht neu geregelt wird. 

Die über die Art der Entrichtung der Zölle und Neben— 
gebühren beſtehenden Vorſchriften werden hierdurch nicht be— 
rührt (§ 2). 

Ferner ſind dieſe Beſtimmungen hinſichtlich aller einer 
phyſiſchen oder juriſtiſchen Perſon gebührenden oder von ihr 
zu leiſtenden Zahlungen anzuwenden, bei welchen der Ver— 
e auf einem Geſetze oder einer Verordnung 

eruht. 


VI. 


Perordunng der Miniſterien des Innern, der Finanzen, 
des Handels, der Zuſtiz und des Ackerbaues vom 
20. September 1899, 


mit welcher ein Regulativ für die Errichtung und Umbildung 
von Aktiengeſellſchaften auf dem Gebiete der Induſtrie und 
des Handels verlautbart wird. 


Von 
Keyßner. 


Das ſeitherige Aktienrecht, welches in Oeſterreich, in 
den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern!) 
in Geltung ſteht, beruht auf dem Handelsgeſetzbuch, wie 
ſolches durch das Geſetz vom 17. Dezember 1862 (in dieſer 
Zeitſchrift Bd. VIII S. 79 ff.) eingeführt wurde in Ber: 
bindung mit dem kaiſerlichen Patent vom 26. November 1852 
(RGBl. 253), dem ſogenannten Vereinsgeſetz. Die ſeit⸗ 


1) Für Ungarn ift zu vergleichen die ſe Zeitſchrift Bd. XXI 
S. 164 ff.; Beilageheft zu Bd. XXIII S. 101; deutſche Ausgabe 
des ungariſchen Handelsgeſetzbuches von Herſch, v. Sevetenay 
und Steinacker, Budapeſt, Lafite & Elsner. 
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herige Geſetzeslage iſt dargeſtellt von Dr. Franz Pollitzer, 
„Das öſterreichiſche Handelsrecht“ (Wien 1895, Manz) 
85 67—80. Die im Deutſchen Reich durch das Reichsgeſetz 
vom 11. Juni 1870 beſeitigte ſtaatliche Genehmigung für 
die Entſtehung der Geſellſchaft?) iſt in Oeſterreich noch im 
Beſtand oder hat ſich, wie Rieſſer, „Die Neuerungen im 
deutſchen Aktienrecht“ S. 5, ſagt, daſelbſt „noch bis heute 
fortgeſchleppt“. Dieſes Vorerforderniß der ſtaatlichen Genehmi⸗ 
gung hat durch die in der Ueberſchrift bezeichnete Verord⸗ 
nung eine vollſtändige Umgeſtaltung erfahren und zwar ſo— 
wohl für die Errichtung neuer Aktiengeſellſchaften, wie für die 
„Umbildung“ bereits beſtehender d. h. bei Aenderung des 
Geſellſchaftsvertrages (§S 15 der Verordnung). Solche Aende⸗ 
rungen verlangt die Verordnung jedoch nicht, läßt vielmehr 
die Verfaſſungen der beſtehenden Geſellſchaften, ſofern ſie 
mit der Verordnung etwa im Widerſpruch ſtehen, unberührt °) 
($ 57 der Verordnung). 

Die nach der Verordnung der fünf Miniſter zu ſtellen⸗ 
den Zwangserforderniſſe an die zu errichtenden oder ſich 
umbildenden Aktiengeſellſchaften entnehmen ihre Berechtigung 
und ihre Kraft aus dem Patent vom 26. November 1852. 
Entſtehung und Umbildung erlangt nur die Bewilligung der 


2) K. Lehmann, Das Recht der Aktiengeſellſchaften $ 22, Keyß⸗ 
ner, Die Aktiengeſellſchaften und die Kommanditgeſellſchaften auf 
Aktien (Berlin 1873) § 1 S. 35 ff. Ganz unabhängig iſt hiervon 
die Frage und die Bedeutung, ob der Gegenſtand des Unternehmens 
der Staatlichen Genehmigung bedarf (Reyßner a. a. O. § 3). 
Ein Beiſpiel dieſes Erforderniſſes bietet das Hypothekenbankgeſetz 
vom 13. Juli 1899 81 (in dieſem Bande der Zeitſchrift S. 249). 
Beſchränkt iſt die Aktiengeſellſchaft, anlangend den Gegenſtand des 
Unternehmens (HGB. § 189 Ziff. 2), daß derſelbe auf einen „wirth⸗ 
ſchaftlichen Geſchäftsbetrieb“ gerichtet ſein muß, wie das aus § 22 
des Bürgerlichen Geſetzbuches ſich ergibt. Iſt dies nicht der Fall — 
bei ſogenannten idealen Zwecken —, dann greift durchaus die 
Vereinsform des Bürgerlichen Geſetzbuches ein. Vgl. Simon. 
„Der Einfluß des Bürgerlichen Geſetzbuches auf das Aktienrecht“ 
in dieſem Bande der Zeitſchrift S. 8. 

Anders verhält es ſich mit der zeitlichen Anwendbarkeit des neuen 
Handelsgeſetzbuches auf die bereits vor dem 1. Januar 1900 ent: 
ſtandenen Aktiengeſellſchaften (Einf. Geſ. Art. 23). 

Die zwingenden Geſetzesbeſtimmungen greifen auch gegen die 
beſtehenden nee Platz. Zu vergleichen hierzu K. Leh⸗ 
mann in dieſer Zeitſchrift Bd. XLVIII S. 114 ff.; Keyßner, 
ebendaſelbſt S. 508 ff.; Rieſenfeld, „Der Einfluß des neuen 
Aktienrechts auf die Statuten der beſtehenden Geſellſchaften“; 
Rieſſer, „Die Neuerungen des deutſchen Aktienrechts“ S. 130 ff. 


co 
— 
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Staatsverwaltung ($ 1 des 3. Patentes), wenn der Verord⸗ 
nung genügt iſt, mag damit auch in das Privatrecht ein⸗ 
gegriffen werden. Für die Auflöſung der Aktiengeſellſchaften, 
ſofern dies als im öffentlichen Intereſſe liegend erachtet 
werden ſollte, bieten die SS 24 ff. des Patents vom 26. No: 
vember 1852 die Handhabe“). Die Verordnung beginnt 
mit folgender Einleitung: 


„Um die Errichtung und Umbildung von Aftienunter: 
nehmungen auf dem Gebiete der Induſtrie und des Handels 
zu erleichtern, wird hiermit in Ausführung des kaiſerlichen 
Patentes vom 26. November 1852, RGBl. Nr. 253, das 
nachſtehende Regulativ verlautbart.“ 

„Dieſes Regulativ erſtreckt ſich auf alle Aktiengeſellſchaften, 
welche Handelsgeſellſchaften ſind, mit Ausnahme derjenigen 
Geſellſchaften, bei welchen der Betrieb von Bank-, Kredit⸗ 
oder Verſicherungsgeſchäften, der Bau oder Betrieb von 
Schiffahrtskanälen oder von Eiſenbahnen (einſchließlich der 
Lokal⸗, Klein⸗ und Straßenbahnen), oder der Betrieb der 
Dampfſchiffahrt zum Gegenſtande des Unternehmens gehört.“ 

„Werden in den nachſtehenden Beſtimmungen Aktien⸗ 
geſellſchaften im Allgemeinen erwähnt, ſo ſind hierunter nur 
ſolche Aktiengeſellſchaften zu verſtehen, auf welche dieſes 
Regulativ ſich im Sinne des vorſtehenden Abſatzes zu er: 
ſtrecken hat.“ 

„Kommanditgeſellſchaften auf Aktien ſind kein Gegenſtand 
dieſes Regulatives.“ 


Im Abſchnitt I SS 1—18 werden die Beſtimmungen 
gegeben, welche die Bewilligung der Staatsverwaltung be⸗ 
anſprucht nebſt dem Verfahren. Es wird von Mittheilung 
derſelben hier abgeſehen; es darf zuſammengefaßt werden, 
daß es demnach Aufgabe iſt, dafür zu ſorgen, daß der Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrag den Zwangsanforderungen entſpricht. Der 
Abſchnitt II zeigt die Ueberſchrift „Ueber die Errichtung von 
Aktiengeſellſchaften“. Hiermit iſt im Anſchluß an das Handels— 
geſetzbuch das Aktienrecht geregelt und zwar für die Zeit 
vom 22. September 1899 (§ 58 der Verordnung). Der 
nachſtehend mitgetheilte Abſchnitt II läßt erkennen, von 
welchem weſentlichen Einfluß die deutſche Reichsgeſetzgebung 


4) Vgl. Art. 4 des preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Handels: 
geſetzbuch. 
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geweſen iſt, derſelben allerdings in Anordnung und Sprache 
nachſtehend. In den Anmerkungen zu den einzelnen Para⸗ 
graphen iſt auf die deutſche Reichsgeſetzgebung zur Ver⸗ 
gleichung verwieſen. Beſonders beachtenswerth und durchaus 
ſelbſtändig ſind die Beſtimmungen in den §§ 33, 43, 48 
über die Genußſcheine. Die Regelung iſt eine durchaus 
ſachgemäße, denn es handelt ſich bei der allmählichen Rück⸗ 
zahlung des Grundkapitals um Fortbeſtand des Unter⸗ 
nehmens, wobei die Aktionäre mit Aktien wie die Aktionäre 
mit Genußſcheinen in gleicher Weiſe ihre wirthſchaftliche Be⸗ 
theiligung empfinden ). 
Die Verordnung hat folgenden Wortlaut: 


Zweiter Abſchnitt. 
Ueber die Einrichtung von Aktiengeſellſchaften. 


8 19. 
Gründer. 


In dem Statute müſſen die Perſonen, welchen die Be: 
willigung zur Errichtung der Aktiengeſellſchaft ertheilt wurde, 
namentlich angeführt werden) 


Gründerrechte. 


Sollen nach dem Gründungsplane bei der Errichtung 
der Geſellſchaft zu Gunſten einzelner Aktionäre oder anderer 
Perſonen von der Geſellſchaft beſondere Vortheile gewährt 
werden, ſo iſt die Art und das Ausmaß dieſer Vortheile 
unter Namhaftmachung der Perſonen im Statute anzugeben?). 


§ 20. 
Apports. 


Falls Apports, ſei es bei der Errichtung der Geſell⸗ 
ſchaft (§ 7), ſei es bei einer Neuemiſſion von Aktien ($ 17), 


5) Aus dem Statut der Bazar⸗Aktiengeſellſchaft Bazar vom 25. No⸗ 
vember 1871 habe ich „die Aktiengeſellſchaften“ u. ſ. w. (Berlin 
1873) die einſchlägigen Paragraphen mitgetheilt, welche ſachlich 
mit den Beſtimmungen der Verordnung übereinſtimmen. Zu ver⸗ 
gleichen Klemperer, „Die rechtliche Natur der Genußſcheine“ 
und die „„ dieſer Schrift in dieſem Bande der Zeit⸗ 
ſchrift S. 355. 

1) Seel ger gu 5 182, 187. 
2) HGB. § 186 Abſ. 1 
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auf das Aktienkapital eingebracht werden ſollen, müſſen der 
Gegenſtand der Einlage, die Perſon des Einlegers, der Be— 
trag der für die Einlage zu gewährenden Aktien und der 
etwa ſonſt zu gewährenden Vergütung im Statute feſtgeſetzt 
werden ). 


Gründungserwerbungen. 


In gleicher Weiſe müſſen, ſobald bei der Errichtung 
der Geſellſchaft Gründungserwerbungen (S 7) geplant find, 
der Gegenſtand der Uebernahme, die Perſon, von welcher 
die Geſellſchaft den Gegenſtand übernimmt, und der Maximal⸗ 
betrag der für den zu übernehmenden Gegenſtand zu gewähren— 
den Vergütung unter Angabe der ſämmtlichen etwa von der 
Geſellſchaft zu übernehmenden Laſten im Statute auch dann 
feſtgeſtellt werden, wenn der Gegenſtand nicht in der Form 
einer Einlage auf das Aktienkapital in die Geſellſchaft ein— 
gebracht werden ſoll. Hierbei ſind, falls bewegliche Sachen, 
deren Menge im Zeitpunkt der Feſtſtellung des Statutes 
noch nicht beſtimmt werden kann, von der zu errichtenden 
Geſellſchaft übernommen werden ſollen, wenigſtens die Be— 
meſſungsgrundlagen für die Beſtimmung des Uebernahms⸗ 
preiſes im Statute feſtzuſetzen ). 

Die vorbezeichneten Statutenbeſtimmungen können in 
einem ſpäteren Zeitpunkte eine hiſtoriſche Faſſung erhalten, 
dürfen aber niemals gänzlich aus dem Statute ausgeſchieden 
werden. 

§ 21. 
Firma. 


Die Firma der Aktiengeſellſchaft hat den Vorſchriften 
des Handelsgeſetzbuches (Artikel 18 und folgende) zu ent— 
ſprechen“ 

Wenn in die Firma einer Aktiengeſellſchaft die bisherige 
Firma des Inhabers einer Handelsunternehmung, welche von 
der Geſellſchaft erworben wurde, aufgenommen werden ſoll, 
ſo iſt die Zuſtimmung des bisherigen Geſchäftsinhabers zur 
Fortführung der früheren Firma auszuweiſen “). 

Sollen neben den Mitgliedern des Vorſtandes auch Be— 


3) HGB. § 186 Abſ. 2 
4) 50 8 207, 279. 
5) HGB 

6) HGB. 8 20 22. 


— — m. — u. 
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amte der Geſellſchaft mit der Zeichnung der Firma betraut 
werden, ſo iſt im Statute zum Ausdrucke zu bringen, daß 
die dem Vorſtande nicht angehörenden Perſonen bei der 
Zeichnung der Firma ihrer Unterſchrift einen die Prokura 
andeutenden Zuſatz beizuſetzen haben ). 

Die Formen für die Legitimation der Mitglieder des 
Vorſtandes und der Beamten der Geſellſchaft ſind im Statute 
zu beſtimmen ). 

§ 22. 


Sit. 


Das Statut muß als Sitz der Geſellſchaft einen be— 
ſtimmten Ort, welcher innerhalb der im Reichsrathe ver⸗ 
tretenen Königreiche und Länder gelegen iſt, bezeichnen. Eine 
Aenderung des Sitzes der Geſellſchaft kann nur auf Grund 
einer vorhergegangenen Aenderung des Statutes erfolgen. 
Der im Statute als Sitz der Geſellſchaft bezeichnete Ort 
muß mit dem Orte der Handelsniederlaſſung der Geſellſchaft 
(Artikel 19 und 210, Z. 2 des Handelsgeſetzbuches) überein⸗ 
ſtimmen ). 

§ 23. 


Wirkungskreis. 


Durch die Feſtſetzung des Gegenſtandes des Unter⸗ 
nehmens im Statute wird der geplante Wirkungskreis der 
Geſellſchaft umſchrieben. Bei der Ausübung der Geſchäfte 
iſt jedoch die Aktiengeſellſchaft den für dieſe Geſchäfte er⸗ 
laſſenen allgemeinen Vorſchriften unterworfen. Die Geſell⸗ 
ſchaft iſt daher, wenn fie Unternehmungen betreiben will, zu 
welchen eine beſondere Berechtigung oder ſtaatliche Bewilli⸗ 
gung erforderlich iſt, zur Erlangung dieſer Berechtigung, 
beziehungsweiſe zur Erwirkung der Bewilligung, nach den 
beſtehenden Vorſchriften verpflichtet!). 


Obligationen. 
Insbeſondere iſt eine ſolche ſtaatliche Bewilligung zur 
Aufnahme einer Anleihe mittelſt a von Theilſchuld⸗ 


7) HGB. 8 238. 
8) HGB. SS 232, 234. Grundbuchordnung für das Deutſche Reich 
33. 


9) HGB. § 182 Ziff. I § 274. 
10) 8 35 . Ziff. 2, 8 275 Abſ. 2. Vgl. oben bei Anm. 2 
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verſchreibungen (Partialobligationen) erforderlich. Dieſe Be⸗ 
willigung wird vom Finanzminiſterium im Einvernehmen mit 
den reſſortgemäß betheiligten Miniſterien ertheilt 1). 

Die Berechtigung der Geſellſchaft zur Ausgabe von 
Theilſchuldverſchreibungen iſt im Statute erſichtlich zu machen; 
bezügliche Beſtimmungen können jedoch erſt dann in das 
Statut aufgenommen werden, wenn die ſtaatliche Bewilligung 
zur Aufnahme des betreffenden Obligationenanlehens im ein⸗ 
zelnen Falle bereits erwirkt wurde. 


§ 24. 
Aktienkapital. 


Das Aktienkapital iſt im Statute in einer den geſchäft⸗ 
lichen Bedürfniſſen des geſellſchaftlichen Unternehmens an⸗ 
gemeſſenen Höhe feſtzuſetzen 1). 

Hierbei iſt die Höhe des Aktienkapitales im Statute ſtets 
nach dem Stande der thatſächlich emmitirten Aktien anzugeben, 
wobei die Anzahl und der Nennbetrag der Aktien, eventuell 
nach Gattungen derſelben, ſowie der Betrag der auf die 
Aktien geleiſteten Einzahlung anzuführen und die Aende⸗ 
rungen, welche in dem Ausmaße des Aktienkapitales, der 
Gattung, der Anzahl und dem Nennbetrage der Aktien ſeit 
dem Beſtande der Geſellſchaft eingetreten ſind, in dem Statute 
in hiſtoriſcher Faſſung darzuſtellen find !? 


8 25. 
Art der Aktien. (Aktienantheile.) 


Das Statut hat Beſtimmungen darüber zu enthalten, 
ob die Aktien (Aktienantheile) auf Inhaber oder auf Namen 
lauten, oder ob beide Arten von Aktien (Aktienantheile) zu⸗ 
läſſig fein ſollen. Im letzteren Falle iſt auch die etwa be- 
ſtimmte Zahl der Aktien (Aktienantheile) der einen oder 
anderen Art, ſowie die etwa zugelaſſene Umwandlung der⸗ 
ſelben im Statute zu beſtimmen 1). 

Lauten die Aktien (Aktienantheile) auf Namen, ſo iſt 
im Statute die Führung eines Aktienbuches unter Bedacht⸗ 
nahme auf die einſchlägigen geſetzlichen Vorſchriften (Ar⸗ 


11) Bürgerl. Geſetzbuch $ 795. 

12) HGB. 8 182 Ziff. 3, § 261 Si: 2 1 betreffs des engliſchen 
Rechts dieſe Zeitſchr. Bd. VII. 

13) HGB. § 182 Ziff. 3, §§ 180, 185 225 
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tikel 223, beziehungsweiſe 182 und 183 des Handelsgeſetz⸗ 
buches) vorzuſehen 1). 

Wenn die auf Namen lautenden Aktien (Aktienantheile) 
nach Inhalt des Statutes nur mit Zuſtimmung der Geſell⸗ 
ſchaft übertragen werden können, ſo iſt im Statute zum 
Ausdruck zu bringen, ob der Vorſtand der Geſellſchaft für 
ſich allein zur Ertheilung dieſer Zuſtimmung berechtigt oder 
hierbei an die Entſcheidung eines anderen geſellſchaftlichen 
Organes (Aufſichtsrath, Direktionsrath, Generalverſammlung) 
gebunden iſt !“). 

Die Ausgabe von Aktienantheilen kann nur ausnahms⸗ 
weiſe aus beſonderen Gründen zugeſtanden werden. Dieſelbe 
iſt jedenfalls nur zuläſſig, wenn und inſoferne Aktienantheile 
ausdrücklich im Statute vorgeſehen ſind, und iſt die Anzahl 
der Aktienantheile, beziehungsweiſe der Aktien, welche in 
Antheile zerlegt find, im Statute ziffermäßig feſtzuſetzen !). 

Die von der Geſellſchaft ausgegebenen Aktien und 
Aktienantheile ſind nicht theilbar (Artikel 207, 3. Abſatz des 
Handelsgeſetzbuches) 1%). 

§ 26. 


Aktien verſchiedener Gattungen !)). 


Sollen bei einer Aktiengeſellſchaft verſchiedene Gattungen 
von Aktien ausgegeben werden, ſo ſind in dem Statute die 
den einzelnen Gattungen zukommenden beſonderen Rechte, 
insbeſondere in Betreff der Vertheilung des Reingewinnes 
oder des Geſellſchaftsvermögens, genau feſtzuſetzen. 

Wenn die Ausgabe von Aktien, welchen ein Vorzugs⸗ 
recht am Reingewinne vor den übrigen Aktien der Geſell⸗ 
ſchaft zukommen ſoll (Prioritätsaktien), geplant iſt, ſo ſind 
in der Regel folgende Direktiven zu beachten: 

1. Die Prioritätsaktien dürfen nicht mehr als zwei 
Drittheile des geſammten Aktienkapitales betragen. 

2. Die den Prioritätsaktien vor den übrigen Aktien 
zugeſtandene Vorzugsdividende ſoll nicht höher als mit fünf 
Prozent des Nominales der Prioritätsaktien bemeſſen werden. 

3. Sollen die Fehlbeträge der in früheren Geſchäfts⸗ 
jahren ganz oder teilweiſe ausgebliebenen Vorzugsdividende 


13) HGB. 8 182 Ziff. 3, §§ 180, 222. 

14) HGB. $ 179 Ziff. 1. 

15) HGB. $$ 185, 189 Abſ. 2, § 273 Abſ. 3, $ 278. Vgl. Rieſſer 
a. a. O. S. 48, 55 ff., 71, 117 ff., 179. 
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aus dem Reingewinne ſpäterer Geſchäftsjahre beſtritten wer— 
den, ſo iſt die Höchſtzahl der Geſchäftsjahre, für welche eine 
ſolche Nachzahlung der Dividende platzgreifen darf, im Sta— 
tute zu beſtimmen, und zwar höchſtens mit den letzten fünf 
Geſchäftsjahren. 
9 
Nominale der Aktien. (Appoints.)!“) 


Die Aktien oder Aktienanteile ſind in der Regel auf 
einen Nennbetrag von mindeſtens 200 Kronen zu ſtellen. 

Ausnahmsweiſe können bei kleinen Unternehmungen von 
lokaler Bedeutung auf Namen lautende Aktien oder Aktien: 
anteile auf einen geringeren Betrag, jedoch nicht weniger 
als 100 Kronen geſtellt werden. 

Sinkt der Nennbetrag der Aktien zufolge theilweiſer Zu— 
rückzahlung des Aktienkapitales, Abſtempelung der Aktien 
auf Verluſt oder Liberirung der nicht volleingezahlten Aktien 
von den reſtlichen Einzahlungen unter die oben feſtgeſetzten 
Minimalgrenzen, ſo hat die Zuſammenlegung der Aktien in 
Titres mit einem Nennbetrage, welcher den vorſtehenden Vor: 
ſchriften entſpricht, in der Regel gleichzeitig mit der Reduktion 
des Nennbetrages der alten Aktien zu erfolgen. Eine ſolche 
Zuſammenlegung muß jedenfalls vor Ausgabe neuer Aktien 
ſeitens der Geſellſchaft veranlaßt werden. 


§ 28. 
Einzahlung der Aktien. 


Die Art der Einzahlung der Aktien iſt im Statute feſt— 
zuſetzen, wobei folgende Direktiven zu beobachten ſind 1): 

Die von der Geſellſchaft auszugebenden Aktien ſind in 
der Regel bar einzuzahlen !?). 

Eine Einlage auf das Aktienkapital, welche anders als 
durch Barzahlung geleiſtet wird, iſt nur inſoferne zuläſſig, 
als dies im Statute ausdrücklich vorgeſehen iſt (§ 20, 
1. Abſatz) 19). 

Die Ausgabe von Aktien unter dem Nennbetrage iſt 
unzuläſig 2°). 


16) HGB. SS 180, 290. Vgl. Rieſſer im Regiſterwort „Aktien⸗ 
betrag“. 

17) HGB. SS, 186, 187. 

18) HGB. § 221. 

19) HGB. § 186 Abi. 2. 

20) HGB. § 184. 
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Die Aktien ſind in der Regel vor der Errichtung der 
Geſellſchaft, beziehungsweiſe vor der Ausgabe der Aktien 
voll einzuzahlen ?!). 

Die Ausgabe von nicht voll eingezahlten Aktien kann 
nur ausnahmsweiſe dann zugeſtanden werden, wenn dieſe 
Art der Beſchaffung des Anlagekapitales aus beſonderen 
Gründen mit Rückſicht auf den Gegenſtand des geſellſchaft⸗ 
lichen Unternehmens und die Beſchaffenheit des Geſchäfts⸗ 
betriebes geboten erſcheint? ). 

Aktien, auf welche Einlagen anders als durch Barzah: 
lung gemacht werden, können überhaupt nur als dem Werte 
nach volleingezahlte Aktien zur Ausgabe gelangen ?). 

Bei nicht volleingezahlten Aktien hat die erſte Einzah⸗ 
lung auf jede Aktie in der Regel wenigſtens 40 Prozent des 
Nennbetrages der Aktie zu betragen. Die Einzahlung einer 
geringeren Quote des Nennbetrages der Aktie, aber nicht 
weniger als 25 Prozent desſelben, kann mit Rückſicht auf 
die beſondere Beſchaffenheit des Geſchäftsbetriebes des geſell⸗ 
ſchaftlichen Unternehmens von Fall zu Fall zugeſtanden 
werden s). 

Die erſte Einzahlung auf jede Aktie hat ferner in der 
Regel mindeſtens 200 Kronen zu betragen. Ausnahmsweiſe 
kann bei kleinen Unternehmungen von lokaler Bedeutung, 
deren Aktien auf Namen lauten und nur mit Zuſtimmung 
der Geſellſchaft übertragen werden können, der Betrag der 
erſten Einzahlung auf die Aktie mit einem geringeren Be: 
trage als 200 Kronen, jedoch nicht mit weniger als 50 Kronen 
feſtgeſetzt werden?“). 

Sit der Ausgabepreis der Aktien höher als der Nenn: 
betrag derſelben, ſo muß bei der erſten Einzahlung auf die 
Aktien auch der Mehrbetrag eingezahlt werden ?). 

Für die nicht volleingezahlten Inhaberaktien ſind In⸗ 
terimsſcheine auszuſtellen, auf welchen der Betrag der ge— 
leiſteten Einzahlungen erſichtlich zu machen iſt. Die Interims⸗ 
ſcheine haben in der Regel auf Namen zu lauten. Erſt nach 
erfolgter Volleinzahlung der Aktien können die Interims— 
ſcheine gegen auf Inhaber lautende Aktientitres ausgetauſcht 
werden. Auf die Interimsſcheine finden die Beſtimmungen 


21) HGB. 5 179 Abs. 3 
22) HGB. § 186. 

23) HGB. § 195 Abi. 3. 

24) HGB. § 195 Abſ. 3. Vgl. HGB. § 262 Ziff. 2. 
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des § 29 über die Aktientitres analoge Anwendung. Falls 
für nicht volleinbezahlte Namenaktien keine Interimsſcheine, 
ſondern gleich die Aktientitres ſelbſt ausgegeben werden, iſt 
der Betrag der geleiſteten Einzahlungen auf den Aktientitres 
erſichtlich zu machen?“). 

§ 29. 


Aktienformulare !)). 


Das Formulare der auszugebenden Aktien (Aktienanteile) 
unterliegt der Genehmigung der Staatsverwaltung und iſt 
dem Statute anzuſchließen. 

Die Aktien (Aktienanteile) ſind von der Geſellſchaft 
firmamäßig zu zeichnen, doch kann die Unterzeichnung der 
Aktien im Statute noch überdies von der Beobachtung be— 
ſonderer Beſtimmungen abhängig gemacht werden. Im 
Statute kann beſtimmt werden, daß zur Firmirung der 
Aktien (Aktienanteile) die Herſtellung der Namengunterſchriften 
im Wege der mechaniſchen Vervielfältigung genügt. 

In dem Texte der Aktien (Aktienanteile) müſſen die 
Rechte des Aktionäres (eventuell durch Hinweiſung auf die 
bezüglichen Beſtimmungen des Statutes) bezeichnet werden. 
Insbeſondere hat der Text der Aktien oder Aktienanteile 
noch zu enthalten: 

1. falls die Unterzeichnung der Titres im Statute von 
der Beobachtung beſonderer Beſtimmungen abhängig gemacht 
iſt, dieſe Beſtimmungen; 

2. bei auf Namen lautenden Aktien, deren Uebertragung 
durch das Statut an die Zuſtimmung der Geſellſchaft ge: 
bunden iſt, das ſtatutenmäßige Erfordernis einer ſolchen 
Uebertragung 2“); 

3. falls die Aktionäre ſich zu wiederkehrenden Leiſtungen 
neben der im Geſellſchaftsvertrage feſtgeſetzten Kapitalsein⸗ 
lage verpflichten, Beſtimmungen über dieſe Verpflichtung und 
den Umfang der Leiſtungen (§ 30) 28); 

4. falls verſchiedene Gattungen von Aktien (Aktienan⸗ 
teilen) ausgegeben werden ſollen, die Anführung der ver— 
ſchiedenen Gattungen der von der Geſellſchaft ausgegebenen 


25) HGB. § 179 Abi. 3. 

26) HGB. § 181. B. GB. § 793. Rieſſer a. a. O. S. 168 ff. 
27) HGB. § 180 Abi. 3, $ 212 Abſ. 3. 

28) HGB. § 212. 


3 — — 
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Aktien, ſowie die Bezeichnung der Gattung, welcher die be⸗ 
treffende Aktie ſelbſt angehört? “). 


§ 30. 


Verpflichtung der Aktionäre zu wiederkehrenden 
Leiſtungen. 


Wenn die Aktionäre ſich zu wiederkehrenden, nicht in 
Geld beſtehenden Leiſtungen neben den im Geſellſchaftsver⸗ 
trage feſtgeſetzten Kapitalseinlagen verpflichten, ſo ſind die 
Art und der Umfang dieſer Verpflichtungen, ſowie die für 
den Fall der Nichterfüllung etwa beſtimmten Konventional⸗ 
ſtrafen im Statute zum Ausdrucke zu bringen. Derartige 
Statutenbeſtimmungen ſind nur ausnahmsweiſe insbeſondere 
bei landwirtſchaftlichen Induſtrieunternehmungen zuläſſig, 
wenn und inſoferne die Durchführung des geſellſchaftlichen 
Unternehmens von der Uebernahme derartiger Verpflichtungen 
ſeitens der Aktionäre abhängig iſt. In jedem ſolchen Falle 
haben die Aktien auf Namen zu lauten, und iſt im Statute 
feſtzuſetzen, daß dieſelben nur mit Zuſtimmung der Geſell⸗ 
ſchaft übertragen werden können ). 

Eine Statutenbeſtimmung, durch welche eine bisher im 
Geſellſchaftsvertrage nicht vorgeſehene Verpflichtung der Aktio⸗ 
näre zu den vorbezeichneten wiederkehrenden Leiſtungen zum 
Ausdrucke gebracht werden ſoll, kann nur mit Zuſtimmung 
der ſämmtlichen Aktionäre in das Statut aufgenommen 
werden ). 

§ 31. 
Neuemiſſion von Aktien. 


Beſtehen bei einer Geſellſchaft nicht volleingezahlte Aktien, 
ſo iſt die Ausgabe neuer Aktien nur nach Volleinzahlung 
der Aktien früherer Emiſſionen ſtatthaft ?). 

Für den Fall der Erhöhung des Aktienkapitales durch 
Begebung neuer Aktien iſt die Beſchlußfaſſung über die Mo⸗ 
dalitäten der Begebung der neu zu emittirenden Aktien und 
insbeſondere über die Feſtſetzung des Begebungskurſes im 
Statute der Generalverſammlung vorzubehalten ??). 


29) HGB. S$ 182, 189, 275 Abſ. 3 
30) HGB. 5 5 Rieſſer a. a. O. S. 103 ff. 


8 278. 
33) 568. § 278 Abſ. 3, § 184. 
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Hiebei iſt im Statute zum Ausdrucke zu bringen, daß 
dieſer Kurs keinesfalls unter pari feſtgeſetzt werden darf 
(8 28, 4. Abſatz) und jeweilig derart zu wählen iſt, daß der 
anläßlich der neuen Emiſſion von Aktien erzielbare Erlös 
möglichſt unverkürzt der Aktiengeſellſchaft zugeführt wird ). 


Vorbezugsrecht der Aktionäre. 


Mit den in den vorſtehenden Beſtimmungen enthaltenen 
Beſchränkungen kann den Aktionären bereits im Statute ein 
Vorbezugsrecht auf neu zu begebende Aktien zugeſtanden 
werden. Anderen Perſonen, als den jeweiligen Aktionären 
kann im Statute ein Vorbezugsrecht auf neu zu begebende 
Aktien nicht vorbehalten werden ). 


33) HGB. § 278 Abſ. 3, § 184. 
34) HGB. §§ 282, 288. 

Die Unwirkſamkeit der Zuſicherung eines Bezugsrechts vor dem 
Beſchluß über die Grundkapitalserhöhung iſt bereits in Art. 2158 
Abſ. 4 beſtimmt und von dorther übernommen. Betreffend das 
Fortbeſtehen des aus der Zeit vor dem Inkrafttreten der Aktien⸗ 
novelle vom 18. Juli 1884 zugeſicherten Bezugsrechts iſt zu ver⸗ 
gleichen: Urtheil des Reichsgerichts vom 30. Juni 1891 (Entſch. 
Bd. XXXVIII, S. 75). Die Sachlage über die Zutheilung der 
jungen Aktien wird künftighin folgende ſein: Hat die General⸗ 
verſammlung die Erhöhung des Grundkapitals beſchloſſen und da⸗ 
bei zugleich einen Betrag über den Nennbetrag feſtgeſetzt (S 278 
Abſ. 3), ſo ſteht nunmehr nicht etwa dem Vorſtand und Aufſichts⸗ 
rath das Recht der Zutheilung nach eigenem Willen zu, vielmehr 
tritt das in $ 282 geſicherte Bezugsrecht der Aktionäre in Wirk: 
ſamkeit. Für die Ausübung des Bezugsrechts iſt den Aktionären 
eine Friſt von mindeſtens zwei Wochen zu gewähren ($ 282 Abſ. 2). 
Die Generalverſammlung kann in ihrer Machtfülle das Bezugs⸗ 
recht der Aktionäre beſeitigen und zwar in dem Beſchluß über die 
Grundkapitals⸗Erhöhung ($ 282 Abſ. 1). Wird ein vertragliches 
Bezugsrecht zugeſtanden, was nur nach Beſchluß über die Grund: 
kapitals⸗Erhöhung ſtatthaft iſt (§ 283 Abf. 2), ſo ſoll dabei das 
Bezugsrecht der Aktionäre gewahrt bleiben ($ 283 Abſ. 1). Ein 
ſolcher Fall wäre etwa dahin zu bilden: Die Generalverſammlung 
hat eine Grundkapitals⸗Erhöhung beſchloſſen und den Vorſtand mit 
Unterbringung und Zeichnungsbeſchaffung beauftragt. Einem Bank⸗ 
haus werden die jungen Aktien vom Vorſtand zugeſichert; als⸗ 
dann muß den Aktionären ihr Bezugsrecht gewahrt werden. Für 
ſolche etwa vor dem 1. Januar 1900 zugeſicherten Bezugsrechte 
beſtimmt das Einführungsgeſetz Art. 28: 

„Die Vorſchrift des § 283 Abſ. 1 des HGBB's. über die 
Zuſicherung von Rechten auf den Bezug neu auszugebender 
Aktien findet auf eine vor dem Inkrafttreten des Handelsgeſetz⸗ 
buchs ertheilte Zuſicherung keine Anwendung.“ 
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§ 32. 
Erwerb eigener Aktien? “). 


Der entgeltliche Erwerb eigener Aktien oder Aktien⸗ 
anteile (Interimsſcheine) ſeitens einer Geſellſchaft iſt nur in 
folgenden Fällen zuläſſig: 

1. wenn und inſoweit ein ſolcher Erwerb zum Behufe 
einer Reduktion des Aktienkapitales (§ 18) unter Beobach⸗ 
tung der geſetzlichen Vorſchriften geſchieht; 

2. wenn und inſoweit derſelbe in Durchführung einer 
im Statute vorgeſehenen Einlöſung der Aktien aus dem 
Reingewinne ($ 33) erfolgt; 

3. wenn und inſoweit derſelbe im Exekutionswege zur 
Hereinbringung eigener Forderungen der Geſellſchaft be: 
wirkt wird. 


In dem unter Ziffer 3 angeführten Falle, ſowie, wenn 
ein Aktionär ſeiner Anrechte aus der Zeichnung der Aktien 
und der geleiſteten Theilzahlungen infolge Verſäumnis der 
rechtzeitigen Einzahlung des eingeforderten Betrages zu Gunſten 
der Geſellſchaft verluſtig wird (Artikel 220 55 des Handels: 
geſetzbuches), oder wenn ſonſt die Geſellſchaft eigene Aktien 
oder Aktienantheile (Interimsſcheine) unentgeltlich erwirbt, 
müſſen die erworbenen Aktien oder Aktienantheile (Interims⸗ 
ſcheine) mit thunlichſter Beſchleunigung weiter veräußert oder, 
falls dies nicht durchführbar iſt, eine entſprechende Reduktion 
des Aktienkapitales (S 18) unter Beobachtung der geſetzlichen 
Vorſchriften durchgeführt werden. 

Die im Laufe des Jahres erfolgten Erwerbungen und 
Veräußerungen ſind im Jahresberichte erſichtlich zu machen. 


Alſo im Einklang mit dem oben angeführten Urtheil des Reichs⸗ 
gerichts vom 30. Mai 1891. 

Hat früher eine Grundkapitals-Herabſetzung ſtattgefunden und 
wird ſpäter das Grundkapital wieder erhöht, ſo ſteht für die hier⸗ 
nach neu auszugebenden Aktien kein Bezugsrecht zu, denn die der: 
tragliche Zuſicherung iſt dahin auszulegen, daß ein Bezugsrecht 
nur zuſteht, wenn das Grundkapital über den im Urvertrage an: 
gegebenen Betrag erhöht wird. Monatsſchrift für Handelsrecht 
und Bankweſen 1899, Nr. 9. S. 193 ff. 

35) HGB. §§ 226, 288 Abi. 2, § 290. 
36) HGB. § 219. 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd XLIX. 21 
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§ 33. 
Succeſſive Einlöſung der Aftien?”). 


Im Statute kann ausnahmsweiſe die ſucceſſive Ein: 
löſung der Aktien zum Nominalbetrage vorgeſehen werden, 
wenn die der Geſellſchaft gehörige Vermögensſubſtanz durch 
den Geſchäftsbetrieb naturgemäß ganz oder großentheils auf— 
gezehrt werden muß oder das Vermögen der Geſellſchaft aus 
zeitlich beſchränkten Rechten beſteht. 

Die Modalitäten einer ſolchen Einlöſung ſind im Statute 
genau feſtzuſetzen, und ſind hierbei insbeſondere folgende Vor— 
ſchriften zu beobachten: 

1. Die Einlöſung der Aktien kann nur aus dem nach 
der jährlichen Bilanz verfügbaren Reingewinne erfolgen. 

2. Eine derartige ſucceſive Einlöſung der Aktien iſt in 
der Regel im Wege der Verloſung zu bewirken. Das Aus— 
maß, in welchem die Einlöſung von Aktien Platz zu greifen 
hat, iſt im Statute ſelbſt oder in einem beſonderen, der 
ſtaatlichen Genehmigung unterliegenden Einlöſungsplane feſt— 
zuſtellen. In dem Statute kann aber auch beſtimmt werden, 
daß eine der jeweiligen, planmäßigen Tilgungsquote ent— 
ſprechende Anzahl der Aktien, ſoweit der jährliche Reingewinn 
zureicht, von der Geſellſchaft im Wege des freihändigen 
Rückkaufes aus dem Verkehre gezogen wird, wenn dieſe 
Aktien unter dem Nominalbetrage erhältlich ſind. Die derart 
erworbenen Aktien ſind zu vernichten. 

3. Für die im Wege der Verloſung eingelöſten Aktien 
können den Beſitzern derſelben Genußſcheine ??) ausgefolgt 
werden. Dieſen Genußſcheinen, welche an Stelle der ein— 
gelöſten Aktien treten, ſind im Statute ausdrücklich die Rechte 
von Aktien, jedoch mit der Maßgabe zuzugeſtehen, daß ein 
im Statute zu bezeichnender Theil des jährlichen Rein— 
gewinnes zunächſt zur Zahlung von Dividenden an die nicht 
eingelöſten Aktien beſtimmt und für den Fall der Auflöſung 
der Geſellſchaft den noch nicht eingelöſten Aktien ein Vor— 
recht in der Höhe des Nennbetrages der Aktien auf den 
Liquidationserlös eingeräumt wird. In dem Texte der Genuß: 
ſcheine, welche entweder auf Namen oder auf Inhaber zu 
lauten haben, müſſen die den Beſitzern derſelben zukommen⸗ 


— ͤ œXœl— 


37) HGB. § 227. 
38) Vgl. unten $ 43 Abſ. 3, § 48 Abſ. 3 dieſer Verordnung. Ueber 
Genußſcheine enthalten die deutſchen Geſetze keine Beſtimmung. 


Oeſterreichiſche Verordnung, betreffend Aktiengeſellſchaften. 323 


den Rechte klar erſichtlich gemacht werden. Im Uebrigen 
finden auf das Formulare der Genußſcheine die Beſtimmungen 
des § 29 anloge Anwendung. 


Aktientilgungsfond. 


An Stelle der ſucceſſiven Einlöſung der Aktien kann 
im Statute auch die Anſammlung eines Aktientilgungsfonds, 
welcher aus dem jährlichen Reingewinne dotirt wird, vor— 
geſehen werden. Wenn dieſer Fond in einem gegebenen 
Zeitpunkte thatſächlich zur Tilgung von Aktien herangezogen 
werden ſoll, ſo ſind die für die Reduktion des Aktienkapitales 
beſtehenden Vorſchriften (§ 18) zu beobachten. 


§ 34. 
Borftand?”. 


Im Statute iſt das geſellſchaftliche Organ, welches die 
Funktionen eines Vorſtandes im Sinne der Artikel 227 und 
folgenden des Handelsgeſetzbuches zu übernehmen hat, aus— 
drücklich als ſolches zu bezeichnen. 

Als Mitglieder des Vorſtandes können nur eigenberechtigte 
Perſonen beſtellt werden. 

Bei der Beſtellung des Vorſtandes iſt thunlichſt auf 
jene Perſonen Bedacht zu nehmen, welche ſich berufsmäßig 
mit der unmittelbaren Leitung des Geſchäftsbetriebes des 
geſellſchaftlichen Unternehmens befaſſen. 

In jedem Falle iſt aber im Statute dem Vorſtande ein 
ſolcher Einfluß auf die innere Geſchäftsgebarung zu wahren, 
welcher mit ſeiner geſetzmäßigen Befugniß, die Geſellſchaft 
nach außen zu vertreten, im Einklange ſteht. Insbeſondere 
iſt der Vorſtand im Statute zur Entſcheidung und Verfügung 
in allen Angelegenheiten zu berufen, welche nicht durch die 
Vorſchriften des Handelsgeſetzes oder des Statutes der Be: 
ſchlußfaſſung der Generalverſammlung vorbehalten oder durch 
beſondere Statutenbeſtimmungen anderen geſellſchaftlichen 
Organen zugewieſen ſind. 

Beſteht der Vorſtand aus mehreren Mitgliedern, ſo ſind 
im Statute auch Beſtimmungen über die Art der Beſchluß— 
faſſung deſſelben zu treffen. 

Die Mitglieder des Vorſtandes ſind in der Regel ent— 


39) HGB. 88 231 ff. 


— 
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weder unmittelbar von der Generalverſammlung der Aktionäre 
oder von einem hierzu durch die Beſtimmungen des Statutes 
berufenen Organe der Geſellſchaft, deſſen Mitglieder ihrer: 
ſeits von der Generalverſammlung der Aktionäre gewählt 
wurden, periodiſch zu beſtellen. Im Statute kann aber auch 
beſtimmt werden, daß die Mitglieder des erſten Vorſtandes 
von den Gründern der Geſellſchaft ernannt werden *°). 

Die ſtatutenmäßige Funktionsdauer eines jeden Mit⸗ 
gliedes des Vorſtandes ſoll in der Regel nicht länger als 
mit fünf Jahren feſtgeſetzt werden, doch kann im Statute 
die Zuläſſigkeit der Wiederwahl desſelben Mitgliedes nach 
Ablauf der ſtatutenmäßigen Funktionsdauer vorgeſehen werden. 
Im Statute ift zu beſtimmen, daß die Funktionsdauer der 
Vorſtandsmitglieder mit der Generalverſammlung erliſcht, 
in welcher über die letzte Jahresbilanz, bei deren Aufſtellung 
die Vorſtandsmitglieder zu funktioniren hatten, beſchloſſen wird. 

Im Statute iſt ferner für den Fall, als die Anzahl der 
Mitglieder des Vorſtandes unter die ſtatutenmäßig zur Be: 
ſchlußfaſſung und zur Vertretung erforderliche Minimalzahl 
ſinkt, vorzuſorgen, daß die erledigten Stellen ſofort wieder 
beſetzt werden. Es kann hierbei im Statute beſtimmt werden, 
daß eine durch Ausſcheiden eines Vorſtandsmitgliedes vor 
Ablauf ſeiner Funktionsdauer erledigte Stelle, vorläufig bis 
zur definitiven Erſatzwahl durch Option ſeitens der übrigen 
Mitglieder des Vorſtandes beſetzt wird. 

Wenn dem Vorſtande eine größere Anzahl von Per: 
ſonen angehört, ſo kann im Statute Vorſorge getroffen werden, 
daß der Vorſtand zur unmittelbaren Leitung der Geſchäfte 
aus der Mitte ſeiner Mitglieder ein Executivkomite beſtellt, 
deſſen Wirkungskreis ſich nach der hierüber vom Vorſtande 
zu ertheilenden Vollmacht richtet“ ). 

Statutariſche Feſtſetzungen, betreffend den Wirkungs— 
kreis des Exekutivkomites und ſonſtiger Bevollmächtigter, ſind 
nur unbeſchadet der Vorſchriften der Artikel 231, 2. Abſatz, 
beziehungsweiſe 234 des Handelsgeſetzbuches zuläſſig. 


§ 35. 
Beſchränkungen der Vorſtandsmitglieder. 
Im Statute iſt feſtzuſetzen, daß die Mitglieder des Vor⸗ 
ſtandes ohne Zuſtimmung der Geſellſchaft nicht den Betrieb 


5 HGB. 5 55 Si 4, § 190 Abſ. 3, § 195 Ziff. 4. 
41) HGB. 
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eines dem geſellſchaftlichen Unternehmen gleichartigen Unter: 
nehmens für eigene oder fremde Rechnung beginnen oder in 
ein gleichartiges Unternehmen als perſönlich haftende Geſell⸗ 
ſchafter eintreten oder die Funktionen von Mitgliedern des 
Vorſtandes, Aufſichtsrathes oder Direktionsrathes bei einer 
anderen gleichartigen Aktiengeſellſchaft übernehmen dürfen, 
wobei im Statute auch zu beſtimmen iſt, welches Organ der 
Geſellſchaft (Vorſtand, Direktionsrath, Aufſichtsrath, General⸗ 
verſammlung) zur Ertheilung dieſer Zuſtimmung berufen iſt“ ). 

Für Rechtsgeſchäfte zwiſchen der Geſellſchaft und einem 
Mitgliede des Vorſtandes iſt im Statute unbeſchadet der Vor⸗ 
ſchriften des Artikels 231, 2. Abſatz des Handelsgeſetzbuches !“), 
die Zuſtimmung des Direktionsrathes, des Aufſichtsrathes oder 
der Generalverſammlung vorzubehalten. 


§ 36. 
Direktionsrath. 


Neben dem Vorſtande kann im Statute die Beſtellung 
eines beſonderen geſellſchaftlichen Organes — Direktions⸗ 
rath — vorgeſehen werden, welchem unbeſchadet der Vor⸗ 
ſchriften des Artikels 231, 2. Abſatz des Handelsgeſetzbuches, 
durch das Statut die Entſcheidung in einzelnen wichtigen, 
nicht zum Wirkungskreiſe der Generalverſammlung gehörigen 
Angelegenheiten zugewieſen, beziehungsweiſe an deſſen Zu: 
ſtimmung der Vorſtand für einzelne Geſchäfte gebunden wird. 
Das Statut hat in einem ſolchen Falle nähere Beſtimmungen 
über die einzelnen, dem Wirkungskreiſe des Direktionsrathes 
zugewieſenen Geſchäfte, ſowie über die Zuſammenſetzung und 
die Art der Beſchlußfaſſung des Direktionsrathes zu ent— 
halten. Der Direktionsrath kann im Statute auch mit der 
Beſtellung des Vorſtandes betraut werden, unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß die Mitglieder des Direktionsrathes ihrerſeits 
jeweilig auf höchſtens fünf Jahre von der Generalverſamm— 
lung der Aktionäre, beziehungsweiſe das erſte Mal von der 
konſtituirenden Generalverſammlung der Aktienzeichner gewählt 
werden!“). 


42) HGB. 8 236. 
43) HGB. § 234 Abs. 2. 
44) HGB. § 182 Sin 4, § 190 Abi. 3, § 195 Ziff. 4. 
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8 37. 
Kontrolorgane. 
(Aufſichtsrath, Rechnungsreviſoren.) 5) 


Im Statute jeder Aktiengeſellſchaft iſt die Beſtellung 
eines Organes zur Prüfung der Jahresrechnungen der Geſell— 
ſchaft vorzuſehen und ſind hierbei folgende Direktiven zu be— 
obachten: 

Wird ein Aufſichtsrath beſtellt, jo iſt demſelben jeden: 
falls der im Artikel 225 des Handelsgeſetzbuches vorgeſehene 
Wirkungskreis einzuräumen. Ferner kann im Statute be— 
ſtimmt werden, daß unbeſchadet der Vorſchriften des Ar— 
tikels 231, 2. Abſatz des Handelsgeſetzbuches, die Zuſtimmung 
des Aufſichtsrathes für einzelne im Statute zu bezeichnende 
Geſchäfte erforderlich iſt. Endlich kann der Aufſichtsrath im 
Statute mit der Beſtellung des Vorſtandes betraut werden. 
Der Aufſichtsrath muß mindeſtens drei Mitglieder haben. 

Beſteht bei der Geſellſchaft kein Aufſichtsrath, ſo ſind 
Rechnungsreviſoren zu beſtellen, welche die Jahresrechnungen 
und Bilanzen auf Grund der Einſichtnahme in die Bücher 
der Geſellſchaft zu prüfen und darüber alljährlich der General— 
verſammlung der Aktionäre Bericht zu erſtatten haben. Es 
ſind mindeſtens zwei Rechnungsreviſoren zu beſtellen. 

Die Wahl der Mitglieder des Aufſichtsrathes oder der 
Rechnungsreviſoren iſt bei Errichtung der Geſellſchaft der 
konſtituirenden Generalverſammlung der Aktienzeichner, ſpäter— 
hin der Generalverſammlung der Aktionäre vorzubehalten. 

Wenn in dem Statute die Beſtellung eines Aufſichts— 
rathes vorgeſehen iſt, ſo ſind für den Fall, als wenigſtens 
drei Mitglieder von derſelben Generalverſammlung zu wählen 
ſind, folgende Beſtimmungen, betreffend die Wahl der Mit— 
glieder, in das Statut aufzunehmen: 

Von einem Drittel der in der Generalverſammlung 
vertretenen Stimmen kann verlangt werden, daß die Wahl 
für jede zu beſetzende Stelle des Aufſichtsrathes abgeſondert 
erfolge. Ergibt ſich, bevor zur Wahl für die letzte Stelle 
geſchritten wird, daß wenigſtens der dritte Theil aller ab— 
gegebenen Stimmen bei allen vorangegangenen Wahlen zu 
Gunſten derſelben Perſon, aber ohne Erfolg abgegeben worden 
iſt, ſo muß dieſe Perſon ohne weitere Abſtimmung als für 


45) HGB. § 243 Abſ. 1, § 266. 
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die letzte Stelle gewählt erklärt werden. Dieſe Vorſchrift 
findet auf Wahlen von Mitgliedern des Aufſichtsrathes ſo 
lange keine Anwendung, als ſich im Aufſichtsrathe ein Mit⸗ 
glied befindet, welches auf die vorbezeichnete Art durch die 
Minderheit gewählt wurde. 

Die Funktionsdauer der Mitglieder des Aufſichtsrathes, 
beziehungsweiſe der Rechnungsreviſoren iſt das erſte Mal nur 
für die Zeit bis zur Beendigung der Generalverſammlung 
der Aktionäre, in welcher über die Jahresbilanz für das erſte 
Geſchäftsjahr der Geſellſchaft beſchloſſen wird, ſpäterhin aber 
mit nicht länger als fünf Jahren feſtzuſetzen, wobei die Zu⸗ 
läſſigkeit der Wiederwahl der austretenden Mitglieder des 
Aufſichtsrathes, beziehungsweiſe der Rechnungsreviſoren im 
Statute vorgeſehen werden kann!“). 

Die Funktionsdauer der Mitglieder des Aufſichtsrathes, 
beziehungsweiſe der Rechnungsreviſoren, hat mit der Be 
endigung der Generalverſammlung, welche über die letzte 
von dem Aufſichtsrathe, beziehungsweiſe den Rechnungs: 
reviſoren zu überprüfende Jahresbilanz beſchließt, zu enden! ). 

Die Beſtellung der Mitglieder des Aufſichtsrathes und 
der Rechnungsreviſoren kann jederzeit von der Generalver— 
ſammlung der Aktionäre widerrufen werden. 


Der Vorſtand iſt im Statute zu verpflichten, für den 
Fall, als Mitglieder des Aufſichtsrathes oder Rechnungs— 
reviſoren vor Ablauf ihrer Funktionsdauer ausſcheiden und 
keine Erſatzmänner zur Vertretung derſelben vorhanden ſind, 
ſofort eine Generalverſammlung zur Vornahme der noth— 
wendigen Erſatzwahlen einzuberufen! ). 

Im Statute iſt feſtzuſetzen, daß die Mitglieder des Auf: 
ſichtsrathes und die Rechnungsreviſoren nicht zugleich Mit— 
glieder des Vorſtandes oder Beamte der Geſellſchaft oder an 
der unmittelbaren Führung der Geſchäfte der Geſellſchaft 
betheiligt ſein dürfen!). 

Als Mitglieder des Aufſichtsrathes oder als Rechnungs— 
reviſoren können nur eigenberechtigte Perſonen beſtellt werden. 


46) HGB. § 243 Abſ. 2. 
47) HGB. § 243 Abſ. 4. 
48) HGB. § 315 Ziff. 1. 
49) HGB. § 248. 
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§ 38. 
Entlohnung der geſellſchaftlichen Organe ). 


Das Statut hat klare Beſtimmungen darüber zu ent— 
halten, ob die Mitglieder des Vorſtandes, beziehungsweiſe 
eines aus der Mitte derſelben beſtellten Exekutivkomites, 
dann die Mitglieder des Direktionsrathes oder Aufſichtsrathes 
oder die Rechnungsreviſoren eine Vergütung für ihre Thätig— 
keit in der Form eines Antheiles am Reingewinne (Tantiemen) 
oder in anderer Form erhalten oder ihre Funktionen unent— 
geltlich ausüben ſollen. 

Die Beſchlußfaſſung über die Zuweiſung eines ſtatuten— 
gemäßen Antheiles am Reingewinne und über die Feſtſetzung 
der Höhe einer ſonſtigen Entlohnung iſt der Generalver— 
ſammlung vorzubehalten. Nur bezüglich der Entlohnung des 
Vorſtandes oder Exekutivkomites kann, inſoferne dieſe Ent— 
lohnung nicht in einem Antheile am Reingewinne beſtehen 
ſoll, im Statute beſtimmt werden, daß die Höhe derſelben 
vom Direktionsrathe oder Aufſichtsrathe feſtgeſetzt wird. 


§ 39. 
Wirkungskreis der Generalverſammlung. 


In dem Statute iſt der Wirkungskreis der General— 
verſammlung klar und beſtimmt zu umſchreiben. 

Insbeſondere iſt der Generalverſammlung jedenfalls 
vorzubehalten: 

1. für einen Zeitraum von mindeſtens drei Jahren ſeit 
der Regiſtrirung der Geſellſchaft die Beſchlußfaſſung über 
Verträge, durch welche die Geſellſchaft vorhandene oder her— 
zuſtellende, dauernd zu ihrem Geſchäftsbetriebe beſtimmte 
Anlagen oder unbewegliche Gegenſtände für eine den Betrag 
des fünften Theiles des Grundkapitales überſteigende Ver— 
gütung erwerben ſoll, ſowie die Abänderungen ſolcher Ver— 
träge zu Laſten der Geſellſchaft, ſoferne es ſich nicht um den 
Erwerb von Liegenſchaften im Wege der Zwangsverſteigerung 
handelt“); 

2. die Genehmigung der Jahresrechnung, der Beſchluß 
über die Vertheilung des Reingewinnes und über die Ent— 
laſtung des Vorſtandes ); 


50) HGE. 8$ 237, 245. 
51) HGB. § 207. 
52) HGB. $ 260. 
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3. die Wahl der Mitglieder des Aufſichtsrathes, be: 
ziehungsweiſe der Rechnungsreviſoren ““); 

4. die Feſtſetzung einer allfälligen Entlohnung für die 
geſellſchaftlichen Organe nach Maßgabe des § 38°); 

5. der Beſchluß auf Abänderung des Gegenſtandes des 
Unternehmens, auf Fortſetzung der Geſellſchaft über die 
urſprünglich beſtimmte Zeitdauer hinaus, auf Erhöhung oder 
Reduktion des Aktienkapitales, ſowie überhaupt auf Ab: 
änderung der Beſtimmungen des Statutes °°); 

6. die Beſchlußfaſſung über die Modalitäten der Be: 
90 8 Aktien bei einer Erhöhung des Aktienkapitales 

31) e 

7. der Beſchluß auf Auflöſung der Geſellſchaft, ins— 
beſondere auch im Falle der Vereinigung der Geſellſchaft mit 
einer anderen Aktiengeſellſchaft (Artikel 215 und 247 des 
Handelsgeſetzbuches) “). 

Von der unter Z. 1 enthaltenen Beſtimmung ſind Aus⸗ 
nahmen für Geſellſchaften, bei welchen der Kauf und Ber: 
kauf von Liegenſchaften den Gegenſtand des Unternehmens 
bildet, zuläſſig. 

Jeder Beſchluß, welcher einen der unter Z. 5 bezeichneten 
Gegenſtände betrifft, bedarf zu ſeiner Giltigkeit der ſtaat— 
lichen Genehmigung nach Maßgabe der SS 15 bis 18. 

Die Auflöſung einer Aktiengeſellſchaft durch Vereinigung 
derſelben mit einer anderen Aktiengeſellſchaft (oben Z. 7 
kann nur unter ſtaatlicher Genehmigung erfolgen. 


8 40. 
Einberufung der Generalverſammlung. 


Die Beſtimmungen des Statutes über die Einberufung 
der Generalverſammlung haben den nachſtehenden Vorſchriften 
zu entſprechen: 

Die Generalverſammlung der Aktionäre iſt mindeſtens 
einmal jährlich einzuberufen (ordentliche Generalverſammlung). 
Die Einberufung der ordentlichen Generalverſammlung hat 


53) HGB. 8 243. 

54) HGB. 8. 237, 245. 
55) HGB. 8 

56) HGB. $ 282 

57) HGB. § 292 Ziff. 2. 
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unter Bedachtnahme auf die Vorſchriften des § 50, 1. Abſatz, 
zu erfolgen ). 

Ueberdies iſt eine Generalverſammlung in den im Ge— 
ſetze und im Statute ausdrücklich beſtimmten Fällen, ſowie 
immer dann einzuberufen, wenn dies im Intereſſe der Ge— 
ſellſchaft erforderlich erſcheint ““). 

Eine Generalverſammlung muß innerhalb einer im 
Statute mit längſtens 30 Tagen zu beſtimmenden Friſt auch 
dann einberufen werden, wenn dies von einer General— 
verſammlung beſchloſſen wird, oder wenn ein Aktionär oder 
eine Anzahl von Aktionären, welche den Beſitz des zehnten 
Theiles des Aktienkapitales oder eines im Statute normirten 
geringeren Antheiles am Aktienkapitale auf die durch das 
Statut vorgeſchriebene Art ausweiſen, die Einberufung der 
Generalverſammlung in einer von ihnen unterzeichneten Ein— 
gabe unter Angabe des Zweckes und der Gründe verlangen. 

Dem Aktionär oder den Aktionären, welche vermöge 
der vorſtehenden Vorſchriften, die Einberufung einer General: 
verſammlung zu begehren, berechtigt ſind, iſt im Statute 
auch das Recht einzuräumen, in einer von ihnen unter— 
zeichneten Eingabe unter Angabe der Gründe zu verlangen, 
daß Gegenſtände in die kundzumachende Tagesordnung der 
nächſten Generalverſammlung aufgenommen werden, wenn 
ſie dieſes Begehren innerhalb einer ſtatutariſch feſtzuſetzenden 
Friſt vor Verlautbarung der Einberufung der Generalver— 
ſammlung geltend machen. 

Die Generalverſammlung iſt in der Regel durch den 
Vorſtand zu berufen. Iſt im Statute der Geſellſchaft ein 
Aufſichtsrath beſtellt, ſo ſteht auch dieſem das Recht und die 
Pflicht zu, eine Generalverſammlung zu berufen, wenn dies 
im Intereſſe der Geſellſchaft erforderlich iſt (Artikel 225 des 
Handelsgeſetzbuches). Im Statute kann beſtimmt werden, 
daß neben dem Vorſtande, beziehungsweiſe Aufſichtsrathe, 
auch noch andere Organe der Geſellſchaft zur Einberufung 
einer Generalverſammlung berechtigt ſind. 

Die Art der Einberufung der Generalverſammlung iſt 
im Statute feſtzuſetzen. 

Hierbei iſt im Statute vorzuſchreiben, daß der Zweck der 
Generalverſammlung bei der Einberufung unter möglichſt 
beſtimmter Bezeichnung der einzelnen Gegenſtände, über 


58) HGB. 8 260. Ss 256 ff. 
59) HGB. § 253 ff. 
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welche Beſchluß gefaßt werden ſoll, bekannt zu machen iſt. 
Insbeſondere iſt im Statute zu beſtimmen, daß beabſichtigte 
Aenderungen des Statutes mit ihrem weſentlichen Inhalte 
in der Bekanntmachung anzugeben find, wobei, falls zu den: 
ſelben eine geſonderte Abſtimmung einzelner Gattungen von 
Aktien erforderlich iſt, auch dieſer Umſtand in der Ankündi⸗ 
gung erſichtlich zu machen iſt. 

Die Verlautbarung, mit welcher die Einberufung der 
Generalverſammlung erfolgt, hat weiter den Ort und den 
Zeitpunkt der Abhaltung der Generalverſammlung und die 
ſtatutenmäßigen Vorſchriften, in welcher Art ſich die Aktionäre 
über ihre Berechtigung zur Ausübung des Stimmrechtes aus⸗ 
zuweiſen haben, zu enthalten. 

Die Generalverſammlung kann nur am Sitze der Ge: 
ſellſchaft einberufen werden, falls das Statut nicht die Ab⸗ 
haltung der Generalverſammlung ausdrücklich auch in anderen 
Orten, welche im Statute namentlich anzuführen ſind, vor— 
ſieht °9). 

Die Friſt für die Verlautbarung der Einberufung iſt 
im Statute mindeſtens mit 14 Tagen vor dem Tage der 
Abhaltung der Generalverſammlung zu bemeſſen, wobei der 
letztere Tag nicht mitzurechnen iſt ). 


8 41. 


Publizität der Vorlagen an die Generalver— 
ſammlung ). 


Im Statute iſt zu beſtimmen, daß jedem Aktionär auf 
Verlangen ſpäteſtens drei Tage vor dem Tage der General— 
verſammlung eine Ausfertigung der für die Generalver— 
ſammlung vorbereiteten Anträge auszufolgen iſt. 

Ueberdies iſt im Statute feſtzuſetzen, daß jedem ſtimm⸗ 
berechtigten Aktionär über Verlangen Einſicht in die ſämmt— 
lichen, für die Generalverſammlung vorbereiteten Vorlagen 
und Belege in der gleichen Friſt in dem Geſchäftsraume der 
Geſellſchaft gewährt werden muß. 


60) Uebereinſtimmend Urtheil des nen vom 10. Juli 1898. 
u für Aktienrecht 1898 ©. 2 

61) HGB. § 2 

62) HGB. & 250 257. 
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Ausweis der Stimmberechtigung für die General— 
verſammlung ““). 


In das Statut ſind Beſtimmungen über die Art, in 
welcher die Aktionäre ſich über ihre Berechtigung zur Aus— 
übung des Stimmrechtes für die Generalverſammlung aus— 
zuweiſen haben (Eintragung des Aktionärs in das geſell— 
ſchaftliche Aktienbuch bei Namenaktien, Hinterlegung der 
Aktien u. ſ. w.) aufzunehmen. 

Iſt im Statute die Ausübung des Stimmrechtes von 
der Hinterlegung der Aktien bis zu einem beſtimmten Zeit— 
punkte vor der Generalverſammlung abhängig gemacht, ſo 
iſt im Statute dafür Vorſorge zu treffen, daß bei der Ein— 
berufung der Generalverſammlung den Aktionären eine Friſt 
von mindeſtens acht Tagen für die Hinterlegung der Aktien 
gewahrt wird, und daß ſpäteſtens mit dem Zeitpunkte, in 
welchem die Liſte der Aktionäre, die Aktien zur Generalver— 
ſammlung hinterlegt haben, abgeſchloſſen wird, jedem ſtimm— 
berechtigten Aktionär über Verlangen Einſicht in dieſe Liſte 
im Geſchäftsraume der Geſellſchaft gewährt werden muß®?). 


§ 43. 
Stimmrecht in der Generalverſammlung “). 


Jede Aktie gewährt dem Inhaber eine Stimme, wenn 
nicht der Geſellſchaftsvertrag ein anderes feſtſetzt. 

Durch das Statut kann feſtgeſetzt werden, daß nur je 
eine beſtimmte Anzahl von Aktien eine Stimme gewähre. 
In einem ſolchen Falle muß jedoch bei einem Aktienkapitale 
von wenigſtens 1,000,000 Kronen und darüber für Aktien, 
welche zuſammen einen Nennbetrag von 10,000 Kronen 
haben, und, bei einem Aktienkapitale von weniger als 
1,000,000 Kronen, für Aktien, deren Nennbetrag zuſammen 
ein Hundertſtel des Aktienkapitales beträgt, mindeſtens eine 
Stimme zugeſtanden werden. 

Jenen Aktionären, welche eine geringere Anzahl von 
Aktien beſitzen, als zur Ausübung einer Stimme nach den 
Statuten erforderlich iſt, kann im Statute die Berechtigung 
vorbehalten werden, einen gemeinſamen Bevollmächtigten zu 


63) HGB. $ 255, 256, 263, 266, 269, 316. 
64) HGB. § 252. 
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beſtellen, welchem nach Maßgabe der von ihm vertretenen 
Anzahl der Aktien das Stimmrecht in der Generalverſamm— 
lung zuſteht. 

Es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß im Statute die Anzahl 
der einem Aktionär zuſtehenden Stimmen durch Feſtſetzung 
eines Höchſtbetrages oder durch Beſtimmung von Abſtufungen 
beſchränkt werde. 

Wenn Aktien mit verſchiedenem Nennbetrage oder ver— 
ſchiedene Gattungen von Aktien ausgegeben werden, iſt das 
Stimmrecht derart zu beſtimmen, daß dem gleichen Theil— 
betrage des Aktienkapitales ohne Unterſchied des Nenn: 
betrages oder der Gattung der einzelnen Aktien das gleiche 
Stimmrecht zukommt. Falls Genußſcheine ausgegeben wer— 
den (§ 33, Z. 3), ſind auch klare Beſtimmungen über das 
Stimmrecht der Genußſcheine in das Statut aufzunehmen“). 


§ 44. 
Ausübung des Stimmrechtes durch Bevoll— 
mächtigte “)). 


Im Statute iſt ausdrücklich zu beſtimmen, daß die Ak— 
tionäre ihr Stimmrecht in der Generalverſammlung auch 
durch Bevollmächtigte ausüben können, mögen dieſe Bevoll— 
mächtigten Aktionäre ſein oder nicht. Zugleich iſt im Statute 
genau feſtzuſetzen, in welcher Form die Legitimation der Be— 
vollmächtigten zu erfolgen hat. 

Für nicht eigenberechtigte und für juriſtiſche Perſonen 
ſind die geſetzlichen, beziehungsweiſe ſtatutariſchen Vertreter 
auch ohne beſondere Bevollmächtigung zuzulaſſen. 


8 45. 
Beſchlußfähigkeit der Generalverſammlung. 


Die Beſchlußfähigkeit der Generalverſammlung iſt im 
Statute jedesfalls an die Vorausſetzung zu knüpfen, daß die 
in der Generalverſammlung anweſenden Perſonen das Stimm— 
recht für einen Mindeſtbetrag des Aktienkapitales, welcher in 
der Regel nicht mit weniger als mit einem Zehntel feſtzu— 
ſetzen iſt, auszuüben berechtigt ſind. 

Im Statute kann beſtimmt werden, daß für den Fall, 


64) HGB. § 25 
65) HGB. § 25 
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als eine Generalverſammlung beſchlußunfähig geblieben iſt, 
eine zweite Verſammlung einzuberufen iſt, welche ohne Rück— 
ſicht auf die Höhe des vertretenen Aktienkapitales für alle 
Gegenſtände, welche auf der Tagesordnung der erſten General: 
verſammlung geſtanden ſind, beſchlußfähig iſt, wenn in der 
Kundmachung der Einberufung der zweiten Verſammlung 
auf dieſen Umſtand ausdrücklich hingewieſen wird. Für eine 
ſolche Verſammlung kann im Statute die Friſt für die Ver— 
lautbarung der Einberufung (§ 40, letzter Abſatz) mit acht 
san die Friſt für die Deponirung der Aktien (S 42, 
Abſatz) mit fünf Tagen bemeſſen werden. 

Im Statute iſt zu beſtimmen, daß in der Generalver— 
ſammlung ein Verzeichnis der erſchienenen Aktionäre oder 
Vertreter von Aktionären mit Angabe ihres Namens und 
Wohnortes, ſowie des Betrages der von jedem vertretenen 
Aktien und der Anzahl der jedem zuſtehenden Stimmen auf— 
zulegen und jedem in der Generalverſammlung erſchienenen 
Aktionäre oder Vertreter von Aktionären in der General— 
verſammlung Einſicht in das Verzeichniß zu gewähren ift‘®). 


§ 46. 
Beſchlußfaſſung. 


Das Statut muß die Gegenſtände, über welche in der 
Generalverſammlung nicht ſchon durch einfache Stimmen— 
mehrheit der erſchienenen Aktionäre, ſondern nur durch eine 
größere Stimmenmehrheit oder nach anderen Erforderniſſen 
Beſchluß gefaßt werden kann, beſtimmt bezeichnen, ſowie 
genaue Beſtimmungen darüber enthalten, in welcher Weiſe 
die von der V vorzunehmenden Wahlen 
zu vollziehen ſind, und wer den Vorſitz in der Verſammlung 
zu führen hat. 


§ 47. 
Nachgründungen. 


Für die im § 39, Ziffer 1, erwähnte Beſchlußfaſſung 
über Verträge der dort bezeichneten Art hat das Statut 
vorzuſchreiben, daß der Generalverſammlung ein den Vor— 
ſchriften des § 9, 1. und 2. Abſatz, entſprechender Bericht 
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vorzulegen iſt, der von den Veräußerern und ſämmtlichen Mit⸗ 
gliedern des Vorſtandes und, wenn ein Aufſichtsrath beſteht, 
auch des Aufſichtsrathes unterfertigt ſein muß. 

Der Beſchluß, mit welchem einem ſolchen Vertrage die 
Zuſtimmung ertheilt wird, iſt im Statute an eine qualificirte 
Mehrheit zu binden, welche mindeſtens drei Viertel der in 
der Generalverſammlung abgegebenen Stimmen betragen 
und ein Viertel des geſammten Aktienkapitales umfaſſen muß. 

Im Statute iſt vorzuſehen, daß eine Abſchrift oder ein 
Abdruck des im 1. Abſatze erwähnten Berichtes jedem Aktionär 
über Verlangen ſpäteſtens drei Tage vor dem Tage der 
Generalverſammlung, von welcher über die betreffenden Ver— 
träge endgiltig Beſchluß gefaßt werden ſoll, ausgefolgt wer: 
den muß. 

8 48. 


Statutenänderungen s). 


Wenn es ſich um die Abänderung des Statutes handelt, 
iſt im Statute für die Giltigkeit des Beſchluſſes der Gene: 
ralverſammlung in der Regel zu fordern, daß die in der 
Generalverſammlung anweſenden Perſonen das Stimmrecht 
mindeſtens für ein Drittel des Aktienkapitales auszuüben 
berechtigt ſind, und eine Mehrheit von nicht weniger als drei 
Vierteln der abgegebenen Stimmen hierfür ſtimmt. 

Für den Fall, als mehrere Gattungen von Aktien mit 
verſchiedenen Berechtigungen vorhanden ſind, iſt im Statute 
feſtzuſetzen, daß jede Aenderung des Statutes, welche die 
Erhöhung oder Herabſetzung des Aktienkapitales oder die 
Aenderung des bisherigen Verhältniſſes der verſchiedenen 
Gattungen von Aktien zum Gegenſtande hat, eines Beſchluſſes 
der Generalverſammlung bedarf, bei welchem die Aktionäre 
in Gruppen geſondert nach den Gattungen der Aktien ab— 
zuſtimmen und die im 1. Abſatze aufgeſtellten Erforderniſſe 
der Beſchlußfaſſung ſinngemäß für jede einzelne Gruppe zu 
gelten haben. Das Statut kann für die Giltigkeit eines 
ſolchen Beſchluſſes überdies noch andere Erforderniſſe auf— 
ſtellen. 

Die Vorſchriften des vorſtehenden Abſatzes haben auch 
dann Anwendung zu finden, wenn neben den Aktien Genuß— 
ſcheine für verloſte Aktien (§ 33, Ziffer 3) ausgegeben find 


67) HGB. 88 274, 275. 
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und eine Statutenänderung, welche das Rechtsverhältniß der 
n gegenüber den Aktien betrifft, beſchloſſen wer⸗ 
den ſoll. 

Auch für die in dieſem Paragraphen angeführten Fälle 
kann im Statute eine Beſtimmung im Sinne des S 45, 
2. Abſatz getroffen werden. 

Die Abänderung des Gegenſtandes des Unternehmens 
kann nicht durch Stimmenmehrheit beſchloſſen werden, ſo— 
ferne dies nicht im Statute ausdrücklich geſtattet iſt (Artikel 215 
des Handelsgeſetzbuches). 


8 49. 
Rechnungsabſchluß. 


Der Vorſtand iſt verpflichtet, Sorge zu tragen, daß die 
erforderlichen Bücher der Geſellſchaft geführt werden“). 

Mit Schluß jedes Geſchäftsjahres, deſſen Beginn und 
Ende ſtatutariſch zu firiren iſt, muß ein Rechnungsabſchluß 
aufgeſtellt werden, welcher aus der Betriebsrechnung (Ge— 
winn⸗ und Verluſtkonto) und der Bilanz zu beſtehen hat. 

Die Grundſätze, nach welchen die Bilanz aufzunehmen 
iſt, müſſen im Statute beſtimmt werden ®°). 

Die Aufſtellung des Rechnungsabſchluſſes, welcher die 
ganze Gebarung der Geſellſchaft zu umfaſſen hat, muß unter 
Beobachtung der geſetzlichen Vorſchriften und mit der Sorg— 
falt eines ordentlichen Kaufmannes erfolgen. Insbeſondere 
ſind ſämmtliche Aktiven und Paſſiven nach dem Werthe an— 
zuſetzen, welcher ihnen zur Zeit der Aufnahme der Bilanz 
thatſächlich beizulegen iſt. 

Bei Vermögensſtücken, welche nach ihrer Beſchaffenheit 
einer Abnützung oder Wertverminderung unterliegen, iſt eine 
der ſachgemäßen Veranſchlagung entſprechende Abſchreibung 
an dem Buchwerthe derſelben vorzunehmen und in dem 
Rechnungsabſchluſſe entſprechend zum Ausdruck zu bringen. 
Die Vornahme der nothwendigen Abſchreibungen iſt ſtatutariſch 
zu regeln und erforderlichenfalls auch der Schlüſſel, nach 
welchem dieſe Abſchreibungen zu erfolgen haben, im Statute 
feſtzuſetzen. 

Das Aktienkapital iſt auch dann, wenn ſtatutengemäß 


68) HGB. 8 239. 
69) HGB. § 260 Abi. 2, § 261. 
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eine ſucceſſive Einlöſung der Aktien aus dem Reingewinne 
($ 33) erfolgt, inſolange in der ſtatutenmäßig feſtgeſetzten 
Höhe unter den Paſſiven in der Bilanz aufzuführen, als 
nicht eine Reduktion dieſes Aktienkapitales (§ 18) unter Be⸗ 
obachtung der geſetzlichen Vorſchriften durchgeführt wurde. 


§ 50. 
Rechnungslegung )). 


Im Statute iſt vorzuſehen, daß der Rechnungsabſchluß 
alljährlich vom Vorſtande der ordentlichen Generalverſamm⸗ 
lung der Aktionäre mit einem Rechenſchaftsberichte, und zwar 
ſpäteſtens in den erſten ſechs Monaten jedes Geſchäftsjahres 
vorgelegt werde. Ausnahmsweiſe kann bei einzelnen Aktien⸗ 
geſellſchaften mit Rückſicht auf die beſondere Beſchaffenheit 
des Geſchäftsbetriebes zugeſtanden werden, daß die Friſt zur 
Vorlage der Bilanz an die Generalverſammlung längſtens 
mit zwölf Monaten nach Ablauf des Geſchäftsjahres im 
Statute feſtgeſetzt werde. 

In das Statut iſt eine Beſtimmung darüber aufzu⸗ 
nehmen, daß eine Ausfertigung des Rechenſchaftsberichtes 
ſammt der Bilanz und dem Gewinn: und Verluſtkonto 
jedem Aktionär über Verlangen ſpäteſtens drei Tage vor 
dem Tage der Generalverſammlung, von welcher über die 
Genehmigung der Bilanz Beſchluß gefaßt werden ſoll, aus⸗ 
zufolgen iſt. 

Für die Beſchlußfaſſung über die Genehmigung der 
Bilanz iſt im Statute vorzuſchreiben, daß dieſe Beſchluß⸗ 
faſſung zu vertagen iſt, wenn dies in der Generalverſamm⸗ 
lung entweder mit einfacher Stimmenmehrheit beſchloſſen 
oder von einer Minderheit, welche mindeſtens den zehnten 
Theil des geſammten Aktienkapitales vertritt, unter Be⸗ 
mängelung beſtimmter Anſätze in der Bilanz verlangt wird. 
Die Vertagung hat im letzteren Falle inſolange zu erfolgen, 
bis über die bemängelten Anſätze die erforderliche Aufklärung 
ertheilt worden iſt. 


§ 51. 
Gründungskoſten. 


Bei der Errichtung der Geſellſchaft kann im Statute 
beſtimmt werden, daß die in demſelben zu ſpezialiſirenden 


70) HGB. $$ 260, 261. 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLIX. 22 


398 Rechtsquellen. 


Gründungskoſten als Auslagen auf die erſten Geſchäftsjahre, 
und zwar auf höchſtens fünf Jahre vertheilt werden. Als 
ſolche amortiſirbare Gründungsauslagen können nur die 
baren, bei der Errichtung der Geſellſchaft nothwendig zu be⸗ 
ſtreitenden Koſten einſchließlich der aus Anlaß der Gründung 
zu leiſtenden öffentlichen Abgaben zugelaſſen werden“). 
Mit dem Rechnungsabſchluſſe für das erſte Geſchäfts⸗ 
jahr iſt eine detaillirte Schlußabrechnung über den geſammten 
Gründungsaufwand der Generalverſammlung vorzulegen. 


8 52. 
Reingewinnvertheilung. 


Die Grundſätze, nach welchen der Reingewinn zu be⸗ 
rechnen und auszuzahlen iſt, ſind im Statute genau zu be⸗ 
ſtimmen. An die Aktionäre darf nur dasjenige vertheilt 
werden, was ſich als Ueberſchuß der bilanzmäßigen Aktiven 
nach Vornahme der erforderlichen Abſchreibungen von den⸗ 
ſelben und nach Abrechnung aller Paſſiven ergibt). 

Bei der Vertheilung des Reingewinnes hat die obliga⸗ 
toriſche Dotirung des Reſervefonds (§ 53, Z. 1) allen anderen 
Zuweiſungen voranzugehen ““). 


§ 53. 
Reſervefond ). 


Bei jeder Aktiengeſellſchaft iſt im Statute die Bildung 
eines Reſervefonds zur Deckung allfälliger Verluſte vorzu⸗ 
ſehen. Dieſem Reſervefonde ſind einzuverleiben: 

1. von dem jährlichen Reingewinne mindeſtens der 
zwanzigſte Theil ſo lange, als der Reſervefond den zehnten 
oder den im Statute beſtimmten höheren Theil des Grund⸗ 
. nicht überſchreitet; 

die Beträge, die bei der Errichtung der Geſellſchaft 
oder be einer Erhöhung des Grundkapitales durch Ausgabe 
neuer Aktien für einen höheren, als den Nennbetrag über 
dieſen und über den Betrag der durch die Aktienausgabe 
entſtehenden Koſten hinaus erzielt worden ſind; 

3. die Beträge, die von Aktionären für die Gewährung 


71) Dagegen HGB. § 261 Ziff. 4. 
72) HGB. §§ 213, 215. 
73) HGB. § 262. 
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von Vorzugsrechten für ihre Aktien eingezahlt wurden, ſoweit 
nicht deren Verwendung zu außerordentlichen Abſchreibungen 
oder zur Deckung außerordentlicher Verluſte beſchloſſen wird. 

Inſolange der Reſervefond den Betrag des zehnten 
Theiles des Aktienkapitales nicht überſchreitet, darf derſelbe 
überhaupt nur zur Deckung von Verluſten verwendet werden. 
Im Statute kann beſtimmt werden, daß der jeweilige 
Ueberſchuß des Reſervefonds über den vorerwähnten Betrag 
dazu verwendet werden kann, die an die Aktionäre hinaus⸗ 
zuzahlende Dividende bis zu einem im Statute feſtzuſetzenden 
Maximalbetrage, welche fünf Prozent des eingezahlten Aktien⸗ 
kapitales in einem Geſchäftsjahre nicht überſteigen darf, zu 
ergänzen. Für dieſen Fall iſt im Statute feſtzuſetzen, daß 
die Auszahlung dieſer Dividende nur nach erfolgter Deckung 
aller bilanzmäßigen Verluſte der Geſellſchaft erfolgen darf 
und daß die im 1. Abſatze unter Z. 2 und 3 erwähnten 
Beträge keinesfalls zur Auszahlung einer Dividende verwendet 
werden dürfen. 

Außer dem vorerwähnten Reſervefond kann im Statute 
auch noch die Bildung anderer Fonde vorgeſehen werden“). 

Ein bei der Geſellſchaft angeſammelter Fond kann zur 
Vertheilung an die Aktionäre, abgeſehen von dem Falle einer 
theilweiſen Zurückzahlung des Aktienkapitales unter Beob⸗ 
achtung der geſetzlichen Vorſchriften, überhaupt nur inſoweit, 
als dies nach dem Statute zuläſſig iſt und nur in der Form 
der Auszahlung einer außerordentlichen Dividende über Be⸗ 
ſchluß der ordentlichen Generalverſammlung auf Grund der 
Jahresbilanz herangezogen werden. 


§ 54. 
Kundmachungen. 


In dem Statute iſt die Form, in welcher die von der 
1 ausgehenden Bekanntmachungen erfolgen, feſt⸗ 
zuſetzen. 

Insbeſondere iſt hierbei auch zu beſtimmen, von welchem 
Organe, abgeſehen von dem bereits im § 40, 6. Abſatz, ge⸗ 
regelten Falle, dieſe Bekanntmachungen auszugehen haben, 
beziehungsweiſe von wem dieſelben zu fertigen ſind. 


74) 9351955 213, 271, Rücklagen. In dieſer Zeitſchrift Bd. XLVIII 
a . 519. 
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Weiter ſind auch die öffentlichen Blätter, in welche die 
Bekanntmachungen der Geſellſchaft aufzunehmen ſind, im 
Statute zu bezeichnen. In jedem Falle iſt die „Wiener 


Zeitung“ und überdies, falls der Sitz der Geſellſchaft außer⸗ 


halb Niederöſterreichs gelegen iſt, die betreffende amtliche 
Landeszeitung zur Aufnahme der geſellſchaftlichen Bekannt— 
machungen im Statute zu beſtimmen; doch kann im Statute 
angeordnet werden, daß die geſellſchaftlichen Bekanntmachungen 
außer in den vorbezeichneten, auch noch in anderen, im Statute 
anzuführenden öffentlichen Blättern aufgenommen werden“). 


§ 55. 
Auflöſung und Liquidation der Geſellſchaft. 


Die Beſtimmungen des § 48, 1. und 4. Abſatz, haben 
auch auf den Beſchluß der Generalverſammlung auf Auf: 
löſung der Geſellſchaft analoge Anwendung zu finden ). 

Ein Beſchluß auf Vereinigung einer Aktiengeſellſchaft 
mit einer anderen kann nicht durch Stimmenmehrheit be⸗ 
ſchloſſen werden, ſoferne dies nicht im Statute ausdrücklich 
geſtattet iſt (Artikel 215 des Handelsgeſetzbuches) ““). 

Im Statute iſt vorzuſehen, daß die Befugniſſe der 
Generalverſammlung und des Aufſichtsrathes, bezw. der 
Rechnungsreviſoren auch während der Dauer der Liquidation 
aufrecht bleiben 7°). 

Der Umfang der Vollmacht der Liquidatoren wird durch 
die Beſtimmungen des Handelsgeſetzes (Artikel 244, 2. Abſatz, 
bezw. Artikel 137 und folgende) geregelt. Im Statute iſt 
zum Ausdrucke zu bringen, daß die Veräußerung von un— 
beweglichen Sachen durch die Liquidatoren ohne Zuſtimmung 
der Generalverſammlung nicht anders als durch öffentliche 
Verſteigerung bewirkt werden kann“). 


75) HGB. 8 182 Abſ. 3. 

76) HGB. § 305 

77) HGB. § 305. 

78) HGB. § 298 Abſ. 5 § 299. 

79) HGB. § 298 Abſ. 1. Art. 244 Abſ. 4 der Novelle vom 18. Juli 
1884 machte die öffentliche Verſteigerung zur Regel. Dieſe Beſtim⸗ 
mung iſt mit Rückſicht auf 100 Degen Verkehrsverhältniſſe nicht 
übernommen. Denkſchrft. S. 
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Dritter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
§ 56. 
Staatsaufſicht. 


Die Aktiengeſellſchaften unterliegen nach Maßgabe der 
Beſtimmungen des kaiſerlichen Patentes vom 26. November 
1852, RGBl. Nr. 253, und der einſchlägigen geſetzlichen 
Vorſchriften der Aufſicht der Staatsverwaltung, welche von 
Amtswegen zur Wahrung der öffentlichen Intereſſen ausge⸗ 
übt wird. 

Ein ſtändiges Aufſichtsorgan wird bei einer Aktiengeſell⸗ 
ſchaft nur ausnahmsweiſe dann beſtellt, wenn eine ſolche 
Maßregel aus wichtigen öffentlichen Rückſichten geboten iſt. 

Ein Anſpruch der Aktionäre oder ſonſtiger Intereſſenten 
auf ein Einſchreiten der Staatsverwaltung beſteht nicht zu 
Recht und muß denſelben gegebenenfalls die Geltendmachung 
ihrer privaten Anſprüche gegenüber der Geſellſchaft im Civil⸗ 
rechtswege überlaſſen werden. 


8 57. 
Uebergangsbeſtimmungen. 


Die Beſtimmungen dieſer Verordnung finden auf be⸗ 
ſtehende Aktiengeſellſchaften nur inſoweit Anwendung, als 
die geltenden geſellſchaftlichen Statuten nicht entgegenſtehen. 


8 58. 
Wirkſamkeit der Verordnung. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Kund— 
machung in Wirkſamkeit. 
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VII. 
Ruſſiſches Münzgeſe von 7. Juni 1899 (a. St.). 


(Journal de St. Pétersbourg vom 25. Juni /7. Juli 1899. — 
Deutſches Handels⸗Archiv 1899 S. 761 ff.) 


Titel 1. 
Münzſyſtem. 


1. Das Recht, Münzen zu prägen, dieſelben in den 
Verkehr zu bringen und umzuprägen, iſt Staatsregal. 

2. c. 

3. Das Ruſſiſche Münzſyſtem beruht auf der Gold⸗ 
währung. Die Reichs⸗Münzeinheit iſt der Rubel, welcher 
17,424 Doli !) Feingold enthält. Der Rubel wird in 
100 Kopeken eingetheilt. 

4. Es werden Ruſſiſche Münzen aus Gold, Silber und 
Kupfer geprägt. 

5. Goldmünzen werden ſowohl aus Gold geprägt, das 
dem Staate gehört, als auch aus Gold, welches den Münzen 
zu Prägungszwecken von Privaten übergeben wird. Letzteres 
darf nicht zurückgewieſen werden, wenn das übergebene Fein⸗ 
gold nicht unter / Pfund ) beträgt. 

6. Es werden geprägt Goldmünzen zu 15 Rubel (Im⸗ 
perialen), 10 Rubel, 7 Rubel und 5 Rubel. 

7. Die Goldmünzen haben folgendes Feingewicht: das 
15 Rubelſtück — 2 Solotnik 69,36 Doli?), das 10 Rubel⸗ 
ſtück = 1 Solotnik 78,24 Doli, das 7½ Rubelſtück = 1 Solot⸗ 
nik 34,68 Doli und das 5 Rubelſtück = 87,12 Doli. 


8. Die Goldmünzen enthalten 900 Theile Feingold und 
100 Theile Kupfer. Ein Pfund Münzgold von dieſer Legirung 
muß ergeben 476 Rubel 35 /́ñ21 Kopeken. 


1) Gleich 0.774234 g = 2,6668 Franken. 

2) 1 Pfund = 96 Solotnik (1 Solotnik = 96 Doli) = 409, 5234 g. 

3) In Gramm ausgedrückt: das 15 Rubelſtück = 11,6135 g, das 
10 Rubelſtück = 7, 74234 g, das 7½ Rubelſtück = 5,80676 g 
und das 5 Rubelſtück = 3,87117 g. Somit gilt das 15 Rubel⸗ 
ſtück 40,002 Franken, das 10 Rubelſtück 26,668 Franken, das 
115 A 20,001 Franken und das 5 Rubelſtück 13,334 
Franken. 
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9. Das Grobgewicht der Goldmünzen beträgt: für das 
15 Rubelſtück 3 Solotnik 2,4 Doli (12,9039 g), für das 
10 Rubelſtück 2 Solotnik 1,6 Dola (8,6026 g), für das 
7 Rubelſtück 1 Solotnik 49,2 Doli (6,45195 g) und für 
das 5 Rubelſtück 1 Solotnik 0,8 Dola (4,3013 g). 


10. Der Durchmeſſer der Goldmünzen beträgt für das 
15 Rubelſtück 96 Punkte, für das 10 Rubelſtück 86 Punkte, 
für das 7¼ Rubelſtück 84 Punkte und für das 5 Rubelſtück 
72 Punkte. 


11. Bei der Herſtellung der Goldmünzen wird die zu⸗ 
läſſige Abweichung, wie folgt, feſtgeſetzt: 1. für den Fein⸗ 
gehalt im Mehr oder Weniger auf 1 Tauſendtheil des in 
Art. 8 angegebenen Satzes; für das Gewicht im Mehr oder 
Weniger beim 15 Rubelſtück auf 13 Zehntauſendtheile, beim 
10 und 7½ Rubelſtück auf 2 Tauſendtheile und beim 5 Rubel: 
ſtück auf 3 Tauſendtheile des in Art. 9 angegebenen Gewichts. 


12. Silber⸗ und Kupfermünzen werden ausſchließlich 
aus Metall geprägt, das dem Staat gehört. 

13. Silbermünzen werden geprägt in 1 Rubel⸗, 50, 25, 
20, 15, 10 und 5 Kopekenſtücken. 


14. Die 1 Rubel⸗, 50 Kopeken⸗ und 25 Kopekenſtücke 
enthalten 900 Theile Feinſilber und 100 Theile Kupfer, die 
Stücke zu 20, 15, 10 und 5 Kopeken 500 Theile Feinſilber 
und 500 Theile Kupfer. 1000 Rubel in Silbermünzen 
von 900 Tauſendtheilen Feingehalt wiegen 1 Pud 8 Pfund 
79 Solotnik 48 Doli, und 1000 Rubel in Silbermünzen 
von 500 Tauſendtheilen Feingehalt 1 Pud 3 Pfund 90 Solot⸗ 
nik 72 Doli ). 

15. Der Durchmeſſer der Silbermünzen beträgt: für 
1 Rubelſtücke 1 Zoll 32 Punkte, für 50 Kopekenſtücke 1 Zoll 
5 Punkte, für 25 Kopekenſtücke 89 Punkte, für 20 Kopeken⸗ 
ſtücke 86 Punkte, für 15 Kopekenſtücke 77 Punkte, für 
10 Kopekenſtücke 68 Punkte und für 5 Kopenſtücke 59 Punkte. 

16. Bei der Herſtellung der Silbermünzen wird die zu⸗ 
läſſige Abweichung, wie folgt, feſtgeſetzt: 1. für den Fein⸗ 
gehalt im Mehr oder Weniger auf 2 Tauſendtheile des in 


1) Oder nach dem metriſchen Gewichtsſyſtem: 1000 Rubel in Silber⸗ 
münzen von 900 Tauſendtheilen Feingehalt wiegen 19,995723 kg 
und enthalten 17,996 kg Feinmetall; 1000 Rubel in Silbermünzen 
von 500 Tauſendtheilen Feingehalt wiegen 17,996 kg und ent⸗ 
halten 8,998 kg Feinmetall. 
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Art. 14 angegebenen Satzes, und für 25 Kopefen:, 15 Kopeken⸗, 
10 Kopeken⸗ und 5 Kopekenſtücke auf 5 Tauſendtheile; 2. für 
das Gewicht im Mehr oder Weniger für 1000 Rubel Silber⸗ 
münzen auf 112 Tauſendtheil des in Art. 14 angegebenen 
Gewichts. 

17. Kupfermünzen werden geprägt in Stücken zu 5 Kope⸗ 
ken, 3 Kopeken, 2 Kopeken, 1 Kopeke, / Kopeke und ½ Ko⸗ 
peke, und zwar 50 Rubel auf das Pud Kupfer. 


18. Der Durchmeſſer der Kupfermünzen wird, wie folgt, 
feſtgeſetzt: für 5 Kopekenſtücke auf 1 Zoll 26 Punkte, für 
3 Kopekenſtücke auf 1 Zoll 9 Punkte, für 2 Kopenftüde 
auf 94 Punkte, für 1 Kopekenſtücke auf 84 Punkte, für 
½ Kopekenſtücke auf 63 Punkte und für ½ Kopekenſtücke 
51 Punkte. 

19. 

Titel 2. 


Münzumlauf. 


20. Die Berechnungen aller Abgaben, Einnahmen, Aus: 
gaben, Zahlungen ſowie aller Geldbeträge in Rechnungen, 
Urkunden und überhaupt bei allen Geldgeſchäften hat in 
Rubeln (Art. 3) zu erfolgen. 

21. Die vollwichtigen Goldmünzen (Art. 6) müſſen bei 
allen Zahlungen zu jedem Betrage angenommen werden. 


22. Das Minimalgewicht, welches Goldmünzen haben 
müſſen, um als vollwichtig angeſehen zu werden, wird, wie 
folgt, feſtgeſetzt: 15 Rubelſtücke = 3 Solotnik 1 Dola, 
10 Rubelftüde = 2 Solotnik 0,6 Dola, 7½ Rubelſtücke 
— 1 Solotnik 48 Doli, und 5 Rubelſtücke = 1 Solotnik. 


23. Goldmünzen von geringerem als dem im vorher⸗ 
gehenden Artikel (22) angegebenen Gewicht werden von den 
öffentlichen Kaſſen, ausgenommen in den im Art. 24 be⸗ 
zeichneten Fällen, gleichwerthig angenommen. 

24. Die beſchädigten oder ſtark abgenutzten Goldmünzen 
werden nur an den vom Finanzminiſter zu beſtimmenden 
öffentlichen Kaſſen angenommen; ihre Annahme erfolgt nach 
dem Gewicht des in ihnen enthaltenen Feingoldes unter Ab⸗ 
zug der Einſchmelzungs- und Prägungskoſten in Höhe von 
1 Kopek für 5 Rubel. 

25. Bei den öffentlichen Kaſſen angenommene nicht voll⸗ 
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wichtige (Art. 22) ſowie beſchädigte oder abgenutzte Gold⸗ 
münzen (Art. 24) werden nicht wieder in Umlauf geſetzt. 


26. Außer den in Art. 6 bezeichneten Goldmünzen ſind 
ſolche älterer Prägung in Umlauf. Von letzteren werden die 
nach dem Geſetz vom 17. Dezember 1885 geprägten Imperialen 
(10 Rubel) und Halbimperialen (5 Rubel) von den öffent⸗ 
lichen Kaſſen, wie folgt, angenommen: die Imperialen für 
15 Rubel und die Halbimperialen für 7 Rubel 50 Kopeken, 
wenn das Gewicht der Imperialen nicht weniger als 3 Solot⸗ 
nik 1 Dola, und das der Halbimperialen nicht weniger als 
1 Solotnik 48 Doli beträgt. Die Imperialen und Halb⸗ 
imperialen von geringerem als dieſem Minimalgewicht ſowie 
die vor 1885 geprägten Goldmünzen: Imperialen (10 Rubel), 
Halbimperialen (5 Rubel) und Dukaten (3 Rubel), werden 
von den vom Finanzminiſter zu beſtimmenden Kaſſen nach 
dem in ihnen enthaltenen Feingoldwerth (Art. 54) ange⸗ 
nommen. 


27. Die Silber⸗ und Kupfermünzen dienen als Scheide⸗ 
münzen im Verkehr und bei Zahlungen. 


28. Der Geſammtbetrag der in Umlauf befindlichen 
Silbermünzen jol drei Rubel für den Kopf der Bevölkerung 
nicht überſteigen. Zur Ausgabe von Kupfermünzen hat der 
e jedesmal die Kaiſerliche Ermächtigung einzu⸗ 
holen. 

29. Privatperſonen ſind verpflichtet, bei jeder Zahlung 
Silbermünzen zu 1 Rubel, 50 Kopeken und 25 Kopeken im 
Betrage bis zu 25 Rubel, und die anderen Silbermünzen 
ſowie Kupfermünzen im Betrage bis zu 3 Rubel anzunehmen; 
von den Staatskaſſen werden dieſe Münzen in jedem Betrage 
bei allen Zahlungen angenommen, mit Ausnahme der Zoll⸗ 
zahlung, wobei Silber: und Kupfermünzen nur bis zu den 
durch das Zollreglement feſtgeſetzten Beträgen angenommen 
werden. 


30. Die bei den Staatskaſſen eingehenden abgenutzten 
Silber⸗ und Kupfermünzen werden nicht wieder in Umlauf 
gebracht; beſchädigte Silber: und Kupfermünzen ſowie ſolche, 
deren Gepräge unkenntlich geworden iſt, werden von den 
Staatskaſſen zurückgewieſen und brauchen auch von Privat: 
perſonen nicht angenommen zu werden. 


31. ꝛc. 
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Titel 3. 
St. Petersburger Münze. 
53. Die Münzprägegebühren werden auf 42 Rubel 
31½ Kopeken für das Pud Feingold feſtgeſetzt. 


54. Gold wird von der Münze zu 5 Rubel 505% 63 Ko⸗ 
peken für den Solotnik Feingold berechnet. 


2c. 
VIII. 
Japaniſches Handelsgefehbud neh Einführungsgeſetz. 
Von 
Keyßner. 


— 


Dem japaniſchen Handelsgeſetzbuch, deſſen Entſtehung 
und Geſtaltung ſind in dieſer Ztſchr. Bd. XLVII S. 125 ff., 
Bd. XL VIII S. 594 ff. eingehende Darſtellungen gewidmet. 
Inzwiſchen iſt das Geſetzbuch abgeſchloſſen mit dem 1. Juni 
1899 in Kraft getreten. Dr. Ludwig Lönholm, Prof. an 
der kaiſerl. Univerſität Tokyo, hat, wie von den Entwürfen, 
jetzt von dem Geſetzbuch eine deutſche Ueberſetzung gefertigt 
und veröffentliht (Bremen, Max Nößler). 

Es iſt erfreulich, daß durch die Ueberſetzung, der in § 17 
deutſche Wörter unter Hinweis auf die Paragraphen des 
Geſetzbuchs beigefügt werden ſollten, die Kenntniß des japani⸗ 
Handelsrechts eröffnet und damit für eine Rechtsvergleichung 
das Mittel geboten iſt, wofür Dr. Oskar Borchardt in ſeinem 
Werk „Die Handelsrechte des Erdballs“ Unvergeßliches 
geleiſtet hat. 

Inzwiſchen ſind Verordnungen ergangen vom 8. Juni 
1899 betreffs der Zulaſſung ausländiſcher Banken zum Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb, vom 15. Juni 1899 betreffs die Zweignieder⸗ 
laſſungen ausländiſcher Handelsgeſellſchaften und die von 
Ausländern errichteten Handelsgefellſchaften und ſonſtigen 
Vereinigungen, ſowie betreffs ausländiſcher Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften. (Deutſches Handelsarchiv 1899 S. 837 ff.) 


Literatur. 


I. Das Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 1897 
(mit Ausſchluß des Seerechts). Auf der Grund⸗ 
lage des Bürgerlichen Geſetzbuches erläutert von 
Dr. A. Düringer, Oberlandesgerichtsrath in Karls⸗ 
ruhe und Dr. M. Hachenburg, Rechtsanwalt in 
Mannheim. (1. bis 4. Lieferung). 


Obwohl es im Allgemeinen nicht üblich iſt, ein in Lieferungen er⸗ 
ſcheinendes Werk zu beſprechen, bevor es fertig vorliegt, kann hier wohl 
ſchon um deswillen eine Ausnahme gemacht werden, weil der unter 
obigem Titel erſcheinende Kommentar, zu dem ſich zwei juriſtiſche Schrift⸗ 
ſteller beſten Rufes und Anſehens vereinigt haben, der erſte iſt, der das 
Vürgerliche Geſetzbuch in der eingehendſten Weiſe und auf breiteſter 
Grundlage behandelt, ja zum Ausgangspunkte der ganzen Darſtellung 
macht. Dies vor Allem gibt dem Buche ſeinen eigenthümlichen Charakter 
und verleiht ihm beſonderen und dauernden Werth neben allen anderen 
vorhandenen Kommentaren, von denen keiner den vorliegenden nach dieſer 
Richtung erreicht. 

Andererſeits haben die Verfaſſer es verſtanden, auch durch ein⸗ 
ſichtige Heranziehung der Vorarbeiten zum Handelsgeſetzbuch und der 
Protokolle der Sachverſtändigen⸗Kommiſſion von 1895, welche den erſten 
Entwurf des Handelsgeſetzbuchs zu berathen hatte und welcher Düringer 
als eines der verdienſtlichſten Mitglieder angehört hat, auf die Entwick⸗ 
lungsgeſchichte verſchiedener geſetzgeberiſcher Gedanken hinzuweiſen, die, da 
ſehr viele Neuerungen gerade aus Anregungen jener Kommiſſion er⸗ 
wachſen find, ſonſt kaum verſtändlich ſein würden. Die vielfach übliche, 
auch bei den beſten Kommentatoren zu findende Gepflogenheit, das Geſetz 
faſt ohne jede Rückſicht auf ſeine Vorgeſchichte, wie ein zufällig gewordenes 
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und willkürliches Produkt der Weisheit des Geſetzgebers, aus ſich ſelbſt 
heraus zu erörtern und darzulegen, wird der zu löſenden Aufgabe nicht 
gerecht. 

Nach dieſer allgemeinen Kennzeichnung des Charakters des vor⸗ 
liegenden Kommentars und ſeiner Stellung gegenüber den ſchon vorhan⸗ 
denen Kommentaren iſt es wohl angezeigt, auf beſonders gelungene Einzel⸗ 
heiten aufmerkſam zu machen. 

Dahin gehören: die Ausführungen auf S. 6— 12 über die Stellung 
des Weibes und der Ehefrau im Handelsrecht und über die vermögens⸗ 
rechtlichen Folgen des Handelsgewerbes der Ehefrau für den 
Ehemann und die Ehefrau, die eingehenden Erörterungen auf S. 42 — 51, 
die in erſter Linie eine Erläuterung des Abſatzes 2 des vielumſtrittenen § 3 
enthalten und namentlich die Rechtsfolgen darlegen, die ſich ergeben, je 
nachdem der Unternehmer eines mit dem Betriebe der Land- oder Forſt⸗ 
wirthſchaft verbundenen Nebengewerbes ſich in das Handels- 
regiſter eintragen oder nicht eintragen läßt. 

Dahin gehören ferner: 

Die eingehenden Erörterungen auf S. 121 —127 über die Vor⸗ 
ausſetzungen und Wirkungen der Vorſchrift des $ 27 über die Haftung 
des Erben für die früheren Geſchäftsverbindlichkeiten, wenn ein zum 
Nachlaſſe gehörendes Handelsgeſchäft von den Erben fortgeführt wird; 
über das Verhältniß des $ 37 (unbefugter Gebrauch einer Firma 
durch einen Anderen) zum bürgerlichen Recht, insbeſondere zum 
Namen⸗Recht ($ 12 B. GB), zum Reichsgeſetz vom 12. Mai 1894 
zum Schutz der Waarenbezeichnungen und zum $ 8 des Reichs⸗ 
geſetzes vom 27. Mai 1896 zur Bekämpfung des unlauteren Wett⸗ 
bewerbs (S. 143 — 146); die außerordentlich ſorgfältigen Darlegungen 
auf S. 164 — 174 über das Verhältniß der handelsrechtlichen Vorſchriften 
betreffend die Vollmacht zu denjenigen des Bürgerlichen Geſetzbuchs und 
die Anwendung der letzteren auf das handelsrechtliche Gebiet, ſo insbeſondere 
hinſichtlich des Schutzes des gutgläubigen Dritten bei ungiltiger Voll⸗ 
macht und hinſichtlich der Haftung des Vertreters ohne Vollmacht; end⸗ 
lich die ausgezeichneten Darlegungen auf S. 281 — 286 über die Unter: 
ſchiede des Handelsmäklers vom Handlungsagenten und 
das Verhältniß der handelsrechtlichen Vorſchriſten über den Handels⸗ 
mäkler zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 

Die hier beſonders angeführten Ausführungen ſind beinahe als 
Monographien zu kennzeichnen, welche kaum in einem Lehrbuche ſorg⸗ 
fältiger, klarer und eingehender behandelt ſein könnten. 

Als willkommener „Anhang“ iſt in der 4. Lieferung eine ein⸗ 
gehende Erläuterung der auf die Handelsregiſterführung bezüglichen Vor⸗ 
ſchriften (nicht „Beſtimm ungen“, wie die Verfaſſer hier und faſt überall 
ſonſt, entgegen dem Sprachgebrauche des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſagen) 
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des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
beigegeben. — 

Wird, woran nicht zu zweifeln iſt, das hier beſprochene Werk in 
dem Sinne vollendet, in dem es begonnen iſt, ſo wird es ohne Zweifel 
in der Praxis ſowohl, wie in der Rechtſprechnng einen mindeſtens 
gleichberechtigten Platz unter den beſten vorhandenen Kommentaren be⸗ 
anſpruchen können. 

Sehr zu bedauern iſt aber die bedeutende Verzögerung in der Fertig⸗ 
ſtellung der allerdings ſehr groß angelegten Arbeit. Während die erſten 
4 Lieferungen, die hier beſprochen wurden, in ziemlich raſcher Aufein⸗ 
anderfolge (vom Juli bis Dezember 1898) erſchienen ſind, iſt ſeitdem ein 
völliger Stillſtand eingetreten. Möge die hiermit ausgeſprochene Mah⸗ 
nung zu raſcherer, jederzeit willkommener Darbietung der noch ausſtehen⸗ 
den Lieferungen auf fruchtbaren Boden fallen! 

Vielleicht kann auch, mindeſtens bei ſpäteren Auflagen, die nicht 
fehlen dürften, der Wunſch erfüllt werden, daß, was das Nachſchlagen und 
Auffinden der einzelnen Geſetzes vorſchriſten ſehr erleichtert, auf jeder Seite 
mindeſtens über dem Texte, vielleicht aber auch am Rande, der un 
vermerkt werde, der gerade erläutert wird. 


Berlin, im Dezember 1899. 
Rießer. 


II. Kommentar zum Handelsgeſetzbuch (ohne 
Seeredt). Von Dr. Hermann Staub, Juſtiz⸗ 
rath und Rechtsanwalt in Berlin. 6. u. 7. Auflage, 
enthaltend das neue Handelsgeſetzbuch. 8. Berlin 
1899, J. J. Heines Verlag. 


Die früheren Auflagen dieſes Werkes ſind angezeigt Bd. XLII 
S. 320; Bd. XLIV S. 584. Bereits 1897 veröffentlichte der Verfaſſer 
eine vergleichende Darſtellung des alten und des neuen Handelsgeſetzbuches 
in Verbindung mit Buch I Abſchnitt 6; angezeigt Bd. XLVII, S. 507. 

Der Kommentar zu dem Handelsgeſetzbuch, wie es mit dem 
1. Januar 1900 in Kraft tritt, bezeichnet ſich als 6. und 7. Auflage; damit 
iſt der Zuſammenhang des vorliegenden Werkes (Liefg. 1— 5 bis § 261) 
mit dem früheren gekennzeichnet. Die früheren Auflagen haben in Gerichts⸗ 
höfen und im Handelsſtande Verbreitung gefunden, wie ſich deſſen keine 
andere Bearbeitung des Handesgeſetzbuches rühmen darf. Mit der Ver⸗ 
breitung iſt die Anerkennung bezeugt und der Einfluß auf Anſchauung 
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im Verkehr und auf Rechtſprechung verbunden. Dieſer, man darf ſagen, 
für Verfaſſer und Verleger glänzende Erfolg hat feine Grundlage in der 
Art der Bearbeitung. Erfahren im Verkehr, kundig in der Nechtswiſſen⸗ 
ſchaft, urtheilskräftig in der Beurtheilung der verſchiedenen Anſichten, 
ohne Beſtreben ſich mit neuen Anſichten in den Vordergrund ſtellen zu 
wollen, legt der Verfaſſer den Stoff in gemeinverſtändlicher Ausführlichkeit dar, 
was dem Unerfahren ganz beſonders willkommen iſt, weil ihm damit eine 
eigene Entwicklung auf Grund oder aus ſcharf hingeſtellten leitenden Grund⸗ 
ſätze erſpart iſt. Kein anderer Kommentar des Handelsgeſetzbuches dürfte 
deshalb jo Häufig als Stütze für Anſichten in Anwaltsſchriften, handels⸗ 
rechtlichen Auskünften und Urtheilen angeführt ſein, als Staub. Die 
neue Auflage ſtellt im Allgemeinen erweiterte Anſprüche an den Bearbeiter. 
War das Allgemeine Deutſche Handelsgeſetzbuch in weiten Theilen ſelb⸗ 
ſtändig und durfte in ſich geſchloſſen beurtheilt werden — wie z. B. die 
offene Handelsgeſellſchaft —, ſo endete dieſe Beſchränkung. § 105, 
Abſ. 2, das Verſchwinden der Art. 354, 355 u. ſ. w. beweiſen, wie Handels⸗ 
geſetzbuch mit dem Bürgerlichen Geſetzbuch unlöslich verbunden find. Ein 
Blick in die Zukunft darf eine immer weiter greifende Vereinigung in 
Ausſicht nehmen. 

Der Verfaſſer hat, wie die bisher erſchienenen Lieferungen darthun, 
die Verbindung des Geſetzbuches in ſorgſamen Verarbeitungsangriff ge⸗ 
nommen, was ſich in den §§ 373 ff. gewiß weiter bethätigen wird. Die 
Stellung, welche ſich der Kommentar errungen hat, darf damit für die 
6. u. 7. Auflage wieder erwartet werden. 


Bereits in dieſer Zeitſchrift Bd. XLVII S. 510 iſt hingewieſen auf 


III. Das Deutſche Seerecht. Kommentar zum vierten 
Buch des Handelsgeſetzbuches vom 10. Juni 1897 
und den ſonſtigen Nebengeſetzen. Von Dr. Georg 
Schaps, Landrichter in Hamburg. Berlin 1900, 
J. J. Heines Verlag. 


Dieſer Kommentar iſt, langſam vorrückend, inzwiſchen zu Lieferung 3 
bis § 528 gelangt. Nach der Inſchrift bezeichnet ſich dieſes Werk als 
eine Ergänzung zu Stau b's Kommentar. Nach der äußeren Geſtalt ſchließt 
es ſich dem vorangegangenen Werk durchaus an. Die Erläuterungen ergeben 
erfreulich, daß auf das ausländiſche Recht die unabweisliche Rückſicht ges 
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nommen wird, wofür Dr. Oskar Borchardt's rühmliches Werk „Die 
geltenden Handelsgeſetze des Erdballs“ ein nächſtliegendes Hilfsmittel iſt. 
Hoffentlich ſchreitet die Arbeit rüſtig fort. Dr. Keyßner. 


Bd. XLVII S. 504 iſt angezeigt, daß der Kommentar zum Handels⸗ 
geſetzbuch, welcher in elf Auflagen von dem verſtorbenen Juſtizrat Makower 
herausgegeben war, in 12. Auflage von dem Sohn Rechtsanwalt Makower⸗ 
Berlin für Buch 1—3 bearbeitet wird (Berlin, J. Guttentag). Dieſe 
Ausgabe iſt inzwiſchen bis § 290 fortgeſchritten. Abgeſchloſſen liegt zur 
Vervollſtändigung dieſer Ausgabe vor: 


IV. Handelsgeſetzbuch mit Kommentar. Zweiter 
Band: Buch IV (Seehandel), unter Berück⸗ 
ſichtigung der ſonſtigen Nebengeſetze herausgegeben 
von E. Loewe, Landgerichtsrath. 8. (550 S.) 
Berlin 1900, J. Guttentag. 


Die Arbeit lehnt ſich weſentlich an die frühere Bearbeitung des 
Seerechts von Makower an; in der äußeren Geſtalt folgt ſie der Ein⸗ 
richtung des Bd. I, was namentlich betreffend die Inſchrift zu den einzelnen 
Paragraphen und die Anfügungen der Anmerkungen gilt. Dem Geſetzes⸗ 
wort mit erläuternden Anmerkungen, in denen namentlich die Recht⸗ 
ſprechung verwerthet iſt, iſt ein reichhaltiger Anhang angeſchloſſen, 
welcher für die Benützung des Buches von beſonderer Bedeutung iſt. 
Dieſer Anhang gibt: 1. Reichsgeſetz betreffend des Flaggenrechtes der Kauf⸗ 
fahrteiſchiffe vom 22. Juni 1899 (vgl. dieſen Band der Zeitſchrift S. 235 ff.); 
die reichsgeſetzlichen Beſtimmungen über Verpfändung und Verſteigerung 
von Seeſchiffen; Reichsgeſetz über Küſtenſchiffahrt; Reichsgeſetz betreffend 
das Priſengericht. Unter der Ueberſchrift „Schiffer“ find mitgetheilt: 
Reichsgeſetz betreffend die Schiffsanmeldungen bei den Konſulaten vom 
25. März 1880; Reichsgeſetz betreffend die Unterſuchung von Seeunfällen 
vom 27. Juli 1877; die Verordnungen betreffend den Zuſammenſtoß von 
Schiffen; Verordnungen betreffend die Lichter und Signalführung der Fiſcher⸗ 
fahrzeuge und der Lootſendampffahrzeuge auf See vom 15. Auguſt 1876. 
Unter der Ueberſchrift „Schiffsmannſchaft“ iſt eingeſtellt: Seemannsord⸗ 
nung vom 27. Dezember 1872; Reichsgeſetz betreffend die Verpflichtung 
deutſcher Kauffahrteiſchiffe zur Mitnahme hilfsbedürftiger Seeleute vom 
27. Dezember 1872. Es folgt Reichsgeſetz über das Auswanderungsweſen 
vom 9. Juni 1897 nebſt dazu ergangenen Bekanntmachungen vom 
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14. März 1898. Die Ueberſchrift „Strandung“ bringt die Strandungs⸗ 
ordnung vom 17. Mai 1874 nebſt Inſtruktionen vom 24. November 1875. 
Endlich „Allgemeine Seeverſicherungsbedingungen von 1867“ (S. 466 
bis 521), wobei auf die Vorbemerkung zu Buch IV Abſchnitt 10 ver⸗ 
wieſen wird. 

Durch dieſen mit guter Auswahl zuſammengeſtellten Anhang kann 
dieſer Band, welcher zu den allgemeinen Seeverſicherungsbedingungen und 
zum Buch IV mit beſonderen ABC-Regiſtern verſehen iſt, als Seerecht 
bezeichnet werden, ſo daß es jedem deutſchen Seeſchiff als Ausſtattung zu 
empfehlen iſt. Dr. Keyßner. 


V. O. Rudorff, Rath am hanſeatiſchen Oberlandes⸗ 
gericht. Handelgeſetzbuch vom 10. Juni 1897. 
8. (364 S.) Stuttgart 1898, Ferdinand Enke. 


Wenn ſeit dem Erſcheinen dieſer mit Erläuterungen ausgeſtatteten 
Ausgabe des Handelsgeſetzbuches, wie es mit dem 1. Januar 1900 in 
Kraft tritt, bereits zwei Jahre verlaufen ſind, ſo bietet der Erfolg und 
die Verbreitung bereits eine ſichere Grundlage für die Beurtheilung. Es 
iſt mir erfreulich, bezeugen zu können, daß der „Rudorff“ ſich gut in die 
Gerichtsbibliotheken eingeführt hat, daß das Buch für die Benutzung in 
den Sitzungen durch angeordnete Anſchaffung bereit geſtellt iſt und daß 
es in Vorleſungen über Handelsrecht den Zuhörern empfohlen wird. Der 
Verfaſſer hat einzelnen Abſchnitten eine Einleitung vorangeſchickt, worin 
eine Ueberficht über die Abweichungen zwiſchen heutigem Recht und dem 
künftigen gegeben wird. So namentlich bei der offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft, dem Handelskauf, dem Frachtgeſchäft u. ſ. w. Die Anmerkungen 
beginnen mit einem Hinweis auf die entſprechenden Artikel des Handels⸗ 
geſetzbuchs und die Denkſchrift (Ausgabe Guttentag) und kennzeichnen aus⸗ 
drücklich das Neue. Die Erläuterungen find mit großer Vorficht be⸗ 
ſchränkt. Es darf hierin ein beſonderer Vorzug dieſer Ausgabe gefunden 
werden. Der Verfaſſer wußte, was grundlegend für das Verſtändniß des 
Geſetzes iſt, worauf dann fortentwickelt werden kann; hier muß klar 
und deutlich geſprochen werden. Abſonderliche Fälle können überhaupt 
bei Seite gelaſſen werden, oder es genügt ein Hinweis auf den reichlich 
und mannigfach erfolgten Abdruck von Urtheilen. Hiermit dürfte erſichtlich 
gemacht fein, mit welcher Auswahl Verfaſſer die Rechtſprechung ver⸗ 
werthet hat. Ein Abtheil des Bürgerlichen Geſetzbuches als Einſchaltung 
iſt, wo ſich dies als unentbehrlich ergab, wie bei der offenen Handels⸗ 
geſellſchaft mit Rückſicht auf § 105, Abi. 2, überall zum Abdruck ge⸗ 


Literatur. 353 


bracht, wie das Handelsrecht nicht losgelöſt werden kann von dem deut⸗ 
ſchen Grundrecht. Hierbei ſei dem Kaufmann zugerufen, daß er in ſeine 
kärgliche Bücherei neben einer Ausgabe des Handelsgeſetzbuches durchaus 
das Bürgerliche Geſetzbuch ſtellen muß. Die Auzsdrucksweiſe iſt genau 
und läßt entbehrliche Fremdwörter bei Seite, wie denn das anderweit 
benutzte Wort „Prinzip“ durch „Grundſatz“ erſetzt iſt. Daß die Be⸗ 
zeichnung „Einheitsgründung“, „Zeichnungsgründung“ (S. 135, 138. Vgl. 
dieſe Ziſchr. Bd. XLVII, S. 547) genehmigt worden iſt, erkenne ich mit 
beſonderem Dank an. 

Schließlich ſei die Sorgfalt des ABC⸗Regiſters hervorgehoben und 
Druck, Papier und Einband gelobt. 

Keyßner. 


VI. H. Könige, Landgerichtsrath-Mannheim. Handels⸗ 
geſetzbuch vom 10. Juni 1897, nebſt Ab⸗ 
druck des Geſetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit und Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetz (Titel 7. Kammer für Handelsſachen). Ver: 
glichen mit dem Allgemeinen Deutſchen Handels⸗ 
geſetzbuch, dem Bürgerlichen Geſetzbuch und der 
Rechtſprechung des Reichsgerichts und des Reichs⸗ 
Oberhandelsgerichts. Zum praktiſchen Gebrauche 
dargeſtellt. kl. 8. (410 S.) Berlin 1899, J. Gut⸗ 
tentag. 


Der Inhalt entſpricht der Ankündigung auf dem Titelblatt. Die 
Neuerungen gegen früheres Geſetz find kenntlich gemacht. Einzelnen Ab⸗ 
ſchnitten find eingehende Ueberſicht gebende Einleitungen vorangeſchickt, in 
welcher Beziehung die Vorbemerkung zum Handelskauf S. 215 mit be⸗ 
ſonderer Anerkennung hervorgehoben ſei. Nach der maßgebenden Recht: 
ſprechung find kurze Erläuterungen beigefügt. Sprachlich ſei bemerkt, 
daß Entäußerung vermeidlicher Fremdwörter erwünſcht geweſen wäre. 
Simultan und Succeſſivgründung (vgl. dieſe Ztſchr. Bd. XLVII S. 548) 
S. 104. 132, Tantieme, Fixum S. 152. Auch durch feine äußere Aus⸗ 
ſtattung empfiehlt ſich das Buch. 


Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLIX. 23 
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VII. Die Handelsgeſetzgebung des Deutſchen 
Reiches. Handelsgeſetzbuch vom 10. Juni 1897 
einſchließlich des Seerechts. Allgemeine Deutſche 
Wechſelordnung. Die ergänzenden Reichsgeſetze. 
Mit ausführlichem Sachregiſter herausgegeben von 
Dr. Emil Friedberg, königl. ſächſiſcher Geheim⸗ 
rath und ordentlicher Profeſſor der Rechte an der 
Univerſität Leipzig. 5. Auflage. 8. (XLIV und 
848 S.) Leipzig 1899, Veit & Co. 


Die dritte Auflage iſt Bd. XLIII S. 397 angezeigt. Die Um⸗ 
arbeitung des Handelsgeſetzbuchs und die Entſtehung des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs machten eine weſentliche Umgeſtaltung nothwendig, wobei bes 
ſtrebt iſt, das Alte mit dem Neuen in Verbindung zu halten, wozu na⸗ 
mentlich die Einfügung der bisherigen Artikel- und Paragraphenzahlen 
neben denen der neueren Geſetzesgeſtalten benutzt iſt. Der Inhalt (V- XIX) 
verzeichnet die Reihenfolge der im Buch enthaltenen Geſetze; es folgt Ver⸗ 
zeichniß der abgedruckten Geſetze nach der Zeitfolge geordnet (XX - XVII). 
Hiermit iſt die Fülle des Inhalts erkennbar, ſo daß ein vollſtändiger 
Geſetzeskodex dem Verſprechen des Buchtitels gemäß gegeben iſt zugleich 
für Vorleſungen, dem Handelsrichter und in den Geſchäftsſtuben der Kauf⸗ 
leute. Dankenswerth iſt die Gegenüberſtellung der älteren und der neuen 
Geſetzesgeſtalten und zwar des Handelsgeſetzbuchs, des Genoſſenſchafts⸗ 
geſetzes und des Geſetzes, betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung; erfichtlich iſt dabei namentlich für das Handelsgeſetzbuch was 
fortgefallen iſt, hauptſächlich wegen Uebernahme in das Bürgerliche Geſetz⸗ 
buch, ſodann iſt die ältere Rechtſprechung und Literatur leicht benutzbar 
gemacht für die Neuzeit. Erläuterungen ſind nicht gegeben, aber einge⸗ 
fügt find die einſchlägigen Paragraphen des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
(wobei die SS 793—808 geſchloſſen erwünſcht geweſen wären). Den 
Abſchluß macht ein ausgiebiges ABC-Regiſter. Die äußere Ausſtattung 
iſt beachtenswerth, Papier und Einband haltbar, der Druck ſcharf und 
deutlich. K. 


VIII. Die Handelsgeſetzgebung. Mit ausführlichem 

Sachregiſter von A. E. Fuchs, Landgerichtsdirektor 

in Leipzig. kl. 8. (362 und 192 S.) Leipzig 1899, 
Roßberg'ſche Hofbuchhandlung. 

Der erſte Theil mit rothem Schnitt enthält das Handelsgeſetz mit 

Seerecht. Angeſchloſſen ſind das Reichsgeſetz über die Angelegenheiten der 
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freiwilligen Gerichtsbarkeit, ſowie die $$ 33. 35, 46 der Reichsgrundbuch⸗ 
ordnung, $S 10, 180 — 182 des Reichsgeſetzes über die Zwangsverſteigerung. 
Der zweite Theil mit weißem Schnitt bringt 15 „handelsrechtliche Neben⸗ 
geſetze“. Somit iſt ein kleiner ſauberer Geſetzeskodex geliefert, dem ein 
ausgiebiges Sachregiſter beigefügt iſt. K. 


IX. Das Reichscivilrecht. Die Reichsgeſetz⸗ 
gebung über Bürgerliches Recht und Civil⸗ 
prozeß. Mit Anmerkungen und Sachregiſter. Von 
O. Rudorff, Oberlandesgerichtsrath, und Dr. 
Schaeffer, Landrichter. 8. (1437 S.) Berlin 1899, 
H. W. Müller. 


Geführt vom Bürgerlichen Geſetzbuch folgen 44 Reichsgeſetze, geordnet 
in bürgerliches Recht, Handelsrecht, Gerichtsverfaſſung und Civilprozeß. 
In einem Anhang ſind 7 einzelne wichtige Verordnungen mitgetheilt, be⸗ 
treffend Viehgewährsmängel, Führung der Vereins⸗ und Genoſſenſchafts⸗ 
regiſter, Reichsgeſetz über Flaggenrecht, Hypothekenbankgeſetz und Anderes. 

Dieſe Zuſammenſtellung kann für den Handgebrauch als vollſtändig 
und ausreichend bezeichnet werden. Der Kaufmann kann ſich mit dieſem 
einen Bande ein Genüge ſein laſſen. Durch die erläuternden Anmerkungen 
werden namentlich die Beſtimmungen der Geſetze in Zuſammenhang ge⸗ 
bracht. Ein vortreffliches Sachregiſter (S. 1370 — 1427) mit gut gewählten 
Kennworten hilft dem Suchenden. Die Ausſtattung von Druck, Papier 
und Einband verdient Lob. br. Keyßner. 


X. V. Klemperer. Die rechtliche Natur der 
Genußſcheine. 8. (107 S.) Halle a. S. 1898, 
C. A. Kämmerer & Co. 


Eine werthvolle Diſſertation, die ein im Auslande vielfach unter⸗ 
ſuchtes, in Deutſchland aber bisher wenig beachtetes Inſtitut zum Gegen- 
ſtand nimmt. Die Genußſcheine ſpielen bei uns eine verhältnißmäßig 
beſcheidene Rolle, während ſie in Oeſterreich und Frankreich beträchtliche 
Bedeutung haben. Ihren eigentlichen Anwendungsfall finden ſie bei der 
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Amortifation von Aktien, der durch die Amortiſation betroffene Aktionär 
wird für die Unbill, die er erleidet, entſchädigt durch Weitergewährung 
gewiſſer Genußrechte (Antheil an der Dividende, an der Liquidationsquote) 
oder er wird gar grundſätzlich dem Aktionär gleichgeſtellt; die über ſeine 
Rechte lautende Urkunde heißt Genußſchein. Daneben finden ſich andere 
Fälle der Ausgabe von „Genußſcheinen“, ſei es, daß die früheren Beſitzer 
des „umgegründeten“ Unternehmens oder die Gründer ſolche erhalten (parts 
de fondateurs), ſei es, daß Obligationen ausgegeben werden, die den 
Gläubigern Rechte mit Bezug auf Dividende und Liquidationsquote ge⸗ 
währen (Entſch. d. RG.'s XXX S. 16 ff.), ſei es endlich, daß eine Um⸗ 
gehung des Verbotes der Theilung von Aktien (§ 179 Abſ. 1 = Art. 207 
Abſ. 3) durch Ausgabe non Genußſcheinen zu der einzelnen Aktie erſtrebt 
wird, die den Inhabern einen Theil der Erträgniſſe der Aktie zufichern. 
Alle dieſe letzteren Kategorien haben das Gemeinſame, daß ſie offenbar 
nur Gläubigerrechte verbriefen und man kann bei den Genußſcheinen 
„zu Aktien“ (S. 88 ff.) ſogar zweifeln, ob ſie rechtlich zuläſſig find. 
Die Entſcheidung des Dresdener Oberlandesgerichts (bei Holdheim VI 
S. 279), der ſich Klemperer anſchließt, iſt nicht völlig überzeugend. 
Dagegen iſt die Frage vielſach im Ausland und in neuerer Zeit 
auch in Deutſchland erörtert worden, ob die für amortiſirte Aktien 
ausgegebenen Genußſcheine Aktien oder nur Werthpapiere über Forderungen 
darſtellen. Während Behrend ihnen ſchlechtweg die Eigenſchaft als 
Aktien abſpricht, Andere es von der Lage des einzelnen Falls abhängig 
machen, ob Aktien oder Obligationen vorliegen, neigt Klemperer zu 
dem umgekehrten Extrem, fie für Aktien zu erklären. Nach ihm ſpricht 
eine Rechtsvermuthung dafür, daß Genußſcheine, die von einer Aktiengeſell⸗ 
ſchaft bei Amortiſation aus dem jährlichen Reingewinn ausgegeben werden, 
rechtlich Aktien ſind. Der Verfaſſer ſtützt ſich für ſeine Behauptung auf 
den wirthſchaftlichen Zweck, den die Ausgabe in dieſem Falle erſtrebt. 
Durch die Amortiſation von Aktien aus dem Reingewinne werde das 
Prinzip der Gleichbehandlung aller Aktionäre durchbrochen. Weil nun 
die Ausgabe der Genußſcheine den Zweck verfolge, die ausgelooſten Aktionäre 
den anderen möglichſt gleichzuſtellen, ſpräche die Rechtsvermuthung dafür, 
daß eine größere und nicht eine geringere Gleichſtellung beabfichtigt ſei, 
daß alſo die Genußſcheininhaber Aktionäre bleiben und nicht Gläubiger 
werden ſollen. — Ich kann mich von der Schlüfſigkeit dieſer Argumentation 
nicht völlig überzeugen. Gewiß ſoll wirthſchaftlich eine Ausgleichung der 
in der Amortiſation liegenden Härte gegen den ausgelooſten Aktionär in 
der Ausgabe der Genußſcheine liegen, aber folgt daraus, daß im Zweifel 
dieſer Mitglied bleibt? So viel iſt doch ſicher, daß an ſich die Einziehung 
der Aktie die Mitgliedſchaft tilgt. Wird nun dem Betroffenen durch das 
Statut ein Recht auf gewiſſe Genüſſe fortgewährt, ſo liegt doch darin, 
meine ich, ein Privileg, das ſtrikt zu interpretiren iſt. Ich meine alſo, 
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das Statut muß deutlich ſagen, er ſolle Mitglied bleiben, ſonſt würde ich 
annehmen, daß er nur Gläubiger iſt. In Deutſchland wird, ſoweit das 
Recht der zweiten Aktiennovelle das Verhältniß beherrſcht, der mit Stimm: 
recht ausgeſtattete Genußſcheininhaber jedenfalls Aktionär, der des Stimm— 
rechts beraubte jedenfalls nicht Aktionär ſein. Die Frage wird alſo allein 
die ſein: will ein Statut, das über dieſen Punkt ſchweigt, dem Genußſchein⸗ 
inhaber das Stimmrecht gewähren oder verſagen? Klemperer nimmt an, 
es gewährt, ich meine, es verſagt das Stimmrecht. Das Letztere ſcheint mir 
auch den wirthſchaftlichen Verhältniſſen zu entſprechen. Klemperer 
bekämpft ja mit Recht die Anſicht Behrend's, nach der Genußſcheinen 
ſtets die Eigenſchaft als Aktien abzuſprechen iſt, weil die Aktie die Be— 
theiligung mit einer Einlage am Grundkapital darſtelle, actions gratuites 
das deutſche Recht nicht anerkenne, dieſe Betheiligung aber mit Heimzahlung 
der Einlage fortgefallen ſei. Dieſe Anſicht iſt allerdings zu weit gehend. 
In der Rückzahlung des Einlagebetrages braucht nicht nothwendig die 
Rückzahlung der wirklichen Einlage zu liegen, der ausgelooſte Aktionär 
kann auch eine Prioritätsdividende, die ſeiner Einlage gleichkommt, bei der 
Amortiſation erhalten und im Uebrigen Aktionär bleiben. Aber das iſt 
doch nur ausnahmsweiſe der Fall, die Regel wird doch die ſein, daß er 
rechtlich die Einlage zurückerhalten ſoll. Dann aber entſpricht es dem 
Gedanken des Geſetzes, daß ihm das auf der Einlage ſich aufbauende Stimm— 
recht nicht mehr gebührt, und daß er folgeweiſe aufhört, Aktionär zu ſein 
(vgl. auch Staub, Kommentar $ 179 Anm. 4). 

Der Verfaſſer verfolgt die einzelnen Verhältniſſe, die ſich ergeben, 
wenn die ausgegebenen Genußſcheine Aktien und wenn ſie nicht Aktien 
ſind. Mit Recht bemerkt er für den erſteren Fall, daß die Sachlage 
dann die gleiche iſt, als ob zwei verſchiedene Gattungen von Aktien vor— 
liegen, daß die Geſellſchaft als Aktiengeſellſchaft auch andauern kann, 
wenn die ſämmtlichen Stammaktien bereits amortiſirt ſind, ein Fall, der 
bei der Berliner Bazaraktiengeſellſchaft eingetreten iſt (S. 62). 

Der Verfaſſer hat es ſich große Mühe koſten laſſen, aus den 
Statuten) das Material herbeizuſchaffen und ſchon dafür gebührt ihm 
Dank. Aber auch die Art ſeiner Behandlung des Staffes iſt von dem 
anzuerkennen, der ihm nicht überall zuſtimmen kann. 

Karl Lehmann. 


XI. A. Pinner. Das deutſche Aktienrecht. 
Kommentar zu Buch II, Abſchnitt 3 und 4 

1) In neuerer Zeit ſind die Genußſcheine bei deutſchen Kolonialgeſell⸗ 
ſchaften in Aufſchwung gekommen, ſo im Statut der Geſellſchaft 


„Nordweſt⸗Kamerun“. Ein Aufſatz darüber iſt in der Deutſchen 
Kolonial⸗Zeitung XVI S. 520 angekündigt. 
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des Handelsgeſetzbuchs vom 10. Mai 1897. 
8. (VIII und 382 S.) Berlin 1899, H. W. Müller. 


Der Kommentar gibt ein zuverläjfiges Bild des Standpunktes, den 
Praxis und Wiſſenſchaft in aktienrechtlichen Fragen einnehmen. Der 
Verfaſſer hat die ergangenen Entſcheidungen fleißig verzeichnet und auch 
die Literatur mit Sorgfalt benutzt. Die Darſtellung iſt fließend und klar. 
An ſelbſtändigen Ausführungen iſt freilich der Kommentar nicht gerade 
reich und wo der Verf. ſolche verſucht, wird er nicht ſtets Beifall finden. — 
In der Frage der Sonderrechte, die ziemlich die wichtigſte in der 
ganzen Materie iſt, ſchließt der Verf. ſich meinen Darlegungen im Archiv 
für bürgerl. Recht IX an, ſowohl in der ganzen Formulirung wie in 
den meiſten Einzelheiten. Ich halte die Frage durch meine Ausführungen 
nicht für konſtruktiv gelöſt, vermag aber einſtweilen noch nicht anzu⸗ 
erkennen, daß eine beſſere Formulirung von anderer Seite geboten iſt. 

Nicht zutreffend erſcheinen mir die Ausführungen Pinner's über 
die Nichtigkeit der Aktiengeſellſchaft (S. 320, 321). Aus 
§ 309 möchte ich allerdings folgern, daß ſonſtige Fälle der Nichtigkeit 
auf das Aeußerſte zu beſchränken ſind. Von den Beiſpielen, die S. 320 
vorgeführt werden, ſcheint mir keines zuzutreffen. Ich will nicht 
leugnen, daß außer den Fällen des § 309 weitere Nichtigkeits⸗ 
fälle möglich ſind, z. B. wenn die ſämmtlichen Zeichner geſchäfts⸗ 
unfähig ſind (Gierke in dieſer Zeitſchrift XLV S. 504). Aber 
indem das Geſetz die Nichtigkeitsklage auf eine beſtimmte Zahl von 
Fällen einſchränkt, von denen die meiſten zudem noch heilbar find 
(§ 310), hat es das Streben offenbart, die Aktiengeſellſchaft aufrecht 
zu erhalten, wo es irgend angeht. Im Grunde folgt es dabei nur 
den Vorſchriften des Bürgerl. Geſetzbuchs über eingetragene Vereine. 

Beizuſtimmen iſt Pinner, wenn er die Kommanditgeſell⸗ 
ſchaft auf Aktien für eine juriſtiſche Perſon erklärt (S. 341). Dieſe 
Auffaſſung ergibt ſich als zwingende, wenn man die Worte des § 320 
Abſ. 1, „das in Aktien zerlegte Grundkapital der Geſellſchaft“, mit 
denen des Art. 173 Abſ. 1, „Geſammtkapital der Kommanditiſten“, 
vergleicht. Das neue Geſetzbuch iſt zum engliſchen Syſtem über⸗ 
gegangen, der Komplementar iſt ein eigenthümliches Organ des ganzen 
Verbandskörpers geworden, und das iſt praktiſch zutreffender !). 

Die Uebergangsfragen berückſichtigt der Verfaſſer leider nur ſpora⸗ 
diſch, die Fragen der Statutenkolliſion faſt gar nicht. Für beide iſt 
aber gerade auf dem Gebiete des Aktienrechts eine eingehende Behand⸗ 
lung zu wünſchen. Auch die Materialien wären beſſer unter den Para⸗ 
graphen genau angeführt. — Die Ausſtattung iſt zu loben. 

— en Karl Lehmann. 


1) Vgl. dieſe Zeitſchrift oben S. 24 ff., 169 ff. 
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XII. C. E. Rieſenfeld. Der Einfluß des neuen 
Aktienrechts auf die Statuten der be⸗ 
ſtehenden Geſellſchaften. 8. (VI und 127 S.) 
Berlin 1899, R. Gärtner. 


Die Schrift des durch tüchtige Arbeiten auf dem Gebiete des 
bürgerlichen Rechts und Handelsrechts wohlbekannten Verfaſſers ver: 
folgt einen unmittelbar praktiſchen Zweck. Der Verfaſſer legt an der 
Hand einer Reihe von Statuten, zumal ſolcher chemiſcher Fabriken, 
die wichtigſten Abänderungen des neuen Aktienrechts dar und ertheilt 
wohlbegründete praktiſche Rathſchläge für die unerläßliche Umgeſtaltung 
der Statuten. Beachtenswerth ſind zumal die über den Rahmen der 
Arbeit freilich etwas hinausgehenden Ausführungen auf S. 90 ff. über 
Tantiemen von Vorſtand und Aufſichtsrath !). Von Einzelheiten wäre 
hervorzuheben, daß es zweifelhaft iſt, ob ſtatutariſch zugeſicherte Be⸗ 
zugsrechte durch Mehrheitsbeſchluß aufgehoben werden können (S. 43; 
vgl. dazu Holdheim in feiner Monatsſchrift VII S. 117 ff., und 
Pinner, Aktienrecht S. 262), und daß die Behauptung, das neue 
Geſetz gebrauche den Ausdruck „Interimsſchein“ nicht (S. 13) nicht 
zutrifft (vgl. z. B. § 209); auch die Frage, ob die für ältere Aktien⸗ 
geſellſchaften durch § 4 der zweiten Aktiennovelle vorbehaltenen beſon⸗ 
deren Beſtimmungen hinſichtlich des Stimmrechts der Aktionäre nun⸗ 
mehr hinfällig geworden ſind, wäre vielleicht noch zu erörtern geweſen. 

Die ſorgſam geſchriebene Arbeit kann wohl empfohlen werden. 

Karl Lehmann. 


XIII. Der Aufſichtsrat der Aktiengeſellſchaft. 
Von Dr. jur. Paul Tſcharmann. 8. (III und 
47 S.) Leipzig 1896, Veit & Co. 


In dieſer gut geſchriebenen Diſſertation treten zwar neue Ge: 
ſichtspunkte nicht auf und die Literatur ift nicht gebührend berückſichtigt. 
(Nicht erwähnt werden Coſack's und Gareis' Lehrbücher und mehrere 
Aufſätze in Buſch's Archiv Bd. XXXIV S. 1 ff. und Bd. XLVII 
S. 113 ff., in Gruchot's Beiträgen Bd. XX VII S. 338 ff. und 
im Deutſchen Handelsblatt 1874 Nr. 21.) Jedoch wird im Uebrigen 
das Thema zweckentſprechend erörtert. Insbeſondere iſt zu loben, daß 


1) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XLVIII S. 508. 
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der Verfaſſer die Statuten zahlreicher Aktiengeſellſchaften herangezogen 
hat. Bei der Entſcheidung der Streitfragen ſchließt ſich der Verfaſſer 
meiſt der unſeres Erachtens richtigen Meinung an. Die vom Verfaſſer 
getheilte herrſchende Anſicht, daß die Vorſchrift des Art. 209 des HGB.'s: 
„Jede Aktiengeſellſchaft muß außer dem Vorſtande einen Aufſichts⸗ 
rath haben“, auch auf die vor dem Inkrafttreten der Novelle vom 
11. Juni 1870 entſtandenen Geſellſchaſten anzuwenden ſei (S. 8 ff.), 
halten wir allerdings mit $ 2 Abſ. 1 des Geſetzes vom 18. Juli 1884 
nicht für vereinbar. Bei der Beſprechung der rechtlichen Natur der 
Stellung des Aufſichtsraths und ſeiner Mitglieder (der Verfaſſer ſagt 
hier S. 11 „Rechtsſtellung“, obgleich von dieſer die ganze Schrift han⸗ 
delt), wird der Aufſichtsrath als ein der Generalverſammlung eben: 
bürtiges Organ bezeichnet, während in Wahrheit die Generalverſamm— 
lung das oberſte Organ iſt. Der Satz: „Wählbar (in den Aufſichtsrath) 
find nur phyſiſche Perſonen, nicht Handelsfirmen oder Körperſchaften“ 
(S. 15), ſollte in einer juriſtiſchen Schrift nicht zu leſen ſein. Un⸗ 
richtig wird die Wahl des Syndikus oder des Vertrauensarztes in den 
Aufſichtsrath als ungiltig bezeichnet (S. 15), denn dieſe Perſonen find 
nicht ſtändige Geſchäftsführer (vgl. Art. 225 ), ſondern leiſten nur 
techniſche Dienſte (vgl. auch Behrend, Lehrbuch S. 859 Anm. 18). 
Nach der Anſicht des Verfaſſers iſt der Aufſichtsrath Kontrollorgan. 
manchmal Regierungs- und Verwaltungsorgan und Vertretungsorgan. 
Man darf jedoch von der Vertretung einer juriſtiſchen Perſon durch 
eines ihrer Organe nicht ſprechen, was freilich gewöhnlich, auch in 
Geſetzen, geſchieht, will man ſich nicht in Widerſpruch ſetzen mit der 
Bedeutung, die das Wort Vertretung in der allgemeinen und in der 
juriſtiſchen Sprache hat; denn bei der Vertretung handelt es ſich um 
das Eintreten einer (ſelbſtändigen) Perſon für eine andere (von ihr 
verſchiedene) Perſon, während das Organ als Glied das Ganze (dem 
es angehört) darſtellt, ſo daß es ſtets die juriſtiſche Perſon ſelbſt iſt, 
welche (durch ihr Organ) handelt. Man wird alſo ſagen müſſen, daß 
die Funktionen des Aufſichtsraths beſtehen in der Beaufſichtigung des 
Vorſtandes, ausnahmsweiſe in der Vornahme von Regierungs- oder 
Verwaltungsakten, oder Rechtsgeſchäften (im weiteſten Sinne). 
Paul Rehme. 


— 
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XIV. Dr. W. Ruland. Die Handelsbilanz. Eine 
volkswirthſchaftliche Unterſuchung. Mit einem Vor⸗ 
worte von Dr. H. v. Scheel. Berlin 1897, Otto 
Liebmann. 


Die Theorie der Handelsbilanz, welche gleich bei der Begründung 
der wiſſenſchaftlichen Nationalökonomie eine hervorragende Rolle geſpielt 
hat, iſt in neueſter Zeit wieder zur öffentlichen Diskuſſion geſtellt 
worden. Dem 1895 erſchienenen Werke des Referenten: „Der inter⸗ 
nationale Wirthſchaftsverkehr und ſeine Bilanz“ (Leipzig, Duncker & Hum⸗ 
blot) ſind außer verſchiedenen Aufſätzen die Schriften gefolgt: Dr. Hugo 
Bach, Internationale Arbeitstheilung (Wien 1896), das hier be⸗ 
ſprochene Buch von Dr. Ruland, die Schrift: Die Einwirkungen 
des Wertheverkehrs mit dem Auslande auf das Volksvermögen und den 
Volkswohlſtand (Generalbilanz der Volkswirthſchaft) von Dr. Oskar 
Martens (Berlin 1897) und die Studie: Theorie der auswärtigen 
Wechſelkurſe von Dr. Erwin Hönncher (Zittau 1898). 

Entſprechend den Wandlungen der Nationalökonomie haben auch 
die Anſichten über den Werth der Handelsbilanz von einem Extrem 
ins andere gewechſelt. Die Merkantiliſten, welche im Außenhandel die 
wichtigſte Quelle des Nationalreichthums ſahen, berechneten die Bilanz, 
um ſo den auf Koſten eines anderen Landes erzielten Gewinn zu kon⸗ 
ſtatiren. Adam Smith verwarf dieſe Lehre vollſtändig und ſtellte 
dagegen die Bilanz der jährlichen Produktion und Konſumtion auf. 
Erſt Goſchen's 1863 erſchienene werthvolle Schrift über die Theorie der 
auswärtigen Wechſelkurſe gab der Lehre einen neuen Impuls und eine 
weitere Vertiefung. Goſchen wies nach, daß der internationale Güter⸗ 
austauſch ſich nicht im Waarenverkehre erſchöpfe, ſondern auch einen 
ausgedehnten Zahlungsverkehr zur Folge hat; da nun die auswärtigen 
Wechſel dieſen Austauſch von Guthaben oder Schulden repräſentiren, 
können die Wechſelkurſe als das Barometer der Zahlungsbilanz gelten, 
die ein Gegenſtück bilde zur Waarenverkehrsbilanz. Einige deutſche 
Theoretiker, namentlich Soetbeer und Scheel, haben dann dieſe 
Idee weiter verfolgt. 

In ſeiner obgenannten Schrift hat ſich der Verfaſſer dieſer Zeilen 
bemüht, nachzuweiſen, daß auch hiermit noch kein vollſtändiges Bild des 
internationalen Wirthſchaftsverkehrs gegeben iſt. Nicht bloß Waaren, 
Geld und Werthpapiere find darin zu finden; auch immaterielle Güter, 
wie Arbeitsleiſtungen (Frachtverkehr), Arbeitskräfte (zeitige Auswande⸗ 
rung), Rechte und Verhältniſſe (Protektorat, Bündniß) u. ſ. w. üben 
einen mächtigen Einfluß auf ſeine Abwicklung, wie wir faſt täglich 
an Beiſpielen erfahren können. Die Handelsbilanz und die Zahlungs⸗ 
bilanz umfaſſen alſo nur einen Theil jenes großen Komplexes von 
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internationalen Werthübertragungen, für den die allgemeine Bezeichnung 
„internationale Wirthſchaftsbilanz“ zutreffend ſein könne. 

In dieſer Auffaſſung gibt das Thema Gelegenheit zu einer Fülle 
von wiſſenſchaftlichen Exkurſen, aber nur die Schrift Dr. Bach's er⸗ 
hebt ſich zu einer ſelbſtändigen Auffaſſung. Nach ihm verhält es ſich 
mit der internationalen Arbeitstheilung ähnlich wie mit der Arbeits⸗ 
theilung in der Politik. Wie das durch die vereinte Thätigkeit von 
Unternehmer und Arbeiter hergeſtellte Produkt rechtlich dem Unter⸗ 
nehmer zufällt, ſo verfügt auch im internationalen Wirthſchaftsverkehr 
die Induſtrie über die durch Urproduktion und Induſtrie hergeſtellten 
Waaren. Die mächtigſten Staaten ſind die Induſtrieſtaaten, weil es 
ihnen möglich wird, mehr zu konſumiren, als in ihrem Territorium 
produzirt wird, und eben deshalb ſei ihre Handelsbilanz ſtets paſſiv. 
Die aktive Handelsbilanz ſei alſo ſtets ein ungünſtiges Zeichen, weil 
ſie auf ein wirthſchaftliches Abhängigkeitsverhältniß zum Auslande 
ſchließen läßt. In dieſer apodiktiſchen Weiſe hingeſtellt, iſt dieſe 
Theorie zu einſeitig, ſie enthält aber ein Körnchen Wahrheit. 

Die Ruland'ſche Schrift führt die einſchlägigen Fragen unter 
vielfacher Anlehnung an andere Werke vor, ohne jedoch weſentlich 
neue Gedanken beizufügen. Ruland ſteht noch vollſtändig auf 
dem Standpunkt, daß die Handelsbilanz ein Korrelat zur Zahlungs⸗ 
bilanz und mit dieſer die Bilanz der geſammten Güterübertragungen 
oder die Zahlungsbilanz im weiteren Sinne bildet, bleibt jedoch in 
der Wahl feiner Ausdrücke nicht konſequent (vgl. die Bedeutung der 
Zahlungsbilanz auf S. 52 und auf S. 55). | 

Auch die Detailfragen find nicht immer glücklich behandelt. Die 
Unterſuchungen über den Einfluß des Agios auf die auswärtige Han⸗ 
delsbewegung zeigen, daß dasſelbe bei einer Erhöhung ſtimulirend 
wirkt, daß jedoch dieſe Stimulirung nur vorübergehend und ſpäter 
von ungünſtigen Folgen begleitet iſt. Dr. Ruland aber negirt 
überhaupt einen „erkennbaren Einfluß“ auf die Handelsbilanz. Be⸗ 
zeichnend iſt ſeine Stellung zur Theorie der Wechſelkurſe. Er gibt 
meinen Nachweis zu, daß das Verhältniß der Wechſelkurſe zur Zah: 
lungsbilanz durch eine Reihe von Umſtänden beeinflußt wird, die es 
nicht geſtatten, die Wechſelkurſe allgemein als Barometer der inter⸗ 
nationalen Zahlungsbilanz hinzuſtellen. Er läßt aber auch zugleich 
die Anſicht Heiligenſtadt's, eines „beredten Anwalts der Wechſel⸗ 
kurstheorie“, als richtig gelten, welcher eben jenes Wort vom Barometer 
der internationalen Zahlungsbilanz gebraucht hat. 

Immerhin iſt das Ruland'ſche Buch beſſer als die Schrift 
von Dr. Marten's, welche zwar bis auf Ariſtoteles und Plato 
zurückgeht, dafür aber die neueſte Literatur mit vollſtändigem Still⸗ 
ſchweigen übergeht, obwohl dieſelbe hie und da ohne Angabe der Quelle 
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benutzt iſt. Eine treffliche Zuſammenfaſſung des Materials bietet die 
oben erwähnte Schrift von Dr. Hönncher, welche das Werk Goſchen's 
zu Grunde legt und mit großer Umſicht alle neuen Thatſachen und 
Ideen angliedert. 

Dr. Grunzel. 


XV. Die Effektenbörſen und ihre Geſchäfte. 
Von Dr. jur. Bruno Mayer. 8. (XII und 
210 S.). Wien 1899, Alfred Hölder. 


Im Vorwort iſt das zu behandelnde Gebiet dahin angegeben, die 
Grundzüge des Börſenweſens auseinanderzuſetzen, alſo ſowohl die wirth⸗ 
ſchaftlichen wie die rechtlichen Vorgänge an der Börſe zu beleuchten, 
mit der ſtofflichen Einſchränkung, daß Emiſſionsweſen, Kommiſſions⸗ 
handel, Börſenſteuer und Schiedsgerichte ausgeſchloſſen bleiben, mit 
der territorialen, daß weſentlich nur die öſterreichiſchen und deutſchen 
Verhältniſſe in Betracht gezogen werden. Vorangeſchickt iſt eine 
Literaturüberficht, welche ficherſtellt, mit welcher Sorgfalt das Vor⸗ 
handene durchforſcht iſt. Erfreulich iſt es dabei, daß ſich das Ergebniß 
der Arbeit räumlich beſchränkt hat, was zunächſt jedenfalls für Leſer 
in kaufmänniſchen Kreiſen von Bedeutung iſt. 

Der erſte Abſchnitt „Börſe und Wirthſchaft“ iſt namentlich mit 
der wirthſchaftlichen Bedeutung der Börſe befaßt. Zutreffend heißt es 
S. 1: „Am beſten iſt die Entwicklung: Markt, Meſſe, Börſe damit ge⸗ 
kennzeichnet, daß man daran denkt, daß auf den Märkten Waaren und 
Geld, auf den Meſſen nur Waaren, auf den Börſen weder Waaren noch 
Geld vorhanden find." Berechtigt iſt die Kennzeichnung des Börſen⸗ 
kaufmanns (S. 101 f.), bei dem die im Einzelfall treffende Rolle nicht 
geſchäftlich feſtgehalten wird, da grundſätzlich der Börſenmann geneigt 
ſei, fallweiſe ſowohl als Käufer wie als Verkäufer aufzutreten (S. 13). 

Das in Bd. XLVII S. 274 ff. dieſer Zeitſchrift mitgetheilte 
Urtheil des preußiſchen Oberverwaltungsgerichts vom 22. November 
1898, die Berliner Produktenbörſe betreffend, war dem Verfaſſer noch 
nicht bekannt, ſonſt würde es zu mannigfachen Anknüpfungen Gelegenheit 
geboten haben in Verbindung mit dem trefflichen Aufſatz von Dr. Emil 
Fiſcher: „Der Begriff und die Einrichtung einer Börſe nach dem 
Reichsbörſengeſetz“ (Annalen deutſchen Rechts von Dr. Georg Hirth 
und Dr. Max Seydel, 1899, Nr. 1). Verfaſſer dürfte mit der auch 
hier vertretenen Anſicht in Einklang ſtehen, daß eine feſte Begriffs⸗ 
beſtimmung „Börſe“ allgemeingiltig für Zeit und Raum nicht gegeben 
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werden kann; heute wird man, abgeſehen von einer für eine juriſtiſche 
Perſon nothwendigen Organiſation, für erforderlich erachten müſſen 
Preisfeſtſtellung und Veröffentlichung der feſtgeſtellten Preiſe (S. 14, 
19; vgl. Bd. XLVII S. 527; Bd. XLVIII S. 298 Anmerkung dieſer 
Zeitſchrift). 

Der zweite Abſchnitt: „Die Perſonen (Subjekte) des Börſenverkehrs“ 
beſpricht den Börſenbeſucher und Börſenmitglieder, die Makler, die 
Börſenkommiſſäre. „Eine Perſon hat alſo noch keinen Platz gefunden, 
der Agent,“ heißt es S. 88; S. 90 wird auf die Unſicherheit des Agenten⸗ 
begriffes hingewieſen. Das in das Allgemeine deutſche Handelsgeſetzbuch 
eingeſchaltete Buch 1 Tit. 7 „Handelsagenten“ war dem Verfaſſer noch 
nicht bekannt. Beſonderer Beachtung ſeien die würdigen Erörterungen 
über kaufmänniſche Ehre und die Ehrengerichte empfohlen. 

Der dritte Abſchnitt zeigt die Ueberſchrift: „Die Gegenſtände 
(Objekte) des Börſenverkehrs“. Der Erklärung Werthpapier, Effekten 
wird beſondere Aufmerkſamkeit gewidmet; berechtigt wird dabei auf die 
Wiener Verhältniſſe Nachdruck gelegt. Eine gleiche Wortbedeutung dürfte 
nicht zu beanſpruchen ſein. 

Abſchnitt 4: „Die Form des Börſenverkehrs (Börſengeſchäfte)“. 
Ausgegangen wird hier vom § 12 des öſterr. Geſetzes betreffend die 
Organifirung der Börſen vom 1. April 1875 (in dieſer Zeitſchrift 
Bd. XXI S. 261) und ſodann übergegangen auf das deutſche Börſen⸗ 
geſetz vom 22. Juni 1894 (in dieſer Zeitſchrift Bd. XLVII S. 125 ff.). 
Bereits in Abſchnitt 1 iſt der Terminhandel als „entſchieden vortheil⸗ 
haft“ dargelegt. Wenn es dann S. 73 heißt: „Das Termingeſchäft iſt 
an ſich alſo beinahe wie ein Differenzgeſchäft und zum Börſenſpiel kann 
die Form das Privatpublikum aus dem einfachen Grunde nicht ver⸗ 
leiten, weil das Privatpublikum beinahe nie Termingeſchäfte macht,“ 
ſo dürfte die Rechtſprechung des Reichsgerichts, wie bedenklich auch eine 
Reihe von Entſcheidungen dieſes hohen Gerichtshofes ſind, doch ſo viel 
unbedingt nachweiſen, daß die Termingeſchäfte dem Privatpublikum 
keineswegs fremd geblieben ſind. Der Darſtellung des reinen Differenz⸗ 
geſchäfts, welches nicht in den Formen eines bekannten Kontrakts geprägt 
werden könne (S. 143), iſt der Eingang des Abſchnittes 4 gewidmet; 
es folgt dann das einfachere Prämiengeſchäft, das Dontgeſchäft, das 
doppelte Prämiengeſchäft, Nachgeſchäft, Stellagegeſchäft, Reportgeſchäft 
(vgl. dazu Bd. XLVII S. 524 dieſer Zeitſchrift). Der Gang der 
Geſchäfte wird entwickelt und die Rechtsgeſtalt derſelben unterſucht. 

Erwünſcht wäre es geweſen, wenn der Reichthum des Inhalts 
in einem angehängten Wörterverzeichniß erkennbar gemacht und damit 
Einzelnes leicht findbar gemacht worden wäre. Möchte das Buch 
auch in kaufmänniſchen Kreiſen zahlreiche Leſer finden. 

Dr. Keyßner. 
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XVI. Koliſch, Amtsgerichtsrath. Die Kolonial⸗ 
geſetzgebung des Deutſchen Reichs mit dem 
Geſetz über die Konſulargerichtsbarkeit. 
8. (XIV und 820 S.). Hannover 1896, Hel⸗ 
wing'ſche Verlagsbuchhandlung. 


Zutreffend heißt es im Vorwort, daß es zweckmäßig und wünſchens⸗ 
werth erſcheine, eine Zuſammenſtellung aller erlaſſenen Geſetze, Verord⸗ 
nungen u. ſ. w., welche mit der Rechtspflege und der Verwaltung in 
den Kolonien in irgend welcher Beziehung ſtehen, zu ſchaffen, damit 
Jeder, der in die Kolonien, ſei es als Privatbeamter oder als Militär⸗ 
perſon oder als Reiſender geht, in die Lage verſetzt wird, ſich über die 
Verhältniſſe zu den Kolonien zu unterrichten. Mit der Geſetzgebung 
für die Kolonien ſteht die Geſetzgebung über die Kolonialgerichtsbarkeit 
in engem Zuſammenhang und ſind deshalb die hierauf bezüglichen 
Geſetze, Erlaſſe und Verordnungen angeſchloſſen. Hiermit iſt der In⸗ 
halt der Sammlung gekennzeichnet, der im Inhaltsverzeichniß (S. VII 
bis XXIV) im Einzelnen aufgeführt iſt. Beigefügte Erläuterungen 
werden willkommen ſein. Die äußere Ausſtattung iſt gediegen. 

Dr. Keyßner. 


XVII. Die Vorſchriften betreffend den Schutz der Er⸗ 
findungen, Marken und Muſter. Herausgegeben 
von Dr. Paul Schulz, Miniſterialſekretär und 
Referent am k. k. Handelsminiſterium. kl. 8. (599 S.). 
Wien 1898, Manz'ſche k. k. Verlagsbuchhandlung. 


In der vorgenannten Verlagsbuchhandlung erſcheint eine Samm: 
lung der öſterreichiſchen Geſetze, unter denen die vorliegende Zuſammen— 
ſtellung Bd. I Abthlg. 2 bildet. Dieſelbe enthält: Das Markenſchutz⸗ 
geſetz vom 6. Januar 1890 ſowie Novelle vom 30. Juli 1895 nebſt Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen. Das Muſterſchutzgeſetz vom 7. Dezember 1858 
nebſt Geſetz vom 23. Mai 1865 und Inſtruktion. Das Privilegiengeſetz 
vom 15. Auguſt 1852 nebſt Vollzugsvorſchrift. Das Patentgeſetz vom 
11. Januar 1897 nebſt Erläuterungen und Materialien. Angeſchloſſen 
ſind die Staatsverträge betreffend den Schutz der Erfindungen, Marken 
und Muſter; die internationale Union für den Schutz des gewerb— 
lichen Eigenthums. Ein ausgiebiges alphabetiſches Regiſter erleichtert 
das Auffinden. Ein chronologiſches Regiſter weiſt die Reichhaltigkeit 
des Inhalts nach. K. 
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XVIII. Proteſterhebung mangels Zahlung trotz Ans 
gebotes an den Proteſtbeamten. Von Dr. 
Hubert Barndrup, Gerichtsaſſeſſor. 8. (42 S.) 
Paderborn 1899, Junkermann (Alfred Pape). 


Verfaſſer erwägt die verſchiedenen Anſichten, betreffend Be⸗ 
rechtigung und Verpflichtung des Proteſtbeamten, eine ihm vom 
Proteſtaten angebotene Zahlung anzunehmen, und gelangt zu dem Er⸗ 
gebniß, daß mangels ertheilter Vollmacht der Proteſtbeamte dem 
Gläubiger gegenüber verpflichtet und dem Schuldner gegenüber be⸗ 
rechtigt ſei, die Zahlung zurückzuweiſen. Es ſei dann Proteſt zu erheben. 
Durch die Empfangsablehnung falle der Gläubiger nicht in Annahme⸗ 
verzug. Der Proteſt habe den Zweck, den Beweis zu erbringen, daß 
auf eine vorhergegangene ordnungsmäßige private Präſentation Zahlung 
nicht geleiſtet ſei. Aus der Erklärung des Proteſtaten werde dies zu 
entnehmen ſein. Unter Berückſichtigung des Umſtandes, daß im Wechſel⸗ 
verkehr kein verſtändiger Menſch zum Proteſt ſchreite, bevor er den 
Wechſel nicht erfolglos zur Zahlung ordnungsmäßig präſentirt habe, 
könne man in der Folgerung auf die Thatſache der früheren vergeblichen 
Vorlegung ziemlich weit gehen. Zugegeben wird, daß bei Vorſicht des 
Proteſtaten in der Antwort, welche vom Proteſtbeamten zu beurkunden 
ſei, die Möglichkeit eines Rückſchluſſes verſagen könne. 

Wenn es ſich fragt, wie der Wechſelinhaber zur Erhaltung des 
Regreſſes ſich einen zuverläſſigen Proteſt ſichern könne gegenüber einem 
Schuldner, der in dem Anbieten der Zahlung an den Proteſtbeamten 
ſchlau iſt, ſo vermag ich nur den Rath zu geben, den Proteſtbeamten 
mit Empfangsvollmacht zu verſehen oder durch einen Zahlungsempfänger 
begleiten zu laſſen. Wird dann die Zahlung geleiſtet, ſo kann aller⸗ 
dings ein Proteſt mangels Zahlung nicht erhoben werden; aber eine 
Gebühr wird dem Proteſtbeamten nicht verſagt werden können. 

Mit welcher Liebe Verfaſſer ſich dem Gegenſtande gewidmet hat, 
darf aus der Doppelwidmung entnommen werden. K. 


XIX. Begriff und Arten der Werthpapiere, mit 
beſonderer Berückſichtigung des Bürger: 
lichen Geſetzbuches. Inaug.⸗Diſſert. von Joſeph 
Cordes. 8. (150 S). Kiel 1898, P. Peters. 


Verfaſſer bekennt ſich zunächſt zu der Begriffsannahme Brunner's 
anlangend „Werthpapier“ S. 9, 10. Demnächſt wird in eine Prüfung 
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der Entſtehung der innigen Verbindung zwiſchen Papier und Recht beim 
Inhaberpapier eingegangen. Die Kreationstheorie wird einer Unter: 
ſuchung unterworfen mit eingehender Beziehung auf die §§ 793. 794 
des B. GB.'s und deſſen Vorgeſchichte; angeſchloſſen iſt die Emiſſions⸗ 
theorie nebſt Eigenthumsverſchaffungstheorie. Es wird dann in die Ver: 
tragstheorie eingetreten, welche als diejenige bezeichnet wird, die vom 
B. GB. angenommen ſei (S. 60 ff.), und nicht nur für Inhaberpapiere, 
ſondern für alle anderen Werthpapiere (S. 63). Ausführlich wird 
erörtert der Uebergang des Rechtes auf die „Perſon des ſpäter Be⸗ 
rechtigten“ (S. 66—86), der Ausweis feiner Berechtigung und die 
Prüfungspflicht des Ausſtellers. Es wird zu folgendem Ergebniß gelangt 
(S. 85): „Der Ausſteller iſt berechtigt und verpflichtet, die Leiſtung an den 
(unredlichen) Inhaber zu verweigern, wenn er weiß und auf der Stelle 
beweiſen kann, daß der Inhaber zur Verfügung über die Urkunde nicht 
berechtigt iſt. Kann er dieſen Beweis nicht auf der Stelle führen, dann 
hat er zur Verweigerung der Leiſtung weder ein Recht noch eine Pflicht.“ 
Das eingeklammerte Wort „unredlichen“ wird auszuſchalten fein. Die 
Unbeſtimmtheit wird wenig Anklang finden, auch läßt ſich mit § 242 
des B. GB.“ 8 (S. 85) nicht eingreifen. Das dem Ausſteller des Inhaber⸗ 
papiers durch $ 793 II letzter Satz zuſtehende Recht kann nicht in Un⸗ 
ſicherheit gezogen werden. Auf den richtigen Weg weiſen Fiſcher⸗ 
Henle, B. GB. 3. Aufl. in der kurzen Anm. 7 zu § 193. Wer In: 
haberpapiere beſitzen will, muß mit den Vortheilen auch die Gefahren 
hinnehmen. Mit dem Schreckbild, daß der Ausſteller, wenn er dem 
Diebe, welcher unter ſeinen Augen den Diebſtahl ausgeübt hat, leiſtet 
($ 807), in § 793 Schutz finden könnte, wird gegen dieſes Geſetz nicht 
eingenommen werden können. Aeußerſten Falles würde hier § 257 des 
StrGB.“s helfen. 

Daß die Leiſtungspflicht auch bei anderen Werkhpapieren nicht 
weiter eingeſchränkt ſei und Berechtigungsprüfung nicht weitergehe, wie 
in dem vorſtehend mitgetheilten Satz, betreffend die Inhaberpapiere, an⸗ 
gegeben iſt, dürfte bedenklich ſein (S. 88). Anlangend die „Form des 
Rechtserwerbes durch den ſpäter Berechtigten“ wird der einfachen Löſung 
Goldſchmidt's nachgefolgt, wobei an § 328 des B. GB. 's angeknüpft 
wird. Nachdem „Ruhen und Untergang des Rechts“ ($ 6) beſprochen, iſt 
der Schluß den „Arten der Werthpapiere“ gewidmet (S. 120 - 148). 
Von einem Bericht im Einzelnen iſt abgeſehen; es wird nach dem Wort: 
laut des Geſetzes geprüft, wieweit das deckende Wort „Werthpapier“ 
reicht und dargelegt, daß es auch für Rektapapiere, Hypothekenbriefe und 
die Karten, Marken u. ſ. w. des $ 807 B. GB.'s gelten müſſe. 

Verfaſſer hat für ſeine Inauguraldiſſertation einen Gegenſtand 
gewählt, welcher die Aufmerkſamkeit überall da auf ſich ziehen wird, 
wo mit Sorgfalt in das Verſtändniß des B. GB. eingetreten wird. 
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Ob überall da, wo Verfaſſer ſeine eigene Anſicht ausſpricht — unter der 
Bezeichnung „wir“, z. B. S. 56. 76. 87. 88 — ihm beigeſtimmt werden 
wird, wird nicht erwartet werden dürfen; ich darf dem Verfaſſer aber 
die Anerkennung ausſprechen, daß er den gewählten Gegenſtand in 
guter Vorbereitung klar entwickelt und denſelben damit ſachlich ge⸗ 
fördert hat. Keyßner. 


XX. Dr. jur. Paul Hieſtand in Zürich. Der Schaden⸗ 
erſatzanſpruch des Verſicherers gegen den 
Urheber der Körperverletzung oder Tödtung 
des Verſicherten. (VI und 76 S.). Stuttgart 
1896, Ferdinand Enke. 


Der Verfaſſer unternimmt den Nachweis, daß der Verſicherer 
einen Anſpruch auf Schadendserſatz gegen denjenigen beſitze, welcher die 
Körperverletzung oder Tödtung des Verſicherten und ſomit die Aus⸗ 
zahlung der Verſicherungsſumme an den Verſicherten herbeigeführt hat. 
Mit dieſer Amficht tritt er der herrſchenden Judikatur, repräſentirt 
namentlich durch eine Entſcheidung des Reichsoberhandels⸗ 
Gerichtes vom 9. Juni 1874), und der Spezialliteratur entgegen, 
repräſentirt durch die Aufſätze von Roelli?) und Baron?), kommt 
aber zu gleichem Ergebniſſe wie die franzöſiſche our d’appel de 
Paris in einer Entſcheidung vom Jahre 1893 (vgl. Hieſtand pag. IV, 
S. 21 N. 16, S. 41). 

Der Ideengang des Verfaſſers, welcher ſeine Abhandlung in fünf 
Kapitel und dieſe jedesmal in einige mit römiſchen Ziffern bezeichnete 
Unterabſchnitte eintheilt, läßt ſich folgendermaßen ſkizziren: 

In Kapitel I („Allgemeines und beſonderes Geſetz“ 
S. 1—10) wird ausgeführt, daß der allgemeine, in den neueren Kodi⸗ 
fikationen auch ausdrücklich enthaltene Rechtsgrundſatz von der Erſatz⸗ 
pflicht des Urhebers eines Schadens an den Beſchädigten und die be⸗ 
ſonderen Beſtimmungen dieſer Kodifikationen über die Schadenserſatzpflicht 


1) Bd. XIII (1874) Nr. 136 S. 426 ff. 

2) Roelli, Die Rechte des Verſicherers bei Tödtung und Körper⸗ 
verletzung des Verſicherten gegen den Thäter oder verantwort⸗ 
lichen Dritten (Zeitſchrift des Berniſchen Juriſtenvereins 1892). 

3) Baron, Ueber die Regreßanſprüche der Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaften gegen die Jura Simplon-Bahn aus Anlaß der Eiſenbahn⸗ 
unfälle Mönchenſtein und Zollikofen, 1892. 
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bei Tödtungen und Körperverletzungen nicht im Verhältniſſe der gegen⸗ 
ſeitigen Ausſchließung ſtänden; es ſeien alſo nicht die letzteren Beſtim⸗ 
mungen allein, welche die Frage nach der Erſatzpflicht bei Tödtung 
und Körperverletzung beherrſchen, es ſeien vielmehr eventuell auch jene 
allgemeinen Grundſätze anwendbar, nämlich überall da, wo es ſich nicht 
um die in den Sonderbeſtimmungen allein ins Auge gefaßten Schadens⸗ 
arten und Perſonengruppen (insbeſondere die Hinterbliebenen) handeln. 
Dem widerſpräche auch nicht der Standpunkt des römiſchen Rechts, 
deſſen aus der lex Aquilia abgeleitete Grundſätze allerdings nur dem 
Verletzten ſelbſt oder ſeinen nächſten Angehörigen einen Erſatzanſpruch 
gewähren, das aber eben den modernen Anſchauungen und insbeſondere 
dem inzwiſchen zur Ausbreitung gelangten Verſicherungsweſen nicht 
mehr Rechnung trage. Ebenſowenig widerſprächen die neueren Haft⸗ 
pflichtgeſetze, die als leges speciales zwar innerhalb des ihnen an⸗ 
gewieſenen Rahmens dem allgemeinen bürgerlichen Rechte vorangehen, 
außerhalb dieſes Rahmens aber dieſem bürgerlichen Rechte den Platz 
einräumen. 

Im Kapitel II „(Der Schaden des Verſicherers“ S. 11—22) 
wird ſodann der Nachweis unternommen, daß von den Vorausſetzungen 
eines jeden ſelbſtändigen Erſatzanſpruches — nämlich dem Schaden und 
dem Kauſalzuſammenhange zwiſchen dieſem Schaden und der ſchuldhaften 
Handlung des Dritten, ſowie einer Widerrechtlichkeit der Schadens⸗ 
zufügung — die erſte, der Schaden, auch im vorliegenden Falle gegeben 
ſei. Der Schaden des Verſicherers beſtehe eben in ſeiner Leiſtung an 
den Verſicherten, die dieſe Natur eines Schadens auch nicht verliere 
durch die bereits vom Verſicherten gezahlten Prämien. Bei der Ver⸗ 
ſicherung auf Gegenſeitigkeit im Beſonderen beſtehe der Schaden in der 
etwaigen Modifikation der Prämie bezw. in der Nachſchußpflicht, bei 
der Lebensverſicherung in dem Ausfalle, welchen der Verſicherer in 
Folge des früheren Todes des Verſicherten an Zinſen der auszahlbaren 
Verficherungsſumme und an weiteren Prämien erleidet. 

Im Kapitel III (S. 29—40) werden die anderen Voraus⸗ 
ſetzungen, nämlich „KTauſalzuſammenhang und Verſchulden“, 
geprüft und gleichfalls als vorhanden betrachtet, da die Zahlung der 
Verſicherungsſumme ihre Urſache nicht bloß in dem Abſchluſſe des Ver⸗ 
ſicherungsvertrages, ſondern auch in der Verletzung bezw. Tödtung des 
Verſicherten habe, möge dieſe vorſätzlich oder fahrläſſig herbeigeführt 
worden ſein, indem ſelbſt bei Fahrläſſigkeit es doch nur auf die Voraus⸗ 
ſehbarkeit des Schadensereigniſſes, nicht auf die der Schadensfolgen 
(hier alſo der Auszahlung der Verſicherungsſumme) ankomme; wenn: 
ſchon die Verantwortlichkeit des Urhebers eines Schadens unter Um— 
ſtänden bei konkurrirendem Verſchulden des Beſchädigten fortfalle, ſei 
nicht das Gleiche der Fall gegenüber dem Verſicherer bei Vorhandenſein 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLIX. 24 
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eines Verſicherungsvertrages. Auch eine Rechtsverletzung (Widerrechtlich- 
keit), wie ſie von mehreren neueren Kodifikationen außer dem Schaden 
verlangt werde, ſei vorhanden und in der ſchuldhaften Tödtung bezw. 
Körperverletzung enthalten. 

Im Kapitel IV („Der Indemnitätscharakter der Ver⸗ 
ſicherung“ S. 41—59) wird zunächſt ausgeführt, daß der Erſatz⸗ 
anſpruch des Verſicherers unabhängig ſei von einem Charakter der 
Perſonenverſicherung als Schadensverſicherung, und daß die Auf— 
wendungen des Verſicherers nicht in Parallele geſetzt werden könnten 
mit denen bei Spiel und Wette. Alsdann wird für die Perſonen⸗ 
verſicherung ebenſo wie für die Sachverſicherung der Indemnitäts⸗ 
charakter (Schadenserſatzcharakter) behauptet und insbeſondere aus dem 
Verbote der Doppel- und Ueberverſicherung abgeleitet; dieſe Behaup⸗ 
tung wird auf alle (regulären) Arten der Perſonenverſicherung erſtreckt, 
ſpeziell auch auf die Arbeiterverſicherung, die Lebensverſicherung und 
die Unfallverſicherung. 

Kapitel endlich („Die Anrechnung der Verſicherungs⸗ 
ſummen auf Haftpflichtentſchädigungen und die Sub: 
rogation“ S. 60— 78), das gewiſſermaßen als Anhang betrachtet 
werden kann, bringt zunächſt die Erörterung, daß die Kumulation 
der beiden Anſprüche des Verſicherten bezw. ſeiner Hinterbliebenen 
(einerſeits auf die Verſicherungsſumme und andererſeits auf Schadens: 
erſatz) zu einer Bereicherung des Anſpruchsberechtigten (des Verletzten 
bezw. ſeiner Hinterbliebenen) führen würde, und daß daher der eine 
Anſpruch in Höhe des andern zu reduziren und eventuell ganz zu 
ſtreichen ſei. Dies müſſe aber geſchehen bezüglich der Erſatzforderung, 
die erſt zu ermitteln und nicht gleich der Forderung auf die Verſicherungs⸗ 
ſumme von vornherein unabänderlich fixirt ſei; als Schadensforderung 
müſſe ſie um den Betrag der anderweitigen Schadensdeckung (ſeitens 
des Verſicherers) gekürzt werden. Eine auf Billigkeitserwägungen 
beruhende Ausnahme ſei nur zuzugeſtehen betreffs der Haftpflicht: 
entſchädigungen, wenn dieſe zufolge poſitiver Geſetzesvorſchriften be⸗ 
ſchränkt, insbeſondere für die Hinterbliebenen auf den entzogenen 
Unterhalt beſchränkt ſeien. — Umgekehrt beſtehe (wie bei der Sad): 
verſicherung) die Nothwendigkeit einer Subrogation, d. h. es müſſe 
der Verſicherer in den Erſatzanſpruch, welchen der Verſicherte gegen 
den Urheber des Schadens beſitzt, bis zur Höhe der gezahlten Ver— 
ſicherungsſumme eingeſetzt werden, damit nicht entweder der Verſicherte 
mittelſt doppelter Schadloshaltung eine Bereicherung erfahre oder der 
Urheber des Schadens frei ausgehe. Auch hier ſei aber der Fall einer 
bloß beſchränkten Entſchädigung des Haftpflichtberechtigten ausgenommen. 
Dagegen müſſe ein ausdrücklicher Verzicht des Verſicherers auf Ab— 
tretung der Haftpflichtanſprüche des Verſicherten als wirkungslos be⸗ 
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trachtet werden und ſchade dem Verſicherer nichts, nütze aber ebenſo⸗ 
wenig dem erſatzpflichtigen Dritten. — Mit dem Hinweiſe darauf, daß 
der vom Verfaſſer behauptete ſelbſtändige Erſatzanſpruch des Verficherers 
der aequitas entſpreche, ſchließt die Abhandlung. 

Im Ganzen wird man den Ausführungen Hieſtand's, die ich 
ſchon an anderer Stelle!) als gründlich und anregend bezeichnet 
habe, durchaus beiſtimmen dürfen. Wenn ich einige Bedenken hege, ſo 
beziehen ſich dieſe weniger auf die leitenden Gedanken der Kapitel I-IV 
(obgleich auch die dortigen Anſichten über den „Schaden“, den der Ver⸗ 
ſicherer erleide, und über den Kauſalzuſammenhang zwiſchen dieſem 
Schaden und dem Verſchulden des Dritten diskutirbar bleiben), als auf 
das Anhangskapitel V und auf einige untergeordnete Punkte. 

Vor Allem möchte ich gegen die Anrechenbarkeit der Verſicherungs⸗ 
ſumme auf die Erſatzpflicht des Schadensurhebers proteſtiren, die nicht 
bloß meinem Empfinden, ſondern auch einem allgemeinen Rechtsgrund⸗ 
ſatze widerſpricht, den das Preußiſche Landrecht J 3 § 35 dahin formulirt 
hat: „Aus unerlaubten Handlungen überkommt der Handelnde zwar 
Verbindlichkeiten, aber keine Rechte.“ Letzteres, d. h. ein auf der Körper⸗ 
verletzung bezw. Tödtung des Verſicherten beruhender Rechtserwerb (der 
mit jenen Handlungen in demſelben Grade des Kauſalzuſammenhangs 
ſtände, wie ihn Hieſtand betreffs der Beſchädigung des Verſicherten 
annimmt) wäre aber der Fall, wenn der beklagte Schadensurheber gegen 
ſeine Erſatzleiſtung den Anſpruch des Klägers an den Verſicherer zur 
Geltung bringen dürfte, mag man dieſe Befugniß nun als Kompen⸗ 
ſationseinrede ex jure tertii oder als geſetzliche Ceſſion des Anſpruchs 
der verſicherten Perſon oder ſonſt wie konſtruiren. — Das von Hieſtand 
gewonnene Reſultat geht, von ihm freilich nicht ſo ſcharf präziſirt, dahin, 
daß der Verſicherer höchſtens die Verſicherungsſumme zahlt und daß der 
Verſicherte bezw. ſeine Hinterbliebenen nur den größeren von beiden 
Beträgen — Verſicherungsſumme bezw. Entſchädigungsſumme — erhält 
(ſei es direkt von dem Kontrakts- bezw. Deliktsſchuldner, ſei es zuerſt 
von dem Einen und dann für den Ueberſchuß von dem Anderen), der 
Schadensurheber wiederum nur den größeren von beiden Beträgen zu 
zahlen hat (ſei es direkt an den Verſicherten bezw. deſſen Hinterbliebene, 
ſei es direkt an den Verſicherer, ſei es zuerſt an den Einen und dann 
für die Differenz an den Anderen). Dies Reſultat hätte unzweifelhaft 
den Vorzug großer Einfachheit und ſoll, was den Verſicherer betrifft, 
keineswegs beſtritten werden, aber im Uebrigen würde es viele Härten 


1) In der „Deutſchen Juriſtenzeitung“, herausg. von Laband, 
Stenglein und Staub, vom 15. Oktober 1896 (Jahrgang I 
Nr. 20) S. 403. 
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und Unbilligkeiten involviren, wie ſich aufs Deutlichſte ergibt, wenn 
man eben dieſes Reſultat von dem durch Hieſtand nicht genügend 
beachteten Standpunkte des Verſicherten bezw. der Hinterbliebenen aus 
betrachtet. Niemand zahlt doch Jahrzehnte lang Prämien an eine Unfall⸗ 
oder Lebensverſicherungsgeſellſchaft, um ſpäterhin ſelber oder für ſeine 
Hinterbliebenen eine Reduktion der Verſicherungsſumme zu Gunſten 
von Rowdies oder Meuchelmördern erleiden zu müſſen. Dieſe Perſpektive 
würde dem ganzen Verſicherungsweſen Abbruch thun können. Auch 
ſchwerwiegende praktiſche Bedenken im Falle eines Prozeſſes ſprechen 
dagegen. Während die zu Gunſten des Verſicherers behauptete Subro: 
gation im wirklichen Effekte lediglich deſſen Sache bleibt — mag er 
ſehen, ob für ſeinen theoretiſchen Anſpruch ein zahlungs fähiger Schuldner 
vorhanden iſt —, Jo darf man doch den Beſchädigten bezw. deſſen 
Hinterbliebene, welche durch die erwähnte Subrogation höchſtens als 
Zeugen intereſſirt werden, unmöglich in die Lage bringen, daß ihre 
Klage gegen den offenbar bemittelten Schadensurheber ganz oder zum 
Teil illuſoriſch wird zufolge des von Hieſtand zweifellos als Ein: 
rede gedachten Hinweiſes auf die Verpflichtung einer Verſicherungs— 
geſellſchaft; es würde dem Wunſche nach möglichſt ſchleuniger Unter⸗ 
ſtützung der Bedürftigen widerſprechen, wenn die an ſich durchaus zahlungs— 
bereite Verſicherungsgeſellſchaft nun wegen einer vom Schadensurheber 
an ſie ergangenen Streitverkündung die Zahlung an den Verſicherten 
verweigern würde. Weshalb alſo, wird der geſunde Menſchenverſtand 
fragen, dem die bisherige Theorie und Judikatur (abgeſehen von dem 
bei Hieſtand S. 64 ff. eingehend erörterten Urtheil des kaiſerl. 
Landgerichts Mülhauſen) nicht widerſprechen, weshalb ſoll man den 
Verſicherten leiden laſſen und nicht den Schadensurheber? weshalb ſoll, 
ſofern man den unmittelbaren Anſpruch des Verſicherers anerkennt, der 
Schadenzurheber für ſeine Schuld nicht nach zwei Seiten büßen? 
Ferner ſpricht Hieſtand nur von dem Verſicherten ſchlechthin, 
unterſcheidet aber nicht, ob es ſich um eine Selbſtverſicherung oder um 
eine Verſicherung zu Gunſten Dritter handelt. Aber gerade hier würden 
intereſſante Komplikationen, insbeſondere auch wieder betreffs des 
Schadensurhebers eintreten, z. B. wenn auf der einen Seite ein Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch des bald nach der Körperverletzung Verſtorbenen 
ſelber bezw. ſeiner Erben, auf der anderen Seite ein Anſpruch beſtimmter 
Hinterbliebener oder eines Freundes in Betracht käme, zu deſſen Gunſten 
die Lebensverſicherung abgeſchloſſen war; oder (umgekehrt), wenn ein 
Verſicherungsanſpruch des gegen Unfall Verſicherten ſelber und nach 
ſeinem bald darauf eingetretenen Tode ein Schadenserſatzanſpruch der 
Hinterbliebenen Platz greifen; wie endlich, wenn gleichzeitig Unfall⸗ 
verſicherung zu eigenen Gunſten und Lebensverſicherung zu Gunſten 
beſtimmter Perſonen (etwa bei demſelben Verſicherer auf Grund des⸗ 
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ſelben Vertrages gegen eine Pauſchalprämie) vorliegt und wenn auch 
ſowohl wegen Körperverletzung wie wegen des ſpäteren Todes Schadens⸗ 
erſatzanſprüche geltend gemacht werden können? 

Sodann wäre etwa wegen der Arbeiterverficherung außer den 
ſchon von Rieſenfeld geltend gemachten Geſichtspunkten !) hervor⸗ 
zuheben, daß Hieſtand die Arbeiterverſicherung auf S. 46 ſchlechthin 
als „Perſonenverſicherung mit beſtimmter Verſicherungsſumme“ be⸗ 
zeichnet, ohne die lebhafte Kontroverſe?) auch nur zu erwähnen, ob die 
Arbeiterverſicherung überhaupt als „Verſicherung“ im Rechtsſinne gelten 
kann. — Etwas knapp ſind Hieſtand's Andeutungen über die für die 
Praxis doch ſehr weſentliche effektive Berechnung des Schadens, welcher 
der Verſicherungsgeſellſchaft durch die Auszahlung der Verſicherungs⸗ 
ſumme erwächſt (vgl. S. 18, 22), und gänzlich im Stiche gelaſſen wird 
man, was wiederum Kap. W betrifft, darüber, wie ſich der Richter und 
die Parteien zu verhalten haben, wenn der eine Anſpruch auf Kapitals⸗ 
ſumme, der andere auf eine Rente geht. 

Daß der Verfaſſer ſehr oft (3. B. S. 32, 70, 74) mit Billigkeits⸗ 
erwägungen operirt, liegt in der Natur ſeines geſetzgeberiſch wenig ab⸗ 
geklärten Themas; das wirklich vorhandene Geſetzgebungsmaterial der 
Schweiz, Deutſchlands, Oeſterreichs, Frankreichs, Italiens und bisweilen 
auch anderer Staaten, wie Chile, Argentinien, Belgien, Holland iſt ſorg⸗ 
fältig herangezogen worden und ebenſo die ſchweizeriſche, deutſche, fran⸗ 
zöſiſche, italieniſch und engliſche Literatur und Rechtſprechung. Auch 
die hiſtoriſche Entwicklung der Rechtsideen wird nicht ganz vernach— 
läſſigt (vgl. S. 7, 28 und 33). In ſtiliſtiſcher Hinſicht liegen kaum 
Bedenken vor ). 

Das Bürgerliche Geſetzbuch, deſſen erſte und zweite 8 
der Verfaſſer mehrfach berückſichtigt hat (vgl. S. 3 Anm. 4, 31 Anm. 20, 
32 Anm. 22, 37 Anm. 30) hat für die einſchlägigen Fragen in ſeiner 
endgültigen Faſſung im Allgemeinen keine Aenderung erlitten, da 
die von Hieſtand herangezogenen SS 746 und 766 ff. der zweiten 
Leſung im Weſentlichen (als SS 823 und 843 ff.) auch in die jetzige 
Geſtalt des Geſetzbuchs übergegangen find‘); nur die S. 32 Anm. 22 


1) Rieſenfeld in Baumgartner's Zeitſchrift für 9 
recht und ⸗wiſſenſchaft Bd. II (Straßburg i. E. 1896) S. 191 f. 

2) Vgl. 1 Lehrbuch des Reichsverſicherungsrechts (Leipzig 1894) 
§ 167 S. 877 ff. und meine Studie: „Privatverſicherung und 
Ntrbeiteruerficherung" 92 F Zeitſchrift Bd. 1 (Strap: 
burg i. E. 1895) S 

3) Vgl. höchſtens die Worte „anſonſt“ S. 29 Z. 13 v. o.; zdaßerig ' 
S. 36 Z. 7 v. u.; „Verunmöglichung“ S. 48 Z. 15 v 

4) Die Anwendbarkeit des $ 823 (746 der II. Leſung, Hieftand 
S. 37 Anm. 30) auf den Erſatzanſpruch des Verſicherten wird 


374 Literatur. 


erwähnte, aber für das Thema nicht unmittelbar bedeutſame § 215 der 
zweiten Leſung ift (hinter B. GB. § 252) geſtrichen worden!). Für 
den von Hieſtand verfochtenen Erſatzanſpruch des Verſicherers gegen 
den Urheber des Schadens werden beſondere Beſtimmungen ſich nicht 
ermitteln laſſen; namentlich dürfte $ 255 unanwendbar fein auf die 
beiden in Kap. V erörterten Anſprüche; zunächſt wird man unter die 
nach § 255 abzutretenden Anſprüche, „die dem Erſatzberechtigten auf 
Grund des Eigenthums an der Sache oder auf Grund des Rechtes 
gegen Dritte“ zuſtehen, nicht auch den Entſchädigungsanſpruch gegen 
den Urheber des Schadens bezw. den Anſpruch auf die Verſicherungs⸗ 
ſumme rechnen dürfen; und vor Allem kann man unter dem „Verluſt 
einer Sache oder eines Rechts“, für welchen „Schadenserſatz zu leiſten“ 
iſt, wohl ſchwerlich den Verluſt des Lebens oder der körperlichen 
Integrität einbegreifen, höchſtens den Verluſt eines geſetzlichen oder 
vertragsmäßigen Alimentationsanſpruches der Hinterbliebenen gegen 


den getödteten Ernährer. 
Richard Weyl. 


XXI. Dr. Franz Kemmer, Rechtsanwalt am königl. 
Oberlandesgericht München. Der Kontokorrent— 
verkehr. Syſtematiſche Darſtellung in recht— 
licher, wirthſchaftlicher und kaufmänniſcher 
Hinſicht. (143 S.) München 1897, J. Schweitzer 
(Joſ. Eichbichler). 


Zweck der vorliegenden Abhandlung iſt Förderung des allgemeinen 
Verſtändniſſes des Kontokorrentverkehrs; die Erreichung dieſes Zwecks 
ſtrebt Verfaſſer an durch Sammlung des in Literatur und Rechtſprechung 
vorhandenen Materials und Aufbau eines einheitlichen Syſtems. Inſofern 
das allgemeine Verſtändniß bei einem nicht juriſtiſchen Leſerkreis gefördert 
werden ſoll, mag das Werk den angegebenen Zweck erfüllen. Wiſſen⸗ 
ſchaftlich Neues ſcheint es dagegen nicht zu bieten, aber als Materialien⸗ 
ſammlung wird es auch dem Juriſten nützlich ſein können. Die Ergeb⸗ 


davon abhängen, ob man in der Nothwendigkeit der Auszahlung 
der Verſicherungsſumme mit Hieſtand eine Rechtsverletzung 
(bezw. nach der endgültigen Faſſung eventuell auch eine Eigen⸗ 
thumsverletzung) erblicken darf. 

1) Weil er ſich ſchon aus SS 213 und 214 ergibt. 
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niſſe, zu denen Verfaſſer gelangt, z. B. der „Kontokorrentvertrag iſt ſeiner 
juriſtiſchen Natur nach ein Stundungsvertrag“, ſcheinen mir der Bedeutung 
des Kontokorrentverkehrs nicht immer gerecht zu werden. Das deutſche 
Handelsgeſetzbuch von 1897 konnte vom Verfaſſer nur im Entwurf ver⸗ 
werthet werden, gleichwohl hätte auch ſchon aus dem Entwurf entnommen 
werden können, daß dieſer den Kernpunkt des Kontokorrentverkehrs in der 
Aufrechnung der beiderſeitigen Anſprüche ſieht; das Geſetz ſelbſt, in⸗ 
dem es das Wort „ſollen“ („ausgeglichen werden ſollen“) ſtreicht, gibt 
damit zu erkennen, daß die Grundlage des Kontokorrents nicht noth⸗ 
wendig eine ausdrücklich auf ſolche Verrechnung gerichtete Vereinbarung 
zu ſein braucht. Auch in anderen Punkten kann ich dem Verfaſſer nicht 
zuſtimmen; vielfach läßt er es an einer ſelbſtändigen Prüfung der von 
ihm in Literatur und Rechtſprechung gefundenen Anſichten fehlen. 
Berlin, den 26. Juni 1899. 
Dr. Johannes Burchard. 


XXII. Das Geſetz über Kleinbahnen und Privat— 
anſchlußbahnen vom 28. Juli 1892, erläutert 
von W. Gleim. 3. neu bearbeitete und verbeſſerte 
Auflage. Von Franz Vahlen. (246 S. und 1 An⸗ 
lage.) Berlin 1899. 


Die praktiſchen Erfahrungen, die in Folge der regen Entwicklung 
unſeres Kleinbahnweſens gewonnen wurden, führten zum Erlaſſe einer 
neuen Miniſterial⸗Ausführungsanweiſung vom 13. Auguſt 1898, die unter 
den Kleinbahnen mit Maſchinenbetrieb die nebenbahnähnlichen Kleinbahnen 
und die Straßenbahnen unterſchied. Für die erſte Kategorie wurden zu⸗ 
gleich umfangreiche Betriebsvorſchriften erlaſſen. Dieſe tiefgreifende Ver⸗ 
änderung der rechtlichen Geſtaltung des preußiſchen Kleinbahnweſens 
machte eine vollſtändige Neubearbeitung des Gleim'ſchen Kommentars 
nothwendig. 

Der Verfaſſer hat ſich dieſer Aufgabe, wie von einem ſo gründlichen 
Kenner des Eiſenbahnrechts nichts anderes zu erwarten war, mit großem 
praktiſchem Geſchick unterzogen. Das Buch wird auch in der neuen Geſtalt 
ſeine Brauchbarkeit bewähren und ſich viele Freunde unter den von der 
Handhabung des Geſetzes intereſſirten Kreiſen erringen. 

Gleim erläutert unter ausgiebiger Verwerthung des Geſetzgebungs⸗ 
materials und der einſchlägigen Verordnungen in prägnanter, klarer 
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Sprache die einzelnen Paragraphen. Auch die gerichtlichen und ver⸗ 
waltungs gerichtlichen Entſcheidungen werden zur Aufklärung ſchwieriger 
Fragen herangezogen. Der Verfaſſer beherrſcht den geſammten Rechtsſtoff 
und verſteht es die weſentlichen Geſichtspunkte ſcharffinnig hervorzuheben. 

In einzelnen Fragen vermag ich die Stellungnahme des Verfaſſers 
nicht zu theilen. So, um nur eine hervorzuheben, ſpreche ich im Gegen⸗ 
ſatze zum Verfaſſer S. 54 ff. der Kleinbahngenehmigung in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit Eger (Kommentar zum Kleinbahn-Geſetz S. 39) und Arndt 
(Archiv für öffentliches Recht XI S. 381) nicht nur einen polizeilichen 
Charakter zu. Ich kann hier auf eine Prüfung der pro und contra 
angeführten Gründe nicht eingehen, ſondern will nur hervorheben, daß 
auch für mich die Entſtehungsgeſchichte des $ 2 und das Erforderniß 
einer finanziellen Prüfung des geplanten Unternehmens der Genehmigung 
den Charakter eines „rechtsbegründenden Verwaltungsakts“ verleiht. 

Am Schluſſe des Buches werden nicht nur die Eingangs erwähnten 
zwei Verordnungen, ſondern auch noch fünf andere frühere Miniſterial⸗ 
erlaſſe wörtlich abgedruckt, ſo daß jedem Benützer des Kommentars, deſſen 
Gebrauch ein Sachregiſter erleichtert, das zur Beurtheilung erforderliche 
Hauptmaterial dargeboten wird. Der Kommentar kann als eine höchſt 
gediegene und zweckentſprechende Leiſtung aufs Wärmſte empfohlen werden. 


Eduard Roſenthal. 


XXIII Ueberſicht der geſammten ſtaats- und 
rechtswiſſenſchaftlichen Litteratur des 
Jahres 1898, zuſammengeſtellt von Otto Mühl: 
brecht. XXXI. Jahrgang. 8. (274 S.) Berlin 
1899, Puttkammer & Mühlbrecht. 


Welche Bedeutung den fachwiſſenſchaftlichen Literaturüberſichten 
beigelegt wird, iſt ſeit Jahren von der Redaktion dieſer Zeitſchrift dadurch 
bethätigt, daß der das Handelsrecht betreffende Bericht, in ſorgfältiger, 
wohlgeordneter Zuſammenſtellung durch Herrn Profeſſor Dr. Schultz ver⸗ 
faßt, veröffentlicht wird (zuletzt Bd. XLVII S. 554 ff.). Viel weiter 
umfaſſend iſt die Anſammlung in dem hiermit angezeigten Werk, wie aus 
den XX. Titeln zu entnehmen iſt. Berückſichtigt iſt die deutſche, franzöſiſche, 
engliſche, ſkandinaviſche, niederländiſche, italieniſche, ſpaniſche Literatur. 
Die Titel ſind genau angegeben, der Verleger iſt benannt und namentlich 
iſt auch der Preis verzeichnet. Die Anordnung in der ABC-Folge iſt 
nach den Namen der Verfaſſer mühelos und willkommen, ſchwierig, wo 
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dieſes Mittel verſagt. Der Verfaſſer hat hier zutreffende Kennworte aus 
dem Titel entnommen und hält dieſelben feſt, was für den Gebrauch von 
Weſentlichkeit iſt. Der aus dem Werk für wiſſenſchaftliche Arbeiten zu 
ziehende Nutzen iſt anerkannt. Dr. Keyßner. 


XXIV. Rudolf Schiller, Profeſſor an der Wiener 
Handelsakademie, Beiträge zur Buchhaltung 
im Verſicherungsweſen. 8. (S. 100). Wien 
und Leipzig 1898, A. Pichlers Witwe & Sohn. 


Die Arbeit iſt ein Sonderabdruck aus dem Jahresbericht der Wiener 
Handelsakademie für 1898. Verfaſſer gibt den Zweck, welchen er ver⸗ 
folgt, dahin an, „zu zeigen, wie die wichtigſten geſchäftlichen Vorkomm⸗ 
niſſe im Betriebe einer Lebensverſicherungsgeſellſchaft mit Rückſicht auf die 
Beſtimmungen der für Oeſterreich als behördliche Vorſchrift geltenden und 
unter dem Namen Aſſekuranz⸗Regulativ bekannten Miniſterial⸗Verordnung 
vom 5. März 1896 eine entſprechende Verbuchung finden könne“. Wenn 
ich es nicht unternehmen darf, ein Urtheil darüber auszuſprechen, inwieweit 
der Zweck erreicht iſt, ſo glaube ich doch Klarheit bezeugen zu dürfen. 
Möge dieſe Anzeige der Schrift in den betreffenden Kreiſen eine weitere 
Verbreitung vermitteln. K. 


XXV. Die Civilprozeßordnung für das Deutſche 
Reich nebſt den auf den Civilprozeß bezüglichen 
Beſtimmungen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und 
den Einführungsgeſetzen in der Faſſung vom 
20. Mai 1898. 


Während für die vor dem 1. Januar 1900 begründeten Rechts⸗ 
verhältniſſe das alte Recht noch in Kraft bleibt, und das Bürgerliche 
Geſetzbuch noch nicht verwendet werden kann, tritt die Civilprozeßordnung 
neuer Faſſung ſofort mit dem neuen Jahrhundert in Wirkſamkeit. Der 
vorläufige Erlaß eines Verſäumnißurtheils gegen den ausgebliebenen 
Schwurpflichtigen, daß der Eid als verweigert anzuſehen ſei ($ 430 CPO.) 
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iſt ſelbſt für die im Gang befindlichen Prozeſſe beſeitigt; es greifen die 
88 465 ff. neuer Faſſung ein, wonach ohne ein ſolches Verſäumnißurtheil 
ſofort zur Hauptſache weiter verhandelt wird. Zu dem preußiſchen Prozeß 
vor dem 1. Oktober 1879 iſt zurückgekehrt. Die bisher in Benutzung ſtehen⸗ 
den Ausgaben und Kommentare ſind unbrauchbar geworden, mögen ſie 
auch rechtsgeſchichtliche Bedeutung behalten. 

Rechtzeitig erſchienen iſt der in 6 Auflagen von Dr. J. Struck⸗ 
mann (weiland wirkl. Geh. Oberjuſtizrath und Gerichtspräfident) und 
Dr. R. Koch (wirkl. Geheimrath und Präſident des Reichsbankdirektoriums) 
bearbeitete, jetzt umgearbeitete 


1. Kommentar in einer 7. Auflage, unter Mit⸗ 
wirkung von K. Raſch, Landgerichtsrath, und 
Dr. P. Koll, Landrichter. Berlin, J. Guttentag. 


(8. S. 1347.) Die bewährte Art der Bearbeitung iſt unverändert 
geblieben. Den einzelnen Paragraphen ſind nicht ausführlich entwickelnde 
Erläuterungen beigefügt, ſondern kurz und ſcharf ſind die fördernden Grund⸗ 
ſätze angegeben, unter ſorgfältiger Verzeichnung der Literatur. Die Mittel 
zu weiterer Erforſchung und Entwicklung ſind geboten. Als Beiſpiel ſei auf 
die Anmerkung zu § 605, die erweiterte Zuläſſigkeit der Eideszuſchiebung 
im Wechſelprozeß hingewieſen. f 


Kleine Handausgaben mit erläuternden Anmerkungen ſind veran⸗ 
ſtaltet von ” 


2. R. Sydow, Direktor im Reichspoſtamt, und 
H. Buſch, Kammergerichtsrath. kl. 8. (626 S.) 
Berlin 1899, J. Guttentag. 
Die älteren 7 Auflagen, welche ſich auf die Anfügung der in Verbin⸗ 
dung ſtehenden Paragraphen beſchränkten, waren von R. Sydow allein bear⸗ 
beitet. Mit dem Hinzutritt des zweiten Verfaſſers iſt die Ausgabe in die 


Reihe der Kommentare eingetreten. Die Anmerknngen führen ſich weſentlich 
auf die Rechtſprechung zurück, in den Neuerungen auf die Vorarbeiten. 


3. R. Peters, weil. Kammergerichtsrath. 3. Auf⸗ 
lage neu bearbeitet von K. Elsner von Gro— 
now, Amtsrichter. kl. 8. (657 S.) Berlin 
1899, H. W. Müller. 


Auch dieſe Ausgabe iſt mit ſachgemäßigen Erläuterungen ausge⸗ 
ſtattet. Das Gerichtsverfaſſungsgeſetz iſt angeſchloſſen. 
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Im Erſcheinen find begriffen: der aus früheren Auflagen bekannte 
große Kommentar von 


4. Dr. Julius Peterſen, Reichsgerichtsrath, 
unter Mitwirkung von Dr. Ernſt Anger, 
Landgerichtsrath in Leipzig. 4. vollſtändig um⸗ 
gearbeitete Auflage. Lahr, Moritz Schauenburg. 


Bisher liegt Bd. I vor, welcher bis § 510 (471) führt. 


5. Profeſſor Dr. L. Gaupp, neu bearbeitet von 
Profeſſor Dr. Friedrich Stein, 4. Auflage. 
Freiburg i. B., Leipzig und Tübingen, J. C. 
B. Mohr (Paul Siebeck). 


Die bisher erſchienenen 4 Lieferungen der 24— 27 Lieferungen führen 
bis § 127 (118). 


Aus der großen Zahl kleiner Textausgaben ſei hervorgehoben die 
aus J. Schweitzer's Verlag (Robert Seiler). Dieſe Ausgabe zeichnet ſich 
dadurch aus, daß ſie nicht nur die Neugeſtaltung gegenüber der früheren 
Faſſung zeigt, ſondern mit großer Sicherheit alte und neue Civilprozeßord⸗ 
nung nebeneinander darbietet. In gleicher Weiſe iſt die Konkursordnung 
und das Handelsgeſetzbuch zum Abdruck gebracht. Die außerordentlich mühe⸗ 
volle Arbeit iſt mit peinlichſter Sorgfalt von Staatsanwalt Dr. Hein⸗ 
rich Becker⸗ München durchgeführt. 

K. 


XXVI. Bibliographie des bürgerlichen Rechts. 
Verzeichniß von Einzelſchriften über das im Bürger— 
lichen Geſetzbuch für das Deutſche Reich vereinigte 
Recht, ſachlich geordnet von Dr. jur. Georg Maas, 
Bibliothekar bei dem Reichsgericht. 1888 — 1898. 
8. (387 S.) Berlin 1899, Karl Heymann's Verlag. 

Im Allgemeinen iſt der Inhalt dieſer Arbeit, welche den Bd. XVI des 
Archivs für bürgerliches Recht (Kohler⸗Ring⸗Ortmann) bildet, aus dem Titel 
erſichtlich. In einer Einleitung iſt nähere Auskunft über den Plan gegeben. 
S. IX —XXXIV wird in einem Inhaltsverzeichniß die Anordnung 
dargelegt, welche ſich zweckmäßig und unabweislich an die des Bür⸗ 
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gerlichen Geſetzbuchs anſchließt. S. XXXV—XXXX gibt ein Ouellen: 
und Abkürzungsregiſter. Es folgt nun die Arbeit ſelbſt. Den Schlu 
macht ein ABC⸗Verzeichniß der Verfaſſer. Wenn die amtliche Stellung 
dem Verfaſſer die Möglichkeit bot, die Arbeit zu unternehmen, ſo darf 
hier der Dank dafür ausgeſprochen werden, daß derſelbe mit einem mühe⸗ 
vollen Fleiß und mit größter Sorgfalt, anlangend die Vermeidung von 
Druckfehlern, durchgeführt worden iſt. Durch den Fleiß des Einen iſt 
allen mit Ausarbeitung des neuen Rechtes Befaßten viel Arbeit erſpart. 

Die Einleitung ſchließt mit der erfreulichen Zuſage, daß die Arbeit 
in jährlichen Ueberſichten fortgeführt werden wird. K. 


XXVII. Moritz Cantor, Politiſche Arithmetik oder 
die Arithmetik des täglichen Lebens. 
Leipzig 1898, P. G. Teubner. 


Ein nützliches, kleines Buch, das die für Finanzbeamte, Kapita⸗ 
liſten, Verficherungstechniker unentbehrlichen Rechnungsarten nicht nur 
gemeinfaßlich darſtellt, ſondern auch hiſtoriſch und rationell erläutert. 
Auch der Juriſt, der nicht ſelten mit dieſen Dingen zu thun hat, wird 
fich freuen, daß ihm der ſpröde Stoff hier einmal in angenehmer Form 
dargeboten wird. Die alte Bezeichnung „Politiſche Arithmetik“ könnte 
wohl jetzt nachgerade durch eine beſſere erſetzt werden, vielleicht durch die: 
„Arithmetik des bürgerlichen Lebens“, aber nicht des „täglichen Lebens“; 
denn dazu müßte noch viel mehr gehören. 

Roſtock. R. Ehrenberg. 


V. 


Die Fortbildung des Eiſenbahnfrachtrechts ſeit dem 
Berner internationalen Aebereinkommen über den 
Ciſenbahnfrachtverkehr. 


Von 


Herrn Dr. Alfred von der Leyen, Wirklichem Geheimen 
Oberregierungsrath in Berlin. 


Vorbemerkung. 


Am 1. Januar 1893 ift das internationale Ueberein⸗ 
kommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr, das ſogenannte 
Berner Uebereinkommen, in Geltung getreten. Die an ihm 
betheiligten Staaten haben entweder zu demſelben Zeitpunkt, 
oder kurz vor⸗ oder nachher ihr inneres Eiſenbahnfrachtrecht 
nach dem Muſter des internationalen umgeſtaltet. Ich habe 
dieſe Vorgänge in der Zeitſchrift für Handelsrecht geſchildert 
und eine Darſtellung des aus jener Bewegung auf inter— 
nationalem und nationalem Gebiete hervorgegangenen Eiſen— 
bahnfrachtrechts gegeben). Die Bewegung aber hatte da— 


1) v. d. Leyen, Das Berner internationale Uebereinkommen über 
den Eiſenbahnfrachtverkehr. Zeitſchrift für Handelsrecht XXXIX 
S. Iff. Derſelbe, Die Verkehrsordnung für die Eiſenbahnen 
Deutſchlands vom 15. November 1892, daſ. Bd. XLI S. 501 ff. 
Vgl. ferner: G., Entſtehung und Fortbildung des internationalen 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLIX. 25 
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mals nur vorläufig ihren Abſchluß gefunden. In den ſeitdem 
vergangenen ſieben Jahren hat ſich das mitteleuropäiſche 
internationale Eiſenbahnfrachtrecht weiter fortgebildet, und 
einzelne der Berner Vertragsſtaaten haben aufs Neue Aen⸗ 
derungen ihres Frachtrechts vorgenommen. Zu dieſen gehört 
in erſter Linie das Deutſche Reich, das in dem am 1. Ja⸗ 
nuar 1900 in Kraft getretenen Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 
1897 das geſammte Eiſenbahnfrachtrecht auf eine andere 
Grundlage geſtellt, und in der Eiſenbahnverkehrsordnung 
vom 26. Oktober 1899 auf dieſer Grundlage weiter aus— 
geſtaltet hat. 

Wenn nicht alle Anzeichen trügen, ſo iſt heute ein ge— 
wiſſer Ruhepunkt in dieſer Entwicklung eingetreten und der 
Verkehr wird damit zu rechnen haben, daß weittragende 
Aenderungen des Eiſenbahnfrachtrechts für lange Zeit nicht 
in Ausſicht ſtehen. Es ſoll daher verſucht werden, dieſe 
neueſte Entwicklung darzuſtellen und, ſoweit es nothwendig 
iſt, kritiſch zu beleuchten. Dabei habe ich mir aber, wie in 
meinen früheren Aufſätzen, eine gewiſſe Zurückhaltung auf— 
zuerlegen, weil ich in meiner amtlichen Stellung an den 
Berathungen des internationalen Uebereinkommens, des Han: 
delsgeſetzbuchs und der neuen Verkehrsordnung theilgenom— 
men habe. 


J. 
Das internationale Eiſenbahnfrachtrecht. 


Der Art. 60 des Berner Uebereinkommens beſtimmt, 
daß jener Staatsvertrag für jeden betheiligten Staat auf 


Uebereinkommens über den Eiſenbahnfrachtverkehr, in der Zeitſchrift 
für internationalen Eiſenbahntransport (1900) S. 46 ff. Dieſer 
Aufſatz, dem eine Reihe weiterer folgen werden, behandelt z um 
Theil denſelben Gegenſtand, wie die vorſtehende Abhandlung, 
wenn gleich in anderer Form. Ich habe erſt nach Abſchluß meiner 
Arbeit Kenntniß davon bekommen. 
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drei Jahre von dem Tage, an dem er in Wirkſamkeit ge⸗ 
treten iſt, verbindlich ſein ſoll. Jeder Staat, welcher nach 
Ablauf dieſer Zeit von dem Uebereinkommen zurückzutreten 
beabſichtigt, hat hiervon die übrigen Staaten ein Jahr vor⸗ 
her in Kenntniß zu ſetzen. Wird von dieſem Rechte kein 
Gebrauch gemacht, ſo iſt das Uebereinkommen als für weitere 
drei Jahre verlängert zu betrachten. 

Ferner heißt es in Art. 59, daß wenigſtens alle drei 
Jahre eine aus Delegirten der vertragſchließenden Staaten 
beſtehende Konferenz zuſammentreten ſoll, um zu dem Ueber: 
einkommen die für nothwendig erachteten Abänderungen und 
Verbeſſerungen in Vorſchlag zu bringen, daß außerdem auf 
Begehren von wenigſtens einem Viertel der betheiligten Staaten 
der Zuſammentritt von Konferenzen auch in einem früheren 
Zeitpunkt erfolgen kann. 

Dieſe Beſtimmungen ſind etcpffen, weil man bei Be⸗ 
rathung des Berner Uebereinkommens ganz neuen, eigen— 
artigen Verhältniſſen gegenüberſtand. Niemand wußte, ob 
ſich ein ſolcher Staatsvertrag bewähren, ob der Verſuch, ein 
internationales Geſetzbuch dieſer Art zu geben, nicht wieder 
aufgegeben werden müſſe. Die Staaten wollten ſich alſo 
nur auf den kurzen Zeitraum von drei Jahren binden und 
ſich gegenſeitig gleichſam verpflichten, alsbald zu prüfen, 
ob und inwieweit der Vertrag verbeſſerungsbedürftig ſei )). 

Damit ſtand feſt, daß das internationale Eifenbahn: 
frachtrecht zunächſt nur auf kurze Zeit — gleichſam auf 
Probe — in Geltung ſtehen ſolle. Thatſächlich haben ſeit 
ſeinem Inkrafttreten bereits zweimal Berathungen über 
ſeine Aenderung zunächſt in einer außerordentlichen Konferenz 
in den Tagen vom 5. bis 12. Juni 1893 in Bern, ſodann 
in einer ordentlichen vom 16. März bis 2. April 1896 in 
Paris ſtattgefunden. Die Berathungen der erſteren haben 
zum Abſchluß des Zuſatzübereinkommens vom 16. Juli 1895 


— 


2) Vgl. auch Gerſtner, Internationales Eiſenbahnfrachtrecht (1893) 
S. 480 —482. 
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geführt, das nach ordnungsmäßiger Ratifikation vom 23. No— 
vember 1896 für ſämmtliche Staaten in Kraft getreten iſt, 
nachdem es ſchon früher für einen Theil der Vertragsſtaaten 
in Geltung getreten war (RGBl. 1895. S. 465 ff. 1896. 
S. 711) ). Aus den Berathungen der Pariſer Konferenz 
iſt das Zuſatzübereinkommen vom 16. Juni 1898 hervor— 
gegangen, das bei Abſchluß dieſer Arbeit noch nicht in Kraft 
getreten war, da ſich noch nicht alle Vertragsſtaaten zu ſeiner 
Ratifikation bereit erklärt haben. Außerdem haben ſich durch 
eine Zuſatzerklärung vom 20. Oktober 1893 (RGBl. 
1896. S. 707 ff.), die im Wege des Schriftwechſels zu 
Stande gekommen iſt, die Vertragsſtaaten über das Ver— 
fahren verſtändigt, das bei Aufnahme anderer Staaten in 
den Verband des Uebereinkommens zu beachten iſt. 

Das Uebereinkommen ſteht heute noch in Kraft, und 
zwar, da weder zum 1. Januar 1895 noch zum 1. Januar 1898 
einer der Vertragsſtaaten von ſeinem Rücktrittsrechte Gebrauch 
gemacht hat, zunächſt bis zum 31. Dezember 1901. Denn 
die Beſtimmung in Art. 60 iſt richtig dahin aufzufaſſen, daß, 
ſolange keine Kündigung erfolgt, das Uebereinkommen jedes— 
mal auf drei weitere Jahre verlängert iſt?). Es war 
zweifellos nicht die Abſicht der Geſetzgeber, daß das Ueber— 
einkommen unter allen Umſtänden nach ſechs Jahren außer 
Kraft zu treten habe, wenn es nicht rechtzeitig durch ein 
neues erſetzt worden ſei. Gleichwohl haben einzelne ſoge— 
nannte Vertreter der Wiſſenſchaft die letztere Anſicht ver— 
theidigt. Die Pariſer Konferenz hat es daher, wenn auch 
nicht für nöthig, ſo doch für zweckmäßig gehalten, um jede 
Möglichkeit eines Zweifels auszuſchließen, dem Protokoll der 
Konferenz vom 14. Oktober 1890 einen Zuſatz folgenden 
Wortlauts beizufügen: 

„Hinſichtlich des Art. 60 iſt allſeitig anerkannt, daß 


3) Der weſentlichſte Inhalt dieſes Zuſatzübereinkommens iſt auch 
abgedruckt in dieſer Zeitſchriſt Bd. ALVI S. 113 ff. 
4) Gerſtner a. a. O. S. 482. | 
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das internationale Uebereinkommen für jeden betheiligten 
Staat auf drei Jahre von dem Tage des Inkrafttretens und 
weiter auf je drei Jahre inſolange verbindlich iſt, als nicht 
einer der betheiligten Staaten ein Jahr vor Ablauf des 
Trienniums den übrigen Staaten die Abſicht erklärt hat, von 
dem Uebereinkommen zurückzutreten ).“ 

Wir werden im Folgenden zunächſt den Inhalt dieſer 
drei Staatsverträge zu betrachten haben, von der Voraus 
ſetzung ausgehend, daß das Pariſer Zuſatzübereinkommen 
auch von den zur Zeit noch fehlenden Vertragsſtaaten ge— 
nehmigt werden wird. 


1. Die Zuſatzerklärung vom 20. September 1893. 


Bei Beratung des Berner Uebereinkommens war ab— 
ſichtlich davon abgeſehen, eine Beſtimmung über den Beitritt 
anderer Staaten aufzunehmen. Die durch das Ueberein— 
kommen geſchaffene Gemeinſchaft war von ſolcher wirthſchaft— 
licher und finanzieller Tragweite, daß man es wohl mit 
Recht für geboten hielt, die Verbindung auf den Kreis der 
an den Vorberathungen betheiligten Staaten zu beſchränken. 
Dazu kam die Unſicherheit über den praktiſchen Erfolg des 
abzuſchließenden Vertrags. Man zog es vor, abzuwarten, 
ob nach ſeinem Inkrafttreten andere Staaten den Wunſch 
nach Betheiligung ausſprechen würden. 

Derartige Wünſche wurden nun in der That ſehr bald 
ausgeſprochen und zwar zuerſt von dem Fürſtenthum Monaco, 
deſſen Gebiet von einer kurzen Strecke der franzöſiſchen 
Paris⸗Lyon⸗Mittelmeer-Bahn durchzogen wird, und bald 
darauf vom Königreich Dänemark. Dies gab Anlaß zu der 


5) Vgl. Pariſer Protokoll über die 8. Sitzung vom 28. März 1896. 
S. 101 der Reichstagsdruckſache Nr. 30, I. Seſſion 1898/99, in 
der die Protokolle der Pariſer Konferenz in deutſcher Sprache ab: 
gedruckt ſind. Eine andere allgemein zugängliche Veröffentlichung 
der Protokolle hat meines Wiſſens nicht ſtattgefunden, weshalb ich 
genöthigt bin, die Protokolle nach dieſer Quelle anzuführen. 
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Erörterung der Frage über die Bedingungen, unter denen 
der Eintritt anderer Staaten ſtattfinden könne, die im Wege 
des Schriftwechſels erfolgte und zu der Zuſatzerklärung 
vom 20. September 1893 führte. Nach dieſer erfolgt 
der Beitritt durch Vermittlung der ſchweizeriſchen Regierung, 
die, nach Prüfung des Eintrittsgeſuchs durch das Zentral: 
amt für den internationalen Eiſenbahntransport, den übrigen 
Vertragsſtaaten Mittheilung macht und, im Falle ein Wider: 
ſpruch nicht erhoben wurde, dies wiederum den übrigen 
Staaten anzeigt. Einen Monat nach dem Erlaß der Anzeige 
wird der Beitritt rechtskräftig. 

Hiernach wurden von Monaco und Dänemark förmliche 
Eintrittsgeſuche geſtellt, und Dänemark iſt am 27. Auguſt 1897 
dem internationalen Uebereinkommen beigetreten. Wegen des 
Eintritts von Monaco ſchweben die Verhandlungen noch. 
Das räumliche Geltungsgebiet des internationalen Weber: 
einkommens hat ſich ſeit ſeinem Abſchluß durch dieſen Ein— 
tritt Dänemarks, ferner die Aufnahme neuer Bahnen der 
Vertragsſtaaten und den Ausbau ihres Eiſenbahnnetzes weſent— 
lich erweitert. Nachdem Rußland die Aufnahme der erſten 
Strecken der ſibiriſchen Bahn angemeldet hat, hat ſich das 
Gebiet des Uebereinkommens über die Grenzen Europas 
hinaus nach Aſien ausgedehnt. 

In der folgenden Tabelle (ſiehe S. 387) iſt dieſe 
Entwicklung nach den Veröffentlichungen des Zentralamts 
zuſammengeſtellt. 

Hiernach hat ſich der Umfang des dem internationalen 
Uebereinkommen unterworfenen Netzes von 152,510 Kilo: 
metern im Jahre 1893 auf 186,900 Kilometer im Jahre 
1899, alſo um mehr als 34,000 Kilometer vergrößert. 
Mit der Ausdehnung des Eiſenbahnnetzes ſteht Deutſchland 
an der Spitze der Vertragsſtaaten. Bis 1897 folgte Frank- 
reich an zweiter Stelle, an die ſeit 1898 Rußland, das ſein 
Eiſenbahnnetz erheblich ſchneller als Frankreich ausgebaut 
hat, getreten iſt. Im Uebrigen iſt die Reihenfolge der 
Staaten unverändert geblieben. Das Eiſenbahnnetz des 
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Berner Uebereinkommens bildet nahezu den vierten Theil 
des Eiſenbahnnetzes der Erde, das Anfang 1899 eine Aus: 
dehnung von ungefähr 750,000 Kilometern hatte. Dieſer 
Umſtand gibt einen Begriff von der wirthſchaftlichen Trag— 
weite dieſes internationalen Vertrages, die um ſo höher zu 
veranſchlagen iſt, als eine große Anzahl der ihm unterwor— 
fenen Eiſenbahnen zu denen gehören, die den dichteſten Ver— 
kehr von allen Eiſenbahnen der Erde aufweiſen. 


2. Die Zuſatzvereinbarung vom 16. Juli 1895. 


Während die Zuſatzerklärung vom 20. September 1893 
die räumlich weitere Ausdehnung des Berner Uebereinkommens 
ermöglicht hat, beſteht die Bedeutung der Zuſatzvereinbarung 
vom 16. Juli 1895 darin, daß der Kreis der Gegenſtände 
weſentlich erweitert iſt, die auf Grund ſeiner Beſtimmungen 
befördert werden können. Auch bei Umgrenzung dieſes Kreiſes 
waren die vorberathenden Konferenzen ſehr vorſichtig geweſen. 
Sie hatten ſich darauf beſchränkt, alle die Gegenſtände auf— 
zunehmen, die für den allgemeinen großen Handelsverkehr 
von Bedeutung waren. Es waren alſo nach § 1 der Aus- 
führungsbeſtimmungen zu Art. 3 des Uebereinkommens von 
der Beförderung ganz ausgeſchloſſen: 


1. Gold- und Silberbarren, Platina, Geld, geldwerthe 
Münzen und Papiere, Dokumente, Edelſteine, echte 
Perlen, Pretioſen und andere Koſtbarkeiten. 

2. Kunſtgegenſtände, wie Gemälde, Gegenſtände aus 
Erzguß, Antiquitäten. 

3. Leichen. 

Fernerhin war die Anzahl der in Anlage 1 zu dem 
Uebereinkommen aufgeführten bedingungsweiſe zur Be— 
förderung zugelaſſenen, der Selbſtentzündung oder Exploſion 
unterworfenen, ferner der ekelerregenden oder übelriechenden 
Gegenſtände auf das unbedingt nothwendige Maß eingeſchränkt, 
und alle übrigen derartigen Gegenſtände von der Beförderung 
ausgeſchloſſen. Die Liſte der bedingungsweiſe zugelaſſenen 
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Güter war im Jahre 1886 aufgeſtellt. In den ſieben Jahren, 
die von da bis zum Inkrafttreten des Uebereinkommens ver⸗ 
ſtrichen, hatte die Induſtrie in der Herſtellung ſolcher Gegen— 
ſtände große Fortſchritte gemacht, der Verkehr darin ſich be— 
deutend ausgedehnt, und die in einzelnen Vertragsſtaaten 
geſammelten Erfahrungen hatten gezeigt, daß die Beförderung 
zahlreicher hierher gehöriger Artikel für die Eiſenbahnen nicht 
ſo gefährlich war, wie man noch 1886 geglaubt hatte, daß 
es alſo unbedenklich war, leichtere und den Verkehr weniger 
belaſtende Beförderungsbedingungen aufzuſtellen, als die in 
Anlage 1 des Uebereinkommens vorgeſehenen ). 

Schon vor dem Inkrafttreten des Berner Ueberein— 
kommens hatte ſich das Bedürfniß herausgeſtellt, die vom 
internationalen Verkehr ganz ausgeſchloſſenen, vorſtehend 
unter 1 bis 3 aufgeführten Gegenſtände wenigſtens bedingungs— 
weiſe zuzulaſſen, ferner die Anzahl der bedingungsweiſe zu— 
gelaſſenen, in Anlage 1 des Uebereinkommens aufgeführten 
Gegenſtände zu vermehren und endlich die Beförderungs— 
bedingungen für einzelne dieſer letzteren Gegenſtände zu 
erleichtern. Derartige erleichternde und erweiternde Beſtim— 
mungen konnten nach § 1 Abſ. 3 der Ausführungsbeftim: 
mungen zum internationalen Uebereinkommen nur im gegen— 
ſeitigen (Nachb'ar-) Verkehr zweier oder mehrerer 
Vertragsſtaaten getroffen werden. Auf Grund dieſer 
Beſtimmungen hatte ſich Deutſchland mit Oeſterreich und 
Ungarn über eine Vereinbarung erleichternder Bedingungen 
vom 15. November 1892 verſtändigt, die am 1. Januar 1893 
gleichzeitig mit dem internationalen Uebereinkommen in Kraft 
getreten war, in einer am 4. und 5. Mai 1893 in Breslau 
abgehaltenen Konferenz waren Aenderungen zu dieſer Ver— 
einbarung vorberathen. Eine andere Vereinbarung war 
unter dem 20. Januar 1893 zwiſchen Belgien, Frankreich, 
Luxemburg und den Niederlanden abgeſchloſſen. Vorbera— 
thungen über weitere Vereinbarungen dieſer Art hatten 


7) Vgl. auch dieſe Zeitſchrift Bd. XLI S. 531, 532. 
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zwiſchen Deutſchland, Oeſterreich, Ungarn und den Nieder— 
landen, ſowie zwiſchen den Niederlanden, Italien und der 
Schweiz ſtattgefunden. 

Dieſe Vorgänge veranlaßten des Zentralamt für den 
internationalen Eiſenbahntransport am 18. Januar 1893 
an alle Berner Vertragsſtaaten ein Schreiben zu richten, in 
dem es anregte, die in den Einzelverträgen vorgeſehenen 
Erleichterungen ganz oder theilweiſe dem geſammten inter⸗ 
nationalen Verkehr zugänglich zu machen und zur Berathung 
hierüber eine außerordentliche internationale Konferenz zu⸗ 
ſammenzuberufen. Nachdem die Mehrzahl der Vertrags— 
ſtaaten ſich grundſätzlich zuſtimmend erklärt hatte, beantragte 
das Zentralamt in einem Bericht vom 19. April 1893 bei 
der ſchweizeriſchen Regierung die Einladung zu einer Kon— 
ferenz, die über eine vollſtändige Reviſion des § 1 der Aus: 
führungsbeſtimmungen und der Anlage 1 des Berner Ueber— 
einkommens berathen ſolle. Der ſchweizeriſche Bundesrath 
erließ die Einladungen und am 5. Juni traten Abgeſandte 
aller Vertragsſtaaten, mit Ausnahme von Rußland und 
Italien in Berlin zuſammen. Dieſe beiden Staaten erachteten 
eine Theilnahme an den Verhandlungen nicht für erforderlich, 
erklärten aber dem ſchweizeriſchen Bundesrath, daß ſie ſich 
nach Einſicht der Konferenzprotokolle den Beitritt zu den Bes 
ſchlüſſen vorbehielten, der denn auch thatſächlich erfolgt iſt. 

Die Berathungen, die in den Tagen vom 5. bis 12. Juni 
1893 unter dem Vorſitze des Chefs des ſchweizeriſchen Eifen: 
bahndepartements, Bundesrath Zemp ſtattfanden, nahmen 
einen ſehr befriedigenden Verlauf. In dem Schlußprotofoll, 
das die Ergebniſſe zuſammenfaßt, wird erklärt, daß alle 
Beſchlüſſe einſtimmig gefaßt ſeien. Durch die Beſchlüſſe 
iſt ein vollſtändig neuer Entwurf der Anlage J feſtgeſtellt, 
in die nunmehr die Beförderungsbedingungen für 54 Arten 
von Gütern unter den Nummern I bis LIII) aufgenom- 


89) Die Nummern lauten I- VIII, VIIIa, IX—LII, fo daß alſo that⸗ 
ſächlich nicht bloß 53, ſondern 54 Klaſſen von Gütern porhanden ſind. 
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men ſind; ferner hat die Konferenz eine neue Anlage 1a 
ausgearbeitet, enthaltend die Vorſchriften für die Beförde⸗ 
rung von Koſtbarkeiten und Kunſtgegenſtänden, ſowie von 
Leichen. Außerdem iſt noch Einverſtändniß über einige Fragen 
allgemeiner Art erzielt. Die bisherigen Erfahrungen hatten 
gezeigt, daß der Abſchluß von Vereinbarungen unter den 
Regierungen über erleichternde Beförderungsbedingungen 
nach § 1 Abſ. 3 der Ausführungsbeſtimmungen ein ziemlich 
langwieriges und zeitraubendes Verfahren vorausſetzt. — 
Es hat daher die Anl. 1 am Schluß einen Zuſatz erhalten, 
nach dem ſolche Erleichterungen auch feſtgeſetzt werden können 
durch Tarifbeſtimmungen der betheiligten Eiſen— 
bahnen, vorausgeſetzt jedoch, daß: a) die Beförderung der 
betreffenden Gegenſtände oder die hierfür in Ausſicht genom⸗ 
menen Bedingungen nach dem internationalen Reglement 
zuläſſig ſind und b) die von den dazu ermächtigten Bahnen 
aufzuſtellenden Tarifbeſtimmungen von allen zuſtändigen Auf— 
ſichtsbehörden genehmigt werden. 

Um ſodann eine möglichſt formelle Einheitlichkeit zu 
erzielen und die endgiltige Vereinbarung zu beſchleunigen, 
ſchlägt die Konferenz vor, „ſolche Beſtimmungen, die von 
einzelnen Staaten etwa für unannehmbar befunden werden 
ſollten, gleichwohl in das Abkommen aufzunehmen und nur 
am Schluß der betreffenden Nummer die Bemerkung beizu— 
fügen: Dieſe Beſtimmung hat keine Giltigkeit im Verkehr 
mit 

Von dieſer Befugniß hat übrigens keiner der Vertrags— 
ſtaaten Gebrauch gemacht. 

Wenn auch die Konferenz ſich der Hoffnung hingab, daß 
die von ihr ausgearbeiteten Entwürfe bald die Zuſtimmung 
der betheiligten Regierungen finden würden — das Schluß— 
protokoll nimmt eine Friſt von „thunlichſt drei Monaten“ 
in Ausſicht — ſo hielt das die Mehrzahl der Vertreter nicht 
ab, eine Verſtändigung über die praktiſche Verwerthung der 
Ergebniſſe auch für den Fall anzubahnen, daß jene Erwartung 
ſich nicht erfüllen ſollte. Es wurde alſo zunächſt vereinbart 
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zwiſchen allen Vertretern, daß im Falle ein oder der andere 
Vertragsſtaat die Ergebniſſe der Konferenz beanſtanden ſollte, 
dieſe zwiſchen den Staaten, die ihr Einverſtändniß ausge— 
ſprochen hätten, als erleichternde Vorſchriften im Sinne 
des § 1 Abſ. 1 der Ausführungsbeſtimmungen in Geltung 
treten ſollten. Ferner verſtändigten ſich die Vertreter des 
Deutſchen Reichs und der öſterreichiſchen und ungariſchen 
Monarchie, ſowie die Vertreter des Deutſchen Reichs und 
der Schweiz über Erleichterungen in ihren Wechſel— 
verkehren, die neben den allgemeinen, durch die 
Konferenz beſchloſſenen neuen Beſtimmungen in Kraft treten 
ſollten. 

Der weitere Verlauf der Ereigniſſe hat gezeigt, daß es 
ſehr richtig war, dieſe letzteren Vereinbarungen zu treffen. 
Es hat nicht drei Monate, ſondern länger als drei Jahre 
gedauert, bis der Entwurf der Zuſatzvereinbarung von 1893 
von allen Vertragsſtaaten genehmigt wurde, und ſie iſt als 
Beſtandtheil des Uebereinkommens vom 14. Oktober 1890 
erſt am 23. November 1896 in Kraft getreten. Zunächſt 
trat ſie als Sonderübereinkommen zwiſchen Deutſchland, 
Oeſterreich und Ungarn, den Niederlanden und der Schweiz 
am 1. März 1894 in Kraft?). Dieſem Sonderübereinkommen 
traten Belgien mit Wirkung vom 1. Juni 1894 und Luxem- 
burg mit Wirkung vom 1. Mai 1894 bei 10. 

Es folgten dann die Verhandlungen über die Einfügung 
der neuen Beſtimmungen in das Berner Uebereinkommen, die 
zu dem Ergebniß führten, daß eine Zuſatzvereinbarung vom 
16. Juli 1895 abgeſchloſſen wurde, in der man ſich 
darüber verſtändigte, daß, wenn die Ratifikation ſämmtlicher 
Staaten nicht bis zum 15. Dezember 1895 erfolgte, die 
Zuſatzvereinbarung zwiſchen den ratifizirenden Staaten am 
1. Januar 1896 als Sonderübereinkommen in Geltung 


9) Zeitſchrift für den internationalen Eiſenbahntransport II (1894) 
S. 2 ff., S. 39. 
10) a. a. O. II (1894) S. 173. 
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treten ſolle. Bis zu dem angegebenen Zeitpunkt ratifizirten 
alle Staaten, außer Oeſterreich, Ungarn und den Nieder⸗ 
landen 1). Dieſe Staaten ratifizirten erſt am 21. Oktober 
1896, und nun war die Angelegenheit endgiltig geord— 
net 17). 

Von Sondervereinbarungen (neben dem nunmehr um— 
geſtalteten Uebereinkommen vom 14. Oktober 1890) be⸗ 
ſtehen ſolche: 

1. Zwiſchen dem Deutſchen Reich und Luxemburg vom 
29. Mai 189313). Dieſe beiden Staaten haben 
ſich allgemein dahin verſtändigt, daß alle Beftim: 
mungen der deutſchen Eiſenbahnverkehrsordnung über 
die bedingungsweiſe zur Beförderung zugelaſſenen 
Gegenſtände auch im Wechſelverkehr zwiſchen dem 
Deutſchen Reich und Luxemburg gelten ſollen. So 
oft daher derartige Aenderungen der Verkehrsord— 
nung eintreten, wird jedesmal ein Nachtrag zu 
jenem Sonderübereinkommen veröffentlicht. 


2. Zwiſchen dem Deutſchen Reich und der Schweiz 
vom 13./14. Juni 1893, giltig vom 1. März 1894 
an 1). 

3. Zwiſchen dem Deutſchen Reich, Oeſterreich und Un: 
garn, giltig vom 1. April 1895 an !)). | 

4. Zwiſchen Frankreich, Belgien, Luxemburg und den 
Niederlanden vom 24. Oktober 1898. Dieſes Son— 
derübereinkommen bezieht ſich auf die Beförderung 
von Werthgegenſtänden, Kunſtwerken und Guano und 
anderen künſtlichen Düngemitteln. Ein am 9. Auguſt 
1893 zwiſchen denſelben Staaten abgeſchloſſenes 


11) Zeitſchrift für den internationalen Eiſenbahntransport III (1895) 
S. 475 — 494. . 

12) a. a. O. IV (1896) S. 424, 425. 

13) a. a. O. I (1893) S. 215 ff. 

14) a. a. O. II (1894) S. 19 ff., S. 40. 

15) a. a. O. III (1895) S. 115 ff. 
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Sonderübereinkommen iſt dadurch aufgehoben. — 
Nachdem die Auswechslung der Ratifikationen am 
27. Dezember 1898 ſtattgefunden hat, iſt das neue 
Uebereinkommen am 28. Januar 1899 in Geltung 
getreten 1). 


Durch die Pariſer Konferenz find an der Zuſatzverein— 
barung vom 16. Juli 1895 nur kleine redaktionelle Aen⸗ 
derungen vorgenommen. In Art. 2 unter Nr. VI und VII 
des Schlußprotokolls iſt bei verſchiedenen Nummern der 
Anlage 1 der franzöſiſche Text berichtigt und unter VII iſt 
außerdem der Begriff des Artikels Grünkalk (Nr. XII der 
Anlage 1) klargeſtellt. 5 


Durch die Zuſatzvereinbarung vom 16. Juli 1895 und 
die ſich daranſchließenden Sondervereinbarungen iſt, wie oben 
bemerkt, der Kreis der im internationalen Verkehr beför— 
derungsfähigen Gegenſtände weſentlich erweitert. Der gegen— 
wärtige Rechtszuſtand iſt der folgende: 

Ausgeſchloſſen vom internationalen Transport (Art. 2 
des Berner Uebereinkommens), wie übrigens auch von der 
Beförderung innerhalb des Deutſchen Reichs und der anderen 
Vertragsſtaaten (f. d. Deutſche Reich |. Verk.-Verordn. § 50 
A 1 bis 3) find poſtzwangspflichtige Gegenſtände, Gegen: 
ſtände, die ſich wegen ihres Umfangs u. ſ. w. zur Eiſen— 
bahnbeförderung nicht eignen, und Gegenſtände, deren Be— 
förderung aus Gründen der öffentlichen Ordnung verboten 
iſt (alſo z. B. Vieh bei Seuchengefahr, Kleidungsſtücke u. dergl. 
bei Cholera⸗, Peſtgefahr u. dergl.). Es find dies zwingende 
Gründe theils allgemein ſtaatsrechtlicher Natur, theils im 
Weſen des Eiſenbahnbetriebs liegende, die der Beförderung 
entgegenſtehen und denen gegenüber die Intereſſen des all— 


16) Zeitſchrift für den internationalen Eiſenbahntransport VIII (1899) 
S. 141 ff. 
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gemeinen Verkehrs um ſo weniger in Betracht kommen, als 
die ausgeſchloſſenen Gegenſtände für den Handel ohne Be⸗ 
deutung ſind. 

Der Art. 3 des Uebereinkommens verweiſt wegen anderer 
Güter, deren Beförderung ausgeſchloſſen werden kann, auf 
die Ausführungsbeſtimmungen, womit ausgeſprochen wird, 
daß die Beförderungsbeſchränkung hier nicht dauernder, ſon⸗ 
dern mehr oder weniger vorübergehender Art iſt. Bei Be⸗ 
rathung über das Uebereinkommen war man auch hier ſehr 
vorſichtig geweſen. Die Beförderungsbedingungen für Gegen⸗ 
ſtände von hohem Werth und für Kunſtgegenſtände haben 
von jeher dem Geſetzgeber Kopfzerbrechen gemacht. Auf der 
einen Seite läßt ſich das Bedürfniß, dieſe Gegenſtände zu 
befördern, nicht beſtreiten, andererſeits aber kann man den 
Beförderungsanſtalten nicht zumuthen, die volle Haftung für 
Verluſt oder Beſchädigung zu tragen, wenn ſie nicht in der 
Lage ſind, durch beſondere Vorſichtsmaßregeln ſich gegen 
Verluſt zu ſchützen; und derartige Vorſichtsmaßregeln ſind 
koſtſpielig und vertheuern daher den Transport. Mit einer 
Beſchränkung der Haftpflicht ift aber wiederum dem Ver⸗ 
frachter nicht gedient. Dieſen Schwierigkeiten gingen die 
Vorberathungskonferenzen aus dem Wege. Sie ſchloſſen in 
91 unter Nr. 1 und 2 der Ausführungsbeſtimmungen alle 
dieſe Sachen ganz von der internationalen Beförderung aus. 
Aehnlich lag die Sache bei Leichen, zu deren Beförderung 
im internationalen Transport überdies ein dringendes Be— 
dürfnis nicht anerkannt wurde. Leichen müſſen, auch nach 
den Beförderungsbeſtimmungen der Einzelſtaaten, ſtets be— 
gleitet ſein. Die Begleiter ſind alſo bei einem internatio— 
nalen Transport an der Grenze in der Lage, für die Um— 
expedition der Leiche ſorgen zu können. 

Nachdem das internationale Uebereinkommen in Geltung 
getreten, und es gelungen war, in verſchiedenen Wechſelver— 
kehren ſich über Beförderungsbedingungen für dieſe Gegen— 
ſtände zu verſtändigen, iſt es der Konferenz von 1893 nicht 
ſchwer geworden, ein Einvernehmen über die grundſätzliche 
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Zulaſſung der Werth- und Kunſtgegenſtände, ſowie der 
Leichen im internationalen Transport und auf internationalen 
Frachtbrief herbeizuführen. Beförderungsbedingungen ſind 
aber für die erſteren überhaupt nicht aufgeſtellt. Ihre Feſt⸗ 
ſetzung iſt den Vereinbarungen der Regierungen oder den 
ordnungsmäßig genehmigten Tarifen überlaſſen. Damit iſt 
die eigentliche Schwierigkeit der Löſung dieſer Frage wieder 
umgangen. Weiteres war nicht zu erreichen, da die Be— 
ſtimmungen der Rechte der Vertragsſtaaten über die Beför— 
derung dieſer Gegenſtände im Binnenverkehr zu ſehr von 
einander abwichen. Wie heikel die hier erörterte Frage iſt, 
zeigte ſich auf der Konferenz von 1893 bei Beſprechung der 
Beförderungsbedingungen für Koſtbarkeiten. Von franzö— 
ſiſcher Seite war beantragt, Spitzen und Stickereien als zu 
den Koſtbarkeiten gehörig ausdrücklich zu bezeichnen. Von 
der Schweiz wurden hiergegen Bedenken geäußert, weil eben 
nicht alle Spitzen und Stickereien werthvoll ſeien und man 
eine Schädigung der Schweizer Induſtrie befürchtete, wenn 
die Beförderung aller, alſo auch der minder werthvollen 
Spitzen u. ſ. w. erſchwert werde. Man verſtändigte ſich 
ſchließlich dahin, zu beſtimmen, daß „zu den Koſtbarkeiten 
beiſpielsweiſe auch beſonders werthvolle Spitzen und beſonders 
werthvolle Stickereien zu rechnen ſeien“ !). Auch hiermit ift 
dieſe Frage grundſätzlich nicht gelöſt. 

Die Bedingungen für die Beförderung von Leichen 
gehen dahin, daß ſie 1. als Eilgut aufzugeben ſind, 2. die 
Fracht vorauszubezahlen und 3. ein Begleiter beizugeben iſt. 
Im übrigen wird auch hier auf die Geſetze und Verord— 
nungen der Einzelſtaaten verwieſen. 

Die anderen in §1 Nr. 4 der Ausführungsbeſtimmungen 
aufgeführten, von der Beförderung ausgeſchloſſenen Gegen— 
ſtände ſind für den Transport gefährlich oder ſehr un— 
bequem. Es ſind die der Selbſtentzündung und Exploſion 
unterworfenen Gegenſtände, von denen einige beſonders 


17) Protokoll der Konferenz von 1892 S. 68 — 71, S. 95. 
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gefährliche ausdrücklich aufgeführt werden, und ferner übel⸗ 
riechende und ekelerregende Sachen. Einzelne dieſer Gegen: 
ſtände werden aber bedingungsweiſe zugelaſſen. In der 
Anl. 1 des Berner Uebereinkommens find unter Nummer I 
bis XXXIV die zugelaſſenen Gegenſtände und die dafür feſt⸗ 
geſetzten Beförderungsbedingungen aufgeführt. Die Konferenz 
von 1893 hat unter der Nummer XXXVI—LIII eine weitere 
Anzahl ſolcher Gegenſtände hinzugefügt, und die Beförde— 
rungsbedingungen für einzelne der bereits zugelaſſenen er: 
leichtert. Neu zugelaſſen ſind verſchiedene Schießmittel (Patro⸗ 
nen, Zündhütchen), andere weniger gefährliche Explofivftoffe 
(Feuerwerkskörper, gepreßte und andere Schießbaumwolle, 
Knallbonbons, Schellackpräparate, Knallerbſen); ferner die 
verflüſſigten und verdichteten Gaſe, Chlormethyl, Phosphor: 
trichlorid u. ſ. w., Phosphorpentachlorid, Waſſerſtoffſuper⸗ 
oxyd, Spirituslacke, fett- und ölgetränkte Papiere, Stall⸗ 
dünger und andere Fäkalien und Kälbermagen. 

In dem oben aufgeführten Sonderübereinkommen iſt 
die Anzahl der bedingungsweiſe im Wechſelverkehr zugelaſſenen 
Gegenſtände, insbeſondere der Schießmittel, noch vermehrt. 

Der Erlaß aller der hierher gehörigen Beſtimmungen 
gehört zu der ſchwierigſten Aufgabe der Eiſenbahnverwal⸗ 
tungen. Die immer fortſchreitende Induſtrie mit ihren ſich 
immer weiter ausdehnenden nationalen und internationalen 
Verbindungen verlangt eine möglichſt billige und bequeme 
Beförderung zahlreicher Gegenſtände, die ihrer Beſchaffenheit 
nach geeignet ſind, den Eiſenbahntransport zu gefährden. 
Die Eiſenbahnverwaltung hat in erſter Linie für die Sicher— 
heit des Eiſenbahnbetriebs zu ſorgen, andererſeits aber den 
Bedürfniſſen der Induſtrie thunlichſt entgegenzukommen. 
Ueberdies beſteht für die Eiſenbahn die Gefahr, daß, wenn 
ſie die Beförderung zu ſehr erſchwert, die Gegenſtände unter 
falſcher Inhaltsangabe — trotz der hierfür vorgeſehenen 
Strafen — aufgegeben werden und dann erſt recht Gefahr 
für den Eiſenbahntransport entſteht. Die Ausgleichung der 
hier ſich entgegenſtehenden Intereſſen beſchäftigt andauernd 
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die Eiſenbahnen. In der Regel iſt der Hergang dabei der, 
daß die Veränderung beſtehender und der Erlaß neuer Beſtim⸗ 
mungen im Binnenverkehr eintritt. Von da gehen dieſe über 
in den Wechſelverkehr und ſchließlich, wenn ſie ſich bewähren, 
in den internationalen Verkehr. Durch die oben bereits er⸗ 
wähnte neue Beſtimmung der Anl. 1 iſt ihre Erprobung im 
internationalen Verkehr dadurch erleichtert, daß die Eiſen⸗ 
bahnen durch Vereinbarungen unter einander ſolche Beſtim— 
mungen auch zunächſt einmal in die Tarife aufnehmen können. 


— 


Auf der Konferenz von 1898 iſt endlich noch die Löſung 
einer wichtigen Frage vorbereitet, deren Entſcheidung in 
dem Vollziehungsprotokoll zu dem Vertrage vom 16. Juli 1895 
erfolgte: der Frage, in welcher Sprache das internationale 
Uebereinkommen abzufaſſen, ob insbeſondere der Text einer 
Sprache als Originaltext und neben dieſem die Texte in den 
anderen Sprachen als Ueberſetzungen zu gelten hätten. Be⸗ 
kanntlich iſt die Regel bei allen Staatsverträgen zwiſchen 
Ländern verſchiedener Sprache, daß ein Originaltext in 
franzöſiſcher Sprache vereinbart wird. Bei dem Berner 
Uebereinkommen war von dieſer Regel inſofern abgewichen, 
als der Vertrag vom 14. Oktober 1890 in zwei Sprachen, 
der deutſchen und franzöſiſchen Sprache, aufgeſtellt und von 
allen Bevollmächtigten beide Texte vollzogen waren. Es hatte 
dies ſeinen Grund wohl darin, daß in den Vertragsſtaaten 
die deutſche Sprache erheblich weiter verbreitet war als die 
franzöſiſche, daß die Sprache des — internationalen — 
Vereins deutſcher Eiſenbahnverwaltungen, des Vorläufers der 
Berner Verträge, die deutſche iſt und daß bei den Konferenz⸗ 
verhandlungen der Jahre 1878, 1885 und 1886 die franzö—⸗ 
ſiſche und die deutſche Sprache als gleichberechtigt anerkannt 
waren. 

Schon vor der Ratifikation des Uebereinkommens von 
1890 hatten ſich aus der von dem diplomatiſchen Brauch 
abweichenden Abfaſſung der Verträge gewiſſe Schwierigkeiten 
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ergeben, über die man ſich aber bei der Ratifikation hin⸗ 
wegſetzte. In der Konferenz von 1893 machte jedoch der 
franzöſiſche Bevollmächtigte 1°) auf die Abweichungen bei der 
formellen Behandlung des Berner Uebereinkommens auf⸗ 
merkſam und beantragte, das Protokoll dieſer Konferenz nur 
in einer und zwar der franzöſiſchen Sprache auszufertigen 
und zu vollziehen. Schon in der erſten Sitzung !?) hatte 
derſelbe Bevollmächtigte beantragt, jedem deutſchen Vertrage 
eine Ueberſetzung in franzöſiſcher Sprache folgen zu laſſen, 
worauf der deutſche Bevollmächtigte daſſelbe Verfahren bei 
den franzöſiſchen Verträgen verlangte, die in das Deutſche 
zu überſetzen ſeien. Beide Anträge fanden Zuſtimmung. 

Der neue franzöſiſche Antrag wurde in einer Kom— 
miſſion vorberathen, die den Vermittlungsvorſchlag machte, 
das Protokoll in deutſcher und franzöſiſcher Sprache auszu⸗ 
fertigen, die beiden Texte nebeneinander zu ſtellen und — 
in der Mitte zwiſchen beiden — einmal zu vollziehen. 
Dieſer Vorſchlag wurde von der Konferenz gegen die Stimme 
des franzöſiſchen Vertreters angenommen, der ſich jedoch nach 
Abſchluß der Abſtimmung bereit erklärte, das Protokoll in 
der vorgeſchlagenen Form mit zu unterſchreiben. So iſt 
denn verfahren, und es heißt am Schluß des Protokolls: 
„Unterzeichnet zu Bern am 12. Juni 1893 in einer in 
deutſcher und in franzöſiſcher Sprache abgefaßt ein 
Originalurkunde, welche im ſchweizeriſchen Staatsarchiv 
niedergelegt iſt.“ 

Damit war die Sprachenfrage nicht endgiltig erledigt. 
Die zwiſchen den Einzelſtaaten vor Genehmigung der letzten 
Berner Entwürfe geführten Verhandlungen gelangten zu dem 
Ergebniß, daß dem bei anderen Staatsverträgen üblichen 
Brauch in weiterem Umfang Rechnung getragen wurde, als 
dies von der Konferenz von 1893 geſchehen war. In dem 
Vollziehungsprotokoll vom 16. Juli 1895 heißt es darüber: 


18) Protokolle S. 66, 96, 97. 
19) Protokolle S. 56. 
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„Die Zuſatzvereinbarung iſt, dem diplomatiſchen Ge— 
brauch entſprechend, in franzöſiſcher Sprache abgeſchloſſen 
und gezeichnet. Dem gegenwärtigen Protokoll iſt ein deutſcher 
Text beigefügt. Man iſt darüber einverſtanden, daß dieſer 
Text den gleichen Werth haben ſoll wie der franzöſiſche Text, 
ſofern es ſich um den Eiſenbahnverkehr handelt, bei welchem 
ein Staat, wo das Deutſche ausſchließlich oder neben anderen 
Sprachen als Geſchäftsſprache gilt, betheiligt iſt.“ 

Dieſe Beſtimmungen ſollten ſich auch auf das inter- 
nationale Uebereinkommen ſelbſt nebſt Erklärungen und Nach: 
trägen beziehen. 

Wenn hiermit auch formell die deutſche Sprache nicht 
die volle Gleichberechtigung mit der franzöſiſchen beſitzt, ſo 
iſt doch feſtgeſtellt, daß überall da, wo ein ſachliches Bedürf— 
niß für die Länder deutſcher Zunge vorliegt, ſie ſich auf 
einen in ihrer Sprache geſchriebenen Text ſtützen können. 
Damit iſt denn auch dieſe Meinungsverſchiedenheit zwiſchen 
den Vertragsſtaaten in einer ſachlich durchaus befriedigenden 
Weiſe zum Austrag gekommen. In dem Pariſer Zuſatz— 
übereinkommen vom 16. Juni 1898 iſt die vorſtehende Formel 
über die Bedeutung der beiden Texte wiederholt. 


3. Die Pariſer Konferenz vom 16. März bis 
2. April 1896 und das Zuſatzübereinkommen 
vom 16. Juni 1898. 


Die Pariſer Konferenz iſt die erſte ordentliche, auf Grund 
des Art. 59 Abſ. 1 des internationalen Uebereinkommens 
zuſammenberufene. Sie hätte, wenn man ſich ſtreng an den 
Wortlaut des Artikels gebunden hätte, ſpäteſtens am 31. De: 
zember 1895 zuſammentreten müſſen. Die Verſpätung um 
einige Wochen iſt hauptſächlich dadurch verurſacht, daß, nach— 
dem urſprünglich die Schweiz als ſelbſtverſtändlich angenom— 
men hatte, daß dieſe Konferenz, wie alle bisherigen, in Bern 
ſtattfinden werde, die franzöſiſche Regierung ſpäter den Wunſch 
ausſprach, ſie in Paris zu empfangen, und die Verhandlungen 
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über den Konferenzort ſich in Folge deſſen etwas verzögerten. 
Als dann nach Paris eingeladen wurde, leiſteten alle Ver⸗ 
tragsſtaaten gern Folge. Der Vertreter Luxemburgs konnte, 
durch Krankheit verhindert, nur den letzten Sitzungen bei: 
wohnen. 

Die Berathungen der erſten Reviſionskonferenz waren 
wiederum durch das Berner Zentralamt muſterhaft vorbe: 
reitet. Schon im Auguſt 1894 legte das Amt den Vertrags: 
ſtaaten eine von ihm im Juni ausgearbeitete Denkſchrift 
vor unter dem Titel: „Memoranda zur Verwerthung bei 
den Arbeiten der Konferenz betreffend das internationale 
Eiſenbahnfrachtrecht.“ Es wurde darin unter Benutzung des 
geſammten für die Auslegung und die Anwendung des inter— 
nationalen Uebereinkommens vorhandenen Materials bei jedem 
einzelnen Artikel des Uebereinkommens geprüft, ob er än⸗ 
derungsbedürſtig ſei und, bejahendenfalls, in welcher Art er 
geändert werden könne. Die Denkſchrift geht dabei grund— 
ſätzlich davon aus, daß der Text des Uebereinkommens un⸗ 
verändert bleiben müſſe, ſoweit alſo Verbeſſerungen und Er: 
gänzungen als nothwendig anerkannt würden, ſeien dieſe als 
Zuſätze den einzelnen Artikeln beizufügen. Da, wo es ſich 
um eine ſozuſagen authentiſche Auslegung zweifelhafter 
Beſtimmungen handle, könne dieſe in Form eines einfachen, 
bloß von den Mitgliedern der Reviſionskonferenz zu voll: 
ziehenden Protokolls erfolgen. 

Die Denkſchrift erleichterte den Vertragsſtaaten die Aus: 
arbeitung von Abänderungsanträgen — und das war wohl 
ihr Hauptzweck. Der darin zuſammengetragene Stoff ent— 
hält in der That alles, was über die einzelnen Beſtimmungen 
zu jagen iſt, in erſchöpfender Weiſe. Die Verbeſſerungsvor— 
ſchläge, die in den „Schlußfolgerungen“ zu einzelnen Artikeln 
gemacht werden, enthalten neben manchem Beachtenswerthen 
doch auch viel Unbrauchbares. Die vom Zentralamt vor— 
geſchlagene formelle Behandlung der Reviſionsarbeit hat 
— und wohl mit Recht — auf keiner Seite Zuſtimmung 
gefunden. Abgeſehen von den ſachlichen Bedenken gegen die 
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von dem Zentralamt beliebte Unterſcheidung, würde das 
Uebereinkommen durch derartige Zuſätze und protokollariſche 
Feſtſtellungen in hohem Grade unüberſichtlich und unklar 
geworden ſein. 

Die Vertragsſtaaten wurden ſodann durch ein Rund— 
ſchreiben des ſchweizeriſchen Bundesraths vom 11. Juni 1895 
erſucht, ihm ihre Aenderungsvorſchläge thunlichſt bis zum 
31. Juli 1895 mitzutheilen, damit die Berufung der Re⸗ 
viſionskonferenz erfolgen könne. 

Die Vorarbeiten hierzu ſind mit beſonderem Eifer in 
Deutſchland und Oeſterreich-Ungarn betrieben. In beiden 
Staaten war das internationale Uebereinkommen Gegenſtand 
lebhafter Angriffe aus Kreiſen einzelner Intereſſenten, beſon⸗ 
ders der Spediteure geweſen, die auch ihre Anſchauungen mit 
unleugbarem Geſchick in der Preſſe zu vertreten verſtanden. 
Das ganze Uebereinkommen war ihnen von Anfang an ein 
Dorn im Auge. Erleichterte es doch den unmittelbaren 
internationalen Verkehr zwiſchen dem Produzenten und Kon⸗ 
ſumenten, dem Verkäufer und Käufer, der bis dahin einer 
Mittelsperſon bedurft hatte. Dieſe Vermittlung wurde mehr 
oder weniger überflüſſig. Dem Spediteur, in erſter Linie 
dem Grenzſpediteur, entgingen manche Geſchäfte, außer dem 
der Vermittlung ſelbſt die damit vielfach verbundene Kredit⸗ 
gewährung, die Vertretung der Frachtnehmer bei Streitig— 
keiten aus dem Frachtvertrag mit den Eiſenbahnen und 
dergleichen. 

Auch dieſe Streitigkeiten ſelbſt verminderten ſich, da das 
Berner Uebereinkommen ja gerade über die Fragen des Ver: 
luſts, der Beſchädigung, der Verſpätung der Frachtgüter klare 
internationale, allgemein giltige und verſtändliche Feſtſetzungen 
getroffen hatte. Die Quängeleien der Spediteure hatten 
unleugbar einen gewiſſen Einfluß auf die öffentliche Meinung, 
iſt doch ſogar im Reichstag darüber geſprochen worden. Auf 
die Kreiſe des Handels und der Induſtrie machten ſie, wie 
das die vom Reichseiſenbahnamt geleiteten Vorerhebungen 
in Deutſchland ganz klar zeigten, aber auch bei den öſter— 
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reichiſchen Vorverhandlungen ſich herausſtellte, nur wenig, 
jedenfalls keinen nachhaltigen Eindruck. 

Das Reichseiſenbahnamt hatte die Frage der Reviſion 
in einer am 5. April in Berlin verſammelten Konferenz 
zwiſchen Vertretern der deutſchen Regierungen, des Handels, 
der Induſtrie und der Landwirthſchaft verhandelt. Der 
preußiſche Miniſter der öffentlichen Arbeiten hatte über die 
wichtigeren in Vorſchlag gebrachten Abänderungsanträge den 
Landeseiſenbahnrath gehört?“). Bei dieſen Berathungen 
hatte ſich ergeben, daß es doch nur einzelne Punkte waren, 
in denen von den Intereſſenten des Verkehrs Aenderungen 
an dem Vertrag gewünſcht wurden. Im Ganzen hatte das 
Uebereinkommen ſich wohl bewährt, Handel und Verkehr ſich 
bald mit ihm befreundet und jedenfalls wären fie nicht ge: 
neigt geweſen, die mit ihm verbundenen mannigfachen Vor⸗ 
theile wieder aufzugeben. Auch die Erfahrungen der Eiſen— 
bahnen waren günſtige. Aehnliche Erhebungen ſind von der 
öſterreichiſchen Regierung veranſtaltet? ). 

Ueber Vorerhebungen der anderen Vertragsſtaaten iſt 
meines Wiſſens nichts in die Oeffentlichkeit gedrungen. 

Das Zentralamt in Bern hatte für die Pariſer Kon⸗ 
ferenz ein „Verzeichniß der Verhandlungsgegenſtände nach 
den Anträgen und Bemerkungen der betheiligten Staaten“ 
zuſammengeſtellt, in dem unter I (S. 1—66) die Abände⸗ 
rungsanträge der einzelnen Vertragsſtaaten, nach den Artikeln 
des Uebereinkommens geordnet, unter II (S. 67—75) einige 
Anträge allgemeiner Natur aufgeführt werden. In einer 
Anlage zu dieſem Verzeichniß find die Anträge und Aeuße- 
rungen der Vertragsſtaaten in ihrem Wortlaut abgedruckt. 

Dieſe beiden Druckſachen bildeten die Grundlage der 
Berathungen der Pariſer Konferenz. Ohne ihre Kenntniß 
ſind ihre Protokolle nicht durchweg zu verſtehen. Es war 


20) Druckſachen des Landeseiſenbahnraths Nr. 18 von 1895 (vom 
1. Juni 1895). 

21) Vgl. Nr. 42 — 43 der Beilagen zu den ſtenographiſchen Protokollen 
des Abgeordnetenhauſes, XVI. Seſſion 1899, S. 4, 5. 
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geplant, eine beſondere, auch durch den Buchhandel zu be— 
ziehende Ausgabe der Pariſer Protokolle mit allen für ihr 
Verſtändniß erforderlichen Druckſachen zu veröffentlichen. Aus 
dem von dem Berner Zentralamt veröffentlichten Bericht 
über ſeine Thätigkeit im Jahre 1899 ergibt ſich, daß die 
Ausführung dieſes Planes bis nach der Ratifikation der 
Zuſatzvereinbarung vom 16. Juni 1898 verſchoben iſt. 

Die Pariſer Konferenz dauerte vom 16. März bis 
2. April 1898. Sie hat zehn Plenarſitzungen gehalten, 
außerdem haben zahlreiche Sitzungen der beiden von ihr ein: 
geſetzten Kommiſſionen ſtattgefunden. Der Verlauf auch 
dieſer Verhandlungen war ein in hohem Grade zufrieden: 
ſtellender. Die franzöſiſche Regierung und die franzöſiſchen 
Bevollmächtigten bewieſen den Vertretern aller übrigen Staaten 
die größte Zuvorkommenheit und das liebenswürdigſte Ent: 
gegenkommen, und ſchon nach kurzer Zeit entwickelte ſich ein 
äußerſt kollegialiſches Zuſammenarbeiten aller Vertreter, die 
einmüthig beſtrebt waren, durch rein ſachliche Erwägungen 
die Entwicklung des internationalen Verkehrs zu fördern. 

Eröffnet wurde die Konferenz durch den Miniſter der 
öffentlichen Arbeiten, Herrn Guyot-Deſſaigne, der auch 
am erſten Sitzungstage die Verhandlungen leitete. Zum 
erſten Präſidenten wurde der Präſident der Abtheilung für 
öffentliche Arbeiten im franzöſiſchen Staatsrath, Herr Alfred 
Picard gewählt, der auch in Deutſchland hoch angeſehene 
Verfaſſer der beſten wiſſenſchaftlichen Werke über das Eiſen⸗ 
bahnweſen, insbeſondere ſeine Entwicklung in Frankreich. 
Zu Vizepräſidenten wählte die Konferenz den deutſchen Ver— 
treter, Geheimen Oberregierungsrath Dr. Gerſtner und den 
ruſſiſchen Vertreter, Staatsrath v. Perl. Wie in den 
früheren Konferenzen wurden zwei Kommiſſionen eingeſetzt, 
deren einer die Vorberathung der Anträge allgemeiner Art, 
insbeſondere auch die Rechtsfragen überwieſen wurden, wäh— 
rend die andere ſich mit den Anträgen zu beſchäftigen hatte, 
die auf eiſenbahnbetriebs- und verkehrstechniſchem Gebiet 
lagen. 
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Der am 15. Dezember 1899 viel zu früh verſtorbene 
hochverdiente Direktor des Zentralamts, Herr Dr. Numa 
Droz, wohnte den Verhandlungen bei, die er durch Aus— 
kunft und Rathſchläge zu fördern beſtrebt war. Das in 
der erſten Sitzung durchberathene Geſchäftsreglement war 
denen der früheren Konferenzen nachgebildet. Es enthielt 
insbeſondere die Beſtimmung (Art. 7), daß in den Verhand⸗ 
lungen die deutſche und die franzöſiſche Sprache angewendet 
werden können, und daß die Protokolle in beiden Sprachen 
auszufertigen ſind (Art. 9). 

Ueber das Programm der Berathungen ſprach ſich der 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten in ſeiner Einleitungsrede 
mit folgenden Worten aus, die ich lieber in franzöſiſcher 
Sprache, als in der nicht beſonders gelungenen deutſchen 
Ueberſetzung anführe ??). 

„Aujourd’hui pour la premiere fois vous &tes appelés, 
messieurs, à vous prononcer sur l’ensemble de la con- 
vention de 1890. Vous n’y toucherez, j’en suis convaincu, 
quavec une extr&me prudence. Cette euvre est en- 
core trop recente pour que l’experience soit decisive, et 
si elle peut, des a present, paraitre susceptible de quel- 
ques ameliorations de detail, vous jugerez sans doute, 
qu'il serait pr&mature de chercher à y apporter des mo- 
difications profondes, dont la nécessité ne saurait s'affir- 
mer qu' avec la sanction du temps.“ 

Dieſes Programm, ſich einer thunlichſten Zurückhaltung 
zu befleißigen und auf das Nothwendigſte zu beſchränken, 
an dem Uebereinkommen ſelbſt und ſeinen Grundlagen aber 
nicht zu rütteln, fand die Zuſtimmung der Konferenz. Gleich 
in der zweiten Sitzung beſchloß ſie in Folge deſſen auf An— 
regung des Herrn Droz ??) nur über wirkliche Anträge 
der Vertragsſtaaten zu berathen, mit den von einzelnen Re: 
gierungen geäußerten Wünſchen und gemachten Bemerkungen 


22) Protokolle S. 21. 
23) Protokolle S. 27 ff. 
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ſich lediglich dann zu beſchäftigen, wenn ſie in die Form von 
Anträgen gebracht ſeien. 

Nach der Zuſammenſtellung des Zentralamts hatten 
Anträge geſtellt: 


Belgien 4 zu Art. 11, 15 und einigen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen. 

Deutſchland 17 zu Art. 1, 6 nebſt den zugehörigen 
Ausführungsbeſtimmungen, Art. 7 nebſt Ausführungs⸗ 
beſtimmungen, 8, § 4 der Ausführungsbeſtimmungen 
zu Art. 9, Art. 10, 13, 15, 31, 38 nebſt Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen, 44 und 45. 

Oeſterreich-Ungarn 30, die ſich zum Theil mit 
den deutſchen deckten, zu Art. 6 nebſt Ausführungs⸗ 
beſtimmungen, Art. 7 nebſt Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen, Art. 9 nebſt Ausführungsbeſtimmungen, 
Art. 10, 12 nebſt Ausführungsbeſtimmungen, 13, 
15, 26, 31, 36, 38 nebſt Ausführungsbeſtimmungen, 
40, 44, 60. Außerdem zu Anl. 1, Nr. XII und 
zu dem Reglement betr. das Zentralamt. 

Die Schweiz 6, die ebenfalls zum Theil mit denen 
der beiden vorgenannten Staaten übereinſtimmten, 
zu Art. 1, 13, 14, 15 und 38. 


Die franzöſiſche Regierung hatte ſich darauf be: 
ſchränkt, der Schweiz ihren Standpunkt zur Reviſionsfrage 
darzulegen und einige Bemerkungen der großen franzöſiſchen 
Privatbahnen mitzutheilen, die die Regierung aber nicht zu 
den ihrigen machte, über die alſo auch nicht berathen wurde. 

Italien und die Niederlande hatten gleichfalls nur 
einige kritiſche Bemerkungen im Anſchluß an die Memoranda 
des Zentralamts gemacht. Rußland hatte ſich in einer 
Note lediglich bereit erklärt, ſich an den Arbeiten der Re: 
viſionskonferenz zu betheiligen und deren Vorſchläge wohl: 
wollend zu prüfen. 
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Ueberblickt man das Ergebniß der Pariſer Konferenz, 
wie es in dem Schlußprotokoll vom 2. April 1896 und in 
der mit dieſem, bis auf einige kleine redaktionelle Aende⸗ 
rungen übereinſtimmenden, in der Anl. 1 zu dieſer Abhand⸗ 
lung abgedruckten Zuſatzvereinbarung vom 16. Juni 1898, 
niedergelegt ift ?*), To zeigt ſich, daß die Konferenz das Pro⸗ 
gramm der weiſen Beſchränkung auch thatſächlich ſtreng durch— 
geführt hat. In Art. 1 des Zuſatzübereinkommens 
find unter I—XII Aenderungen vorgenommen an den Art. 6, 
7, 12, 13, 15, 26, 31, 36, 38, 40, 44, 45 des Ueberein⸗ 
kommens, in Art. 2 unter I—X Aenderungen in den SS 2, 
3, 4, 5, 9, der Anl. 1, 2 und 4 der Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen, denen auch eine neue Anlage 3a beigefügt iſt. Der 
Art. 3 enthält unter I eine Aenderung, unter II einen Zu: 
ſatz zu dem Protokoll vom 14. Oktober 1890. Es ſind 
das allerdings 24 Aenderungen, von denen aber keine die 
Grundlagen des Uebereinkommens berührt. Sie enthalten 
zum Theil bloße Verbeſſerungen des Textes, der bei der 
dritten Leſung des Uebereinkommens etwas flüchtig redigirt 
war, zum Theil werden durch ſie bei der Auslegung her⸗ 
vorgetretene Zweifel beſeitigt, in einigen wenigen Punkten 
aber auch fachliche Aenderungen herbeigeführt. Da der Schwer: 
punkt der Verhandlungen der Konferenz bei den Kommiſſionen 
lag, jo läßt ſich der Anlaß und die Begründung der Aen— 
derungen weniger aus den Protokollen, als aus den An— 
trägen der Vertragsſtaaten entnehmen. Die Mehrzahl der 
Aenderungen bedarf aber kaum einer Erläuterung. 

Zu den wohl minder wichtigen Aenderungen gehören 
die folgenden: 


24) Am Ende des Schlußprotokolls vom 2. April 1896 iſt der — 
ſehr berechtigte — Wunſch ausgeſprochen, daß das Zentralamt 
eine neue Ausgabe des Uebereinkommens veranſtalten möge, in die 
die vorſtehende Zuſatzvereinbarung, die Erklärung vom 20. Sep⸗ 
tember 1893 und die Zuſatzvereinbarung vom 16. Juli 1895 auf: 
zunehmen ſein. Dieſer Wunſch iſt ſelbſtverſtändlich in den Staats— 
vertrag vom 16. Juni 1898 nicht aufgenommen. 
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Der Art. 6 hat einen Zuſatz erhalten, durch den die 
Verſandtſtation, die einen anderen, als den vom Abſender 
vorgeſchriebenen Transportweg gewählt hat, verpflichtet wird, 
hiervon dem Abſender Anzeige zu machen. Dieſer Zuſatz 
wurde vom deutſchen Handelsſtande gewünſcht. Es kann 
dem Abſender unter Umſtänden von Wichtigkeit ſein, zu 
wiſſen, über welchen Weg ſein Gut läuft, damit er unterwegs 
Verfügungen treffen kann. Da die Anzeigepflicht auf die 
Verſandtſtation beſchränkt iſt, ſo wird der Eiſenbahn durch 
die neue Vorſchrift keine neue Verantwortung auferlegt. 


In Art. 13 ſind die Beſtimmungen über die Nach— 
nahme geändert. Der Höchſtbetrag iſt beſeitigt und die Be— 
laſtung leicht verderblicher Güter mit Nachnahme in das Er— 
meſſen der Eiſenbahnen geſtellt, während nach dem Wortlaut 
des Art. 13, Abſ. 1, Satz 3 dieſe Güter nicht mit Nach: 
nahme belaſtet werden dürfen. Dieſe letztere Beſtimmung 
wird übrigens ſchon jetzt nicht ſtreng von den Eiſenbahnen 
ausgelegt. Da, wo ein Verkehrsbedürfniß hervorgetreten iſt, 
z. B. bei dem Verſandt von friſchen Fiſchen, haben die Eiſen⸗ 
bahnen unter ſtillſchweigender Genehmigung der Aufſichts— 
behörde Nachnahmen zugelaſſen. Der § 5 der Ausführungs- 
beſtimmungen, der den zuläſſigen Höchſtbetrag der Nachnahme 
feſtſetzt, iſt geſtrichen, und der neue § 5 der Zuſatzverein— 
barung hat einen ganz anderen Inhalt bekommen, er bezieht 
ſich auf Art. 12 des Uebereinkommens. | 


In Art. 15 ift, den Wünſchen des Handelsſtandes 
entſprechend, das Verfügungsrecht des Abſenders über das 
rollende Gut erweitert. Es iſt zugelaſſen, eine Verfügung 
auch dahin zu treffen, daß das Gut „auf einer über die Be— 
ſtimmungsſtation hinaus oder ſeitwärts gelegenen Station 
abgeliefert wird“. Ferner iſt die nachträgliche Auflage, 
Erhöhung, Minderung oder Zurückziehung von Nachnahmen, 
ſowie die nachträgliche Frankirung nach dem Ermeſſen der 
Eiſenbahn zugelaſſen. In Folge dieſer Aenderungen mußte 
das Formular der nachträglichen Anweiſung (Anl. 4) des 
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Uebereinkommens gleichfalls geändert werden. Auch dieſe 
Aenderungen waren vom Handelsſtande gewünſcht; nach den 
Erfahrungen in dem Binnenverkehr einzelner Vertragsſtaaten 
trug die Konferenz kein Bedenken, den Wünſchen zu ent— 
ſprechen, wenngleich den Eiſenbahnen dadurch neue, unter 
Umſtänden nicht bequeme Verpflichtungen auferlegt werden. 

Zu Art. 26, Abſ. 2 iſt ein Zuſatz gemacht, der die, 
übrigens von vielen Auslegern als ſelbſtverſtändlich erachtete 
Beſtimmung enthält, daß der Abſender, der Anſprüche gegen 
die Eiſenbahn geltend machen will, das Frachtbriefduplikat 
aber nicht vorweiſen kann, einer Zuſtimmung des Empfängers 
zu ſeinem Vorgehen dann nicht bedarf, wenn der Empfänger 
die Annahme des Gutes verweigert hat. Es liegt 
auf der Hand, daß in derartigen Fällen der Empfänger aus 
dem Frachtvertrag ganz ausſcheidet. 


Art. 31, Ziff. 1, 3 und 6 iſt neu beſtimmt, daß die 
dort vorgeſehenen Vereinbarungen der Verſender 
mit den Eiſenbahnen in den Frachtbrief aufgenom: 
men werden müſſen. Damit iſt die Möglichkeit von Zweifeln 
über das Beſtehen derartiger Vereinbarungen zweckmäßig 
beſeitigt. | 

In Art. 36 wird feſtgeſetzt, daß über den dort vor: 
geſehenen Vorbehalt bei Quittung über Entſchädigung für 
verlorenes Gut von der Eiſenbahn eine Beſcheinigung er— 
theilt wird. | 

Bei Art. 38 und 40 ift die nicht ganz zweifelsfreie 
Faſſung durch Aenderung des Wortlauts klar geſtellt. 


Von den Aenderungen der Ausführungsbeſtimmungen 
ſind die des Frachtbriefformulars zu erwähnen, das nach den 
vorliegenden Erfahrungen in einigen Punkten verbeſſert iſt. 
Es find ferner gewiſſe Vermerke auf dem Frachtbrief zuge: 
laſſen. Die Farbe des Formulars für den Eilfrachtbrief ſoll 
nicht mehr roth ſein, ſondern, wie bei den Eilfrachtbriefen 
in Deutſchland, Oeſterreich und Ungarn weiß mit einem 
rothen Rand oben und unten. | 
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Der § 4 der Ausführungsbeſtimmungen erhält einen 
zweiten Abſatz, in dem die Ausſtellung eines ſogenannten 
Generalreverſes über die Beförderung unverpackter oder 
mangelhaft verpackter Güter ausdrücklich zugelaſſen iſt. Für 
dieſen Generalrevers (allgemeine Erklärung) iſt in Anl. 3a 
ein Formular feſtgeſtellt. 

Der (neue) § 5 beſtimmt in Abſ. 1, daß die frankirten 
Frachtgebühren (Art. 12, Abſ. 2, 3) auch in dem Fracht⸗ 
briefduplikat zu ſpezifiziren ſind. 

Im §9 iſt eine andere Berechnung der (in ihrer 
Höhe unverändert gebliebenen) Frachtzuſchläge für die Dekla⸗ 
ration des Intereſſes an der Lieferung vorgeſehen. 

Von den Aenderungen der Anl. 1 habe ich bereits oben 
geſprochen. 

Die ſachlich erheblich wichtigeren Aenderungen des Berner 
Uebereinkommens durch die Pariſer Zuſatzvereinbarungen 


finden ſich 


a) Im Art. 7 und in Verbindung damit im $ 3 der 
Ausführungsbeſtim mungen. 


Die Beſtimmungen des Berner Uebereinkommens über 
die Folgen unrichtiger Inhalts- und Gewichtsangaben hatten 
ſich in der Praxis nicht bewährt. Sie waren ſeiner Zeit 
auch in die deutſche Verkehrsordnung übernommen und hatten 
im Binnenverkehr des Deutſchen Reichs zu ſo zahlreichen 
Beſchwerden geführt, daß der § 53 Abſ. 6, 8 u. ff. der 
Verkehrsordnung ſchon im Jahre 1895 geändert werden 
mußte? 5). Die deutſche Regierung ſchlug nunmehr vor, nach 
dem Vorbilde der Verkehrsordnung das Uebereinkommen 
ſelbſt zu ändern. 

Zur Begründung dieſer Vorſchläge wird folgendes be— 
merkt: 


25) Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 18. Oktober 1895 (Reiche: 
Geſetzblatt S. 445; dieſe Zeitſchrift Bd. XLVI S. 116). 
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„Nach dem von der erſten Berner Konferenz (1878) 
ausgearbeiteten Entwurfe war im Art. 7 Abſ. 4 und 
im § 3 Abſ. 3 der Ausführungsbeſtimmungen auch für 
zu niedrige Angabe des Gewichts ein Frachtzuſchlag 
vorgeſehen. Dieſe Beſtimmungen ſind jedoch auf Grund 
der Beſchlüſſe der zweiten Konferenz in das inter⸗ 
nationale Uebereinkommen nicht übergegangen. Die 
Mehrheit hatte angenommen, daß ſie, ſoweit die Ab— 
wägung der Güter durch die Eiſenbahn vorgeſchrieben 
ſei, überflüſſig, für gewiſſe Güter aber, bei denen (wie 
bei Holz, Kalk, Steinkohlen) eine genaue Gewichtsan⸗ 
gabe unmöglich ſei, ungerecht wären.“ 

„Die Erfahrung hat indes gezeigt, daß der Weg⸗ 
fall dieſer Vorſchriften, wenigſtens bei Wagenladungen, 
zu ſchweren Mißſtänden führt. Da die Eiſenbahn bei 
Sendungen dieſer Art thatſächlich nur ſelten eine Nach⸗ 
wägung vornehmen kann, ſo iſt in einer ſehr großen 
Anzahl von Fällen das Gewicht zu niedrig angegeben 
und dadurch eine Verkürzung der Fracht herbeigeführt 
worden, ohne daß hiergegen ſtrafend eingeſchritten 
werden konnte, weil einerſeits eine Ueberlaſtung des 
Wagens nicht vorlag, andererſeits der Nachweis einer 
betrügeriſchen Abſicht nicht zu erbringen war.“ 

Die Pariſer Konferenz iverfannte nicht die Richtigkeit 
dieſer Erwägungen, und ſo wurde zunächſt der Abſ. 4 des 
Art. 7 dahin ergänzt, daß ein Frachtzuſchlag auch für zu 
niedrige Angabe des Gewichtes allgemein vorgeſehen wird. 

Unter Umſtänden ſteht es aber mit Recht oder Billig⸗ 
keit nicht in Einklang, wenn in den Fällen des Abſ. 4 über: 
haupt ein Frachtzuſchlag zur Erhebung kommt. Um dem 
Rechnung zu tragen, beſtimmt ein neuer Abf. 5, daß die 
Erhebung eines Frachtzuſchlages nicht ſtattfindet, wenn die 
Eiſenbahn zur Verwiegung verpflichtet iſt — bei unrichtiger 
Gewichtsangabe — oder wenn ſie eine Verwiegung auf Ver⸗ 
langen des Verſenders vorgenommen hat — auch bei Ueber⸗ 
laſtung. Ferner aber bei einer während des Transports 
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erfolgten von Witterungseinflüſſen eingetretenen Ueberlaſtung, 
wenn der Abſender nachweiſt, daß er bei der Beladung des 
Guts die für die Verſandtſtation geltenden Beſtimmungen 
beachtet hat. 

Die Aenderungen des § 3 der Ausführungsbeſtimmungen 
ſind zum Theil eine Folge der vorſtehenden Aenderungen 
des Art. 7. 

Der Frachtzuſchlag für unrichtige Inhaltsangabe 
ſoll ein verſchiedener ſein, je nachdem damit eine Fracht⸗ 
verkürzung verbunden iſt oder nicht. Im letzteren Fall wird 
nur eine kleine Ordnungsſtrafe erhoben. Ebenſo wird der 
Frachtzuſchlag für unrichtige Gewichtsangabe verſchieden 
bemeſſen, je nachdem gleichzeitig eine Ueberlaſtung des 
Wagens damit verbunden iſt oder nicht. Im letzteren Falle 
iſt nur das Doppelte der hinterzogenen Fracht, im erſteren 
das Sechsfache der Fracht für das die zuläſſige Belaſtung 
überſteigende Gewicht zu zahlen. Wenn zu niedrige Gewichts⸗ 
angabe und Ueberlaſtung zuſammentreffen, ſo kommen beide 
Frachtzuſchläge zur Erhebung. Die etwas unklare Beſtim— 
mung des § 3 Abſ. 3 der geltenden Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen über die „Geſammtgeldbuße in Höhe des zehnfachen 
Betrags der Frachtdifferenz“ iſt damit beſeitigt, die „Ge: 
ſammtgeldbuße“ richtig in einen Frachtzuſchlag verwandelt 
und gleichzeitig herabgeſetzt. 

In einem neuen letzten Abſatz wird dann noch beſtimmt, 
wann eine Ueberlaſtung vorliegt und dabei in das inter: 
nationale Frachtrecht der in Deutſchland und einigen anderen 
Vertragsſtaaten beſtehende Unterſchied zwiſchen Ladegewicht 
und Tragfähigkeit der Güterwagen aufgenommen. Es 
handelt ſich hier um weſentlich betriebstechniſche Fragen, 
deren ſachgemäße Entſcheidung in einem internationalen Ver⸗ 
trage übrigens viel Kopfzerbrechen gemacht hat. 

In Abſ. 1 des § 3 der Ausführungsbeſtimmungen iſt 
dann noch die bisher ſtreitige Frage, ob der Frachtzuſchlag 
bei unrichtiger Deklaration der bedingungsweiſe zur Beför— 
derung zugelaſſenen Gegenſtände nach dem Gewichte dieſer 
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Gegenſtände oder dem des ganzen Verſandtſtücks (alſo unter 
Einrechnung der Verpackung und etwaiger anderer unver⸗ 
packter Gegenſtände) zu berechnen iſt, im letzteren Sinne 
entſchieden. Es heißt jetzt: 
„Der Frachtzuſchlag beträgt 15 Franken für jedes 
Bruttokilogramm des ganzen Verſandtſtücks.“ 


b) Die Art. 12, 44, 45 nebſt $ 5 Abſ. 2 der Aus⸗ 
führungsbeſtimm ungen. 


Es handelt ſich hier um Feſtſetzung gewiſſer Formen 
und Friſten für Erhebung von Entſchädigungsforderungen 
und ſonſtigen Anſprüchen der Verſender gegen die Eiſenbahn 
und der Eiſenbahn gegen die Verſender, um Erlöſchen dieſer 
Anſprüche nach Ablauf gewiſſer Friſten und Unterbrechung 
dieſer Friſten. 

Zunächſt iſt, einem lebhaften Wunſche des Handels- 
ſtandes entſprechend, die Friſt des Art. 44 Nr. 2, binnen 
der Entſchädigungsanſprüche wegen Verſpätung geltend ge⸗ 
macht werden müſſen, von 7 auf 14 Tage erhöht. 

Der Art. 12 Abſ. 4 behandelt die Anſprüche, die aus 
unrichtiger Anwendung der Tarife oder aus Rechnungsfehlern 
bei Feſtſetzung der Frachtgelder und Gebühren entſtehen. 
Hat die Eiſenbahn zuviel erhoben, jo muß fie den über: 
hobenen Betrag erſtatten, hat ſie zu wenig gefordert, ſo muß 
der Verfrachter das zu wenig Geforderte nachzahlen. Nun 
beſtimmt der zweite Satz des Abſ. 4: „daß derartige An— 
ſprüche binnen Jahresfriſt vom Tage der Zahlung an gel— 
tend gemacht werden können“. Die Ausleger und die Ge— 
richte waren verſchiedener Meinung darüber, ob dieſe Friſt 
eine Präkluſivfriſt oder eine Verjährungsfriſt ſei. Die Pa: 
riſer Konferenz erklärte die Friſt für eine Verjährungsfriſt?“), 


26) Derſelben Meinung Gerſtner, Internationales Eiſenbahnfracht⸗ 
recht S. 224; Roſenthal, Internationales Eiſenbahnfrachtrecht 
S. 110. 

Zeitſchriſt für Handelsrecht. Bd. XLIX. 21 
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glaubte aber doch die einmal beſtehenden Zweifel durch eine 
Verbeſſerung der Faſſung beſeitigen zu ſollen, die nunmehr 
lautet: „Ein derartiger Anſpruch auf Rückzahlung oder Nach— 
zahlung verjährt in einem Jahre vom Tage der Zahlung 
an, ſofern er nicht unter den Parteien durch Anerkenntniß, 
Vergleich oder gerichtliches Urtheil feſtgeſtellt iſt.“ 

Ferner hatten ſich in der Praxis, beſonders in Oeſter— 
reich, Schwierigkeiten daraus ergeben, daß eine Beſtimmung 
darüber fehlte, ob dieſe Friſt überhaupt und ob fie insbe— 
ſondere durch Erhebung einer Reklamation unterbrochen wer— 
den könne. Es ſoll in der That vorgekommen ſein, daß 
Eiſenbahnen die Erledigung von Reklamationen aus Art. 12 
Abſ. 4 möglichſt lange, jedenfalls über ein Jahr, hinzögerten, 
dann abſchlägig beſchieden und der Klage nun die Verjäh— 
rungseinrede aus Art. 12 Abſ. 4 entgegenhielten. Und die 
Gerichte ſollen ſolche Klagen abgewieſen haben. Hier liegt 
in der That ein Mißſtand vor, der beſeitigt werden mußte 
und den die Konferenz durch den neuen Abſ. 4 in Art. 45 
beſeitigt hat. Nunmehr wird durch Anbringung einer ſchrift— 
lichen Reklamation die Verjährung gehemmt (nicht unter⸗ 
brochen), und die Friſt läuft erſt weiter, wenn die Eiſenbahn 
dem Reklamanten ſchriftlichen Beſcheid gegeben hat. Da das 
Recht der Vertragsſtaaten über Verjährung, deren Unter: 
brechung oder Hemmung, die Reklamation, deren Form und 
Wirkungen außerordentlich von einander abweichen, ſo war 
es ſehr ſchwer, über dieſe wichtige Frage zu einer Verſtän⸗ 
digung zu gelangen. Die Kommiſſionsvorſchläge wurden 
ſchließlich mit 7 gegen 2 Stimmen (Niederlande und Italien) 
angenommen 7). 

In § 5 Abſ. 2 der Ausführungsbeſtimmungen wird dann 
noch feſtgeſetzt, daß im Falle der Vorausbezahlung der Fracht 
zur Erhebung der Anſprüche aus Art. 12 Abſ. 4 die Vor⸗ 
legung des Frachtbriefduplikats genügt. 


27) Protokolle S. 95—99. 
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c) Zuſatz zu I Abſatz 1 des Protokolls vom 
14. Oktober 1890. 


Der Abſatz der Ziff. I des Protokolls ſtellt das Einver⸗ 
ſtändniß der Vertragsſtaaten darüber feſt, daß Sendungen, 
deren Abgangs⸗ und Endſtation im Gebiet deſſelben Staates 
liegen, als internationale nicht zu betrachten ſind, wenn ſie 
auf einer Linie, deren Betrieb einer Verwaltung dieſes Staates 
angehört, das Gebiet eines fremden Staats nur tranſitiren. 

Bei der eigenartigen geographiſchen Geſtaltung der Gren— 
zen des Deutſchen Reichs und ſeiner Nachbarländer, beſonders 
Oeſterreichs und der Schweiz, iſt es nun aber nicht ſelten, 
daß Anfangs⸗ und Endſtation in demſelben Staate liegen, 
eine Zwiſchenſtrecke aber in einem anderen Vertragsſtaate, 
die auch von dieſem anderen Staate betrieben wird. In 
derartigen Fällen kommt es ferner nicht ſelten vor, daß eine 
Eiſenbahnverbindung ſowohl innerhalb des Staates, unter 
Benutzung ausſchließlich innerſtaatlicher Linien, als auch über 
die Linien des fremden Staates unter Benützung theils innerer, 
theils fremder Strecken vorhanden iſt. So kann man z. B. 
von Nürnberg nach Breslau ſowohl über deutſche Strecken 
(bayeriſche, ſächſiſche, preußiſche), als über deutſche und öſter⸗ 
reichiſche Strecken (bayeriſche, böhmiſche, preußiſche) fahren. 
Die Tarife für ſolche, häufig in Wettbewerb ſtehende, Strecken 
ſind da, wo die Entfernungen zwiſchen Anfangs- und End— 
ſtation auf den verſchiedenen Wegen nicht viel von einander 
abweichen, gleichgeſtellt. Da nach dem jetzt geltenden Rechte 
in dem einen Falle — um bei unſerem Beiſpiel zu bleiben — 
die deutſche Verkehrsordnung, in dem anderen das inter: 
nationale Uebereinkommen für die Beförderung des Gutes 
von Nürnberg nach Breslau gilt, ſo war es nicht angängig, 
auch dieſelben Beförderungsbedingungen für beide Wege feſt— 
zuſtellen. Hieraus ergaben ſich ſowohl ſür die Eiſenbahnen 
als für das Publikum Unzuträglichkeiten, deren Beſeitigung 
als wünſchenswerth erkannt wurde. Dies iſt durch den 
neuen Abſ. 2 in der Weiſe geſchehen, daß den betheiligten 
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Regierungen der Abſchluß von Sonderabkommen freigeſtellt 
iſt, nach denen auch ſolche Transporte nicht als internatio— 
nale zu betrachten ſind. 


Damit iſt der Inhalt der Zuſatzvereinbarung vom 
16. Juni 1898 erſchöpft. Sie bringt, darüber wird man kaum 
zweifelhaft ſein können, durchweg nützliche Verbeſſerungen 
an dem Uebereinkommen. Die Pariſer Verhandlungen haben 
ſich aber auch mit zahlreichen Anträgen und Anregungen 
beſchäftigt, die keinen Anklang bei der Mehrheit der Ver: 
treter gefunden haben. Auf dieſe Anträge, deren einer oder 
der andere vielleicht bei fpäteren Konferenzen wieder erſcheinen 
wird, hier näher einzugehen, unterlaſſe ich, weil ich lediglich 
das poſitiv gewordene neue Recht darſtellen will. Dagegen 
möchte ich wenigſtens erwähnen, daß den bei weitem größten 
Raum in den Plenarverhandlungen ein Antrag Deutſchlands, 
Oeſterreichs und Ungarns eingenommen hat, der eine Xen: 
derung des Art. 10 Abſ. 3 des Uebereinkommens vorſchlug. 
Dieſe Staaten beantragten eine Beſeitigung des aus— 
ſchließlichen Rechts der Eiſenbahn, die Zollbehand⸗ 
lung des unterwegs befindlichen Guts vorzunehmen. Der 
Antrag, für den ſich die deutſchen und öſterreichiſchen Grenz: 
ſpediteure ſehr lebhaft ins Zeug gelegt hatten, weil ſie 
glaubten, daß durch den geltenden Zuſtand beſonders an der 
ruſſiſchen Grenze, ihre Geſchäftsthätigkeit weſentlich geſchädigt 
werde, iſt trotz der lebhaften Vertheidigung durch die deut: 
ſchen, öſterreichiſchen, ungariſchen und auch die ſchweizeriſchen 
Bevollmächtigten mit den 5 Stimmen der übrigen Staaten 
gegen ihre 4 Stimmen abgelehnt. Es handelt ſich hier nicht 
ſowohl um eine Rechtsfrage, als um Intereſſenkämpfe. Die 
ruſſiſche Regierung legte den größten Werth auf die Aus— 
ſcheidung der Thätigkeit der Privatſpediteure an ihrer Grenze. 
Die mit Rußland ſtimmenden Staaten hatten grundſätzliche 
Bedenken gegen die Mitwirkung dieſer, außerhalb des 
Frachtvertrags ſtehenden Perſonen, bei der Ausführung 


— . — 
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des Frachtvertrages. Die deutſchen Vertreter konnten Paris 
mit dem befriedigenden Gefühl verlaſſen, daß außer dieſem 
wichtigen, nur drei minder wichtige ihrer Anträge abgelehnt, 
alle anderen, wenn auch mit gewiſſen Aenderungen, ange— 
nommen waren. j 


II. 
Das Eiſenbahnfrachtrecht des Deutſchen Reichs. 
1. Das neue deutſche Handelsgeſetzbuch ?). 


Sobald es feſtſtand, daß das Berner Uebereinkommen in 
Geltung treten werde, war, wie ich in meinen früheren 
Abhandlungen in dieſer Zeitſchrift nachgewieſen habe, das 
Beſtreben auch der deutſchen Regierung dahin gerichtet, das 
für Deutſchland geltende Eiſenbahnfrachtrecht dem internatio— 
nalen ſoweit als irgend möglich anzupaſſen. Sie trug in⸗ 
des Bedenken, damals ſchon zu dieſem Zweck den Weg der 
Geſetzgebung zu beſchreiten und zog es vor, einige Ab— 
weichungen des inneren deutſchen Rechts von dem inter— 
nationalen beſtehen zu laſſen bis zu der Umarbeitung des 
deutſchen Handelsgeſetzbuchs? “), die ſchon bei der Feſtſtellung 
des Planes für das Bürgerliche Geſetzbuch beſchloſſen war. 

In dem am 1. Januar 1900 in Kraft getretenen neuen 
Handelsgeſetzbuch für das Deutſche Reich vom 10. Mai 1897 
iſt denn auch thatſächlich die vollſtändige Gleichſtellung des 
inneren deutſchen und des internationalen Eiſenbahnfracht— 
rechts ſo weit durchgeführt, wie es die Rückſichten auf den 


28). Vgl. auch v. d. Leyen, Das Eiſenbahnfrachtrecht des neuen 
Deutſchen Handelsgeſetzbuchs, Zeitſchrift für Eiſenbahnen und 
Dampfſchiffahrt Nr. 42, Wien 1897. Einiges aus dieſem Aufſatz 
iſt in obige Darſtellung übernommen. 

29) Vgl. das Nähere hierüber in dieſer Zeitſchrift Bd. XLI S. 506 
bis 511. 
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Verkehr verlangten. Dabei konnten auch bereits die den 
Verfaſſern der Handelsgeſetzbuchentwürfe bekannten Beſchlüſſe 
der Pariſer Konferenz mit berückſichtigt werden. In der 
dem Reichstage mit dem Entwurf des neuen Handelsgeſetz— 
buches im Januar 1897 vorgelegten Denkſchrift wird hierüber 
(S. 255) folgendes bemerkt: 

„Der Entwurf behält das Syſtem des Handels⸗ 
geſetzbuches bei und beſchränkt ſich im ſechsten, das Fracht— 
geſchäft im Allgemeinen behandelnden Abſchnitt auf eine 
Reihe einzelner Abänderungen. Die Mehrzahl derſelben hat 
den Zweck, die Uebereinſtimmung des Handelsgeſetzbuches mit 
den Vorſchriften des Berner internationalen Ueber: 
einkommens über den Eiſenbahnfrachtverkehr . . . . her: 
zuſtellen.“ 

„Was den Berner Vertrag betrifft, ſo beruht derſelbe 
im Großen und Ganzen auf der Grundlage des deutſchen 
Rechtes, deſſen Beſtimmungen zum Theil wörtlich in den 
Vertrag aufgenommen ſind. Inſoweit die Vorſchriften des 
Vertrages mit dem Handelsgeſetzbuche nicht übereinſtimmen, 
laſſen ſie ſich in der Hauptſache als eine zweckentſprechende 
Fortbildung des letzteren betrachten. Um ſo mehr erſcheint 
es angezeigt, die Beſtimmungen des Berner Vertrages bei 
der Reviſion des Handelsgeſetzbuches nach Möglichkeit zu 
berückſichtigen, und zwar nicht nur bei den Sonder— 
vorſchriften, welche in dem Abſchnitte für das Frachtgeſchäft 
der Eiſenbahnen getroffen find, ſondern ſchon bei den 
allgemeinen Vorſchriften des Abſchnittes über das Fracht— 
geſchäft im Allgemeinen, die ſowohl für die Eiſenbahnen, 
als auch für andere Transportunternehmungen gelten; denn 
wo nicht die Verhältniſſe des einen oder anderen Trans: 
portes Verſchiedenheiten bedingen, iſt die Einheitlichkeit der 
maßgebenden Vorſchriften jedenfalls wünſchenswerth. Ein 
erheblicher Theil der in Betracht kommenden Vorſchriften des 
Berner Vertrages erſcheint auch geeignet, die Grundlage für 
eine derart übereinſtimmende Regelung abzugeben. Bei 
einem anderen Theile iſt dies allerdings nicht der Fall, und 
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hier muß ſich der Anſchluß des inländiſchen Rechtes auf den 
Frachtverkehr der Eiſenbahnen beſchränken.“ 

Das Berner Uebereinkommen hat hiernach eine Rück⸗ 
wirkung auch auf das Frachtrecht des gewöhnlichen Fracht— 
führers, nicht allein das der Eiſenbahnen ausgeübt. 

Bei der Reviſion des handelsgeſetzlichen Eiſenbahnfracht— 
rechtes hat man ſich aber nicht auf dieſe Fragen beſchränkt. 
Es finden ſich vielmehr noch folgende, durch die Entwicklung 
des Verkehrs und die Klärung der Rechtsanſchauungen her— 
vorgerufenen grundſätzlichen Abweichungen des neuen von 
dem bisherigen Handelsgeſetzbuch. 

Ueber die Beförderung von Perſonen zu Lande 
bemerkte der Art. 272 Nr. 3 des früheren Handelsgeſetzbuches 
nur kurz, daß die Geſchäfte der für den Transport von 
Perſonen beſtimmten Anſtalten, wenn ſie gewerbsmäßig be— 
trieben werden, Handelsgeſchäfte ſind. Das Perſonenbeför— 
derungsrecht war nicht geregelt. Der ſiebente Abſchnitt des 
dritten Buches des neuen Handelsgeſetzbuches führt dagegen 
die Ueberſchrift: Beförderung von Gütern und Ber: 
ſonen auf den Eiſenbahnen. Wenn im S 472 nun 
auch nur geſagt wird: „Die Vorſchriften über die Beförde— 
rung von Perſonen auf den Eiſenbahnen werden durch die 
Verkehrsordnung getroffen“, fo ift damit den ſehr ins Ein: 
zelne gehenden Beſtimmungen der Verkehrsordnung (88 10 
bis 29) die ihnen bisher fehlende geſetzliche Grundlage ge— 
geben und ſie haben nunmehr einen geſicherten Rechtsboden 
erhalten. „Nähere Beſtimmungen über die Perſonenbe— 
förderung im Geſetze ſelbſt zu treffen, erſchien“, wie die 
Denkſchrift S. 269 mit Recht bemerkt, „nicht angezeigt, da 
es ſich dabei zum großen Theile um Beſtimmungen handelt, 
die auf der Grenze zwiſchen dem privatrechtlichen und dem 
polizeilichen Gebiete liegen, und in den Einzelheiten vielfach 
von den jeweiligen Einrichtungen des Eiſenbahnbetriebes ab— 
hängig ſind“. Die Einbeziehung des Rechtes über die Per— 
ſonenbeförderung in das Handelsgeſetzbuch bedingte auch die 
äußerliche Aenderung, daß der Abſchnitt über das Fracht— 
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geſchäft der Eiſenbahnen nicht mehr einen Unterabſchnitt der 
allgemeinen Beſtimmungen über das Frachtgeſchäft bilden 
konnte, ſondern ein beſonderer Abſchnitt mit veränderter 
Ueberſchrift werden mußte. 

Weiter hat das neue Handelsgeſetzbuch in der in Theorie 
und Praxis beſtehenden Meinungsverſchiedenheit über die 
rechtliche Bedeutung der Verkehrsordnung Ent⸗ 
ſcheidung getroffen, indem der Verkehrsordnung die Bedeu: 
tung einer eigentlichen Rechtsordnung beigelegt wor: 
den iſt. (Vgl. SS 454, 460, 462, 463, 464, 465, 466, 471.) 
Damit iſt auch feſtgeſtellt, daß dem Reichsgericht die Ent: 
ſcheidung über die Auslegung dieſer Verordnung zuſteht und 
eine Weiterbildung des Eiſenbahnfrachtrechtes durch die Recht: 
ſprechung des höchſten Gerichtshofes ermöglicht? ). N 

Endlich hat das Handelsgeſetzbuch im § 473 für noth⸗ 
wendig erachtet, für das Frachtgeſchäft der Kleinbahnen 
— dieſes bis dahin nur in der preußiſchen, ſpäter auch in der 
öſterreichiſchen Geſetzesſprache gebrauchte Wort erſcheint damit 
zum erſten Male in einem deutſchen Geſetz — gewiſſe er⸗ 
leichternde Abweichungen zu treffen. Auf ſolche Bahnen finden 
anſtatt der Verkehrsordnung die Beförderungsbedingungen 
der einzelnen Bahnunternehmung Anwendung, außerdem aber 
erſtreckt ſich hier die Beförderungspflicht nur auf die von 
der einzelnen Unternehmung betriebene Bahnſtrecke. 
Die Eiſenbahnen ſind dagegen nach § 453 verpflichtet, 
Güter nach allen für den Güterverkehr eingerichteten Stationen 
des Deutſchen Reiches zu befördern. Da die Kleinbahnen 
ihrem Weſen nach dem örtlichen Verkehr dienen, ſo würde 
eine ſo weitgehende Verpflichtung dieſer ihrer Natur wider— 
ſprochen haben, zumal die Kleinbahnen in der Regel auch 
direkte Verkehrsbeziehungen, insbeſondere direkte Tarife weder 
unter einander noch mit Eiſenbahnen haben. 


30) Vgl. über dieſe Frage die erſchöpfende und lichtvolle Darſtellung 
von Gerſtner, Eiſenbahnbetriebsreglement und Verkehrsordnung. 
Ihre Entſtehung und rechtliche Natur. Archiv für öffentliches 
Recht Bd. XI S. 161-197. 
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Das weſentlichſte Hinderniß einer völligen Gleichſtellung 
des deutſchen und des internationalen Eiſenbahnfrachtrechts, 
war, wie in meiner früheren Abhandlung ausgeführt, der 
Art. 423 des früheren Handelsgeſetzbuchs geweſen, nach dem 
die Eiſenbahnen nicht befugt waren, „die Anwendung der 
in den Art. 395—397, 400, 401 und 408 enthaltenen Be: 
ſtimmungen über die Verpflichtung des Frachtführers zum 
Schadenserſatz, ſei es in Bezug auf den Eintritt, den Um: 
fang oder die Dauer der Verpflichtung oder in Bezug auf 
die Beweislaſt, zu ihrem Vortheil durch Verträge (mittelſt 
Reglements oder durch beſondere Uebereinkunft) im Voraus 
auszuſchließen oder zu beſchränken, außer ſoweit ſolches durch 
die Art. 427 ff. zugelaſſen iſt“. Hiernach war es nicht an⸗ 
gängig, die Grundſätze des Art. 34 des Berner Ueberein⸗ 
kommens über den Erſatz des Schadens für Verluſt, Be— 
ſchädigung u. ſ. w., die dem Art. 396 des Handelsgeſetzbuchs 
widerſprechen, ferner die Friſtbeſtimmungen der Art. 44 
und 45 des Berner Uebereinkommens, die von denen der 
Art. 428, 386 und 408 des Handelsgeſetzbuchs abweichen, 
in die Verkehrsordnung aufzunehmen ). 

In den SS 456—468 des neuen Handelsgeſetzbuchs iſt 
nunmehr die Haftung der Eiſenbahn für Verluſt, Minderung 
und Beſchädigung des Guts ſowohl in den leitenden Grund— 
ſätzen, als in allen Einzelheiten der des Berner Ueberein— 
kommens ganz gleichgeſtellt. Die meiſten hierher gehörigen 
Beſtimmungen ſind wörtlich aus dem Berner Uebereinkommen 
übernommen. Die Redaktoren des Handelsgeſetzbuchs ſind 
davon nur ſoweit abgewichen, als die Sprache und Aus— 
drucksweiſe des Berner Uebereinkommens von der des Han— 
delsgeſetzbuches und des Bürgerlichen Geſetzbuchs weſentlich 
abwich. Ein deutſches Geſetz mußte ſelbſtverſtändlich in einer 
einheitlichen Sprache abgefaßt werden, die Rückſichtnahme 
auf das internationale Recht konnte nicht ſo weit gehen, daß 
man ſich ſklaviſch überall auch an die äußere Form des 


31) Die ſe Zeitſchrift Bd. XLI S. 507, 508. 
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internationalen Vertrages band. Uebrigens wird durch dieſe 
Verſchiedenheiten der Worte nirgends die vollſtändige Ueber⸗ 
einſtimmung des Sinnes der beiden Rechte gefährdet. Es 
ſcheint mir geradezu undenkbar, daß hieraus jemals Zweifel 
bei Auslegung, ſei es des deutſchen, ſei es des internatio— 
nalen Geſetzbuchs entſtehen könnten. 

Der weſentlich grundſätzliche Unterſchied der Haftung 
der Eiſenbahn zwiſchen dem deutſchen und dem internatio⸗ 
nalen Eiſenbahnfrachtrecht beruhte darin, daß nach dem 
deutſchen Recht die Eiſenbahn den Werth des Gutes am Ab: 
lieferungsort, abzüglich deſſen, was an Zöllen, ſonſtigen 
Koſten und Fracht bezahlt war, zu vergüten hatte, während 
nach Art. 34 des Berner Uebereinkommens die Eiſenbahnen 
den Werth des Gutes am Verſandtorte zuzüglich der vor: 
gedachten Unkoſten vergüten müſſen. 

Bei der Umarbeitung des Handelsgeſetzbuchs beſtand 
zuerſt die Abſicht, den Grundſatz des Berner Uebereinkommens 
überhaupt in das Frachtrecht aufzunehmen (§ 374 des 
erſten der Sachverſtändigenkommiſſion vorgelegten Entwurfs). 
Hiergegen erhoben ſich ſchon in der Sachverſtändigenkommiſſion 
Bedenken, denen ſich ſpäter zahlreiche Intereſſenten vor Allem 
der Binnenſchiffahrt und der Seeſchiffahrt anſchloſſen. Zu 
einem Aufgeben des bisherigen Grundſatzes läge für den 
Schiffer gar kein Anlaß vor. Die Berechnung des Werths 
am Ort der Ablieferung war die ſeit Jahren übliche, an die 
ſich der Schiffer und der Verfrachter gewöhnt hatten, gegen 
deren Zweckmäßigkeit nirgends Einſpruch erhoben war. Es 
ſchien kein ausreichender Anlaß vorzuliegen, dieſen Grund— 
ſatz lediglich deswegen aufzugeben, weil die Frage für den 
Eiſenbahnverkehr im Berner Uebereinkommen anders geregelt 
ſei. Dieſen Bedenken wurde bei der weiteren Bearbeitung 
des Handelsgeſetzbuchs Rechnung getragen. 

Da nun andererſeits gerade in dieſer Frage ein grund— 
ſätzlicher Unterſchied zwiſchen dem deutſchen und dem inter— 
nationalen Eiſenbahnfrachtrecht nicht dauernd beibehalten 
werden konnte, ſo blieb nichts anderes übrig, als hier eine 


v. d. Leyen: Die Fortbildung des Eiſenbahnfrachtrechts. 423 


Abweichung des Eiſenbahnfrachtrechts von dem all: 
gemeinen Frachtrecht anzuordnen. Die Beſtimmungen 
gehen alſo jetzt dahin, daß nach $ 430 der gewöhnliche Fracht: 
führer und nach SS 611 und 613 der Verfrachter eines See⸗ 
ſchiffes den Werth am Ablieferungsort, nach § 457 die 
Eiſenbahn den Werth am Verſandtort zu vergüten hat. 
Werden hierdurch allerdings die Eiſenbahnen etwas günſtiger 
geſtellt, als der gemeine Frachtführer und der Schiffer, ſo 
liegt hierin keine Schädigung des Befrachters, da dieſer beim 
Eiſenbahnverſandt in der Lage iſt, den höheren Werth des 
Gutes am Orte der Ablieferung durch Angabe des Inter— 
eſſes an der Lieferung zu verſichern, eine Verſicherung, die 
das gewöhnliche Frachtgeſchäft und die Seeſchiffahrt nicht 
kennen. 

Die in dem früheren Handelsgeſetzbuch den Eiſenbahnen 
zugeſtandene Berechtigung, die Höhe der zu leiſtenden Ver— 
gütung auf einen Normalſatz zu beſchränken, eine Berechti— 
gung, die im Anſchluß an das Berner Uebereinkommen den 
Eiſenbahnen ſchon in der Verkehrsordnung nicht mehr zuge— 
ſtanden war, iſt in das neue Handelsgeſetzbuch überhaupt 
nicht aufgenommen, allerdings mit drei Ausnahmen. Nach 
§ 461 (Art. 35 des Berner Uebereinkommens), kann ein 
Höchſtbetrag für Schadenserſatz bei gewiſſen Spezialtarifen, 
in Deutſchland Ausnahmetarifen, die Schadenserſatzpflicht 
begrenzen, eine Beſtimmung, die ſich ſchon im § 81 der 
Verkehrsordnung findet, in Deutſchland bisher aber noch 
nicht praktiſch geworden iſt. Die zweite Ausnahme betrifft 
die Koſtbarkeiten u. ſ. w. Nach § 429 Abſ. 2 haftet der 
Frachtführer für dieſe nur, wenn ihm die Beſchaffenheit 
oder der Werth des Gutes bei der Uebernahme angegeben 
iſt, nach §S 462 kann die Verkehrsordnung die für den Ver: 
luſt dieſer Gegenſtände zu leiſtende Entſchädigung auf einen 
Höchſtbetrag beſchränken. 

Dieſelbe Beſtimmung enthält § 465 Abſ. 2 über die 
Entſchädigung für den Verluſt von Reiſegepäck. Beide Be⸗ 
ſtimmungen ſind einem Bedürfniß des Verkehrs entſprungen. 
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Die Eiſenbahn iſt in der Lage, für die Beförderung von 
Koſtbarkeiten leichtere Bedingungen zu ſtellen, wenn ſie nicht 
für den vollen Schaden unter allen Umſtänden zu haften 
braucht. Die Höchſtentſchädigungsſätze für Gepäck eröffnen 
die Möglichkeit vereinfachter Abfertigung, da insbeſondere 
auf Verwiegung jedes einzelnen Stückes verzichtet werden 
kann, wenn die Eiſenbahn berechtigt iſt, für jedes Gepäd: 
ſtück Höchſtbeträge für Verluſt, Beſchädigung u. ſ. w. feſtzu⸗ 
ſtellen. Eine derartige Beſtimmung hat ſich im Berliner 
Vorortverkehr wohl bewährt. Dieſe beiden Ausnahmen ent⸗ 
halten keine Abweichungen vom Berner Uebereinkommen. 
Wir haben oben geſehen, daß dieſes die Regelung der Haft— 
pflicht für Koſtbarkeiten in der Zuſatzvereinbarung vom 
16. Juli 1895 den Eiſenbahntarifen überläßt. Auf die 
Gepäckbeförderung bezieht ſich das Berner Uebereinkommen 
aber überhaupt nicht. 

Die Vorſchriften über Erſatz des vollen Schadens bei 
Vorſatz oder grober Fahrläſſigkeit (S 430 Abſ. 2; § 457 
Abſ. 2; § 461 Abſ. 2; § 465 Abi. 2 Satz 2) find dem Art. 41 
des Berner Uebereinkommens, die über Angabe des Inter— 
eſſes an der Lieferung (§S 463) dem Art. 38 des Berner 
Uebereinkommens entnommen. Ebenſo find die §§ 459, 460 
des Handelsgeſetzbuchs über die Beſchränkung der Haft— 
pflicht bei gewiſſen Gütern denen der Art. 31 und 32 des 
Berner Uebereinkommens faſt wörtlich gleichlautend. Der 
Art. 43 des Berner Uebereinkommens, wonach jede Haftpflicht 
der Eiſenbahn auf Grund des Frachtvertrags ausgeſchloſſen 
iſt, wenn Gegenſtände, die von der Beförderung ausgeſchloſſen 
oder nur bedingungsweiſe zur Beförderung zugelaſſen ſind, 
unter unrichtiger oder ungenauer Bezeichnung aufgegeben 
oder die für dieſe vorgeſchriebenen Sicherheitsmaßregeln von 
dem Abſender unterlaſſen werden, war auch ſchon in den 
§ 89 der Verkehrsordnung übernommen. In der Theorie 
hatten ſich Zweifel erhoben, ob eine derartige Beſchränkung 
mit dem (früheren) Handelsgeſetzbuche nicht in Widerſpruch 
ſtehe, alſo unzuläſſig ſei. Nachdem der § 467 des neuen 
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Handelsgeſetzbuchs die Beſtimmung gleichfalls aufgenommen 
hat, ſind dieſe Zweifel beſeitigt. 

Die grundſätzlichen Beſtimmungen des § 466 des HGB. “'s 
über die Entſchädigung bei Verſäumung der Lieferfriſt ſind 
denen des Art. 39 des Berner Uebereinkommens nachgebildet. 
Ebenſo entſpricht der S 459 des HGB.'s über die Haftung 
der Eiſenbahn für ihre Leute genau der des Art. 29 des 
Berner Uebereinkommens ). 

Die Beſtimmungen der §§ 437, 438, 439, 464, 470 
des neuen Handelsgeſetzbuchs über Verlöſchen der Anſprüche 
aus dem Frachtvertrag, Verjährung und Verjährungsfriſten 
lehnen ſich auch erheblich näher an das durch die Pariſer 
Zuſatzvereinbarung geänderte Berner Uebereinkommen, als 
das bisherige Handelsgeſetzbuch. Der § 470 entſpricht — 
mit etwas geänderter Faſſung — den in Paris beſchloſſenen 
Abſätzen 4 des Art. 12 und des Art. 45 des Ueberein⸗ 
kommens. | 

Die Präkluſivfriſt des Art. 44 Abſ. 2 Nr. 4a des Berner 
Uebereinkommens, die ſieben Tage beträgt, iſt in die SS 438 
und 464 übernommen. Der Art. 428 des früheren Handels⸗ 
geſetzbuches hatte eine Friſt von vier Wochen, deren Ver⸗ 
kürzung die zwingende Vorſchrift des Art. 423 entgegenſtand, 
jo daß fie auch in den § 90 der Verkehrsordnung aufge: 
nommen werden mußte. | 

Die regelmäßige einjährige Verjährungsfriſt aller 
Klagen gegen den Frachtführer wegen Verluſtes, Minderung, 


32) Da in dem neuen Handelsgeſetzbuch die allgemeine Haftpflicht des 
Frachtführers in $ 429 nach dem Vorgang des $ 58 des Binnen: 
ſchiffahrtsgeſetzes inſofern abgeſchwächt iſt, als ihm der Beweis 
freigelaſſen iſt, daß der Verluſt u. ſ. w. auf Umſtänden beruht, 
die durch die Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers nicht ab⸗ 
gewendet werden konnten, hat er nach § 431 auch das Verſchulden 
ſeiner Leute nur in gleichem Umfang zu vertreten, wie ſein eigenes 
Verſchulden. — Dieſen Unterſchied in der Haftpflicht der Eiſenbahn 
und des gewöhnlichen Frachtführers kannte das frühere * 
recht nicht (Art. 400 des alten HGB.). 
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Beſchädigung oder verſpäteter Ablieferung hat das neue 
Handelsgeſetzbuch im Einklang mit Art. 45 des Berner Ueber⸗ 
einkommens beibehalten (vgl. §S 439 in Verbindung mit 
§ 414). Für die Schäden aber, die durch Argliſt oder grobe 
Fahrläſſigkeit der Eiſenbahn verurſacht ſind, iſt in den Ver— 
jährungsbeſtimmungen ein Unterſchied zwiſchen dem deutſchen 
und internationalen Recht beſtehen geblieben. Das neue 
Handelsgeſetzbuch folgt dem Berner Uebereinkommen darin, 
daß es die einjährige Verjährung in allen Fällen ausſchließt, 
in denen der Frachtführer den Schaden vorſätzlich herbei⸗ 
geführt hat. „Dagegen,“ bemerkt die Denkſchrift S. 247, 
„würde es zu weit gehen, dem Vorſatz in dieſer Beziehung 
ohneweiters die grobe Fahrläſſigkeit gleichzuſtellen, und auch 
von der Einführung einer beſonderen dreijährigen Ver⸗ 
jährung für Anſprüche aus einer vorſätzlichen oder groben 
fahrläſſigen Handlungsweiſe des Frachtführers iſt abgeſehen, 
da ſich ſonſt eine allzu große Mannigfaltigkeit der Verjährungs⸗ 
friſten ergeben hätte.“ 

Hier liegt alſo einer der Fälle vor, in denen aus all- 
gemeinen Gründen auf eine vollſtändige Uebereinſtimmung 
mit dem Berner Uebereinkommen verzichtet iſt, übrigens ein 
Fall, der praktiſch ohne weſentliche Bedeutung ſein dürfte. 

In allen übrigen Punkten hatte ſchon nach dem früheren 
Rechte eine Gleichſtellung des deutſchen mit dem internatio- 
nalen Frachtrecht dadurch herbeigeführt werden können, daß 
die Beſtimmungen des Berner Uebereinkommens in die deutſche 
Verkehrsordnung übertragen wurden. In welchem Umfang 
dies in der Verkehrsordnung vom 15. November 1892 ge⸗ 
ſchehen, iſt in meiner mehrangeführten früheren Abhandlung 
in dieſer Zeitſchrift gezeigt. Dieſe Uebertragung hatte zur 
Folge, daß die Verkehrsordnung vielfach von dem früheren 
Handelsgeſetzbuch abwich. Bei der Umarbeitung des Handels— 
geſetzbuchs iſt darauf Bedacht genommen, dieſe Abweichungen 
ſoweit thunlich zu beſeitigen, indem der Text des Handels— 
geſetzbuchs nun wieder dem der Verkehrsordnung angepaßt 
wurde. 
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Hieraus erklären ſich die bei weitem meiſten Aende— 
rungen des ſechsten und ſiebenten Abſchnitts des dritten 
Buchs des Handelsgeſetzbuchs gegenüber dem früheren Rechte. 
Es wird genügen, auf dieſe Abänderungen, die einer weiteren 
Erläuterung nicht bedürfen, kurz hinzuweiſen. 

Die in den Art. 424 — 430 des früheren Handelsgeſetz— 
buchs regelmäßig wiederkehrende Formel: „Es kann bedungen 
werden“ (zu ergänzen: dieſe oder jene Beſchränkung der 
Haftpflicht) findet ſich im Abſchnitt 7 des neuen Handels— 
geſetzbuchs nicht mehr. Früher — d. h. vor Erlaß eines 
Betriebsreglements auf Grund der Reichsverfaſſung — mußten 
die Eiſenbahnen dieſe Beſchränkungen beſonders in ihre Be— 
förderungsbedingungen, die von ihnen erlaſſenen Reglements, 
aufnehmen, wodurch ſie zu einem Beſtandtheile des Fracht— 
vertrags wurden. Dieſes Verhältniß ſtimmte ſchon nicht 
mehr, als der Bundesrath in ſeinem Betriebsreglement die 
Feſtſtellung der Beförderungsbedingungen der Willkür der 
Eiſenbahnen entzog. Das neue Handelsgeſetzbuch hat nun— 
mehr, dem Vorgang des Berner Uebereinkommens auch hierin 
folgend, die Haftpflicht der Eiſenbahnen durchweg ſo geregelt, 
daß die Vorſchriften unmittelbar, ohne den Umweg der 
Aufnahme in den Frachtvertrag, zur Anwendung gelangen. 

Der § 426 (Inhalt des Frachtbriefs u. ſ. w.) entſpricht 
den Art. 6 und 7, der $ 427 (Begleitpapiere) dem Art. 10 
des Berner Uebereinkommens, der zweite Abſatz des § 428 
(Verhinderung des Antritts oder der Fortſetzung der Reiſe) 
iſt aus Art. 18 des Berner Uebereinkommens übernommen. 
Der § 432 (Ausführung der Beförderung durch mehrere 
Frachtführer) ſteht zwar grundſätzlich in Uebereinſtimmung 
mit dem früheren Art. 402, iſt aber nach den Art. 27 und 
47—49 des Berner Uebereinkommens geändert und ergänzt. 
Für die Eiſenbahnen werden dieſe Vorſchriften ergänzt durch 
Ss 469, in dem wiederum in Einklang mit den Art. 21, 28 
des Berner Uebereinkommens und Art. 429 des früheren 
Handelsgeſetzbuchs die Paſſivlegitimation der Eiſenbahn bei 
Klagen aus dem Frachtvertrag feſtgeſetzt wird. 
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Die §§ 433 — 436 (Verfügungsrecht über das rollende 
Gut) ergänzen das frühere Recht durch Berückſichtigung des 
Art. 15 des Berner Uebereinkommens. Eine dem § 434 
(gleich dem früheren Art. 404) entſprechende Beſtimmung 
(Recht des Empfängers auf Sicherheitsſtellung vor Ankunft 
des Guts) fehlt im Berner Uebereinkommen. Sie ſchien für 
das internationale Recht nicht erforderlich. Für die Eiſen⸗ 
bahnen werden dieſe Paragraphen ergänzt durch den § 455, 
der in Uebereinſtimmung mit der früheren Verkehrsordnung 
das Duplikat des Frachtbriefs und deſſen Bedeutung für das 
Verfügungsrecht des Abſenders behandelt. Dieſer Paragraph 
fehlte in dem erſten Entwurfe des Handelsgeſetzbuchs. Er iſt 
auf Wunſch der Vertreter von Handel und Induſtrie in der 
Sachverſtändigenkommiſſion, die über den erſten Entwurf zu 
berathen hatte, in das Geſetz eingefügt. Die ſeit 1893 gel⸗ 
tenden Beſtimmungen des Berner Uebereinkommens und der 
deutſchen (auch der öſterreichiſchen und ungariſchen) Verkehrs⸗ 
ordnung über das Frachtbriefduplikat, von deſſen Beſitz das 
Verfügungsrecht über das rollende Gut abhängig gemacht 
wird 55), hatten ſich ſo bewährt und jo eingebürgert, daß 
die Verfrachter auf das lebhafteſte ihre geſetzliche Feſt⸗ 
ſtellung befürworteten. Sie hatten die Beſorgniß, daß eine 
lediglich durch eine Verordnung getroffene Beſtimmung auf 
demſelben Wege einmal aufgehoben werden könnte, und das 
wollte man ausſchließen. Der hier zwiſchen der Verkehrs— 
ordnung und dem Berner Uebereinkommen be 
ſtehende Unterſchied iſt aber beibehalten. Nach Art. 8 
Abſ. 5 des Berner Uebereinkommens iſt die Eiſenbahn zur 
Ausſtellung des Frachtbriefduplikats ſtets verpflichtet, nach 
§ 455 des Handelsgeſetzbuchs hängt feine Ausſtellung ab von 
dem Verlangen des Abſenders. Das Verfügungsrecht des 
Abſenders iſt in Folge deſſen ein verſchiedenes nach deutſchem 
Recht, je nachdem ein Frachtbriefduplikat ausgeſtellt iſt, oder 
nicht. In jedem Falle, in dem eine Verfügung über das 


33) Vgl. die ſe Zeitſchrift Bd. XXXIX S. 78 ff., NLI S. 538 ff. 
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rollende Gut ſtattfindet, muß die Eiſenbahn alſo zunächſt 
prüfen, ob ein Frachtbriefduplikat vorliegt. Wenn ſie hierüber 
nicht eine ſorgfältige Kontrolle ausübt, ſo ſetzt ſie ſich der 
Gefahr aus, die Verfügung eines Unberechtigten auszuführen 
und wird dadurch ſchadenserſatzpflichtig. Nach den bisherigen 
Erfahrungen ſind übrigens hieraus Unzuträglichkeiten für die 
Eiſenbahnen nicht erwachſen. Das Erforderniß der regel- 
mäßigen Ausſtellung des Frachtbriefduplikats beläſtigt anderer⸗ 
ſeits den Verſender, der doch nur ausnahmsweiſe über das 
rollende Gut verfügt. Dieſer Umſtand und die Wünſche 
einzelner Verfrachter veranlaßten die deutſche Regierung, auf 
der Pariſer Konferenz einen Antrag zu ſtellen, daß auch im 
internationalen Rechte das Frachtbriefduplikat nur auf 
Verlangen auszuſtellen ſei. Der Antrag wurde abgelehnt. 
Die Sicherheit des internationalen Verkehrs erſcheine ſo wichtig, 
daß dem gegenüber die Unbequemlichkeiten einzelner Verſender 
nicht in Betracht kämen. Uebrigens ſind auch in Deutſchland 
die Klagen der Verſender über dieſe Unbequemlichkeiten im 
internationalen Verkehr ſeit längerer Zeit verſtummt. 

Die nunmehr geltenden geſetzlichen Beſtimmungen über 
die rechtliche Bedeutung des Frachtbriefduplikats ſind auch aus 
dem Grunde von nicht zu unterſchätzendem Werthe, weil von 
der früher in den Kreiſen des Handelsſtandes, insbeſondere 
auch den Großhandelsplätzen, an die Eiſenbahn gerichteten 
Forderung der Ausſtellung von Ladeſcheinen in Folge 
dieſer Neuordnung des Verfügungsrechts über das rollende Gut 
kaum noch die Rede iſt. Der Hauptzweck des Ladeſcheins, 
die Verfügung über das rollende Gut für den ſicher zu 
ſtellen, der ein Recht auf das Gut hat, wird jetzt durch das 
Frachtbriefduplikat erreicht. Daß im Uebrigen ein allgemeines 
praktiſches Bedürfniß für dieſe Urkunde im Eiſenbahn— 
verkehr nicht beſtehe, wurde von den zur Vorberathung des 
erſten Entwurfs des Handelsgeſetzbuchs zugezogenen Sachver— 
ſtändigen anerkannt und ſo iſt denn auch meines Wiſſens 
das frühere Verlangen nach Ladeſcheinen im Eiſenbahnver— 
kehr bei Gelegenheit der Umarbeitung des e 
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von anderen Seiten nicht wieder laut geworden. Die §§ 444 
bis 450 des neuen Handelsgeſetzbuchs, die den Ladeſchein in 
Uebereinſtimmung mit den Art. 413—419 des früheren 
Handelsgeſetzbuchs behandeln, bleiben für die Eiſenbahnen 
ohne praktiſche Bedeutung. 

Der § 435 des Handelsgeſetzbuchs hat dem Art. 16 
Abſ. 2 des Berner Uebereinkommens die durch die Fortſchritte 
des Verkehrs nothwendig gewordene Verbeſſerung entlehnt, 
daß der Empfänger ſeine Rechte aus dem Frachtvertrag nicht 
mehr, wie nach Art. 405 des früheren Handelsgeſetzbuchs 
nach Ankunft des Frachtführers, ſondern nach Ankunft 
des Guts am Beſtimmungsort geltend zu machen hat. Da— 
mit iſt eine alte Streitfrage nach den Bedürfniſſen des jetzigen 
Verkehrs entſchieden. „Eine wörtliche Anwendung der — 
früheren — Beſtimmung erſcheint,“ jo bemerkt die Denf: 
ſchrift zum Entwurf des Handelsgeſetzbuchs S. 260, „bei 
größeren Transportunternehmungen durch die Betriebsver— 
hältniſſe ausgeſchloſſen. Meiſtens wird angenommen, daß der 
Zeitpunkt, in dem das Gut angekommen iſt, oder, falls es 
nicht rechtzeitig ankommt oder verloren gegangen iſt, derjenige 
Zeitpunkt entſcheidet, in dem es hätte ankommen ſollen.“ 

Die §§ 436, 437 des Handelsgeſetzbuchs (Annahme des 
Guts, Ablieferungshinderniſſe) ſind nach dem Berner Ueber⸗ 
einkommen in der Faſſung umgeſtaltet, enthalten aber keine 
Neuerungen gegenüber dem früheren Recht. Die Beſtim⸗ 
mungen über das Pfandrecht (§S§ 440 — 443) ſind gleichfalls 
aus dem früheren Handelsgeſetzbuch (Art. 409 — 412) bei⸗ 
behalten. Eine Abweichung von Art. 21 des Berner Weber: 
einkommens beſteht inſofern, als nach $ 440 Ab}. 3 HGB. 8 
das Pfandrecht drei Tage nach der Ablieferung fortdauert, 
während es nach Art. 21 des Uebereinkommens nur ſo lange 
beſteht, als ſich das Gut in der Verwahrung der Eiſenbahn 
oder eines Dritten befindet, der es für ſie innehat. In dem 
erſten Entwurf des Handelsgeſetzbuchs war das dreitägige 
Folgerecht gleichfalls beſeitigt. Aus praktiſchen Bedürfniſſen 
wurde es auf Wunſch der Intereſſenten, hauptſächlich der 
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Binnenſchiffahrt, wieder hergeſtellt. Ueber die Wirkungen 
des Pfandrechts verweiſt der Berner Vertrag (Art. 22) auf 
die Landesrechte. 

Der § 452 des neuen Handelsgeſetzbuchs beſtimmt — 
abweichend von dem Art. 421 des früheren — daß auf die 
Beförderung von Gütern durch die Poſtverwaltungen des 
Reichs und der Bundesſtaaten die Vorſchriften des Abſchnitts 
keine Anwendung finden. Hieraus darf wohl gefolgert wer— 
den, daß die Frage, ob die Staatsbahnverwaltungen, 
die das Frachtgeſchäft beſorgen, als Frachtführer und damit 
als Kaufleute zu gelten haben, zu bejahen iſt. Die Anſichten 
hierüber gingen früher auseinander. 

Der § 453 des neuen Handelsgeſetzbuchs handelt von 
der Transportpflicht der Eiſenbahnen und enthält gegenüber 
dem Art. 422 des früheren Handelsgeſetzbuchs nur die 
Neuerung, daß die Beförderungspflicht nicht auf die eigenen 
Bahnſtrecken beſchränkt, ſondern auf alle für den Güterver: 
kehr eingerichteten Stationen ausgedehnt iſt. Im Uebrigen 
entſpricht er den bisherigen Beſtimmungen in Verbindung 
mit Art. 2—5 des Berner Uebereinkommens. Der § 471 
endlich enthält, wie Art. 423 des früheren Handelsgeſetzbuchs 
Beſtimmungen über die Beſchränkung der Vertragsfreiheit 
der Eiſenbahnen. Inſofern geht er weiter, als Art. 423, 
und zieht damit die richtige Schlußfolgerung aus der nun— 
mehrigen rechtlichen Bedeutung der Verkehrsordnung, als 
auch alle Vereinbarungen, die mit dieſer in Widerſpruch 
ſtehen, für nichtig erklärt werden. 

Von den deutſchen Geſetzen, die am 1. Januar 1900 
in Kraft getreten ſind, iſt das Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 
1897 wohl dasjenige, das die meiſte und ungetheilteſte An: 
erkennung gefunden hat. Fußend auf dem Boden des alten, 
bewährten und beliebten Handelsgeſetzbuchs hat es deſſen 
Inhalt, den richtig erkannten veränderten Bedürfniſſen des 
Handels und Verkehrs folgend, umgeſtaltet, und die klare, 
einfache, verſtändliche Sprache unter Berückſichtigung der 
großen Fortſchritte, die auch auf dem Gebiete der Geſetzes— 
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technik in den vergangenen vier Jahrzehnten gemacht ſind, 
weiter vervollkommnet. Dieſe fachlichen und formellen Vor⸗ 
züge kommen durchweg auch in den hier beſprochenen Ab: 
ſchnitten zur Erſcheinung. Das deutſche Eiſenbahnfrachtrecht, 
das wir heute beſitzen, iſt meines Erachtens das beſte Geſetz 
auf dieſem Gebiete, das die Welt kennt. Durchweg den 
heute beſtehenden deutſchen Verhältniſſen angepaßt, in ſeinen 
Grundzügen übereinſtimmend mit dem internationalen mittel⸗ 
europäiſchen Rechte, von dem es nur da abweicht, wo in 
der That die Bedürfniſſe des deutſchen Verkehrs andere ſind, 
als die des internationalen, iſt es ein Geſetz, mit dem voraus⸗ 
ſichtlich auf lange Zeit hinaus die Eiſenbahnen ſowohl, als 
alle die zahlreichen Perſonen, die heute auf die Dienſte des 
vollkommenſten Verkehrsmittels angewieſen ſind, zufrieden 
ſein können und zufrieden ſein werden. Allen übrigen Berner 
Vertragsſtaaten iſt das Deutſche Reich inſofern vorausgeeilt, 
als es den Inhalt der Pariſer Zuſatzvereinbarung ſchon jetzt 
in ſein inneres Recht aufgenommen hat. Nicht zum wenigſten 
haben die internationalen Beſtrebungen auf unſerem Gebiete, 
der Austauſch der Erfahrungen aller mitteleuropäiſchen Eiſen⸗ 
bahnen, die ununterbrochene Vergleichung der verſchiedenen 
Rechte und der mannigfachen Bedürfniſſe des praktiſchen 
Lebens dazu beigetragen, das deutſche Eiſenbahnfrachtrecht 
auf dieſe Stufe der Vollkommenheit zu heben. 


2. Die deutſche Eiſenbahnverkehrsordnung vom 
26. Oktober 18998). 


Die Verkehrsordnung für die Eiſenbahnen Deutſchlands 
vom 15. November 1892 hatte, wie wir geſehen haben, das 


34) Vgl. Dr. Th. Gerſtner, Die neuen Vorſchriften in der Eiſen⸗ 
bahnverkehrsordnung vom 26. Oktober 1899, Berlin 1899. In 
dieſem Büchlein werden alle einzelnen Abweichungen der neuen von 
der früheren Verkehrsordnung zuſammengeſtellt und unter Benutzung 
der amtlichen, dem Bundesrath vorgelegten Begründung erläutert. 
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deutſche Eiſenbahnfrachtrecht bereits am 1. Januar 1893 
ſoweit umgeändert und den neuen Bedürfniſſen angepaßt, 
als dies ohne Zuhilfenahme der Geſetzgebung möglich war. 
Nachdem die Pariſer Zuſatzvereinbarung vom 16. Juni 1898 
abgeſchloſſen und das neue Handelsgeſetzbuch erlaſſen war, 
mußte die nunmehr zu einer Rechtsverordnung erhobene 
Verkehrsordnung mit den neuen Beſtimmungen jener beiden 
geſetzgeberiſchen Akte in Einklang geſetzt werden. Die Vor⸗ 
arbeiten hierzu wurden alsbald von dem Reichseiſenbahnamt 
in Angriff genommen, deſſen Entwürfe mit den an der 
Regelung des Eiſenbahnweſens hauptſächlich betheiligten 
Bundesregierungen durchberathen, und unter dem 11. Juli 
1899 dem Bundesrath zur Beſchlußfaſſung vorgelegt wurden. 
Die Beſchlußfaſſung erfolgte am 26. Oktober 1899. Der 
Bundesrath genehmigte die Anträge mit einigen kleinen 
Aenderungen und ermächtigte den Reichskanzler, unter Be⸗ 
rückſichtigung der beſchloſſenen Aenderungen und Ergänzungen 
eine Neuausgabe der Eiſenbahnverkehrsordnung, die am 
1. Januar 1900 in Kraft treten ſolle, bekannt zu machen. 
Die Bekanntmachung iſt im Reichsgeſetzblatt Nr. 41 S. 557 ff. 
unter dem Datum des 26. Oktober 1899 erfolgt. Die neue 
Verkehrsordnung — ohne Anlagen — iſt in der Anlage 2 
abgedruckt“). 

Bei ſeinen Aenderungsvorſchlägen hat ſich das Reichs— 
eiſenbahnamt nicht damit begnügt, die neuen handelsrecht— 
lichen und — ſoweit angängig — die neuen internationalen 
Beſtimmungen in die Verkehrsordnung einzuarbeiten, ſondern 
auch noch einzelne Neuerungen eingefügt, für die ſich ſeit 
dem Inkrafttreten der früheren Verkehrsordnung ein prafti- 
ſches Bedürfniß gezeigt hatte. In letzterer Beziehung hat 
man ſich aber die größte Beſchränkung auferlegt. Die Ver: 


35) Eine vom Reichs⸗Eiſenbahnamt durchgeſehene vollſtändige, mit Re⸗ 
giſtern und Hinweiſen auf das internationale Uebereinkommen und 
das Handelsgeſetzbuch verſehene Ausgabe der Eiſenbahnverkehrs⸗ 
ordnung iſt in Berlin bei Julius Springer erſchienen. 
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kehrsordnung vom 15. November 1892 hat ſich fo gut be— 
währt, daß zu einer vollſtändigen Umarbeitung kein Anlaß 
vorlag, zumal es übrigens auch für den Verkehr recht un: 
bequem iſt, wenn derartige grundlegende Verordnungen zu 
häufig wechſeln. Es iſt daher auch die äußere Anordnung 
der Verkehrsordnung beibehalten, die Anzahl der Paras 
graphen (91) iſt unverändert geblieben, und die Paragraphen 
haben denſelben Inhalt, wie früher, behalten. Mit einer 
Ausnahme. Der 8 38 der früheren Verkehrsordnung, der 
von den im Bezirk der Eiſenbahn gefundenen Gegenſtänden 
handelt, paßte nicht mehr in den Rahmen der neuen. Feſt⸗ 
ſetzungen über gefundene Gegenſtände würden eine Aus— 
führung der $S 978 — 982 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ent— 
halten und mit dem Transportgeſchäft der Eiſenbahnen nur 
in ganz äußerlichem Zuſammenhang ſtehen. Der frühere $ 38 
iſt daher geſtrichen. Um nun aber die Zahlen aller folgenden 
Paragraphen nicht ändern zu müſſen, iſt der frühere S 37 
in zwei Paragraphen zerlegt und aus dem Abſatz 3 des § 37 
ein neuer beſonderer $ 38 gemacht. 

Nachdem in den früheren Abſchnitten die grundſätz— 
lichen Aenderungen des neuen Rechts eingehend beſprochen 
ſind, wird es genügen, wenn ich die Paragraphen der 
Verkehrsordnung, die lediglich mit Rückſicht hierauf zu ändern 
waren, anführe. Die übrigen Aenderungen, ſoweit ſie nicht 
lediglich die Faſſung betreffen, ſollen dagegen kurz erläutert 
werden. Von einer Erörterung aller Einzelheiten glaube 
ich um ſo mehr abſehen zu können, als eine ſolche in dem 
vorerwähnten Gerſtner'ſchen Aufſatz erſchöpfend erfolgt iſt. 

Lediglich redaktionelle, hauptſächlich durch das neue 
Handelsgeſetzbuch und die Pariſer Zuſatzvereinbarung bedingte 
Aenderungen finden ſich in folgenden Beſtimmungen: 

Einleitung (Abſ. 1 und 3. Hier iſt auch der Titel: 
„Eiſenbahnverkehrsordnung“ an Stelle des Titels: „Verkehrs— 
ordnung für die Eiſenbahnen Deutſchlands“ geſetzt und aus— 
geſprochen, daß ſich die Verkehrsordnung auf Kleinbahnen 
nicht bezieht [val. S. 420), SS 6, 7 (Abſ. 3), 9, 30, 34, 
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36, 48, 50, 51, 52, 53, 54, 56, 58 (nebſt Anl. F), 61, 64, 
65, 66, 67, 68, 69, 70, 72, 73, 74, 75, 76, 77, 78, 
80, 81, 83, 84, 85, 86, 87, 88, 89, 90, 91 Anlagen B, 
C, D, E, G. | 

Wegen der neuen handelsrechtlichen Feſtſetzungen über 
Bemeſſung der Höhe des Schadenserſatzes mußten die §§ 34 
(Gepäck), 83—89, wegen der veränderten Beſtimmungen 
über Erlöſchen der Anſprüche aus dem Frachtvertrag die 
88 90 und 91 geändert werden. Dabei iſt auch im § 90 
Abſ. 2 Nr. 2 die Friſt von 14 Tagen aus dem Pariſer 
Zuſatzübereinkommen an die Stelle der früheren Friſt von 
7 Tagen (Anmeldung von Entſchädigungsanſprüchen wegen 
Verſpätung) getreten. Im Uebrigen handelt es ſich vielfach 
um Erſatz einzelner Worte und Redewendungen durch ſolche, 
die im neuen Geſetze, insbeſondere auch im Bürgerlichen 
Geſetzbuch, gebraucht werden (3. B. „Nebenbahnen ſtatt 
„Bahnen untergeordneter Bedeutung“, „Angabe“ [des Inter: 
eſſes] ſtatt „Deklaration“ u. ſ. w.). 

Auch die Aenderungen der folgenden Paragraphen ſind 
theils redaktionell, theils infolge von Aenderungen regle— 
mentariſcher Beſtimmungen der Betriebseinrichtungen ſeit 
dem Beſtehen der Verkehrsordnung nöthig geworden. Hierher 
gehören: die Schlußbeſtimmung von § 14 Abſ. 2 über den 
Umtauſch von Fahrkarten, „die zwar durchlocht, aber nach— 
weislich nur zum Betreten des Bahnſteigs benutzt ſind,“ die 
nöthig war wegen Einführung der Bahnſteigſperre auf 
den preußiſchen und anderen deutſchen Bahnen. Aus den— 
ſelben Gründen mußten auch in § 21 die Abſätze 1 und 5 
geändert werden, während der Abſ. 2 dieſes Paragraphen 
vornehmlich redaktionelle Verbeſſerungen enthält. Ferner § 16 
(Abſ. 1), in dem das jetzt überhaupt nicht mehr vorkommende 
Stationsglockenſignal ganz geſtrichen iſt. Im § 25 Abſ. 1 Satz 2 
iſt die, früher nicht vorhandene, Möglichkeit vorgeſehen, von 
Abſtempelung der Fahrkarten bei Unterbrechung der Fahrt 
Abſtand zu nehmen. Damit ſteht den Bahnen, die dieſe, 
die Reiſenden beläſtigende Kontrolle nicht für erforderlich 
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halten, frei, ſie zu unterlaſſen. Der § 24 Abſ. 1 (Aus⸗ 
ſteigen der Reiſenden) hat eine durch die gegenwärtigen Ver⸗ 
kehrsverhältniſſe bedingte Aenderung erfahren. Es ſind nur 
die Thüren der Wagen zu öffnen, aus denen Reiſende aus: 
ſteigen wollen. Auch der § 26 Abſ. 1 hat eine klarere und 
beſſere Faſſung erhalten. Der neue Abſatz 3 des § 28 über 
die Unterbringung des Handgepäcks in den Perſonenwagen 
und den den Reiſenden hierfür zuſtehenden Raum iſt aus 
dem deutſchen Perſonen⸗ und Gepäcktarif in die Verkehrs⸗ 
ordnung übernommen. Im $ 32 iſt ein neuer Abſatz 7 ein: 
gefügt, der die Eiſenbahnen ausdrücklich ermächtigt, wegen 
Abfertigung von Fahrrädern in dem Tarife beſondere Bor: 
ſchriften zu erlaſſen. Damit ſind die von einigen Seiten 
erhobenen Zweifel beſeitigt, ob den Eiſenbahnen dieſe Be⸗ 
fugnis ſelbſtändig mit Genehmigung der Landesaufſichts⸗ 
behörde zuſteht, oder ob ſie als eine, die Zuſtimmung des 
Reichseiſenbahnamts bedingende Abweichung von der Eiſen— 
bahnverkehrsordnung zu gelten hat. Hierher gehören endlich 
die aus Zweckmäßigkeitsgründen vorgenommenen Aenderungen 
einiger Anlagen, insbeſondere der Frachtbriefformulare. 

Von größerer, ſachlicher Wichtigkeit ſind folgende neue 
Beſtimmungen: 

Die Einleitung hat einen neuen Abſatz 2 erhalten, 
in dem dem Reichseiſenbahnamt die Befugniß ertheilt wird, 
„in Fällen eines dringenden Verkehrsbedürfniſſes, ſowie zum 
Zweck von Verſuchen mit neuen Einrichtungen Ergänzungen 
oder Aenderungen einzelner Vorſchriften im Einverſtändniß 
mit der Landesaufſichtsbehörde bis auf Weiteres zu verfügen.“ 
Derartige Verfügungen ſind im Reichsgeſetzblatt zu ver— 
öffentlichen und die endgiltige Verfügung durch den Bundes— 
rath iſt thunlichſt bald herbeizuführen. Dieſe neue Beſtim⸗ 
mung iſt einem praktiſchen Bedürfniß entſprungen. Ins⸗ 
beſondere bei Erlaß von Anordnungen über bedingungsweiſe 
zu befördernde Gegenſtände, aber auch ſonſt, kommt es zu— 
weilen vor, daß gewiſſe Einrichtungen nicht allein auf Grund 
theoretiſcher Erwägungen, ſondern erſt nach praktiſcher Er: 
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probung eingeführt werden können. Für die Anſtellung der⸗ 
artiger Verſuche iſt in der neuen Beſtimmung die geſetzliche 
Unterlage geſchaffen. 

Der Abſatz 1 des §7 hat einen Zuſatz erhalten, 
daß „die Tarife bei Erfüllung der gleichen Bedingungen für 
Jedermann in derſelben Weiſe anzuwenden ſind.“ Dieſer 
Grundſatz iſt zwar auch ſchon früher beachtet. Es beſtanden 
aber Meinungsverſchiedenheiten darüber, ob ſeine Beachtung 
in der Verkehrsordnung ſtillſchweigend angeordnet ſei, und 
man hielt es für zweckmäßig, dieſe eee 
zu beſeitigen. 

Der § 20 iſt durch einen neuen Abſatz 2 ergänzt, der 
aus dem Tarife Vorſchriften über die Beförderung von Per⸗ 
ſonen, die an gewiſſen, beſonders ſchweren anſteckenden Krank⸗ 
heiten leiden, übernommen hat, und dabei die neueren ge⸗ 
ſundheitspolizeilichen Erfahrungen verwerthet. 

Der § 21 hat einen neuen Abſatz 4 und der $ 26 einen 
neuen Abſatz 6 erhalten, in denen die Eiſenbahnen ermächtigt 
werden, mit Genehmigung der Landesaufſichtsbehörden und 
unter Zuſtimmung des Reichseiſenbahnamts in den Tarifen 
für das Publikum günſtigere, als die dort vorgeſehenen 
Beſtimmungen zu treffen. Solche Beſtimmungen beſtehen 
ſchon jetzt in den meiſten Tarifen. Sie weichen aber vielfach 
voneinander ab und haben eine Faſſung, die der Willkür 
der Eiſenbahnen und oft auch ihrer Bedienſteten einen zu 
weiten Spielraum gewährt. Es war zweifelhaft, ob dieſes 
nicht dem § 471 Abſ. 2 des Handelsgeſetzbuchs widerſpricht. 
Außerdem war aber ein Bedürfniß des Verkehrs nach thun— 
lichſt einheitlicher Regelung auch dieſer Ausnahmen nicht zu 
verkennen. Aus dieſem Grunde ſind die neuen Abſätze ein— 
gefügt. 

Der § 27 Abſ. 4 füllt eine Lücke aus, indem Strafen 
für die Beförderung von Hunden ohne Löſung von Hunde— 
karten feſtgeſetzt werden. Ebenſo iſt im § 29 eine durch 
die Bedürfniſſe des Verkehrs hervorgetretene neue Beſtimmung 
aufgenommen, nach der Begleiter von Gefangenentransporten 
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in geſchloſſenen Wagen geladene Schußwaffen mit ſich führen 
dürfen. 

Die §§ 37, 38 enthalten neue Beſtimmungen über die 
Haftung der Eiſenbahn für die von ihr angeſtellten Gepäck⸗ 
träger und für das Reiſegepäck, das an den von ihnen ein⸗ 
gerichteten Aufbewahrungsſtellen niedergelegt iſt. Für dieſes 
haften die Eiſenbahnen als Verwahrer (SS 688 ff. des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs). Eine ſolche Haftung der Eiſen⸗ 
bahn tritt nach richtiger Auslegung dann nicht ein, wenn 
das Gepäck an anderen als den amtlich eingerichteten Auf— 
bewahrungsſtellen, z. B. bei den Gepäckträgern ſelbſt, nieder⸗ 
gelegt wurde. — Im $ 37 iſt einmal die Verpflichtung 


der Eiſenbahnen feſtgeſtellt, überall da, wo ein Bedürfniß 


beſteht, Gepäckträger anzuſtellen — was bisher ihrem Be⸗ 
lieben überlaſſen war —, ſodann aber vorgeſehen, daß die 
Eiſenbahn für die Beförderung des Gepäcks der Reiſenden 
durch dieſe Gepäckträger innerhalb des Stationsbereichs ver⸗ 
antwortlich iſt, und zwar in demſelben Umfang wie beim 
Frachtvertrag. — Dieſe Gepäckträger ſind eben als Bedienſtete 
der Eiſenbahnen betrachtet, für die ſie zu haften hat. Für 
die Reiſenden ſind ſolche Anordnungen ſehr angenehm, 
für die Eiſenbahnen nicht allzu drückend, und jedenfalls iſt 
es erwünſcht, daß hierdurch ein bisher unſicheres Rechts⸗ 
verhältniß klargeſtellt iſt. 

Der § 53 hat, abgeſehen von verſchiedenen Fafjungs: 
änderungen, in Abſ. 11 einen Zuſatz erhalten, der eine Lücke 
ausfüllt. Frachtzuſchläge für Ueberladung und Ueberlaſtung 
u. |. w. werden berechnet nach dem Gewicht der aufgegebenen 
Güter. Eine Ueberlaſtung iſt aber auch möglich bei ſolchen 
Gütern, bei denen die Fracht nicht nach dem Gewicht, ſondern, 
wie z. B. bei Thieren, nach der Ladefläche berechnet wird. 
Eine Beſtimmung darüber, wie in ſolchen Fällen der Fracht— 
zuſchlag zu berechnen ſei, fehlte. Sie iſt in Abſ. 11 hinzu⸗ 
gefügt. ö 

Auch der § 56 hat mehrere Verbeſſerungen erhalten, 
die ſich im Weſentlichen als Faſſungsänderungen darſtellen. 


r 


v. d. Leyen: Die Fortbildung des Eiſenbahnfrachtrechts. 439 


Im Abſ. 8 iſt wieder eine Lücke ausgefüllt, indem für das 
Ruhen der Auflieferungs- und Beladungsfriſten an Sonn⸗ 
und Feiertagen, ſowie während einer zoll- und ſteueramt⸗ 
lichen Abfertigung dieſelben Beſtimmungen getroffen ſind, 
die nach § 69 Abſ. 4 für die Ent lade⸗ und Abholungsfriſten 
bereits gelten. 

Durch einen Zuſatz in Abſ. 4 des § 61 iſt eine Streit: 
frage entſchieden. Der Abſatz 4 handelt von Frachterſtattungs⸗ 
anſprüchen wegen unrichtiger Anwendung der Tarife oder 
wegen Rechnungsfehlern. Es war zweifelhaft geworden, ob 
und in welchen Fällen der Verſender und wann der Em: 
pfänger zur Geltendmachung derartiger Anſprüche berechtigt 
war. Die Zuſätze entſcheiden nun, daß der Erſtattungs— 
anſpruch dem zuſteht, der die Fracht bezahlt hat, alſo im 
Falle der Frankirung dem Verſender. Ebenſo iſt zur 
Nachzahlung der etwa zu wenig erhobenen Fracht nach 
Auslieferung des Guts der verpflichtet, der die Fracht be— 
zahlt oder hinterlegt hat. Erfolgt die Entdeckung des Fehlers 
vor Auslieferung des Gutes, ſo kann bei Frankoſendungen 
die Eiſenbahn den Fehlbetrag entweder vom Abſender nach: 
träglich erheben, oder auch beim Empfänger geltend 
machen. 


Das ſind die weſentlichen ſachlichen Neuerungen der 
Verkehrsordnung, die nicht mit dem Handelsgeſetzbuch zu— 
ſammenhängen. 

Die Verkehrsordnung bildet bei den deutſchen Eiſenbahnen 
gleichzeitig einen weſentlichen Beſtandtheil ihres Tarifs, 
deſſen erſter Theil für den Perſonen-, Gepäck- und Leichen⸗, 
den Thier⸗ und den Güterverkehr allen deutſchen, einſchließlich 
der bayeriſchen, Bahnen gemeinſam iſt. In dieſen Tarifen 
ſind Zuſatzbeſtimmungen zur Verkehrsordnung getroffen, 
die dieſe in Einzelheiten ergänzen. Die Aenderung der Ver— 
kehrsordnung machte eine Durchſicht und Umarbeitung jener 
Zuſatzbeſtimmungen erforderlich, die durch die ſtändige Tarif— 
kommiſſion vorzubereiten und durch die Generalkonferenz der 
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deutſchen Eiſenbahnen zu beſchließen war. Dieſe, weſentlich 
redaktionelle, Arbeit iſt im Herbſte 1899 ſo rechtzeitig aus⸗ 
geführt, daß die neuen Theile I des deutſchen Tarifs für die 
Beförderung von Perſonen, Gepäck und Leichen, für die 
Beförderung von lebenden Thieren und des deutſchen Güter⸗ 
tarifs am 1. Januar 1900 in Kraft treten konnten. Seit 
dieſem Tage beſitzen wir im Deutſchen Reich ein gleiches, 
vollſtändiges, bis in alle Einzelheiten neu ausgearbeitetes 
Eiſenbahnfrachtrecht. Dieſe Gleichheit iſt eine that ſächliche. 
Theoretiſch iſt ſie inſofern nicht vorhanden, als das König⸗ 
reich Bayern verfaſſungsmäßig das bekannte Eiſenbahn⸗ 
reſervatrecht genießt, nach dem eine deutſche Verkehrsordnung 
von Reichs wegen für Bayern nicht erlaſſen werden kann. 
Bayern war indeß an den Vorarbeiten für Umarbeitung 
der Verkehrsordnung auch betheiligt und hat für ſein Gebiet 
eine Eiſenbahnverkehrsordnung erlaſſen, die — bis auf die 
in der deutſchen Verkehrsordnung den Reichsbehörden ge: 
währten Befugniſſe, die für Bayern den bayeriſchen Behörden 
übertragen find — wörtlich mit der deutſchen Eiſenbahn— 
verkehrsordnung übereinſtimmt ?*). Es liegt alſo das eigen: 
artige Rechtsgebilde vor, daß das Handelsgeſetzbuch, 
die Grundlage der Eiſenbahnverkehrsordnung, auf alle 
deutſchen, ausſchließlich der bayeriſchen, Bahnen von Rechts 
wegen Anwendung findet, daß — in Folge freier Verein⸗ 
barungen der Bundesregierungen — die in die Tarife auf: 
genommenen Zuſätze zur Verkehrsordnung für Bayerns Bahnen 
dieſelbe rechtliche Bedeutung haben, wie für die übrigen 
deutſchen Staats: und Privatbahnen, daß aber Bayern 
ſeine eigene Verkehrsordnung beſitzt, die allerdings 
thatſächlich mit der deutſchen völlig übereinſtimmt. 


36) Vgl. Verordnung vom 16. Dezember 1899. Bapyriſches Verord⸗ 
nungs⸗ und Anzeigeblatt (1899) Nr. 81. 
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III. 


Das Eiſenbahnfrachtrecht der übrigen am Berner 
Uebereinkommen betheiligten Staaten. 


Im Laufe der letzten ſieben Jahre ſind auch die übrigen 
Berner Vertragsſtaaten bemüht geblieben, ihre inneren Rechte 
dem des Berner Uebereinkommens thunlichſt gleich zu halten. 
Die Staaten alſo, deren inneres Recht ſchon früher mit dem 
des Berner Vertrags übereinſtimmte, haben — ſoweit an⸗ 
gängig — die Zuſatzvereinbarung vom 16. Juli 1895 in ihr 
inneres Recht übernommen, die übrigen Staaten haben nach⸗ 
träglich ihr geſammtes inneres Eiſenbahnfrachtrecht nach dem 
Berner Uebereinkommen umgeſtaltet. Das Pariſer Zuſatz⸗ 
übereinkommen iſt bisher — wohl lediglich aus dem Grunde, 
weil es noch nicht allſeitig ratifizirt iſt — nicht berückſichtigt. 
Daß das Deutſche Reich in letzterer Beziehung vorangeſchritten 
iſt, wurde bereits geſagt. Dieſer hochbedeutſame, meines 
Wiſſens in der Geſchichte der vergleichenden Rechtswiſſenſchaft 
einzig daſtehende Vorgang zeugt von einem tiefen und lebendigen 
Verſtändniß der mitteleuropäiſchen Regierungen für die Bedürf⸗ 
niſſe des großen nationalen und internationalen Handelsver⸗ 
kehrs. Die Anpaſſung des nationalen an das internationale 
Recht beruht auf freier Entſchließung der Einzelſtaaten, von 
keinem der Vertragsſtaaten wird auf den anderen auch nur 
die geringſte Einwirkung ausgeübt. Eine vertragliche Ver— 
ſtändigung über eine Gleichſtellung des internen Rechts wäre 
auch meines Erachtens undenkbar geweſen. Die Natur der 
Verhältniſſe iſt eine ſo zwingende, daß die Geſetzgeber der 
betheiligten Staaten ihr Rechnung tragen mußten und alle 
gern Rechnung getragen haben. 

Bei der Darſtellung der neueſten Vorgänge im Einzelnen 
knüpfe ich wiederum an meine früheren Abhandlungen an?). 
Ich hatte gezeigt, daß die Mehrzahl der ‚Bertragsftaaten 


37) Diefe Zeitschrift Bd. XXXIX S. 90 ff, XII S. 502 ff. 
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unter dem Einfluß der Berner Verhandlungen ihr inneres 
Eiſenbahnfrachtrecht theils ſchon vor Abſchluß des Berner 
Vertrags nach deſſen Beſtimmungen umgeſtaltet, theils ihr 
heimiſches Recht ſo zeitig umgearbeitet hatten, daß das neue 
Recht gleichzeitig mit dem Berner Uebereinkommen in Kraft 
treten konnte. Italien, Rußland und Frankreich gehören zu 
den erſteren, das Deutſche Reich, Oeſterreich, Ungarn, Luxem- 
burg und Belgien zu den letzteren Staaten. Seitdem hat 
die Schweiz ein Bundesgeſetz, betreffend den Transport auf 
Eiſenbahnen und Dampfſchiffen, vom 29. März 1893 und 
ein Transportreglement der ſchweizeriſchen Eiſenbahn⸗ und 
Dampfſchiffunternehmungen vom 11. Dezember 1893 erlaſſen, 
die beide am 1. Januar 1894 in Kraft getreten ſind und 
die meiſten Beſtimmungen des Berner Uebereinkommens 
wörtlich aufgenommen haben. Das nachträglich dem Berner 
Uebereinkommen beigetretene Königreich Dänemark hat das 
geſammte Beförderungsweſen in einem Geſetze vom 24. April 
1896, betreffend die Tarife und Beförderungsbedingungen 
der Staatsbahnen, geregelt, deſſen Beſtimmungen über den 
Güterverkehr gleichfalls durchweg auf den Grundlagen 
des Berner Uebereinkommens beruhen. — Nur die Nieder: 
lande haben bisher von einer organiſchen Umgeſtaltung 
ihres Eiſenbahnfrachtrechts abgeſehen und in ihr dem früheren 
Vereinsbetriebsreglement ziemlich gleich lautendes Reglement 


für die Beförderung auf den Eiſenbahnen in den Nieder: 


landen vom 9. Januar 1876 nur einzelne Beſtimmungen 
des Berner Vertrags aufgenommen, während ſie in anderen 
wichtigen Fragen — z. B. der der Höhe des Schadenserſatzes 
für Verluſt u. ſ. w. — das alte Recht beibehalten haben?“). 


38) Ein Abdruck des niederländiſchen Reglements, in dem die bis 1894 
vorgenommenen Aenderungen berückſichtigt ſind, findet fich in der 
Zeitſchrift für internationalen Eiſenbahntrans⸗ 
port III (1895) S. 188 ff. Dieſe Zeitſchrift wird herausgegeben 
ſeit 1893 von dem Zentralamt für internationalen Eiſenbahntrans⸗ 
port in Bern. Ihre erſten Jahrgänge erſchienen in zwei Aus⸗ 

gaben, einer deutſchen und einer franzöſiſchen. Seit 1897 wird 


— 
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Auch in dem Eiſenbahnfrachtrecht von Frankreich, Italien, 
Belgien und Rußland ſind ſeit dem 1. Januar 1893 er⸗ 
wähnenswerthe allgemeine Aenderungen nicht vorgenommen. 
Ein dem franzöſiſchen Abgeordnetenhauſe zuerſt am 11. März 
1891 und dann in etwas veränderter Faſſung am 26. April 
1894 vorgelegter Geſetzentwurf, betreffend die Beförderung 
von Perſonen und Gütern auf den Eiſenbahnen ?), der ſich 
in vielen wichtigen Punkten an das Berner Uebereinkommen 
anlehnt, iſt bis jetzt nicht zur Verabſchiedung gekommen. 

Das allgemeine Geſetz für die ruſſiſchen Eiſenbahnen 
vom 12. Juni 1885, deſſen Beſtimmungen über die Güter⸗ 
beförderung, wie ich früher gezeigt habe, durchweg auf dem 
Berner Uebereinkommen beruhen, iſt in ſeinen Grundzügen 
unverändert geblieben, nur in untergeordneten Punkten ge: 
ändert worden *°). 

Die Entwicklung des Eiſenbahnfrachtrechts in Luxem⸗— 
burg iſt bisher mit der des Deutſchen Reichs Hand in Hand 
gegangen. 

Auch in dem inneren Eiſenbahnfrachtrecht von Deiter: 
reich und Ungarn ſind weſentliche Aenderungen nicht zu 
verzeichnen. Ich habe früher mitgetheilt, daß bei der Aen⸗ 


ſie in einer Ausgabe veröffentlicht, in der der deutſche und der 
franzöſiſche Text neben einander gedruckt ſind. Dieſe ſehr zweck⸗ 
mäßige Aenderung wurde auf Wunſch der Pariſer Konferenz vor⸗ 
genommen. Die vortrefflich redigirte Zeitſchrift enthält neben 
Abhandlungen, Kritiken, ſtatiſtiſchen Mittheilungen u. dgl. ein 
vollſtändiges Material über die Eiſenbahngeſetzgebung in den Ver⸗ 
tragsſtaaten und anderen Ländern. Alle wichtigeren, insbeſondere 
die auf den Eiſenbahnverkehr bezüglichen, Geſetze, Verordnungen, 
allgemeine Erlaſſe find in deutſcher und franzöſiſcher Sprache vers 
öffentlicht. b 

39) Vgl. Archiv für Eiſenbahuweſen 1891 S. 743 ff., 1894 S. 1014. 

40) Ein vollſtändiger Abdruck des ruſſiſchen Geſetzes in ſeiner jetzigen 
Faſſung mit den darauf bezüglichen Erläuterungen und Vollzugs⸗ 
beſtimmungen iſt in deutſcher Ueberſetzung vom Berner Zentralamt 
(Luzern 1900) herausgegeben. Eine ſehr verdienfivolle Arbeit, 
nach der man einen vollſtändigen Ueberblick über das jetzt geltende 
ruſſiſche Eiſenbahnfrachtrecht gewinnt. 


444 v. d. Leyen: Die Fortbildung des Eiſenbahnfrachtrechts. 


derung der Betriebsreglements im Jahre 1892 Oeſterreich 
und Ungarn mit dem Deutſchen Reich zuſammen gearbeitet 
und daß mehrere Konferenzen zu dem erfreulichen Ergebniß 
einer faſt vollſtändigen Uebereinſtimmung des öſterreichiſchen 
und ungariſchen Betriebsreglements mit der deutſchen Ver⸗ 
kehrsordnung geführt haben “!). Dieſe Uebereinſtimmung hat 
ſich auch bis zum Erlaß der neuen deutſchen Verkehrsordnung 
aufrecht erhalten laſſen. Die drei Staaten ſind andauernd 
in Fühlung geweſen, haben ſich ihre Aenderungen einzelner 
Beſtimmungen mitgetheilt und, ſoweit möglich, über die Auf⸗ 
nahme (in ihre Reglements) gegenſeitig verſtändigt. Haupt⸗ 
ſächlich handelte es ſich dabei um Ergänzung der Anlage B 
und ihr Verzeichniß der bedingungsweiſe beförderten Gegen⸗ 
ſtände. 

Zu dem öſterreichiſchen und ungariſchen Betriebsregle— 
ment find ſeit 1893 drei Nachträge herausgegeben. Nachtrag I 
vom 1. September 1893 und Nachtrag II vom 1. März 1895 


beziehen ſich ausſchließlich auf Anl. B. Auch der Nachtrag III 


vom 15. April 189842) enthält einige Ergänzungen dieſer 
Anlage und des dazu gehörigen Textes, ferner werden in 
dieſem die vorkommenden Geldbeträge in die neue Währung 
(Kronen und Heller) umgewandelt, und es ſind einige kleine 
Aenderungen der Frachtbriefformulare vorgenommen. In den 
ſonſtigen Aenderungen, die zum Theil in einer mit Vertretern 
von Handel, Gewerbe und Landwirthſchaft abgehaltenen Kon— 
ferenz angeregt waren, ſtimmen die der SS 16 (Wegfall des 
Stationsglockenſignals), 44 (Verbot des Rauchens im Vieh⸗ 
wagen), 53 Abſ. 3 (bahnſeitige Gewichtsfeſtſtellung) und 56 
Abſ. 1 und 7 (Klarſtellung der Faſſung) mit denen der neuen 
Verkehrsordnung überein. Im § 47 iſt der Beginn der 
Lieferfriſten bei Thierſendungen anders feſtgeſetzt; im § 51 
Ab. 1 iſt die Möglichkeit vorgeſehen, bei gewiſſen Trans: 


41) Vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XLI S. 511, 512. 
42) Verordnung des Eiſenbahnminiſters vom 18. April 1898. Reichs⸗ 
geſetzblatt Nr. 48 Stück XIV. 


— 


— 
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porten mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde von Fracht⸗ 
briefen ganz abzuſehen, und im § 63 Abſ. 11 ſind neue 
Beſtimmungen über Verlängerung der Lieferfriſten wegen 
Unterbrechung des Güterverkehrs an Sonn: und Feſttagen 
getroffen. | 

Zur Zeit ift man in Oeſterreich und Ungarn mit einer 
Reviſion des Betriebsreglements beſchäftigt, die ja auch dort 
aus Anlaß des Pariſer Zuſatzübereinkommens nöthig wird. 
Aus einer vor Kurzem in dem amtlichen Verordnungsblatt 
für Eiſenbahnen und Schiffahrt veröffentlichten vergleichenden 
Nebeneinanderſtellung der Beſtimmungen des öſterreichiſchen 
Betriebsreglements vom 10. Dezember 1892 mit denen der 
Eiſenbahnverkehrsordnung vom 26. Oktober 1899 darf wohl 
geſchloſſen werden, daß beabſichtigt wird, hierbei auch die 
deutſchen, nicht durch die Pariſer Zuſatzvereinbarung ver: 
anlaßten, neuen Beſtimmungen mit zu berückſichtigen. Es 
wird das freilich nur ſoweit angängig fein, als die grund: 
legenden Beſtimmungen der heute nicht mehr gleichen Han: 
delsgeſetzbücher der beiden Reiche nicht entgegenſtehen. Die 
ungariſche Regierung dürfte ſich, wie an den früheren, ſo 
auch an dieſen Reviſionsarbeiten unzweifelhaft betheiligen, 
denn verfaſſungsmäßig müſſen Oeſterreich und Ungarn die⸗ 
ſelben Betriebsreglements haben. Die oben erwähnten drei 
Nachträge ſind auch gleichzeitig für Ungarn erlaſſen. 

Das neue Eiſenbahnfrachtrecht der ſchweizeriſchen Eid— 
genoſſenſchaft, des oben angezogenen Bundesgeſetzes und 
Transportreglements, ſchließt ſich, ſoweit es ſich auf den 
Güterverkehr bezieht, enger, als die bisher beſprochenen Rechte 
der anderen Vertragsſtaaten, an das Berner Uebereinkommen 
an. In der Einleitung zum Bundesgeſetz vom 27. März 1893 
wird auch ausdrücklich erklärt, die Bundesverſammlung habe 
das Geſetz erlaſſen „in der Abſicht, den Vereinbarungen über 
den internationalen Frachtverkehr die Geſetzgebung, betreffend 
das interne Transportweſen, ſo gut als möglich anzupaſſen.“ 


Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLIX. 29 
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Geſetz und Reglement beziehen ſich nicht allein auf den 
Transport der Eiſenbahnen, ſondern auch auf den der 
Dampffchiffe, und beide behandeln außer dem Güter⸗ 
verkehr den Verkehr von Perſonen, Gepäck, Fahrzeugen, 
Leichen und Thieren und enthalten eine Anzahl allgemeiner 
Beſtimmungen *?) über Haftpflicht u. dgl., die ſich in anderen 
Frachtgeſetzen nicht finden. | 

Das Bundesgeſetz vom 29. März 1893 hat 6 Abſchnitte 
(A bis F) und 67 Artikel. Die Abſchnitte D (Art. 64), be⸗ 
treffend die Dampfſchiffe, E (Art. 65), enthaltend Strafbeſtim⸗ 
mungen, und F (Art. 66, 67), die Schlußbeſtimmungen und 
Uebergangsbeſtimmungen, ſcheiden für unſere Betrachtungen 
aus. In den Abſchnitten A (Art. 1—5) mit allgemeinen 
Beſtimmungen, und B (Art. 6— 57) mit den beſonderen Be⸗ 
ſtimmungen über den Güterverkehr find die Art. 2 — 56 wort⸗ 
getreu aus den Art. 2— 56 Abſ. 2 des internationalen Ueber: 
einkommens in der Art entnommen, daß jeder einzelne Artikel 
beider Geſetze dieſelbe Ziffer und denſelben Inhalt hat. Das 
Transportgeſetz hat nur folgende weſentlichere Aenderungen: 
An die Stelle der vertragſchließenden Staaten tritt ſelbſt⸗ 
verſtändlich überall die ſchweizeriſche Eidgenoſſenſchaft, an die 
Stelle der Ausführungsbeſtim mungen das ſchweizeriſche 
Transportreglement. Ferner werden überall da, wo das 
internationale Uebereinkommen auf das Recht der Verſandt— 
oder Empfangsbahn verweiſt (z. B. Art. 19, 24, 25), ſach⸗ 
liche Beſtimmungen getroffen, in Art. 22 (Wirkungen des 


43) Bundesgeſetz und Transportreglement ſind außer in dem ſchweize⸗ 
riſchen Bundesblatt auch abgedruckt in der Zeitſchrift für inters 
nationalen Eiſenbahntransport I (1893) S. 215 ff. und [I (1894) 
S. 76 ff., ſowie in dem Archiv für Eiſenbahnweſen 1893 S. 946 
und 1894 S. 584 ff., 771 ff., 975 ff. Einzelne Beſtimmungen des 
Transportreglements von vorübergehender und nicht grundſätzlicher 
Bedeutung ſind durch eine Anzahl Nachträge ergänzt und geändert, 
die gleichfalls in der Zeitſchrift für internationalen Eiſenbahn⸗ 
transport veröffentlicht und vorſtehend nicht beſonders berückſich⸗ 
tigt ſind. 
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Pfandrechts) auf das ſchweizeriſche Obligationenrecht ver— 
wieſen. Das Frachtbriefduplikat (Art. 8) iſt nicht obliga⸗ 
toriſch, ſondern wird, wie in Deutſchland, Oeſterreich und 
Ungarn nur auf Verlangen ausgeſtellt. Im Art. 31 fehlt 
der zweite Abſatz. Die Haftpflicht der Eiſenbahnen iſt alſo 
dadurch verſchärft, daß die Rechtsvermuthung wegfällt, daß 
ein eingetretener Schaden, der nach den Umſtänden des Falles 
aus einer der dort bezeichneten Gefahren entſtehen konnte, 
aus dieſer Gefahr wirklich entſtanden iſt. Die Beweislaſt 
der Eiſenbahnen iſt hiernach erſchwert. Der Art. 37 iſt 
ergänzt durch einige ſehr ins Einzelne gehende Beſtimmungen 
über die Entſchädigungspflicht bei Beſchädigung und Minde⸗ 
rung des Gutes. In Art. 40 ſind die Entſchädigungen für 
Verſäumung der Lieferfriſt anders bemeſſen, als im Berner 
Uebereinkommen. | 

Der Art. 1, das Geltungsgebiet des Geſetzes betreffend, 
mußte natürlich anders lauten, als Art. 1 des Berner Ueber⸗ 
einkommens. Er beſtimmt, daß das Geſetz Anwendung findet 
auf die Beförderung von Perſonen und Gütern auf den 
zum Zwecke des öffentlichen Perſonen- und Güter⸗ 
transportes vom Bunde konzeſſionirten Eiſenbahnen 
und den Dampfſchiffen. Er handelt ferner von der Ver⸗ 
pflichtung der ſchweizeriſchen Eiſenbahnen zur Einrichtung des 
Durchgangsverkehrs innerhalb der Schweiz und mit 
dem Auslande. Der Art. 57 enthält nähere Beſtimmungen 
darüber, bei welchen Unfällen nicht geltend gemacht werden 
kann, daß ſie durch höhere Gewalt (unabwendbaren Zufall, 
force majeure, cas fortuit) herbeigeführt ſeien. Meines 
Erachtens gehört eine ſolche Beſtimmung nicht in ein Trans— 
portgeſetz, zumal ſie doch nicht alle derartigen Unfälle auf— 
führen kann und ſich auf gewiſſe Beiſpiele beſchränken muß. 

Der Abſchnitt C (Art. 58—63) enthält einige Einzel: 
heiten für den Perſonen- und Gepäckverkehr, und zwar ver: 
weiſt Art. 58 für die Haftung für Tödtung und Verletzungen 
von Perſonen beim Betrieb einer Eiſenbahn- oder Dampf— 
ſchiffunternehmung auf das Bundeshaftpflichtgeſetz vom 
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1. Heumonat 1875. Die Art. 59, 60 handeln von der Ent⸗ 
ſchädigungspflicht bei Zugverſpätungen, der Art. 59 ſtimmt 
ſachlich meiſt überein mit der deutſchen Verkehrsordnung und 
iſt nach meinem Dafürhalten für ein Geſetz zu kaſuiſtiſch. 
Der Art. 60 ſpricht den Satz aus, daß, wenn das Nicht⸗ 
einhalten eines Fahrplans Folge von Argliſt oder grober 
Fahrläſſigkeit iſt, der Reiſende berechtigt iſt, von der „fehl⸗ 
baren“ Unternehmung auch Erſatz des weitergehenden Scha⸗ 
dens zu verlangen. Ein meines Erachtens nicht unbedenk⸗ 
licher Grundſatz, der praktiſch wohl ſelten zur Anwendung 
kommen dürfte. 

Die Art. 61 und 62 enthalten die weſentlichſten Beſtim⸗ 
mungen über die Haſtpflicht der Eiſenbahnen für Handgepäck 
und für Reiſegepäck, die im Ganzen mit denen des deutſchen 
Rechts übereinſtimmen; im Art. 63 wird nur geſagt, daß 
im Transportreglement zu beſtimmen ſei, was nicht als 
Reiſegepäck betrachtet werden könne. 

Das Transportreglement vom 11. Dezember 1893 ver⸗ 
hält ſich — auch äußerlich — zu dem Bundesgeſetz ähnlich, 
wie die Verkehrsordnung zu dem Handelsgeſetzbuch. Ein 
großer Theil ſeines Inhalts iſt eine wörtliche Wiederholung 
des Bundesgeſetzes, deſſen Beſtimmungen über den Güter— 
verkehr insbeſondere faſt alle auch in dem Transportreglement 
ſich wiederfinden. Seine übrigen Beſtimmungen lehnen ſich 
vielfach an die deutliche Verkehrsordnung, in ihrer früheren 
Faſſung, an, gehen aber mehr ins Einzelne und enthalten 
ſehr vieles, was ſich bei uns in den Tarifen der Eiſenbahnen 
findet. 

Das Reglement hat XII Abſchnitte und X Anlagen. 
Es wird genügen, wenn ich den Inhalt des Reglements, 
ohne auf Einzelheiten näher einzugehen, kurz angebe. Es 
unterſcheidet ſich inſofern grundſätzlich von der Berfehre- 
ordnung, als nach den Eingangsbeſtimmungen Abſ. 4 Ab: 
änderungen von den ſchweizeriſchen Bahnverwaltungen 
jederzeit vorgenommen werden können unter Vorbehalt 
bundesräthlicher Genehmigung, außerdem aber die einzelnen 
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Bahnen mit Genehmigung des Bundesraths für ihr Gebiet 
beſondere Vorſchriften aufzuſtellen berechtigt find, voraus: 
geſetzt, daß „dieſe entweder bloße Ergänzungen enthalten oder 
dem Publikum günſtigere Bedingungen gewähren, ohne auf 
den direkten Verkehr ſtörend einzuwirken“. In einer Ver⸗ 
ordnung des Bundesraths vom 11. Dezember 18934, be⸗ 
treffend „den Transport auf Eiſenbahnen und Schiffen, in 
Anſehung der Art. 35 und 36 des Bundesgeſetzes vom 
23. Dezember 1872 über Bau und Betrieb der Eiſenbahnen“ 
werden Vorſchriften über das Verfahren bei Einholung und 
Ertheilung der Genehmigung des Bundesraths zu derartigen 
Abweichungen gegeben. Das Transportreglement iſt alſo 
eine viel beweglichere Norm, als die Verkehrsordnung, und 
wird auch thatſächlich viel häufiger geändert, als dieſe. Es 
gleicht mehr den allgemeinen Theilen J und II unſerer deutſchen 
Tarife, die ebenfalls ſtets den wechſelnden Bedürfniſſen des 
Verkehrs folgen müſſen und deshalb in einfachem Verfahren 
und, wenn es nöthig iſt, auch ſchnell geändert werden können. 

Von den XII Abſchnitten des Transportreglements ent⸗ 
hält der erſte die Eingangsbeſtimmungen, der XII. Schluß⸗ 
beſtimmungen, in dem XI. wird feſtgeſetzt, daß das Regle⸗ 
ment auf die Dampfſchiffunternehmungen ſinngemäß anzuwen⸗ 
den iſt. Die Allgemeinen Beſtimmungen in Abſchnitt II 
(88 1-6) entſprechen dem Abſchnitt II der Verkehrsordnung. 
Die Beſtimmungen in $ 6 über die Tarife gehen mehr ins 
Einzelne und enthalten andere Friſten. Ebenſo enthalten die 
Abſchnitte III (SS 7— 27), Perſonenbeförderung, und IV 
(§S§ 28-35), Gepäckbeförderung, im Weſentlichen daſſelbe, 
was in den Abſchnitten III und IV der Verkehrsordnung ſteht, 
mit den durch das Bundesgeſetz bedingten Aenderungen und 
Zuſätzen. In Abſchnitt V (S 36) werden beſondere Beſtim— 
mungen über landwirthſchaftliche Traglaſten, deren 


44) Abgedruckt in der Zeitſchrift ſür internationalen Eiſenbahntrans⸗ 
port II (1894) S. 133 ff. und im Archiv für Eiſenbahnweſen 
1894 S. 405 ff. 
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Begriff und die Haftung für ihre Beförderung getroffen. 


Man verſteht darunter Gemüſe, Gartengewächſe, Früchte, 


Honig, Eier, Milch u. ſ. w., ſowie kleines Geflügel, das in 
Körben oder Käfigen mitgenommen wird. Dieſe Gegenſtände 
ſind bis zu 25 kg frachtfrei. Sie werden von der Bahn 
nicht beſonders abgefertigt, die Reiſenden haben ſelbſt für ſie 
zu ſorgen. Der Abſchnitt VI (SS 37 —40) handelt von Er: 
preßgut, VII (SS 41, 42) von Leichenbeförderung, VIII 
(88 43—45) von Fahrzeugen, IX (88 46 — 50) von lebenden 
Thieren. Auch dieſe Beſtimmungen gleichen, abgeſehen von 
denen über Fahrzeuge, die ſchon in der Verkehrsordnung vom 
15. November 1892 nicht mehr beſonders behandelt werden, 
grundſätzlich den §§ 30 —48 der Verkehrsordnung. — In 
Abſchnitt X (SS 51— 104), Beförderung von Gütern, find 
im Weſentlichen die Art. 6—57 des Bundesgeſetzes nochmals 
abgedruckt und durch zahlreiche Einzelheiten, insbeſondere 
auch über die von der Beförderung ausgeſchloſſenen und 
bedingungsweiſe zugelaſſenen Gegenſtände, ergänzt. Das 
Verzeichniß dieſer Gegenſtände findet ſich in Anl. V. Die 
übrigen Anlagen enthalten Formulare, Tabellen, die Polizei⸗ 
vorſchriften für den Viehtransport auf den ſchweizeriſchen 
Bahnen u. ſ. w. 


Das däniſche Geſetz vom 24. April 18960 ift 
erlaſſen, als das Königreich Dänemark bereits den Antrag 
auf Aufnahme in die Vereinigung der Berner Vertragsſtaaten 
geſtellt hatte, und das innere Eiſenbahnbeförderungsrecht der 
däniſchen Staatsbahnen iſt denn auch ſo geſtaltet, daß es 
mit dem internationalen Rechte ſoweit als irgend möglich 
übereinſtimmt. Das Geſetz findet nur Anwendung auf alle 


45) Vgl. das däniſche Eiſenbahngeſetz vom 24. April 1896. Archiv 
für Eiſenbahnweſen 1897 S. 430 ff. Die als Anlage zu dieſem 
Aufſatz (a. a. O. S. 445 ff.) abgedruckte Ueberſetzung des Geſetzes 
iſt von dort in die Zeitſchrift für internationalen Eiſenbahntrans⸗ 
port V (1897) S. 470 ff. übergegangen. 


v. d. Leyen: Die Fortbildung des Eiſenbahnfrachtrechts. 451 


Staatsbahnen im Staatsbetrieb und auf die vom 
Staate betriebenen Privatbahnen einſchließlich der Dampf⸗ 
fähren und Dampfſchiffahrtsverbindungen dieſer Bahnen 
(58 1, 66, 67). Es iſt in Kraft getreten am 1. Auguſt 1896 
und ſeine Gültigkeit erliſcht am 1. April 1901 (8 70). Der 
Geſetzgeber hat alſo, wie es ſcheint, zunächſt einmal einen 
für Dänemark neuen Verſuch mit der geſetzlichen Regelung 
des Eiſenbahnfrachtgeſchäfts machen wollen, und es werden, 
rechtzeitig vor Ablauf jenes Termins, Beſchlüſſe über eine 
Verlängerung des Geſetzes zu faſſen oder Vorſchläge für ein 
anderes Geſetz zu machen ſein. Das Geſetz zerfällt in 
VII Abſchnitte mit 70 Paragraphen. Der VI. Abſchnitt 
(88 59—65) ſetzt die Grundlagen für die Tarife feſt, fällt 
alſo für dieſe Betrachtung aus. Der VII. Abſchnitt ($$ 66— 70) 
enthält die Beſtimmungen über den Geltungsbereich, die 
Geltungsdauer u. ſ. w. des Geſetzes. Von den übrigen Ab- 
ſchnitten iſt der wichtigſte, der IV. (SS 19 —51), eine faſt 
wortgetreue Ueberſetzung der entſprechenden Beſtimmungen 
des Berner Uebereinkommens. Einzelne ſeiner Ausführungs⸗ 
beſtimmungen ſind in den Text des Geſetzes aufgenommen. 
Das däniſche Geſetz ſteht alſo in dieſer Beziehung dem 
ſchweizeriſchen am nächſten. Von wichtigeren Abweichungen 
iſt zu erwähnen, daß auch in Dänemark das Frachtbrief⸗ 
duplikat nicht obligatoriſch iſt (S 30) und daß nach der Be: 
ſtimmung am Schluß des $ 38 die Rechtsvermuthung des 
Art. 31 Abſ. 2 des Berner Uebereinkommens nicht eintreten 
ſoll. Es heißt dort nämlich, daß, „wenn ein eingetretener 
Schaden nach den obwaltenden Umſtänden als aus einer der 
dort (in Abſ. 1) erwähnten Urſachen entſtanden anzuſehen ſei, 
die Eiſenbahn gleichwohl die Wahrſcheinlichkeit nachweiſen 
müſſe“. Hierin liegt eine ähnliche, vielleicht noch weiter— 
gehende Verſchärfung der Haftpflicht, als ſie in Art. 31 des 
ſchweizeriſchen Bundesgeſetzes ſich findet, der bloß die Rechts— 
vermuthung des Art. 31 Abſ. 2 beſeitigte. In Dänemark 
haben aber die Eiſenbahnen, obgleich die Vermuthung vor— 
liegt, immer noch den Nachweis zu liefern, daß wenigſtens 
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die Wahrſcheinlichkeit für das Entſtehen des Schadens aus 
jenen Urſachen vorhanden iſt. 

Der Abſchnitt I (SS 1—3) enthält allgemeine Be: 
ſtimmungen (Beförderungspflicht, Haftpflicht der Eiſenbahn 
für ihre Leute), Abſchnitt II (SS 4—11) behandelt die Be⸗ 
förderung von Perſonen, Abſchnitt III (S$ 12 — 18) die Be⸗ 
förderung von Gepäck, Abſchnitt V (SS 52 — 58) die Be⸗ 
förderung von lebenden Thieren. Die hier aufgeſtellten 
Grundſätze ſind die der deutſchen Verkehrsordnung mit einigen 
Abweichungen in Einzelheiten, Aenderung der Friſten, ge— 
wiſſen Verſchiedenheiten in den Entſchädigungsſätzen u. dgl. 
Der S 13 enthält über die Beförderung von Marktgut eine 
dem § 36 des ſchweizeriſchen Transportreglements ähnliche 
Beſtimmung. Bei der Beförderung von Thieren iſt der 
Eiſenbahnverwaltung eine ganz beſondere Sorgfalt zur Pflicht 
gemacht. „Die Eiſenbahnbedienſteten haben,“ heißt es in § 55, 
„darüber zu wachen, daß die Thiere beim Ein- und Aug: 
laden, ſowie bei der Beförderung in angemeſſener Weiſe 
behandelt und keinen unnöthigen Leiden ausgeſetzt werden.“ 
Nach der Eiſenbahnverkehrsordnung und dem deutſchen Tarif 
für die Beförderung von lebenden Thieren obliegt die Sorge 
hierfür den Begleitern der Thiere, was auch wohl richtiger 
und zweckmäßiger ſein möchte. 


IV. 


Im Eingang dieſer Abhandlung habe ich mich dahin 
ausgeſprochen, daß mit dem Abſchluß der Pariſer Zuſatz— 
vereinbarung in dem internationalen und dem Erlaß des 
neuen deutſchen Handelsgeſetzbuchs und der Verkehrsordnung 
im deutſchen Eiſenbahnfrachtrecht ein gewiſſer, eine längere 
Dauer verheißender Beharrungszuſtand eingetreten ſei. Das— 
ſelbe wird vorausſichtlich in den übrigen Berner Vertrags- 
ſtaaten der Fall ſein, ſobald dieſe ihr inneres Recht nach 
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dem Pariſer Zuſatzübereinkommen umgeſtaltet haben. Denn 
nach der bisherigen Entwicklung der Dinge wird dies ſicherlich 
geſchehen, nachdem das Pariſer Uebereinkommen ratifizirt iſt. 
Mit ihren Erklärungen über die Ratifikation war — zur 
Zeit des Abſchluſſes dieſer Arbeit — noch ein Vertragsſtaat, 
Italien, rückſtändig. 

Die Grundlagen des mitteleuropäiſchen Frachtrechts 
werden dann ſo feſt gelegt und ſo vollkommen den Bedürf— 
niſſen des Handels, des Verkehrs und der Eiſenbahnen an— 
gepaßt ſein, daß ſie vorausſichtlich auf lange Zeit hinaus 
unverändert bleiben können. Der Geltungsbereich des Berner 
Uebereinkommens wird ſich vielleicht noch erweitern durch 
Zutritt neuer Staaten im Norden und vielleicht auch im 
Oſten Europas. Von den öſtlichen Staaten nimmt ſchon 
jetzt Rumänien eine eigenthümliche Stellung ein. Dieſes 
Königreich iſt mit ſeinen Eiſenbahnen ſeit Jahren Mitglied 
des Vereins deutſcher Eiſenbahnverwaltungen, deſſen Betriebs— 
reglement auch auf den Verkehr der rumäniſchen mit den 
übrigen Vereinsbahnen Anwendung findet. Die Beſtimmungen 
des Vereinsreglements über den Güterverkehr ſind aber, wie 
wir geſehen, die des Berner Uebereinkommens nebſt einigen 
zuſätzlichen Ergänzungen des Vereins. Thatſächlich gilt alſo 
für den Verkehr der rumäniſchen Bahnen mit einem ſehr 
großen Theil der dem Berner Vertrag unterworfenen Bahnen 
bereits das Berner Uebereinkommen. Gleichwohl liegt bisher 
ein Antrag Rumäniens um Aufnahme in das Ueberein— 
kommen nicht vor. 

Eine Erweiterung des Umfangs iſt aber keine organiſche 
Aenderung, ſie vollzieht ſich innerhalb des Rahmens des 
geltenden Staatsvertrags. Daß an deſſen Inhalt, vor Allem 
den Ausführungsbeſtimmungen, ſpätere Reviſionskonferenzen 
hie und da ändern und ergänzen werden, mag ja ſein, eine 
eigentliche Erweiterung des Inhalts halte ich aber für ab— 
ſehbare Zeit nicht für wahrſcheinlich. Insbeſondere glaube 
ich nicht, daß ein wirkliches Bedürfniß, das Uebereinkommen 
auf den Perſonen- und Gepäckverkehr auszudehnen, vorliegt. 
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Einer der Mitarbeiter an dem Berner Vertragswerk, der 
ruſſiſche Staatsrat v. Perl, hat zwar eine ſolche Erweiterung 
befürwortet, auch einen Vertrag darüber entworfen und dem 
ſogenannten internationalen Eiſenbahnkongreß bei ſeiner Ver⸗ 
ſammlung in Paris im Jahre 1889 vorgelegt“). Ferner 
hat ein jüngerer Schweizer Gelehrter dieſem Gegenſtand eine 
Abhandlung gewidmet“), auch wurde auf der Pariſer Kon: 
ferenz die Frage flüchtig geſtreift. Thatſächlich iſt aber dieſen 
Anregungen bisher keine andere Folge gegeben, als daß vor 
Jahren die belgiſche Regierung einmal die erſten Einleitungen 
zur Berufung einer internationalen Konferenz, die hierüber 
berathen ſollte, getroffen hat. In Belgien hat man aber 
die Sache dann fallen laſſen: ich glaube mit Recht. Der 
Reiſende iſt keine Waare. Er will ſich fein Selbſtbeſtimmungs⸗ 
recht unterwegs nicht nehmen laſſen. Von feinem Gepäck 
wird er begleitet. Wenn ihm bei einer Reiſe durch mehrere 
Länder ein Unglück begegnet, ſo werden kaum jemals Zweifel 
darüber obwalten, wer dafür zu haften hat. Beſtimmungen 
rein lokaler Natur über Oeffnen der Schalter, Aushang der 
Fahrpläne, Rauchen in den Wagen und Warteſälen u. dgl. 
paſſen nicht in ein Geſetz, geſchweige denn in einen inter— 
nationalen Vertrag. Das Berner Uebereinkommen hat ſolche 
für den Güterverkehr aus triftigen Gründen nicht getroffen. 
Man hat daher, um einem Vertrag über den Perſonen⸗ 
verkehr einen Inhalt zu geben, allerhand künſtliche Rechts⸗ 
bildungen, allerhand ſehr fragwürdige Neuerungen vor— 
geſchlagen, zu deren Einführung kaum irgendwo eine Neigung 
beſtehen wird. Wer die dahin gehörigen Ausführungen, 
insbeſondere von Bonzon lieſt, wird ſich ſelbſt überzeugen, 
daß mit ihnen praktiſch wenig anzufangen iſt. Perl hat 


46) Abgedruckt in dem Bulletin de la commission internationale 
dieſes Kongreſſes, Auguſtheft 1889 (Druckſ. 56, insbeſ. S. 18 ff.). 

47) Bon zon, Une convention internationale sur le transport 
des voyageurs et des bagages par chemins de fer. Paris et 
Lausanne 1897. Hierzu meine Beſprechung im Archiv für 
Eiſenbahnweſen 1899 S. 183 ff. 
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ſich im Weſentlichen darauf beſchränkt, die Abſchnitte des 
Reglements des Vereins deutſcher Eiſenbahnverwaltungen über 
den Perſonen- und Gepäckverkehr abzuſchreiben. 

Es ſcheint mir in hohem Grade erwünſcht, daß der 
gegenwärtige Rechtszuſtand nunmehr auf längere Zeit erhalten 
bleibt. Der Eiſenbahnverkehr kann ſich nur dann geſund 
entwickeln, wenn er auf feſten, ſtetigen rechtlichen Grund— 
lagen beruht, wenn Schwankungen und Wechſel, wie ſie in 
den vergangenen drei Jahrzehnten ſtattgefunden haben, eine 
vorübergehende Erſcheinung ſind. Es iſt mir deshalb auch 
zweifelhaft, ob der Art. 59 des Berner Uebereinkommens, 
nach dem alle drei Jahre eine Konferenz zur Reviſion des 
Vertrages einberufen werden muß, auf die Dauer beſtehen 
bleiben wird, ob es nicht vorzuziehen iſt, auf eine derartige 
ſozuſagen zwangsweiſe Reviſion zu verzichten und es der 
Entwicklung der Verhältniſſe zu überlaſſen, wie oft eine 
Reviſion erforderlich wird. Die erſte Reviſion — deren ver— 
tragsmäßiger Termin, wie wir geſehen haben, auch nicht 
einmal ſtreng eingehalten werden konnte — war nothwendig; 
einmal, weil das Uebereinkommen an manchen Stellen die 
Spuren ſeiner Entſtehung an ſich trug und rein äußerlich 
nachgeprüft werden mußte, ſodann aber auch, weil es ſich 
empfahl, daß die Vertragsſtaaten in verhältnißmäßig kurzer 
Zeit Rückſchau hielten und ſich darüber ausſprachen, ob das, 
was ſie gewollt hatten, auch erreicht ſei. Zu einer zweiten 
Reviſionskonferenz, die eigentlich nach dem Wortlaut des 
Art. 59 ſchon 1898, ſpäteſtens aber 1899 hätte ſtattfinden 
müſſen, hat bisher Niemand eingeladen, ſchon aus dem Grunde 
nicht, weil in den ſeit der Pariſer Konferenz vergangenen 
vier Jahren deren Ergebniſſe noch nicht einmal unter Dach 
gebracht ſind. Man wird auch wohl den Sinn des Art. 59 
richtig dahin verſtehen müſſen, daß die Friſt der drei Jahre 
an dem Zeitpunkt beginnt, an dem der revidirte Vertrag in 
Geltung getreten iſt. Dann würde, vorausgeſetzt, daß die 
Ratifikation des Pariſer Vertrags noch im laufenden Jahre 
ſtattfindet, eine neue Konferenz im Jahre 1903 zuſammen— 
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treten müſſen, wenn bis dahin Stoff zu Berathungen vorliegt. 
Denn auch der Art. 59 wird vernünftiger Weiſe weiterhin 
ſo ausgelegt werden müſſen, daß, wenn keiner der Vertrags— 
ſtaaten Aenderungsvorſchläge zu machen hat, auf die Ein— 
berufung einer Konferenz im allſeitigen Einverſtändniß ver: 
zichtet werden kann. Sollte ſich mit der Zeit dieſe Praxis 
ausbilden, ſo würde auf eine Aenderung des Art. 59 ver— 
zichtet werden können. 

Ein nicht ſo leicht zu beſeitigendes Bedenken beruht 
darin, daß zwiſchen der Abhaltung der Konferenzen und dem 
Abſchluß der Verträge, ſowie zwiſchen Abſchluß und Rati— 
fikation der Nachtragsverträge eine ſo lange Zeit vergeht. 
Die Beſchlüſſe der Berner Konferenz von 1893 waren ein- 
ſtimmig, die der Pariſer mit großen Mehrheiten gefaßt und 
ſind durch die nachfolgenden Verträge unverändert beſtätigt. 
In beiden Fällen ſind gleichwohl mehr als zwei Jahre bis 
zur Vornahme des rein formellen Abſchlußaktes verſtrichen. 
Bis zur Ratifikation muß deswegen einige Zeit vergehen, 
weil in den parlamentariſchen Staaten die Volksvertretungen 
mitzuwirken haben, die nicht immer verfammelt ſind. — Ob 
es möglich ſein wird, über ein abgekürztes Verfahren bei 
Beſtätigung der Beſchlüſſe der ſogenannten Sachverftändigen: 
konferenzen ſich zu vereinbaren, ſcheint mir immerhin zweifel⸗ 
haft. Es kämen dabei wichtige ſtaatsrechtliche Erwägungen 
in Frage. Jedoch das läßt ſich nicht leugnen, daß der ganze 
Apparat bisher recht ſchwerfällig gearbeitet hat und eine 
Aenderung darin recht erwünſcht wäre. 

Mehrfach habe ich darauf hingewieſen, daß eine An— 
paſſung des einzelſtaatlichen an das internationale Recht nur 
durch freie Entſchließung der Vertragsſtaaten erfolgen kann, 
daß das Verlangen, auch über das innere Recht der Ver— 
tragsſtaaten ſich in dem internationalen Vertrage zu ver— 
ſtändigen, einen ſolchen vermuthlich im Keime erſtickt haben 
würde. Die Entwicklung des deutſchen und des öſterreichiſch— 
ungariſchen Frachtrechts in den letzten Jahren bietet einen 
neuen Beweis für die Richtigkeit dieſer Anſicht. Die drei 
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Staaten find, wie ich früher gezeigt habe!“), bei Umarbeitung 
ihrer inneren Rechte nach dem Berner Vertrag vom 14. Ok⸗ 
tober 1890 Hand in Hand gegangen. Es war dies möglich, 
weil ſie in dem deutſchen Handelsgeſetzbuch eine materiell 
gleiche Grundlage für das Eiſenbahnfrachtrecht beſaßen. Bei 
Reeviſion feines Handelsgeſetzbuchs konnte das Deutſche 
Reich nur ſelbſtändig vorgehen. Eine Mitwirkung Oeſter⸗ 
reichs war ausgeſchloſſen. Das Deutſche Reich konnte daher 
auch bei Reviſion der Verkehrsordnung das im Jahre 1892 
ſo bewährte Verfahren der gemeinſamen Arbeit nicht wieder⸗ 
holen. Und Oeſterreich und Ungarn werden wohl kaum in 
der Lage ſein, ihre Betriebsreglements ganz und gar nach 
deutſchem Muſter umzuarbeiten. Die thatſächliche Ueberein⸗ 
ſtimmung der inneren Frachtrechte der drei Reiche hat ſich 
alſo auf die Dauer nicht aufrecht erhalten laſſen. Die Ver⸗ 
hältniſſe ſind ſtärker geweſen als der allſeitige gute Willen. 
Es ſteht auch einſtweilen noch dahin, ob es gelingen wird, 
den Abſchnitten des Reglements des Vereins deutſcher 
Eiſenbahnverwaltungen, die nicht aus dem Berner 
Uebereinkommen entnommen ſind, hauptſächlich denen über 
den Perſonen⸗ und Gepäckverkehr, einen Inhalt zu geben, 
der mit dem öſterreichiſch⸗ ungariſchen Betriebsreglement ſowohl, 
als der deutſchen Verkehrsordnung einigermaßen in Einklang 
ſteht. Bei der Reviſion von 1892 konnten dieſe Beſtim⸗ 
mungen aus völlig übereinſtimmenden Abſchnitten der früheren 
deutſchen Verkehrsordnung und des öſterreichiſchen und un— 
gariſchen Reglements entnommen werden, und es war für 
den Reiſeverkehr ſehr erwünſcht, wenn auch nicht unbedingt 
nothwendig, daß auch für ihn eine thatſächliche Gleichheit der 
internen und internationalen Beſtimmungen herrſchte. Dieſe 
vollſtändige Gleichheit wird kaum beſtehen bleiben, und das 
iſt eine nothwendige und unausbleibliche, wenn auch keine 
erfreuliche Folge der Aenderung der deutſchen Geſetzgebung. 
Zur Zeit ſchweben im Verein deutſcher Eiſenbahnverwaltungen 


48) Dieſe Zeitſchrift Bd. XLI S. 511 ff. 
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Berathungen über die Aenderung der hier in Frage ſtehenden 
Abſchnitte ſeines Reglements. 

Dieſe Unvollkommenheiten müſſen eben bei internationalen 
Verträgen mit in den Kauf genommen werden. Die Licht⸗ 
ſeiten der ganzen jüngſten Entwicklung des mitteleuropäiſchen 
Eiſenbahnfrachtrechts ſind ſo überwiegende, daß ſolche Schatten 
kaum empfunden werden. Den auf Anregung der ſchweize⸗ 
riſchen Eidgenoſſenſchaft eingeleiteten mühevollen und jahre— 
langen Verhandlungen der mitteleuropäiſchen Staaten iſt es 
eben doch gelungen, die bedeutſamſten und folgereichſten 
Aenderungen des Eiſenbahnfrachtrechts herbeizuführen, und 
ſie haben damit dem geſammten Eiſenbahnverkehr eine große 
Wohlthat erwieſen. Ich brauche die großen Vorzüge des 
heutigen vor dem früher geltenden Frachtrecht im Einzelnen 
nicht noch einmal zuſammenzufaſſen, treten ſie doch auf jeder 
Seite der vorſtehenden Ausführungen vor Augen. Aber 
erinnern möchte ich doch vor Allem an die Einführung des 
Transportzwangs im internationalen Verkehr und der Trans— 
portgemeinſchaft der Bahnen der Vertragsſtaaten. Erſt mit 
ihrer Feſtlegung in einem Staatsvertrag war die Sicher— 
heit für die Ausführung internationaler Transporte ge— 
ſchaffen. Wo früher keine Vereinbarungen zwiſchen den 
Bahnen beſtanden, da war eine Beförderung von Grenze zu 
Grenze und das Eintreten eines Vermittlers an der Grenze 
erforderlich. Der Verſender verlor ſein Gut aus den Augen, 
bei Unregelmäßigkeiten im Transport war er fremden, ihm 
unbekannten Rechten unterworfen. Heute bewegt ſich das 
Gut im internationalen Transport mit derſelben Sicherheit, 
wie im Gebiete des eigenen Landes, der eigenen Bahn. — 
Außerdem iſt es aber gelungen, lang erſehnte Verbeſſerungen 
des materiellen Frachtrechts herbeizuführen, zu denen ſich 
die Bahnen kaum entſchloſſen hätten, wenn ſie nicht von 
einer Gemeinſchaft ſachverſtändiger Vertreter aller Staaten 
gefordert wären. Neben der Erweiterung und Sicherung 
des Verfügungsrechts über das rollende Gut mit Hilfe des 
Frachtbriefduplikats kommen hier vor allen Dingen die neuen 
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Grundſätze über den Schadenserſatz bei Verluſt, Minderung, 
Beſchädigung und Verſpätung in Betracht. Hier galt es, 
deutſche und franzöſiſche Rechtsanſchauungen zu verſöhnen, 
veraltete, für den jetzigen Verkehr nicht mehr paſſende Be⸗ 
ſtimmungen — ich rechne hierzu hauptſächlich die alten fo- 
genannten Normalſätze — zu beſeitigen und neue, für den 
internationalen ſowohl als den internen Verkehr brauchbare 
Anordnungen zu treffen. Auch dieſe ſchwierige Aufgabe hat 
zunächſt für den internationalen und dann auch für den 
inneren Verkehr der Berner Vertragsſtaaten eine glückliche, 
alle Theile befriedigende Löſung gefunden. 


Anlage J. 


Inſatzübereinkommen vom 16. Juli 1898 zu dem 
internationalen Uebereinkommen über den Eifenbahn- 
Frachtverkehr vom 14. Oktober 1890). 


(Pariſer Zuſatzübereinkommen.) 


Artikel 1. 


Das internationale Uebereinkommen vom 14. Oktober 1890 wird 
wie folgt abgeändert: 


I. — Artikel 6. 
Der Littera 1 wird folgender Abſatz 4 beigefügt: 
Hat die Verſandſtation einen anderen Transportweg ge⸗ 
wählt, ſo hat ſie davon dem Abſender Nachricht zu geben. 


II. — Artikel 7. 
Abſatz 4 erhält folgende Faſſung: 

Bei unrichtiger Angabe des Inhalts einer Sendung oder 
bei zu niedriger Angabe des Gewichts, ſowie bei Ueberlaſtung 
eines vom Abſender beladenen Wagens iſt — abgeſehen von der 
Nachzahlung des etwaigen Frachtunterſchieds und dem Erſatze 
des entſtandenen Schadens, ſowie den durch ſtrafgeſetzliche oder 
polizeiliche Beſtimmungen vorgeſehenen Strafen — ein Fracht⸗ 
zuſchlag an die am Transporte betheiligten Eiſenbahnen nach 
Maßgabe der Ausführungsbeſtimmungen zu zahlen. 

Außerdem wird folgender Abſatz 5 beigefügt: 

Ein Frachtzuſchlag wird nicht erhoben: 

a) bei unrichtiger Gewichtsangabe von Gütern, zu deren Ver⸗ 
wiegung die Eiſenbahn nach den für die Verſandſtation 
geltenden Beſtimmungen verpflichtet iſt; 


1) Vgl. den Abdruck dieſes Uebereinkommens in dieſer Zeitſchrift 
Bd. XXXIX S. 97-125. 
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b) bei unrichtiger Gewichtsangabe oder bei Ueberlaſtung, wenn 
der Abſender im Frachtbriefe die Verwiegung durch die Eiſen⸗ 
bahn verlangt hat; 

c) bei einer während des Transports in Folge von Witterungs⸗ 
einflüſſen eingetretenen Ueberlaſtung, wenn der Abſender 
nachweiſt, daß er bei der Beladung des Wagens die für die 
Verſandſtation geltenden Beſtimmungen eingehalten hat. 

III. — Artikel 12. | 
Abſatz 4 erhält folgende Faſſung: | 

Wurde der Tarif unrichtig angewendet, oder find Rechnungs⸗ 
fehler bei der Feſtſetzung der Frachtgelder und Gebühren vor⸗ 
gekommen, ſo iſt das zu wenig Geforderte nachzuzahlen, das zu 
viel Erhobene zu erſtatten. Ein derartiger Anſpruch auf Rück⸗ 
zahlung oder Nachzahlung verjährt in einem Jahre vom Tage 
der Zahlung an, ſofern er nicht unter den Parteien durch An⸗ 
erkenntniß, Vergleich oder gerichtliches Urtheil ſeſtgeſtellt iſt. 
Auf die Verjährung finden die Beſtimmungen des Artikels 45 
Abſatz 3 und 4 Anwendung. Die Beſtimmung des Artikels 44 
Abſatz 1 findet keine Anwendung. 

IV. — Artikel 13. f 
Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: 

Dem Abſender iſt geſtattet, das Gut bis zur Höhe des 
Werthes deſſelben mit Nachnahme zu belaſten. Bei denjenigen 
Gütern, für welche die Eiſenbahn Vorausbezahlung der Fracht 
zu verlangen berechtigt iſt (Artikel 12 Abſatz 2), kann die Be⸗ 
laſtung mit Nachnahme verweigert werden. 


FV. — Artikel 15. 


Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: 

Der Abſender allein hat das Recht, die Verfügung zu 
treffen, daß das Gut auf der Verſandſtation zurückgegeben, 
unterwegs angehalten oder an einen anderen als den im Fracht⸗ 
briefe bezeichneten Empfänger am Beſtimmungsort oder auf 
einer Zwiſchenſtation oder auf einer über die Beſtimmungsſtation 
hinaus oder ſeitwärts gelegenen Station abgeliefert werde. An⸗ 
weiſungen des Abſenders wegen nachträglicher Auflage, Erhöhung, 
Minderung oder Zurückziehung von Nachnahmen, ſowie wegen 
nachträglicher Frankirung können nach dem Ermeſſen der Eiſen⸗ 
bahn zugelaſſen werden. Nachträgliche Verfügungen oder An⸗ 
weiſungen anderen als des angegebenen Inhalts ſind unzu⸗ 
läſſig. 

VI. — Artikel 26. 
Abſatz 2 erhält folgende Faſſung: 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLIX. 30 
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Vermag der Abſender das Frachtbriefduplikat nicht vorzu⸗ 
zeigen, ſo kann er ſeinen Anſpruch nur mit Zuſtimmung des 
Empfängers geltend machen, es wäre denn, daß er den Nachweis 
beibringt, daß der Empfänger die. Annahme des Gutes ver⸗ 
weigert hat. 

VII. — Artikel 31. 
Ziffer 1, 3 und 6 erhalten folgende Faſſung: 

1. in Anſehung der Güter, welche nach der Beſtimmung des 
Tarifs oder nach einer in den Frachtbrief aufgenommenen 
Vereinbarung mit dem Abſender in offen gebauten Wagen 
transportirt werden: 

für den Schaden, welcher aus der mit dieſer Trans port⸗ 
art verbundenen Gefahr entſtanden iſt; 

3. in An ſehung derjenigen Güter, deren Auf: und Abladen 
nach Beſtimmung des Tarifs oder nach einer in den Fracht⸗ 
brief aufgenommenen Vereinbarung mit dem Abſender, ſo⸗ 
weit eine ſolche in dem Staatsgebiete, wo ſie zur Aus⸗ 
führung gelangt, zuläſſig iſt, von dem Abſender, beziehungs⸗ 
weiſe dem Empfänger beſorgt wird: 

für den Schaden, welcher aus der mit dem Auf⸗ und 
Abladen oder mit mangelhafter Verladung ee 
Gefahr entſtanden iſt; 

6. in Anſehung derjenigen Güter, einſchließlich der Thiere, 
welchen nach der Beſtimmung des Tarifs oder nach einer 
in den Frachtbrief aufgenommenen Vereinbarung mit dem 
Abſender ein Begleiter beizugeben iſt: 

für den Schaden, welcher aus der Gefahr entſtanden iſt, 
deren Abwendung durch die Begleitung bezweckt wird. 
VIII. — Artikel 36. 
Abſatz 1 erhält folgenden Zuſatz: 
Ueber den Vorbehalt wird eine Beſcheinigung ertheilt. 
IX. — Artikel 38. 
Im Abſatz 2 werden die Worte „welchen der Abſender zu zahlen 
hat“ erſetzt durch die Worte „welcher zu zahlen iſt“. 
X. — Artikel 40. 
Im franzöſiſchen Text werden die Worte „delai de transport“ 
überall erſetzt durch die Worte „délai de livraison“. 
XI. — Artikel 44. 
Das Wort „ſiebenten“ in Ziffer 2 wird durch das Wort „vier⸗ 
zehnten“ erſetzt. 
XII. — Artikel 45. 
Es wird folgender Abſatz 4 beigefügt: 
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Wenn der Berechtigte eine ſchriftliche Reklamation bei der 
Eiſenbahn einreicht, ſo wird die Verjährung für ſo lange ge⸗ 
hemmt, als die Reklamation nicht erledigt iſt. Ergeht auf die 
Reklamation ein abſchlägiger Beſcheid, ſo beginnt der Lauf der 
Verjährungsfriſt wieder mit dem Tage, an welchem die Eiſen⸗ 
bahn ihre Entſcheidung dem Reklamanten ſchriſtlich bekannt 
macht und ihm die der Reklamation etwa angeſchloſſenen Be⸗ 
weisſtücke zurückſtellt. Der Beweis der Einreichung oder der 
Erledigung der Reklamation, ſowie der der Rückſtellung der 
Beweisſtücke obliegt demjenigen, der ſich auf dieſe Thatſachen 
beruſt. Weitere Reklamationen, die an die Eiſenbahn oder an 
die vorgeſetzten Behörden gerichtet werden, bewirken keine Hem⸗ 
mung der Verjährung. 


Artikel 2. 


Die Ausführungsbeſtimmungen zum Uebereinkommen vom 14. Ok⸗ 
tober 1890 und deren Anlagen werden wie ſolgt geändert: 
L Paragraph 2. 
Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: 

Zur Ausſtellung der internationalen Frachtbriefe ſind For⸗ 
mulare nach Maßgabe der Anlage 2) zu verwenden. Dieſelben 
müſſen für gewöhnliche Fracht auf weißes Papier, für Eilfracht 
gleichfalls auf weißes Papier, mit einem auf der Vorder⸗ und 
Rückſeite oben und unten am Rande anzubringenden rothen 
Streifen gedruckt ſein. Die Frachtbriefe müſſen zur Beurkun⸗ 
dung ihrer Uebereinſtimmung mit den biesfallfigen Vorſchriften 
den Kontrolſtempel einer Bahn oder eines Bahnkomplexes des 
Verſandlandes tragen. 

Im Abſatz 3 des deutſchen Textes werden die Worte „der ges 
ſchriebenen Worte“ geſtrichen. 
Es werden ſolgende Abſätze 8 und 9 beigefügt: 

Es iſt — jedoch ohne Verbindlichkeit und Verantwortlich⸗ 
keit für die Eiſenbahn — geſtattet, auf dem Frachtbrieſe ſolgende 
nachrichtliche Vermerke anzubringen: 

von Sendung des NN, 

im Auftrage des NN, 

zur Verfügung des NN, 

zur Weiterbeförderung an NN, 
verſichert bei NN. j 


1) Vom Abdruck dieſer Formulare iſt abgeſehen. 
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Dieſe Vermerke können ſich nur auf die ganze Sendung 
beziehen und müſſen auf dem unteren Theile der Rückſeite des 
Frachtbriefs eingetragen werden. 


II. — Paragraph 3. 
Dieſer Paragraph erhält folgende Faſſung: 


Wenn die im § 1 Ziffer 4 und in der Anlage 1 aufge⸗ 
führten Gegenſtände unter unrichtiger oder ungenauer Deklaration 
zur Beförderung aufgegeben oder die in Anlage 1 gegebenen 
Sicherheitsvorſchriften bei der Aufgabe außer Acht gelaſſen 
werden, beträgt der Frachtzuſchlag 15 Franken für jedes Brutto⸗ 
kilogramm des ganzen Verſandſtückes. 


In allen anderen Fällen beträgt der im Artikel 7 des 
Uebereinkommens vorgeſehene Frachtzuſchlag für unrichtige In⸗ 
haltsangabe, ſofern dieſe eine Frachtverkürzung herbeizuführen 
nicht geeignet iſt, einen Frank für den Frachtbrief, ſonſt das 
Doppelte des Unterſchiedes der Fracht von der Aufgabe: bis zur 
Beſtimmungsſtation für den angegebenen und der für den er⸗ 
mittelten Inhalt, mindeſtens aber einen Frank. 


Im Falle zu niedriger Angabe des Gewichts beträgt der 
Frachtzuſchlag das Doppelte des Unterſchiedes zwiſchen der Fracht 
von der Aufgabe⸗ bis zur Beſtimmungsſtation für das ange⸗ 
gebene und der für das ermittelte Gewicht. 


Im Falle der Ueberlaſtung eines vom Abſender beladenen 
Wagens beträgt der Frachtzuſchlag das Sechsſache der Fracht 
von der Aufgabe- bis zur Beſtimmungsſtation für das die zu⸗ 
läſſige Belaſtung überſteigende Gewicht. Wenn gleichzeitig eine 
zu niedrige Gewichtsangabe und eine Ueberlaſtung vorliegt, ſo 
wird ſowohl der Frachtzuſchlag für zu niedrige Gewichtsangabe, 
als auch der Frachtzuſchlag für Ueberlaſtung erhoben. 


Der. Frachtzuſchlag für Ueberlaſtung (Abſatz 4) wird er⸗ 
hoben: 


a) bei Verwendung von Wagen, die nur eine, die zuläſſige 
Belaſtung kennzeichnende Anſchrift tragen: wenn das ange⸗ 
ſchriebene „Ladegewicht“ oder die angeſchriebene „Trag⸗ 
fähigkeit“ bei der Beladung um mehr als fünf Prozent 
überſchritten iſt; 


b) bei der Verwendung von Wagen, welche zwei Anſchriften 
tragen, und zwar „Ladegewicht (Normalbelaſtung) 
und Tragfähigkeit (maximalbelaſtung)“: wenn 
die Belaſtung dieſe Tragfähigkeit überhaupt überſteigt. 


— 


v. d. Leyen: Die Fortbildung des Eiſenbahnfrachtrechts. 465 


III. — Paragraph 4. 
Dieſer Paragraph wird durch folgenden Abſatz 2 ergänzt: 

Sofern ein Abſender gleichartige der Verpackung bedürftige 
Güter unverpackt oder mit denſelben Mängeln der Verpackung 
auf der gleichen Station aufzugeben pflegt, kann er an Stelle 
der beſonderen Erklärung für jede Sendung ein für allemal 
eine allgemeine Erklärung nach dem in der Anlage 3a vor⸗ 
geſehenen Formular!) abgeben. In dieſem Falle muß der 
Frachtbrief außer der im Artikel 9 Abſatz 2 vorgeſehenen An⸗ 
erkennung einen Hinweis auf die der Verſandſtation abgegebene 
allgemeine Erklärung enthalten. 


V. — Paragraph 5. 

Der auf den Artikel 13 des Uebereinkommens ſich beziehende Para⸗ 
graph 5 der Ausführungsbeſtimmungen fällt weg; an feine Stelle 
tritt der folgende, auf den Artikel 12 des Uebereinkommens ſich be⸗ 
ziehende Paragraph: 

Die Verſandſtation hat im Frachtbriefduplikat die frankirten 
Gebühren, welche von ihr in den Frachtbrief eingetragen wurden, 
zu ſpezifiziren. 

Zur Erhebung der im Artikel 12 Abſatz 4 des Ueberein⸗ 
kommens vorgeſehenen Anſprüche gegen die Bahnverwaltung 
genügt in dem Falle, wenn die Frachtgelder bei der Aufgabe 
des Gutes zur Beförderung berichtigt wurden, die Beibringung 
des Frachtbriefduplikats. 

V. — Paragraph 9. 

Die Abſätze 2 und 3 erhalten folgende Faſſung: 

In dieſem Falle wird der Frachtzuſchlag für untheilbare 
Einheiten von je 10 Franken und 10 Kilometern berechnet und 
darf 0,025 Franken für ein Kilometer und für je 1000 Franken 
des Betrags der deklarirten Summe nicht überſteigen. 

Der geringſte zur Erhebung kommende Frachtzuſchlag be⸗ 
trägt für den ganzen Durchlauf 50 Centimen. 


VI. — Anlage 1 der Ausführungsbeſtimmungen. 
Der franzöſiſche Text erhält folgende Aenderungen: 


No ]. n Statt 0,06 metre cube . . . 60 decimetres cubes. 


No III. 5 1.2 mètre cube 1 metre cube, 
200 decimeätres cubes, 


1) Vom Abdruck dieſes Formulars ift abgejehen. 
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No VIIIa. Statt par 1,55 litre . pour 1 litre, 
55 centilitres. 


„ 15,50 litres 15 litres, 
50 centilitres. 
No X. „ par 0,825 litre . . pour 825 millilitres. 
No XXXVI. „ 0015 metre . . . 15 millimetres. 
„0,010 metre . . . 10 millimètres. 
No XXXVIII. „ 2,5 kilogrammes . 2 kilogrammes, 
500 grammes. 
„ 1,2 metre cube . . 1 metre cube, 
200 decimätres 
cubes. 
No XLII. „ 1,2 mètre cube 1 mötre cube, 
200 dècimètres 
cubes. 
No XLIII. „ 0,5 gramme 50 centigrammes. 
„ 0,5 metre cube 500 decime£tres 
cubes. 
No XLIV. „ par 1,34 litre . pour I Ire, 
34 centilitres. 
„ 13, 40 litres 13 litres, 


40 centilitres. 


„ par 1,86 litre. . „ pour I litre, 
86 centilitres. 


„ par 0,9 litre . . pour 90 centilitres. 
„ par O, 8 lite . . pour 80 centilitres, 


VII. — Anlage 1. 


Die Ziffer XII erhält folgende Faſſung: 

Grünkalk, d. h. der gebrannte Kalk, welcher in den 
Gaswerken zur Reinigung des Leuchtgaſes gedient hat, wird nur 
in offenen Wagen befördert. 

Anlage 1. 
Der franzöſiſche Text des erſten Abſatzes Ziffer der Nummer XX VII 
wird wie folgt abgeändert: 
de renoncer a toute indemnité pour avaries et pertes, 
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soit des récipients, soit de leur contenu, résultant du trans- 
port dans des recipients fermés hermetiquement. 


VIII. — Anlage 2. 

Außer den im Abſatz 1 des Paragraph 2 der Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen vorgeſehenen Aenderungen (vergleiche oben unter D erhält 
das Formular des Frachtbriefs und des Frachtbriefduplikats folgende 
Aenderungen: 

1. Es wird eine neue Rubrik eingeſchaltet zur Angabe des 
Ladegewichts oder gegebenenfalls der Ladefläche des Wagens 
bei Aufgabe von Gütern in vollen Wagenladungen. 

2. Es wird eine Anmerkung eingeſchaliet, nach welcher der Ab: 
ſender verpflichtet iſt, die Nummern der von ihm beladenen 
Wagen in den Frachtbrief einzutragen. 

3. Die Rückſeite des Duplikats erhält den gleichen Vordruck wie 
die des Frachtbriefs. 

Demgemäß tritt an Stelle der Anlage 2 der Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen die beigefügte neue Anlage 2. 
Es wird eine Friſt von einem Jahre, vom Zeitpunkte 
des Inkrafttretens der gegenwärtigen Beſtimmungen, feſt⸗ 
geſetzt, während welcher die dem Formulare vom Jahre 1890 
entſprechenden Frachtbriefe und Duplikate im internationalen 
Verkehre noch verwendet werden dürfen. Nach Ablauf dieſer 
Friſt werden nur noch Frachtbriefe und Duplikate nach dem 
neuen Formulare zugelaſſen. 
IX. — Dem Paragraph e 4 der Ausführungsbeſtimmungen wird fol: 
gende Anlage 3a beigefügt: 
(Folgt Anlage 3a, die hier nicht abgedruckt iſt.) 
X. — Anlage 4. 

Dieſe Anlage erhält folgende geänderte Fafſung: 

(Folgt die hier nicht abgedruckte Anlage 4, betreffend 

Nachträgliche Anweiſung .) 


Artikel z. 


Das Protokoll vom 14. Oktober 1890 wird wie folgt abgeändert: 
I. Abſatz 1 der Ziffer I erhält folgenden Zuſatz: 

Wenn die Tranſitſtrecken nicht dem Betrieb einer Verwal⸗ 
tung dieſes Staates angehören, ſo können die betheiligten Re— 
gierungen durch Sonderabkommen vereinbaren, daß ſolche Trans⸗ 
porte gleichwohl nicht als internationale zu betrachten ſind. 

II. Es wird folgende neue Ziffer V beigefügt: 

Hinſichtlich des Artikels 60 iſt allſeitig anerkannt, daß das 

internationale Uebereinkommen für jeden betheiligten Staat auf 
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drei Jahre, von dem Tage des Inkrafttretens deſſelben, und 
weiter auf je drei Jahre inſolange verbindlich iſt, als nicht einer 
der betheiligten Staaten ſpäteſtens ein Jahr vor Ablauf eines 
Trienniums den übrigen Staaten die Abſicht erklärt hat, von 
dem Uebereinkommen zurückzutreten. 


Artikel 4. 


Das gegenwärtige Zuſatzübereinkommen hat dieſelbe Dauer und 
Wirkſamkeit wie das Uebereinkommen vom 14. Oktober 1890, von dem es 
einen integrirenden Beſtandtheil bildet. Die Ratifikation wird vorbehalten. 
Die Niederlegung der Ratifikationsurkunden ſoll ſo bald als möglich ſtatt⸗ 
finden, und zwar in derſelben Form wie bei dem Uebereinkommen ſelbſt 
und den Zuſatzvereinbarungen. Es tritt drei Monate nach der Nieder: 
legung der Ratifikationen in Kraft. 


Zu Urkund deſſen haben die unterzeichneten Bevollmächtigten das 
gegenwärtige Zuſatzübereinkommen unterfertigt und ihre Siegel beigedrückt. 


So geſchehen zu Paris, in zehn Exemplaren, den 16. Juni 1898. 


Vollziehungs⸗Protokoll. 


Die unterzeichneten Bevollmächtigten derjenigen Staaten, welche die 
Uebereinkunft vom 14. Oktober 1890 über den Eiſenbahnfrachtverkehr voll⸗ 
zogen haben oder ihr beigetreten ſind, haben ſich heute am 16. Juni 1898 
im Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten zum Zwecke der Unter: 
zeichnung des von den betreffenden Regierungen vereinbarten Zuſatzüberein⸗ 
kommens zu dem gedachten internationalen Uebereinkommen verſammelt. 

Sie haben nach Vergleichung der in eben ſo vielen Exemplaren, als 
Vertragsſtaaten ſind, vorbereiteten diplomatiſchen Inſtrumente anerkannt, 
daß dieſe Urkunden ſich in guter und gehöriger Form befanden, und haben 
denſelben ihre Unterſchriften und Siegel beigefügt. 

Dem gegenwärtigen Protokoll iſt ein deutſcher Text beigefügt. Man 
iſt darüber einverſtanden, daß dieſer Text den gleichen Werth haben ſoll, 
wie der franzöſiſche Text, ſofern es ſich um den Eiſenbahnverkehr handelt, 
bei welchem ein Staat, wo das Deutſche ausſchließlich oder neben anderen 
Staaten als Geſchäftsſprache gilt, betheiligt iſt. 

So geſchehen zu Paris, in zehn Exemplaren, am 16. Juni 1898. 

(Folgen die Unterſchriften.) 


Anlage II. 


Eifenbahn-Verkehrsordnung vom 26. Oktober 1899). 


Giltig vom 1. Januar 1900 an. 


J. 
Eingangsbeſtimmungeu. 


(1). Die Eiſenbahnverkehrsordnung findet Anwendung auf die 
dem öffentlichen Verkehre dienenden Eiſenbahnen Deutſchlands mit Aug: 
nahme der Bahnunternehmungen, welche weder zu den Haupteiſenbahnen 
im Sinne der Betriebsordnung noch zu den Nebeneiſenbahnen im Sinne 
der Bahnordnung gehören (Kleinbahnen). Auf den internationalen 
Verkehr findet die Verkehrsordnung nur inſoweit Anwendung, als der: 
ſelbe nicht durch beſondere Beſtimmungen geregelt iſt. 

(2). In Fällen eines dringenden Verkehrsbedürfniſſes, ſowie zum 
Zwecke von Verſuchen mit neuen Einrichtungen können Ergänzungen 
oder Aenderungen einzelner Vorſchriften dieſer Ordnung vom Reichs— 
Eiſenbahnamt im Einverſtändniſſe mit den betheiligten Landesaufſichts— 
behörden bis auf Weiteres verfügt werden. Derartige vorläufige Ver— 
fügungen find im Reichs⸗Geſetzblatte zu veröffentlichen. Die endgültige 
Regelung durch den Bundesrath iſt thunlichſt bald herbeizuführen. 

(3). Beſtimmungen der Eiſenbahnverwaltungen, welche die Ver— 
kehrsordnung ergänzen, ſind mit Genehmigung der Landesaufſichtsbehörde 
zuläſſig. Abweichende Beſtimmungen können für Nebenbahnen, wie 
auch dort, wo dies durch die Eigenart der Betriebsverhältniſſe bedingt 
erſcheint, von der Landesaufſichtsbehörde mit Zuſtimmung des Reichs— 


1) Vgl. den Abdruck der Verkehrsordnung für die Eiſenbahnen 
Deutſchlands vom 15. November 1892, die durch die Eiſenbahn— 
verkehrsordnung aufgehoben tft, in dieſer Zeitſchrift Bd. XII 

549 ff. 
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Eiſenbahnamts bewilligt werden. Beſtimmungen der in dieſem Abſatz 
erwähnten Art bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Aufnahme in die Tarife. 
Die Genehmigung muß aus der Veröffentlichung zu erſehen ſein. 


II. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


8 1. 
Pflichten der Eiſenbahnbedienſteten. 

(1). Die Bedienſteten der Eifenbahnen haben im Verkehre mit dem 
Publikum ein entſchiedenes, aber höfliches Benehmen einzuhalten und 
ſich innerhalb der Grenzen ihrer Dienſtpflichten gefällig zu bezeigen. 

(2). Die Annahme von Vergütungen oder Geſchenken für dienſt⸗ 
liche Verrichtungen iſt ihnen unterſagt. 

(3). Den Bedienſteten iſt das Rauchen während des dienſtlichen 
Verkehrs mit dem Publikum verboten. 


§ 2. 
Anordnungen der Bedienſteten. 
Den dienſtlichen Anordnungen der in Uniform befindlichen oder 
mit Dienſtabzeichen oder mit einer Legitimation verſehenen Bedienſteten 
iſt das Publikum Folge zu leiſten verpflichtet. 


§ 3. 
Entſcheidung der Streitigkeiten. 

Streitigkeiten zwiſchen dem Publikum und den Bedienſteten ent: 
ſcheidet auf den Stationen der Stationsvorſteher, während der Fahrt 
der Zugführer. 

§ 4. 


Beſchwerdeführung. 


(1). Beſchwerden können bei den Dienſtvorgeſetzten mündlich oder 
ſchriftlich angebracht, auch in das auf jeder Station befindliche Bes 
ſchwerdebuch eingetragen werden. 

(2). Die Verwaltung hat baldmöglichſt auf alle Beſchwerden zu 
antworten, welche unter Angabe des Namens und des Wohnorts des 
Beſchwerdeführenden erhoben werden. Beſchwerden über einen Be— 


dienſteten müſſen deſſen thunlichſt genaue Bezeichnung nach den Namen 


oder der Nummer oder einem Uniform-Merkmal enthalten. 
| 8 5. | 
Betreten der Bahnhöfe und der Bahn. 


Das Betreten der Bahnhöfe und der Bahn außerhalb der be— 
ſtimmungsmäßig dem Publikum für immer oder zeitweilig geöffneten 


— — 
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Räume iſt Jedermann, mit Ausnahme der dazu nach den bahnpolizei⸗ 
lichen Vorſchriften befugten Perſonen, unterſagt. 


S 6. 
Verpflichtung zum Transporte. 


(1). Die Beförderung von Perſonen und Sachen einſchließlich 
lebender Thiere kann nicht verweigert werden, ſofern 
1. den geltenden Beförderungsbedingungen und den ſonſtigen 
allgemeinen Anordnungen der Eiſenbahn entſprochen wird, 
2. die Beförderung mit den regelmäßigen Transportmitteln 
möglich iſt, 
3. nicht Umſtände, welche als höhere Gewalt zu betrachten ſind, 
die Beförderung verhindern. 
(2). Gegenſtände, deren Ein- und Ausladen beſondere Vorrich⸗ 
tungen nöthig macht, iſt die Eiſenbahn nur auf und nach ſolchen Sta⸗ 
tionen anzunehmen verpflichtet, wo derartige Vorrichtungen beſtehen. 


§ 7. 
Transportpreiſe. Tarife. 


(1). Die Berechnung der Transportpreiſe erfolgt nach Maßgabe 
der zu Recht beſtehenden, gehörig veröffentlichten Tarife. Dieſe ſind 
bei Erfüllung der gleichen Bedingungen für Jedermann in derſelben 
Weiſe anzuwenden. 

(2). Tariferhöhungen oder ſonſtige Erſchwerungen der Beför⸗ 
derungsbedingungen treten nicht vor Ablauf von 6 Wochen nach ihrer 
Veröffentlichung in Kraft, ſofern nicht der Tarif nur für eine beſtimmte 
Zeit in Geltung geſetzt war. 

(3). Jede Preisermäßigung oder ſonſtige Begünſtigung gegenüber 
den Tarifen iſt verboten und nichtig. 

(4). Begünſtigungen bei Transporten für milde und für öffentliche 
Zwecke, ſowie ſolche im dienſtlichen Intereſſe der Eiſenbahnen ſind mit 
Genehmigung der Landesaufſichtsbehörde zuläſſig. 


§ 8. 
Zahlungsmittel. 

Außer den geſetzlichen Zahlungsmitteln iſt, wo das Bedürfniß 
vorhanden, auch das auf den ausländiſchen Nachbarbahnen geſetzlichen 
Kurs beſitzende Gold- und Silbergeld — jedoch mit Ausſchluß der 
Scheidemünze — zu dem von der Verwaltung feſtzuſetzenden und bei 
der betreffenden Abfertigungsſtelle durch Anſchlag zu veröffentlichenden 
Kurſe anzunehmen, inſoweit nicht der Annahme ein geſetzliches Verbot 
entgegenſteht. g 
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Sg. 
Haftung der Eiſenbahn für ihre Leute. 


Die Eiſenbahn haftet für ihre Leute und für andere Perſonen, 
deren ſie ſich bei Ausführung der Beförderung bedient. 


III. 


Beförderung von Perſonen. 


ö N § 10. 
Fahrpläne. Sonderfahrten. Abfahrtszeit. 

(1). Die regelmäßige Perſonenbeförderung findet nach Maßgabe 
der Fahrpläne ſtatt, welche vor dem Inkrafttreten öffentlich bekannt zu 
machen und rechtzeitig auf den Stationen auszuhängen ſind. Aus 
ihnen müſſen die Wagenklaſſen, mit denen die einzelnen Züge fahren, 
ſowie die Gattung des Zuges zu erſehen ſein. Die Fahrpläne der 
eigenen Bahn, welche zum Aushang auf den Stationen des eigenen 
Bahngebiets beſtimmt ſind, ſind auf hellgelbem, diejenigen, welche zum 
Aushang auf anderen Bahnen beſtimmt ſind, auf weißem Papiere zu 
drucken. Außer Kraft getretene Fahrpläne ſind ſofort zu entfernen. 

(2). Sonderfahrten werden nach dem Ermeſſen der Verwaltung 
gewährt. 

(3). Für den Abgang der Züge ſind die Stationsuhren maßgebend. 


§ 11. 
Fahrpreiſe. Ermäßigung für Kinder. 


(1). Die Fahrpreiſe werden durch die Tarife beſtimmt (§ 7). 
Auf jeder Station iſt an geeigneter Stelle ein Tarif-Auszug auszuhängen 
oder auszulegen, aus dem die Fahrpreiſe nach ſolchen Stationen, für 
welche direkte Fahrkarten verkauft werden, erſichtlich ſind. 

(2). Kinder bis zum vollendeten vierten Lebensjahre, für welche 
ein beſonderer Platz nicht beanſprucht wird, ſind frei zu befördern. 
Kinder vom vollendeten vierten bis zum vollendeten zehnten Lebensjahre 
ſowie jüngere Kinder, falls für letztere ein Platz beanſprucht wird, 
werden zu ermäßigten Fahrpreiſen befördert. Finden Zweifel über 
das Alter des Kindes ſtatt, jo entſcheidet einſtweilen der dienſtlich ans 
weſende höchſte Beamte. 

§ 12. 
Inhalt der Fahrkarten. 

Die Fahrkarte muß die Strecke, für welche ſie Geltung hat, die 
Gattung des Zuges, die Wagenklaſſe ſowie den Fahrpreis, ſofern derſelbe 
nicht Valutaſchwankungen unterliegt, enthalten. 


N 
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813. 
Löſung der Fahrkarten. 


(1). Der Verkauf der Fahrkarten kann auf Stationen mit ge⸗ 
ringerem Verkehre nur innerhalb der letzten halben Stunde, auf Sta: 
tionen mit größerem Verkehr innerhalb einer Stunde vor Abgang des— 
jenigen Zuges, mit welchem der Reiſende befördert ſein will, verlangt 
werden. Liegt jedoch zwiſchen zwei nach derſelben Richtung abgehenden 
Zügen eine kürzere Zwiſchenzeit, ſo kann die Ausgabe der Fahrkarten 
für den ſpäter abgehenden Zug früheſtens eine halbe Stunde vor deſſen 
Abfahrtszeit gefordert werden. Fünf Minuten vor Abgang des Zuges 
erliſcht der Anſpruch auf Verabfolgung einer Fahrkarte. 

(2). Es kann verlangt werden, daß das zu entrichtende Fahrgeld 
abgezählt bereitgehalten wird. 

(3). Auf der Abgangsſtation iſt bis ſpäteſtens 30 Minuten vor 
Abgang des betreffenden Zuges die Beſtellung ganzer Wagenabtheilungen 
gegen Bezahlung höchſtens ſo vieler Fahrkarten der betreffenden Klaſſe, 
als die Wagenabtheilung Plätze enthält, zuläſſig. Der Beſtellung iſt 
unter Ausfertigung eines Scheines ſtattzugeben, ſoweit die Zugsbelaſtung 
es erlaubt. Auf Zwiſchenſtationen können ganze Abtheilungen nur 
dann beanſprucht werden, wenn ſolche unbeſetzt in dem ankommenden 
Zuge vorhanden find. In die Abtheilung dürfen nicht mehr Per⸗ 
ſonen aufgenommen werden, als Fahrkarten bezahlt ſind. Beſtellte 
Abtheilungen müſſen als ſolche mittels einer Aufſchrift erkennbar ge⸗ 
macht werden. ö 


§ 14. 
Zurücknahme und Umtauſch gelöſter Fahrkarten. 


(1). Die Fahrkarten geben Anſpruch auf Plätze in der ent: 
ſprechenden Wagenklaſſe, ſoweit ſolche vorhanden ſind. Wenn einem 
Reiſenden ein ſeiner Fahrkarte entſprechender Platz nicht angewieſen 
werden kann, ihm auch nicht ein Platz in einer höheren Klaſſe zeit— 
weilig eingeräumt wird, ſo ſteht ihm frei, die Fahrkarte gegen eine 
ſolche der niedrigeren Klaſſe, in welcher noch Plätze vorhanden ſind, 
unter Erſtattung des Preisunterſchieds umzuwechſeln, oder die Fahrt 
zu unterlaſſen und das bezahlte Fahrgeld zurückzuverlangen. 

(2). Ein Umtauſch gelöſter Fahrkarten gegen ſolche höherer oder 
niedrigerer Klaſſen oder nach einer anderen Station iſt den Reiſenden 
auf der Abgangsſtation bis 5 Minuten vor Abfahrt des Zuges, ſoweit 


noch Plätze vorhanden ſind, unter Ausgleich des Preisunterſchieds ge— 


ſtattet, ſofern die Fahrkarte noch nicht durchlocht iſt oder nachweislich 
nur zum Betreten des Bahnſteigs benutzt wurde. 
(3). Für Theilſtrecken kann ein Uebergehen auf Plätze einer 
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höheren Klaſſe gegen Entrichtung eines im Tarife feſtzuſetzenden Preis⸗ 
zuſchlags ſowohl auf der Abgangsſtation als auf Zwiſchenſtationen 
erfolgen. 
§ 15. 
Warte räume. 


Die Warteräume ſind ſpäteſtens 1 Stunde vor Abgang eines 
jeden Zuges zu öffnen. Dem auf einer Uebergangsſtation mit durch⸗ 
gehender Fahrkarte ankommenden Reiſenden iſt geſtattet, ſich in dem 
Warteraume derjenigen Bahn, auf welcher er die Reiſe fortſetzt, bis 
zum Abgange des von ihm zu benutzenden nächſten Zuges aufzuhalten, 
in der Zeit von 11 Uhr Abends bis 6 Uhr Morgens jedoch nur, ſo⸗ 
weit der Warteraum während dieſer Zeit ohnedies geöffnet ſein muß. 


$ 16. 
Ein- und Ausſteigen. 


(1). Die Aufforderung zum Einſteigen in die Wagen erfolgt durch 
Abrufen oder Abläuten in den Warteräumen oder auf den Bahnſteigen. 

(2). Solange der Zug ſich in Bewegung befindet, ift das Ein⸗ 
und Ausſteigen, der Verſuch oder die Hilfeleiſtung dazu ſowie das 
eigenmächtige Oeffnen der Wagenthüren verboten. 

(3). Geleiſe dürfen vom Publikum nur an den hierfür beſtimmten 
Stellen betreten oder überſchritten werden. Bei dem Verlaſſen der 
Station iſt der dazu beſtimmte Ausgang zu benutzen. 


$ 17. 

Anweiſung der Plätze. rauen: Abtheilungen. 

(1). Einzelne beſtimmte Plätze werden nicht verkauft. Eine Aus⸗ 
nahme iſt nur für beſtimmte Züge mit beſonderen Einrichtungen und 
für beſonders ausgeſtattete Wagen zuläſſig. Beim Einſteigen iſt es 
dem Reiſenden geſtattet, für ſich und mitreiſende Angehörige je einen 
Platz zu belegen. 

(2). Die Bedienſteten ſind berechtigt und auf Verlangen der 
Reiſenden verpflichtet, denſelben ihre Plätze anzuweiſen. 

(3). Die mit durchgehenden Fahrkarten ankommenden Reiſenden 
haben den Vorzug vor neu hinzutretenden. 

(4). Allein reiſende Frauen ſollen auf Verlangen möglichſt nur 
mit Frauen zuſammen in eine Abtheilung geſetzt werden. In jedem 
Zuge muß mindeſtens je eine Frauen⸗Abtheilung für die Reiſenden der 
zweiten und der dritten Wagenklaſſe vorhanden ſein, ſofern in dem 
Zuge wenigſtens drei Abtheilungen der betreffenden Wagenklaſſen ſich 
befinden. Auch in Zügen, in welchen ſich Wagen mit geſchloſſenen 
Abtheilungen nicht befinden, iſt thunlichſt eine beſondere Abtheilung für 
Frauen einzurichten. 
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§ 18. 
Tabakrauchen in den Wagen. 


(1). In der erſten Wagenklaſſe darf nur mit Zuſtimmung aller 
in derſelben Abtheilung mitreiſenden Perſonen geraucht werden. Die 
Eiſenbahn kann jedoch Abtheilungen erſter Klaſſe für Raucher und für 
Nichtraucher einſtellen, welche als ſolche zu bezeichnen ſind. 

(2). In den übrigen Wagenklaſſen iſt das Rauchen geſtattet. In 
jedem Perſonenzuge müſſen jedoch Abtheilungen zweiter und, voraus⸗ 
geſetzt, daß die Beſchaffenheit der Wagen es geſtattet, auch dritter Klaſſe 
für Nichtraucher vorhanden ſein. 

(3). In den Nichtraucher⸗ und in den Frauen⸗Abtheilungen iſt 
das Rauchen ſelbſt mit Zuſtimmung der Mitreiſenden nicht geſtattet. 
Auch dürfen ſolche Abtheilungen nicht mit brennenden Cigarren oder 
Pfeifen betreten werden. 

(4). Brennende Tabakspfeifen müſſen mit Deckeln verſehen ſein. 


819. 
Verſäumung der Abfahrt. 


(1). Nachdem das vorgeſchriebene Abfahrtszeichen durch die Dampf⸗ 
pfeife der Lokomotive oder die Mundpfeife des Zugführers gegeben iſt, 
wird Niemand mehr zur Mitreiſe zugelaſſen. 

(2). Dem Reiſenden, welcher die Abfahrtszeit verſäumt, ſteht ein 
Anſpruch weder auf Rückerſtattung des Fahrgeldes, noch auf irgend 
eine andere Entſchädigung zu. f 

(3). Lautet die Fahrkarte auf einen beſtimmten Zug, ſo kann ſich 
der Reiſende auch eines anderen, am nämlichen oder am folgenden Tage 
nach der Beſtimmungsſtation abgehenden Zuges bedienen, ſofern er 
ſeine Fahrkarte ohne Verzug dem Stationsvorſteher vorlegt und mit 
einem Vermerk über die Giltigkeit verſehen läßt. Der gleiche Vermerk 
iſt erforderlich, wenn die Fahrkarte auf einen beſtimmten Tag lautet 
und der Reiſende erſt am folgenden Tage die Fahrt antreten will. Bei 
Benutzung eines höher tarifirten Zuges iſt die Fahrkarte gegen Ent— 
richtung des Preisunterſchieds umzutauſchen. Bei Benutzung eines 
niedriger tarifirten Zuges iſt der Preisunterſchied zu erſtatten. 

(4). Eine Verlängerung der für Rückfahrten, Rundreiſen und 
dergleichen feſtgeſetzten Friſt wird hierdurch nicht herbeigeführt. 

§ 20. 
Ausſchluß von der Fahrt. 

(1). Perſonen, welche wegen einer ſichtlichen Krankheit oder aus 
anderen Gründen die Mitreiſenden voransſichtlich beläſtigen würden, 
ſind von der Mitfahrt auszuſchließen, wenn nicht für ſie eine beſondere 
Abtheilung bezahlt wird und bereitgeſtellt werden kann. Wird die 
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Mitfahrt nicht geſtattet, ſo iſt das etwa bezahlte Fahrgeld einſchließlich 
der Gepäckfracht zurückzugeben. Wird erſt unterwegs wahrgenommen, 
daß ein Reiſender zu den vorbezeichneten Perſonen gehört, ſo erfolgt 
der Ausſchluß auf der nächſten Station. Das Fahrgeld, ſowie die 
Gepäckfracht ſind für die nicht durchfahrene Strecke zu erſetzen. 

(2). Perſonen, die an Pocken, Flecktyphus, Diphtherie, Scharlach, 
Cholera oder Lepra leiden, find in beſonderen Wagen, ſolche, die an 
Ruhr, Maſern oder an Keuchhuſten leiden, in abgeſchloſſenen Wagen⸗ 
abtheilungen mit getrenntem Abort zu befördern. Die Beförderung von 
Peſtkranken iſt ausgeſchloſſen. Bei Perſonen, die einer der vorgenannten 
Krankheiten verdächtig ſind, kann die Beförderung von der Beibringung 
eines ärztlichen Atteſtes abhängig gemacht werden, aus dem die Art 
ihrer Krankheit hervorgeht. Für die Beförderung in beſonderen Wagen 
und Wagenabtheilungen ſind die tarifmäßigen Gebühren zu bezahlen. 

(3). Wer die vorgeſchriebene Ordnung nicht beobachtet, ſich den 
Anordnungen der Bedienſteten nicht fügt oder den Anſtand verletzt, 
wird ohne Anſpruch auf den Erſatz des bezahlten Fahrgeldes von der 
Mitfahrt ausgeſchloſſen. Namentlich dürfen trunkene Perſonen zur 
Mitfahrt und zum Aufenthalt in den Warteräumen nicht zugelaſſen 
werden und ſind, falls die Zulaſſung dennoch ſtattgefunden hat, aus— 
zuweiſen. 

(4). Erfolgt die Ausweiſung unterwegs oder werden die betref⸗ 
fenden Perſonen zurückgewieſen, nachdem ſie ihr Gepäck bereits zur Ab⸗ 
fertigung übergeben haben, ſo haben ſie keinen Anſpruch darauf, daß 
ihnen dasſelbe anderswo, als auf der Station, wohin es abgefertigt 
worden, wieder verabfolgt wird. 


§ 21. 
Kontrolle der Fahrkarten. Bahnſteigkarten. 


(1). Die Fahrkarte iſt auf Verlangen bei dem Eintritt in den 
Warteraum, beim Betreten und beim Verlaſſen des Bahnſteigs, beim 
Einſteigen in den Wagen, ſowie jederzeit während der Fahrt vorzuzeigen 
und je nach den für die letzte Fahrſtrecke beſtehenden Einrichtungen 
kurz vor oder nach der Beendigung der Fahrt auf Erfordern abzugeben. 

(2). Wer ohne giltige Fahrkarte im Zuge Platz nimmt, hat für 
die ganze von ihm zurückgelegte Strecke und, wenn die Zugangsſtation 
nicht ſofort unzweifelhaft nachgewieſen wird, ſür die ganze vom Zuge 
zurückgelegte Strecke das Doppelte des gewöhnlichen Fahrpreiſes, min⸗ 
deſtens aber den Betrag von 6 Mark zu entrichten. Der letztere Be: 
trag iſt auch für den Fall zu bezahlen, daß der Zug ſich noch nicht 
in Bewegung geſetzt hat. Derjenige Reiſende jedoch, welcher unauf: 
gefordert dem Schaffner oder Zugführer meldet, daß er wegen Ber: 
ſpätung keine Fahrkarte habe löſen können, hat nur den gewöhnlichen 
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Fahrpreis mit einem Zuſchlage von 1 Mark, keinesfalls jedoch mehr 
als den doppelten Fahrpreis zu zahlen. In allen Fällen iſt dem 
Reiſenden eine Zuſchlagskarte oder ſonſtige Beſcheinigung zu verabfolgen. 

(3). Wer die ſofortige Zahlung verweigert, kann ausgeſetzt werden. 

(4). Den Eiſenbahnverwaltungen bleibt überlaſſen, die Fälle, in 
denen von einem Zuſchlag aus Billigkeitsgründen abzuſehen iſt oder 
andere Zuſchläge als die im Abſ. 2 erwähnten erhoben werden ſollen, 
mit Genehmigung der Landesaufſichtsbehörden nach Zuſtimmung des 
Reichs⸗Eiſenbahn⸗Amts durch den Tarif einheitlich zu regeln. 

G). Auf Stationen mit Bahnſteigſperre iſt die Bahnſteigkarte 
beim Betreten des Bahnſteigs vorzuzeigen und bei deſſen Verlaſſen ab⸗ 
zugeben. Wer unbefugter Weiſe die abgeſperrten Theile eines Bahn⸗ 
hofes betritt, hat den Betrag von 1 Mark und wenn feſtgeſtellt wird, 
daß er ohne gültige Fahrkarte einen Zug benutzt hat, die im Abſ. 2 
vorgeſehenen Beträge zu bezahlen. 


8 22. 
Verhalten während der Fahrt. 

(1). Während der Fahrt darf ſich Niemand ſeitwärts aus dem 
Wagen beugen oder gegen die Thür anlehnen. Auch iſt der Auf⸗ 
enthalt auf den etwa an den Wagen befindlichen Plattformen nicht 
geſtattet. 

(2). Die Feuſter dürfen nur mit Zuſtimmung aller in derſelben 
Abtheilung mitreiſenden Perſonen auf beiden Seiten des Wagens gleich⸗ 
zeitig geöffnet ſein. Im Uebrigen entſcheidet, ſoweit die Reiſenden 
ſich über das Oeffnen und Schließen der Fenſter nicht verſtändigen, 
der Schaffner. | 

(3). Es iſt unterjagt, Gegenſtände, durch welche Perſonen oder 
Sachen beſchädigt werden können, aus dem Wagen zu werfen. 


§ 23. 
Beſchädig ung der Wagen. 

Der durch Beſchädigung oder Verunreinigung der Wagen oder 
ihrer Ausrüſtung verurſachte Schaden iſt zu kerſetzen. Die Eiſenbahn 
iſt berechtigt, ſofortige Zahlung oder Sicherſtellung zu verlangen. Die 
Entſchädigung erfolgt, ſoweit hierfür ein Tarif beſteht, nach Maßgabe 
desſelben. Der Tarif iſt auf Verlangen vorzuzeigen. 


§ 24. 
Verfahren auf Zwiſchenſtationen. Anhalten auf freier 
Bahn. 
(1). Bei Ankunft auf einer Station iſt der Name derſelben, die 
Dauer des Aufenthalts, ſowie der etwa ſtattfindende Wagenwechſel 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLIX. 31 
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auszurufen. Sobald der Zug ſtillſteht, haben die Bahnbedienſteten 
nach der zum Ausſteigen beſtimmten Seite die Thüren derjenigen Wagen 
zu öffnen, aus denen Reiſende auszuſteigen verlangen. 

(2). Wer auf den Zwiſchenſtationen feinen Platz verläßt, ohne 
ihn zu belegen, geht ſeines Anſpruchs auf dieſen Platz verluſtig. 

(3). Wird aus nahmsweiſe außerhalb einer Station längere Zeit 
angehalten, ſo iſt den Reiſenden das Ausſteigen nur mit ausdrücklicher 
Bewilligung des Zugführers geſtattet. Die Reiſenden müſſen ſich dann 
ſofort von dem Bahngleiſe entfernen, auch auf das erſte mit der 
Dampfpfeife oder auf andere Weiſe gegebene Zeichen ihre Plätze wieder 
einnehmen. 

(4). Das Zeichen zur Weiterfahrt wird durch ein dreimaliges 
Ertönen der Dampfpfeife gegeben. Wer beim dritten Ertönen der 
Dampfpfeife noch nicht wieder eingeſtiegen iſt, geht des Anſpruchs auf 
die Mitreiſe verluſtig. 

§ 25. 
Freiwillige Unterbrechung der Fahrt. 


(1). Den Reiſenden iſt, unbeſchadet etwaiger weitergehender, von 
der Eiſenbahn bewilligter Vergünſtigungen, geſtattet, die Fahrt einmal, 
bei Rückfahrkarten auf dem Hin- und Rückwege je einmal zu unter: 
brechen, um mit einem am nämlichen oder am nächſtfolgenden Tage 
nach der Beſtimmungsſtation abgehenden Zuge weiter zu reiſen. Solche 
Reiſende haben auf der Zwiſchenſtation ſofort nach dem Verlaſſen des 
Zuges dem Stationsvorſteher ihre Fahrkarte vorzulegen und dieſelbe 
mit dem Vermerke der Gültigkeit verſehen zu laſſen; Ausnahmen können 
in den Tarifen zugelaſſen werden. Falls der Zug, welchen ſie zur 
Weiterfahrt benutzen wollen, höher tarifirt iſt als derjenige, für welchen 
fie eine Fahrkarte gelöſt haben, jo iſt eine den Preisunterſchied min: 
deſtens deckende Zuſchlagskarte zu löſen. 

(2). Eine Verlängerung der für Rückfahrten, Rundreiſen und 
dergleichen feſtgeſetzten Friſt wird durch die Unterbrechung der Fahrt 
nicht herbeigeführt. Mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde kann die 
Unterbrechung der Fahrt von beſonderen, in die Tarife aufzunehmenden 
Bedingungen abhängig gemacht oder für gewiſſe Fahrkarten ganz aus⸗ 
geſchloſſen werden. 

§ 26. 
Verſpätung oder Ausfall von Zügen. Betriebsſtörungen. 

(1). Verſpätete Abfahrt oder Ankunft ſowie der Ausfall eines 
Zuges begründen keinen Anſpruch auf Schadenserſatz gegen die Eiſenbahn. 

(2). Wird in Folge einer Zugverſpätung der Anſchluß an einen 
anderen Zug verſäumt, ſo iſt dem mit durchgehender Fahrkarte ver— 
ſehenen Reiſenden, ſofern er mit dem nächſten zurückführenden Zuge 


v. d. Leyen: Die Fortbildung des Eiſenbahnfrachtrechts. 479 


ununterbrochen zur Abgangsſtation zurückgekehrt iſt, der bezahlte Preis 
für die Hin⸗ und Rückreiſe in der auf der Hinreiſe benutzten Wagen⸗ 
klaſſe zu erſtatten. 

(3). Dieſer Anſpruch iſt bei Vermeidung des Verluſtes vom Rei⸗ 
ſenden unter Vorlegung ſeiner Fahrkarte ſogleich nach Ankunft des 
verſpäteten Zuges dem Stationsvorſteher, ſowie nach Rückkehr zur Ab⸗ 
gangsſtation dem Vorſteher der letzteren anzumelden. Ueber dieſe Mel⸗ 
dungen haben beide Stationsvorſteher Beſcheinigung zu ertheilen. 

(4). Bei gänzlichem oder theilweiſem Ausfall einer Fahrt ſind 
die Reiſenden berechtigt, entweder das Fahrgeld für die nicht durchfahrene 
Strecke zurückzufordern oder die Beförderung mit dem nächſten, auf der 
gleichen oder auf einer um nicht mehr als ein Viertheil weiteren Strecke 
derſelben Bahnen nach dem Beſtimmungsorte führenden Zuge ohne Preis⸗ 
zuſchlag zu verlangen, ſofern dies ohne Ueberlaſtung des Zuges und 
nach den Betriebseinrichtungen möglich iſt und der Zug auf der be⸗ 
treffenden Unterwegsſtation fahrplanmäßig hält. 

(5). Wenn Natureigniſſe oder andere Umſtände die Fahrt auf 
einer Strecke der Bahn verhindern, ſo muß für die Weiterbeförderung 
bis zur fahrbaren Strecke mittels anderer Fahrgelegenheiten thunlichſt 
geſorgt werden. Die hierdurch entſtandenen Koſten ſind der Eiſenbahn, 
abzüglich des Fahrgeldes für die nicht durchfahrene Eiſenbahnſtrecke, 
zu erſtatten. 

(6). Den Eiſenbahnverwaltungen bleibt überlaſſen, weitere Er⸗ 
leichterungen mit Genehmigung der Landesauſſichtsbehörden nach Zu⸗ 
ſtimmung des Reichs⸗Eiſenbahn⸗Amts durch den Tarif einheitlich feſt⸗ 
zuſetzen. 

(7). Betriebsſtörungen und Zugverſpätungen ſind durch Anſchlag 
an einer dem Publikum leicht zugänglichen Stelle in deutlich erkennbarer 
Weiſe ſofort bekannt zu machen. 


§ 27. 
Mitnahme von Hunden. 


(1). Hunde und andere Thiere dürfen in den Perſonenwagen 
nicht mitgeführt werden. 

(2). Ausgenommen ſind kleine Hunde, welche auf dem Schooße 
getragen werden, ſofern gegen deren Mitnahme von den Mitreiſenden 
derſelben Abtheilung Einſpruch nicht erhoben wird. Die Mitnahme 
von größeren Hunden, insbeſondere Jagdhunden, in die dritte Wagen— 
klaſſe darf ausnahmsweiſe geſtattet werden, wenn die Beförderung der 
Hunde mit den begleitenden Perſonen in abgeſonderten Abtheilungen 
erfolgt. Die Verpflichtung zur Zahlung der tarifmäßigen Gebühr für 
Beförderung von Hunden wird hierdurch nicht berührt. 
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(3). Die Beförderung anderer von Reiſenden mitgenommener 
Hunde erfolgt in abgeſonderten Behältniſſen. Soweit ſolche in den 
Perſonenzügen nicht vorhanden oder bereits beſetzt find, kann die Mit⸗ 
nahme nicht verlangt werden. Bei Aufgabe des Hundes muß ein Be⸗ 
förderungsſchein (Hundekarte) gelöſt werden. Gegen Rückgabe dieſes 
Scheines wird der Hund nach beendeter Fahrt verabfolgt. Die Eiſen⸗ 
bahn iſt nicht verpflichtet, Hunde, welche nach Ankunft auf der Be⸗ 
ſtimmungsſtation nicht ſofort abgeholt werden, zu verwahren. 

(4). Wer einen Hund ohne Beförderungsſchein (Hundekarte) mit⸗ 
führt, hat die nachſtehenden Beträge zu bezahlen: a) bei rechtzeitiger 
Meldung (vgl. § 21 Abſ. 2) den Zuſchlag von 1 Mark zu dem tarif⸗ 
mäßigen Preiſe, jedoch nicht über das Doppelte des letzteren, b) ohne 
ſolche Meldung das Doppelte des Preiſes, jedoch mindeſtens 6 Mark. 
In anderen als den im Abſ. 2 erwähnten Fällen iſt der Hund außer⸗ 
dem aus dem Perſonenwagen zu entfernen. Die Beſtimmung unter 
§ 21 (4) findet ſinngemäße Anwendung. 

(5). Wegen ſonſtiger Beförderung von Hunden ſiehe § 30 Abſ. 3 
und §§ 44ff. 

§ 28. 
Mitnahme von Handgepäck in die Perſonenwagen. 

(1). Kleine, leicht tragbare Gegenſtände können, ſofern ſie die 
Mitreiſenden nicht durch ihren Geruch oder auf andere Weiſe beläſtigen 
und nicht Zoll-, Steuer- oder Polizeivorſchriften entgegenſtehen, in den 
Perſonenwagen mitgeführt werden. Für ſolche in den Wagen mit: 
genommene Gegenſtände werden Gepäckſcheine nicht ausgegeben; ſie ſind 
von den Reiſenden ſelbſt zu beauffichtigen. 

(2). Unter denſelben Vorausſetzungen iſt Reiſenden vierter Klaſſe 
auch die Mitführung von Handwerkszeug, Torniſtern, Tragelaſten in 
„Körben, Säcken und Kiepen ſowie von ähnlichen Gegenſtänden, welche 
Fußgänger mit ſich führen, geſtattet. 

(3). In der erſten, zweiten und dritten Wagenklaſſe ſteht dem 
Reiſenden nur der über und unter ſeinem Sitzplatze befindliche Raum 
zur Unterbringung von Handgepäck zur Verfügung. Die Sibpläße 
dürfen hierzu nicht verwendet werden. 


§ 29. 

Von der Mitnahme ausgeſchloſſene Gegenſtände. 

(1). Feuergefährliche ſowie andere Gegenſtände, die auf irgend 
eine Weiſe Schaden verurſachen können, insbeſondere geladene Gewehre, 
Schießpulver, leicht entzündliche Stoffe und dergleichen, ſind von der 
Mitnahme ausgeſchloſſen. 

(2). Die Eiſenbahnbedienſteten find berechtigt, ſich von der Be: 
ſchaffenheit der mitgenommenen Gegenſtände zu überzeugen. 
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(3). Der Zuwiderhandelnde haftet für allen aus der Uebertretung 
des obigen Verbots entſtehenden Schaden und verfällt außerdem in die 
durch die bahnpolizeilichen Vorſchriften beſtimmte Strafe. 

(4). Jägern und im öffentlichen Dienſte ſtehenden Perſonen iſt 
die Mitführung von Handmunition geſtattet. Auch iſt Begleitern von 
Gefangenentransporten die Mitführung geladener Schußwaffen unter 
der Vorausſetzung geſtattet, daß die Beförderung in beſonderen Wagen 
oder Wagenabtheilungen erfolgt. 

(5). Der Lauf eines mitgeführten Gewehrs muß nach oben ge⸗ 
richtet ſein. 


IV. 
Beförderung von Reiſegepäck. 


$ 30. 
Begriff des Reiſegepäcks. 

(1). Als Reiſegepäck kann in der Regel nur das, was der Reiſende 
zu feiner Reife bedarf, namentlich Koffer, Mantel: und Reiſeſäcke, 
Hutſchachteln, kleine Kiſten und dergleichen aufgegeben werden. 

(2). Doch können auch größere kaufmänniſch verpackte Kiſten, 
Tonnen ſowie Fahrzeuge und andere nicht zum Reiſebedarf zu rechnende 
Gegenſtände, ſofern ſie zur Beförderung mit Perſonenzügen geeignet 
ſind, ausnahmsweiſe als Reiſegepäck zugelaſſen werden. Wegen der 
Fahrzeuge vergleiche auch $ 6 Abſ. 2. 

(3). Ebenſo können kleine Thiere ſowie Jagdhunde in Käfigen, 
Kiſten, Säcken und dergleichen zur Beförderung als Reiſegepäck an: 
genommen werden. 

(4). Gegenſtände, welche von der Beförderung als Frachtgut, 
ſowie ſolche, welche nach $ 29 von der Mitnahme in die Perſonenwagen 
ausgeſchloſſen ſind, dürfen, bei Vermeidung der im § 53 Abſ. 8 feſt⸗ 
geſetzten Folgen, auch als Reiſegepäck nicht aufgegeben werden. 

(5). Ob und unter welchen Bedingungen die im $ 50 B 2 be⸗ 
zeichneten Gegenſtände zur Beförderung als Reiſegepäck angenommen 
werden, beſtimmen die Tarife. Wegen Beſchränkung der Höhe des 
Schadenserſatzes finden $ 81 Abſ. 2 und 3 und § 84 Abſ. 4 ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

§ 31. 


Art der Verpackung. Entfernung älterer Beförderungs⸗ 
zeichen. 

(1). Das Reiſegepäck muß ſicher und dauerhaft verpackt ſein. 

Bei mangelnder oder ungenügender Verpackung kann es zurückgewieſen 

werden. Wird derartiges Gepäck zur Beförderung angenommen, ſo iſt 
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die Eiſenbahn berechtigt, auf dem Gepäckſchein einen entſprechenden 
Vermerk zu machen. Die Annahme des Gepäckſcheins mit dem Ver— 
merke gilt als Anerkenntniß dieſes Zuſtandes durch den Reiſenden. 

(2). Auf den Gepäckſtücken dürſen ältere Eiſenbahn-, Poft: und 
andere Beförderungszeichen ſich nicht befinden. Wird in Folge der 
Nichtbeachtung dieſer Vorſchrift das Gepäck verſchleppt, ſo haftet die 
Eiſenbahn nicht für den daraus erwachſenen Schaden. 


8 32. 
Auflieferung des Gepäcks. Gepäckſcheine. 


(1). Die Abfertigung des Reiſegepäcks erfolgt innerhalb der im 
§ 13 Abſ. 1 für den Verkauf der Fahrkarten feſtgeſetzten Zeit. 

(2). Die Abfertigung von Gepäck, welches nicht ſpäteſtens 15 Mi: 
nuten vor Abgang des Zuges bei der Gepäck-Abfertigungsſtelle auf: 
geliefert iſt, kann nicht beanſprucht werden. Fahrzeuge, welche zur 
Beförderung als Reiſegepäck zugelaſſen werden ($ 30 Abſ. 2), müſſen 
2 Stunden vor Abgang des Zuges angemeldet und ſpäteſtens 1 Stunde 
vorher zur Abfertigung aufgeliefert werden; auf Zwiſchenſtationen 
kann auf eine Beförderung derſelben mit dem vom Abſender gewünſchten 
Zuge nur dann gerechnet werden, wenn ſie 24 Stunden vorher an— 
gemeldet worden ſind. 

(3). Bei Abfertigung des Gepäcks iſt dem Reiſenden ein Gepäd: 
ſchein auszuhändigen. ö 

(4). Die Gepäckfracht iſt bei der Abfertigung zu entrichten. 

(5). Wird in dringenden Fällen Gepäck ausnahmsweiſe unter 
Vorbehalt ſpäterer Abfertigung unabgefertigt zur Beförderung zugelaſſen, 
ſo wird es bis zum Zeitpunkte der Abfertigung als zum Transport 
aufgegeben nicht angeſehen. 

(6). Daſſelbe gilt für die Annahme von Reiſegepäck auf Halte: 
ſtellen ohne Gepäckabfertigung. 

(7). Für die Abfertigung von Fahrrädern können durch die Tarife 
beſondere Vorſchriften gegeben werden. 


Auslieferung des Gepäcks. 


(1). Das Gepäck wird nur gegen Rückgabe des Gepäckſcheins aus: 
geliefert. Die Eiſenbahn iſt nicht verpflichtet, die Berechtigung des 
Inhabers zu prüfen. 

(2). Der Inhaber des Gepäckſcheins iſt berechtigt, am Beſtimmungs⸗ 
orte die ſofortige Auslieferung des Gepäcks an der Ausgabeſtelle zu 
verlangen, ſobald nach Ankunft des Zuges, zu welchem das Gepäck 
aufgegeben wurde, die zur ordnungsmäßigen Ausladung und Ausgabe 
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ſowie zur etwaigen zoll⸗ oder ſteueramtlichen Abfertigung erforderliche 
Zeit abgelaufen iſt. 

(3). Werden Gepäckſtücke inner halb 24 Stunden, Fahrzeuge inner: 
halb 2 Stunden nach Ankunft des Zuges nicht abgeholt, ſo iſt das 
tarifmäßige Lagergeld oder Standgeld zu entrichten. Kommt das Fahr: 
zeug nach 6 Uhr Abends an, ſo wird die Abholungsfriſt vom nächſten 
Morgen 6 Uhr ab gerechnet. 

(4). Wird der Gepäckſchein nicht beigebracht, ſo iſt die Eiſenbahn 
zur Auslieferung des Gepäcks nur nach vollſtändigem Nachweiſe der 
Empfangsberechtigung gegen Ausſtellung eines Reverſes und nach Um: 
ſtänden gegen Sicherheit verpflichtet. 

(5). In der Regel iſt das Gepäck nur auf der Station aus— 
zuliefern, wohin es abgefertigt iſt. Das Gepäck kann jedoch auf Ver: 
langen des Reiſenden, ſofern Zeit und Umſtände ſowie Zoll- und 
Steuervorſchriften es geſtatten, auch auf einer vorliegenden Station 
zurückgegeben werden. In einem ſolchen Falle hat der Reiſende bei 
der Auslieferung des Gepäcks den Gepäckſchein zurückzugeben und die 
Fahrkarte vorzuzeigen. 

(6). Fahrzeuge, welche unterwegs in einen anderen Zug über— 
gehen müſſen, brauchen erſt mit dem nächſtfolgenden Perſonenzug am 
Beſtimmungsort einzutreffen. 


§ 34. 
Haftung der Eiſenbahn für Reiſegepäck. 


(1) Für das zur Beförderung aufgegebene Reiſegepäck haftet die 
Eiſenbahn nach den für die Beförderung von Gütern (Abſchnitt VIII) 
geltenden Beſtimmungen, ſoweit ſolche auf die Beförderung von Reiſe— 
gepäck ſinngemäße Anwendung finden können und ſich nicht Abweichungen 
aus den Beſtimmungen des gegenwärtigen Abſchnitts ergeben. 

(2). Die etwaige Angabe des Intereſſes an der Lieferung iſt 
ſpäteſtens eine halbe Stunde vor Abgang des Zuges, mit welchem die 
Beförderung geſchehen ſoll, bei der Gepäck-Abfertigungsſtelle unter Zah— 
lung des tarifmäßigen Frachtzuſchlags (§ 84 Abſ. 3) zu bewirken; fie 
hat nur dann rechtliche Wirkung, wenn ſie von der Abfertigungsſtelle 
im Gepäckſcheine vermerkt iſt. 

(3). Für den Verluſt von Reiſegepäck, das zur Beförderung auf— 
gegeben iſt, haftet die Eiſenbahn nur, wenn das Gepäck binnen 8 Tagen 
nach der Ankunft des Zuges, zu welchem es aufgegeben iſt (§ 33 Abſ. 2), 
auf der Beſtimmungsſtation abgefordert wird. 

(4). Der Erſatz für den Verluſt, die Minderung oder die Be— 
ſchädigung von Reiſegepäck, das zur Beförderung aufgegeben iſt, kann 
mit Rückſicht auf beſondere Betriebsverhältniſſe mit Genehmigung der 
Landesaufſichtsbehörden unter Zuſtimmung des Reichs-Eiſenbahn-Amts 
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im Tarif auf einen Höchſtbetrag beſchränkt werden. Die Vorſchrift des 
§ 88 findet entſprechende Anwendung. 

(5). Der Reiſende, welchem das Gepäck nicht ausgeliefert wird, 
kann verlangen, daß ihm auf dem Gepäckſcheine Tag und Stunde der 
geſchehenen Abforderung beſcheinigt werde. 

(6). Für den Verluſt, die Minderung und die Beſchädigung von 
Reiſegepäck, das nicht zur Beförderung aufgegeben iſt (SS 28 und 32), 
ſowie von Gegenſtänden, die in beförderten Fahrzeugen belaſſen find 
(§ 30 Abſ. 2), haftet die Eiſenbahn nur, wenn ihr ein Verſchulden zur 
Laſt fällt. 

§ 35. 
In Verluſt gerathene Gepäckſtücke. 


(1). Fehlende Gepäckſtücke werden nach Ablauf von 3 Tagen nach 
Ankunft des Zuges, zu welchem fie aufgegeben find, als in Verluſt ge— 
rathen betrachtet. 

(2). Falls das Gepäckſtück ſpäter gefunden wird, iſt hiervon der 
Reiſende, ſofern ſein Aufenthalt ſich ermitteln läßt, auch wenn er 
bereits Entſchädigung erhalten hat, zu benachrichtigen. Derſelbe kann 
innerhalb 30 Tagen nach Empfang der Nachricht verlangen, daß ihm 
das Gepäckſtück gegen Rückerſtattung des erhaltenen Schadenderſatzes, 
und zwar nach ſeiner Wahl entweder koſtenfrei am Beſtimmungsort 
oder koſten⸗ und frachtfrei am Aufgabeorte, verabfolgt wird. 


§ 36. 


Haftung der Eiſenbahn für verſpätete Ankunft des 
Reiſegepäcks. 


(1). Die Eiſenbahn haftet für den Schaden, welcher durch ver— 
ſpätete Auslieferung des Reiſegepäcks (§ 33 Abſ. 2) entſteht, es ſei denn, 
daß die Verſpätung von einem Ereigniſſe herrührt, welches fie weder 
herbeigeführt hat noch abzuwenden vermochte. 

(2). Iſt auf Grund der vorſtehenden Beſtimmung für Verſäumung 
der Lieferzeit Erſatz zu leiſten, ſo iſt der nachweislich entſtandene Schaden 
zu vergüten und zwar: 

a) bei ſtattgehabter Angabe des Intereſſes an der Lieferung: bis 

zur Höhe des angegebenen Betrags; 

b) in Ermangelung einer ſolchen Angabe für je angefangene 

24 Stunden der Verſäumung: höchſtens 20 Pfennig für jedes 
Kilogramm des ausgebliebenen Gepäcks, bei Fahrzeugen ($ 30) 
höchſtens 30 Mark für jedes ausgebliebene Fahrzeug. 

(3). Der § 88 findet entſprechende Anwendung. 
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§ 37. 
Gepäckträger. 


Auf den Stationen ſind, ſoweit ein Bedürfniß beſteht, Gepäck⸗ 
träger zu beſtellen, die unter Verantwortlichkeit der Eiſenbahnverwaltung 
im Sinne von § 34 Abſ. 1 und 4 dieſer Ordnung auf Verlangen der 
Reiſenden deren Reiſe⸗ und Handgepäck im Stationsbereiche nach und 
von den Wagen, Abfertigungsſtellen u. ſ. w. zu ſchaffen haben. Die 
Gepäckträger müſſen durch Dienſtabzeichen erkennbar und mit einer ge⸗ 
drückten Dienſtanweiſung nebſt Gebührentarif verſehen fein. Sie haben 
auf Verlangen den Tarif vorzuzeigen, auch eine mit ihrer Nummer 
verſehene Marke zu verabfolgen. Der Tarif iſt auch an einem ge 
eigneten Orte der Abfertigungsſtelle und der Ausgabeſtelle auszuhängen. 


§ 38. 
Aufbewahrung des Gepäcks. 


Auf größeren Stationen müſſen Einrichtungen beſtehen, welche 
es dem Reiſenden ermöglichen, ſein Gepäck gegen eine feſtgeſetzte Gebühr 
zur vorübergehenden Aufbewahrung niederzulegen. Die Verwaltung 
haftet in dieſem Falle als Verwahrer. 


V. 
Beförderung von Expreßgut. 


§ 39. 
Begriff des Expreßguts. 


Die Eiſenbahnen können in den Tarifen beſtimmen, daß der Trans— 
port von Gütern, welche ſich zur Beförderung in Packwagen eignen, 
auch wenn fie nicht als Reiſegepäck ($ 30) zur Aufgabe gelangen, auf 
Gepäckſchein oder auf beſonderen Beförderungsſchein zuläſſig iſt (Ex— 
preßgut). 

8 40. 


Aufgabe und Auslieferung des Expreßguts. 


(1). Bei Abfertigung des Expreßguts mit Gepäckſchein iſt ſolcher 
in der Regel dem Abſender auszuhändigen. In dieſem Falle erfolgt 
die Auslieferung des Gutes am Beſtimmungsorte gegen Rückgabe des 
Gepäckſcheins. Jedoch kann auf Verlangen des Abſenders der Gepäck— 
ſchein auch der Sendung beigegeben werden, wenn dieſe mit der vollen 
Adreſſe des Empfängers verſehen iſt. In dieſem Falle erfolgt die Au: 
lieferung nach den beſonderen Vorſchriften jeder Verwaltung. 

(2). Bei Abfertigung des Expreßguts mit Beförderungsſchein 


486 v. d. Leyen: Die Fortbildung des Eiſenbahnfrachtrechts. 


muß dieſer die Sendung ſtets begleiten und das Gut mit der vollen 
Adreſſe des Empfängers verſehen ſein. Die Auslieferung erfolgt am 
Beſtimmungsorte nach den in den Tarifen enthaltenen Vorſchriften. 


§ 41. 
Anwendbarkeit der Beſtimmungen für Reiſegepäck. 


Im Uebrigen finden auf die Beförderung von Expreßgut die 
Beſtimmungen des Abſchnitts IV ſinngemäße Anwendung, ſoweit nicht 
durch die Tarife die Anwendung des Abſchnitts VIII vorgeſehen iſt. 


VI. 
Beförderung von Leichen. 
§ 42. 


Beförderungs bedingungen. 


(1). Der Transport einer Leiche muß, wenn er von der Ausgangs- 
ſtation des Zuges erfolgen ſoll, wenigſtens 6 Stunden, wenn er von 
einer Zwiſchenſtation ausgehen ſoll, wenigſtens 12 Stunden vorher an⸗ 
gemeldet werden. 

(2). Die Leiche muß in einem hinlänglich widerſtandsfähigen 
Metallſarge luftdicht eingeſchloſſen und letzterer von einer hölzernen 
Umhüllung dergeſtalt umgeben ſein, daß jede Verſchiebung des Sarges 
innerhalb der Umhüllung verhindert wird. 

(3). Die Leiche muß von einer Perſon begleitet ſein, welche eine 
Fahrkarte zu löſen und denſelben Zug zu benutzen hat, in dem die 
Leiche befördert wird. 

(4). Bei der Aufgabe muß der vorſchriftsmäßige, nach anliegendem 
Formular! ausgefertigte Leichenpaß beigebracht werden, welchen die 
Eiſenbahn übernimmt und bei Ablieferung der Leiche zurückſtellt. Die 
Behörden, welche zur Ausſtellung von Leichenpäſſen befugt ſind, werden 
beſonders bekannt gemacht. Der von der zuſtändigen Behörde aus— 
gefertigte Leichenpaß hat für den ganzen darin bezeichneten Transport: 
weg Geltung. Die tarifmäßigen Transportgebühren müſſen bei der 
Aufgabe entrichtet werden. Bei Leichentransporten, welche aus aus— 
ländiſchen Staaten kommen, mit welchen eine Vereinbarung wegen 
wechſelſeitiger Anerkennung der Leichenpäſſe abgeſchloſſen iſt, genügt 
die Beibringung eines der Vereinbarung entſprechenden Leichenpaſſes 
der nach dieſer Vereinbarung zuſtändigen ausländiſchen Behörde. 

(5). Die Beförderung der Leiche hat in einem beſonderen, bedeckt 
gebauten Güterwagen zu erfolgen. Mehrere Leichen, welche gleichzeitig 


) Das Formular iſt hier nicht mit abgedruckt. 
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von dem nämlichen Abgangsorte nach dem nämlichen Beſtimmungsort 
aufgegeben werden, können in einem und demſelben Güterwagen ver⸗ 
laden werden. Wird die Leiche in einem ringsumſchloſſenen Leichen⸗ 
wagen befördert, jo darf zum Eiſenbahntransport ein offener Güter: 
wagen benutzt werden. 

(6). Die Leiche darf auf der Fahrt nicht ohne Noth umgeladen 
werden. Die Beförderung muß möglichſt ſchnell und ununterbrochen 
bewirkt werden. Läßt ſich ein längerer Aufenthalt auf einer Station 
nicht vermeiden, ſo iſt der Güterwagen mit der Leiche thunlichſt auf 
ein abſeits im Freien gelegenes Gleiſe zu ſchieben. 

(7). Wer unter unrichtiger Bezeichnung Leichen zur Beförderung 
bringt, hat außer der Nachzahlung der verkürzten Fracht vom Abgangs⸗ 
bis zum Beſtimmungsort einen Frachtzuſchlag im vierfachen Betrage 
der Fracht zu entrichten. 

(8). Bei dem Transporte von Leichen, welche von Polizeibehörden, 
Krankenhäuſern, Strafanſtalten u. ſ. w. an öffentliche höhere Lehr⸗ 
anſtalten überſandt werden, bedarf es einer Begleitung nicht. Auch 
genügt es, wenn ſolche Leichen in dicht verſchloſſenen Kiſten aufgegeben 
werden. Die Beförderung kann in einem offenen Güterwagen erfolgen. 
Es iſt zuläſſig, in dem Wagen ſolche Güter mitzuverladen, welche von 
feſter Beſchaffenheit (Holz, Metall und dergleichen) oder doch von feſten 
Umhüllungen (Kiſten, Fäſſern und dergleichen) dicht umſchloſſen find. 
Bei der Verladung iſt mit beſonderer Vorſicht zu verfahren, damit 
jede Beſchädigung der Leichenkiſte vermieden wird. Von der Zuſammen⸗ 
ladung find ausgeſchloſſen: Nahrungs: oder Genußmittel, einſchließlich 
der Rohſtoffe, aus welchen Nahrungs- oder Genußmittel hergeſtellt 
werden, ſowie die in der Anlage B zu S 50 der Verkehrsordnung auf: 
geführten Gegenſtände. Ob von der Beibringung eines Leichenpaſſes 
abgeſehen werden kann, richtet ſich nach den von den Landesregierungen 
dieſerhalb ergehenden Beſtimmungen. 

(9). Auf die Regelung der Beförderung von Leichen nach dem 
Beſtattungsplatze des Sterbeorts finden die vorſtehenden Beſtimmungen 
nicht Anwendung. 


§ 43. 
Art der Abfertigung und der Auslieferung. 


(1). Die Abfertigung der Leichen erfolgt nach der Vorſchrift des 
Tarifs auf Grund von Beförderungsſcheinen, welche die Eiſenbahn 
auszufertigen und dem Abſender auszuhändigen hat, oder auf Grund 
von Frachtbriefen ($ 51). 

(2). Die Auslieferung von Leichen, welche mit Perſonenzügen be— 
fördert werden, kann in der für Gepäck beſtimmten Friſt ($ 32 Abſ. 2) 
verlangt werden. Die Auslieferung der Leichen erfolgt, ſofern die Be⸗ 
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förderung auf Beförderungsſchein ſtattgefunden hat, gegen Rückgabe 
des letzteren. 

(3). Innerhalb 6 Stunden nach Ankunft des Zuges auf der Be: 
ſtimmungsſtation muß die Leiche abgeholt werden, widrigenfalls ſie nach 
der Verfügung der Ortsobrigkeit beigeſetzt wird. Kommt die Leiche 
nach 6 Uhr Abends an, ſo wird die Abholungsfriſt vom nächſten Morgen 
6 Uhr ab gerechnet. Bei Ueberſchreitung der Abholungsfriſt iſt die 
Eiſenbahn berechtigt, Wagenſtandgeld zu erheben. 


VII. 
Beförderung von lebenden Thieren. 


§ 44. 
Beſondere Beförderungs bedingungen. 


(1). Lebende Thiere werden nur unter der im § 6 Abſ. 2 auf: 
geführten Vorausſetzung zur Beförderung angenommen. 

(2). Die Beförderung kranker Thiere kann abgelehnt werden. 
Inwiefern der Transport von Thieren wegen der Gefahr einer Ver⸗ 
ſchleppung von Seuchen ausgeſchloſſen iſt, richtet ſich nach den beſtehenden 
geſundheitspolizeilichen Vorſchriften. 

(3). Zum Transporte wilder Thiere iſt die Eiſenbahn nur bei 
Beachtung der von ihr im Intereſſe der Sicherheit vorzuſchreibenden 
Bedingungen verpflichtet. 

(4). Bei der Beförderung lebender Thiere iſt die Eiſenbahnver⸗ 
waltung Begleitung zu fordern berechtigt. Die Begleiter haben, ſofern 
nicht der Stationsvorſteher Ausnahmen zuläßt, ihren Platz in den 
betreffenden Viehwagen zu nehmen und das Vieh während des Trans⸗ 
ports zu beaufſichtigen. Wenn ſich Stroh, Heu oder andere leicht 
brennbare Stoffe in den Wagen befinden, ſo iſt das Rauchen darin 
verboten, auch dürfen brennende Cigarren oder Tabackspfeifen beim 
Einſteigen nicht mitgenommen werden. Bei kleinen Thieren, insbeſondere 
Geflügel, bedarf es der Begleitung nicht, wenn fie in tragbaren, ges 
hörig verſchloſſenen Käfigen aufgegeben werden. Die Käfige müſſen 
luftig und geräumig ſein. 

(5). Der Abſender muß das Einladen der Thiere in die Wagen, 
ſowie deren ſichere Befeſtigung ſelbſt beſorgen und die erforderlichen 
Befeſtigungsmittel beſchaffen. Das Ausladen liegt dem Empfänger ob. 


(6). Vorausbezahlung des Transportpreiſes kann gefordert werden. 
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§ 45. 
Art der Abfertigung. 


Die Abfertigung der Thiere erfolgt — abgeſehen von den Be⸗ 
ſtimmungen der §§ 27 und 30 Abſ. 3 — nach der Vorſchrift des Tarifs 
auf Grund von Beförderungsſcheinen, welche von der Eiſenbahn aus⸗ 
zufertigen und dem Abſender auszuhändigen ſind, oder auf Grund von 
Frachtbriefen ($ 51). 

§ 46. 
An: und Abnahme. 

(1). Die Eiſenbahn hat bekannt zu machen, mit welchen Zügen 
die Beförderung von Thieren erfolgt. Die Annahme einzelner Stücke 
zur Beförderung hängt davon ab, ob geeigneter Raum vorhanden iſt. 

(2). Die Eiſenbahn kann durch den Tarif feſtſetzen, daß die An⸗ 
nahme von lebenden Thieren mit Ausnahme von Hunden an Sonn⸗ 
und Feſttagen ausgeſchloſſen oder auf beſtimmte Stunden beſchränkt wird. 

(3). Die Thiere müſſen rechtzeitig, einzelne Stücke mindeſtens 
1 Stunde vor Abgang des Zuges, auf den Bahnhof gebracht werden. 
Bei der Ankunft an dem Beſtimmungsorte werden die Thiere gegen 
Rückgabe des Beförderungsſcheins oder nach Aushändigung des Fracht⸗ 
briefs an den Empfänger gegen deſſen Beſcheinigung ausgeliefert. Das 
Ausladen und Abtreiben muß ſpäteſtens 2 Stunden nach der Bereit⸗ 
ſtellung und dem Ablaufe der zur etwaigen zoll⸗ oder ſteueramtlichen 
Abfertigung erforderlichen Zeit erfolgen. Nach Ablauf dieſer Friſt iſt 
die Eiſenbahn berechtigt, die Thiere auf Gefahr und Koſten des Ab⸗ 
ſenders in Verpflegung zu geben oder, falls ſie deren ferneren Aufent⸗ 
halt im Wagen oder auf dem Bahnhofe geſtattet, ein im Tarife feſt⸗ 
zuſetzendes Standgeld zu erheben. 


§ 47. 
Lieferfriſt für Thiere. 


(1). Die Lieferfriſt ſetzt ſich aus Expeditions⸗ und Transportfriſt 
zuſammen und darf nicht mehr betragen als: 


1. an Expeditionsfriſe4m . „„I Tag, 
2. an Transportfriſt für je auch nur W 
300 Kilometer.. .. 1 Tag. 


(2). Sie beginnt mit der auf bie Abſtempelung des Frachtbriefs 
oder Aushändigung des Beförderungsſcheins folgenden Mitternacht und 
iſt gewahrt, wenn innerhalb derſelben das Vieh auf der Beſtimmungs— 
ſtation zur Abnahme bereitgeſtellt iſt. 

(3). Der Lauf der Lieferfriſten ruht außer den Fällen des § 63 
Abi. 6 auch für die Dauer des Aufenthalts des Viehes auf den Tränke⸗ 
ſtationen ſowie für die Dauer der ärztlichen Viehbeſchauung. 
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(4). Die Auslieferung von Pferden und Hunden, welche mit Per— 
ſonenzügen befördert werden, kann in der im § 33 Abſ. 2 und 6 bes 
ſtimmten Friſt verlangt werden. 


§ 48. 
Anwendbarkeit der Beſtimmungen für Güter. 


(1). Im Uebrigen finden auf die Beförderung von Thieren die 
Beſtimmungen des Abſchnitts VIII ſinngemäße Anwendung. 

(2). Die Angabe des Intereſſes an der Lieferung hat bei den 
auf Beförderungsſchein abgefertigten Thieren nur dann eine rechtliche 
Wirkung, wenn ſie von der Abfertigungsſtelle der Abgangsſtation im 
Beförderungsſcheine vermerkt iſt. 


VIII. 
Beförderung von Gütern. 


§ 49. 
Direkte Beförderung. 


Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, Güter zur Beförderung von und 
nach allen für den Güterverkehr eingerichteten Stationen anzunehmen, 
ohne daß es für den Uebergang von einer Bahn auf die andere einer 
Vermittlungsadreſſe bedarf. 

§ 50. 
Von der Beförderung ausgeſchloſſene oder nur bedingungs⸗ 
weiſe zugelaſſene Gegenſtände. 


A. Von der Beförderung find ausgeſchloſſen: 

1. diejenigen Gegenſtände, welche dem Poſtzwang unterworfen 
ſind; 

2. diejenigen Gegenſtände, welche wegen ihres Umfanges, ihres 
Gewichts oder ihrer ſonſtigen Beſchaffenheit nach der Anlage 
und dem Betrieb auch nur einer der Bahnen, welche an 
der Ausführung des Transports Theil zu nehmen haben, 
ſich zur Beförderung nicht eignen; 

3. diejenigen Gegenſtände, deren Beförderung aus Gründen der 
öffentlichen Ordnung verboten iſt; N 

4. alle der Selbſtentzündung oder Exploſion unterworfenen Ge: 
genſtände, ſoweit nicht die Beſtimmungen in Anlage B An⸗ 
wendung finden, insbeſondere: 


1) Hier nicht mit abgedruckt. 
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a) Nitroglycerin (Sprengöl) als ſolches, abtropfbare Ge: 
miſche von Nitroglycerin mit an ſich exploſiven Stoffen; 

b) nicht abtropſbare Gemiſche von Nitroglycerin mit pulver⸗ 
förmigen, an ſich nicht exploſiven Stoffen (Dynamit und 
ähnliche Präparate) in loſer Maſſe; 

c) pikrinſaure Salze ſowie exploſive Gemiſche, die pikrin⸗ 
ſaure oder chlorſaure Salze enthalten; 

d) Knallqueckſilber, Knallſilber und Knallgold, ſowie die 
damit dargeſtellten Präparate; 

e) ſolche Präparate, welche Phosphor in Subſtanz beigemiſcht 
enthalten; 

1) geladene Schußwaffen. 

B. Bedingungsweiſe werden zur Beförderung zugelaſſen: 

1. Die in Anlage B verzeichneten Gegenſtände. 

Für deren Annahme und Beförderung ſind die daſelbſt 
getroffenen näheren Beſtimmungen maßgebend. 

2. Gold- und Silberbarren, Platina, Geld, geldwerthe Münzen, 
Münzen und Papiere, Dokumente, Edelſteine, echte Perlen, 
Pretioſen und andere Koſtbarkeiten, ferner Kunſtgegenſtände, 
wie Gemälde, Gegenſtände aus Erzguß, Antiquitäten. 

Unter welchen Bedingungen dieſe Gegenſtände zur Beför⸗ 
derung angenommen werden, beſtimmen die Tarife. Wegen 
Beſchränkung der Höhe des Schadenserſatzes ſiehe $ 81 Abſ. 2. 

Als geldwerthe Papiere ſind nicht anzuſehen: 
geſtempelte Poſtkarten, Poſtanweiſungs-Formulare, Brief: 
umſchläge und Streifbänder, Poſtfreimarken, Stempel⸗ 
bogen und Stempelmarken ſowie ähnliche amtliche Werth⸗ 
zeichen. 

3. Diejenigen Gegenſtände, deren Verladung oder Beförderung 
nach der Anlage und dem Betrieb einer der betheiligten 
Bahnen außergewöhnliche Schwierigkeit verurſacht. 

Die Beförderung ſolcher Gegenſtände kann von jedesmal 
zu vereinbarenden beſonderen Bedingungen abhängig ge— 
macht werden. 

4. Eiſenbahnfahrzeuge, ſofern ſie auf eigenen Rädern laufen. 
Sie müſſen ſich in lauffähigem Zuſtande befinden. Loko— 
motiven, Tender und Dampfwagen müſſen von einem ſach— 
verſtändigen Beauftragten des Abſenders begleitet ſein. 


C. Die bedingungsweiſe zur Beförderung zugelaſſenen Gegenſtände 
dürfen nicht bahnlagernd geſtellt werden. 
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§ 51. 
Inhalt des Frachtbrie fs. 


(1). Jede Sendung muß von einem Frachtbriefe begleitet ſein, 
welcher folgende Angaben enthält: 

a) Ort und Tag der Ausſtellung. 

b) Die Bezeichnung der Verſandſtation. 

e) Die Bezeichnung der Beſtimmungsſtation und der Bes 
ſtimmungsbahn, den Namen und den Wohnort des Em⸗ 
pfängers ſowie die etwaige Angabe, daß das Gut bahn⸗ 
lagernd geſtellt iſt. Bei Verſendung von Gütern nach 
Orten, welche an einer Eiſenbahn nicht gelegen oder nach 
Eiſenbahnſtationen, welche für den Güterverkehr nicht 
eingerichtet ſind, iſt vom Abſender die Eiſenbahnſtation 
zu bezeichnen, bis zu welcher das Gut befördert werden 
ſoll; der Empfänger hat den Weitertransport zu beſorgen, 
ſofern nicht für dieſen von der Eiſenbahn Einrichtungen 
getroffen find (§ 68 Abſ. 3). 

d) Die Bezeichnung der Sendung nach ihrem Inhalte, die 
Angabe des Gewichts oder ſtatt deſſen eine den beſon⸗ 
deren Vorſchriften der Verſandbahn entſprechende Angabe; 
ferner bei Stückgut die Anzahl, Art der Verpackung, 
Zeichen und Nummer der Frachtſtücke. Die Eiſenbahn 
iſt jedoch berechtigt, die letzteren Angaben auch bei Gütern 
in Wagenladungen zu verlangen, ſofern die dieſe bildenden 
Frachtſtücke derartige Bezeichnungen zulaſſen ($ 58 Abſ. 4). 
Die in Anlage B aufgeführten Gegenſtände find unter 
der daſelbſt gebrauchten Bezeichnung in den Frachtbrief 
aufzunehmen. 

e) Das Verlangen des Abſenders, Ausnahmetarife unter 
den im § 81 für zuläſſig erklärten Bedingungen zur An: 

wendung zu bringen. 

1) Die etwaige Angabe des Intereſſes an der Lieferung 
($ 84 ff.). 

g) Die Angabe, ob die Sendung als Eilgut oder als Fracht— 
gut zu befördern iſt ($ 56). 

h) Das genaue Verzeichniß der für die zoll- oder ſteuer⸗ 
amtliche Behandlung oder die polizeiliche Prüfung nöthigen 
Begleitpapiere ($ 59). 

1) Den Frankaturvermerk im Falle der Vorausbezahlung 
der Fracht oder der Hinterlegung eines Frankaturvor⸗ 
ſchuſſes (§ 61). 

k) Die auf dem Gute haftenden Nachnahmen, und zwar 
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ſowohl die erſt nach Eingang auszuzahlenden, als auch 
die von der Eiſenbahn geleiſteten Baarvorſchüſſe ($ 62). 

1) Bei Sendungen, welche einer zoll: oder ſteueramtlichen 
Abfertigung unterliegen, die zu berührende Abfertigungs⸗ 
ſtelle, falls der Abſender eine ſolche zu bezeichnen wünſcht. 
Die Eiſenbahn hat eine derartige Vorſchrift zu befolgen. 

Im Uebrigen bleibt die Wahl des Transportwegs 
ausſchließlich dem Ermeſſen der Eiſenbahn überlaſſen; 
letztere iſt jedoch verpflichtet, das Gut auf demjenigen 
Wege zu befördern, welcher nach den Tarifen den bil⸗ 
ligſten Frachtſatz und die günſtigſten Transportbedingungen 
darbietet. 

m) Die Unterſchrift des Abſenders mit ſeinem Namen oder 
ſeiner Firma ſowie Angabe ſeiner Wohnung. Die Unter⸗ 
ſchrift kann durch eine gedruckte oder geſtempelte Zeich⸗ 
nung erſetzt werden. 

n) Den etwaigen Antrag auf Ausſtellung eines Frachtbrief⸗ 
Duplikats oder eines Aufnahmeſcheins ($ 54). 

(2) Die Aufnahme weiterer Erklärungen in den Frachtbrief, die 
Ausſtellung anderer Urkunden anſtatt des Frachtbriefs, ſowie die Bei⸗ 
fügung anderer Schriftſtücke zum Frachtbrief iſt unzuläſſig, ſofern 
dieſelben nicht durch die Verkehrsordnung für ſtatthaft erklärt ſind. 


§ 52. 
Form des Frachtbriefes. 

(1). Zur Ausſtellung des Frachtbriefs ſind Formulare nach Maß⸗ 
gabe der Anlage C und D) zu verwenden, welche auf allen Stationen 
zu den im Tarife feſtzuſetzenden Preiſen käuflich zu haben ſind. Die⸗ 
ſelben müſſen für gewöhnliche Fracht auf weißes Papier, für Eilfracht 
gleichfalls auf weißes Papier, jedoch mit einem auf der Vorder: und 
Rückſeite oben und unten am Rande anzubringenden karminrothen 
Streifen, gedruckt ſein. Für die Frachtbriefe iſt Schreibpapier zu ver- 
wenden, welches die von dem Reichs-Eiſenbahn⸗Amte Fee Be⸗ 
ſchaffenheit beſitzt. 

(2). Es können jedoch durch die Landesaufſichtsbehörde mit Zu⸗ 
ſtimmung des Reichs⸗Eiſenbahnamts für regelmäßig wiederkehrende Trans⸗ 
porte zwiſchen beſtimmten Orten ſowie für Sendungen, welche zur 
Weiterbeförderung über See beſtimmt ſind, Abweichungen von den Vor— 
ſchriften des erſten Abſatzes zugelaſſen werden. 

(3). Die Frachtbriefe müſſen zur Beurkundung ihrer Ueberein— 
ſtimmung mit den desfallſigen Vorſchriften den Kontrolſtempel einer 
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inländiſchen Eiſenbahn tragen. Die Stempelung erfolgt bei den nicht 
für Rechnung der Eiſenbahn gedruckten Frachtbriefen gegen eine im 
Tarife feſtzuſetzende Gebühr und kann verweigert werden, ſofern nicht 
gleichzeitig mindeſtens 100 Frachtbriefe vorgelegt werden. 

(4). Sofern der auf dem Frachtbriefformulare für die Beſchreibung 
der Güter vorgeſehene Raum ſich als unzureichend erweiſt, hat dieſelbe 
auf der Rückſeite der für die Adreſſe beſtimmten Hälfte des Formulars 
nach Maßgabe der Spalten des Frachtbriefs zu erfolgen. Reicht auch 
dieſer Raum nicht aus, fo find dem Frachtbriefe beſondere, die Be: 
ſchreibung enthaltende und vom Abſender zu unterzeichnende Blätter 
im Formate des Frachtbriefs feſt anzuheften, auf welche in dieſem 
beſonders hinzuweiſen iſt. In den erwähnten Fällen iſt in den vor⸗ 
gedruckten Spalten des Frachtbriefs das Geſammtgewicht der Sendung 
unter Angabe der für die Tarifirung maßgebenden Bezeichnung der 
Transportgegenſtände, nöthigenfalls unter Scheidung derſelben nach 
den Tarifklaſſen, anzugeben. Den beigegebenen Blättern iſt der Ab⸗ 
fertigungsſtempel der Verſandſtation aufzudrücken. 

(5). Es iſt geſtattet, auf der Rückſeite der für die Adreſſe be⸗ 
ſtimmten Hälfte des Frachtbriefs die Firma des Ausſtellers aufzudruden. 
Ebendaſelbſt können auch — jedoch ohne Verbindlichkeit und Verant⸗ 
wortlichkeit für die Eiſenbahn — die folgenden nachrichtlichen Ver⸗ 
merke angebracht werden: „von Sendung des N. N.“, „im Auftrage 
des N. N.“, „zur Verfügung des N. N.“, „zur Weiterbeförderung 
an N. N.“, „verſichert bei N. N.“. Dieſe Vermerke können ſich nur 
auf die ganze Sendung beziehen. 

(6). Die ſtark umrahmten Theile des Formulars ſind durch die 
Eiſenbahn, die übrigen durch den Abſender auszufüllen. Bei Aufgabe 
von Gütern, welche der Abſender zu verladen hat, ſind von dieſem auch 
die Nummer und die Eigenthumsmerkmale des Wagens an der vor⸗— 
geſchriebenen Stelle einzutragen. 

(7). Mehrere Gegenſtände dürfen nur dann in einen und dene 
ſelben Frachtbrief aufgenommen werden, wenn das Zuſammenladen der⸗ 
ſelben nach ihrer Beſchaffenheit ohne Nachtheil erfolgen kann und Zoll-, 
Steuer: und Polizeivorſchriften nicht entgegenſtehen. Den laut § 50 B 
bedingungsweiſe zur Beförderung zugelaſſenen Gegenſtänden ſind be⸗ 
ſondere, andere Gegenſtände nicht umfaſſende Frachtbriefe beizugeben. 
Werden bedingungsweiſe zur Beförderung zugelaſſene Gegenſtände, für 
welche die Vereinigung mit anderen Gegenſtänden in ein Frachtſtück 
nach Anlage B Nr. XXXVV geftattet iſt, mit anderen Gütern zuſammen 
zur Beförderung in Wagenladungen aufgegeben, jo bedarf es der Bei: 
gabe eines beſonderen Frachtbriefs für dieſe Gegenſtände nicht. Für 
derartige Wagenladungen genügt ein Frachtbrief, in welchem jedoch 
die nur bedingungsweiſe zugelaſſenen Güter als ſolche durch Hinzufügung 
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des Wortes „(bedingungsweiſe)“ ausdrücklich bezeichnet werden müſſen. 
Den nach den Vorſchriften dieſer Ordnung oder des Tarifs oder nach 
beſonderer Vereinbarung vom Abſender aufzuladenden oder vom Em⸗ 
pfänger abzuladenden Gütern ſind beſondere, andere Gegenſtände nicht 
umfaſſende Frachtbriefe beizugeben. 

(8). Die Verſandſtation kann verlangen, daß für jeden Wagen 
ein beſonderer Frachtbrief beigegeben wird. 


§ 53. 
Haftung für die Angaben im Frachtbriefe. Bahnſeitige 
Ermittelungen. Frachtzuſchläge. 


(1). Der Abſender haftet für die Richtigkeit und die Vollſtändigkeit 
der in den Frachtbrief aufgenommenen Angaben und Erklärungen und 
trägt alle Folgen, welche aus unrichtigen, ungenauen oder ungenügenden 
Erklärungen entſpringen. 

(2). Die Eiſenbahn iſt jederzeit berechtigt, die Uebereinſtimmung 
des Inhalts der Sendungen mit den Angaben des Frachtbriefs zu 
prüfen und das Ergebniß feſtzuſtellen. Der Berechtigte iſt einzuladen, 
bei der Prüfung zugegen zu ſein, vorbehaltlich des Falles, wenn die 
letztere auf Grund polizeilicher Maßregeln, die der Staat im Intereſſe 
der Sicherheit oder der öffentlichen Ordnung zu ergreifen berechtigt 
iſt, ſtattfindet. Erſcheint der Berechtigte nicht, ſo ſind zwei Zeugen 
beizuziehen. 

(3). Zur Ermittelung des Gewichts und der Stückzahl einer 
Sendung iſt die Eiſenbahn jederzeit berechtigt. Die Eiſenbahn iſt ver: 
pflichtet, das Gewicht der Stückgüter bei der Aufgabe feſtzuſtellen. 
Ausdrücklichen Anträgen des Abſenders auf Feſtſtellung der Stückzahl 
oder des Gewichts der Wagenladungsgüter iſt die Eiſenbahn gegen 
eine im Tarife feſtzuſetzende Gebühr ſtattzugeben verpflichtet, ſofern die 
Güter vermöge ihrer Beſchaffenheit eine derartige Feſtſtellung ohne 
erheblichen Aufenthalt geſtatten und die vorhandenen Wägevorrichtungen 
ausreichen. Einem Antrag auf bahnſeitige Gewichtsfeſtſtellung iſt es 
in allen Fällen, wo die Fracht tarifmäßig nach dem Gewichte berechnet 
wird, gleichzuachten, wenn der Abſender im Frachtbriefe kein Gewicht 
angegeben hat. 

(4). Dem Abſender ſteht frei, bei der Ermittelung des Gewichts 
und der Stückzahl zugegen zu ſein. Verlangt der Abſender, nachdem 
die Feſtſtellung ſeitens der Eiſenbahn bereits erfolgt iſt, vor der Der: 
ladung der Güter eine nochmalige Ermittelung der Stückzahl oder des 
Gewichts in ſeiner Gegenwart, ſo iſt die Eiſenbahn berechtigt, auch 
dafür die tarifmäßige Gebühr zu erheben. 

(5). Die Feſtſtellung des Gewichts wird von der Verſandſtation 
durch den Wägeſtempel auf dem Frachtbriefe beſcheinigt. 
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(6). Für die Beladung der Wagen iſt das daran vermerkte Lade— 
gewicht maßgebend. Eine ſtärkere Belaſtung iſt bis zu der an den 
Wagen angeſchriebenen Tragfähigkeit inſoweit zuläſſig, als nach der 
natürlichen Beſchaffenheit des Gutes nicht zu befürchten iſt, daß in 
Folge von Witterungseinflüſſen während des Transports die Belaſtung 
über die Grenze der Tragfähigkeit hinausgehen werde. Eine die Trag⸗ 
fähigkeit überſchreitende Belaſtung — Ueberlaſtung — iſt in keinem 
Falle geſtattet. Bei ſolchen außerdeutſchen Wagen, die nur eine, die 
zuläſſige Belaſtung kennzeichnende, dem Ladegewichte der deutſchen Wagen 
entſprechende Anſchrift tragen, darf das angeſchriebene „Ladegewicht“ 
oder die angeſchriebene „Tragfähigkeit“ bei der Beladung keinesfalls 
um mehr als 5 Prozent überſchritten werden. 

(7). Bei unrichtiger Angabe des Inhalts einer Sendung oder bei 
zu niedriger Angabe des Gewichts einer Wagenladung ſowie bei Ueber⸗ 
laſtung eines vom Abſender ſelbſt beladenen Wagens iſt — abgeſehen 
von der Nachzahlung des etwaigen Frachtunterſchieds und dem Erſatze 
des entſtandenen Schadens ſowie den durch ſtrafgeſetzliche oder polizei⸗ 
liche Beſtimmungen vorgeſehenen Strafen — ein Frachtzuſchlag an die 
am Transporte betheiligten Eiſenbahnen zu zahlen, deſſen Höhe wie 
ſolgt feſtgeſetzt wird: | 

(8). Wenn die im $ 50 4 Ziffer 4 und in der Anlage B auf: 
geführten Gegenſtände unter unrichtiger oder ungenauer Inhaltsangabe 
zur Beförderung aufgegeben oder die in Anlage B gegebenen Sicher: 
heitsvorſchriften bei der Aufgabe außer Acht gelaſſen werden, jo be: 
trägt der Frachtzuſchlag 12 Mark für jedes Brutto⸗-⸗Kilogramm des 
ganzen Verſandſtücks. 

(9). In allen anderen Fällen unrichtiger Inhaltsangabe beträgt 
der Frachtzuſchlag, ſofern die unrichtige Inhaltsangabe eine Fracht- 
verkürzung herbeizuführen nicht geeignet iſt, 1 Mark für den Fracht⸗ 
brief, ſonſt das Doppelte des Unterſchieds zwiſchen der Fracht von der 
Aufgabe: bis zur Beſtimmungsſtation für den angegebenen und der für 
den ermittelten Inhalt, mindeſtens aber 1 Mark. 

(10). Im Falle zu niedriger Angabe des Gewichts einer Wagen: 
ladung beträgt der Frachtzuſchlag das Doppelte des Unterſchieds 
zwiſchen der Fracht, welche für das angegebene und für das ermittelte 
Gewicht von der Aufgabe- bis zur Beſtimmungsſtation zu entrichten iſt. 

(11). Im Falle der Ueberlaſtung (Abſ. 6) eines vom Abſender 
ſelbſt beladenen Wagens beträgt der Frachtzuſchlag das Sechsfache der 
Fracht von der Aufgabe- bis zur Beſtimmungsſtation für das die zu: 
läſſige Belaſtung überſteigende Gewicht. Dieſe Beſtimmung iſt auch 
auf ſolche Gegenſtände, deren Fracht tarifmäßig nicht nach dem Ge— 
wichte berechnet wird, ſinngemäß anzuwenden. Iſt insbeſondere die 
Fracht nach der Ladefläche zu berechnen, ſo erfolgt die Ermittelung 
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des Frachtzuſchlags in der Weiſe, daß zunächſt die nach der Ladefläche 
des verwendeten Wagens berechnete Fracht als Fracht für das im ein⸗ 
zelnen Falle zuläſſige höchſte Belaſtungsgewicht angeſehen, der ſich hier⸗ 
nach für das höchſte Belaſtungsgewicht ergebende Frachtbetrag ſodann 
verhältnißmäßig auf das Uebergewicht übertragen und der für das 
Uebergewicht gefundene Frachtbetrag ſechsfach genommen wird. 

(12). Wenn gleichzeitig eine zu niedrige Gewichtsangabe und eine 
Ueberlaſtung vorliegt, ſo wird ſowohl der Frachtzuſchlag für zu niedrige 
Gewichtsangabe (Abſ. 10), als auch der Frachtzuſchlag für Ueberlaſtung 
(Abſ. 11) erhoben. 

(13). Ein Frachtzuſchlag wird nicht erhoben: 

a) bei unrichtiger Gewichtsangabe und bei Ueberlaſtung, 
wenn der Abſender im Frachtbriefe die Verwiegung ver⸗ 
langt hat, 

b) bei einer während des Transports in Folge von Wit⸗ 
terungseinflüſſen eingetretenen Ueberlaſtung, wenn der 
Abſender nachweiſt, daß er bei der Beladung des Wagens 
das daran vermerkte Ladegewicht nicht überſchritten hat. 


§ 54. 
Abſchluß des Frachtvertrages. 


(1). Der Frachtvertrag iſt abgeſchloſſen, ſobald das Gut mit dem 
Frachtbriefe von der Verſandſtation zur Beförderung angenommen iſt. 
Als Zeichen der Annahme wird dem Frachtbriefe der Tagesſtempel der 
Abfertigungsſtelle aufgedrückt. | 

(2). Die Abſtempelung hat ohne Verzug nach vollſtändiger Auf: 
lieferung des in demſelben Frachtbriefe verzeichneten Gutes und auf 
Verlangen des Abſenders in deſſen Gegenwart zu erfolgen. 

(3). Der mit dem Stempel verſehene Frachtbrief dient als Be— 
weis über den Frachtvertrag. 

(4). Jedoch machen bezüglich derjenigen Güter, deren Aufladen 
nach den Vorſchriften dieſer Ordnung oder des Tarifs oder nach be— 
ſonderer Vereinbarung von dem Abſender beſorgt wird, die Angaben 
des Frachtbriefs über das Gewicht und die Anzahl der Stücke gegen 
die Eiſenbahn keinen Beweis, ſofern nicht die Nachwägung oder Nach— 
zählung Seitens der Eiſenbahn erfolgt und dies auf dem Frachtbriefe 
beurkundet iſt. 

(5). Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, auf Verlangen des Abſenders 
den Empfang des Frachtguts, unter Angabe des Tages der Annahme 
zur Beförderung, auf einem ihr mit dem Frachtbriefe vorzulegenden, 
als ſolches zu bezeichnenden Duplikat des Frachtbriefs zu beſcheinigen. 
Der Antrag auf Ertheilung des Duplikats iſt vom Abſender auf dem 
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Frachtbriefe zu vermerken. Die Eiſenbahn hat durch Aufdrückung eines 
Stempels zu beſtätigen, daß dem Antrag entſprochen iſt. 

(6). Das Duplikat hat nicht die Bedeutung des Original-Fracht⸗ 
briefs und ebenſowenig diejenige eines Konnoſſements (Ladeſcheins). 

(7). Bei ſolchen Gütern, welche nicht in ganzen Wagenladungen 
aufgegeben werden, kann mit Zuſtimmung des Abſenders an Stelle 
des Duplikats ein als ſolcher zu bezeichnender Aufnahmeſchein aus— 
geſtellt werden, welcher dieſelbe rechtliche Bedeutung wie das Du— 
plikat hat. 

(8). Auf Wunſch des Abſenders kann der Empfang des Gutes 
auch in anderer Form, insbeſondere mittelſt Eintrags in ein Quittungs— 
buch u. ſ. w. beſcheinigt werden. Eine derartige Beſcheinigung hat nicht 
die Bedeutung eines Frachtbrief-Duplikats oder eines Aufnahmeſcheins. 


§ 55. 
Vorläufige Einlagerung des Gutes. 


(1). Die Eiſenbahn iſt nur verpflichtet, die Güter zum Transport 
anzunehmen, ſoweit die Beförderung derſelben ſofort erfolgen kann. 

(2). Die Eiſenbahn iſt jedoch verpflichtet, die ihr zugeführten 
Güter, deren Beförderung nicht ſofort erfolgen kann, ſoweit die Räum⸗ 
lichkeiten es geſtatten, gegen Empfangsbeſcheinigung mit dem Vorbehalt 
in einſtweilige Verwahrung zu nehmen, daß die Annahme zur Beför— 
derung und die Aufdrückung des Abfertigungsſtempels auf den Fracht— 
brief (§ 54 Abſ. 1) erſt dann erfolgt, wenn die Beförderung möglich 
iſt. Der Abſender hat im Frachtbriefe ſein Einverſtändniß mit dieſem 
Verfahren zu erklären. In dieſem Falle haftet die Eiſenbahn bis zum 
Abſchluſſe des Frachtvertrags als Verwahrer. 

(3). Mit Genehmigung der Aufſichtbehörde iſt die Eiſenbahn 
berechtigt, im Falle ſie Wagenladungsgüter, deren ſofortige Beförderung 
nicht möglich iſt, gleichwohl zum Transport annimmt, mit dem Abſender 
zu vereinbaren, daß für die Sendung die Lieferfriſt von dem Tage an 
zu rechnen iſt, an welchem die Abſendung thatſächlich erfolgt. Der 
Abſender hat ſein Einverſtändniß auf dem Frachtbriefe zu erklären und 
auf dem Frachtbriefduplikate zu wiederholen. Die Eiſenbahn iſt ver⸗ 
pflichtet, den Zeitpunkt der Abſendung auf dem Frachtbriefe durch Auf: 
drückung eines beſonderen Stempels erſichtlich zu machen und dieſen 
Zeitpunkt dem Abſender ohne Verzug mitzutheilen. 


§ 56. 
Auflieferung und Beförderung des Gutes. 


(1). Das Gut muß in den von der Eiſenbahn feſtzuſetzenden 
Dienſtſtunden aufgeliefert und, falls die Verladung nach den Bor: 
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ſchriften dieſer Ordnung oder des Tarifs oder nach beſonderer Verein⸗ 
barung dem Abſender obliegt, innerhalb derſelben verladen werden. 
Bei einer nach und nach ſtattfindenden Auflieferung der mit demſelben 
Frachtbrief aufgegebenen, von der Eiſenbahn zu verladenden Sendung 
iſt, ſofern die Auflieferung durch den Abſender über 24 Stunden ver⸗ 
zögert wird, die Eiſenbahn berechtigt, ein im Tarife feſtzuſetzendes 
Lagergeld zu erheben. Dasſelbe gilt in dem Falle, wenn von der Eiſen⸗ 
bahn zu verladende Güter mit unvollſtändigem oder unrichtigem Fracht⸗ 
brief aufgeliefert find und die Berichtigung nicht binnen 24 Stunden 
nach der Beanſtandung erfolgt. Wegen der Anfuhr der Güter durch 
Rollfuhrunternehmer der Eiſenbahn ſiehe § 68. 

(2). Die Beförderung erfolgt, je nach der Beſtimmung im Fracht⸗ 
brief, als Eilgut oder als Frachtgut. 

(3). An Sonn⸗ und Feſttagen wird gewöhnliches Frachtgut nicht 
angenommen und am Beſtimmungsorte dem Empfänger nicht verabfolgt. 
Eilgut wird auch an Sonn- und Feſttagen, aber nur in den ein für 
allemal beſtimmten, durch Aushang an den Abfertigungsſtellen, ſowie 
in einem Lokalblatte bekannt zu machenden Tageszeiten angenommen 
und ausgeliefert. 

(4). Die Beförderung der Güter findet in der Reihenfolge ſtatt, 
in welcher ſie zur Beförderung angenommen worden ſind, ſofern nicht 
zwingende Gründe des Eiſenbahnbetriebs oder das öffentliche Intereſſe 
eine Ausnahme rechtfertigen. Eine Zuwiderhandlung gegen dieſe Bor: 
ſchriften begründet den Anſpruch auf Erſatz des daraus entſtehenden 
Schadens. 

(5). Die Eiſenbahnen ſind verpflichtet, Einrichtungen zu treffen, 
durch welche die Reihenfolge der Güterabfertigung feſtgeſtellt werden kann. 

(6). Die Bereitſtellung der Wagen für ſolche Güter, deren Ber: 
ladung der Abſender ſelbſt zu beſorgen hat (ſiehe Abſ. 1), muß für einen 
beſtimmten Tag nachgeſucht und die Auflieferung und Verladung in 
der von der Eiſenbahn zu beſtimmenden Friſt vollendet werden. Dieſe 
Friſt iſt durch Anſchlag an den Abfertigungsſtellen ſowie in einem 
Lokalblatte bekannt zu machen. 

(7). Erſolgt die Auflieferung und Verladung nicht innerhalb 
dieſer Friſt, ſo hat der Abſender nach deren Ablaufe das im Tarife 
feſtzuſetzende Wagenſtandgeld zu bezahlen. Daſſelbe gilt in dem Falle, 
wenn Güter, die von dem Abſender zu verladen ſind (ſiehe Abſ. 1), 
mit unrichtigem oder unvollſtändigem Frachtbrief aufgeliefert werden 
und die Berichtigung nicht innerhalb der feſtgeſetzten Ladefriſt erfolgt. 
Auch iſt die Eiſenbahn berechtigt, den Wagen auf Koſten des Beſtellers 
zu entladen und das Gut auf deſſen Gefahr und Koſten auf Lager zu 
nehmen. Bei Beſtellung des Wagens iſt auf Verlangen der Eiſenbahn 
eine den Betrag einer Tagesverſäumniß deckende Sicherheit zu beſtellen 
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Wenn die Eiſenbahn feſt zugeſagte Wagen nicht rechtzeitig ſtellt, ſo hat 
ſie dem Beſteller eine dem Wagenſtandgeld entſprechende Entſchädigung 
zu zahlen. 

(8). Der Lauf der in den Abſ. 1 und 7 vorgeſehenen Friſten 
ruht an Sonn⸗ und Feſttagen ſowie für die Dauer einer zoll: oder 
ſteueramtlichen Abfertigung, ſofern dieſe nicht durch den Abſender 
verzögert wird. Der Abſender hat die Dauer der Abfertigung nad: 
zuweiſen. 

8 57. 


Beförderung in gedeckten oder in offenen Wagen. 


(1). Der Abſender iſt, ſofern nicht eine Beſtimmung der Verkehrs⸗ 
ordnung oder Zoll-, Steuer- und polizeiliche Vorſchriften oder zwingende 
Gründe des Betriebs entgegenſtehen, berechtigt, durch ſchriftlichen Ver⸗ 
merk auf dem Frachtbriefe zu verlangen: 

1. daß bei denjenigen Gütern, welche nach dem Tarif in offen 
gebauten Wagen befördert werden, die Beförderung in gedeckt 
gebauten Wagen erfolge, 

2. daß bei denjenigen Gütern, welche nach dem Tarif in gedeckt 
gebauten Wagen befördert werden, die Beförderung in offen 
gebauten Wagen ſtattfinde. 

(2). Im erſteren Falle kann die Eiſenbahn einen im Tarife feſt⸗ 
zuſetzenden Zuſchlag zur Fracht erheben. 

(3). Der Tarif beſtimmt, ob und unter welchen Bedingungen auf 
den im Frachtbriefe zu ſtellenden Antrag des Abſenders Decken für 
offen gebaute Wagen miethweiſe überlaſſen werden. 


8 58. 
Verpackung und Bezeichnung des Gutes. 


(1). Soweit die Natur des Frachtguts zum Schutze gegen Ver⸗ 
luſt, Minderung oder Beſchädigung auf dem Transport eine Verpackung 
nöthig macht, liegt die gehörige Beſorgung derſelben dem Abſender ob. 

(2). Iſt der Abſender dieſer Verpflichtung nicht nachgekommen, ſo 
iſt die Eiſenbahn, falls ſie nicht die Annahme des Gutes verweigert, 
berechtigt zu verlangen, daß der Abſender auf dem Frachtbriefe das 
Fehlen oder die Mängel der Verpackung unter ſpezieller Bezeichnung 
anerkennt und der Verſandſtation hierüber außerdem eine beſondere 
Erklärung nach Maßgabe des vorgeſchriebenen Formulars (Anlage E)) 
ausſtellt. Sofern ein Abſender gleichartige der Verpackung bedürftige 
Güter unverpackt oder mit denſelben Mängeln der Verpackung auf der 
gleichen Station aufzugeben pflegt, kann er an Stelle der beſonderen 


1) Dieſe Anlage iſt nicht mit abgedruckt. 


v. d. Leyen: Die Fortbildung des Eiſenbahnfrachtrechts. 501 


Erklärung für jede Sendung ein für allemal eine allgemeine Erklärung 
nach dem in der Anlage F) vorgeſchriebenen Formular abgeben. In 
dieſem Falle muß der Frachtbrief außer der oben vorgeſehenen An⸗ 
erkennung einen Hinweis auf die der Verſandſtation abgegebene all⸗ 
gemeine Erklärung enthalten. Solche Formulare ſind von der Ab⸗ 
fertigungsſtelle bereit zu halten. 

(3). Für derartig beſcheinigte ſowie für ſolche Mängel der Ver⸗ 
packung, welche äußerlich nicht erkennbar find, hat der Abſender zu 
haften und jeden daraus entſtehenden Schaden zu tragen beziehungsweiſe 
der Bahnverwaltung zu erſetzen. Iſt die Ausſtellung der gedachten 
Erklärung nicht erfolgt, ſo haftet der Abſender für äußerlich erkennbare 
Mängel der Verpackung nur, wenn ihm ein argliſtiges Verfahren zur 
Laſt fällt. 

(4). Die Stückgüter ſind in haltbarer, deutlicher und Verwechſe⸗ 
lungen ausſchließender Weiſe, genau übereinſtimmend mit den Angaben 
im Frachtbrief, äußerlich zu bezeichnen (ſigniren). 

(5). Die Eiſenbahn iſt berechtigt zu verlangen, daß Stückgüter 
vom Abſender mit der Bezeichnung der Beſtimmungsſtation in dauer⸗ 
hafter Weiſe verſehen werden, ſofern deren Beſchaffenheit dies ohne 
beſondere Schwierigkeit geſtattet. 


§ 59. 
Zoll⸗, Steuer-, Polizei: und ſtatiſtiſche Vorſchriften. 


(1). Der Abſender iſt verpflichtet, dem Frachtbriefe diejenigen 
Begleitpapiere beizugeben, welche zur Erfüllung der etwa beſtehenden 
Zoll⸗, Steuer: oder Polizeivorſchriften vor der Ablieferung an ben 
Empfänger erforderlich find. Er haftet der Eiſenbahn, ſofern derſelben 
nicht ein Verſchulden zur Laſt fällt, für alle Folgen, welche aus dem 
Mangel, der Unzulänglichkeit oder Unrichtigkeit dieſer Papiere ent— 
ſtehen. 

(2). Der Eiſenbahn liegt eine Prüfung der Richtigkeit und Vol: 
ſtändigkeit derſelben nicht ob. 

(3). Die Zoll⸗, Steuer- und Polizeivorſchriften werden, jo lange 
das Gut ſich auf dem Wege befindet, von der Eiſenbahn erfüllt. Sie 
kann dieſe Aufgabe unter ihrer eigenen Verantwortlichkeit einem 
Spediteur übertragen oder gegen eine im Tarife feſtzuſetzende Gebühr 
ſelbſt übernehmen. In beiden Fällen hat ſie die Verpflichtungen eines 
Spediteurs. 

(4). Falls der Abſender eine Art der Abfertigung beantragt hat, 
welche im gegebenen Falle nicht zuläſſig iſt, !jo hat die Eiſenbahn die: 
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jenige Abfertigung zu veranlaſſen, welche ſie für das Intereſſe des 
Abſenders am vortheilhafteſten erachtet. Der Abſender iſt hiervon zu 
benachrichtigen. 

(5). Der Verfügungsberechtigte kann der Zollbehandlung entweder 
ſelbſt oder durch einen im Frachtbriefe bezeichneten Bevollmächtigten 
beiwohnen, um die nöthigen Aufklärungen über die Tarifirung des 
Gutes zu ertheilen und ſeine Bemerkungen beizufügen. Dieſe Befugniß 
begründet nicht das Recht, das Gut in Beſitz zu nehmen oder die Zoll: 
behandlung ſelbſt vorzunehmen. 

(6). Bei der Ankunft des Gutes am Beſtimmungsorte ſteht dem 
Empfänger das Recht zu, die zoll- und ſteueramtliche Behandlung zu 
beſorgen, falls nicht im Frachtbriefe etwas Anderes feſtgeſetzt iſt. 

(7). Bezüglich der Güter, welche über die Grenzen des deutſchen 
Zollgebietes ein-, aus⸗ oder durchgeführt werden, ſind die reichsgeſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen, betreffend die Statiſtik des Waarenverkehrs, und 
die dazu erlaſſenen Ausführungsvorſchriften zu beachten. Die Bes 
ſchaffung der nach dieſem Geſetze erforderlichen Anmeldeſcheine in Betreff 
der Ein⸗, Aus⸗ und Durchfuhr liegt dem Abſender beziehungsweiſe 
Empfänger ob. Sofern ſolche eiſenbahnſeitig bewirkt wird, kommen 
dafür die im Geſetze feſtzuſetzenden Gebühren zur Erhebung. Anmelde⸗ 
ſcheine, welche mit dem Stempel des Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amtes 
nicht verſehen ſind, unterliegen behufs Feſtſtellung ihrer Uebereinſtimmung 
mit dem vorgeſchriebenen Formulare der zuvorigen Abſtempelung ſeitens 
der Eiſenbahn gegen die im Tarife feſtzuſetzende Gebühr. 


§ 60. 
Berechnung der Fracht. 


(1). Die Grundſätze für die Frachtberechnung ſind im Tarife (8 7) 
anzugeben. 

(2). Außer den im Tarife angegebenen Frachtſätzen und Ver⸗ 
gütungen für beſondere im Tarife vorgeſehene Leiſtungen dürfen nur 
baare Auslagen erhoben werden, insbeſondere Aus-, Ein: und Durch: 
gangsabgaben, nicht in den Tarif aufgenommene Koſten für Ueber— 
führung und Auslagen für Ausbeſſerungen an den Gütern, welche in 
Folge ihrer äußeren oder inneren Beſchaffenheit zu ihrer Erhaltung 
nothwendig werden. Dieſe Auslagen ſind gehörig feſtzuſtellen und in 
dem Frachtbriefe erſichtlich zu machen, welchem die Beweisſtücke beizu: 
geben ſind. 

(3). Wenn die Eiſenbahn die Güter von der Behauſung des Ab— 
ſenders abholen oder aus Schiffen löſchen läßt, oder an die Behauſung 
des Empfängers oder an einen anderen Ort, z. B. nach Packhöfen, 
Lagerhäuſern, Reviſionsſchuppen, in Schiffe u. ſ. w. bringen läßt, ſo 
find die durch die Tarife oder durch Aushang an den Abfertigungs⸗ 
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ſtellen bekannt zu machenden Gebühren hierfür zu entrichten. Der 
Rollfuhrmann hat ſeinen Gebührentarif bei ſich zu tragen und auf 
Verlangen vorzuzeigen. 


8 61. 


Zahlung der Fracht. Anſprüche wegen unrichtiger 
Frachtberechnung; Verjährung folder Anſprüche. 


(1). Werden die Frachtgelder nicht bei der Aufgabe des Gutes 
zur Beförderung berichtigt, ſo gelten ſie als auf den Empfänger 
angewieſen. Die Verſandſtation hat im Falle der Ausſtellung eines 
Frachtbrief⸗Duplikats auch in dieſem die frankirten Gebühren, welche 
von ihr in dem Frachtbriefe eingetragen wurden, zu ſpezifiziren. 

(2). Bei Gütern, welche nach dem Ermeſſen der annehmenden 
Bahn ſchnellem Verderben unterliegen oder wegen ihres geringen Werthes 
die Fracht nicht ſicher decken, kann die Vorausbezahlung der Fracht: 
gelder gefordert werden. 

(3). Wenn im Falle der Frankirung der Betrag der Geſammt— 
fracht beim Verſand nicht genau beſtimmt werden kann, ſo kann die 
Verſandbahn die Hinterlegung des ungefähren Frachtbetrags fordern. 


(4). Wurde der Tarif unrichtig angewendet oder ſind Rechnungs— 
fehler bei der Feſtſetzung der Fracht und der Gebühren vorgekommen, 
fo iſt das zu wenig Geforderte nachzuzahlen, das zu viel Erhobene zu 
erſtatten und zu dieſem Zwecke dem Berechtigten thunlichſt bald Nach⸗ 
richt zu geben. Zur Geltendmachung von Frachterſtattungsanſprüchen 
iſt der Abſender oder Empfänger berechtigt, je nachdem der eine oder 
der andere die Mehrzahlung an die Eiſenbahn geleiſtet hat. Zur Nach⸗ 
bezahlung zu wenig erhobener Frachtbeträge iſt nach Auslieferung des 
Gutes derjenige verpflichtet, welcher die Fracht bezahlt oder nach Abſ. 3 
hinterlegt hat. § 90 Abſ. 1 findet auf die in dieſem Abſatz erwähnten 
Anſprüche keine Anwendung. 

(5). Anſprüche der Eiſenbahn auf Nachzahlung zu wenig erhobener 
Fracht oder Gebühren ſowie Anſprüche gegen die Eiſenbahn auf Rück⸗ 
erſtattung zu viel erhobener Fracht oder Gebühren (Abſ. 4) verjähren 
in einem Jahre. Die Verjährung beginnt mit dem Ablaufe des Tages, 
an welchem die Zahlung erfolgt iſt. 

(6). Die Verjährung des Anſpruchs auf Rückerſtattung zu viel 
erhobener Fracht oder Gebühren wird durch die ſchriftliche Anmeldung 
des Anſpruchs bei der Eiſenbahn gehemmt. Ergeht auf die Anmeldung 
ein abſchlägiger Beſcheid, ſo beginnt der Lauf der Verjährungsfriſt 
wieder mit dem Ablaufe desjenigen Tages, an welchem die Eiſenbahn 
ihre Entſcheidung dem Anmeldenden ſchriftlich bekannt macht und ihm 
die der Anmeldung etwa angeſchloſſenen Beweisſtücke zurückſtellt. Weitere 
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Geſuche, die an die Eiſenbahn oder an die vorgeſetzten Behörden gerichtet 
werden, bewirken keine Hemmung der Verjährung. 

(7). Hinſichtlich der Unterbrechung der Verjährung bewendet 
es bei den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften. 


8 62. 
Nachnahme. 


(1). Dem Abſender iſt geſtattet, das Gut bis zur Höhe des 
Werthes deſſelben mit Nachnahme zu belaſten. Bei denjenigen Gütern, 
für welche die Eiſenbahn Vorausbezahlung der Fracht zu verlangen 
berechtigt iſt (§S 61 Abſ. 2), kann die Belaſtung mit Nachnahme ver: 
weigert werden. 

(2). Für die aufgegebene Nachnahme wird die tarifmäßige Proviſion 
berechnet. Die Berechnung von Proviſion iſt auch für baare Auslagen 
der Eiſenbahn geſtattet. Proviſionsfrei ſind die von den Eiſenbahnen 
nachgenommenen Frachtgelder, die tarifmäßigen Nebengebühren, als: 
Frachtbrief-, Wäge⸗, Signir⸗, Lade-, Krahngelder, Zollabfertigungs⸗ 
gebühren u. ſ. w., ferner die ſtatiſtiſche Gebühr des Waarenverkehrs 
ſowie Portoauslagen und die Rollgelder der von der Bahnverwaltung 
beſtellten Fuhrunternehmer. 

(3). Als Beſcheinigung über die Auflegung von Nachnahmen dient 
der abgeſtempelte Frachtbrief, das Frachtbriefduplikat oder die ander⸗ 
weit geſtattete Beſcheinigung über Aufgabe von Gütern. Auf Verlangen 
werden außerdem beſondere Nachnahmeſcheine, und zwar gebührenfrei 
ertheilt. 

(4). Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, ſobald der Betrag der Nach⸗ 
nahme von dem Empfänger bezahlt iſt, den Abſender hiervon zu be⸗ 
nachrichtigen und demſelben die Nachnahme auszuzahlen. Dies findet 
auch Anwendung auf Auslagen, welche vor der Aufgabe für das 
Frachtgut gemacht worden ſind. Iſt im Tarife die Auszahlung der 
Nachnahme vom Ablauf einer beſtimmten Friſt abhängig gemacht, ſo 
entfällt die Nothwendigkeit einer beſonderen Benachrichtigung. 

(5). Iſt das Gut ohne Einziehung der Nachnahme abgeliefert 
worden, ſo haftet die Eiſenbahn für den Schaden bis zum Betrage der 
Nachnahme und hat denſelben dem Abſender ſofort zu erſetzen, vor— 
behaltlich ihres Rückgriffs gegen den Empfänger. 

(6). Baarvorſchüſſe können zugelaſſen werden, wenn dieſelben nach 
dem Ermeſſen des abfertigenden Beamten durch den Werth des Gutes 
ſicher gedeckt ſind. 

8 63. 
Lieferfriſt. 

(1). Die Lieferfriſten ſind durch die Tarife zu veröffentlichen und 

dürfen die nachſtehenden Maximalfriſten nicht überſchreiten: 
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a) für Eilgüter: 
1. Expeditionsfriſſuuxxkk I Tag, 
2. Transportfriſt 
für je auch nur angefangene 300 Kilometer 1 Tag; 
b) für Frachtgüter: 
1. Expeditionsfriſt er 

2. Tranzportfrift 

bei einer Entfernung bis zu 100 Kilometer 1 Tag, 

bei größeren Entfernungen für je auch nur 

angefangene weitere 200 Kilometer. . 1 Tag. 
(2). Wenn der Transport aus dem Bereich einer Eiſenbahn⸗ 
verwaltung in den Bereich einer anderen anſchließenden Verwaltung 
übergeht, ſo berechnen ſich die Transportfriſten aus der Geſammt⸗ 
entfernung zwiſchen der Aufgabe⸗ und Beſtimmungsſtation, während die 
Expeditionsfriſten ohne Rückſicht auf die Zahl der durch den Transport 

berührten Verwaltungsgebiete nur einmal zur Berechnung kommen. 
(3). Den Eiſenbahnverwaltungen iſt geſtattet, mit Genehmigung 

der Aufſichtsbehörde, Zuſchlagsfriſten für folgende Fälle feſtzuſetzen: 

1. Für ſolche Güter, deren Beförderung von und nach abſeits 
von der Bahn gelegenen Orten (Güternebenſtellen) die Eiſen⸗ 
bahn übernommen hat. 

2. Für außergewöhnliche Verkehrsverhältniſſe, wobei es zuläſſig 
iſt, die Zuſchlagsfriſten ausnahmsweiſe vorbehaltlich der 
Genehmigung der Aufſichtsbehörde feſtzuſetzen. 

3. Für den Uebergang auf Bahnen mit anderer Spurweite. 

Die Zuſchlagsfriſten ſind gehörig zu veröffentlichen. Aus der Be⸗ 
kanntmachung muß zu erſehen ſein, ob und durch welche Behörde die 
Genehmigung ertheilt, oder ob eine ſolche vorbehalten iſt. Im letzteren 
Falle muß die nachträglich erfolgte Genehmigung innerhalb 8 Tagen 
durch eine beſondere Bekanntmachung veröffentlicht werden. Die Feſt⸗ 
ſetzung von Zuſchlagsfriſten iſt wirkungslos, wenn die nachträgliche 
Genehmigung von der Aufſichtsbehörde verſagt, oder die ertheilte Ge— 
nehmigung nicht rechtzeitig veröffentlicht wird. 

(4). Die Lieferfriſt beginnt, abgeſehen von dem Falle des $ 55 
Abſ 3, mit der auf die Annahme des Gutes nebſt Frachtbrief (§ 54 
Abf. 1) folgenden Mitternacht und iſt gewahrt, wenn innerhalb der— 
ſelben das Gut dem Empfänger oder derjenigen Perſon, an welche 
die Ablieferung gültig geſchehen kann, an die Behauſung oder an das 
Geſchäftslokal zugeführt iſt oder, falls eine ſolche Zuführung nicht zu: 
gejagt oder ausdrücklich verbeten iſt ($ 68 Abſ. 5), wenn innerhalb der 
gedachten Friſt ſchriftliche Nachricht von der erfolgten Ankunft für den 
Empfänger zur Poſt gegeben oder ſolche ihm auf andere Weiſe wirklich 
zugeſtellt iſt. 


2 Tage, 
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(5). Für Güter, welche bahnlagernd geſtellt ſind, ſowie für ſolche 
Güter, deren Empfänger ſich die Benachrichtigung ſchriſtlich verbeten 
haben, iſt die Lieferzeit gewahrt, wenn das Gut innerhalb derſelben 
auf der Beſtimmungsſtation zur Abnahme bereitgeſtellt iſt. 

(6). Der Lauf der Lieferfriſten ruht für die Dauer der zoll- oder 
ſteueramtlichen oder polizeilichen Abfertigung, ſowie für die Dauer einer 
ohne Verſchulden der Eiſenbahn eingetretenen Betriebsſtörung, durch 
welche der Antritt oder die Fortſetzung des Bahntransports zeitweilig 
verhindert wird. 

(7). Iſt der auf die Auflieferung des Gutes zur Beförderung 
folgende Tag ein Sonntag oder Feſttag, ſo beginnt bei gewöhnlichem 
Frachtgute die Lieferfriſt 24 Stunden ſpäter. 

(8). Falls der letzte Tag der Lieferfriſt ein Sonntag oder Feſttag 
iſt, ſo läuft bei gewöhnlichem Frachtgute die Lieferfriſt erſt an dem 
darauf folgenden Werktag ab. 


§ 64. 
Verfügungsrecht des Abſenders. 


(1). Der Abſender allein hat das Recht, die Verfügung zu treffen, 
daß das Gut auf der Verſandſtation zurückgegeben, unterwegs ange: 
halten oder an einen anderen, als den im Frachtbriefe bezeichneten 
Empfänger am Beſtimmungsort oder auf einer Zwiſchenſtation oder 
auf einer über die Beſtimmungsſtation hinaus oder ſeitwärts gelegenen 
Station abgeliefert werde. Anweiſungen des Abſenders wegen nach— 
träglicher Auflage, Erhöhung, Minderung oder Zurückziehung von 
Nachnahmen, ſowie wegen nachträglicher Frankirung können nach dem 
Ermeſſen der Eiſenbahn zugelaſſen werden. Nachträgliche Verfügungen 
oder Anweiſungen anderen als des angegebenen Inhalts ſind un— 
zuläſſig. 

(2). Dieſes Recht ſteht indes im Falle der Ausſtellung eines 
Frachtbrief⸗Duplikats oder eines Aufnahmeſcheins (854) 
Abſ. 5 und 7) dem Abſender nur dann zu, wenn er das Duplikat oder 
den Aufnahmeſchein vorlegt. Befolgt die Eiſenbahn die Anweiſungen 
des Abſenders, ohne die Vorlegung zu verlangen, ſo iſt ſie für den 
daraus entſtehenden Schaden dem Empfänger, welchem der Abſender die 
Urkunde übergeben hat, haftbar. 

(3). Derartige Verfügungen des Abſenders iſt die Eiſenbahn zu 
beachten nur verpflichtet, wenn ſie ihr durch Vermittelung der Ver— 
ſandſtation zugekommen ſind. 

(4). Das Verfügungsrecht des Abſenders erliſcht, auch wenn er 
das Frachtbrief-Duplikat oder den Aufnahmeſchein beſitzt, ſobald nach 
Ankunft des Gutes am Beſtimmungsorte der Frachtbrief dem Empfänger 
übergeben oder die von dem letzteren nach Maßgabe des $ 66 erhobene 
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Klage der Eiſenbahn zugeſtellt worden iſt. Iſt dies geſchehen, ſo hat 
die Eiſenbahn nur die Anweiſungen des bezeichneten Empfängers zu 
beachten, widrigenfalls ſie demſelben für das Gut haftbar wird. 

(5). Die Eiſenbahn darf, unbeſchadet des ihr bei Nachnahmen 
und Frankaturen zuſtehenden Ermeſſens, die Ausführung der im Abſ. 1 
vorgeſehenen Anweiſungen nur dann verweigern oder verzögern, oder 
ſolche Anweiſungen in veränderter Weiſe ausführen, wenn durch die 
Befolgung derſelben der regelmäßige Transportverkehr geſtört würde. 

(6). Die im erſten Abſatze dieſes Paragraphen vorgeſehenen Ver⸗ 
fügungen müſſen mittelſt ſchriftlicher und vom Abſender unterzeichneter 
Erklärung nach dem Formular (Anlage 6) ) erfolgen. Die Erklärung 
iſt im Falle der Ausſtellung eines Frachtbrief⸗Duplikats 
oder eines Aufnahmeſcheins auf der betreffenden Urkunde zu 
wiederholen, welche gleichzeitig der Eiſenbahn vorzulegen und von dieſer 
dem Abſender zurückzugeben iſt. 

(7). Jede in anderer Form gegebene Verfügung des Abſenders 
iſt nichtig. 

(8). Die Eiſenbahn kann den Erſatz der Koſten verlangen, welche 
durch die Ausführung der im Abſ. 1 vorgeſehenen Verfügungen ent⸗ 
ſtanden find, inſoweit dieſe Verfügungen nicht durch ihr eigenes Ver⸗ 
ſchulden veranlaßt worden ſind. Dieſe Koſten ſind im Tarif ein für 
allemal feſtzuſetzen. 5 

§ 65. 


Transporthinderniſſe. 


(1). Wird der Antritt oder die Fortſetzung des Eiſenbahntrans⸗ 
ports ohne Verſchulden des Abſenders zeitweilig verhindert, ſo hat — 
abgeſehen von dem Falle des Abſ. 3 dieſes Paragraphen — die Eifen: 
bahn den Abſender um anderweitige Verfügung über das Gut an— 
zugehen. 

(2). Der Abſender kann vom Vertrage zurücktreten, muß aber die 
Eiſenbahn, ſofern derſelben kein Verſchulden zur Laſt fällt, für die 
Koſten der Vorbereitung des Transports, die Koſten der Wieder— 
ausladung und die Anſprüche in Beziehung auf den etwa bereits zurück— 
gelegten Transportweg durch Zahlung der in den Tarifen feſtzuſetzenden 
Gebühren entſchädigen. 

(3). Wenn die Fortſetzung des Transports auf einem anderen 
Wege ſtattfinden kann, ſo iſt, unbeſchadet der aus Rückſichten des 
allgemeinen Verkehrs ergehenden Anordnungen der Aufſichtsbehörde, der 
Eiſenbahn die Entſcheidung überlaſſen, ob es dem Intereſſe des Ab: 
ſenders entſpricht, das Gut auf einem anderen Wege dem Beſtimmungs— 


1) Hier nicht mit abgedruckt. 
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orte zuzuführen oder es anzuhalten und den Abſender um anderweitige 
Anweiſung anzugehen. 

(4). Iſt ein Frachtbrief⸗Duplikat oder Aufnahmeſchein ausgeſtellt 
worden und befindet ſich der Abſender nicht im Beſitze der ausgeſtellten 
Urkunde, ſo dürfen die in dieſem Paragraphen vorgeſehenen Ver⸗ 
fügungen weder die Perſon des Empfängers, noch den Beſtimmungsort 
abändern. 

§ 66. 


Ablieferung des Gutes. 


(1). Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, am Beſtimmungsorte dem 
bezeichneten Empfänger gegen Bezahlung ihrer durch den Frachtvertrag 
begründeten Forderungen und gegen Beſcheinigung des Empfanges ($ 68 
Abſ. 7) den Frachtbrief und das Gut auszuhändigen. 


(2). Der Empfänger iſt nach Ankunft des Gutes am Beſtim⸗ 
mungsorte berechtigt, die durch den Frachtvertrag begründeten Rechte 
gegen Erfüllung der ſich daraus ergebenden Verpflichtungen im eigenen 
Namen gegen die Eiſenbahn geltend zu machen, ſei es, daß er hierbei 
im eigenen oder im fremden Intereſſe handle. Er iſt insbeſondere 
berechtigt, von der Eiſenbahn die Uebergabe des Frachtbriefs und die 
Auslieferung des Gutes zu verlangen. Dieſes Recht erliſcht, wenn der 
Abſender der Eiſenbahn eine nach Maßgabe des § 64 zuläſſige entgegen⸗ 
ſtehende Anweiſung ertheilt hat. 


(3). Als Ort der Ablieferung gilt, vorbehaltlich der Feſtſetzungen 
im § 68 Abſ. 1 bis 3, die vom Abſender bezeichnete Beſtimmungs— 
ſtation. Soll nach der Vorſchrift des Frachtbriefs das Gut an einem 
an der Eiſenbahn gelegenen Orte abgegeben werden oder liegen bleiben, 
ſo gilt, auch wenn im Frachtbrief ein anderweiter Beſtimmungsort 
angegeben iſt, der Transport als nur bis zu jenem erſteren, an der 
Bahn liegenden Orte übernommen, und die Ablieferung hat an dieſem 
zu erfolgen. 

(4). Die Empfangsbahn hat bei der Ablieferung alle durch den 
Frachtvertrag begründeten Forderungen, insbeſondere Fracht und Neben: 
gebühren, Zollgelder und andere zum Zwecke der Ausführung des 
Transports gehabte Auslagen ſowie die auf dem Gute haftenden Nach— 
nahmen und ſonſtigen Beträge einzuziehen, und zwar ſowohl für eigene 
Rechnung als auch für Rechnung der vorhergehenden Eiſenbahnen und 
ſonſtiger Berechtigter. Die Empfangsbahn hat gegebenenfalls das Pfand— 
recht der Eiſenbahn an dem Gute (Handelsgeſetzbuch SS 440 ff.) geltend 
zu machen. 
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§ 67. 


Verpflichtung des Empfängers durch Annahme des Gutes 
und des Frachtbriefs. 


Durch Annahme des Gutes und des Frachtbriefs wird der Em⸗ 
pfänger verpflichtet, der Eiſenbahn nach Maßgabe des Frachtbriefs Zah⸗ 
lung zu leiſten. Vergleiche jedoch $ 61 Abſ. 4 wegen Berichtigung 
der Frachtanſätze. 

§ 68. 
Verfahren bei Ablieferung des Gutes. 


(1). Soweit das Abladen der Güter nach den Vorſchriften dieſer 
Ordnung oder des Tarifs oder nach beſonderer Vereinbarung der 
Eiſenbahn obliegt, hat dieſe zu beſtimmen, ob die Güter dem Em⸗ 
pfänger an feine Behauſung zuzuführen find oder ob ihm über die 
Ankunft Nachricht zu geben iſt. Auf den Stationen, wo hiernach die 
Güter dem Empfänger zugeführt werden ſollen, iſt dies durch Aushang 
an den Abfertigungsſtellen bekannt zu machen. Ueber die Ankunft der 
vom Empfänger abzuladenden Güter iſt dieſem auf ſeine Koſten, 
vorbehaltlich der nachſtehenden Ausnahmen, ſtets Nachricht zu geben. 
Sie erfolgt nach Wahl der Eiſenbahn ſchriftlich durch die Poſt oder 
beſonderen Boten, unter Angabe der Friſt, innerhalb welcher nach 
§ 69 Abi. 2 das Gut abzunehmen iſt, ſoweit nicht eine andere Art 
der Benachrichtigung zwiſchen dem Empfänger und der Eiſenbahn 
ſchriftlich vereinbart worden iſt. Die Benachrichtigung unterbleibt, 
wenn der Empfänger ſich dieſelbe verbeten hat, ſowie bei bahnlagernd 
geſtellten Gütern. Für die Ausfertigung der Benachrichtigung darf 
eine Gebühr nicht berechnet werden. 

(2). Die Benachrichtigung hat bei gewöhnlichem Gute ſpäteſtens 
nach Ankunft und Bereitſtellung des Gutes zu erfolgen. Bei Eilgut 
muß, ſofern nicht außergewöhnliche Verhältniſſe eine längere Friſt un⸗ 
vermeidlich machen, die Benachrichtigung binnen 2 Stunden, die Zu: 
führung an die Behauſung des Empfängers binnen 6 Stunden nach 
Ankunft erfolgen. Dieſe Friſten ruhen an Sonn: und Feſttagen von 
12 Uhr Mittags, an Werktagen von 6 Uhr Abends bis zum Anfange 
der Dienſtſtunden des folgenden Tages. Die Feſtſetzungen über die 
Lieferfriſt ($ 63) werden hierdurch nicht berührt. 

(3). Die Eiſenbahn kann, wo fie es für angemeſſen erachtet, Roll: 
fuhrunternehmer zum An: und Abfahren der Güter innerhalb des 
Stationsorts oder von und nach ſeitwärts gelegenen Ortſchaften be: 
ſtellen, auch an letzteren Güternebenſtellen einrichten. Die Rollfuhr⸗ 
unternehmer gelten als Leute der Eiſenbahn im Sinne des § 9 der 
Verkehrsordnung. Vergleiche § 60 Abſ. 3. 
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(4). Sind für Güter, deren Beſtimmungsort nicht an der Eiſen⸗ 
bahn gelegen oder eine nicht für den Güterverkehr eingerichtete Station 
iſt, ſeitens der Verwaltung Einrichtungen zum Weitertransporte nicht 
getroffen, ſo hat die Eiſenbahn, wenn nicht wegen ſofortiger Weiter⸗ 
beförderung vom Abſender oder Empfänger Verfügung getroffen iſt, 
entweder den Empfänger nach Maßgabe der vorſtehenden Beſtimmungen 
zu benachrichtigen oder die Güter mittelſt eines Spediteurs oder einer 
anderen Gelegenheit nach dem Beſtimmungsort auf Gefahr und Koſten 
des Abſenders weiter befördern zu laſſen. 

(5). Diejenigen Empfänger, welche ihre Güter ſelbſt abholen oder 
fih anderer als der von der Eiſenbahn beſtellten Fuhrunternehmer 
bedienen wollen, haben dies der Güterabfertigungsſtelle rechtzeitig vorher, 
jedenfalls noch vor Ankunft des Gutes, auf Erfordern der Abfertigungs⸗ 
ſtelle unter glaubhafter Beſcheinigung ihrer Unterſchrift, ſchriftlich an⸗ 
zuzeigen. Die Befugniß der Empfänger, ihre Güter ſelbſt abzuholen 
oder durch andere als von der Eiſenbahn beſtellte Fuhrunternehmer 
abholen zu laſſen, kann von der Eiſenbahn im allgemeinen Verkehrs⸗ 
intereſſe mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde beſchränkt oder auf⸗ 
gehoben werden. 

(6). Müſſen Güter den beſtehenden Vorſchriften zufolge nach den 
Abfertigungsräumen oder nach Niederlagen der Zoll- oder Steuer⸗ 
verwaltung oder nach ſonſtigen in den Vorſchriften bezeichneten Räumen 
verbracht werden, ſo geſchieht dies durch die Eiſenbahn, auch wenn der 
Empfänger ſich die Selbſtabholung vorbehalten hat, es ſei denn, daß 
die Eiſenbahn ihm die Vorführung überläßt. 

(7). Die Auslieferung des Gutes erfolgt gegen Zahlung der etwa 
darauf haftenden Fracht⸗ und ſonſtigen Beträge und gegen Ausſtellung 
der Empfangsbeſcheinigung. Letztere hat ſich auf die einfache Aner⸗ 
kennung des Empfanges zu beſchränken; weitere Erklärungen, namentlich 
über tadelloſen oder rechtzeitigen Empfang, dürfen nicht gefordert werden. 
Güter, welche nicht durch die Eiſenbahn zuzuführen ſind, werden dem 
Empfänger auf Vorzeigung des ſeitens der Eiſenbahn quittirten Fracht⸗ 
briefs zur Verfügung geſtellt, und zwar die vom Empfänger aus⸗ 
zuladenden auf den Entladeplätzen, die übrigen Güter in den Abfertigungs⸗ 
räumen (auf den Güterböden). 

(8). Der Empfänger iſt berechtigt, bei der Auslieferung von 
Gütern deren Nachwägung in ſeiner Gegenwart auf dem Bahnhofe zu 
verlangen. Dieſem Verlangen muß die Eiſenbahn bei Stückgütern ſtets, 
bei Wagenladungsgütern inſoweit, als die vorhandenen Wägevorrich⸗ 
tungen dazu ausreichen, nachkommen. Geſtatten die Wägevorrichtungen 
der Eiſenbahn eine Verwiegung von Wagenladungsgütern auf dem Bahn⸗ 
hofe nicht, jo bleibt dem Empfänger überlaſſen, die Verwiegung da, 
wo derartige Wägevorrichtungen am nächſten zur Verfügung ſtehen, 
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in Gegenwart eines von der Eiſenbahn zu beſtellenden Bevollmächtigten 
vornehmen zu laſſen. Ergibt die Nachwägung kein von der Eiſen⸗ 
bahn zu vertretendes Mindergewicht, ſo hat der Empfänger die durch 
die Verwiegung entſtandenen Koſten oder die tarifmäßigen Gebühren 
ſowie die Entſchädigung für den etwa beſtellten Bevollmächtigten zu 
tragen. Dagegen hat die Eiſenbahn, falls ein von ihr zu vertretendes 
und nicht bereits anerkanntes Mindergewicht feſtgeſtellt wird, dem Em⸗ 
pfänger die ihm durch die Nachwägung verurſachten Koſten zu erſtatten. 


ö § 69. 
Friſten für die Abnahme der nicht zugerollten Güter. 


(1). Die nach den Vorſchriften dieſer Ordnung oder des Tarifs 
oder nach beſonderer Vereinbarung durch die Eiſenbahn auszuladenden 
Güter ſind binnen der im Tarife feſtzuſtellenden lagerzinsfreien Zeit, 
welche nicht weniger als 24 Stunden nach Abſendung beziehungsweiſe 
Empfang (vergleiche §S 68 Abſ. 1 in Verbindung mit $ 63 Abſ. 4) 
der Benachrichtigung betragen darf, während der vorgeſchriebenen Ge⸗ 
ſchäftsſtunden abzunehmen. 

(2). Die Friſten, binnen welcher die von dem Empfänger ab⸗ 
zuladenden Güter durch denſelben auszuladen und abzuholen ſind, werden 
durch die beſonderen Vorſchriften jeder Verwaltung feſtgeſetzt und find, 
ſofern ſie für deren ganzes Gebiet gleichmäßig erlaſſen werden, durch 
den Tarif, anderenfalls auf jeder Station durch Aushang an den Ab⸗ 
fertigungsſtellen, ſowie durch Bekanntmachung in einem Lokalblatte zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen. Erfolgt die Benachrichtigung über 
die Ankunft des Gutes durch die Poſt, ſo beginnen dieſe Friſten frühe⸗ 
ſtens 3 Stunden nach der Aufgabe des Benachrichtigungsſchreibens 
zur Poſt. 

(3). Für bahnlagernd geſtellte ſowie für ſolche Güter, deren 
Empfänger ſich die Benachrichtigung ſchriftlich verbeten haben, beginnt 
der Lauf der im Abſ. 1 und 2 erwähnten Friſten mit Ankunft des 
Gutes. 

(4). Der Lauf der Entlade⸗ und Abholungsfriſten (Abſ. 2) ruht 
während der Sonn⸗ und Feſttage ſowie für die Dauer einer zoll⸗ oder 
ſteueramtlichen Abfertigung, ſoſern dieſe nicht durch den Abſender oder 
den Empfänger verzögert wird. Seitens der letzteren iſt die Dauer der 
Abfertigung nachzuweiſen. 

(5). Wer das Gut nicht innerhalb der in dieſem Paragraphen 
erwähnten Friſten abnimmt, hat ein in den Tarifen feſtzuſetzendes Lager⸗ 
geld oder Wagenſtandgeld zu bezahlen. Auch iſt die Eiſenbahn berech⸗ 
tigt, die Ausladung der nach den Vorſchriften dieſer Ordnung oder 
des Tarifs oder nach beſonderer Vereinbarung vom Empfänger aus: 
zuladenden Güter auf deſſen Gefahr und Koſten zu beſorgen. 
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(6). Dagegen iſt die Eiſenbahn zum Erſatze der nachgewieſenen 
Koſten der zwar rechtzeitig, aber vergeblich verſuchten Abholung eines 
Gutes in dem Falle verpflichtet, wenn das Gut auf Benachrichtigung 
des Empfängers von der Ankunft nicht ſpäteſtens innerhalb 1 Stunde 
nach dem Eintreffen des Abholers zur Entladung oder Abgabe bereit⸗ 
geſtellt iſt. 

(7). Wenn der geregelte Verkehr durch große Güteranhäufungen 
gefährdet wird, ſo iſt die Eiſenbahn zur Erhöhung der Lagergelder 
und der Wagenſtandgelder und, wenn dieſe Maßregel nicht ausreichen 
ſollte, auch zur Verkürzung der Ladefriſten und zur Beſchränkung der 
lagerzinsfreien Zeit für die Dauer der Anhäufung der Güter, und 
zwar alles dieſes unter Beachtung der für die Feſtſetzung von Zu⸗ 
ſchlagslieferfriſten im § 63 Abſ. 3 Ziffer 2 gegebenen Vorſchriften 
berechtigt. ö 

§ 70. 
Ablieferung shinderniſſe. 

(1). Iſt der Empfänger des Gutes nicht zu ermitteln, verweigert 
oder verzögert er die Annahme oder die Abnahme oder ergibt ſich ein 
ſonſtiges Ablieferungshinderniß, ſo hat die Empfangsſtation den Ab⸗ 
ſender durch Vermittelung der Verſandſtation von der Urſache des 
Hinderniſſes unverzüglich in Kenntniß zu ſetzen und deſſen Anweiſung 
einzuholen. In keinem Falle darf das Gut ohne ausdrückliches Ein: 
verſtändniß des Abſenders zurückgeſendet werden. 

(2). Iſt die Benachrichtigung des Abſenders den Umſtänden nach 
nicht thunlich oder iſt der Abſender mit der Ertheilung der Anweiſung 
ſäumig oder die Anweiſung nicht ausführbar, ſo hat die Eiſenbahn 
das Gut auf Gefahr und Koſten des Abſenders auf Lager zu nehmen 
und dabei die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns anzuwenden. 
Sie iſt jedoch nach ihrem Ermeſſen auch berechtigt, ſolche Güter unter 
Nachnahme der darauf haftenden Koſten und Auslagen bei einem öffent⸗ 
lichen Lagerhaus oder einem Spediteur für Rechnung und Gefahr deſſen, 
den es angeht, zu hinterlegen. 

(3). Die Eiſenbahn iſt ferner befugt: 

a) Güter der im erſten Abſatz erwähnten Art, wenn fie dem 
ſchnellen Verderben ausgeſetzt ſind, oder wenn ſie nach 
den örtlichen Verhältniſſen weder eingelagert noch einen 
Spediteur übergeben werden können, ſofort, 

Güter, welche weder vom Empfänger abgenommen noch 
vom Abſender zurückgenommen werden, früheſtens 4 Wochen 
nach Ablauf der lagerzinsfreien Zeit, falls aber deren 
Werth durch längere Lagerung oder durch die daraus 
entſtehenden Koſten unverhältnißmäßig vermindert würde, 


auch ſchon früher, 


— 
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ohne weitere Förmlichkeit beſtmöglich zu verkaufen. Von dem bevor⸗ 
ſtehenden Verkauf iſt der Abſender womöglich zu benachrichtigen, auch 
iſt ihm der Erlös nach Abzug der Koſten zur Verfügung zu ſtellen. 

(4). Von der Hinterlegung und dem vollzogenen Verkaufe des 
Gutes iſt der Abſender und der Empfänger unverzüglich zu benach⸗ 
richtigen, es ſei denn, daß dies unthunlich iſt. Im Falle der Unter⸗ 
laſſung iſt die Eiſenbahn zum Schadenserſatze verpflichtet. 


§ 71. 


Feſtſtellung von Verluſt und Beſchädigung des Gutes 
ſeitens der Eiſenbahn. 


(1). In allen Verluſt⸗, Minderungs⸗ und Beſchädigungsfällen 
haben die Eiſenbahnverwaltungen ſofort eine eingehende Unterſuchung 
vorzunehmen, das Ergebniß ſchriftlich feſtzuſtellen und daſſelbe den Bes 
theiligten auf ihr Verlangen mitzutheilen. 

(2). Wird insbeſondere eine Minderung oder Beſchädigung des 
Gutes von der Eiſenbahn entdeckt oder vermuthet oder ſeitens des Ver⸗ 
fügungsberechtigten behauptet, ſo hat die Eiſenbahn den Zuſtand des 
Gutes, den Betrag des Schadens und, ſoweit dies möglich, die Urſache 
und den Zeitpunkt der Minderung oder Beſchädigung ohne Verzug 
protokollariſch feſtzuſtellen. Eine protokollariſche Feſtſtellung hat auch 
im Falle des Verluſtes ftattzufinden. 

(3). Zur Feſtſtellung in Minderungs⸗ und Beſchädigungsfällen 
find unbetheiligte Zeugen oder, ſoweit dies die Umftände des Falles 
erfordern, Sachverſtändige, auch womöglich der Verfügungsberechtigte 
beizuziehen. 

§ 72. 


Feſtſtellung von Mängeln des Gutes durch amtlich be⸗ 
ſtellte Sachverſtändige oder durch die Gerichte. 


Jedem Betheiligten ſteht, unbeſchadet des in dem § 71 vor 
geſehenen Verfahrens, das Recht zu, die Feſtſtellung einer Beſchädigung 
oder Minderung des Gutes durch Sachverſtändige, welche von dem Ge⸗ 
richt oder einer anderen zuſtändigen Behörde ernannt ſind, vornehmen 
zu laſſen. Bei dieſem Verfahren iſt auch dann, wenn die Sachverſtän⸗ 
digen nicht durch das Gericht ernannt ſind, die Eiſenbahn zuzuziehen. 


§ 73. 


Aktivlegitimation. Reklamationen. 


(1). Zur Geltendmachung der aus dem Eiſenbahnfrachtvertrage 
gegenüber der Eiſenbahn entſpringenden Rechte iſt nur derjenige befugt, 
welchem das Verfügungsrecht über das Frachtgut zuſteht. Bezüglich 
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der Berechtigung zur Erhebung vou Frachterſtattungsanträgen vergleiche 
§ 61 Abſ. 4. 

(2). Vermag der Abſender das Duplikat des Frachtbriefs, den 
Aufnahmeſchein oder eine Beſcheinigung der Verſandſtation, daß eine 
ſolche Urkunde nicht ausgeſtellt iſt, nicht beizubringen, ſo kann er ſeinen 
Anſpruch nur mit Zuſtimmung des Empfängers geltend machen, es 
wäre denn, daß er den Nachweis beibringt, daß der Empfänger die An⸗ 
nahme des Gutes verweigert hat. 

(3). Außergerichtliche Anſprüche (Reklamationen) find mit einer 
Beſcheinigung über den Werth des Gutes und, wenn dem Empfänger 
der Frachtbrief übergeben iſt, mit dieſem ſchriftlich anzubringen. Die 
Eifenbahnen haben derartige Anſprüche mit thunlichſter Beſchleunigung 
zu unterſuchen und, ſofern nicht eine gütliche Verſtändigung erfolgt, 
mittelſt ſchriftlichen Beſcheids zu erledigen. 


§ 74. 


Haftpflicht mehrerer an der Beförderung betheiligter 
Eiſenbahnen. 


(1). Diejenige Bahn, welche das Gut mit dem Frachtbriefe zur 
Beförderung angenommen hat, haftet für die Ausführung der Beför⸗ 
derung auch auf den folgenden Bahnen bis zur Ablieferung des Gutes 
an den Empfänger. 

(2). Jede nachfolgende Bahn tritt dadurch, daß fie das Gut mit 
dem urſprünglichen Frachtbrief annimmt, dieſem gemäß in den Fracht⸗ 
vertrag ein und übernimmt die ſelbſtändige Verpflichtung, die Beför⸗ 
derung nach dem Inhalte des Frachtbriefs auszuführen. 

(3). Die Anſprüche aus dem Frachtvertrage können jedoch — 
unbeſchadet des Rückgriffs der Bahnen unter einander — im Wege der 
Klage nur gegen die erſte Bahn oder gegen diejenige, welche das Gut 
zuletzt mit dem Frachtbrief übernommen hat, oder gegen diejenige, auf 
deren Betriebsſtrecke ſich der Schaden ereignet hat, gerichtet werden. 
Unter den bezeichneten Bahnen ſteht dem Kläger die Wahl zu. Das 
Wahlrecht erliſcht mit Erhebung der Klage. 

(4). Im Wege der Widerklage oder mittelſt Aufrechnung können 
Anſprüche aus dem Frachtvertrag auch gegen eine andere als die 
bezeichneten Bahnen geltend gemacht werden, wenn die Klage ſich auf 
denſelben Frachtvertrag gründet. 

(5). Hat auf Grund dieſer Vorſchriften eine der betheiligten 
Bahnen Schadenerſatz geleiftet," fo ſteht der Rückgriff gegen diejenige 
Bahn zu, welche den Schaden verſchuldet hat. Kann dieſe nicht ermittelt 
werden, ſo haben die betheiligten Bahnen den Schaden nach dem Ver⸗ 
hältniß ihrer Antheile an der Fracht gemeinſam zu tragen, ſoweit nicht 
feſtgeſtellt wird, daß der Schaden nicht auf ihrer Beförderungsſtrecke 
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entſtanden iſt. Die Befugniß der Eiſenbahnen, über den Rückgriff im 
voraus oder im einzelnen Falle andere Vereinbarungen zu treffen, 
wird durch die vorſtehenden Beſtimmungen nicht berührt. 


8 75. 


Haftpflicht der Eiſenbahn für Verluſt, Minderung oder 
Beſchädigung des Gutes im Allgemeinen. 


(1). Die Eiſenbahn haftet, vorbehaltlich der Beſtimmungen in den 
folgenden Paragraphen, für den Schaden, welcher durch Verluſt, Min⸗ 
derung oder Beſchädigung des Gutes in der Zeit von der Annahme 
zur Beförderung bis zur Ablieferung entſteht, es ſei denn, daß der 
Schaden durch ein Verſchulden oder eine nicht von der Eiſenbahn ver⸗ 
ſchuldete Anweiſung des Verfügungsberechtigten, durch höhere Gewalt, 
durch äußerlich nicht erkennbare Mängel der Verpackung oder durch die 
natürliche Beſchaffenheit des Gutes, namentlich durch inneren Verderb, 
Schwinden, gewöhnliche Leckage, verurſacht iſt. | 

(2). Der Ablieferung an den Empfänger ſteht die Ablieferung an 
Zoll: und Revifionsſchuppen nach Ankunft des Gutes auf der Beſtim⸗ 
mungsſtation, ſowie die nach Maßgabe der Verkehrsordnung ſtattfindende 
Ablieferung des Gutes an Lagerhäuſer oder an einen Spediteur gleich. 


§ 76. 
Beſchränkung der Haftung bezüglich des Beſtimmungsorts. 


(1). Sit auf dem Frachtbrief als Ort der Ablieferung ein nicht 
an der Eiſenbahn liegender Ort bezeichnet, ſo beſteht die Haftpflicht 
der Eiſenbahn als Frachtführer nur bis zur letzten Eiſenbahnſtation. 
In Bezug auf die Weiterbeförderung treten die Verpflichtungen des 
Spediteurs ein. 

(2). Für Sendungen nach ſolchen ſeitwärts gelegenen Orten jedoch, 
nach welchen die Eiſenbahn Einrichtungen für die Weiterbeförderung 
getroffen hat (§ 68 Abſ. 3), erſtreckt ſich die Haftpflicht der Eiſenbahn 
als Frachtführer auf den ganzen Transport. 


§ 77. 
Beſchränkung der Haftpflicht bei beſon deren Gefahren. 
(1). Die Eiſenbahn haftet nicht: 

1. in Anſehung der Güter, die nach der Beſtimmung dieſer 
Ordnung oder des Tarifs oder nach einer in den Frachtbrief 
aufgenommenen Vereinbarung mit dem Abſender in offen 
gebauten Wagen befördert werden, 


für den Schaden, welcher aus der mit dieſer Beförde— 
rungsart verbundenen Gefahr entſteht; hierunter iſt 
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auffallender Gewichtsabgang oder der Verluſt ganzer 
Stücke nicht zu verſtehen; 

2. in Anſehung der Güter, die, obgleich ihre Natur eine Ver⸗ 
packung zum Schutze gegen gänzlichen oder theilweiſen Ver⸗ 
luſt oder Beſchädigung während der Beförderung erfordert, 
nach Erklärung des Abſenders auf dem Frachtbriefe (§ 58) 
unverpackt oder mit mangelhafter Verpackung zur Beförde⸗ 
rung aufgegeben ſind, 

für den Schaden, welcher aus der mit dem Mangel 
oder mit der mangelhaften Beſchaffenheit der Verpackung 
verbundenen Gefahr entſteht; 

3. in Anſehung der Güter, deren Auf: und Abladen nach der 
Beſtimmung dieſer Ordnung oder des Tarifs oder nach einer 
in den Frachtbrief aufgenommenen Vereinbarung mit dem 
Abſender von dieſem oder von dem Empfänger beſorgt wird, 

für den Schaden, welcher aus der mit dem Auf- und 
Abladen oder mit einer mangelhaften Verladung ver⸗ 
bundenen Gefahr entſteht; 

4. in Anſehung der Güter, die vermöge ihrer eigenthümlichen 
natürlichen Beſchaffenheit der beſonderen Gefahr ausgeſetzt 
ſind, gänzlichen oder theilweiſen Verluſt oder Beſchädigung, 
namentlich Bruch, Roſt, inneren Verderb, außergewöhnliche 
Leckage, Austrocknung und Verſtreuung zu erleiden, 

für den Schaden, welcher aus dieſer Gefahr entſteht; 
5. in Anſehung lebender Thiere, 

für den Schaden, welcher aus der für fie mit der Bes 

förderung verbundenen beſonderen Gefahr entſteht; 

6. in Anſehung derjenigen Güter, einſchließlich der Thiere, 
welchen nach dieſer Ordnung, dem Tarif oder einer in den 
Frachtbrief aufgenommenen Vereinbarung mit dem Abſender 
ein Begleiter beizugeben iſt, 

für den Schaden, welcher aus der Gefahr entſteht, deren 
Abwendung durch die Begleitung bezweckt wird. 

(2). Konnte ein eingetretener Schaden den Umſtänden nach aus 
einer der im Abſ. 1 bezeichneten Gefahren entſtehen, ſo wird vermuthet, 
daß er aus dieſer Gefahr entſtanden ſei. 

(3). Eine Befreiung von der Haftpflicht kann auf Grund dieſer 
Vorſchriften nicht geltend gemacht werden, wenn der Schaden durch 
Verſchulden der Eiſenbahn entſtanden iſt. 
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§ 78. 
Beſchränkung der Haftung bei Gewichtsverluſten. 


(1). Bei Gütern, die nach ihrer natürlichen Beſchaffenheit bei der 
Beförderung regelmäßig einen Gewichtsverluſt erleiden, iſt die Haftpflicht 
der Eiſenbahn für Gewichtsverluſte bis zu nachſtehenden Normalſätzen 
ausgeſchloſſen. 

(2). Der Normalſatz beträgt 2 Prozent bei flüffigen und feuchten, 
ſowie bei nachſtehenden trockenen Gütern: 


geraſpelte und gemahlene Farbhölzer, 

Rinden, 

Wurzeln, 

Süßholz, 

geſchnittener Tabak, 

Fettwaaren, 

Seifen und harte Oele, 

friſche Früchte, 

friſche Tabaksblätter, 

Schafwolle, 

Häute, 

Felle, 

Leder, 

getrocknetes und gebackenes Obſt, 

Thierflechſen, 

Hörner und Klauen, 

Knochen (ganz und gemahlen), 

getrocknete Fiſche, 

Hopfen, 

friſche Kitte. 

(3). Bei allen übrigen trockenen Gütern der im Abſ. 1 bezeichneten 

Art beträgt der Normalſatz 1 Prozent. 


(4). Der Normalſatz wird, falls mehrere Stücke auf denſelben 
Frachtbrief befördert werden, für jedes Stück beſonders berechnet, wenn 
das Gewicht der einzelnen Stücke im Frachtbriefe verzeichnet iſt oder 
ſonſt feſtgeſtellt werden kann. 

(5). Die Beſchränkung der Haftpflicht tritt nicht ein, ſo weit der 
Verluſt den Umſtänden nach nicht in Folge der natürlichen Beſchaffen⸗ 
heit des Gutes entſtanden iſt, oder ſo weit der angenommene Satz dieſer 
Beſchaffenheit oder den ſonſtigen Umſtänden des Falles nicht ent⸗ 
ſpricht. 

(6.) Bei gänzlichem Verluſte des Gutes findet ein Abzug für 
Gewichtsverluſt nicht ſtatt. 
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§ 79. 
Vermuthung für den Verluſt des Gutes. 


Der zur Klage Berechtigte kann das Gut ohne weiteren Nachweis 
als in Verluſt gerathen betrachten, wenn ſich deſſen Ablieferung um 
mehr als 30 Tage nach Ablauf der Lieferfriſt (§ 63) verzögert. 


§ 80. 


Höhe des Schadenserſatzes bei Verluſt oder Minderung 
des Gutes. 


Muß auf Grund des Frachtvertrags von der Eiſenbahn für gänz⸗ 
lichen oder theilweiſen Verluſt des Gutes Erſatz geleiſtet werden, ſo iſt 
der gemeine Handelswerth und in deſſen Ermangelung der gemeine 
Werth zu erſetzen, welchen Gut derſelben Art und Beſchaffenheit am 
Orte der Abſendung in dem Zeitpunkte der Annahme zur Beförderung 
hatte, unter Hinzurechnung deſſen, was an Zöllen und ſonſtigen Koſten, 
ſowie an Fracht bereits bezahlt iſt. Vergleiche jedoch § 88. 


§ 81. 


Beſchränkung der Höhe des Schadenserſatzes durch 
die Tarife. 


(1). Die Eiſenbahnen können in beſonderen Bedingungen (Aus⸗ 
nahmetarifen) einen im Falle des Verluſtes, der Minderung oder der 
Beſchädigung zu erſtattenden Höchſtbetrag feſtſetzen, ſofern dieſe Aus⸗ 
nahmetarife eine Preisermäßigung für die ganze Beförderung gegenüber 
den gewöhnlichen Tarifen der Eiſenbahn enthalten und der gleiche 
Höchſtbetrag auf die ganze Beförderungsſtrecke Anwendung findet. 

(2). Den Eiſenbahnen iſt ferner geſtattet, die im Falle des gänz⸗ 
lichen oder theilweiſen Verluſtes oder der Beſchädigung von Koſtbarkeiten, 
Kunſtgegenſtänden, Geld und Werthpapieren zu leiſtende Entſchädigung 
in den Tarifen auf einen Höchſtbetrag zu beſchränken. 

(3). Wegen der Fälle, in denen voller Erſatz zu leiſten iſt, ver⸗ 
gleiche § 88. 

§ 82. 
Wiederauffinden des Gutes. 


(1). Der Entſchädigungsberechtigte kann, wenn er die Enſchädigung 
für das in Verluſt gerathene Gut in Empfang nimmt, in der Quittung 
den Vorbehalt machen, daß er, für den Fall, als das Gut binnen vier 
Monaten nach Ablauf der Lieferfriſt wieder aufgefunden wird, hiervon 
ſeitens der Eiſenbahnverwaltung ſofort benachrichtigt werde. Ueber den 
Vorbehalt iſt eine Beſcheinigung zu ertheilen. 

(2). In dieſem Falle kann der Entſchädigungsberechtigte innerhalb 
30 Tagen nach erhaltener Nachricht verlangen, daß ihm das Gut nach 
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feiner Wahl an dem Verſand⸗ oder an dem im Frachtbrief angegebenen 
Beſtimmungsorte koſtenfrei gegen Rückerſtattung der ihm bezahlten 
Entſchädigung ausgeliefert werde. 

(3). Wenn der im erſten Abſatz erwähnte Vorbehalt nicht gemacht 
worden iſt, oder wenn der Entſchädigungsberechtigte in der im zweiten 
Abſatze bezeichneten dreißigtägigen Friſt das dort vorgeſehene Begehren 
nicht geſtellt hat, oder endlich, wenn das Gut erſt nach vier Monaten 
nach Ablauf der Lieferfriſt wieder aufgefunden wird, ſo kann die Eiſen⸗ 
bahn über das wieder aufgefundene Gut frei verfügen. 

§ 83. 
Höhe des Schadenserſatzes bei Beſchädigung des Gutes. 

Im Falle der Beſchädigung des Gutes iſt für die Minderung 
des im $ 80 bezeichneten Werthes Erſatz zu leiſten. Iſt für den zu 
erſetzenden Werth des Gutes auf Grund der Beſtimmungen des $ 81 
im Tarif ein Höchſtbetrag feſtgeſetzt, ſo wird der für die Beſchädigung 
zu leiſtende Erſatz verhältnißmäßig gekürzt. Vergleiche jedoch § 88. 


§ 84. 


Angabe des Intereſſes an der Lieferung. 
Ihre Vorausſetzungen. 


(1). Der Abſender kann das Intereſſe an der Lieferung mit den 
in den §§ 85 und 87 vorgeſehenen Rechtswirkungen im Frachtbrief 
angeben. In dieſem Falle iſt ein im Tarife feſtzuſetzender Fracht⸗ 
zuſchlag zu entrichten. 

(2). Die Summe, zu welcher das Intereſſe an der Lieferung 
angegeben wird, muß im Frachtbrief an der dafür vorgeſehenen Stelle 
mit Buchſtaben eingetragen werden. 

(3). Der Frachtzuſchlag iſt für untheilbare Einheiten von je 
10 Mark und 10 Kilometer zu berechnen und darf 2,5 Pfennig für 
1 Kilometer und für je 1000 Mark des als Intereſſe angegebenen 
Betrages nicht überſteigen. Der geringſte zur Erhebung kommende 
Frachtzuſchlag beträgt für den ganzen Durchlauf 40 Pfennig. Ueber⸗ 
ſchießende Beträge werden auf 10 Pfennig abgerundet. 

(4). Iſt die Erſatzpflicht nach den Vorſchriften des § 81 auf einen 
Höchſtbetrag beſchränkt, ſo findet eine Angabe des Intereſſes an der 
Lieferung über dieſen Betrag hinaus nicht ſtatt. 


§ 85. 

Höhe des Schadenserſatzes für Verluſt, Minderung 
oder Beſchädigung bei Angabe des Intereſſes an der 
Lieferung. 

Hat eine Angabe des Intereſſes an der Lieferung ſtattgefunden, 
($ 84), jo kann im Falle des Verluſtes, der Minderung oder der Be⸗ 
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ſchädigung des Gutes außer der in den §§ 80 und 83 bezeichneten 
Entſchädigung der Erſatz des weiter entſtandenen Schadens bis zu dem 
angegebenen Betrage beanſprucht werden. 
8 86. 
Haftung für Verſäumung der Lieferfriſt. 

Die Eiſenbahn haftet für den Schaden, welcher durch Verſäumung 
der Lieferfriſt (§ 63) entſtanden iſt, es ſei denn, daß die Verſpätung 
von einem Ereigniſſe herrührt, welches fie weder herbeigeführt hat noch 
abzuwenden vermochte. 

§ 87. 
Höhe des Schadenserſatzes bei Verſäumung der 
Lieferfriſt. 

(1). Wenn auf Grund des vorhergehenden Paragraphen für Ver⸗ 
ſäumung der Lieferfriſt Erſatz zu leiſten iſt, ſo können folgende Ver⸗ 
gütungen beanſprucht werden: 

J. Wenn eine Angabe des Intereſſes an der Lieferung nicht 
ſtattgefunden hat: 

1. ohne Nachweis eines Schadens, falls die Verſpätung 
12 Stunden überſteigt: 

bei einer Verſpätung bis einſchließlich 1 Tag ½¼0 der 
Fracht, 

bei einer Verſpätung bis einſchließlich 2 Tage ?ıo der 
Fracht, 

bei einer Verſpätung bis einſchließlich 3 Tage / der 
Fracht, 

bei einer Verſpätung bis einſchließlich 4 Tage *ıo der 
Fracht, 

bei einer Verſpätung von längerer Dauer ½½ der 
Fracht. 

2. Wird der Nachweis eines Schadens erbracht, ſo kann der 
Betrag des Schadens bis zur Höhe der ganzen Fracht 
beanſprucht werden. 

II. Wenn eine Angabe des Intereſſes an der Lieferung ſtatt⸗ 
gefunden hat: 

1. ohne Nachweis eines Schadens, falls die Verſpätung 
12 Stunden überſteigt: 

bei einer Verſpätung bis einſchließlich 1 Tag ?/ıo der 
Fracht, 

bei einer Verſpätung bis einſchließlich 2 Tage *ıo der 
Fracht, 

bei einer Verſpätung bis einſchließlich 3 Tage °ıo der 
Fracht, 
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bei einer Verſpätung bis einſchließlich 4 Tage 10 der 
Fracht, | 
bei einer Verſpätung von längerer Dauer die ganze 
Fracht. 
2. Wird der Nachweis eines Schadens erbracht, ſo kann der 
Betrag des Schadens beanſprucht werden. 
In beiden Fällen darf die Vergütung den angegebenen 
Betrag des Intereſſes nicht überſteigen. 
(2). Beweiſt die Eiſenbahn, daß kein Schaden entſtanden iſt, ſo 
iſt keine Vergütung zu leiſten. 
(3). Wegen der Fälle, in denen voller Erſatz zu leiſten iſt, ver⸗ 
gleiche § 88. 
§ 88. 
Schadenserſatz bei Vorſatz oder grober Fahrläſſigkeit 
der Eiſenbahn. 


Iſt der Schaden durch Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit der 
Eiſenbahn herbeigeführt, ſo kann in allen Fällen Erſatz des vollen 
Schadens gefordert werden. 

8 89. 
Verwirkung der Erſatzanſprüche. 

Werden Gegenſtände, die von der Beförderung ausgeſchloſſen oder 
zur Beförderung nur bedingungsweiſe zugelaſſen find, unter unrichtiger 
oder ungenauer Bezeichnung aufgegeben, oder werden die für dieſe 
Gegenſtände vorgeſehenen Sicherheitsmaßregeln von dem Abſender 
unterlaſſen, ſo iſt die Haftpflicht der Eiſenbahn auf Grund des Fracht⸗ 
vertrags ausgeſchloſſen. 

§ 90. 
Erlöſchen der Anſprüche nach Bezahlung der Fracht 
und Annahme des Gutes. 

(1). Iſt die Fracht nebſt den ſonſt auf dem Gute haftenden 
Forderungen bezahlt und das Gut angenommen, ſo ſind alle Anſprüche 
gegen die Eiſenbahn aus dem Frachtvertrag erloſchen. 

(2). Hiervon ſind jedoch ausgenommen: 

1. Entſchädigungsanſprüche für Schäden, die durch Vorſatz 
oder grobe Fahrläſſigkeit der Eiſenbahn herbeigeführt wor⸗ 
den ſind; 

2. Entſchädigungsanſprüche wegen Verſpätung, wenn ſie ſpäte⸗ 
ſtens am vierzehnten Tage, den Tag der Annahme nicht 
mitgerechnet, bei einer der nach $ 74 in Anſpruch zu 
nehmenden Eiſenbahnen ſchriftlich angebracht werden; 

3. Entſchädigungsanſprüche wegen ſolcher Mängel, die gemäß 
§ 71 oder 72 feſtgeſtellt worden ſind, bevor der Empfänger 
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das Gut angenommen hat, oder deren Feſtſtellung nach 
§ 71 hätte erfolgen ſollen und durch Verſchulden der Eiſen⸗ 
bahn unterblieben iſt; 

4. Entſchädigungsanſprüche wegen ſolcher Mängel, die bei der 
Annahme äußerlich nicht erkennbar waren, jedoch nur unter 
nachſtehenden Vorausſetzungen: 

a) es muß unverzüglich nach der Entdeckung des Mangels 
und ſpäteſtens binnen einer Woche nach der Annahme 
zu deſſen Feſtſtellung entweder bei Gericht die Befichtigung 
des Gutes durch Sachverſtändige oder ſchriftlich bei der 
Eiſenbahn eine gemäß § 71 vorzunehmende Unterſuchung 
des Gutes beantragt werden; 

b) der Berechtigte muß beweiſen, daß der Mangel während 
der Zeit zwiſchen der Annahme der Beförderung und der 
Ablieferung entſtanden iſt. 

(3). Es ſteht dem Empfänger frei, die Annahme des Gutes, auch 
nach Annahme des Frachtbriefs und Bezahlung der Fracht, inſolange 
zu verweigern, als nicht ſeinem Antrag auf Feſtſtellung der von ihm 
behaupteten Mängel ſtattgegeben iſt. Vorbehalte bei der Annahme des 
Gutes find wirkungslos, ſofern ſie nicht unter Zuſtimmung der Eiſen⸗ 
bahn erfolgt find. 

(4). Wenn von mehreren auf dem Frachtbriefe verzeichneten Gegen⸗ 
ſtänden einzelne bei der Ablieferung fehlen, ſo kann der Empfänger in 
der Empfangsbeſcheinigung die nicht abgelieferten Gegenſtände unter 
ſpezieller Bezeichnung derſelben ausſchließen. 


8 91. 
Verjährung der Anſprüche gegen die Eiſenbahn wegen 
Verluſtes, Minderung, Beſchädigung oder Verſpätung 
des Gutes. 


(1). Die Anſprüche gegen die Eiſenbahn wegen Verluſtes, Min⸗ 
derung, Beſchädigung oder verſpäteter Ablieferung des Gutes verjähren 
in einem Jahre. 

(2). Die Verjährung beginnt im Falle der Beſchädigung oder 
Minderung mit dem Ablaufe des Tages, an welchem die Ablieferung 
ſtattgefunden hat, im Falle des gänzlichen Verluſtes oder der verſpäteten 
Ablieferung mit dem Ablaufe der Lieferfriſt. 

(3). Die Verjährung wird durch die ſchriftliche Anmeldung des 
Anſpruchs bei der Eiſenbahn gehemmt. Ergeht auf die Anmeldung 
ein abſchlägiger Beſcheid, ſo beginnt der Lauf der Verjährungsfriſt 
wieder mit dem Tage, an welchem die Eiſenbahn ihre Entſcheidung dem 
Anmeldenden ſchriftlich bekannt macht und ihm die der Anmeldung 
etwa angeſchloſſenen Beweisſtücke zurückſtellt. Weitere Geſuche, die an 
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die Eiſenbahn oder an die vorgeſetzten Behörden gerichtet werden, 
bewirken keine Hemmung der Verjährung. 

(4). Für die Unterbrechung der Verjährung bewendet es bei 
den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften. 

(5). Die im Abſ. 1 bezeichneten Anſprüche können nach der Voll⸗ 
endung der Verjährung nur aufgerechnet werden, wenn vorher der 
Verluſt, die Minderung, die Beſchädigung oder die verſpätete Ablieferung 
der Eiſenbahn angezeigt oder die Anzeige an ſie abgeſendet worden iſt. 
Der Anzeige an die Eiſenbahn ſteht es gleich, wenn gerichtliche Beweis⸗ 
aufnahme zur Sicherung des Beweiſes beantragt oder in einem zwiſchen 
dem Abſender und dem Empfänger oder einem ſpäteren Erwerber des 
Gutes wegen des Verluſtes, der Minderung, der Beſchädigung oder 
der verſpäteten Ablieferung anhängigen Rechtsſtreite der Eiſenbahn der 
Streit verkündet wird. 

(6). Die Vorſchriften dieſes Paragraphen finden keine Anwendung, 
wenn die Eiſenbahn den Verluſt, die Minderung, die Beſchädigung oder 
die verſpätete Ablieferung des Gutes vorſätzlich herbeigeführt hat. Sie 
finden ferner keine Anwendung auf Rückgriffsanſprüche der Eiſenbahnen 
unter einander. | 


Rechtsquellen. 


IX. 
Staatsverträge. 


Rücktritt des Fürſtentums Montenegro von der Berner 
internationalen Urheberrechtsübereinkunft vom 9. September 
1886 ſowie von den am 4. Mai 1896 dazu getroffenen 
Zuſatzübereinkommen. Vom 2. April 1900. 
(Reichsgeſetzblatt 1900 Nr. 14 S. 211.) 


Die am 9. September 1886 zu Bern getroffene Ueber⸗ 
einkunft, betreffend die Bildung eines internationalen Ver⸗ 
bandes !) zum Schutze von Werken der Literatur und Kunſt?) 
und die am 4. Mai 1896 in Paris zu dieſer Uebereinkunft 
getroffenen Zuſatzübereinkommen?), nämlich eine Zuſatzakte 
und eine Deklaration, find in Folge des beim Schweizeriſchen 
Bundesrath erklärten Rücktritts des Fürſtenthums Monte⸗ 
negro von der gedachten Uebereinkunft im Verhältniſſe zu 
Montenegro mit dem 1. April 1900 außer Kraft getreten). 


1) Deutſches Reich, Belgien, Frankreich, Großbritannien, Haiti, 
Italien, Japan, Luxemburg, Monaco, Montenegro, Norwegen, 
Schweiz, Spanien, Tunis. Vgl. Daude, Lehrbuch des Deutſchen 
Urheberrechts (Stuttgart, Ferd. Enke) ©. 133. 

2) Vgl. Daude a. a. O. S. 133. 

3) In dieſer a t Bd. XLVII ©. 382. 

4) Daude a. a. O. 141. 
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IR 
Gefche eit. des Deulſchen Reichs. 


1. Geſetz, betreffend die gemeinſamen Rechte der Beſitzer 
von Schuldverſchreibungen. Vom 4. Dezember 1899. 


(Reichs⸗Geſetzblatt 1899 Nr. 47 S. 691.) 


81. 


Sind von Jemand, der im Inlande ſeinen Wohnſitz 
oder ſeine gewerbliche Niederlaſſung hat, im Inlande Schuld⸗ 
verſchreibungen mit im voraus beſtimmten Nennwerthen aus⸗ 
geſtellt, die nach dem Verhältniſſe dieſer Werthe den Gläu⸗ 
bigern gleiche Rechte gewähren, und betragen die Nennwerthe 
der ausgegebenen Schuldverſchreibungen zuſammen mindeſtens 
dreihunderttauſend Mark und die Zahl der ausgegebenen 
Stücke mindeſtens dreihundert, ſo haben die Beſchlüſſe, welche 
von einer Verſammlung der Gläubiger aus dieſen Schuld⸗ 
verſchreibungen zur Wahrung ihrer gemeinſamen Intereſſen 
gefaßt werden, nach Maßgabe dieſes Geſetzes verbindliche 
Kraft für alle Gläubiger der bezeichneten Art. 

Die Verſammlung kann insbeſondere zur Wahrnehmung 
der Rechte der Gläubiger einen gemeinſamen Vertreter für 
dieſe beſtellen. 

Eine Verpflichtung zu Leiſtungen kann für die Gläubiger 
durch Beſchluß der Gläubigerverſammlung nicht begründet 
werden. | 

8 2. 


Sinkt der Geſammtbetrag der im Umlaufe befindlichen 
Schuldverſchreibungen unter einhunderttauſend Mark oder 
ſinkt die Zahl der im Umlaufe befindlichen Stücke unter 
einhundert, ſo iſt dies von dem Schuldner unverzüglich im 
Deutſchen Reichsanzeiger bekannt zu machen. Von dem auf 
die Bekanntmachung folgenden Tage an können Gläubiger⸗ 
verſammlungen auf Grund dieſes Geſetzes nicht mehr ab⸗ 
gehalten werden; mit dem bezeichneten Zeitpunkt erliſcht das 
Amt eines von der Gläubigerverſammlung beſtellten Ver⸗ 
treters der Gläubiger. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLIX. 34 
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§ 3. 
Die Verſammlung wird durch den Schuldner berufen. 
Die Verſammlung iſt zu berufen, wenn Gläubiger, 
deren Schuldverſchreibungen zuſammen den zwanzigſten Theil 
des Geſammtbetrags der im Umlaufe befindlichen Schuld⸗ 
verſchreibungen erreichen, oder ein von der Gläubigerver⸗ 
ſammlung beſtellter Vertreter der Gläubiger die Berufung 
ſchriftlich unter Angabe des Zweckes und der Gründe ver: 
langen. 
g Die Koſten der Berufung und Abhaltung der Ver: 
ſammlung trägt, ſoweit nicht in dieſem Geſetz ein Anderes 
vorgeſchrieben iſt, der Schuldner. 


§ 4. 


Wird einem nach § 3 Abſ. 2 geſtellten Verlangen nicht 
entſprochen, ſo kann das Amtsgericht, in deſſen Bezirke der 
Schuldner ſeinen Wohnſitz oder ſeine gewerbliche Nieder⸗ 
laſſung hat, die Antragſteller ermächtigen, die Verſammlung 
zu berufen. Hat in dem Zeitpunkt, in welchem der Antrag 
geſtellt werden ſoll, der Schuldner im Inlande weder einen 
Wohnſitz noch eine gewerbliche Niederlaſſung, ſo iſt das Amts⸗ 
gericht zuſtändig, in deſſen Bezirk er zuletzt ſeinen Wohnſitz 
oder ſeine gewerbliche Niederlaſſung gehabt hat. 

Wird der Antrag von Gläubigern geſtellt, ſo haben 
dieſe ihre Schuldverſchreibungen bei der Reichsbank, bei einem 
Notar oder bei einer anderen durch die Landesregierung dazu 
für geeignet erklärten Stelle zu hinterlegen. 

Wird die Ermächtigung zur Berufung der Gläubigerver⸗ 
ſammlung ertheilt, ſo kann das Gericht zugleich über den 
Vorſitz in der Verſammlung Beſtimmung treffen. Das Ge⸗ 
richt entſcheidet darüber, ob die durch den Antrag ſowie die 
durch die Berufung und Abhaltung der Verſammlung ent⸗ 
ſtehenden Koſten von den Antragſtellern oder von dem 
Schuldner zu tragen ſind. 

Vor der Verfügung, durch welche über den Antrag auf 
Ermächtigung zur Berufung der Gläubigerverſammlung oder 
über die Tragung der Koſten entſchieden wird, iſt ſoweit 
thunlich der Schuldner und, wenn ein Vertreter der Gläu⸗ 
biger beſtellt iſt, auch dieſer zu hören. Gegen die Verfügung 
findet die ſofortige Beſchwerde ſtatt. 
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8 5. 

Steht der Geſchäftsbetrieb des Schuldners unter ſtaat⸗ 
licher Aufſicht, ſo hat das Gericht vor der im § 4 Abſ. 4 
bezeichneten Verfügung auch die Aufſichtsbehörde zu hören. 

Die Aufſichtsbehörde kann die Gläubigerverſammlung 
auf Koſten des Schuldners berufen oder die Berufung durch 
den Schuldner anordnen. 

Sie hat das Recht, einen Vertreter in die Verſamm⸗ 
lung zu entſenden. 

§ 6. 

Die Berufung der Gläubigerverſammlung erfolgt durch 
mindeſtens zweimalige Bekanntmachung im Deutſchen Reichs⸗ 
anzeiger und in den ſonſtigen Blättern, durch welche für 
den Bezirk des im § 4 bezeichneten Gerichts die Eintra⸗ 
gungen in das Handelsregiſter bekannt gemacht werden. An 
die Stelle der letzteren Blätter treten, wenn der Schuldner 
eine Aktiengeſellſchaft, eine Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, 
eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung oder eine einge⸗ 
tragene Genoſſenſchaft iſt, die für die Veröffentlichungen der 
Geſellſchaft oder der Genoſſenſchaft beſtimmten Blätter. 

Die Friſt zwiſchen der letzten Bekanntmachung und dem 
Tage der Verſammlung iſt ſo zu bemeſſen, daß mindeſtens 
zwei Wochen für die im § 10 Abſ. 2 vorgeſehene Hinter⸗ 
legung der Schuldverſchreibungen frei bleiben. 

In dem Falle des § 4 muß bei der Berufung auf die 
gerichtliche Ermächtigung Bezug genommen werden. 

§ 7. 

Der Zweck der Verſammlung ſoll bei der Berufung 
bekannt gemacht werden. Jedem Gläubiger iſt auf Ver⸗ 
langen eine Abſchrift der Anträge zu ertheilen. 

Ueber Gegenſtände, die nicht gemäß § 6 Abſ. 1, 2 ihrem 
weſentlichen Inhalte nach angekündigt ſind, können Beſchlüſſe 
nicht gefaßt werden. 

Die Vorſchriften der §§ 3, 4, des § 5 Abſ. 1, 2 und 
des § 6 Abſ. 3 finden auf die Ankündigung von Gegen: 
ſtänden zur Beſchlußfaſſung einer Verſammlung entſprechende 
Anwendung. 

8. 


Bei dem Beginne der Verfammlung iſt ein Verzeichniß 
der erſchienenen Gläubiger oder Vertreter von Gläubigern 
mit Angabe ihres Namens und Wohnorts ſowie des Betrags 
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der von Jedem vertretenen Schuldverſchreibungen aufzuſtellen. 
Das Verzeichniß iſt ſofort nach der Aufſtellung, ſpäteſtens 
aber vor der erſten Abſtimmung zur Einſicht aufzulegen; es 
iſt von dem Vorſitzenden zu unterzeichnen. 


89. 

Jeder Beſchluß der Verſammlung bedarf zu ſeiner 
Giltigkeit der Beurkundung durch ein über die Verhandlung 
gerichtlich oder notariell aufgenommenes Protokoll. 

In dem Protokolle ſind der Ort und der Tag der Ver⸗ 
handlung, der Name des Richters oder des Notars ſowie 
die Art und das Ergebniß der Beſchlußfaſſungen anzugeben. 

Das nach 8 8 aufgeſtellte Verzeichniß der Theilnehmer 
der Verſammlung ſowie die Belege über die ordnungsmäßige 
Berufung der Verſammlung ſind dem Protokolle beizufügen. 
Die Beifügung der Belege über die Berufung der Ver⸗ 
ſammlung kann unterbleiben, wenn die Belege unter Angabe 
ihres Inhalts in dem Protokoll aufgeführt werden. 

Das Protokoll muß von dem Richter oder dem Notar 
vollzogen werden. Die Zuziehung von Zeugen iſt nicht er⸗ 
ſorderlich. 

Ä § 10. 


Die Beſchlüſſe bedürfen, ſoweit nicht in dieſem Geſetz 
ein Anderes vorgeſchrieben iſt, der Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen. Die Mehrheit wird nach den Beträgen der Schuld⸗ 
verſchreibungen berechnet. Bei Gleichheit der Stimmen ent⸗ 
ſcheidet die Zahl der Gläubiger. 

Gezählt werden nur die Stimmen derjenigen Gläubiger, 
welche ihre Schuldverſchreibungen ſpäteſtens am zweiten Tage 
vor der Verſammlung bei der Reichsbank, bei einem Notar 
oder bei einer anderen durch die Landesregierung dazu für 
geeignet erklärten Stelle hinterlegt haben. 

Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten 
ausgeübt werden. Für die Vollmacht iſt die ſchriftliche Form 
erforderlich und genügend. 

Der Schuldner iſt für die in ſeinem Beſitze befindlichen 
Schuldverſchreibungen nicht ſtimmberechtigt. Soweit ihm an 
den Schuldverſchreibungen ein Pfandrecht oder ein Zurück⸗ 
behaltungsrecht zuſteht, iſt er auf Verlangen des Eigen⸗ 
thümers verpflichtet, die Schuldverſchreibungen bei einer der 
im Abſ. 2 bezeichneten Stellen in der Weiſe zu hinterlegen, 
daß, unbeſchadet der Fortdauer des Pfandrechts oder Zurück⸗ 
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behaltungsrechts, dem Eigenthümer die Ausübung des Stimm⸗ 
rechts ermöglicht wird; die Koſten der Hinterlegung hat der 
Eigenthümer zu tragen und vorzuſchießen. 


§ 11. 


Die Aufgabe oder Beſchränkung von Rechten der Gläu⸗ 
biger, insbeſondere die Ermäßigung des Zinsfußes oder die 
Bewilligung einer Stundung, kann von der Gläubigerver⸗ 
ſammlung nur zur Abwendung einer Zahlungseinſtellung 
oder des Konkurſes des Schuldners beſchloſſen werden. 

Der Beſchluß, durch welchen Rechte der Gläubiger auf⸗ 
gegeben oder beſchränkt werden, bedarf einer Mehrheit von 
mindeſtens drei Viertheilen der abgegebenen Stimmen. Die 
Mehrheit muß mindeſtens die Hälfte des Nennwerths der 
im Umlaufe befindlichen Schuldverſchreibungen und, wenn 
dieſer nicht mehr als zwölf Millionen Mark beträgt, min⸗ 
deſtens zwei Drittheile des Nennwerths erreichen; beträgt 
der Nennwerth der im Umlaufe befindlichen Schuldverſchrei⸗ 
bungen weniger als ſechzehn Millionen, aber mehr als zwölf 
Millionen Mark, ſo muß die Mehrheit acht Millionen Mark 
erreichen. 

In dieſen Fällen bleiben bei der Berechnung des Nenn⸗ 
werths der umlaufenden Schuldverſchreibungen die im Beſitze 
des Schuldners befindlichen Schuldverſchreibungen, für welche 
un Stimmrecht nach § 10 Ab. 4 ausgeſchloſſen ift, außer 

nſatz. 

Der Schuldner iſt verpflichtet, in der Gläubigerver⸗ 
ſammlung Auskunft über den Betrag der im Umlaufe be⸗ 
findlichen, zum Stimmen berechtigenden Schuldverſchreibungen 
zu ertheilen. 9 3 

2. 


Ein Beſchluß der im § 11 bezeichneten Art muß für 
alle Gläubiger die gleichen Bedingungen feſtſetzen. Die Feſt⸗ 
ſetzung ungleicher Bedingungen iſt nur mit ausdrücklicher 
Einwilligung der zurückgeſetzten Gläubiger zuläſſig. Jedes 
ſonſtige Abkommen des Schuldners oder eines Dritten mit 
einem Gläubiger, durch welches dieſer begünſtigt werden ſoll, 
iſt nichtig. Ein Beſchluß der Verſammlung, der durch Be— 
günſtigung einzelner Gläubiger zu Stande gebracht iſt, hat 
den übrigen Gläubigern gegenüber keine verbindliche Kraft. 

Der Schuldner hat den Beſchluß in der im § 6 Abſ. 1 
bezeichneten Weiſe bekannt zu machen. 
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Auf die dem Nennwerthe der Schuldverſchreibungen ent⸗ 
ſprechenden Kapitalanſprüche kann durch Beſchluß der Ver⸗ 
ſammlung nicht verzichtet werden. 


§ 13. 


Steht der Geſchäftsbetrieb des Schuldners unter ſtaat⸗ 
licher Auſſicht, ſo iſt zu einem Beſchluſſe der im § 11 be⸗ 
zeichneten Art die Beſtätigung durch die Aufſichtsbehörde 
erforderlich. 

Die Aufſichtsbehörde hat die Ertheilung ſowie die Ver⸗ 
ſagung der Beſtätigung öffentlich bekannt zu machen. 


§ 14. 


Beſchließt die Verſammlung die Beſtellung eines Ber: 
treters der Gläubiger, ſo muß zugleich der Umfang ſeiner 
Befugniſſe beſtimmt werden. 

Soweit der Vertreter zur Geltendmachung von Rechten 
der Gläubiger ermächtigt iſt, kann durch Beſchluß der Gläu⸗ 
bigerverſammlung die Befugniß der einzelnen Gläubiger zur 
ſelbſtändigen Geltendmachung ausgeſchloſſen werden. Der 
Beſchluß unterliegt den Vorſchriften des § 11 Abſ. 2 bis 4, 
des § 12 Abſ. 2 und des § 13. 

Zum Verzicht auf Rechte der Gläubiger iſt der Vertreter 
nur auf Grund eines ihn hierzu im einzelnen Falle beſon⸗ 
ders ermächtigenden Beſchluſſes der Gläubigerverſammlung 
befugt. Der Beſchluß unterliegt den Vorſchriften der §§ 11 
bis 13. 

Führt der Vertreter für die Geſammtheit der Gläubiger 
einen Rechtsſtreit, ſo hat er in dieſem die Stellung eines 
geſetzlichen Vertreters. Für die Koſten des Rechtsſtreits, 
welche den Gläubigern zur Laſt fallen, haftet der Schuldner, 
unbeſchadet ſeines Rückgriffs gegen die Gläubiger. 

Sind mehrere Vertreter beſtellt, ſo können ſie, falls 
nicht ein Anderes beſtimmt iſt, ihre Befugniſſe nur in Ge⸗ 
meinſchaft ausüben. 

Ein Vertreter kann, unbeſchadet des Anſpruchs auf die 
vertragsmäßige Vergütung, von der Gläubigerverſammlung 
jederzeit abberufen werden. Der Beſchluß bedarf einer Mehr⸗ 
heit von drei Viertheilen der abgegebenen Stimmen; die 
Mehrheit muß, wenn dem Vertreter nach Maßgabe des 
Abſ. 2 die ausſchließliche Geltendmachung von Rechten der 
Gläubiger übertragen iſt, mindeſtens die Hälfte des Nenn⸗ 
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werths der im Umlaufe befindlichen Schuldverſchreibungen 
betragen; die Vorſchriften des § 11 Abſ. 3, 4 und des § 12 
Abſ. 2 finden Anwendung. 


8 15. 


Iſt der Schuldner eine Geſellſchaft oder juriſtiſche Per⸗ 
ſon, deren Mitglieder in Verſammlungen Beſchlüſſe faſſen, 
ſo iſt jeder nach Maßgabe dieſes Geſetzes beſtellte Vertreter 
der Gläubiger befugt, den Mitgliederverſammlungen beizu⸗ 
wohnen und ſich an den Berathungen zu betheiligen. 

Soweit nach den Geſetzen Schriftſtücke, die ſich auf die 
Verhandlungen in der Mitgliederverſammlung oder auf die 
Vermögenslage oder den Geſchäftsbetrieb der Geſellſchaft 
beziehen, den Geſellſchaftern mitzutheilen ſind, hat die Mit⸗ 
theilung in gleicher Weiſe auch an den Vertreter der Gläu⸗ 
biger zu erfolgen. 5 

8 16. 


Die Befugniſſe und Verpflichtungen eines Vertreters, 
deſſen Beſtellung gemäß § 1189 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
oder auf Grund einer bei Ausgabe der Schuldverſchreibungen 
in verbindlicher Weiſe getroffenen Feſtſetzung erfolgt, werden 
durch die nach dieſem Geſetze vorgenommene Beſtellung eines 
Vertreters nicht berührt. 

Die Rechte, welche nach den Vorſchriften des $ 3 und 
des § 7 Abſ. 3 einem von der Gläubigerverſammlung be⸗ 
ſtellten Vertreter hinſichtlich der Berufung der Verſammlung 
und der Ankündigung von Gegenſtänden zur Beſchlußfaſſung 
zuſtehen, können auch von einem Vertreter der im Abſ. 1 
bezeichneten Art geltend gemacht werden. 

Auf Antrag von Gläubigern, deren Schuldverſchreibungen 
zuſammen den fünften Theil des Geſammtbetrags der im 
Umlaufe befindlichen Schuldverſchreibungen erreichen, kann 
das Gericht, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, den Ver⸗ 
treter abberufen. Zuſtändig iſt das im § 4 bezeichnete Amts: 
gericht. Vor der Verfügung, durch welche über den Antrag 
entſchieden wird, ſind ſoweit thunlich der Vertreter und der 
Schuldner zu hören. Gegen die Verfügung findet die fo: 
fortige Beſchwerde ſtatt. 


817. 


Die Vorſchriften des § 16 finden auch auf einen Ver⸗ 
treter Anwendung, der für die Beſitzer von Schuldverſchrei— 
bungen vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
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in Gemäßheit des bisherigen Rechtes beſtellt worden iſt oder 
nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs bis zu 
dem Zeitpunkt, in welchem das Grundbuch als angelegt 
anzuſehen iſt, in Gemäßheit des Landesrechts durch Ein⸗ 
tragung in das Hypothekenbuch oder ein ähnliches Buch be— 
ſtellt wird. i 

Ein ſolcher Vertreter ſteht im Sinne des § 44 Abſ. 2 
der Grundbuchordnung einem nach S 1189 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs beſtellten Vertreter gleich. Daſſelbe gilt in Anz 
ſehung eines durch die Gläubigerverſammlung beſtellten Ver⸗ 
treters. | 

§ 18. 


Iſt über das Vermögen des Schuldners der Konkurs 
eröffnet, ſo gelten in Anſehung der Verſammlung der im 
§ bezeichneten Gläubiger die folgenden beſonderen Bor: 
ſchriften. 

Die Verſammlung wird von dem Konkursgerichte be— 
rufen und geleitet. 

Unverzüglich nach der Eröffnung des Konkurſes iſt eine 
Verſammlung der Gläubiger zu berufen, um über die Be: 
ſtellung eines gemeinſamen Vertreters im Konkursverfahren 
zu beſchließen; die Berufung kann unterbleiben, wenn ſchon 
vorher von einer Verſammlung über die Beſtellung eines 
ſolchen Vertreters Beſchluß gefaßt worden iſt. 

Das Konkursgericht hat außer den Fällen des S 3 Abſ. 2 
eine Verſammlung der Gläubiger zu berufen, wenn dies 
von dem Konkursverwalter, dem Ausſchuſſe der Konkurs— 
gläubiger oder der Aufſichtsbehörde verlangt wird. 

Die Stelle, bei welcher die Gläubiger die Schuldver— 
ſchreibungen zu hinterlegen haben, wird durch das Konkurs— 
gericht beſtimmt. 

Die Vorſchriften des § 5 Abſ. 1, 2, des § 11 Abſ. 1, 
des § 12 Abſ. 3 und des § 13 finden keine Anwendung. 


8 19. 


Werden im Konkurſe die Forderungen aus den Schuld— 
verſchreibungen durch den von der Gläubigerverſammlung 
beſtellten Vertreter der Gläubiger angemeldet, ſo bedarf es 
der Beifügung der Schuldverſchreibungen nicht. Zur Er— 
hebung der bei einer Vertheilung auf die Schuldverſchrei— 
bungen fallenden Beträge iſt die Vorlegung der Schuldver— 
ſchreibungen erforderlich; auf die Erhebung findet die Vor— 
ſchrift des S 14 Abſ. 2 keine Anwendung. 
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§ 20. 
Die in dieſem Geſetze der Gläubigerverſammlung und 
dem Vertreter der Gläubiger eingeräumten Befugniſſe können 


durch Feſtſetzungen in den Schuldverſchreibungen nicht aus⸗ 
geſchloſſen oder beſchränkt werden. 


8 21. 


Wer Schuldverſchreibungen, die ſich im Beſitze des 
Schuldners befinden, einem Anderen zu dem Zwecke überläßt, 
das Stimmrecht der Vorſchrift des § 10 Abſ. 4 zuwider an 
Stelle des Schuldners auszuüben, wird mit Gefängniß bis 
zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu fünftauſend Mark 
beſtraft. Die gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher die 
Schuldverſchreibungen zu dem bezeichneten Zwecke verwendet. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo tritt ausſchließ⸗ 
lich die Geldſtrafe ein. 

8 22. 


Wer in der Bekanntmachung, die gemäß 8 2 erlaſſen 
wird, oder in der Auskunft, die gemäß § 11 Abſ. 4 in der 
Gläubigerverſammlung ertheilt wird, wiſſentlich unwahre 
Angaben über Thatſachen macht, deren Mittheilung ihm 
nach den bezeichneten Vorſchriften obliegt, wird mit Gefängniß 
bis zu einem Jahre oder mit Geldſtrafe bis zu dreitauſend 
Mark beſtraft. 

Wer es unterläßt, die nach § 2 ihm obliegende Be⸗ 
kanntmachung zu bewirken, wird mit near bis zu drei⸗ 
tauſend Mark beftraft. 

8 23. 


Wer ſich beſondere Vortheile dafür gewähren oder ver: 
ſprechen läßt, daß er bei einer Abſtimmung in der Gläubiger— 
verſammlung in einem gewiſſen Sinne ſtimme oder an der 
Abſtimmung in der Gläubigerverſammlung nicht Theil nehme, 
wird mit Geldſtrafe bis zu dreitauſend Mark oder mit Ge⸗ 
fängniß bis zu einem Jahre beſtraft. 

Die gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher beſondere 
Vortheile dafür gewährt oder verſpricht, daß Jemand bei einer 
Abſtimmung in der Gläubigerverſammlung in einem gewiſſen 
Sinne ſtimme oder an der Abſtimmung in der Gläubiger⸗ 
verſammlung nicht Theil nehme. 
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§ 24. 

Auf Schuldverſchreibungen des Reichs, eines Bundes⸗ 
ſtaats oder einer Körperſchaft des öffentlichen Rechtes finden 
die Vorſchriften dieſes Geſetzes keine Anwendung. Die Landes⸗ 
geſetze können jedoch beſtimmen, daß die bezeichneten Vor⸗ 
ſchriften auch auf Schuldverſchreibungen von Körperſchaften 
des öffentlichen Rechtes Anwendung finden. 


§ 25. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über 
die Verſammlung und Vertretung der Pfandgläubiger einer 
Eiſenbahn oder Kleinbahn in dem zur abgeſonderten Be: 
friedigung dieſer Gläubiger aus den Beſtandtheilen der Bahn⸗ 
einheit beſtimmten Verfahren. 


8 26. 

Dieſes Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch in Kraft. 

Es findet auch auf die vorher ausgegebenen Schuld⸗ 
verſchreibungen Anwendung. 


2. Kaiſerliche Verordnung, betreffend das Flaggeurecht 
Dentſcher Binnenſchiffe, die ausſchließlich auf ausländiſchen 
Gewäſſern verkehren. Vom 1. März 1900. 
(Reichs⸗Geſetzblatt 1900 Nr. 8 S. 41.) 


Auf Grund des § 26 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend 
das Flaggenrecht der Kauffahrteiſchiffe, vom 22. Juni 1899) 
iſt verordnet: 
81. 


Die Vorſchriften des Geſetzes, betreffend das Flaggen⸗ 
recht der Kauffahrteiſchiffe, vom 22. Juni 1899) finden auf 
Binnenſchiffe, welche ausſchließlich auf der unteren Donau 


1) In dieſer Zeitſchrift Bd. XLIX S. 242 ff. 
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oder in Oſtaſien auf dem Weſtfluſſe (Si⸗kiang), dem Yangtze: 
kiang und dem Pai⸗ho, ſowie auf deren Zu: und Neben: 
flüſſen verkehren, Anwendung. 


82. 
Ueber die Einrichtung der Schiffsregiſter und deren 
Führung bei den von ihm bezeichneten Konſulaten hat der 
Reichskanzler nähere Beſtimmungen zu treffen. 


XI. 
Deutſche Jandes⸗Geſetze elt. aus den Jahren 1898 und 1899. 


1. Umſchreibung der auf den Inhaber lantenden Schuld⸗ 
verſchreibungen und Aktien auf den Namen eines beſtimmten 
Berechtigten. Aufhebung der Außerkursſetzung. 


Von 
Keyßner. 


Im Anſchluß an 8 806 des Bürgerlichen Geſetzbuches: 

„Die Umſchreibung einer auf den Inhaber lauten⸗ 

den Schuldverſchreibung auf den Namen eines be⸗ 

ſtimmten Berechtigten kann nur durch den Ausſteller 

erfolgen. Der Ausſteller iſt zur Umſchreibung nicht 
verpflichtet,“ 

beſagt das Preußiſche Ausführungsgeſetz vom 20. September 

1899 Art. 18 (Preuß. Geſ. Samml. 1899 Nr. 31 S. 177 ff.): 


8 1. 

Bei Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, die von 
einer Preußiſchen Körperſchaft, Stiftung oder Anſtalt des 
öffentlichen Rechtes ausgeſtellt ſind, kann der Inhaber von 
dem Ausſteller verlangen, daß die Schuldverſchreibung auf 
ſeinen Namen oder auf den Namen eines von ihm bezeich⸗ 
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neten Dritten umgeſchrieben wird, es ſei denn, daß er zur 
Verfügung über die Urkunde nicht berechtigt iſt. Zu Gunſten 
des Ausſtellers gilt der Inhaber als zur Verfügung über 
die Urkunde berechtigt. 

Die Vorſchriften des Abſ. 1 finden auf Zins-, Renten: 
und Gewinnantheilſcheine, ſowie auf die auf Sicht zahlbaren 
Schuldverſchreibungen keine Anwendung. 


82. 


Die Umſchreibung auf den Namen einer juriſtiſchen 
Perſon, die ihren Sitz außerhalb des Deutſchen Reiches hat, 
kann nicht verlangt werden. 


In den Fällen des § 1667 Abſ. 2, des S 1815 und des 
§ 2117 des Bürgerlichen Geſetzbuchs kann die Umſchrei⸗ 
bung mit der geſetzlich vorgeſchriebenen Beſtimmung verlangt 
werden. 

8 4. 
Eine Ehefrau bedarf zu einer Verfügung über die 


umgeſchriebene Schuldverſchreibung dem Ausſteller gegenüber 
nicht der Zuſtimmung des Ehemannes. #% 


§ 5. 1. 

Wer zur Verfügung über die umgeſchriebene Schuld: 
verſchreibung berechtigt iſt, kann, ſolange die Schuldver⸗ 
ſchreibung nicht gekündigt iſt, von dem Ausſteller die Um⸗ 
ſchreibung auf ſeinen Namen oder den Namen eines Dritten, 
die Rückverwandlung in eine Schuldverſchreibung auf den 
Inhaber und gegen Aushändigung der Urkunde die Erthei- 
lung einer neuen Schuldverſchreibung auf den Inhaber ver: 
langen. 

8 6. 

Die Koſten der Umſchreibung, der Rückverwandlung in 
eine Schuldverſchreibung auf den Inhaber und der Erthei⸗ 
lung einer neuen Schuldverſchreibung auf den Inhaber hat 
der Antragſteller zu tragen und vorzuſchießen. 


§ 7. f 
Die zuſtändigen Miniſter erlaſſen die erforderlichen Aus⸗ 


führungsvorſchriften. Sie können insbeſondere Beſtimmungen 
treffen: 
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1. über die Form der an den Ausſteller zu richtenden 
Anträge und der Vollmacht zur Stellung ſolcher 

| Anträge, 

2. über die Form des Nachweiſes, daß der Antrag⸗ 
ſteller oder der Empfänger der Zahlung der in der 
Schuldverſchreibung genannte Gläubiger oder ſonſt 
zur Verfügung über die Schuldverſchreibung berechtigt 
oder zur Vertretung des Berechtigten befugt iſt, 

3. über die Form der Umſchreibung und der Rück 
verwandlung in eine Schuldverſchreibung auf den 
Inhaber, 

4. über die Sätze, nach denen die in § 6 bezeichneten 
Koſten zu bemeſſen ſind. 


8 8. 

Sit den nach Maßgabe des §7 Nr. 1, 2 beſtimmten 
Erforderniſſen genügt, ſo gilt der Antragſteller oder der 
Empfänger der Zahlung zu Gunſten des Ausſtellers als zur 
Verfügung über die Schuldverſchreibung berechtigt oder zur 
Vertretung des Berechtigten befugt. 


89. 

Eine abhanden gekommene oder vernichtete Schuldver⸗ 
ſchreibung, die auf den Namen umgeſchrieben iſt, kann, wenn 
nicht in der Urkunde das Gegentheil beſtimmt iſt, im Wege 
des Aufgebotverfahrens für kraftlos erklärt werden. 

Die Vorſchriften des §S 799 Abſ. 2 und der SS 800, 
805 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden entſprechende An⸗ 
wendung. 8 

10. 


Die Vorſchriften des 88 1 bis 9 gelten auch für Schuld 
verſchreibungen, die vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs ausgeſtellt oder auf den Namen umgeſchrieben 
worden ſind. 

§ 11. 
Für die Umſchreibung einer auf den Inhaber lautenden 


Schuldverſchreibung auf den Namen eines beſtimmten Be⸗ 
rechtigten iſt eine Stempelabgabe nicht zu entrichten. 


Es lag in der Abſicht, für die durch Art. 176 des Ein⸗ 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch für die Schuld⸗ 
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verſchreibungen auf den Inhaber beſeitigte Außerkursſetzung!) 
einen erleichterten Erſatz zu gewähren ). 

Der preußiſche Staat ſelbſt gehört nicht zu den preußiſchen 
Körperſchaften. Eine Umſchreibung der preußiſchen Staats⸗ 
ſchuldverſchreibungen auf den Namen kann nicht beanſprucht 
werden; ebenſowenig, wie zu einer derartigen Umſchreibung 
der Schuldverſchreibung des Deutſchen Reiches eine Verpflich⸗ 
tung obliegt. In der Einrichtung des Preußiſchen Staats⸗ 
ſchuldbuchs durch Geſetz vom 20. Juli 18833) und eines 
Reichsſchuldbuches durch Reichsgeſetz vom 31. Mai 1891) 
durſte angenommen werden, daß dem Bedürfniß Rechnung 
getragen ſei. Wer eine Staats⸗ oder Reichsſchuldverſchreibung 
auf den Namen geſtellt haben will, der will dauernd Eigen⸗ 
thümer bleiben und in ſeinem Eigenthum geſichert ſein; das 
wird durch die Eintragung in die Schuldbücher erreicht und 
der Gläubiger der Bewachung und Sorge für die Urkunden 
überhoben. 

Zur Ausführung der Umſchreibung preußiſcher Inhaber⸗ 
ſchuldverſchreibungen auf den Namen und der Rückſchreibung 
iſt von den vereinigten Miniſterien der Finanzen, Landwirth⸗ 
ſchaft, Juſtiz, Handel und Gewerbe, der geiſtlichen, Unter⸗ 
richts⸗ und Medizinalangelegenheiten und des Innern unter 
dem 15. Dezember 1899 Folgendes angeordnet: 


1) Preußiſches Geſetz vom 16. Juni 1835 wegen Außer⸗ und Wieder⸗ 
inkursſetzung der auf jeden Inhaber lautenden Papiere (Geſetz⸗ 
Sammlung 1835 S. 133); Geſetz vom 4. Mai 1843 über die 
Umſchreibung außer Kurs geſetzter oder zum Umlauf unbrauchbar 
gewordener, unter öffentlicher Autorität auf jeden Inhaber aus⸗ 
gefertigter Papiere (Geſ. Samml. 1843 S. 177); Geſetz vom 4. Mai 
1843 über das Wiederinkursſetzen der unter öffentlicher Autorität 
auf jeden Inhaber ausgefertigten Papiere (Geſ. Samml. 1843 

S. 179); Verordnung vom 16. Auguſt 1867, betreffend die Außer⸗ 
und Wiederinkursſetzung, ſowie die Umſchreibung der Papiere auf 
den Inhaber für die mit der Preußiſchen Monarchie vereinigten 
Landestheile (Geſ. Samml. 1867 S. 1457). — Gabriel, Generals 
regiſter zu Bd. I XXV dieſer Zeitſchrift S. 234 ff. 

2) Hodler, 3 Preußiſche Ausführungsgeſetz zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch S. 6 
3) In dieſer 0 Bd. XXXI S. 239 ff. Grotefend, Ge⸗ 
ſetz Sammlung Bd. III S. 710. Dazu Ausführungsbeſtimmungen 
vom 22. Juni 1884 (Groteſend, Erlaſſe Bd. II S. 491). 

4) 9 at 1891 S. 321. Grotefend, Gejeg- Sammlung 
Bd. IV S. 318. Dazu Ausführungsbeſtimmungen vom 27. Januar 
1892 (Reichs⸗Anzeiger vom 30. Januar 1892 Nr. 24; Grote⸗ 
fend, Erlaſſe Bd. II S. 764). 
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8 1. 


Anträge auf Umſchreibung einer auf den Inhaber 
lautenden Schuldverſchreibung auf den Namen des Inhabers 
oder eines von ihm bezeichneten Dritten ſind unter Ein⸗ 
reichung der Schuldverſchreibung bei dem Ausſteller oder bei 
einer von dieſem zur Entgegennahme der Anträge ermäch⸗ 
tigten Stelle mündlich zu Protokoll oder in ſchriftlicher Form 
zu ſtellen. 

In dem Antrag iſt derjenige, auf deſſen Namen die 
Umſchreibung erfolgen ſoll, durch Angabe des Namens (Vor⸗ 
name, Familienname), des Standes, des Berufs oder anderer 
unterſcheidender Merkmale, ſowie des Wohnorts genau zu 
bezeichnen; bei Handelsgeſellſchaften, bei eingetragenen Ge⸗ 
noſſenſchaften und juriſtiſchen Perſonen anderer Art iſt die 
Firma oder der Name, ſowie der Sitz anzugeben. 

§ 2. 

Für Anträge auf weitere Umſchreibung einer bereits 
auf den Namen umgeſchriebenen Schuldverſchreibung, auf 
Rückverwandlung der Schuldverſchreibung in eine Schuld⸗ 
verſchreibung auf den Inhaber und auf Ertheilung einer 
neuen Schuldverſchreibung auf den Inhaber ſind die Vor⸗ 
ſchriften der SS 3 bis 7 maßgebend. Für den Antrag auf 
Ertheilung einer neuen Schuldverſchreibung gilt dies jedoch 
dann nicht, wenn er geſtellt wird, nachdem bereits die Rück⸗ 
verwandlung der bisherigen Schuldverſchreibung in eine 
Schuldverſchreibung auf den Inhaber erfolgt iſt; in dieſem 
Falle findet auf den Antrag die Vorſchrift des § 1 Abſ. 1 
Anwendung. 

§ 3. 


Die Anträge find unter Einreichung der Schuldver⸗ 
ſchreibung mündlich zu Protokoll oder in ſchriftlicher Form 
zu ſtellen. In letzterem Falle muß die Unterſchrift des 
Antragſtellers durch eine ein Dienſtſiegel führende öffentliche 
Behörde (Beamten) beglaubigt ſein, es ſei denn, daß der 
Antrag in Form einer öffentlichen Urkunde eingereicht wird. 

Anträge von Behörden müſſen ordnungsmäßig unter⸗ 
ſchrieben und mit Siegel oder Stempel verſehen ſein. 

Betrifft der Antrag die weitere Umſchreibung einer 
bereits auf den Namen umgeſchriebenen Schuldverſchreibung, 
jo findet die Vorſchrift des 81 Abſ. 2 Anwendung. 
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8 4. 

Der in der Schuldverſchreibung genannte Gläubiger 
muß ſich, wenn nach der Umſchreibung auf ſeinen Namen 
eine Aenderung in ſeiner Perſon (Verheirathung einer Frau, 
Aenderung des Namens, Standes, Berufes, Wohnorts u. ſ. w.) 
eingetreten iſt, auf Verlangen durch öffentliche Urkunden als 
der Gläubiger ausweiſen. 

§ 5. 


Iſt der Antragſteller nicht der in der Schuldverſchrei⸗ 
bung genannte Gläubiger, ſo hat er ſeine Berechtigung zur 
Verfügung über die Schuldverſchreibung durch öffentliche 
oder öffentlich beglaubigte Urkunden nachzuweiſen. 

Rechtsnachfolger von Todes wegen haben auf Verlangen 
des Ausſtellers durch einen Erbſchein oder durch eine Be⸗ 
ſcheinigung des Nachlaßgerichts nachzuweiſen, daß ſie über 
die eingetragene Forderung zu verfügen berechtigt ſind. 


| 8 6. 

Wird der Antrag durch einen Vertreter geſtellt, jo hat 
dieſer ſeine Befugniß zur Vertretung durch öffentliche oder 
öffentlich beglaubigte Urkunden nachzuweiſen. 


§ 7. Ä 
Kann der Antragſteller über die Schuldverſchreibung 
nur mit Zuſtimmung eines Dritten oder einer Behörde ver⸗ 
fügen, ſo iſt die Zuſtimmung durch öffentliche oder öffentlich 
beglaubigte Urkunden nachzuweiſen. 


§ 8. 

Wird auf Grund einer auf Namen umgeſchriebenen 
Schuldverſchreibung Zahlung verlangt, ſo finden auf den 
Empfänger der Zahlung die Vorſchriften der §§ 4 bis 7 
entſprechende Anwendung. 

8 9. 

Die Umſchreibung auf den Namen erfolgt durch den 

auf die Urkunde zu ſetzenden Vermerk: 

„Umgeſchrieben auf“ 
mit genauer Bezeichnung des Gläubigers (§S 1 Abi. 2). In 
den Fällen des § 1667 Abſ. 2, des § 1815 und des § 2117 
des Bürgerlichen Geſetzbuches iſt dem Vermerke die geſetzlich 
vorgeſchriebene Beſtimmung hinzuzufügen. 
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Der Vermerk muß den Ort und den Tag ſeiner Voll⸗ 
ziehung angeben; er iſt von dem Ausſteller zu unterzeichnen 
und mit dem Aufdrucke des dem Ausſteller zuſtehenden 
Stempels zu verſehen. Wird der Ausſteller durch eine Be⸗ 
hörde vertreten, ſo erfolgt die Unterzeichnung durch die 
Angabe der amtlichen Bezeichnung der Behörde nebſt dem 
Aufdrucke des der Behörde zuſtehenden Stempels und der 
eigenhändigen Unterſchrift des von der Behörde damit be⸗ 
auftragten Beamten. 40 


Die Rückverwandlung in eine Schuldverſchreibung auf 
den Inhaber erfolgt durch den auf die Urkunde zu ſetzenden 
Vermerk: | 

„Wieder an den Inhaber zahlbar.” 


Die Vorſchrift des § 9 Abſ. 2 findet Anwendung. 
§ 11. 


An Koſten kann der Ausſteller außer den ihm ent⸗ 
ſtandenen Auslagen für Porti, F Neuaus⸗ 
fertigung der Urkunde u. ſ. w. erheben: 

1. für die erſte ſowie jede weitere Umſchreibung auf 
den Namen eines Berechtigten oder für die Rückver⸗ 
wandlung in eine Schuldverſchreibung auf den In— 
haber 25 Pfennig für jede angefangenen 1000 Mark 
des Nennwerthes der eingereichten Schuldverſchrei⸗ 
bungen, mindeſtens 50 Pfennig; 

2. für die Ertheilung einer neuen Schuldverſchreibung 

auf den Inhaber 50 Pfennig für jede angefangenen 
1000 Mark des Nennwerthes der eingereichten Schuld: 
verſchreibungen, mindeſtens 1 Mark. 


Wie für Schuldverſchreibungen auf den Inhaber durch 
Art. 176 des Einf. Geſ.'s zum Bürgerl. Geſ. B., iſt für Aktien 
im Art. 26 des Einf. Geſ.'s zum HGB. die Außerkursſetzung 
für kraftlos erklärt “). Das Handelsgeſetzbuch enthält keine 
allgemeine Beſtimmungen über Inhaberaktien. Wenn das 
Bürgerliche Geſetzbuch in §8§ 793 bis 808 von den Schuld— 
verſchreibungen auf den Inhaber handelt, ſo ſind damit nicht 
die Inhaberaktien einbegriffen; ſoweit indeſſen dort Fragen 


1) Keyßner, Aktiengeſellſchaft 5. Aufl. $ 179 Anm. 2 (Berlin 
1900, J. Guttentag). 


Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLIX. 35 


x 
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geregelt werden, welche die Natur des Inhaberpapiers be⸗ 
treffen, werden die Beſtimmungen auch für Inhaberaktien 
Anwendung finden dürfen ). Durch § 183 HGB. 's: 


Iſt im Geſellſchaftsvertrage nichts darüber be⸗ 
ſtimmt, ob die Aktien auf den Inhaber oder auf 
den Namen lauten ſollen, ſo ſind ſie auf den Namen 
zu ſtellen. | 

Im Geſellſchaftsvertrage kann beſtimmt werden, 
daß auf Verlangen des Aktionärs die Umwandlung 
ſeiner auf Namen lautenden Aktie in eine Inhaber⸗ 
aktie oder umgekehrt ſtattzufinden hat. — 


ſind die Aktien auf den Namen vom Geſetz in den Vorder⸗ 
grund geſtellt; thatſächlich befinden ſich die Inhaberaktien in 
der Mehrzahl. Eine Verpflichtung, Inhaberaktien auf den 
Namen umzuſchreiben, iſt im Geſetz oder deſſen Ausführungs⸗ 
geſetzen den Aktiengeſellſchaften nicht auferlegt, es iſt nur 
geſagt, daß eine Umſchreibepflicht im Geſellſchaftsvertrage 
vorgeſehen ſein kann. Findet ſich eine ſolche Beſtimmung 
nicht vor, jo wird nichtsdeſtoweniger eine derartige Umſchrei⸗ 
bung und Rückſchreibung auf den Inhaber von dem Vor: 
ſtande als Verwaltungsakt vorgenommen werden können. 
Derartige Umſchreibungen machen die Aktie nicht erneut 
ſtempelpflichtig?). Das Gleiche gilt für die Aktien einer 
Kommanditgeſellſchaft auf Aktien. 

Es war angeregt worden, ob es nicht angethan ſei, die 
durch das Geſetz ausgeſprochene Entkräftung des Außerkurs— 
ſetzungsvermerkes für Schuldverſchreibungen auf den Inhaber 
in Art. 176 des Einf. Geſ.'s zum Bürgerl. GB. für auf den 
Inhaber lautende Aktien durch Art. 26 des Einf. Geſ.'s zum 
HGB. durch einen Vermerk auf den Schuldverſchreibungen 
kundbar zu machen. Die Preußiſche Geſetzgebung hat ſich 
hierzu nicht entſchloſſen. Die Lieferbarkeit ſolcher mit kraft⸗ 
loſem Außerkursſetzungsvermerk verſehenen Schuldverſchrei— 
bungen wird erſchwert ſein und ſich damit die Nothwendigkeit 
neuer Urkunden herausſtellen ). 


1) Simon in dieſer Zeitſchriſt Bd. XLIX S. 22. Keyßner, 
Aktiengeſellſchaft $ 183 Anm. 1. 

2) Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. XL S. 126 
und 131. Keyßner, Aktiengeſellſchaft $ 183 Anm. 4. 

3) Welche einer erneuten Reichs⸗Stempelpflicht nicht unterliegen, vgl. 
Reichs⸗Stempelgeſetz vom 27. April 1894 § 6 (5a). Vgl. in 
dieſer Zeitſchrift Bd. XLIV S. 147. 


—— —— Een TOT. u 
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In anderen Gliedſtaaten iſt für die urkundliche Auf⸗ 
hebung des kraftloſen Außerkursſetzungsvermerks Sorge ge: 
tragen, ſo in § 86 der Großherzogl. Mecklenburgiſchen Ver⸗ 
ordnung vom 9. April 1899 betreffend die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit !): 

Hat die Außerkursſetzung einer Schuldverſchrei⸗ 
bung auf den Inhaber ihre Wirkung verloren, ſo 
kann dieſe Thatſache auf Antrag des zur Verfügung 
über die Schuldverſchreibung Berechtigten durch einen 
auf die Schuldverſchreibung geſetzten gerichtlichen 
Vermerk beurkundet werden. Zuſtändig iſt jedes 
Amtsgericht. Der Vermerk ſoll Ort und Tag der 
Ausſtellung angeben, ſowie mit Unterſchrift des 
Richters und Siegel oder Stempel verſehen ſein. 

Die Vorſchriften finden entſprechende Anwendung 
auf eine außer Kurs geſtellte Aktie. 


2. Nachtrag zur Börſenordnung von Berlin vom 22. Juni 
1896 2). Vom 10. Februar 1900. 


(Korreſpondenz der Aelteſten der Kaufmannſchaft von Berlin vom 
5. März 1900 Nr. 2 S. 49.) 


Mitgetheilt von Keyßner. 


Die Ereigniſſe, welche zur Schließung der Produkten— 
börſe in Berlin führten, ſind in dieſer Zeitſchrift Bd. XLVII 
S. 424 Anm. angegeben. Die weiteren Ereigniſſe, welche 


1) Vgl. Dr. Adolf Langheld's Kommentar zu dem Geſetz S. 58. 
Zutreffend heißt es daſelbſt: 

„Wenn auch nach Art. 176 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch, bezw. nach Art. 26 des Einführungs- 
geſetzes zum Handelsgeſetzbuch die Außerkursſetzung einer Schuld- 
verſchreibung auf den Inhaber oder Aktie auf den Inhaber 
mit dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches ihre Wir⸗ 
kung verliert, ſo kann doch bei der bekannten Abneigung des 
Geſchäftsverkehrs gegen außer Kurs gelebte Papiere der Bes 
rechtigte ein Intereſſe daran haben, daß dieſe Thatſache auf 
dem Papier ſelbſt in autoritativer Weiſe zum Ausdruck ges 
bracht wird.“ 

2) Abgedruckt in dieſer Zeitſchrift Bd. XLVII S. 408 ff. 
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die Verſammlungen der Kaufleute im ſogenannten Feen⸗ 
palaſt hinderten, ſind aus dem Urtheil des preußiſchen 
Oberverwaltungsgerichts vom 22. Juni 1896 (Zeitfchrift 
Bd. XLVIII S. 274 ff.) zu entnehmen. Wenn in einem Schluß: 
wort (S. 208) geſagt iſt: „Es darf erwartet werden, daß, 
nachdem der Richterſpruch ergangen iſt, die Verkehrsnothwendig⸗ 
keit den Börſenraum wieder öffnen wird, womit die Oeffent⸗ 
lichkeit und Sicherheit der Feſtſtellung der Marktpreiſe in 
alter Zuverläſſigkeit ſich ermöglicht,“ ſo iſt dieſer Zeitpunkt 
nach langer Zögerung endlich eingetreten. Mit dem 1. April 
1900 iſt die Produktenbörſe in Berlin wieder ins Leben ge⸗ 
treten ). 

Die Börſenordnung für Berlin hat folgende in Gemäß⸗ 
heit des 5 4 des Börſengeſetzes vom 22. Juni 18962) von 
der Landesregierung, dem Miniſter für Handel und Gewerbe 
1915 dem 10. Februar 1900 genehmigte Aenderungen er: 
ahren: 


I. An die Stelle des § 2 Abſ. 1 tritt folgende Vor⸗ 
ſchrift: 
| Die Börſenleitung liegt dem Börſenvorſtande ob. Der: 
ſelbe beſteht aus 36 Mitgliedern, von denen 27 von den 
an dem Börſenverkehr direkt theilnehmenden Mitgliedern der 
Korporation der Kaufmannſchaft von Berlin und deren Kreiſe, 
und neun von den Aelteſten der Kaufmannſchaft von Berlin 
aus ihrer Mitte gewählt werden. 


II. An die Stelle des § 3 Abſ. 1, 2 und 5 treten fol⸗ 
gende Vorſchriften: 


Die Wahl der von den Korporationsmitgliedern zu 
wählenden Mitglieder des Börſenvorſtandes erfolgt im Monat 
Dezember auf drei Jahre mittelſt relativer Stimmenmehr— 
heit durch Stimmzettel, und zwar werden 


1. fünfzehn Mitglieder von den an dem Verkehr der 
Fondsbörſe und 


2. zwölf Mitglieder, von denen zwei das Müllereige⸗ 
werbe ausüben, von den an dem Verkehr der Produktenbörſe 
theilnehmenden Korporationsmitgliedern in getrennten Wahl⸗ 
gängen gewählt. 


1) Vgl. die an der Produktenbörſe üblichen Schlußnoten für Zeit⸗ 
geſchäfte unten S. 598. 
2) In dieſer Zeitſchrift Bd. XLVI S. 125 ff. 
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Die Wahl der zwölf von den an dem Verkehr der 
Produktenbörſe theilnehmenden Korporationsmitgliedern zu 
wählenden Mitglieder des Börſenvorſtandes erfolgt für die 
Zeit bis zum Schluß des Jahres 1902 im Jahre 1900 und 
gilt als im Dezember 1899 erfolgt. 

Von den auf dieſe Weiſe gewählten Korporationsmit⸗ 
gliedern ſcheiden für die Fondsbörſe jährlich fünf, für die 
Produktenbörſe jährlich vier aus, und werden durch neue 
Wahlen auf je drei Jahre erſetzt. Die das erſte und zweite 
Mal ausſcheidenden Mitglieder werden durch das Loos be— 
ſtimmt. 

Die von den Aelteſten der Kaufmannſchaft von Berlin 
aus ihrer Mitte zu entnehmenden Mitglieder des Börſen⸗ 
vorſtandes, 


3. in der Zahl von fünf für die Fondsbörſe und 

4. in der Zahl von vier für die Produktenbörſe werden 
im Monat Dezember auf ein Jahr gewählt. Für das Jahr 
1900 findet die Wahl zum Vorſtande der e 
im Laufe dieſes Jahres ſtatt. 


III. An die Stelle des § 5 Abſ. 2 tritt folgende Vor: 
ſchrift: 

Für die den Handel mit landwirthſchaftlichen Produkten 
betreffenden Angelegenheiten werden zu dem Vorſtande der 
Produktenbörſe als weitere Mitglieder fünf Vertreter der 
Landwirthſchaft hinzugewählt. Zum Zwecke dieſer Wahl 
wird ſeitens des Landesökonomiekollegiums eine Vorſchlags— 
liſte von zehn Perſonen aufgeſtellt. Aus dieſer Liſte ſind 
fünf durch die am Verkehr der Produktenbörſe theilnehmen: 
den Korporationsmitglieder auf drei Jahre zu wählen. 

Die Wahl erfolgt nach der Vorſchrift des § 3 Abſ. 1. 


IV. Als Abſ. 5 des § 5 wird folgende Vorſchrift ein— 
geſtellt: 

Sämmtliche Mitglieder des Börſenvorſtandes üben ihre 
Funktionen ehrenamtlich aus. 


V. An die Stelle der SS 29 a bis 29f treten folgende 
Vorſchriften: 
§ 29a. 
In den zur Veröffentlichung gelangenden amtlichen 


Preisnotirungen find die bei den verſchiedenen Getreide: 
gattungen (Weizen, Roggen, Gerſte u. a. m.) nach Lage des 
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Geſchäftsverkehrs an der Börſe hauptſächlich in Betracht 
kommenden Sorten mit Unterſcheidung nach inländiſch und 
ausländiſch, nach Qualitätsgewicht, nach Beſchaffenheit in 
Farbe, Geruch und Trockenheit, nach alter und neuer Ernte 
zu bezeichnen, ſoweit dieſe Unterſcheidungsmerkmale feſtzu— 
ſtellen ſind. 

$ 29b. 


Für jede einzelne der gemäß S 29a zur Notirung ge= 
langenden Getreideſorten find die dafür wirklich gezahlten 
Preiſe zu notiren, ſoweit dies feſtzuſtellen iſt. 

Inſoweit ſich dieſe Notirungen auf Abſchlüſſe über be: 
ſonders geringe Quantitäten beziehen, oder ſonſt beſondere 
Verhältniſſe vorliegen, iſt dies bei der Notirung kenntlich zu 
machen. 


XII. 
Die engliſche Handelsgeſetzgebung im Jahre 1897). 


Dargeſtellt von 


Herrn Dr. jur. E. Crueſemann, Solicitor in London. 


Das Jahr 1897 hat in Bezug auf die Handelsgeſetz⸗ 
gebung in England wenig Bemerkenswerthes gezeitigt. — 
Das wichtigſte Geſetz dieſer Legislaturperiode iſt ohne Frage 
der Land Transfer Act. Dieſes Geſetz hat die Regiſtrirung 
der Rechtstitel zu Grundeigenthum im Auge, die bekanntlich 
in England durch die eigenthümlichen Verhältniſſe, die durch 
die Treuhänderſchaften (Trusts) einerjeits und die lang⸗ 
jährigen Miethsverträge (Leases) andererſeits veranlaßt 
werden, ſehr verwickelter Natur ſind. — Die Rechtsgelehrten 
waren denn auch in zwei Lager getheilt; die Einen ſprachen 
ſich in energiſchſter Weiſe und mit Hinweis auf die kon— 
tinentalen Syſteme, hauptſächlich auf das Grundbuchſyſtem 
in Deutſchland, für die Regiſtrirung aus, während die An— 


1) Für 1896 ſiehe dieſe Zeitſchrift Bd. XLVI S. 421 ff. 
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deren in konſervativer Weiſe ebenſo energiſch der Regiſtrirung 
widerſtrebten, als einer Neuerung, die nur verwirrend wirken 
könne und den Herren vom grünen Tiſch einen neuen Ar: 
beitskreis eröffnen würde. Im Parlament fanden natürlich 
dieſe beiden Richtungen lebhafte Fürſprecher. Nach langen 
Debatten wurde aber ſchließlich doch die Regiſtrirung der 
Rechtstitel eingeführt. 

Die Berathung über dieſes wichtige Geſetz nahm das 
Parlament derartig in Anſpruch, daß für andere Geſetze 
nicht viel Zeit übrig blieb. — Es wurden im Ganzen ſieben⸗ 
undſechzig öffentlichrechtliche Geſetze erlaſſen, von denen nur 
neun in handelsrechtlicher Beziehung von Bedeutung ſind. 

Ueber dieſelben iſt Folgendes zu bemerken: 


1. Schifffahrt. 


A. Geſetz vom 15. Juli 1897 behufs Ermächtigung, 
Verordnungen zu erlaſſen zur Verhütung 
von Kolliſionen in den zum Fluſſe Merſey 
führenden Seekanälen. — (60 & 61 Vict. cap. 21.) 


Durch dieſes Geſetz wird dem Staatsrath die Ermäch⸗ 
tigung ertheilt, laut Sect. 41 des Merchant Shipping Act 
von 1894 auch für die Seekanäle, die in den Fluß Merſey 
führen, zwiſchen dem Rock Lighthouſe und dem entfernteſten 
ſeewärts gelegenen Punkte, der mit Boyen auf beiden Seiten 
verſehen iſt, Verordnungen über Lichter und Signale zu er⸗ 
laſſen. — Der Mersey Collisions Act von 1874 iſt wider⸗ 
rufen. — 


B. Geſetz vom 6. Auguſt 1897 zur Amendirung des 
Merchant Shipping Act von 1894 in Bezug 
auf die Machtbefugniß, Schiffe, die nicht ge 
nügend bemannt ſind, ſeitens der Behörden 
anzuhalten. — (60 & 61 Vict. cap. 59.) 


Unter dem Merchant Shipping Act von 1894!) hat 
das Handelsminiſterium die Machtbefugniß, unſichere Schiffe 
zurückzuhalten. Durch das vorliegende Geſetz wird dieſe Be⸗ 
fugniß ausgedehnt auf Fälle, in denen Schiffe nicht genügend 
bemannt find. Nach Sect. 2 des Geſetzes ſoll die Regel auch 
auf ausländiſche Schiffe?) Anwendung finden. — 


1) Sect. 459. 
2) Sect. 452 des Merchant Shipping Act von 1894. 
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C. Geſetz vom 6. Auguſt 1897 über den Widerruf 
gewiſſer Ausnahmen von den Vorſchriften 
über Lootſenzwang. — (60 & 61 Vict. cap. 61.) 


Sect. 603 des Merchant Shipping Act von 1894 wird, 
ſoweit ſie ſich auf die durch ein altes Geſetz, welches unter 
Georg IV. erlaſſen wurde, erlaſſenen Verordnungen bezieht, 
in Bezug auf Fahrzeuge, die zwiſchen einem Hafen von 
Schweden oder Norwegen und dem Hafen von London fahren, 
widerrufen. 


2. Gantweſen und Aktiengeſellſchaften. 


Verbeſſerndes Geſetz vom 15. Juli 1897 über be⸗ 
vorzugte Zahlungen in Fällen von Aktien⸗ 
geſellſchaften. — (60 & 61 Viet. cap. 19.) 


In dem Präcedenzfall Richards v. Kidderminſter 
Overſeers war entſchieden worden, daß das Geſetz von 1888 
über bevorzugte Zahlungen im Falle einer Liquidation einer 
Aktiengeſellſchaft den lokalen Behörden in Bezug auf die 
Kommunalabgaben keine Vorrechte gegenüber den Inhabern 
von Hypothekenobligationen oder anderen ſicher geſtellten 
Gläubigern!) gibt. Nach dem genannten Geſetz waren ſolche 
Abgaben für höchſtens ein Jahr im Falle des Konkurſes 
einer Privatperſon bevorrechtigt. Und während im Falle 
eines Konkurſes von Privatperſonen die Angeſtellten und 
Bedienſteten bis zum Betrage von 50 Pfd. Sterl., und Ar— 
beiter bis zum Betrage von 25 Pfd. Sterl. wegen ihrer 
Saläre und Löhne für vier Monate bevorrechtigt waren, hatten 
ſolche Perſonen dieſes Vorrecht nicht, wenn ſie von Aktien— 
geſellſchaften angeſtellt waren und die Aktiengeſellſchaft in 
Liquidation gerieth, und die betreffenden Angeſtellten ſich 
Anſprüchen von Inhabern von Hypothekenobligationen gegen— 
übergeſtellt ſahen. — Dieſen Uebelſtänden wird durch das 
vorliegende Geſetz Abhilfe geſchaffen. Die genannten Friſten 
von einem Jahr bezw. von vier Monaten laufen von dem 
Datum der gerichtlichen Einſetzung eines die Einkünfte der 
Aktiengeſellſchaſt ſequeſtrirenden Verwalters, oder von dem 
Tage der Beſitzergreifung des Vermögens der Aktiengeſell— 
ſchaft ſeitens eines Gläubigers. So weit möglich ſollen 


1) Vgl. Lely, The Annual Statutes 1897 p. 13. 


Crueſemann: Engliſche Handelsgeſetzgebung 1897. 549 


jedoch die vollberechtigten Anſprüche aus dem Vermögen ge⸗ 
zahlt werden, welches für die Bezahlung von nicht ſicher 
geſtellten Gläubigern übrig bleibt. 

Auf Schottland findet dieſes Geſetz keine Anwendung. 


3. Gütereinfuhr. 


Geſetz vom 6. Auguſt 1897 behufs Einfuhrver⸗ 
botes von Waaren, die in ausländiſchen Ges 
fängniſſen hergeſtellt ſind. — (60 & 61 Vict. 
cap. 63.) 


Waaren, von denen der Zollbehörde nachgewieſen wird, 
daß dieſelben ganz oder theilweiſe in ausländiſchen Gefäng⸗ 
niſſen hergeſtellt ſind, ſollen in England nicht eingeführt 
werden, es ſei denn, daß dieſelben entweder Durchfuhrwaaren 
ſind, oder nicht für Handelszwecke beſtimmt oder Waaren 
ſind, die im britiſchen Königreiche nicht hergeſtellt werden. 


4. Maße und Gewichte. 


Geſetz vom 6. Auguſt 1897, betreffend die geſetz⸗ 
liche Erlaubniß zum Gebrauche von Maßen 
und Gewichten nach dem metriſchen Syftem. — 
(60 & 61 Vict. cap. 46.) 


Schon durch frühere Geſetze, die bis zum Jahre 1864 
zurückgehen, war es geſetzlich geſtattet, das Dezimalſyſtem 
für Rechnungszwecke zu benützen, und in den Schulen wurde 
das Dezimalſyſtem auch ſchon ſeit längerer Zeit gelehrt. 
Der thatſächliche Gebrauch von Maßen und Gewichten im 
Handel jedoch war bisher immer noch unterſagt. Durch das 
vorliegende Geſetz wird der Gebrauch von Gewichten und 
Maßen, welche nach dem Dezimalſyſtem hergeſtellt ſind, ge— 
ſtattet, und metriſche Normalmaße und Gewichte ſind unter 
die von dem Handelsminiſterium zu führenden Normalmaße 
und Gewichte aufzunehmen. 

Die weiteren Ausführungsbeſtimmungen ſind von keinem 
beſonderen Intereſſe. 
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5. Arbeiterverhältniſſe. 


A. Geſetz vom 6. Auguſt 1897 behufs Verhütung 
von Unfällen bei Häckſelſchneidemaſchinen. — 
(60 & 61 vict. cap. 60.) 


Nach dieſem Geſetz ſoll die Speiſeöffnung jeder Häckſel⸗ 
maſchine, welche anders als durch die Hand betrieben wird, 
mit ſolchen Vorkehrungen verſehen ſein, jo weit das ver: 
nünftiger Weiſe möglich iſt, daß dadurch das Hineinziehen 
der Hand oder des Armes des Arbeiters in die Maſchine 
verhindert wird. Ebenſo ſollen das Schwungrad und die 
Meſſer während des Ganges der Maſchine mit einer ge— 
nügenden Schutzvorrichtung verſehen ſein. Zuwiderhand— 
lungen ſind mit einer Geldſtrafe bis zu 5 Pfd. Sterl. belegt. 

Die Polizei hat ein weitgehendes Aufſichtsrecht. 

Wahrſcheinlich wird dieſes Geſetz nur in den gröberen 
Fällen Abhilfe ſchaffen, denn die Anſichten darüber, was 
vernünftiger Weiſe möglich und mit einem ordnungsmäßigen 
und wirkſamen Betrieb vereinbar iſt, dürften ſelbſt im ge⸗ 
gebenen Falle weit auseinander gehen. 


B. Geſetz vom 6. Aug uſt 1897 behufs zu machender 
Verordnung in Bezug auf Textilfabriken. — 
(60 & 61 Vict. cap. 58.) 


Das Geſetz gibt einem Staatsſekretär die Befugniß, 
behufs geſundheitlichen Schutzes in Baumwollwaarenfabriken 
Verordnungen zu erlaſſen, welche jedoch dem Parlament 
vorzulegen ſind. 


C. Geſetz vom 6. Auguſt 1897 zur Verbeſſerung des 
Geſetzes über die Entſchädigung von Arbeitern 
für Unglücksfälle, die ihnen während des 
Dienſtes zuſtoßen. — (60 & 61 Vict. cap. 37.) 


Nach gemeinem Recht iſt der Arbeitgeber dem Arbeit⸗ 
nehmer für jede Nachläſſigkeit verantwortlich, es ſei denn, 
daß der Unglücksfall durch die Nachläſſigkeit eines Mitarbeiters 
verurſacht iſt. Das Geſetz von 1880 über die Haftbarkeit 
des Arbeitgebers, welches allerdings urſprünglich nur für 
eine kurze Zeit erlaſſen, dann aber von Jahr zu Jahr ver— 
längert wurde und auch heute noch in Kraft iſt, hatte dieſe 
harte Regel etwas gemildert. Es gab den Verletzten Ent— 
ſchädigung, falls der Unfall durch die Nachläſſigkeit von Mit⸗ 
arbeitern in der Poſition von Werkführern oder Obmännern 
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oder durch fehlerhafte Maſchinen verurſacht wurde. Es be— 
ſchränkte die zu zahlenden Summen und führte zur Geltend— 
machung der Anſprüche die Grafſchaftsgerichte als zuſtändige 
Gerichte ein. — Da den Geſetzen nach jedoch dem Arbeit: 
geber die Vertheidigung offen ſtand, daß ſeine Haftbarkeit 
durch den Beweis, daß der Arbeiter ſelbſt durch ſeine Schuld 
zu dem Unfall beigetragen habe, oder ſich freiwillig der Ge: 
fahr ausgeſetzt habe, von ſich abzuwälzen, blieben die Arbeiter 
oft ohne Entſchädigung. Ferner aber war es den Arbeitern 
freigeſtellt, ſich aus dem Geſetz „hinaus zu kontrahiren“, d. h. 
alſo, mit dem Arbeitgeber einen Vertrag zu ſchließen dahin 
gehend, daß das Geſetz nicht Platz greifen ſoll. — Im Uebrigen 
findet das Geſetz von 1880 Anwendung auf alle Handarbeiter, 
ausgenommen diejenigen, die im Hauſe oder in der Land— 
wirthſchaft angeſtellt ſind. 

Das vorliegende Geſetz nun findet allerdings zunächſt 
nur auf beſonders gefährliche Arbeitsſtätten Anwendung. Es 
fallen darunter: Eiſenbahnen, Fabriken, Minen, Steinbrüche, 
Ingenieurarbeiten, Bau von Gebäuden, welche höher als 
30 Fuß ſind u. ſ. w. Dahingegen kommt die Nachläſſigkeit 
überhaupt nicht mehr in Frage. Das Geſetz findet auf jeden 
Unfall Anwendung, vorausgeſetzt, daß derſelbe nicht durch 
ſchlechte oder mangelhafte Aufführung des Arbeiters veran⸗ 
laßt wird. Das Geſetz ſchreibt beſonders vor, daß ein 
„Hinauskontrahiren“ nicht mehr geſtattet iſt, es ſei denn auf 
Grund einer Beſcheinigung ſeitens des Registrar of Friendly 
Societies, nach welcher derſelbe bezeugt, daß er die zwiſchen 
dem Arbeitgeber und dem ſich „hinaus kontrahirenden“ Ar— 
beitnehmer vereinbarte Unfallverſicherung geprüft und ge- 
nehmigt hat. Ja, das Geſetz geht noch weiter und annullirt 
alle Verträge, unter denen ein Arbeitnehmer ſeine Rechte 
auf Entſchädigung für Unfälle, die ihn während ſeines 
Dienſtes getroffen haben, dem Arbeitgeber gegenüber auf— 
gegeben hat). 

Der Arbeitgeber hat bei jedem Unglücksfalle, durch den 
ein Arbeitnehmer verletzt oder getödtet wird, Entſchädigung 
zu zahlen. Vorausſetzung iſt jedoch, daß der Arbeiter durch 
die Verletzung wenigſtens zwei Wochen verhindert wurde, 
ſeinen vollen Lohn zu verdienen und, wie geſagt, daß der 
Unfall nicht auf ernſte und beabſichtigte ſchlechte Führung 
des Arbeiters zurückzuführen iſt. Zur Beilegung von Mei— 


1) Lely, Practical Statutes 1897 p. 38. 
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. iſt ſchiedsrichterliches Verfahren vor⸗ 
geſehen. 

Im Anhang I find die Summen feſtgelegt, die bei Un: 
fällen den Arbeitern während ihrer Unfähigkeit, oder den 
von ihnen für ihren Lebensunterhalt abhängigen Perſonen 
(Dependants genannt, wie im Geſetz genauer definirt) im 
Falle des Todes zu zahlen ſind. 

Nach dem Geſetz können Schritte zur Eintreibung der 
Entſchädigung nur dann gemacht werden, wenn dem Arbeit: 
geber eine genügende Benachrichtigung des geſchehenen Un— 
falles zu Theil geworden iſt. 

Hinſichtlich der weiteren Einzelheiten muß auf das Geſetz 
ſelbſt verwieſen werden. Es mag hier nur noch erwähnt 
werden, daß es dem Arbeiter frei ſteht, ob er unter dem 
vorliegenden Geſetz oder unter dem Geſetz vom Jahre 1880 
Anſprüche machen will. Es iſt jedoch Vorſehung getroffen, 
daß, falls er unter dem Geſetz von 1880 Anſprüche erhebt, 
denen aus irgend einem Grunde vom Gericht nicht ſtatt— 
gegeben werden kann, das Gericht ihm dennoch alles Das— 
jenige zukommen laſſen ſoll, was er erreicht haben würde, 
wenn er unter dem vorliegenden Geſetz Anſprüche erhoben 
hätte, jedoch unter Abzug derjenigen Koſten, die dadurch 
veranlaßt ſind, daß er nicht von vornherein unter dem vor— 
liegenden Geſetz Anſpruch erhoben hat. 

Es bleibt nur noch zu erwähnen, daß die Unfallverſiche— 
rung in Folge dieſes Geſetzes einen außerordentlichen Auf: 
ſchwung genommen hat, wenngleich die größeren Arbeitgeber 
ſchon jetzt herausgefunden haben, daß ſie ſich beſſer ſtehen, 
wenn fie die Unfallverſicherung anſtatt bei Verſicherungs— 
geſellſchaſten bei ſich ſelbſt bewirken. 


Im Uebrigen ſind noch zu erwähnen: 

1. Der Finance Act 1897, welcher jedoch weſentliche 
Aenderungen nicht einführt und die Einkommenſteuer 
bei 8 Pence im Pfund Sterling beſtehen läßt. 

2. Der Expiring Laws Continuance Act 1897. 


Unter den Geſetzen, die auf ein weiteres Jahr Geſetzes⸗ 
kraft erhalten haben, befindet ſich wiederum The Employers 
Liability Act (33 & 34 Vict. cap. 42), The Promissory 
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Notes Act (27 et 27 Vict. cap 105) und das amendirende 
Geſetz 25 & 46 Vict. cap. 61; The Promissory Notes and 
Bills of Exchange (Ireland) Act (27 & 28 Vict. cap. 20). 


XIII. 


Die engliſche Handelsgeſetgebung im Jahre 1898. 
Von 


Herrn Dr. jur. E. Crueſemann, Solicitor in London. 


— 


Im Jahre 1898 erhielten ſogar nur zweiundſechzig 
öffentlichrechtliche Geſetze die Genehmigung der Königin, und 
von dieſen bedarf nur eine außerordentlich geringe Anzahl 
der Erwähnung. 


1. Schifffahrt. 

A. Geſetz vom 25. Juli 1898 behufs Amendirung 
des Merchant Shipping Act von 1894 über 
die Haftbarkeit von Schiffseigenthümern. — 
(61 & 62 Vict. cap. 14.) 


Unter dem Merchant Shipping Act von 1894 war der 
Eigenthümer eines regiſtrirten britiſchen Schiffes für Verluſt 
von Waaren durch Feuer ohne Fahrläſſigkeit des Eigenthümers, 
oder von nicht deklarirten Gold- oder anderen Werthſachen, 
nicht haftbar, und ſeine Haftbarkeit für den Verluſt von 
Leben oder Beſchädigung von Perſonen oder Sachen war 
beſchränkt auf 15 Pfd. Sterl. bezw. 8 Pfd. Sterl. per Tonne 
des Tonnengehalts. Durch das gegenwärtige Geſetz werden 
dieſe Vortheile ausgedehnt auf Eigenthümer, Erbauer oder 
ſonſtige Perſonen, die an einem Schiff intereſſirt ſind, welches 
in einem Hafen oder Platz innerhalb der Beſitzungen ihrer 
Majeſtät der Königin gebaut iſt, und zwar vom Zeitpunkt 
des Stapellaufs an, vorausgeſetzt jedoch, daß nicht mehr als 
drei Monate ſeit dem Stapellaufe des betreffenden Schiffes 
verfloſſen ſind. 
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Für die Feſtſtellung des Tonnengehalts ſind die Be⸗ 
ſtimmungen des Merchant Shipping Act von 1894 maß: 
gebend. 


B. Geſetz vom 12. Auguſt 1898 hinſichtlich der Zah⸗ 
lung gewiſſer Ausgaben unter dem Merchant 
Shipping Act von 1894 und hinſichtlich der 
Erhebung von Leuchtfeuerabgaben. — (61 & 62 
Vict. cap. 44.) 


Aus dieſem Geſetz iſt nur der § 5 zu erwähnen, wonach 
die Leuchtfeuerabgaben nicht mehr mit Rückſicht auf die 
Leuchtfeuer, die ein Schiff paſſirt oder die ihm von Nutzen 
ſind, zu zahlen ſind, ſondern mit Rückſicht entweder auf die 
von den Schiffen gemachten Reiſen oder durch periodiſch 
wiederkehrende Zahlungen. 

In Bezug auf die Einzelheiten muß auf den Anhang 2 
zu dieſem Geſetze und die ſeither erlaſſenen Verordnungen 
verwieſen werden. 


2. Aktiengeſellſchaften. 


Geſetz vom 2. Auguſt 1898 zur Verbeſſerung des 
Companies Act von 1867. — (61 & 62 Vict. 
cap. 26). 


Um die Gläubiger und Aktionäre von Aktiengeſellſchaften 
zu ſchützen, war in Sect. 25 des Aktiengeſellſchaftsgeſetzes von 
1867 vorgeſchrieben, daß für alle Aktien Baarzahlung zu 
machen iſt, falls nicht durch beſonderen Vertrag, welcher bei 
dem Registrar der Aktiengeſellſchaften vor oder bei Ausgabe 
der betreffenden Aktien einzureichen iſt, diejenigen Einlagen 
feſtgeſetzt ſind, welche an die Stelle der Baarzahlung treten 
ſollen. Es ſtellte ſich heraus, daß ſelbſt bei gutgläubigen 
Geſchäften unter Umſtänden die Vorſchrift des Geſetzes in 
ihrer Anwendung ſehr üble Folgen hatte, und dieſe Folgen 
konnte auch das Gericht nicht abwenden. Durch das vor— 
liegende Geſetz wird den betreffenden Aktieninhabern geſtattet, 
bei Gericht vorſtellig zu werden. Das Gericht kann ſodann 
in freier Beweiswürdigung darüber, ob die Unterlaſſung des 
Einreichens des Vertrages nur eine zufällige war oder weil 
es aus anderen Gründen recht und billig erſcheint, Abhilfe 
zu gewähren, unter angemeſſen erſcheinenden Bedingungen 
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beſchließen, daß noch nachträglich ein ſolcher Vertrag, wenn 
in ihm das Geſchäft genügend klargelegt iſt, beim Registrar 
eingereicht werden kann. 


Der Finance Act vom 1. Juli 1898 (61 & 62 Vict. 
cap. 10) enthält wenig Bemerkenswerthes. Die Steuer auf 
Tabake, mit Ausnahme von in Cigarren verarbeitetem Tabak, 
wird um etwa 13 Prozent herabgeſetzt. 

Die Einkommenſteuer bleibt dieſelbe, nämlich 8 Pence 
im Pfund Sterling. Jedoch werden hinſichtlich der Beſteue⸗ 
rung von Einkommen zwiſchen 400 und 700 Pfd. Sterl. 
einige Erleichterungen in der Weiſe geſchaffen, daß bei einem 
Einkommen zwiſchen | 


160 und 400 Pfd. Sterl. die Summe von 160 Pfd. Sterl. 
4 0 0 I 5 0 0 45 1 „ „ L 5 ” 
500 (dd 600 ) ” (Zi ” „ „ 1 20 7 5. 
600 „ 700 70 „ „ 


in Abzug kommt und nur von dem dann verbleibenden Reſt 
die Einkommenſteuer erhoben wird. 


7 „ 7. „ „ 


Der Revenue Act vom 12. Auguft 1898 (61 & 62 
Vict. cap. 46) verbietet die Einfuhr von nachgeahmten Brief: 
marken, der zur Herſtellung derſelben gebrauchten Platten, 
Inſtrumente und Materialien, und von Anzeigen auslän⸗ 
diſcher Lotterien, geſtattet dem vom Kapitän dazu ſchriftlich 
ernannten verantwortlichen Schiffsoffizier, unter Berückſichti⸗ 
gung der in Kraft befindlichen Verordnungen der Zollbehörde, 
den Schiffsreport für Schiffe, die aus überſeeiſchen Ländern 
kommen, mit rechtsgiltiger Wirkung zu machen, und ver— 
ordnet, daß, wenn zwecks Entladung eines Schiffes die Zoll⸗ 
behörden einen Interimsreport anderswo als im Hafen zu 
machen geſtatten, derſelbe nicht als der endgiltige Report 
über Schiff und Ladung anzuſehen iſt, bis er nicht von dem 
zuſtändigen Beamten im Zollhauſe mit einer Nummer ver: 
ſehen iſt. — 

In Bezug auf § 49 des Zollgeſetzes von 1876 ſollen 
importirte Diamanten als gemünztes oder ungemünztes edles 
Metall angeſehen werden. 
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Unter den zahlreichen, für die Zwecke dieſer Zeitſchrift 
unwichtigeren Verordnungen iſt nur hervorzuheben, daß Der: 
jenige, der es unterläßt, eine Schlußnote ſeinem Prinzipale 
zu übermitteln, obgleich er dazu verpflichtet wäre, ſeine Kom⸗ 
miſſion verliert. 


Schließlich iſt noch der Expiring Law Continuance and 
Statute Law Revision Act von 1898 zu erwähnen. 

Unter den Geſetzen, denen für ein weiteres Jahr Kraft 
verliehen iſt, befinden ſich, wie ſeit langen Jahren, der Em- 
ployers Liability Act von 1880, der Promissory Notes 
Act von 1863 und der Promissory Notes (Ireland) Act 
von 1864). 


XIV. 
Die franzöſiſche Handelsgeſehgebung in den Jahren 1897 
und 1898. 
Von 
Herrn Landgerichtsrath Erich Aron in Straßburg i. E. 


1. Geſetz vom 15. Februar 1898 über die Trödler. 


(Loi relatif au commerce de brocanteur.) ?) 


Das Geſetz hat den Zweck, hinſichtlich des Gewerbes 
der Trödler ꝛc. für ganz Frankreich einheitliche Beſtimmungen 
aufzuſtellen. Bisher beſtand noch die Deklaration vom 
29. März 1778, wonach diejenigen, welche das Gewerbe als 
Trödler ausüben wollen, ſich bei Strafe der Einziehung 
ihrer Waaren in die Regiſter der Polizei, ſowie in die— 
jenigen, welche von den Syndikaten jener Gewerbe geführt 


1) Für die Leſer der Zeitſchrift ſei bemerkt, daß dieſe Geſetze für die 
Zukunft — bis auf weitere ausdrückliche Bemerkung in dieſer 
Zeitſchrift — als in Kraft befindlich anzuſehen ſind. 

2) Für 1895 und 1896 ſiehe Bd. XLVII S. 50 ff.; für 1896 und 
1897 Bd. XL VIII S. 138 ff. bieten Zeitſchrif. 

3) Sirey 1898, Lois annotées S. 457 
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werden, eintragen laſſen müſſen. Die Ordonnanzen vom 
8. November 1780 und 17. Juni 1831 hatten nur für Paris 
Bedeutung. 

Nach den jetzigen Vorſchriften müſſen ſich die Perſonen, 
welche das Gewerbe von Altkleiderhändlern oder Trödlern 
ausüben wollen, in ein Regiſter, welches bei der Präfektur 
gehalten wird, eintragen laſſen und erhalten dann ein Patent. 
Sie haben ein Regiſter zu führen, welches von dem Polizei⸗ 
kommiſſär paraphirt wird und in welches die einzelnen Ge⸗ 
ſchäfte eingetragen werden. Einen Wohnungswechſel müſſen 
ſie anzeigen. Ferner iſt ihnen in Art. 2 bei Strafe ver⸗ 
boten, irgend welche Sachen von Minderjährigen ohne ſchrift⸗ 
liche Zuſtimmung ihrer geſetzlichen Vertreter oder von Per⸗ 
ſonen, deren Namen und Wohnung ihnen nicht bekannt ſind, 
außer wenn ihre Identität durch zwei bekannte Zeugen feſt⸗ 
geſtellt wird, zu kaufen. 

Der Text des Geſetzes lautet: 


Article ler. Tout brocanteur, revandeur de vieux 
meubles, linges, hardes, bijoux, livres, vaiselles, armes, 
metaux, ferrailles et autres objets et marchandises de 
hasard, ou qui achète les m&mes marchandises neuves de 
personnes autres que celles qui les fabriquent ou en font 
le commerce est tenu: 


1°. De se faire prealablement inscrire sur les re- 
gistres ouverts à cet effet à la préfecture de 
police, siil habite Paris ou dans le ressort de la 
prefecture de police, ou à la prefecture du de- 
partement qu'il habite. A cet effet, il sera tenu 
de presenter sa patente ou un certificat de de- 
charge et un certificat d’individualite; il lui sera 
remis un bulletin d’inscription qu’il sera tenu de 
presenter à toute requisition; 

2°. D’avoir un registre coté et paraphé par le com- 
missaire de police ou, a son defaut, par le maire, 
et sur lequel il inscrira, jour par jour et sans 
blanc ni rature, les noms, surnoms, qualites et 
demeures de ceux avec qui il contracte, ainsi 
que la nature, la qualité et le prix desdites 
marchandises; il devra présenter ce registre, tenu 
en état, à toute réquisition; 

3°. En ce cas de changement de domicile, de faire 
une déclaration au commissariat de police ou, 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLIX. 36 
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ü defaut, à la mairie, tant du lieu oü il va 
s'établir. 

Toute contravention, aux prescriptions e i- dessus 
enoncees sera punie d'une amende de un franc ( fr.) à 
cing francs (5 fr.) et, en cas de récidive, d'un empri- 
sonnement de un à cind jours et d'une amende de dix 
francs (10 fr.) à quinze francs (15 fr.) ou de Tune de 
ces deux peines seulement. 


Article 2. Il est specialement defendu aux per- 
sonnes visées dans l'art. ler d’acheter aucuns meubles, 
hardes, linges, bijoux, livres, métaux, vaisselles, en un 
mot tout objet mobilier quelconque, d'enfants mineurs 
sans le consentement expres et écrit des père, mere et 
tuteurs, ni d'acheter d' aucune personne dont le nom et 
la demeure ne leur seraient pas connus, à moins que 
leur identité ne soit certifide par deux témoins connus 
qui devront signer au registre, sous peine d'un empri- 
sonnement de cind jours à un mois et d'une amende de 
einꝗ francs (5 fr.) à deux cents francs (200 fr.). 


Article 3. Le brocanteur n'ayant pas boutique est 
tenu aux me&mes obligations. Il doit, en outre, porter 
ostensiblement et présenter à toute réquisition la médaille 
qui lui sera delivree et sur laquelle seront inscrits ses 
noms et prenoms et numéro d'inscription. 

Il est, de plus, soumis à toutes les mesures de police 
prescrites, pour la tenue des foires et marchés, par les 
arretes prefectoraux et municipaux. 

En cas de contraventions aux dispositions du présent 
article, les penalites prevues par l'art. ler seront ap- 
pliquees. 


Article 4. Les tribunaux pourront appliquer, en 
cas de circonstances atténuantes, l'art. 463 du Code penal 
pour toutes les infractions à la présente loi. 


Article 5. La présente loi est applicable en France 
et en Algerie. 


Article 6. Toutes dispositions et ordonnances an- 
térieures à la présente loi et relatives au brocantage sont 
et demeurent abrogees. 
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2. Abänderung des Code civil. 


Geſetz vom 1. März 1898), durch welches der Art. 2075 
des Code civil abgeändert iſt: 

Nach Art. 2075 Code civil wird ein Fauſtpfand 
an unkörperlichen beweglichen Sachen (Forderungen) 
nur durch eine öffentliche oder durch eine einregi⸗ 
ſtrirte Urkunde unter Privatunterſchrift begründet, 
welche dem Schuldner der zum Fauſtpfand beſtellten 
Forderung zugeſtellt werden muß. 

Der Artikel iſt jetzt in folgender Weiſe ergänzt: | 

Toute nantissement d’un fonds de commerce 
devra à peine de nullite vis-à-vis des tiers, &tre 
inscrit sur un registre public tenu au greffe du 
tribunal de commerce dans le ressort duquel le 
fonds est exploite. 

Zur Verpfändung eines Handelsfonds (dazu wird ge⸗ 
rechnet der Name, die Kundſchaft u. ſ. w.) iſt bei Strafe der 
Nichtigkeit die Eintragung in ein öffentliches AT er: 
forderlich. 


3. Schiffahrt, Fiſcherei. 


1. Dekret über die allgemeine Regelung der Flußfiſcherei 
vom 5. September 1897 ). 

2. Geſetz vom 14. Dezember 1897 ?), betreffend Aenderung 
der Art. 407 und 433 des Code de commerce. 


Der Wortlaut des Geſetzes iſt: 


Article 1. L'art. 407 du Code de commerce est 
modifi& comme il suit: 
Il sera ajoute à Particle une disposition finale ainsi 
redigee: 

En cas d’abordage, le demandeur pourra, à 
son choix, assigner devant le tribunal du domicil 
ou devant celui du port francais, dans lequel en 
premier lieu, soit l'un, soit Yautre des deux na- 
vires s'est refugie. 


1) Sire en Lois annotées S. 446. 
2) L. c. S. 567. 
3) L. c. S. 441. 
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Si Tabordage est survenu dans la limite des 
eaux soumises A la jurisdiction francaise, l’as- 
signation pourra également &tre donnée devant 
le tribunal dans le ressort duquel la collision 
s'est produite. 


Article 2. Le dernier paragraphe de L'art. 433 du 
Code de commerce est modifié de la manière suivante: 


Toute demande en delivrance de marchan- 
dises ou en dommages-interets pour avaries ou 
retard dans leur transport, un an après l’arrivee 
du navire. 

La meme prescription est opposable à l’action 
des passagers contre le capitaine et les proprie- 
taires du navire, ayant pour cause un dommage 
ou retard éprouvé pendant le voyage. 


Das Geſetz bezweckt 1. eine Ergänzung des Art. 407 
in der Richtung, daß für Streitigkeiten aus einem Zuſammen⸗ 
ſtoß von Schiffen das zuſtändige Gericht geregelt wird und 
2. eine Modifikation der Schlußbeſtimmung des Art. 433 
über die Verjährung von Schadenserſatzanſprüchen aus Ha: 
varien u. ſ. w. 


3. Geſetz vom 23. Dezember 1897) modifizirt die Be⸗ 
dingungen der Zahlung von Hafengebühren nach Art. 6 des 
Geſetzes vom 30. Januar 1872; dazu Geſetz vom 23. März 
1898), welches den Art. 4 des vorgenannten Geſetzes er: 
gänzt. 


4. Geſetz vom 21. Aprilj1898 3), durch welches eine Für: 
ſorgekaſſe für Seeleute gegen Gefahren und Unfälle in ihrem 
Beruf eingerichtet wird. Das Geſetz enthält 30 Artikel. Die 
Seeleute ſind verpflichtet, Mitglieder der Kaſſe zu werden. 
Die Kaſſe ſetzt ſich aus Beiträgen der Mitglieder und der 
Schiffseigenthümer, aus Geſchenken und eventuell aus Bei— 
trägen des Staats zuſammen. Die Kaſſe gibt für eine ge: 
wiſſe Zeitdauer oder für die Lebenszeit denjenigen, die Un⸗ 
fälle erleiden, Renten, auch den Wittwen und Waiſen bis 
zum 16. Lebensjahre, eventuell auch den Eltern, die über 
60 Jahre alt ſind. 

Dazu ein Ausführungsdekret vom 20. Dezember 1898. 


1) Sirey 1898, Lois annotees S. 497. 
2) L. c. S. 500. 
3) L. c. S. 809. 
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5. Geſetz vom 15. April 1898) modifizirt das Geſetz 
über Disziplin und Strafen hinſichtlich der Handelsflotte 
vom 24. März 1852, und regelt die Zuſammenſetzung der 
Seehandelsgerichte in den Häfen von Frankreich und den 
franzöſiſchen Kolonien. 


4. Poſt und Telegraph. 


1. Dekret vom 1. April 1897), wodurch verſchiedene auf 
den Poſt⸗ und Telegraphendienſt bezügliche Geſetze in 
Annam und Tonkin eingeführt ſind. 

2. Geſetz vom 28. Juni 1897), wodurch das Reglement 
und die Tarife der internationalen Telegraphenkonferenz 
zu Budapeſt vom 22. Juli 1896 genehmigt ſind. 

3. Geſetz vom 4. April 18980 regelt die Gebühren für 
Poſtanweiſungen nach der Höhe der Beträge, und ſetzt 
die bisherige Verjährungsfriſt von fünf Jahren (Geſetz 
vom 15. Juli 1882) auf drei Jahre für Poſtanwei⸗ 
ſungen herab. 

4. Dekret vom 15. November 1898 ), wodurch die Ber: 

einbarung vom 22. September 1898 zwiſchen Frank⸗ 
reich und Luxemburg über die Herabſetzung der Taxen 
für Telegramme, welche für die Oeffentlichkeit beſtimmt 
ſind, genehmigt wird. 

5. Dekret vom 29. Dezember 1898) über Telephon⸗ 
gebühren. 


5. Gewerbe, Verkehr, Arbeiterſchutz. 


1. Dekrete vom 21. Juni 1897) und 24. Februar 18989, 
durch welche das Verzeichniß der Fabriken, in welchen 
die Beſchäftigung von Kindern, minderjährigen Mäd⸗ 
chen und Frauen unter beſonderen Bedingungen ge⸗ 
ſtattet iſt, ergänzt werden. 


1) Sirey 1898, Lois annotees ©. 817. 
2) Sirey 1899, Lois annotees S. 401. 
3) L. c. S. 565. 

4) L. c. S. 539. 

5) Sirey 1899, Lois annotees S. 846. 
6) L. c. ©. 846. 

7) Sirey 1898, Lois annotees ©. 408. 
8) Sirey 1899 ©. 930. 
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Dekret vom 17. Auguſt 1897 !) ergänzt das Verzeichniß 


der als gefährlich, geſundheitsſchädlich und beläſtigend 
erachteten gewerblichen Anlagen. 


Dekret vom vom 29. Januar 1898) betrifft die Be: 


ſchränkung des Zinsfußes und die Unterdrückung des 
Wuchers in Algier. In Handelsſachen it die Höhe 
des Zinsfußes freier Vereinbarung überlaſſen, in an: 
deren Fällen dürfen die Zinſen nicht zehn Prozent 
überſteigen, widrigenfalls Wucher vorliegt. Strafen 
ſind in Art. 3 und 4 angedroht. 


Geſetz vom 4. März 18983), ändert das Geſetz vom 


22. Juli 1896 über die Brieftauben ab (ſchärfere Straf— 
androhung gegen die Wegnahme ꝛc. von Brieftauben). 


Geſetz vom 8. März 1898 4 über die Rebenpflanzungen. 


Daſſelbe gewährt den Pflanzern das Recht, die durch 
die Bhyllorera zerſtörten Rebenpflanzungen wieder her: 
zuſtellen und ihre Befugniſſe auch auf einen Dritten 
zu übertragen. 


Geſetz vom 2. April 18985) verlängert das Geſetz vom 


13. Januar 1892 hinſichtlich der Hebung des Seiden— 
baues und der Seidenſpinnereien (Gewährung von 
Prämien), dazu Dekret vom 28. Mai 1898. 


Dekret vom 3. April 1898 ), betreffend die Bildung 


von Filialen der Bank von Frankreich. 


Geſetz vom 9. April 1898?) hinſichtlich der Hebung 


des Flachs- und Hanfbaues (Gewährung von Prämien), 
dazu Ausführungsdekret vom 8. Juli 1898. 


Geſetz vom 9. April 1898), betreffend die Organi— 


ſation der Handelskammern. 
Dieſes Geſetz tritt an Stelle des Dekrets vom 3. September 


1851, welches bisher die Grundlage für die Verfaſſung der 
Handelskammern bildete. Es iſt in 3 Titel mit 27 Artikeln 
getheilt. Der erſte Titel handelt von der Verfaſſung, der 


1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 


) 
) 
) 
) 


) 
) 
) 
) 


1893, Lois annotees ©. 568. 
544. | 


rey 

c. S. 

c. S. 453. 

c. S. 553. 

rey 1899 S. 585. 
rey 1898 S. 493. 
c. S. 589. 

rey 


Si 
L. 
L. 
L. 
Si 
Si 
L. 
Si 1899 S. 689. 
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Zahl der Mitglieder (nicht weniger als 9 und nicht mehr 
als 21, in Paris 36). Der zweite Artikel ſpricht von den 
Befugniſſen der Kammer und der dritte Titel von der Ver⸗ 
mögensverwaltung, Deckung der Ausgaben, Aufnahme von 
Anleihen u. ſ. w. 


10. Dekret vom 29. Mai 1898) modifizirt die Art. 15, 55 
und 36 des Dekrets vom 7. Oktober 1890 über die 
Makler und Börſen. Durch dieſes Dekret werden die 
Vorſchriften über die Wahlen zu der Syndikatskammer 
und über die Verantwortlichkeit der Senſale abgeän⸗ 
dert (vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XXXIX S. 590 ff.). 

11. Geſetz über den Code rural vom 21. Juni 1898 7). 


12. Geſetz vom 18. Juli 1898) über die landwirthſchaft⸗ 
lichen Lagerſcheine (warrants), abgedruckt in einer Ueber: 
ſetzung in dieſer Zeitſchrift Bd. XLVIII S. 196 ff. 

13. Geſetz vom 31. März 1899) hinſichtlich Errichtung land— 
wirthſchaftlicher Darlehenskaſſen für Diſtrikte. 40 Mill. 
Franken werden der Regierung zur Verfügung geſtellt, 
welche von derſelben dieſen Darlehenskaſſen, welche 
nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 5. November 
1894 errichtet werden, als Darlehen ohne Zinſen ge: 
währt werden (vgl. dieſe Zeitſchrift Bd. XXXXIV 
S. 470 ff.). 


Hervorzuheben ſind hier noch zwei Geſetze von größerer 
Bedeutung: 


1. Geſetz vom 1. April 18985) hinſichtlich der 
Hilfsgenoſſenſchaften auf Gegenſeitigkeit. — 


Loi relative aux sociétés de secours mutuels. 


Bisher bildete die Grundlage das Geſetz vom 15. Juli 
1850 mit der Staatsverwaltungs-Verordnung vom 14. Juni 
1851 und einer Anzahl von Dekreten vom 26. März 1852, 
28. November 1853, 26. April 1856, 18. Juni 1864, 
31. März 1894 und 30. März 1896. Das gegenwärtige 
Geſetz bezweckt, einheitliche Vorſchriften für dieſe Materie zu 
geben, die bisher beſtehende Geſetzgebung theils abzuändern, 


1) Sirey 1898, Lois annotees S. 648. 
2) Sirey 1899 S. 705. 


4) L. c. S. 897. 
5) L. c. S. 729. 
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theils in einem freieren Sinne auszugeſtalten. Das Geſetz 
umfaßt fünf Titel. Der erſte enthält die allgemeinen Bor: 
ſchriften für alle Hilfsgenoſſenſchaften auf Gegenſeitigkeit, 
welche in drei Arten getheilt werden: freie, genehmigte und 
ſolche, welche als gemeinnützige Anſtalten erklärt ſind. Dieſe 
verſchiedene Arten werden einzeln in den drei folgenden 
Titeln geregelt. Der fünfte Titel bezieht ſich auf den con- 
seil superieur, welcher dieſe Geſellſchaften überwacht, bei 
dem Miniſter des Innern gebildet wird und aus 36 Mit— 
gliedern beſteht. Alljährlich muß der Miniſter des Innern 
dem Präſidenten der Republik einen Bericht über die Thätigkeit 
dieſer Geſellſchaften und die Arbeiten des conseil superieur 
unterbreiten. | 


2. Geſetz vom 9. April 1898 regelt die Haft: 
pflicht der Unternehmer für Unfälle, welche 
Arbeiter und Angeſtellte in dem Unternehmen 
erleiden. — 

Loi concernant les responsabilités des accidents 
dont les ouvriers sont victimes dans leur travail. 


Die ſeit vielen Jahren angeſtrebte Regelung einer Haft: 
pflicht iſt damit zum Abſchluß gelangt (vg. das entſprechende 
deutſche Geſetz vom 7. Juni 1871). 

Die Unternehmer ſollen die Folgen der Unfälle, welche 
die Arbeiter durch die Arbeit oder bei Gelegenheit der Ar— 
beit erleiden, und zwar durch Zufall, höhere Gewalt, Ver: 
ſchulden der Arbeiter oder eigenes Verſchulden, tragen, fie find 
dafür verantwortlich. Die in Frage kommenden Betriebe 
ſind in Art. 1 aufgezählt. Der Art. 1 lautet: 


Les accidents survenus par le fait du travail, 
aux ouvriers et employés occupes dans l'industrie 
du bätiment, les usines, manufactures, chantiers, 
les entreprises de transport par terre et par eau, 
de chargement et de dechargement les magasins 
publics, mines, minieres, carrieres, et, en outre, 
dans toute exploitation ou partie d’exploitation dans 
lesquelles sont fabriquées ou mises en oeuvre des 
matieres explosives, ou dans laquelle il est fait 
usage d’une machine mue par une force autre que 
celle de l’homme ou des animaux, donnent droit au 


1) Sirey 1899, Lois annotees ©. 761. 
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profit de la victime ou de ses représentants à une 
indemnite à la charge du chef d'entreprise, à la con- 
dition que l'interruption de travail ait duré plus de 
quatre jours. 

Les ouvriers qui travaillent seuls d'ordinaire 
ne pourront étre assujettis a la présente loi par le 
fait de la collaboration accidentelle d'un ou de plu- 
sieurs de leurs camarades. 


Im Fall des Todes des Arbeiters werden dem Ehe⸗ 
gatten, den Kindern bis zum 16. Lebensjahre (ohne Unter⸗ 
ſchied zwiſchen ehelichen und unehelichen Kindern) und, in Er⸗ 
manglung von Ehegatten und Kindern, den ſonſtigen Aszen⸗ 
tenden Renten gewährt. 

Im Fall einer Körperverletzung hat der Verletzte je 
nach dem Grade derſelben einen Anſpruch auf eine Rente 
für eine vorübergehende Zeit oder für ſeine Lebenszeit. Der 
Unternehmer hat ſtets die Kurkoſten und im Fall des Todes 
die Begräbnißkoſten zu tragen. 

Die Verantwortlichkeit des Unternehmers iſt ausge⸗ 
ſchloſſen, wenn der Verletzte den Unfall abſichtlich herbei— 
geführt hat. Ebenſo mäßigt oder ſteigert ſich die Haftung 
des Unternehmers bei einer unentſchuldbaren Fahrläſſigkeit 
(faute „inexcusable“) des Arbeiters oder des Unternehmers. 

Der Anſpruch wegen Begräbnißkoſten und Kurkoſten 
wird endgiltig vom Friedensrichter entſchieden. Ueber die 
ſonſtigen Schadenserſatzanſprüche entſcheidet das gewöhnliche 
Gericht erſter Inſtanz, nachdem ein Sühneverſuch des Prä— 
ſidenten dieſes Gerichts vorangegangen iſt. 

Zur Sicherheit für Kur- und Begräbnißkoſten und für 
die vorübergehenden Schadenserſatzanſprüche iſt das Vorzugs— 
recht des Art. 2101 Code civil gewährt. Zur Sicherheit der 
Rentenanſprüche im Fall der Zahlungsunfähigkeit des Ver⸗ 
pflichteten wird ein Garantiefonds geſchaffen, welcher von 
der Caisse nationale des retraites pour la vieilleisse ver⸗ 
waltet wird, und aus welchem die Renten gezahlt werden. 

Die Verſicherungsgeſellſchaften gegen derartige Unfälle 
und die Vereinigungen der Unternehmer, die ſich gegenſeitig 
verſichern, unterſtehen der Aufſicht des Staates. 

Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes können durch Ver— 
einbarungen der Betheiligten nicht geändert werden, ſie ſind 
zwingender Natur. 
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Zu dieſem Geſetze ſind verſchiedene Ausführungsdekrete 
vom 28. Februar 18991) und 30. Juni 1899?) erlaljen. 

Durch das Geſetz vom 30. Juni 18999) find die Un: 
fälle im landwirthſchaftlichen Betriebe unter gewiſſen Vor— 
ausſetzungen dieſem Geſetze vom 9. April 1898 unterſtellt. 

In Verbindung mit dieſem Geſetz ſteht das Geſetz vom 
29. Juni 18999), welches während eines Jahres geſtattet, 
Verſicherungsverträge der Unternehmer, welche dem Geſetz 
vom 9. April 1898 unterſtehen, aufzuheben, ſei es von Seiten 
des Verſicherers, ſei es von Seiten des Verſicherten. 


6. Gerichtsweſen. 


1. Geſetz vom 24. Dezember 18979) gibt einige beſon— 
dere Vorſchriften über die Verjährung und die Form 
der Erlangung der Gebühren der Notare, avoués und 
Gerichtsvollzieher. 

2. Geſetz vom 23. Januar 1898 5) gewährt den Handels- 
frauen das Recht, bei den Wahlen der Mitglieder der 
Handelsgerichte mitzuſtimmen. 


3. Geſetz vom 19. April 1898 ergänzt den Artikel 6 
des Geſetzes vom 30. April 1883 über die Reform 
der Gerichtsorganiſation dahin: 

„Un juge suppleant pourra e&tre également 
designe par le premier president pour remplir 
les fonctions de juge dans un autre tribunal du 
meme ressort, lorsque ce tribunal sera dans l'im- 
possibilité de se constituer.“ 


7. Zoll- und Steuerweſen. 


1. Dekret vom 27. Mai 1897), betreffend Abänderung 
des Dekrets vom 16. Januar 1896 über den Zoll von 
Zucker und Schokolade. 


1) Sirey 1899, Lois annotees S. 804 ff. 
2) L. c. S. 804. 

3) L. c. S. 838. 

4) L. c. S. 835. 

5) Sirey 1898 S. 545. 

6) L. e. S. 540. 

7) L. c. S. 504. 

8) Sirey 1898 S. 403. 


ort 
+ 
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Dekret vom 31. Mai 1897) über Zahlung von Ein: 


ſuhrzöllen für das franzöſiſche Guyana. 


Geſetz vom 29. Dezember 1897 ?) gibt den Gemeinden 


die Ermächtigung, die Octroigebühren auf gewiſſe Ge: 
tränke (Wein, Apfelwein, Birnmoſt, Honigwaſſer, Bier, 
Mineralwaſſer) ganz abzuſchaffen oder die Gebühren 
nur bis zu einer beſtimmten Höhe zu erheben. 

1855 Dazu eine Ergänzung durch Geſetz vom 9. März 


Ss ſpätere Geſetze iſt die Zeitdauer dieſes Ge⸗ 
ſetzes verlängert. 


Dekret vom 4. Dezember 18975) über den Erlaß der 


Grundſteuer bei nicht bebauten Grundſtücken. 


Geſetz vom 16. Dezember 1897) hinſichtlich der Steuer 
auf denaturirten Alkohol und ſonſtiger Maßregeln über 
Alkohol. 


Das Geſetz will die Steuer auf denaturirten Alkohol, 
welcher nicht als Getränk verwendet wird, wie ſie durch das 
Geſetz vom 2. Auguſt 1872 feſtgeſetzt war, herabſetzen (Art. 1), 
und trifft in den Art. 2— 14 Beſtimmungen zur Unter: 
drückung von Betrügereien, welche durch dieſen herabgeſetzten 
Tarif etwa entſtehen könnten. 


6. 


7. 


8. 
9. 


10. 


1) 
2) 
3) 
4) 


Dazu das Ausführungsdekret vom 1. Mai 1898. 


Geſetz vom 16. März 1898) bezweckt die ſchnellere 
Reviſion des Kataſters. 

Geſetz vom 5. April 18985) modifizirt den Zolltarif 
hinſichtlich einzuführender Schweine, friſchen und ge— 
ſalzenen Schweinefleiſches u. ſ. w. 

Geſetz vom 8. April 1898“) modifizirt die Zölle für 
Hengſte, Wallachen, Stuten und Füllen. 

Geſetz vom gleichen Tage modifizirt die Zölle für 
Margarine und Butter. 

Geſetz vom gleichen Tage modifizirt die Zölle für 
eingemachte Früchte und Konſerven. 


Sirey 1898, Lois annotees S. 403. 
L. c. S. 529. 
L. c. S. 597. 
L. c. S. 513. 


5) Sirey 1898 S. 572. 


6) L. e 


7 


826. 


Sirey 1899 S. 806. 
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8. Kolonien. 


Dekret vom 28. September 1897) hinſichtlich der 


Reorganiſation im franzöſiſchen Kongo. 


Dekrete vom 28. September 1897 und 9. April 1898?) 


hinſichtlich der Reorganiſation der Gerichtsbarkeit im 
franzöſiſchen Kongo. 


9. Verträge. 


Handelsvertrag zwiſchen Frankreich und Bulgarien, 


abgeſchloſſen am 4. Juni 1897, genehmigt durch Geſetz 
vom 4. Dezember 1897). 


Münzvertrag zwiſchen Frankreich, Belgien, Griechen: 


land, Italien und der Schweiz, abgeſchloſſen am 
29. Oktober 1897, genehmigt durch Geſetz vom 18. De⸗ 
zember 1897). 

(Vgl. Vertrag vom 6. November 1885.) 


Geſetz vom 20. Juni 1897 (und Dekret vom 28. Juni 


1897), durch welches die Deklarationen für Verlänge: 
rung von Verträgen zwiſchen Frankreich, Belgien, den 
Niederlanden, Großherzogthum Luxemburg, Deutſch— 
land, der Schweiz und Rußland hinſichtlich des Tele— 
graphenverkehrs gebilligt werden ). 


Handels- und Schiffahrtsvertrag zwiſchen Frankreich 


und Japan vom 4. Auguſt 1896, genehmigt durch 
Geſetz vom 13. Januar 1898 (Dekret vom 30. Juli 
1898) 6). 


Konſularvertrag zwiſchen Frankreich und Bolivia vom 


13. Januar 1898, genehmigt durch Geſetz vom 31. Ja⸗ 
nuar 1898 (Dekret vom 24. Juni 1898) ). 


Vertrag zwiſchen Frankreich, Großbritannien, Griechen⸗ 


land und Rußland vom 8. April 1898 über die Ga— 


1) Sirey 1899, Lois annotees S. 883. 
2) L. c. ©. 883. 

3) Sirey 1898 ©. 559. 

4) L. c. ©. 520. 

5) Sirey 1899 ©. 723. 

6) L. c. S. 878. 

7) L. c. S. 926. 
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rantieübernahme einer helleniſchen Anleihe, genehmigt 
durch a. vom 8. April 1898 (Dekret vom 28. Mai 
1898) ! 


7. Auslieferungsvertrag zwiſchen Frankreich und den 
Niederlanden vom 24. Dezember 1897, genehmigt 
| on vom 24. März 1898 (Dekret vom 19. April 
1898) 2). 


1) Sirey eo. Lois annotees S. 935. 
2) L. c. S. 7 


Rechtsſprüche. 


Der gegriff des Börſentermingeſchäfts nach SS 48 und 66 
des Börfengefehes vom 22. Juni 1896). 


Urtheil des Kammergerichts VI. Civil-Senat vom 
30. Juni 1899 und des Reichsgerichts J. Civil— 
Senat vom 25. Oktober 1899). 


Mitgetheilt 
Von 


Keyßner. 


Die Parteien, welche nicht in ein Börſenregiſter ein— 
getragen ſind, hatten vom November 1894 bis Juni 1897 
in Geſchäftsverbindung derart geſtanden, daß die Beklagte, 
eine offene Handelsgeſellſchaft, im Auftrage des Klägers an 
der Berliner Börſe Werthpapiere ge- und verkauft hat. Die 
Beklagte iſt in alle Geſchäfte als Selbſtkontrahent eingetreten. 
Kläger hatte der Beklagten in Werthpapieren Sicherheit be— 
ſtellt, welche von dieſer zur Deckung einzelner berechneter 
Anſprüche verkauft worden waren. Kläger bezeichnete mehrere 


1) Bd. XLVI S. 125 die ſer Zeitſchrift. 

2) Ein Vorläufer dieſes Urtheils iſt das Urtheil des I. Civ. Senats 
des Reichsgerichts vom 12. Oktober 1898, abgedruckt in den Ent⸗ 
ſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. XIII S. 43 ff. 
Auch abgedruckt und beſprochen von Dr. jur. Hermann Staub, 

„Der Begriff der Börſentermingeſchäfte im § 66 des Börſengeſetzes. 

Ein Rechtsgutachten“ (Berlin 1899). Ebenſo bei Ernſt Heine⸗ 
mann, „Die erlaubten und die verbotenen Termingeſchäfte und 
die Rechtſprechung des Reichsgerichts“ (Berlin 1899), beſprochen 
ebendaſelbſt. Ferner in der Berliner Börſen-Zeitung Nr. 610 
vom 30. Dezember 1898. 
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der in der Abrechnung aufgeführten Geſchäfte als Börſen⸗ 
termingeſchäfte, aus denen nach § 64 des Börſengeſetzes 
gegen ihn ein Anſpruch nicht erhoben werden könne; er ver⸗ 
langte deshalb von der Beklagten die Herauszahlung eines 
Geldbetrages. Die Beklagte hat dem gegenüber die Unklag⸗ 
barkeit der Geſchäfte beſtritten; es handle ſich nicht um 
Börſentermingeſchäfte im Sinne des Börſengeſetzes, weil der 
Vorſtand der Berliner Börſe für den Terminhandel in Fonds 
bisher überhaupt keine Bedingungen feſtgeſetzt habe und weil 
die Geſchäftsbedingungen, unter denen Geſchäfte abgeſchloſſen 
ſeien, nicht nur in 28 weſentlichen Punkten von dem bis 
1. Januar 1897 in Geltung geweſenen Börſenbedingungen!) 
abwichen, ſondern auch ernſtlich darauf gerichtet ſeien, im 
Verkehr der Bankwelt mit den Kunden Fixgeſchäfte im Sinne 
des Art. 357 des HGB.“'s überhaupt auszuſchließen und nur 
Lieferungsgeſchäfte im Sinne der Art. 354 — 356 des HGB.“ 
abzuſchließen, denen der Charakter des Börſentermingeſchäfts 
von Grund aus fehle, weil mit dieſem die Uebernahme des 
Riſikos unverträglich ſei. 

Die Beklagte beantragte daraufhin Abweiſung des Klä— 
gers und Verurtheilung deſſelben zu einem nach der dem 
Kläger zugeſtellten Abrechnung ſich ergebenden Guthaben. 

Die in Rede ſtehenden Geſchäfte ſind, wie unter den 
Parteien feſtſteht, nach den auf nachſtehendem Schlußſchein⸗ 
formular abgedruckten Bedingungen geſchloſſen. 

Schlußnote Nr.. 


Berlin, denn 190 
7 ˖·· ˙¹ AAA ͤĩLZÄ2xͤ— * . ⁵ ee ci in Berlin. 
Mil. Ben Min ĩ AAA ß ˙ ee in Berlin. 


Gegenſtand des Geſchäfts: 


Lieferungstermin: per ultimo cr. 
Preis oder Kurs: 

Werth des Gegenſtandes: 
Sonſtige Bemerkungen: 


1) Bd. XLIII S. 547 dieſer Zeitſchrift. 
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Geſchloſſen nach folgenden zwiſchen uns vereinbarten 
„Bedingungen für Lie ferungsgeſchäfte in Werth: 
papieren nach Art. 354-356 HGB.“'s“: 


1. Für die Erfüllung des Geſchäfts gelten, unter Ausſchluß 
von Bedingungen für Börſentermingeſchäfte und ſon— 
ſtige Zeitgeſchäfte an der Berliner Fondsbörſe, die 
nachſtehenden beſonderen Vereinbarungen und eventuell 
die Art. 354—356 des HGB.'s mit der Maßgabe als 
vertragsmäßige Norm, daß dem nicht ſäumigen Theile 
ein Rücktrittsrecht vom Geſchäfte bezw. Vertrage nicht 
zuſtehen ſoll. 

2. Als Erfüllungstag gilt bei dieſen „per ultimo“ abge⸗ 
ſchloſſenen Geſchäften gemäß Art. 328 des HGB.'s der 
letzte Tag des Monats und, wenn dieſer kein Börſen⸗ 
tag iſt, der letztvorhergehende Börſentag. 

Bei allen Eingangs genannten Geſchäften gilt der 
vereinbarte Erfüllungstag nicht als feſt (genau) be: 
ſtimmter Zeitpunkt der Lieferung im Sinne des § 48 
des Börſengeſetzes oder des Art. 357 des HGB.“. 


3. Will oder kann ein Theil am Erfüllungstage nicht ab: 
nehmen oder nicht liefern, ſo kann er nur dann eine 
Nachfriſt beanſpruchen, wenn er ein desfallſiges ſchrift⸗ 
liches Erſuchen dem anderen Theile ſpäteſtens am 
dritten Börſentage vor dem Erfüllungstage (bezw. wenn 
der Geſchäftsabſchluß erſt nach dem dritten Tage vor 
dem Erfüllungstage erfolgt, ſpäteſtens am Tage des 
Geſchäftsabſchluſſes vor 6 Uhr Nachmittags) behändigt 
hat, welchenfalls die Nachfriſt zwei volle Börſentage, 
von Ablauf des Erfüllungstages ab gerechnet, beträgt. 

Iſt ein ſolches ſchriftliches Erſuchen aber nicht oder 
nicht rechtzeitig geſtellt worden, ſo gilt dies als Ver— 
zicht auf Gewährung einer Nachfriſt und beſteht kein 
Recht mehr, eine ſolche nachträglich zu verlangen. 

4. Wenn ein Theil am vereinbarten oder durch eine Nach: 
friſt hinausgeſchobenen Erfüllungstage das Ankaufs— 
oder Verkaufsrecht nicht erfüllt, wodurch auch ohne 
Mahnung der Verzug dieſes Theiles als eingetreten 
gelten ſoll, ſo hat der nicht ſäumige Theil, wenn er 
Schadenerſatz wegen Nichterfüllung fordern will, 
den ſäumigen Theil ſpäteſtens bis Vormittag 11 Uhr 
des auf den urſprünglichen oder durch eine Nachfriſt 
hinausgeſchobenen Erfüllungstag nächſtfolgenden Börſen— 


—ͤ — — 
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tages in den Beſitz einer desfallſigen ſchriftlichen An⸗ 
zeige zu ſetzen; es genügt die Abgabe der Anzeige im 
Geſchäftslokal oder, wenn ein ſolches nicht vorhanden 
oder geſchloſſen iſt, in der Wohnung. 

War eine Nachfriſt nicht oder nur verſpätet be⸗ 
anſprucht, ſo muß der ſeitens des nicht ſäumigen 
Verkäufers vorzunehmende Zwangsverkauf (Art. 354 
HGB.“) oder der etwaige Deckungskauf des nicht 
ſäumigen Käufers an der Börſe durch einen Kursmakler 
vorgenommen werden, und zwar an dem auf den Er— 
füllungstag nächſtfolgenden Börſentage oder, wenn für 
das betreffende Papier an letzterem Tage eine amt⸗ 
liche Kaſſanotiz nicht vorhanden iſt, an demjenigen auf 


den letzteren Tag nächſtfolgenden Börſentage, an wel— 


chem eine ſolche Notiz beſteht. 

War dagegen eine Nachfriſt rechtzeitig beanſprucht, 
ſo iſt der vorgedachte Zwangsverkauf oder der vor— 
erwähnte etwaige Deckungskauf an dem auf den Ab— 
lauf der Nachfriſt nächſtfolgenden Börſentage vorzu— 
nehmen, oder, wenn für das betreffende Papier an 
letzterem Tage eine amtliche Kaſſanotiz nicht vorhanden 
iſt, an demjenigen auf den letzteren Tag nächſtfolgen⸗ 
den Börſentage, an welchem eine ſolche Notiz beſteht. 

Seitens des nicht ſäumigen Verkäufers, welcher 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen will, 
muß nach Art. 354 HGB. ein ſolcher Zwangsverkauf 
vorgenommen werden, und kann daher von dieſem der 
Berechnung des Schadenserſatzes wegen Nichterfüllung 
ausſchließlich das Reſultat eines ſolchen Zwangsver— 
kaufs zuzüglich der Portoauslagen, der üblichen Makler— 
gebühren und Stempel, ſowie des entſtandenen Zins— 
verluſts zu Grunde gelegt werden. 

Der nicht ſäumige Käufer hat dagegen die Wahl, 
ob er einen Deckungskauf vornehmen will, welchenfalls 
der Höchſtbetrag ſeiner Schadenserſatzforderung wegen 
Nichterfüllung in der Differenz zwiſchen dem durch den 
Deckungskauf erzielten Preiſe und dem vereinbarten 
Kaufpreiſe zuzüglich der Portoauslagen, der üblichen 
Maklergebühren und Stempel, ſowie des entſtandenen 
Zinsverluſtes beſteht, oder ob er einen Deckungskauf nicht 
vornehmen will. Letzterenfalls beſteht der Höchſtbetrag 
ſeiner Schadenserſatzforderung wegen Nichterfüllung in 
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der Differenz zwiſchen dem Kaufpreis und dem amt⸗ 
lichen Durchſchnittskaſſakurs am Erfüllungstage (ſiehe 
Nr. 2 Abſ. 1), oder, falls eine Nachfriſt gewährt war, 
am letzten Tage der gewährten Nachfriſt bezw., wenn 
dieſer letzte Tag kein Börſentag iſt, am nächſtfolgenden 
Börſentage, zuzüglich der Portoauslagen, ſowie des 
entſtandenen Zinsverluſtes. 

Von dem erfolgten Zwangsverkaufe oder dem etwa 
erfolgten Deckungskaufe iſt dem ſäumigen Theile durch 
einen ſpäteſtens am Tage nach dem Zwangsverkaufe oder 
dem Deckungskaufe zur Poſt zu gebenden Brief unter 
Angabe des erzielten Kurſes Mittheilung zu machen. 

Iſt der Zwangsverkauf oder der Deckungskauf 
einen Börſentag zu früh oder zu ſpät erfolgt, ſo hat 
der ſäumige Theil denſelben dennoch als ihn verpflich— 
tend anzuerkennen, jedoch nur inſoweit, als ihm Nach⸗ 
theil nicht erwachſen iſt; es darf alſo in dieſen Fällen 
der Kurs des Zwangsverkaufs oder des Deckungskaufs 
nicht ungünſtiger für den ſäumigen Theil ſein, als der 
Durchſchnittskurs desjenigen Börſentages, an welchem 
der Zwangsverkauf hätte vorgenommen werden müſſen. 


. Stellt ein Kontrahent vor Eintritt des Erfüllungstages 


die Zahlungen ein oder wird er ſonſt zahlungsunfähig, 
was insbeſondere anzunehmen iſt, wenn er mit ſeinen 
Gläubigern über die außergerichtliche Regelung ſeiner 
Verbindlichkeiten in Verhandlungen tritt, ſo iſt der 
andere Kontrahent befugt, die vereinbarte Lieferung 
als ſofort fällig zu behandeln. Der Zwangsverkauf 
oder der etwaige Deckungskauf iſt alsdann an der— 
jenigen Börſe, an welcher dem anderen Kontrahenten 
die Zahlungsſchwierigkeit bekannt geworden iſt, oder 
an der unmittelbar darauf folgenden Börſe, und zwar 
nach Wahl des letzteren Kontrahenten im Wege des 
Kaſſa⸗ oder Lieferungsgeſchäfts, nach Maßgabe der unter 
Nr. 4 gegebenen Vorſchriften, zu bewirken. Eine ſpäter 
erfolgende Eröffnung des Konkurſes macht einen der— 
artigen Zwangsverkauf oder Deckungskauf nicht unwirk— 
ſam. Alle aus dem Zwangsverkauf oder Deckungs— 
kauf entſpringenden Forderungen ſind ſofort zahlbar. 


Die den Gegenſtand des Geſchäfts bildenden Werth— 


papiere ſind in dem Zuſtande zu liefern, in welchem 
ſich derartige Papiere zur Zeit des Vertragsabſchluſſes 
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befanden, jedoch kann der Verkäufer an Stelle der 
Mitlieferung abgetrennter Zins- und Dividendenſcheine 
deren Einlöſungswerth vergüten, ſofern die Liefer— 
barkeit der Werthpapiere dadurch nicht beeinträchtigt 
wird. Ueber die Ausübung etwaiger Bezugsrechte, 
über Konvertirungen u. ſ. w. hat der Käufer ſich zu 
erklären. Geht dem Verkäufer die Erklärung nicht 
ſpäteſtens am dritten Tage vor Ablauf der Konver— 
tirungs-, Bezugs- u. ſ. w. Friſt zu, ſo iſt er berechtigt, 
nach ſeinem Ermeſſen zu verfahren. 

7. Der Erfüllungsort iſt für dieſe Geſchäfte Berlin. Die 
Lieferung hat ſtets in an der Berliner Börſe liefer— 
baren Stücken zu erfolgen, und zwar von 9 bis 12 Uhr 
Vormittags oder von 3 bis 7 Uhr Nachmittags. 

Sind die Kontrahenten Mitglieder des Liquidations— 
vereins für Zeitgeſchäfte an der Berliner Fondsbörſe 
und betrifft das Geſchäft ſolche Werthe, welche durch 
dieſen Verein ſkontrirt werden, ſo hat die Regulirung 
des Geſchäfts durch Skontrirung, und zwar in Gemäß: 
heit der veröffentlichten Beſtimmungen des Liquidations— 
vereins, zu erfolgen, ſelbſt wenn das Geſchäft erſt an 
dem für die Einreichung der Skontrobogen beſtimmten 
Tage abgeſchloſſen iſt. 

Die Zahlung und Einziehung aller aus der Re— 
gulirung dieſer Geſchäfte ſich ergebenden Salden er— 
folgt ausſchließlich durch Vermittlung der Bank des 
Berliner Kaſſenvereins nach deren Geſchäftsordnung. 


8. Für alle Streitigkeiten aus Geſchäften, welche auf 
Grund dieſer Bedingungen abgeſchloſſen ſind, unter— 
werfen ſich die Parteien der Entſcheidung eines Schieds— 
gerichts von drei Perſonen. Die drei Schiedsrichter 
ernennt der Präſident des Aelteſtenkollegiums der Kor— 
poration der Kaufmannſchaft von Berlin oder deſſen 
Stellvertreter. Sollte die Ernennung der Schieds— 
richter in dieſer Weiſe nicht bewirkt werden können, ſo 
regelt ſich dieſe Ernennung nach den Vorſchriften der 
Civilprozeßordnung, welche letzteren ſtets auch für das 
Verfahren des Schiedsgerichts maßgebend ſein ſollen. 


Der erſte Richter, die 27. Civilkammer des Landgerichts J 
zu Berlin, hat durch Urtheil vom 14. Oktober 1897 auf 
Grund des § 66 des Börſengeſetzes unter Abweiſung der 
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Widerklage die Beklagten nach dem Klagantrage verurtheilt. 
Die von der Beklagten eingelegte Berufung iſt vom Kammer⸗ 
gericht in Berlin 6. Civilſenat durch Urtheil vom 30. Juni 
1899 zurückgewieſen. Aus den Entſcheidungsgründen ſeien 
die nachſtehenden Sätze mitgetheilt: 


Bezieht ſich die Vorſchrift des § 66 des Börſengeſetzes 
ausſchließlich auf die Börſentermingeſchäfte, deren Begriffs— 
beſtimmung in § 48 gegeben iſt — und dies iſt der bisher 
von allen Kommentatoren des Börſengeſetzes vertretene Stand— 
punkt —, dann iſt für die Entſcheidung des Prozeſſes die 
Aufgabe unabweislich, die beſonderen Geſchäftsbedingungen 
der Beklagten, wie es von dieſer in zweiter Inſtanz ge— 
ſchieht, in minutiöſer Weiſe mit den Börſenbedingungen zu 
vergleichen, um deren Uebereinſtimmung oder Nichtüberein— 
ſtimmung in weſentlichen Punkten feſtzuſtellen. Denn an 
dem Charakter der Geſchäfte als Börſentermingeſchäfte, deren 
rechtswirkſamer Abſchluß die Eintragung der Parteien in 
das Börſenregiſter vorausſetzt, wird ſelbſtverſtändlich dadurch 
nichts geändert, daß nach Geſchäftsbedingungen kontrahirt 
wird, welche in nur untergeordneten Punkten von den Börſen— 
bedingungen abweichen. Schon der vom erſten Richter er— 
wähnte Bericht der Börſen⸗Enquetekommiſſion hebt in dieſer 
Richtung hervor, daß kein Richter ſolchen Geſchäften den 
Charakter der Börſentermingeſchäfte abſprechen werde, ſofern 
aus den Umſtänden hervorgehe, daß die Abweichung augen— 
ſcheinlich nur aus dem Zwecke ſtattgefunden habe, um den 
Geſchäften den Charakter der Börſentermingeſchäfte zu nehmen. 
Man könne die Anwendung dieſer Begriffsbeſtimmung ohne 
Gefahr dem Richter überlaſſen, der es zu verhindern wiſſen 
werde, daß der vom Geſetz beabſichtigte Zweck vereitelt werde. 
Es iſt alſo eine unveränderte Anwendung der für Börſen— 
termingeſchäfte üblichen Formen nicht erforderlich, vielmehr 
genügt es, wenn nur der weſentliche, der typiſche Theil 
dieſer Formen zur Anwendung kommt. Trifft dieſes zu, ſo 
läuft es auch auf eine leere Formel hinaus, wenn beim 
Geſchäftsabſchluß die Geltung der feſtgeſetzten Börſenbe— 
dingungen ausdrücklich und gefliſſentlich ausgeſchloſſen wird. 
Dies gilt auch hinſichtlich der Geſchäftsbedingungen, welche 
die Mitglieder der Stempelvereinigung zu Berlin, der die 
Mehrzahl der großen Bankinſtitute und Bankiers angehört, in 
Anlehnung an Art. 357 HGB.'s aufgeſtellt haben, ſowie von 
den Geſchäftsbedingungen der Darmſtädter Bank, die unter 
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Aufgabe des Fixcharakters der Geſchäfte die Art. 354—356 
HGB.'s zum Ausgang nehmen. Beide Arten von Bedingungen 
(abgedruckt bei Hoffmann, Reichsbörſengeſetz S. 79—83) )) 
ſtellen an die Spitze den Ausſchluß der Bedingungen für 
Zeitgeſchäfte an der Berliner Fondsbörſe. Die Bedingungen 
der Beklagten ſind denen der Darmſtädter Bank entlehnt. 
Bei der Vergleichung der genannten beiden Arten von Ge— 
ſchäftsbedingungen mit den offiziellen Bedingungen der Ber: 
liner Fondsbörſe gelangt Bondi (Holdheim's Zeitſchrift 
Bd. 6 S. 140 ff.) zu dem Ergebniß, daß die Beſtimmungen 
des Börſengeſetzes auf Geſchäfte, die nach der einen oder 
anderen Art abgeſchloſſen ſind, keine Anwendung finden, weil 
dieſelben als Börſentermingeſchäfte im Sinne des § 48 nicht 
angeſehen werden könnten, denn dieſe Bedingungen enthielten 
insbeſondere über die Kurs- und Zielberechnung, die Zwangs⸗ 
regulirung, die vorzeitige Löſung laufender Engagements 
nnd die Nichtberückſichtigung von Kurszuſchlägen und-Ab⸗ 
ſchlägen Beſtimmungen, die von den Uſancen irgendwelcher 
Fondsbörſe ſich weſentlich unterſchieden und zum Theil das 
Gegentheil der Börſenuſancen feſtſetzten. Auf das Preis— 
geben des Fixcharakters der Geſchäfte in den Bedingungen 
der Darmſtädter Bank legt Bondi (a. a. O. S. 139) keinen 
Werth, weil für den Fall des Verzugs beſondere, vom 
Geſetz abweichende Beſtimmungen feſtgeſetzt ſeien. Er macht 
ſodann darauf aufmerkſam, daß nach jenen Geſchäftsbe— 
dingungen Gegenſtand von Lieferungsgeſchäften auch Werth— 
papiere ſein könnten, in denen ein börſenmäßiger Termin— 
handel, eine amtliche Feſtſtellung von Terminpreiſen im 
Sinne des § 48 überhaupt nicht ftattfindet, und gelangt zu 
dem Schluß, daß es bei allen dieſen Lieferungsgeſchäften an 
dem Erforderniß des Abſchluſſes nach den an der betreffen— 
den Börſe für den Börſenterminhandel feſtgeſetzten Geſchäfts— 
bedingungen, bei vielen auch an dem Erforderniß der amtlichen 
Feſtſtellung von Terminpreiſen gebreche, Jo daß fie als Börſen— 
termingeſchäfte im Sinne des § 48 in keinem Falle angeſehen 
werden könnten. Endlich weiſt er (S. 141) darauf hin, daß 
aus §§ 50—52 des Börſengeſetzes ſich ein Gegenbeweis 
gegen ſeine Schlußfolgerungen nicht entnehmen laſſe. Die 
Paragraphen enthielten weiter nichts als geſetzliche Verbots— 
beſtimmungen gewerbepolizeilicher Natur. Sie ermöglichten 
es, wie bei Wermuth-Brendel, Börſengeſetz, Vorbemer— 


1) Uebereinſtimmend mit dem Schlußſcheinformular S. 573. 
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kung zu § 48, zutreffend ausgeführt werde, einen Geſchäfts— 
betrieb zu verhindern, dem, um Börſenterminhandel zu ſein, 
im Weſentlichen nur die Sanktionirung durch die Börſen— 
behörde fehle, und ferner einer Umgehung eines Verbots des 
Terminhandels entgegenzutreten. 

Allein fie träfen Beſtimmungen nur für den Fall, daß 
ein ſolcher illegaler Terminhandel an der Vörſe Platz greife 
und geſtatteten für dieſen Fall ein Einſchreiten im Aufſichts— 
wege. Dagegen ließen ſie die rein privatrechtliche Frage 
nach der Giltigkeit von Zeitgeſchäften, die ſich nicht in der 
Form des Börſenterminhandels vollzögen, völlig unbeant— 
wortet. Das Endergebniß der betreffenden Erörterungen 
Bondi's läuft darauf hinaus, daß auf Lieferungsgeſchäfte 
auf Grund obiger Arten von Geſchäftsbedingungen die 
SS 66—69 des Börſengeſetzes nicht anwendbar ſeien, daß 
daher nicht kraft Geſetzes Klagloſigkeit der abgeſchloſſenen 
Geſchäfte eintrete und daß der Differenzeinwand bei ihnen 
ſtatthaft ſei. 

Der Bondi'ſche Standpunkt iſt der in der Literatur 
überwiegend vertretene. Die Erörterungen nehmen ihren 
Ausgang von der Begriffsbeſtimmung des § 48 des Börſen— 
geſetzes und den beiden oben mitgetheilten weſentlichen Er— 
forderniſſen des Börſentermingeſchäfts. Daraus ergibt ſich 
die Schlußfolgerung, daß, wenn auch nur eins dieſer Eſſen— 
tialien fehlt, kein Börſentermingeſchäft vorliegt, ſondern ein 
einfaches Zeitgeſchäft. Derartige Zeitgeſchäfte ſind als Vor— 
ſtufe des börſentechniſch anerkannten und börſenmäßig or— 
ganiſirten Terminhandels allgemein gebräuchlich (Wermuth: 
Brendel a. a. O. S. 91). Das Börſengeſetz ſelbſt geht in 
SS 51, 52 von der Vorausſetzung aus, daß ſich in den für 
Börſentermingeſchäfte üblichen Formen ein Terminhandel 
vollziehen kann, bei welchen eine Mitwirkung der Börſen⸗ 
organe nicht ſtattfindet. 

Es wird daher nach $ 48 a. a. O. durch einen ausdrück⸗ 
lichen Verzicht auf die Uſancen der betreffenden Börſe wenig: 
ſtens ein thatſächlicher Terminhandel ermöglicht, der ſich in 
den Formen des handelsrechtlichen Fixgeſchäfts oder auch des 
Zeitgeſchäfts mit beſtimmter Zahlungsfriſt bewegen kann; ja 
durch einen Verzicht auf die amtliche Terminsnotiz ſogar ein 
in den üblichen Formen des Börſentermingeſchäfts ſich voll- 
ziehendes, alſo nach den für dieſe geltenden Uſancen und 
Geſchäftsbedingungen abgeſchloſſenes Zeitgeſchäft, allerdings 
nur unter der Vorausſetzung, daß es ſich dabei um ſolche 
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Waaren und Werthpapiere handelt, die nicht durch das Ber: 
bot der SS 50 und 51 Abſ. 1 a. a. O. vom Börſentermin⸗ 
handel ausgeſchloſſen ſind. 

Hält man hieran feſt — ſagt Hoffmann, Das Reichs⸗ 
börſengeſetz, S. 87 —, ſo ergibt ſich für die Praxis daraus 
das Reſultat, daß ein abſoluter Ausſchluß der bisherigen 
Bedingungen und Uſancen des Ultimohandels bei Eingehung 
von Lieferungsgeſchäften nach Art. 357 oder Art. 354 — 356 
HGB.'s keineswegs nothwendig iſt, um den neuen Vorſchriften 
über den Börſenterminhandel, insbeſondere der Eintragung 
in das Börſenregiſter ſich zu entziehen. Der Hamburger 
Bankier braucht alſo nicht unbedingt auf die Vermittlung 
des Liquidationsbureaus, der Berliner Bankier ebenſowenig 
auf Skontrirung und Liquidationskurs Verzicht zu leiſten, 
denn ein abſoluter Ausſchluß der für die Börſentermin⸗ 
geſchäfte üblichen Formen iſt nur bei Zeitgeſchäften in 
Waaren oder Werthpapieren, in welchen der Börſentermin⸗ 
handel endgiltig unterſagt iſt, geboten. Demgemäß ſteht 
weder dem Abſchluß von Fixgeſchäften nach Art. 357 HGB.“ 
unter den von den Mitgliedern der Stempelvereinigung auf— 
geſtellten Bedingungen, noch dem Abſchluß von Lieferungs— 
geſchäften mit beſtimmter Zahlungsfriſt nach Art. 354 356 
HGB.'s unter den von der Darmſtädter Bank aufgeſtellten 
Bedingungen rechtlich etwas im Wege. 

Es muß unbedenklich anerkannt werden, daß eine ſolche 
Auslegung jedenfalls den Wortlaut des Geſetzes für ſich hat, 
und daß deshalb ein Verſuch, die auf Grund der Geſchäfts— 
bedingungen der Stempelvereinigung oder der Darmſtädter 
Bank abgeſchloſſenen Lieferungsgeſchäfte als Börſentermin⸗ 
geſchäfte im Sinne des § 48 hinzuſtellen, erhebliche Schwierig— 
keiten bietet. Der Verſuch iſt auch in dem erſten Urtheil 
nur unvollkommen gelungen, denn die Thatſache der Ueber— 
einſtimmung der Geſchäftsbedingungen mit den offiziellen 
Börſenbedingungen in allen weſentlichen Punkten iſt nur ein 
Glied in der Kette der Beweisführung, nicht aber das einzige. 

Die Löſung der Aufgabe, welche der Geſetzgeber bei 
Erlaß des Börſengeſetzes weſentlich im Auge gehabt hat, die 
Fähigkeit zum Abſchluß rechtlich wirkſamer Börſentermin— 
geſchäfte nur bei ſolchen Perſonen anzuerkennen, welche durch 
ihre gewerbliche Stellung auf die Eingehung ſolcher ent— 
ſprechend ihrer durch den Handelsverkehr entwickelten Be— 
deutung angewieſen ſind, und dieſe Fähigkeit überall da zu 
verſagen, wo die angegebene Vorausſetzung nicht zutrifft und 
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wo von vornherein der Beſorgniß Raum gegeben werden 
muß, daß die Geſchäfte nicht zu dem Zwecke des Waaren⸗ 
umſatzes oder der Anſchaffung, ſondern nur dem Spielen zu 
dienen beſtimmt ſind, muß mit dem Reichsgericht auf einem 
anderen Wege geſucht werden. Das Geſetz muß, auch wo 
es im Ausdruck unvollkommen iſt, ſo ausgelegt werden, daß 
es den erſtrebten Zweck auch erfüllt. Indem das Börſen⸗ 
geſetz den dem Börſenterminhandel zur Laſt gelegten wirth— 
ſchaftlichen Ausartungen entgegentreten will, ſucht es bekannt⸗ 
lich auf zweierlei Weiſe eine Abhilfe zu ſchaffen, einmal 
durch ſachliche Beſchränkungen des Börſenterminhandels, 
ſodann durch perſonelles Beſchränken der Theilnahme an 
demſelben. In letzterer Hinſicht macht es die Rechtsgiltig— 
keit der Börſentermingeſchäfte von der Vorausſetzung der Ein: 
tragung der Kontrahenten in ein öffentliches Börſenregiſter 
abhängig. Das Geſetz will hierdurch eine Schranke zwiſchen 
berufsmäßigen Spekulanten und ſpekulirendem Publikum er: 
richten, indem es von der Annahme ausgeht, die Börſen— 
geſchäftsleute würden fernerhin Bedenken tragen, Termin: 
geſchäfte mit ſolchen Perſonen abzuſchließen, welche nicht in 
das Regiſter eingetragen ſind, andererſeits aber würden zahl⸗ 
reiche, bisher lediglich zum Zwecke der Erlangung eines 
Spielgewinnes an der Terminſpekulation betheiligte Ber: 
ſonen, ja ganze ſoziale Kategorien durch die Nothwendigkeit 
der Kundmachung der in das Börſenregiſter eingetragenen 
Namen aus verſchiedenen Rückſichten (auf Beruf, Stellung, 
Geſchäftskredit ꝛc.) von der Eintragung ſich abhalten laſſen 
(vgl. Freund bei Holdheim Bd. 6 S. 172 — 173). 

In civilrechtlicher Hinſicht ergeben ſich im Weſentlichen 
zwei Rechtsfolgen aus der neugeſchaffenen Einrichtung des 
Börſenregiſters. 

1. Ein Börſentermingeſchäft in Werthpapieren iſt nur 
dann rechtswirkſam, wenn beide Parteien zur Zeit des Ge— 
ſchäftsabſchluſſes im Börſenregiſter für Werthpapiere ein⸗ 
getragen find (§ 66), vorbehältlich der im § 68 Abſ. 2 feſt⸗ 
geſetzten Ausnahme. 

2. Für die hiernach mit rechtlicher Wirkſamkeit aus⸗ 
geſtellten Börſentermingeſchäfte wird der bisherige ſogenannte 
Differenzeinwand fernerhin beſeitigt (§ 69). 

Wird die Wirkſamkeit des $ 66 auf die eigentlichen 
offiziellen Börſentermingeſchäfte im Sinne des § 48 beſchränkt, 
wofür allerdings der Wortlaut des Geſetzes zu ſprechen 
ſcheint, ſo iſt ohne Weiteres klar, daß der Geſetzgeber ſeinen 
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Zweck nur in völlig unzureichender Weiſe erreicht, daß er 
lediglich einen Schlag ins Waſſer ausgeführt hätte. Denn 
läßt das Geſetz die Möglichkeit eines börſenmäßigen Termin⸗ 
handels zu, der ſich in den Formen des handelsrechtlichen 
Fixgeſchäfts bezw. des Zeitgeſchäfts mit beſtimmter Zahlungs⸗ 
friſt bewegen, ja unter Umſtänden ſich ſogar in den üblichen 
Formen des Börſentermingeſchäfts vollziehen kann, ohne 
zum eigentlichen Börſentermingeſchäft zu werden, und iſt auf 
Lieferungsgeſchäfte dieſer Art der § 66 nicht anwendbar, ſo 
iſt damit unzweideutig der Weg vorgezeichnet, der ohne die 
Nothwendigkeit der Eintragung in das Börſenregiſter den 
berufsmäßigen Börſenhändlern (Banken, Bankiers) den Ab⸗ 
ſchluß gleichwerthiger Börſenſpekulationsgeſchäfte mit dem 
ſpekulationsluſtigen Privatpublikum wie bisher ermöglicht. 
Man hat denn auch nicht gezögert, nach dem Inkrafttreten 
des Börſengeſetzes dieſen Weg zu betreten. Ein Beiſpiel 
liefert der vorliegende Prozeß. 

Auf Grund dieſer Erwägung gelangt das Reichsgericht 
in dem bereits erwähnten Urtheil vom 12. Oktober 1898, 
indem es ſich von einer lediglich an dem Wortlaut haftenden 
Geſetzesauslegung emanzipirt und vielmehr den Willen des 
Geſetzgebers berückſichtigt, der durch das Urtheil hat zum 
Ausdruck gebracht werden ſollen, und in dem es ferner ver— 
ſchiedene widerſinnige Konſequenzen, die ſich bei entgegen⸗ 
geſetzter Auffaſſung mit Nothwendigkeit ergeben, als unmög⸗ 
lich vom Geſetzgeber gewollte bezeichnet, zu der Annahme, 
daß der § 66 a. a. O. ſich nicht bloß auf die eigentlichen 
offiziellen Börſentermingeſchäfte im Sinne des 
848, ſondern darüber hinaus auf alle Termin: 
geſchäfte, die zugleich dem Börſenverkehr ange— 
hören und unter den allgemeinen Begriff der Börſengeſchäfte 
fallen, beziehe, und daß dabei auch die Abweichung der Ge— 
ſchäftsbedingungen von den amtlich feſtgeſetzten Bedingungen, 
ſelbſt wenn ſie ſich auch nicht auf Nebenpunkte erſtrecke, keine 
Rolle ſpiele. 

Das Berufungsgericht tritt den in jenem Urtheil auf— 
geſtellten Grundſätzen bei. Bondi bei Holdheim Bd. 6 
S. 141 bemerkt bezüglich der Streitfrage: 

„Hätte der Geſetzgeber — durch § 66 — auch ſolche 
Zeitgeſchäfte treffen wollen, ſo hätte er dies bündig erklären 
müſſen. Beiſpielsweiſe hätte ja die betreffende Geſetzesvor⸗ 
ſchrift lauten können wie folgt: „Zwiſchen Perſonen, welche 
nicht im Börſenregiſter für den betreffenden Geſchäftszweig 
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eingetragen ſind, ſind alle auf Zeit abgeſchloſſenen Kauf— 
und ſonſtigen Anſchaffungsgeſchäfte in börſenmäßig gehandel— 
ten Waaren und in Werthpapieren nichtig.“ Dabei hätte der 
Geſetzgeber, um dem wirthſchaftlichen Bedürfniſſe Rechnung 
zu tragen, eine Ausnahme zu Gunſten ſolcher Geſchäfte vor— 
ſehen können, welche mit dem Gewerbebetriebe der Vertrags— 
ſchließenden zuſammenhängen. Aber wie das Geſetz lautet, 
laſſen ſich Geſchäfte, die einmal nach logiſchen Grundſätzen 
nicht unter § 48 des Börſengeſetzes zu bringen ſind, nicht 
als Börſentermingeſchäfte auffaſſen und können daher die 
Vorſchriften in § 66 ff. des Börſengeſetzes auf ſolche Geſchäfte 
nicht angewendet werden.“ 

Solcher Deduktion tritt das Reichsgericht a. a. O. mit 
folgender Ausführung entgegen: 

„Der wahre, aus dem Zuſammenhange des Geſetzes 
erkennbare Wille des Geſetzgebers darf hierdurch eine Einbuße 
in ſeiner Wirkſamkeit nicht erleiden. Das aber würde in 
hohem Maße und in weitem Umfange der Fall ſein, wenn 
es den Kontrahenten möglich wäre, dadurch, daß ſie von den 
amtlich feſtgeſetzten Bedingungen abweichen, ein vollwirkſames 
Geſchäft mit Vermeidung ihrer Eintragung in das Börſen— 
regiſter zu Stande zu bringen. Die Geſetzanwendung darf 
nicht zu dem Ergebniſſe führen, daß bei beſtehender Ein— 
tragung in das Börſenregiſter zwar dasjenige Geſchäft, wel— 
ches das Geſetz nach Begriff und Rechtsfolgen beſonders 
geregelt hat, ungiltig, das von ihm überhaupt nicht ge— 
wollte und von der Börſe auszuſchließende Geſchäft aber 
giltig iſt. Die Kontrahenten handeln, wenn nicht gegen 
das Geſetz, ſo doch jedenfalls zur Umgehung deſſelben und 
ſuchen den Willen des Geſetzgebers zu vereiteln, indem ſie 
ein Geſchäft, welches ſowohl die Eigenſchaft eines Termin: 
geſchäfts als auch die eines Börſengeſchäfts hat und deshalb 
nach der Abſicht des Geſetzes nur den in das Börſenregiſter 
eingetragenen Perſonen offen ſtehen ſoll, abſchließen, der 
Eintragung aber ſich entziehen.“ 

Es läßt ſich vielleicht noch hinzufügen, daß das Börſen⸗ 
geſetz ſelbſt in ſeiner Ausdrucksweiſe nicht überall ganz korrekt 
it. So findet ſich in § 50 Abſ. 3 und $ 82 Abſ. 4 der 
Ausdruck „börſenmäßiger Terminhandel“ bezw. „börſen⸗ 
mäßiges Termingeſchäft“, wo es zweifellos „Börſentermin⸗ 
handel“ bezw. „Börſentermingeſchäft“ heißen müßte (vgl. 
Freund bei Holdheim Bd. 6 S. 38 Note). Es kann 
deshalb umgekehrt nicht ſo auffällig erſcheinen, wenn im 


Rechtsſprüche. 583 


§ 66 von Börſentermingeſchäften geſprochen wird, während 
nach der hier vertretenen Auffaſſung von börſenmäßigen 
Termingeſchäften die Rede ſein müßte. 

Daß es ſich bei den beiden Ultimo-Aufträgen des Klägers 
um ſolche zum Abſchluß von börſenmäßigen Termingeſchäften 
gehandelt hat, darüber beſteht kein Zweifel ). 


Die von der Beklagten eingelegte Reviſion iſt vom 
Reichsgericht I. Civilſenat durch Urtheil vom 25. Oktober 
1899 zurückgewieſen mit folgender Begründung: Ä 

Der Berufungsrichter geht davon aus, daß die ſeit dem 
1. Januar 1895 geltenden Bedingungen für die Geſchäfte 
an der Berliner Fondsbörſe nach dem 1. Januar 1897 von 
dem Börſenvorſtande der Berliner Börſe ſtillſchweigend als 
für den Terminhandel im Sinne des § 48 des Börſenge— 
ſetzes feſtgeſetzte Geſchäftsbedingungen in Kraft belaſſen ſeien. 
In der mündlichen Verhandlung iſt dies nicht weiter in 
Zweifel gezogen. Der Berufungsrichter ſtellt ſodann feſt, 
daß es ſich bei den angefochtenen Geſchäften um Ultimo— 
aufträge zum Abſchluſſe von börſenmäßigen Termingeſchäften 
gehandelt habe, die ihrer rechtlichen und wirthſchaftlichen 
Natur nach Börſentermingeſchäfte ſeien und deshalb unter 
den § 66 des Börſengeſetzes fallen. In dieſer Beziehung 
iſt feſtgeſtellt, daß die geſchloſſenen Effekten bekannte, an 
der Berliner Börſe zugelaſſene Spielpapiere find, daß Prince⸗ 
Henri⸗Aktien namentlich auch zu 25 Stück gehandelt wer: 
den, wie bei den Geſchäften zwiſchen den Parteien, daß die 
Preiſe der Effekten amtlich notirt werden, daß der Vorſtand 
der Berliner Fondsbörſe nach dem von der Beklagten bei— 
gebrachten Protokollauszuge vom 19. Januar 1897 die Börſen⸗ 
einrichtungen ſolchen Zeitgeſchäften, wie ſie von den Par— 
teien auf Grund der Geſchäftsbedingungen der Bank für 
Handel und Induſtrie geſchloſſen ſind, eröffnet hat. Der 
Berufungsrichter legt darauf, daß dieſe Geſchäftsbedingungen 
den Fixcharakter aufgegeben haben, kein Gewicht, weil der 
Fixcharakter für die börſenmäßigen Termingeſchäfte im wei— 


1) Eine Beurtheilung dieſes Urtheils gibt Staub in der oben ©. 570 
Anm. 2 verzeichneten Schrift S. 62 ff. und Ernſt Heinemann, 
„Der Börſenterminhandel und das Reichsgericht nebſt einer kurzen 
Darlegung der kammergerichtlichen Rechtſprechung“ (Berlin 1900). 
Beide Verfaſſer ſind im Ergebniß dahin übereinſtimmend, daß das 
Urtheil des Reichsgerichts vom 12. Oktober 1899 nicht als eine 
maßgebende Entſcheidung anerkannt werden dürfe. 
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teren Sinne unweſentlich ſei, die Nachfriſtklauſel auch nicht 
ernſt gemeint ſein könne, da der Lieferungspflichtige auch 
nach Ablauf der Nachfriſt regelmäßig nicht liefern werde, 
von vornherein dazu nicht gewillt und dies dem anderen 
Theile bekannt ſei. 

Auf Grund dieſer Feſtſtellungen in Verbindung mit 
der unſtreitigen Thatſache, daß keine der Parteien im Börſen— 
regiſter eingetragen iſt, gelangt der Berufungsrichter im An: 
ſchluß an das Urtheil des Reichsgerichts vom 12. Oktober 
1898, Entſch. des Reichsgerichts in Civilſachen, Bd. 42 
S. 43, dazu, den fraglichen Geſchäften die Rechtswirkſam— 
keit zu verſagen. Daß unter dieſer Vorausſetzung dem 
Kläger das eingeklagte Guthaben zuſteht, die Wiederklage— 
forderung nicht beſteht, iſt nicht mehr in Frage gezogen. 

Dem Berufungsrichter iſt im Ergebniß beizutreten. Die 
Angriffe der Reviſion treffen weder den Kernpunkt der Sache, 
noch den Kernpunkt der angefochtenen Entſcheidung und der 
Entſcheidung des Reichsgerichts vom 12. Oktober 1898. Auch 
wenn angenommen wird, daß der Begriff des Börſentermin— 
geſchäfts, wie ihn der § 48 des Börſengeſetzes aufſtellt, auch 
den §§ 55, 66, 69 des Geſetzes und allen Vorſchriften des 
Abſchnittes IV, betreffend den Börſenterminhandel, zu Grunde 
liegt, iſt das Ergebniß, zu dem der Berufungsrichter ge— 
langt, gerechtfertigt. Auf die Ausführungen der Reviſion 
gegen die Argumentation des Berufungsrichters aus den 
§§ 50 Abſ. 3, 82 Abſ. 4 des Börſengeſetzes kommt nichts 
an, weil es dieſer Argumentation nicht bedarf. Auch die 
Ausführungen der Reviſion gegen die Auslegung der SS 51, 52 
des Geſetzes in dem reichsgerichtlichen Urtheil vom 12. Ok— 
tober 1898 können auf ſich beruhen. Es handelt ſich vor— 
liegend nicht um einen thatſächlichen Terminhandel in Werth— 
papieren, die zum Börſenterminhandel nicht zuge— 
laſſen ſind, oder in denen der Börſenterminhandel 
unterſagt iſt, für die deshalb eine amtliche Feſtſtellung 
und Veröffentlichung der Preiſe nicht ſtattfindet. In Frage 
ſteht allein, ob die im $ 66 des Börſengeſetzes ausgeſprochene 
Unwirkſamkeit von Börſentermingeſchäften, für die nicht beide 
Parteien im Börſenregiſter eingetragen ſind, auf die Börſen— 
termingeſchäfte, die der Formulirung des § 48 des Geſetzes 
entſprechen, zu beſchränken, oder ob dieſe Unwirkſamkeit auf 
ſolche Geſchäfte zu erſtrecken iſt, deren äußere Rechtsform 
zwar ſich mit der Begriffsbeſtimmung des $ 48 nicht deckt, 
die aber nach ihrem materiellen Inhalt und ihrer wirth— 
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ſchaftlichen Natur und Zweckbeſtimmung unter die Geſchäfte 
fallen, die der Geſetzgeber nur den in das Börſenregiſter 
eingetragenen Perſonen mit Rechtswirkſamkeit hat geſtatten, 
von denen er andere Perſonen hat ausſchließen wollen, von 
denen deshalb anzunehmen iſt, daß der Geſetzgeber 
ſie hat treffen wollen und ausdrücklich getroffen 
haben würde, wenn er ihre Einkleidung in eine 
andere Rechtsform als diejenige, die er formulirt 
hat, vorausgeſehen hätte. 

Das Urtheil des Reichsgerichts vom 12. Oktober 1898) 
S. 24 ff. beruht in ſeinem Kern ebenſo wie das angefochtene 
Berufungsurtheil auf der Bejahung dieſer Frage, die Be— 
jahung dieſer Frage aber auf dem Satz, daß der Rechts— 
erfolg, den der Geſetzgeber durch eine zwingende allgemein⸗ 
giltige Rechtsnorm einem Rechtsgeſchäft verſagt, nicht auf 
einem Umwege dadurch erreicht werden kann, daß dem 
Rechtsgeſchäfte ohne Aenderung ſeines Inhalts eine andere 
Form gegeben wird. 

Das Reichsgericht hält an dieſem Satze feſt. Aus ſitt⸗ 
lichen und wirthſchaftlichen Gründen, wegen ſozialer Ge— 
fahren und in ähnlichen Fällen verbietet der Geſetzgeber 
manche Handlungen, die an ſich dazu dienen könnten, rechts— 
geſchäftliche Folgen zu erzeugen, entweder ſchlechthin oder ſo, 
daß die Handlungen rechtsgeſchäftliche Folgen nicht haben 
ſollen, oder er zieht dem Eintritt ſolcher Folgen gewiſſe, 
der Privatwillkür entzogene Schranken. Faßt der Geſetzgeber 
die Definition ſolcher Handlungen nicht weit oder genau 
genug, ſo entſteht die Gefahr, daß die Parteien den Rechts: 
und den wirthſchaftlichen Erfolg, den ſie durch das Rechts— 
geſchäft, gegen das das Geſetz ſich richtet, erreichen wollen, 
auf einem Umwege dadurch zu erreichen ſuchen, daß ſie ein 
verwandtes Geſchäft an Stelle des vom Geſetz bedrohten 
abſchließen, und ſo die Erreichung des geſetzgeberiſchen 
Zweckes vereiteln. Dies iſt der Fall der Umgehung des 
Geſetzes, die jedes Recht dem direkten Handeln gegen 
das Geſetz gleichſtellt. 

In den Quellen des gemeinen Rechts hat er ſeinen 
allgemeinen Ausdruck in J. 29, 30 D. de leg. 1, 3 (I. 5 
(C. de leg. 1, 14) und ſeine praktiſche Geſtaltung in 
einer Reihe von Fällen gefunden. L. 13 5 26 D. de act. 


e. v. 19, 1. J. 3 §S 3 J. 7 pr. SS 1, 3 D. de scs. Mac. 14, 


1) Vgl. oben S. 570 Anm. 2. 


586 Rechtsſprüche. 


6. J. 8 S 6, 1. 29 § 1, J. 32 §S 3 D. ad sc. Vell. 16, 1; 
1. 16 C. de us. 4, 32. Das Verbot des Darlehens an den 
Hausſohn, das Geſetz gegen die Interceſſion der Frauen und 
gegen die Schenkung unter Eheleuten, das Zinsverbot wird 
auf den Verkauf von Sachen durch den Gläubiger an den 
Hausſohn, dem das Darlehen aus dem Erlöſe verſchafft wer— 
den ſoll, auf das Darlehen, das der Frau gegeben, damit 
ſie das Geld dem kreditunwürdigen Dritten gebe, auf den 
Verkauf unter dem Werthe an den Ehegatten, auf Ver— 
gütung für Kredit unter der Rechtsform der Vertragsſtrafe 
angewendet. In dem Geſetz vom 12. Mai 1894 (Reichs⸗ 
geſetzblatt S. 450) werden Verkäufe auf Abzahlung Beſchrän— 
kungen unterworfen, die durch Vertrag nicht abgeändert wer: 
den dürfen. Der § 6 des Geſetzes jagt ausdrücklich, daß 
die Beſchränkungen auf Verträge Anwendung finden, die 
darauf abzielen, den Zweck des Abzahlungsgeſchäfts in einer 
anderen Rechtsform, z. B. durch Vermiethung, zu erreichen. 
Hier hat das Geſetz den allgemeinen Rechtsgedanken aus— 
drücklich ausgeſprochen, auf den der Geſetzgeber auch ohne 
ausdrückliche Hinweiſung bei dem Richter für die Anwendung 
zwingender Geſetze rechnen muß. 

Vergl. c. 48 d. r. j. in VI 5, 13 (cum quid una via 
prohibitur alicui, ad id alia non debet admitti). Wächter, 
Handbuch des Württemb. Privatrechts 2 § 1 S. 9 a. E. 

Die Anwendung dieſes Rechtsgedankens enthält nicht, 
wie die Reviſion meint, die Verbeſſerung eines mangelhaften 
Geſetzes durch den Richter, zu der der Richter nicht berufen 
iſt, ſondern die dem wahren Willen des Geſetzes nach ſeinem 
Grunde und Zweck entſprechende Anwendung des Geſetzes, 
zu der der Richter an erſter Stelle berufen iſt. 

Im vorliegenden Falle handelt es ſich um ein zwingen— 
des Geſetz. Das Börſengeſetz gebietet die Führung eines 
Börſenregiſters für Waaren und Werrhpapiere bei jedem zur 
Führung des Handelsregiſters zuſtändigen Gericht. Es ge— 
bietet allen Perſonen, die ſich an Börſentermingeſchäften mit 
voller Rechtswirkung betheiligen, ſolche Geſchäfte eingehen 
wollen, die Eintragung ihrer Namen in das Börſenregiſter 
83 54, 55, 60, 66. Es verſagt ohne dieſe Eintragung allen 
Börſentermingeſchäften, der Ertheilung und Uebernahme von 
Aufträgen zu ſolchen und der Vereinigung zum Abſchluſſe 
derſelben, den beſtellten Sicherheiten und den abgegebenen 
Schuldanerkenntniſſen die volle Rechtswirkſamkeit. Das Geſetz 
will ohne die Eintragung voll rechtswirkſame Börſentermin— 


Rechtsſprüche. 587 


geſchäfte nicht. Es will Börſentermingeſchäfte unter nicht 
eingetragenen Perſonen verhüten. 

Grund und Zweck des Geſetzes find aus feiner Ent: 
ſtehungsgeſchichte bekannt. Man ging davon aus, daß der 
börſenmäßige Terminhandel ganz überwiegend nicht berech⸗ 
tigten wirthſchaftlichen Zwecken, ſondern der Befriedigung des 
reinen Spielbedürfniſſes diene, daß die Art ſeines Betriebes 
zu der Möglichkeit geführt habe, am Terminhandel mit ge- 
ringen Mitteln theilzunehmen, obwohl die Werthpapiere 
regelmäßig nur in ganz beſtimmten hohen Beträgen ge— 
handelt werden, welche die Geldmittel der kleinen Kapitaliſten 
erheblich überſteigen, daß dadurch zahlloſe Perſonen aus dem 
großen Privatpublikum, Beamte, Offiziere, Landwirthe, Sand: 
werker und ſelbſt Kaufleute, deren Geſchäftsbetrieb ſolche 
Geſchäfte nicht fordert, zum börſenmäßigen Terminhandel 
verleitet werden, obwohl ſie nicht die zur Beurtheilung der 
Gewinn: und Verluſtchancen erforderliche Fachkenntniß be— 
ſitzen und regelmäßig Kontrahenten gegenüberſtehen, die mit 
dem Börſenweſen vertraut und ihnen überlegen find. Er: 
wogen wurde, daß in Folge deſſen die Betheiligung am 
börſenmäßigen Terminhandel für das Privatpublikum im 
hohen Maße verhängnißvoll geworden ſei und jährlich zahl⸗ 
reiche Exiſtenzen vernichtet habe. 

Man ging weiter davon aus, daß die damalige Geſetz⸗— 
gebung zur Bekämpfung der Ausartung des börſenmäßigen 
Terminhandels in Werthpapieren nicht ausreiche. Man wollte 
dieſen Terminhandel nicht ganz beſeitigen, weil man an— 
nahm, daß er an ſich und in gewiſſen Fällen eine berechtigte 
Form des Handelsverkehrs ſei. Man gelangte deshalb 
dahin, die Fähigkeit, rechtlich voll wirkſame Börſenterminge— 
ſchäfte abzuſchließen, an beſtimmte Vorausſetzungen zu knüpfen, 
und glaubte, in der Einrichtung des Börſenregiſters das ge: 
eignete Mittel gefunden zu haben, dem Privatpublikum die 
Betheiligung an dem Börſenterminhandel zu erſchweren und 
ſie dadurch einzuſchränken. Man nahm an, daß alle, aber 
auch nur ſolche Perſonen, die eine wirthſchaftlich be— 
rechtigte Veranlaſſung haben, ſich des börſen— 
mäßigen Terminhandels als Mittels zur Erleich— 
terung und Sicherung ihrer geſchäftlichen Unter— 
nehmen zu bedienen, ſich ohne Bedenken eintragen laſſen 
können und würden. Für ſolche Perſonen ſah man in der 
Einführung des Regiſterzwangs zugleich einen hohen Vor— 
theil, weil die Eintragung die Scheidung zwiſchen berech— 
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tigtem und unberechtigtem Terminhandel zum Ausdruck bringe, 
die Einrede des reinen Differenzgeſchäfts eingetragenen 
Perſonen gegenüber unbedenklich zu verſagen ſei, und 
dadurch klare und ſichere Rechtsverhältniſſe geſchaffen wür— 
den. Für andere Perſonen hielt man jedes börſenmäßige 
Termingeſchäft für bedenklich und ihre Ausſchließung von 
demſelben für ganz unnachtheilig. 

Dabei war man ſich darüber klar, daß es der geſetz⸗ 
lichen Feſtſtellung des Begriffs des Börſentermingeſchäfts 
bedürfe, ſchon bei den Verhandlungen der Börſenenquete— 
kommiſſion, aber zugleich darüber, daß die Betheiligten ver— 
ſuchen könnten, ihren Geſchäften den Charakter von Börſen— 
termingeſchäften im Sinne der geſetzlichen Begriffsbeſtimmung 
durch einzelne Abänderungen der Geſchäftsbedingungen zu 
nehmen. Man vertraute aber darauf, daß der Richter bei 
Anwendung der Begriffsbeſtimmung die Vereitelung des vom 
Geſetz beabſichtigten Zwecks zu verhindern wiſſen werde. 

Die Begriffsbeſtimmung war naturgemäß durch die Ge— 
ſtaltung gegeben, die der börſenmäßige Terminhandel in 
ſeiner bekannten Entwicklung aus dem gewöhnlichen fixen 
Lieferungsgeſchäft im Sinne des Art. 357 des Handelsgeſetz— 
buchs angenommen hatte. Bei dem gewöhnlichen Fixgeſchäft 
wird der geſammte Inhalt des Geſchäfts, Objekt, Quantum und 
der Termin, durch das Bedürfniß und die Mittel der Kontra— 
henten in jedem einzelnen Falle beſtimmt. Jedes Geſchäft 
iſt dadurch anderen gleichartigen Geſchäften gegenüber nach 
Menge, Preis, Lieferzeit individualiſirt. Im Gegenſatz zu 
dieſem gewöhnlichen Fixgeſchäft haben die Geſchäfte im börſen— 
mäßigen Terminhandel einen allgemeinen, ſchablonen— 
haften Charakter dadurch erhalten, daß ſie nach vorher an 
der Börſe für alle Geſchäfte dieſer Art feſtgeſetzten gemein: 
ſamen Bedingungen auf dieſelbe feſtbeſtimmte Zeit, über feſte 
Mengeeinheiten geſchloſſen und daß für ſie an der Börſe 
fortdauernd Terminpreiſe amtlich feſtgeſtellt und veröffent— 
licht werden. Auf dieſer Gleichartigkeit aller Geſchäfte nach 
Menge, Termin, Terminspreis beruht die Möglichkeit der 
Deckung jedes Kontrahenten durch Gegengeſchäft, der Löſung 
durch bloße Differenzzahlung, die Möglichkeit der Betheiligung 
weiter Kreiſe an den Geſchäften ohne den Beſitz der Mittel 
zur Effektiverfüllung, die ſtets umgangen werden kann, die 
Möglichkeit der Benutzung dieſer Geſchäfte zu einfachen 
Differenz- und Spielgeſchäften. 

Daraus ergab ſich für den Geſetzgeber die Begriffs: 
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beſtimmung, die der § 48 des Börſengeſetzes formulirt. 
Dieſe Begriffsbeſtimmung deckte die Börſentermingeſchäfte, 
wie ſie damals üblich waren. Geſchäfte dieſer Art ſollten 
dem großen Privatpublikum durch die Einrichtung des Börſen⸗ 
regiſters verſchloſſen werden. 

Ob die Einrichtung des Börfenregiſters dafür das ge: 
eignete Mittel war, iſt hier nicht zu beurtheilen. Nach dem 
Grund und Zweck des Geſetzes war den Betheiligten der 
Weg, dem ſie dem Geſetz gegenüber einzuſchlagen hatten, 
vorgezeichnet. Das Börſentermingeſchäft war entweder auf⸗ 
zugeben oder auf den Kreis der eingetragenen Perſonen zu 
beſchränken, den das Geſetz ſelbſt nicht einſchränkt, 
da es die Eintragung in das Börſenregiſter von keinen be⸗ 
ſonderen Vorausſetzungen abhängig macht. Wollten ſie das 
nicht, ſo mußten ſie auch die Folgen auf ſich nehmen, die 
das Geſetz an die Nichtbefolgung ſeiner Vorſchriften knüpft. 
Statt deſſen iſt das Beſtreben der betheiligten Börſenkreiſe 
von Anfang an dahin gerichtet geweſen, das Geſetz illuſoriſch 
zu machen und ſeinen Zweck, das große Privatpublikum vom 
Börſenterminhandel fern zu halten und klare und ſichere 
Rechtsverhältniſſe zu ſchaffen, dadurch zu vereiteln, daß man 
die Termingeſchäfte nicht nach den an der Börſe feſtge⸗ 
ſtellten Geſchäftsbedingungen abſchloß, ſondern für den Ver⸗ 
kehr mit den Privatkunden andere Geſchäftsbedingungen 
gleicher allgemeiner Art ſubſtituirte. Der Zweck dieſes Ver⸗ 
haltens, das Geſetz illuſoriſch zu machen, wird kaum geleugnet. 
Die Sache liegt ja nicht ſo, daß die an der Börſe Betheiligten 
aus geſchäftlichen Gründen, welche nicht mit dem Erlaß 
des Börſengeſetzes zuſammenhingen, das bis dahin übliche 
Termingeſchäft umgeſtaltet, und ein Geſchäft weſentlich an: 
deren Inhalts an die Stelle geſetzt hätten, welches anderen 
geſchäftlichen Zwecken und anderen geſchäftlichen Bedürfniſſen 
ſowohl der Börſenkreiſe wie des mit demſelben in Beziehung 
tretenden Publikums zu dienen, beſtimmt geweſen wäre. Man 
glaubte ſich von der Pflicht der Eintragung in das Börſen— 
regiſter einfach dadurch befreien zu können, daß man an die 
Stelle des der bisherigen Uebung entſprechenden Thatbe— 
ſtandes, wie er im § 48 des Geſetzes definirt iſt, an den 
der § 66 des Geſetzes die Pflicht zur Eintragung knüpft, 
einen anderen Thatbeſtand ſetzte, mit welchem man im Uebrigen 
daſſelbe erreicht. 

Aber darin hat man ſich geirrt. Die Ausführung, daß, 
nachdem der § 48 des Börſengeſetzes die Begriffsbeſtimmung 
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des Börſentermingeſchäfts gegeben, „jedem Rechtsgenoſſen 
freiſtehe, von dem Abſchluß ſolcher Börſentermingeſchäfte 
abzuſehen und ein anderes Geſchäft abzuſchließen,“ iſt ver⸗ 
fehlt, wenn das andere Geſchäft nur eine andere 
Rechtsform für die Geſchäfte iſt, die das Geſetz in 
feinen §§ 48, 66 im Auge gehabt hat, und zu den: 
ſelben wirthſchaftlichen Reſultaten führt, die das 
Geſetz hat verhüten wollen. Die Sache liegt dann 
nicht anders, als in dem obigen Beiſpiel der gemeinrecht⸗ 
lichen Rechtsquellen, in welchen man an die Stelle des ver⸗ 
botenen Darlehens an den Hausſohn den Verkauf an ihn 
ſetzte, um ihm das verlorene Darlehen zu verſchaffen. Die 
Umgehung des Geſetzes liegt in der abſichtlichen Wahl dieſer 
Rechtsform zum Zweck der Erreichung deſſen, was das Geſetz 
nicht will. Der Charakter der Umgehung des Geſetzes wird 
weder dadurch beſeitigt, daß man den Zweck des Geſetzes 
für unberechtigt hielt und das Kapital des großen Privat⸗ 
publikums für die Geſchäfte der Börſe nicht entbehren zu 
können glaubte, noch dadurch, daß man durch den Abſchluß 
ſolcher Geſchäfte, ohne ſich eintragen zu laſſen, den Nachtheil 
mit in den Kauf nahm, daß ſie jedenfalls dem Differenz⸗ 
einwand unterworfen blieben. $ 69. Vgl. Bähr, Urtheile 
des Reichsgerichts S. 59, 60. Man nahm den Nachtheil in 
den Kauf, obwohl man ihn durch Eintragung hätte ver: 
meiden können, weil man ihn, ohne ſich eintragen zu laſſen, 
nicht vermeiden konnte. Dadurch, daß man ihn in den Kauf 
nahm, würde man zugleich den Zweck des Geſetzes, klare 
und ſichere Rechtsverhältniſſe zu ſchaffen, vereiteln, wenn 
die Vorſchrift des §S 66 in der Anwendung auf ſolche Ge: 
ſchäfte verſagte. Es iſt völlig klar, daß, wenn man an: 
nehmen wollte, der Geſetzgeber habe zulaſſen wollen, ſich der 
Eintragungspflicht dadurch zu entziehen, daß man die Geſchäfte 
unter anderen allgemeinen Geſchäftsbedingungen abſchloß, 
als den von der Börſe feſtgeſetzten, ohne daß dadurch 
der Charakter der Geſchäfte geändert würde, das 
Börſengeſetz nichts als ein Blatt Papier wäre, durch das 
an dem früheren, als unleidlich empfundenen Rechtszuſtande 
nichts geändert wäre, da die Betheiligung des Privatpubli⸗ 
kums an den als verhängnißvoll angeſehenen Geſchäften 
ebenſo unerändert bliebe, wie die Berufung auf die Einrede 
des reinen Differenzgeſchäftes. Das kann nicht in der Ab— 
ſicht des Geſetzgebers gelegen haben, und die Rechtſprechung 
iſt berufen, den Willen des Geſetzes zur Geltung zu bringen. 
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Was die Reviſion dagegen aus dem von ihr angeführten 
Beiſpiel beweiſen will, iſt verfehlt. Schon in den Verhand⸗ 
lungen der Börſenenquetekommiſſion iſt darauf hingewieſen, 
daß eine Perſon, die Werrhpapiere beſitzt und zu einer be⸗ 
ſtimmten künftigen Zeit Geld braucht, das Börſentermin⸗ 
geſchäft nicht nöthig hat, oder doch nur gering benachtheiligt 
wird, wenn ſie vom Börſentermingeſchäft keinen Gebrauch 
machen kann, um die Werthpapiere auf Termin zu ver⸗ 
kaufen, daß der Fall überdies praktiſch ſehr ſelten, und daß 
die Möglichkeit, im Wege des Termingeſchäfts zu verkaufen, 
immer bedenklich iſt. 

Auch die von der Beklagten in weſentlicher Ueberein⸗ 
ſtimmung mit dem Schema der Bank für Handel und Sn: 
duſtrie aufgeſtellten allgemeinen Bedingungen find nicht ges 
eignet, die Anwendung des Börſengeſetzes auszuſchließen. 
Sie ſind, wie die von den Mitgliedern der Stempelvereinigung 
aufgeſtellten Bedingungen — vgl. Hoffmann a. a. O. S. 79 
— dazu beſtimmt, an die Stelle der ausdrücklich ausge⸗ 
ſchloſſenen Bedingungen für Zeitgeſchäfte an der Berliner 
Fondsbörſe zu treten. Wird dieſer Zweck erreicht, To ge— 
winnen die danach geſchloſſenen Geſchäfte denſelben allge⸗ 
meinen ſchablonenhaften, der Individualität des Einzel⸗ 
geſchäfts entbehrenden Charakter, der den in § 48 des 
Börſengeſetzes formulirten Börſentermingeſchäften eigen iſt. 
Werden ſie an der Börſe in Werthpapieren geſchloſſen, die zum 
Börſenterminhandel zugelaſſen ſind, die in Folge deſſen an 
der Börſe thatſächlich gehandelt werden, iſt die Benutzung 
der Börſeneinrichtungen für ſie geſtattet, werden die Termin⸗ 
preiſe für ſie amtlich feſtgeſtellt, ſo unterſcheiden ſie ſich 
materiell in nichts von den Börſentermingeſchäften, die 
dem Wortlaut des § 48 des Börſengeſetzes entſprechen. Sie 
ſind dann ebenſo wie dieſe durch ihre Gleichartigkeit, durch 
die parate Möglichkeit der Deckung durch Gegengeſchäft und 
der Umgehung der Effektiverfüllung geeignet, dem Spiel zu 
dienen, und der Zweck des Geſetzes wäre vereitelt, wenn die 
Eintragungspflicht für dieſe Geſchäfte nicht beſtände. Dagegen 
kann nicht geltend gemacht werden, daß das Termingeſchäft 
ſich aus dem freien Terminhandel entwickle. 

Der Geſetzgeber des Börſengeſetzes kann nicht anders als 
davon ausgegangen ſein, daß nach der gebotenen Einrichtung 
des Börſenregiſters am Börſenterminhandel jeder Art ſich 
nur ſolche Perſonen betheiligen würden, die im Börſen- 
regiſter eingetragen ſind. Er muß davon ausgegangen ſein, 
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weil er die Vereitelung des Zweckes des Geſetzes nicht gewollt 
haben kann. 

Im vorliegenden Falle iſt unſtreitig, daß die Geſchäfte 
über Werthpapiere geſchloſſen find, in denen der Börjen: 
terminhandel vor dem 1. Januar 1897 erlaubt war und 
nachher nicht unterſagt iſt, daß die Benutzung der Börſen⸗ 
einrichtungen für Zeitgeſchäfte auf Grund der in Rede 
ſtehenden Geſchäftsbedingungen von dem Börſenvorſtande der 
Berliner Börſe geſtattet iſt, und daß die Preiſe für die 
gehandelten Effekten ohne Unterſchied der Geſchäftsbedingungen, 
nach denen ſie gehandelt und namentlich ohne Unterſcheidung 
der Geſchäfte, die mit Nachfriſt geſchloſſen werden und der 
übrigen Ultimogeſchäfte amtlich feſtgeſtellt werden. 

In Wahrheit ſind danach die von der Beklagten nach 
ihren Geſchäftsbedingungen geſchloſſenen Geſchäfte den Fix⸗ 
geſchäften des § 48 des Börſengeſetzes völlig gleichwerthig. 
Die Bedingungen ſollen dem Wortlaute nach für alle Lie— 
ferungsgeſchäfte in Werthpapieren gelten und unterwerfen 
alle ſolche Geſchäfte den Art. 354 —356 des Handelsgeſetz⸗ 
buchs als vertragsmäßiger Norm. In Wahrheit zielen ſie 
nur auf die unter 2 hervorgehobenen Ultimogeſchäfte. Als 
Ultimo ſoll der letzte Börſentag des Monats, aber auch dieſer 
nicht als fixer Termin für die Lieferung im Sinne des § 48 
des Börſengeſetzes gelten, obwohl der Verzug durch Nicht: 
erfüllung ohne Mahnung eintreten ſoll. Das ſoll noth: 
wendig auch für Ultimogeſchäfte in Werthpapieren gelten, 
die erheblichen Preisſchwankungen unterliegen, Gegenſtand 
der Börſenſpekulation find und im Börſenhandel erfahrungs⸗ 
mäßig lediglich mit Rückſicht auf den durch die Preisſchwan⸗ 
kungen zu erzielenden Gewinn abgeſchloſſen werden, bei denen 
deshalb nach der Abſicht der Kontrahenten die vereinbarte 
Erfüllungszeit als eine weſentliche Bedingung des Geſchäfts 
anzuſehen iſt. Entſch. des Oberhandelsgerichts Bd. 8 S. 236, 
Bd. 16 S. 292. Trotzdem ſoll der nicht ſäumige Käufer 
unter Ausſchluß des Rücktrittsrechtes Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung nur fordern können, wenn er dies dem ſäu— 
migen Verkäufer telegraphiſch anzeigt und der Verkäufer 
entweder nicht telegraphiſch eine Nachfriſt von zwei 
Börſentagen beanſprucht oder auch an dem durch die zu 
i Nachfriſt hinausgeſchobenen Erfüllungstage nicht 
erfüllt. f 

Der Höchſtbetrag des Schadenserſatzes, den der 
Käufer zu fordern hat, ſoll nach der Wahl des Käufers durch 


—— — —— 
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Deckungskauf feſtgeſtellt oder durch die Differenz zwiſchen dem 
Vertragspreiſe und dem amtlichen Börſenkurs am Erfüllungs⸗ 
tage beſtimmt werden. Auch der Verkäufer muß vor der 
Zwangsregulirung dem ſäumigen Käufer auf telegraphiſches 
Verlangen dieſelbe Nachfriſt von zwei Börſentagen be: 
willigen. 

Damit ſind die Geſchäfte äußerlich zwar des Charakters 
des Fixgeſchäfts auf Seiten des Verkäufers, den der § 48 
des Börſengeſetzes für das Börſentermingeſchäft fordert, ent⸗ 
kleidet, aber auch nur äußerlich. Die Nachfriſt, die dem 
Verkäufer auf Verlangen gewährt werden muß, iſt nicht die 
den Umſtänden angemeſſene Friſt zur Nachholung 
des Verſäumten im Sinne des Art. 356 des Handelsgeſetz⸗ 
buchs. Von ſolcher, den Umſtänden angemeſſenen Friſt iſt 
bei Ultimogeſchäften in Werthpapieren an der Börſe über⸗ 
haupt nicht zu reden; die Natur ſolcher Geſchäfte läßt eine 
Nachfriſt dieſer Art überhaupt nicht zu; die Vorausſetzung, 
an welche der Art. 356 des Handelsgeſetzbuchs die Pflicht 
zur Gewährung der Nachfriſt knüpft, liegt nicht vor. Ob 
daraus zu ſchließen, dieſe Bedingung könne nicht ernſt ge 
meint ſein, weil Jeder darauf rechnen müſſe, Nachfriſt werde 
nicht verlangt und jedenfalls auch nach bewilligter Nachfriſt 
nicht geliefert und abgenommen werden, kann auf ſich be— 
ruhen. 

Die ein für alle Mal feſt beſtimmte Nachfriſt von 
zwei Börſentagen führt zu weiter nichts, als dazu, daß, 
wenn ſie gefordert, das Geſchäft von Ultimo auf den 
dritten Börſentag nach Ultimo fix prolongirt wird. 
Wenn die Reviſion geltend macht, daß nach der Natur des 
Ultimobörſengeſchäfts in Werthpapieren mit dieſer Nachfriſt 
eine ernſte Gefahr verbunden und ein erheblicher Nachtheil 
mit in den Kauf genommen werde, ſo gilt hier daſſelbe, 
was oben bezüglich des Umſtandes bemerkt iſt, daß mit der 
Exemtion der Geſchäfte von den vom Börſenvorſtand feſt— 
geſetzten Bedingungen die Gefahr der Einrede des reinen 
Differenzgeſchäfts in den Kauf genommen wird. Weder die 
Natur des Börſentermingeſchäfts wird dadurch geändert, daß 
die Nachfriſt eine weitere Spekulation über Ultimo hinaus 
geſtattet, noch wird die Umgehung des Geſetzes dadurch be— 
ſeitigt, daß die Geſchäftsform, in der fie enthalten, mit Nach: 
theilen für die Kontrahenten verknüpft iſt, die ſie übernah— 
men, weil ohnedies der Verſuch der Umgehung des Geſetzes 
von vornherein ausſichtslos war. 
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Der Berufungsrichter hat hiernach den § 66 des Börſen— 
geſetzes auf die Geſchäfte der Parteien mit Recht zur An⸗ 
wendung gebracht. 


Nachwort. 


Das Börſengeſetz hat es nicht unternommen, den Börjen: 
terminhandel zu beſeitigen; er iſt vielmehr ausdrücklich als 
rechtsverbindliches Geſchäft anerkannt. Wer ſich rechtsver— 
bindlich mit dieſem Geſchäft befaſſen will, muß ein Ein⸗ 
trittsgeld erlegen, um in dem Börſenregiſter Aufnahme zu 
erlangen, und eine jährliche Erhaltungsgebühr, um ſeine 
Berechtigung zu bewahren, in der Liſte der berechtigten 
Terminhändler fortgeführt zu werden. Es ergibt ſich hier— 
mit, daß die Börſentermingeſchäfte weder gegen die guten 
Sitten verſtoßen, noch verbotene Geſchäfte ſind, denn ein 
Eintrittsgeld iſt nicht dazu geeignet, einen etwaigen Makel 
des Verſtoßes gegen die gute Sitte abzulöſen, noch ſich von 
einem Verbotsgeſetz loszukaufen. Wenn das Kammergericht 
das Börſenregiſter mit dem Erwerb einer geſteigerten Beur— 
theilungskraft in Verbindung findet, ſo bezeichnet das Reichs— 
gericht das Ziel des Geſetzgebers dahin, dem Privatpublikum 
die Betheiligung an dem Börſenterminhandel zu erſchweren 
und dadurch einzuſchränken oder ganz zu verſchließen. Ob 
die Einrichtung des Börſenregiſters dafür das geeignete 
Mittel ſei, läßt das Reichsgericht unerörtert, ſcheint aber 
nicht dafür zu halten. Eine Andeutung, wie etwa ein 
Terminhandel, der „in gewiſſen Fällen eine berechtigte Form 
des Handelsverkehrs ſei“, wie ſolcher förderlicher Handels— 
verkehr vom Spiel zu unterſcheiden ſei, wird nicht gegeben. 

Vom § 48 des Börſengeſetzes jagt das Reichsgericht, 
daß dieſe Begriffsbeſtimmung die Börſentermingeſchäfte deckte, 
wie ſie damals üblich waren. Es wird daraus dann weiter 
gefolgert, daß es für die Anwendung des 8 66, welcher den 
Börſentermingeſchäften nicht regiſtrirter Leute die Rechtsver— 
bindlichkeit entziehe, nicht darauf ankomme, ob die Geſchäfte 
in der That „Börſentermingeſchäfte“ nach § 48 des Börſen— 
geſetzes ſeien. Das in § 48 aufgeſtellte Erforderniß des Ab— 
ſchluſſes auf Geſchäftsbedingungen, die von dem Börſenvorſtande 
für den Terminhandel feſtgeſetzt ſind, wird als ein vergäng— 
liches Erforderniß erklärt, welches für den Börſenterminhandel 
des S 66 trotz des Wortlautes des § 48 ſeine Bedeutung ſchon 
nach wenigen Jahren verloren habe. Die Sonderbedingungen 
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der Parteien werden damit in die Reihe der Geſetzesum⸗ 
gehungen verſtoßen und der zu gewährenden Nachfriſt die 
innere Bedeutung entzogen, weil damit nur eine äußere Form 
gegeben ſei. Ob eine Geſetzesumgehung angenommen werden 
darf, iſt eine ſchwierige Thatfrage ). Es erſcheint höchſt be⸗ 
denklich, mit Beiſpielen zu begründen und aus dem S. C. 
Macedonianum für den Börſenterminhandel ein Gleichniß zu 
entnehmen. Bei der ſtrengen Gewiſſenhaftigkeit und der 
unerſchütterlichen Achtung, welche bei der Prüfung eines 
Urtheils des Reichsgerichts geboten iſt, darf doch nicht uner⸗ 
wogen bleiben, daß der § 48 des Börſengeſetzes mit unzwei⸗ 
deutiger Sicherheit und Feſtigkeit den Begriff „Börſentermin⸗ 
geſchäft“ umgrenzt hat. Soll das Verbot über dieſe Grenze 
erweitert werden, ſo darf der, welcher unter dem Geſetz 
ſteht, ſeinen Blick auf den Geſetzgeber richten und von ihm 
erwarten, daß er durch Aenderung des Geſetzes einen an: 
deren Willen zum Ausdruck bringe ?). 


1) Bürgerl. GB. § 134: „Ein Rechtsgeſchäft, das gegen ein geſetz⸗ 
liches Gebot verſtoßt, iſt nichtig, wenn ſich nicht aus dem Geſetz 
ein Anderes ergibt.“ 

Planck, Kommentar (2. Aufl., Berlin 1898, J. Guttentag) 
ſagt hierzu, nachdem er Fälle anführt, in denen das gegen das 
Geſetz verſtoßende Rechtsgeſchäft nicht nichtig iſt: „Auch das zur 
Umgehung des Verbotsgeſetzes vorgenommene Rechtsgeſchäft iſt 
nichtig. Hierbei iſt aber zu beachten, worauf das Verbot gerichtet 
iſt. Bezweckt das Geſetz, dem durch ein Rechtsgeſchäft erſtrebten 
wirthſchaftlichen Erfolg entgegenzutreten, ſo iſt, auch wenn in dem 
Verbotsgeſetze nur ein beſtimmtes Rechtsgeſchäft bezeichnet iſt, jedes 
Rechtsgeſchäft nichtig, das den durch das Verbotsgeſetz bekämpften 
wirthſchaftlichen Erfolg herbeizuführen bezweckt. Will das Geſetz 
aber nur ein beſtimmtes Rechtsgeſchäft verbieten, ſo kann man von 
einer Umgehung des Geſetzes nicht ſprechen, wenn ein Rechtsgeſchäft 
anderer Art vorgenommen iſt, auch wenn durch dieſes im praktiſchen 
Ergebniſſe daſſelbe erſtrebt wird, wie durch das verbotene Rechts⸗ 
geſchäft. Ob das Verbotsgeſetz die eine oder die andere Tendenz 
hat, muß im einzelnen Falle durch Auslegung gefunden werden.“ 


2) Inzwiſchen iſt erſchienen: 


Die handelsrechtlichen Lieferungsgeſchäfte. 
Eine Kritik der Rechtſprechung des Reichsgerichts von 
Dr. Rieſſer, Juſtizrath in Berlin. (VIII, 84 S.) 
Berlin 1900, Otto Liebmann. 


Der Verfaſſer vereinigt die Eigenſchaft der Durchbildung und 
Erfahrung in der Rechtswiſſenſchaft mit der Kenntniß des Der: 
kehrs. Die Schrift, welche mit der Beurtheilung des oben mit» 
getheilten Urtheils befaßt iſt, darf deshalb die beſondere Beachtung 
für ſich in Anſpruch nehmen. Der § 48 des Börſengeſetzes wird 
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Wie oben S. 544 mitgetheilt, iſt mit dem 1. April 
1900 die Produktenbörſe in Berlin wieder eröffnet worden. 


in ſeine drei Thatbeſtandsmerkmale zerlegt. Zuerſt die Begrenzung 
„auf eine ſeſtbeſtimmte Lieferungsfriſt oder mit einer feſtbeſtimmten 
Lieferungsfriſt'“. Gegen die Kennzeichnung der vertragsmäßig zu 
gewährenden Nachfriſt im Urtheil des Reichsgerichts, deren Ernſt⸗ 
lichkeit ſogar in Frage geſtellt wird, als eine bei Ultimogeſchäften 
in Werthpapieren überhaupt nicht beſprechbare, iſt folgende Be⸗ 
zeugung hervorzuheben (S. 24): 

„Was zunächſt den Satz betrifft, daß die Natur der Ultimo⸗ 
geſchäfte an der Börſe eine Nachfriſt (dieſer Art) nicht zulaſſe, ſo 
widerſtreitet dem ſchon die tägliche Erfahrung, da beinahe an 
jedem Ultimo, auch ohne rechtliche Verpflichtung und vorherige 
Vereinbarung, bei Stückemangel vielfach eine Nachfriſt von einigen 
Tagen gefordert und gewährt zu werden pflegt. Es kann alſo einer 
des fallſigen vorherigen Vereinbarung rechtlich unmöglich etwas 
entgegenſtehen, und man kann noch weniger, die erklärte gegen⸗ 
theilige Abſicht der Kontrahenten ignorirend, feſtſtellen, daß bei 
Ultimogeſchäften in Werthpapieren die vereinbarte Erfüllungsfriſt 
unter allen Umſtänden „nach der Abſicht der Kontrahenten als 
eine weſentliche Bedingung des Geſchäfts anzuſehen iſt'.“ 

Als zweites Thatbeſtandsmerkmal des § 48 wird feſtgeſtellt: 
„Abſchluß nach Geſchäftsbedingungen, die von dem Börſenvorſtande 
für den Terminhandel feſtgeſetzt ſind“; als drittes, daß „für die 
an der betreffenden Börſe geſchloſſenen Geſchäfte ſolcher Art eine 
amtliche Feſtſtellung von Terminpreiſen erfolgt“. Es wird dar— 
gelegt, wie in dem Urtheil des Reichsgerichts auch von dieſen 
Thatbeſtandsmerkmalen abgeſehen ſei, und heißt es dann S. 33: 

„Es bleibt aber wohl die ernſte Frage übrig, ob eine ‚Aug: 
legung“ des angeblichen Geſetzes willens denn wirklich jo weit gehen 
darf, daß von dem Geſetzes wort nichts mehr erkennbar iſt, oder ob 
ihr nicht ſchon die Thatſache entgegenſtehen muß, daß hierbei der 
ganze § 48, der dann ebenſo gut fehlen könnte, ‚nicht? als ein 
Blatt Papier wäre“? 

„Hinter dem Geſetzeswort dem Geſetzeswillen zu ſeinem Rechte 
zu verhelfen, iſt die ſchönſte Aufgabe und die vornehmſte Pflicht 
des Richters. Das Geſetz oder den Geſetzeswillen zu ergänzen, wäre 
er ſelbſt dann nicht befugt, wenn er zu der Anſicht gelangte, daß 
eine ſolche Ergänzung eine Verbeſſerung oder die Ausfüllung einer 
Lücke darſtellen würde, oder daß ohne eine ſolche Ergänzung die 
von ihm — mit Recht oder Unrecht — unterſtellte Abſicht des 
Geſetzgebers nicht oder nicht vollſtändig erreicht werden würde.“ 

Aus der Schrift, welche durch Schärfe und Klarheit der Ent⸗ 
wicklung ſich auszeichnet und bei edler Form die Erregtheit und 
innere Bewegung des Verfaſſers erkennen läßt, ſeien zur Würdigung 
die Schlußſätze hier mitgetheilt (S. 58): 

„Klar und ſicher iſt nur Eines: Dieſe Judikatur wird die 
regulären und berechtigten Zeitgeſchäfte zwiſchen Nichteingetragenen 
unmöglich machen, ſie wird jedoch die unberechtigte Spekulation 
weder beſeitigen noch beſchränken, vorausſichtlich aber in immer 
ſteigendem Maße nach dem Auslande treiben, wo ſie unkontrollir⸗ 
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Der börſenmäßige Terminhandel in Getreide und Mühlen: 
fabrikaten iſt nach $ 50 des Börſengeſetzes ) unterſagt. Welche 
Tragweite der Börſenterminhandel haben ſoll, iſt nach den 
vorſtehend mitgetheilten Urtheilen aus dem Geſetzesartikel des 
§ 48 des Börſengeſetzes nicht mit Sicherheit zu erkennen. 
Die Unſicherheit des Zeitgeſchäfts iſt damit erſichtlich; ſie 
würde noch mehr gefahrbringend ſein, wenn nicht die Zu⸗ 
verläſſigkeit der Vertragstheile die Erfüllung ſicherte. Zur 
Zeit wird nach vereinbarter Schlußnote gehandelt, deren 
Wortlaut unten ſür Weizen mitgetheilt wird, mit der Be— 
merkung, daß die Abweichungen für Roggen u. ſ. w. nur 
ſtofflich ſind. 

Der Fragepunkt liegt in dem vorletzten Abſatz. Durch 
die vertragsmäßige Verpflichtung der Gewährung einer an: 
gemeſſenen Nachfriſt wird dem Fixgeſchäft entgegengetreten. 
Da auch früher unter der Herrſchaft des Art. 357 HGB.“ 
Nachfriſten im Terminhandel in Getreide und Mühlenfabri⸗ 
katen geſchäftsgebräuchlich gewährt wurden, ſo wird die jetzige 
Abrede nicht kurzhin als ein Schein bezeichnet werden können. 
Die Frage, ob Zeitgeſchäfte nach dem Wortlaut der Schlußnoten 
als verbotene börſenmäßige Termingeſchäfte zu erachten und 
deshalb verboten ſeien, dürfte bei wohleingerichteter Abwick⸗ 
lung unter den Vertragstheilen zur richterlichen Entſcheidung 
nicht gelangen. Somit wäre zunächſt das Geſchäft an der 
Produktenbörſe in Berlin gangbar. Möge die Rechtſprechung 
mit dem Verkehrsbedürfniß nicht in Widerſtreit kommen. 


Nachſtehend folgt der Abdruck einer „Schlußnote für 
Zeitgeſchäfte in effektivem Getreide“. 


bar iſt und demgemäß wilder denn je ihr Weſen treiben wird. 
Oder ſie wird die — reinen — Kaſſageſchäfte mit ihren viel 
größeren Kursſchwankungen in den Vordergrund treten laſſen und 
damit bei den Kommiſſionsbanken weitere Kapitalvermehrungen 
veranlaſſen, welche wirthſchaftlich ficherlich nicht ohne Bedenken 
ſind. Sie wird aber ferner die Giltigkeit von Geſchäften in Frage 
ſtellen, auf die wir für unſeren Getreideimport aus dem Auslande 
derzeit ohne Zweifel angewieſen ſind, nämlich die Giltigkeit von 
Termingeſchäften in Getreide, die ſich jetzt, nach Erlaß des § 51, 
lediglich in Form von handelsrechtlichen Lieferungsgeſchäften voll⸗ 
ziehen können. 

„Dieſe Rechtſprechung wird daher, wenn ſie beſtehen bleiben 
ſollte, die Nothwendigkeit einer Reviſion des Börſengeſetzes, 
welches letztere die Rechtsgiltigkeit der legitimen Zeitgeſchäfte Nicht⸗ 
eingetragener in Waaren und Werthpapieren nicht gefährden wollte, 
als eine äußerſt dringliche erſcheinen laſſen.“ 

1) Bd. XLVI S. 146 dieser Zeitſchrift. 
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1900 Schlußnote 
Nr.: 1. für Zeitgeſchäfte in effektivem Getreide. 


Weizen. 


e ee Tonnen à 1000 Kilogramm 


geſunden, trockenen und für Müllereizwecke gut 
verwendbaren Weizen, mit einem Normalgewicht 
von 755 Gramm per Liter. — Von der Lieferung aus⸗ 
geſchloſſen find: Rauhweizen, Kubanka und andere aus— 
ländiſche Hart-(Gries⸗) Weizen, ferner künſtliche Miſchungen 
von weißem und rothem (gelbem) Weizen. 


Lieferung im... in Verkäufers Wahl. 
Pi. EEE frei Berlin. 


Erfüllungsort für beide Theile iſt Berlin. 


Lieferbar iſt nur Weizen, der vor der Andienung, je⸗ 
doch nicht früher als an dem der Andienung vorangehenden 
Werktage von drei Sachverſtändigen begutachtet und vertrags— 
mäßig befunden iſt. Als vertragsmäßig gilt auch Weizen, 
bei welchem die Sachverſtändigen unter Berückſichtigung der 
Beſchaffenheit und des Gewichts einen Mehr- oder Minder⸗ 
werth bis zu 2 Mark per Tonne feſtſetzen; in dieſem Falle 
iſt der Käufer zur Abnahme unter Vergütung des Mehr⸗ 
werthes bezw. Abzug des Minderwerthes verpflichtet. Weizen 
mit größerem Minderwerth iſt von der Lieferung ausge— 
ſchloſſen. Wird ein 2 Mark überſteigender Mehrwerth feſt⸗ 
geſetzt, ſo iſt die Lieferung vertragsmäßig, jedoch hat der 
Käufer niemals mehr als 2 Mark per Tonne zu vergüten. 
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Wird der Weizen für lieferbar erklärt, ſo haben die Sach⸗ 
verſtändigen eine Beſcheinigung darüber zu ertheilen und 
eine Beutelprobe von mindeſtens 2 Kilogramm im Wäger⸗ 
amt zu hinterlegen. 

Die Andienung hat ſchriftlich zu erfolgen und muß von 
dem Ausſteller dem Käufer an einem Werktage bis 12 Uhr Mit⸗ 
tags zugeſtellt werden; endet die Lieferzeit an einem Sonn⸗ 
oder Feiertage, ſo hat die Andienung an dem vorangehenden 
Werktage zu erfolgen. Die beiden jüdiſchen Neujahrstage 
und der jüdiſche Verſöhnungstag werden hierbei, wie überall 
in dieſem Vertrage, als Feiertag gerechnet. Der Andienung 
iſt die Beſcheinigung der Sachverſtändigen beizufügen. Die 
Andienung kann Dritten überwieſen werden; in dieſem Falle 
hat die Weiterlieferung ohne jeden Verzug zu geſchehen. 
Die Umlaufszeit der Andienung endigt am Tage der Aus⸗ 
ſtellung Nachmittags 6 Uhr. 

Der Verkäufer iſt berechtigt, innerhalb der bedungenen 
Zeit den Weizen in mehreren Theilen zu liefern und jede 
einzelne Lieferung von zwei verſchiedenen Stellen zu bewirken, 
jedoch darf er bei Abſchlüſſen von 30 Tonnen und darüber 
niemals weniger als 30 Tonnen auf einmal andienen. Bei 
Abſchlüſſen unter 30 Tonnen iſt die gehandelte Menge auf 
einmal und von einer Stelle zu liefern. Die Abnahme hat 
innerhalb ſechs Tagen, der Tag der Andienung mitgerechnet, 
Zug um Zug gegen baare Bezahlung zu geſchehen. Endet 
die Friſt an einem Sonn- oder Feiertage, jo muß die Ab: 
nahme am vorhergehenden Werktage erfolgen. 

Das Andienungsſchreiben ſowie die Beſcheinigung der 
Sachverſtändigen müſſen enthalten: 


Bei Lieferung vom Kahn: 
Das Datum. 
. Den Namen des Schiffers, die Nummer des Kahns 
und den Ort der Abladung. 
3. Den Standort des Kahns, vorbehaltlich etwaiger 
Aenderung durch polizeiliche Anordnung. 


1 — 


Bei Lieferung vom Boden: 
Das Datum. 
. Die genaue Bezeichnung der Partie nach Lagerraum 
und Menge. 
Die Empfangnahme der Waare geſchieht auf Koſten des 
Empfängers. Ergibt ſich bei Abnahme eines überwieſenen 


1 — 
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Poſtens ein Fehlgewicht, das nicht über fünf Prozent betragen 
darf, ſo wird daſſelbe zum Preiſe des Abnahmetages bezw., 
falls die Abnahme nach Ablauf der vertragsmäßigen ſechs 
Tage erfolgt, zum Preiſe des letzten Tages der vertrags— 
mäßigen Abnahmefriſt berechnet. 

Die Begutachtung geſchieht durch die vom Verein Ber⸗ 
liner Getreide⸗ und Produktenhändler benannten und für 
den Berliner Verkehr vereideten Sachverſtändigen. Der 
ſchriftliche Antrag auf Begutachtung iſt an den dem Lebens⸗ 
alter nach älteſten Sachverſtändigen oder deſſen Stellvertreter 
zu richten. Der Altersmann oder in ſeiner Behinderung der 
von ihm zu bezeichnende Stellvertreter hat die Auswahl der 
drei Sachverſtändigen zu treffen. Ein mit dem Antragſteller 
bis zum vierten Grade Verwandter oder Verſchwägerter kann 
bei der Begutachtung nicht mitwirken. 

Im Falle des Verzuges kommen die Beſtimmungen der 
SS 325 und 326 BGB.'s und $ 373 HGB.s in Anwen⸗ 
dung mit der Maßgabe, daß der nicht Säumige dem Säu⸗ 
migen zur Bewirkung der Leiſtung unter allen Umſtänden 
eine angemeſſene Friſt gemäß § 236 BGB.'s Abſ. 1 ge: 
währen muß. 

Stellt einer der Vertragſchließenden ſeine Zahlungen 
ein, ſo hat der andere Theil die Abwicklung des Geſchäfts 
ſpäteſtens am Tage nach dem Bekanntwerden der Zahlungs: 
einſtellung durch Kauf dezw. Verkauf des Weizens zu bewirken. 
Der ſich ergebende Preisunterſchied iſt zwiſchen den Parteien 
zu verrechnen. | 


Literatur. 


XXVIII. Das Recht der Erfindungen und der 
Muſter. Von Oskar Schanze. 8. (518 S.) 
Leipzig 1899, Roßberg. 


Die Spezialforſchung auf dem Gebiete des gewerblichen Rechtsſchutzes 
liegt zur Zeit noch ſtark darnieder. Die zahlreichen, nur zum kleinen 
Theil auf der Höhe ſtehenden Kommentare zu den in Betracht kommenden 
Reichsgeſetzen und einzelne treffliche, aber immerhin ſehr gedrängte ſyſte⸗ 
matiſche Darſtellungen dieſer Materie ſetzen den Mangel der inneren 
Durcharbeitung der zur Frage ſtehenden Begriffe nur erſt in das rechte 
Licht. Die geiſtvollen Arbeiten Kohler's, deſſen Thätigkeit auf dieſem 
Gebiete ſeit ſeinem vor 22 Jahren erſchienenen Werke über das Patent⸗ 
recht ſchier unerſchöpflich iſt, haben überall erſt die Einſicht in die zahl⸗ 
reichen Probleme geweckt, welche hier der wiſſenſchaftlichen Erlöſung aus 
dem Banne dunkler Vorſtellung harren. Der letzte Grund dieſer Vernach⸗ 
läſſigung eines der intereſſanteſten und friſcheſten Zweige der Jurisprudenz 
liegt darin, daß die deutſchen Juriſten die Bedeutung der Technik für 
unſer modernes Leben noch lange nicht erkannt haben, ja ihm fremd, zum 
Theil mißmuthig, zum Theil hilflos gegenüberſtehen. Mit Recht ſchloß 
am 11. März 1899 in einer Sitzung der Berliner Juriſtiſchen Geſellſchaft 
der ſelbſt als Erfinder auf dem Gebiete der Verwendung der Elektrizität 
auf Muſikinſtrumente bekannte Rechtsanwalt Dr. Eiſenmann einen 
Vortrag mit den Worten: „Will der Juriſt des 20. Jahrhunderts die 
hohe Stellung wahren, welche er im 19. inne hat, ſo muß er ſich mit 
den Naturgeſetzen vertraut machen und dieſelben nach Möglichkeit berück⸗ 
ſichtigen.“ Nur an einer einzigen Stelle (§ 147) erinnert das Bürgerliche 
Geſetzbuch daran, daß es in der Zeit der erſtaunlichſten Entwicklung des 
Erfindungsgeiſtes entſtanden iſt, indem es bei Gelegenheit der Frage der 
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Annahme des Vertragsantrages auch der Vermittlung durch den „Fern⸗ 
ſprecher“ gedenkt. 

Angefichts dieſer geringen Aufmerkſamkeit, welchen die Naturwiſſen⸗ 
ſchaft und ihre großartigen Erfolge in der Rechtswiſſenſchaft gefunden 
haben, iſt es um ſo erfreulicher, einem Juriſten zu begegnen, welchen 
der frühere Beruf als Abtheilungsvorſitzender im Kaiſerlichen Patentamt 
auf das Recht der techniſchen Erfindungen geleitet hat und welcher die 
Muße ſeiner gegenwärtigen freien Gelehrtenſtellung dazu benutzt, um die 
Grundbegriffe des deutſchen Patentrechts in ſtreng wiſſenſchaftlicher Weiſe 
zu erörtern. Um dieſe Beſtrebungen mit Erfolg durchführen zu können, 
find zwei Vorausſetzungen erforderlich: Der Verfaſſer muß über ein weit 
über die Grenzen des Spezialgebietes des gewerblichen Rechtsſchutzes hin⸗ 
ausgehendes juriſtiſches Wiſſen verfügen — denn nur aus dem großen 
Baume der Rechtswiſſenſchaft kann auch dieſer Zweig ſeine Kraft ziehen 
— und zweitens, der Verſaſſer muß eine philoſophiſche Ader in ſich 
fühlen, da ohne eine ſolche ihm ſelbſt viele Erſcheinungen auf dieſem 
Sondergebiete unklar bleiben. Bei Schanze find beide Vorausfetzungen 
gegeben. Man wird ſie insbeſondere bei den drei bedeutendſten der fünf 
Unterſuchungen finden, welche von der „Erfindung und Entdeckung“, von 
der „gewerblichen Verwerthbarkeit der Erfindungen“ und von der „Neuheit 
der Erfindungen und Muſter“ handeln. Die Methode Schanze's, Bes 
griffe zu entwickeln, iſt induktiv, vielleicht zu ſtreng. Seine Gewiſſen⸗ 
haſtigkeit in der Beachtung des vorhandenen kritiſchen Materials iſt peinlich 
und geht wohl für manchen zu weit, indeſſen muß man bedenken, daß er 
ſich abſolute Vollſtändigkeit zur Aufgabe geſtellt und ſie auch, jedenfalls 
hinſichtlich der deutſchen Literaturerſcheinungen, erzielt hat. 

Wie werthvoll und grundlegend Schanze's Unterſuchungen ſind, 
davon ſei hier nur ein Beiſpiel gegeben, welches wegen einiger Beziehung 
zu handelsrechtlichen Fragen wohl gerade in dieſer Zeitſchrift erwähnt 
werden darf. Patente werden nach $ 1 des deutſchen Patentgeſetzes ers 
theilt für neue Erfindungen, welche „eine gewerbliche Verwerthung“ ge⸗ 
ſtatten. 

Was iſt unter einer gewerblichen Verwerthbarkeit zu denken? 
Die ſorgſam vom Verfaſſer zuſammengeſtellten Entſcheidungen des Patent⸗ 
amts und des Reichsgerichts laſſen weder eine einheitliche noch eine kon⸗ 
tinuirliche Judikatur in dieſer Hinſicht erkennen. Bei den Schriftſtellern 
herrſcht ebenfalls völlige Verwirrung, und der Laie, namentlich der aus⸗ 
ländiſche, erblickt in jenem Erforderniß der gewerblichen Verwerthbarkeit 
für eine patentfähige Erfindung eine unerhörte Schranke des frei walten⸗ 
den und ſchutzbedürftigen Erfindungsgeiſtes. Sehr zu Unrecht! Das 
Hauptunheil hat das Wort „Verwerthung“ angeſtiftet, indem man es mit 
„Rentabilität“ identifizirte. Nichts hat aber dem deutſchen Geſetzgeber 
ferner gelegen, als der patentertheilenden Behörde zuzumuthen, die Gefahr 
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einer kaufmänniſchen Spekulation dem Anmeldenden oder dem Käufer eines 
Patentes abzunehmen zu einer Zeit, wo noch kein Menſch wiſſen kann, 
welchen Erfolg der vermeintliche Erfindungsgedanke haben wird. Unter 
Verwerthung iſt hier nichts als „Verwendung“ zu verſtehen, und dieſem 
neutralen Ausdruck iſt nur der günſtiger gefärbte „Verwerthung“ ſub⸗ 
ſtituirt. 

Die Defterreicher haben in ihrem neuen Geſetze vom 19. Januar 
1897 dieſe Klippe vermieden und ſtatt „Verwerthung“ „Anwendung“ 
geſetzt. 

Was bedeutet aber gewerbliche Anwendung? 

In vielen unſerer Geſetze wird von einer gewerblichen Nieder⸗ 
laſſung geſprochen. Aus CPO. § 22 entnehmen wir, daß damit eine 
„zum Betriebe eines Gewerbes“ beſtimmte Niederlaſſung zu verſtehen 
iſt. Die Gewerbeordnung ($ 55) ſpricht vom Anbieten „gewerblicher 
Leiſtungen“. Darunter fällt auch die Arbeit des Inſeratenſammlers, des 
Schornſteinfegers, der Botenfrau u. ſ. w. Art. 94 des Einf. Geſ. “s zum 
B. GB. beläßt den „gewerblichen Pfandleiher“ unter den Vorſchriften 
der Landesgeſetze. Hier iſt offenbar der Pfandleiher gemeint, der aus dem 
Pfandleihen ein Gewerbe macht, alſo bedeutet gewerblich ſoviel wie ge⸗ 
werbsmäßig. (Vgl. B. GB. § 196 Ziff. 5 u. ſ. w.) In § 2 HGB. 's wird 
von einem „gewerblichen Unternehmen“ und damit (Arg. e contr. 
§ 3 Abſ. 1) auch die Land: und Forſtwirthſchaft verſtanden. In B. GB. 
§ 98 Ziff. I u. 2 und § 1822 Ziff. 4 wird dagegen der „gewerbliche 
Betrieb“ dem Wirthſchaftsbetrieb auf einem Landgut entgegengeſetzt. Ebenda 
§ 196 Ziff. 9 wird unterſchieden zwiſchen dem gewerblichen Arbeiter“ 
und dem „Taglöhner und Handarbeiter“. Das Reichsgericht hat entſchieden, 
daß die Landwirthſchaft vom Geſetzgeber überhaupt nicht zu den Gewerben 
gerechnet ſei. (Entſch. in CS. 1 S. 267.) Das Börſengeſetz vom 22. Juni 
1896 ſpricht ($ 3) von Landwirthſchaft und Induſtrie und das Geſetz 
zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs vom 27. Mai 1896 verſteht 
unter „gewerblichen Leiſtungen“ im Sinne dieſes Geſetzes auch lands 
wirthſchaftliche. Schanze führt zwar alle dieſe geſetzlichen Beſtimmungen 
nicht an. Ich nehme aber auf ſie Bezug, um darzuthun, in wie vielen 
Bedeutungen in den verſchiedenen Vorſchriften das Wort „gewerblich“ ge⸗ 
braucht wird und wie nöthig es daher iſt, ſich ſeiner richtigen Bedeutung 
im gegebenen Falle klar zu werden. Schanze führt nun in überzeugender 
Weiſe aus, daß, wenn das Patentgeſetz an eine neue Erfindung die An⸗ 
forderung ſtellt, daß ſie „gewerblich verwerthbar“ ſein müſſe, dieſes 
nur in dem Sinne gemeint ſein kann, daß die Anwendbarkeit der Er⸗ 
findung in denjenigen Gewerben möglich ſein müſſe, welche ſich mit der 
Bearbeitung und Verarbeitung von Rohprodukten befaſſen, d. h. in der 
Technik im weiteſten oder ſpezifiſchen Sinne. Die Worte des Geſetzes, daß 
Patente nur für gewerblich verwerthbare Erfindungen ertheilt werden 
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können, geben die Grenzen des möglichen Patentſchutzes an. Daher 
ſind Erfindungen, welche die Behandlung des menſchlichen Körpers be⸗ 
treffen, wie alle Heilverfahren, ferner alle Erfindungen, welche in ihrer 
Anwendung ſich nur an die menſchliche Einſicht wenden, wie eine Noten⸗ 
ſchrift, ein ſtenographiſches Syſtem, eine Buchführungsmethode, eine Finanz⸗ 
operation, eine Logarythmenberechnung u. ſ. w. des Patentſchutzes nicht 
fähig. Daher ſind aber auch diejenigen Erfindungen nicht ſchutzfähig, 
welche ſich auf die Gewinnung der Urerzeugniſſe beziehen: ein Ver⸗ 
fahren, Fiſche zu züchten, Bäume zu pflanzen, Metalle zu ſchürfen, dem 
Wilde nachzuſtellen, Getreide zu ſäen. Die Gewerbe des Fiſchers, des 
Gärtners, des Bergmannes, des Jägers, des Landmannes ſind nicht die⸗ 
jenigen, für welche der Patentſchutz geſchaffen iſt. Dieſer gilt für die vielen 
Gewerbe, welche ſich mit der künſtlichen Bearbeitung der Produkte der 
Natur befaſſen, nicht für die, welche dieſe Produkte der Natur erſt ab⸗ 
nöthigen. In der früheren deutſchen Geſetzgebung wird daher auch deut⸗ 
licher in dieſem Sinne mit Manufaktur, Induſtrie, Fabriken dasjenige 
Gebiet gekennzeichnet, für welches der aus dem Auslande eingeführte 
Patentſchutz beſtimmt iſt. Freilich iſt dieſe vom öſterreichiſchen Geſetzgeber 
adoptirte Anſicht in Deutſchland heftig beſtritten. Ein älteres Mitglied 
des Patentamts, Geh. Reg.⸗Rath Hausding, hat in Glaſer's Annalen 
(Jahrgang 1899 und 1900) auch zu Gunſten der auf Gewinnung von 
Naturprodukten gerichteten gewerblichen Thätigkeit den Patentſchutz in An⸗ 
ſpruch genommen, und Kohler bemerkt in ſeinem ſoeben erſchienenen 
Handbuch des deutſchen Patentrechts (I. Lief. S. 171): „Die Vorausſetzung 
der gewerblichen Verwerthbarkeit iſt nur die Widerſeite deſſen, daß die 
vom Recht geſchützte Erfindungsbenützung eine gewerbliche Erfindungs⸗ 
benützung fein muß, daß eine private Erfindungsbenützung dem Patente 
recht entzogen iſt.“ Damit wird die Frage dann allerdings wieder auf 
eine völlig andere Baſis gerückt. Für die Weiterbildung des Patentrechts 
kommt es aber darauf nicht an, ob das Eine oder das Andere richtig iſt. 
Jedenfalls iſt es ſicher, daß Schanze's Unterſuchungen die Wiſſenſchaft 
gefördert haben, und niemand, der mit den nöthigen Vorkenntniſſen und 
der nöthigen Sammlung an dieſes Buch herangeht, wird es ohne Be— 
reicherung ſeiner Anſchauungen verlaſſen. 


Berlin. Dr. Damme, Reg.⸗Rath. 
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XXIX. Dr. Karl Birkmeyer, Profeſſor der Rechte an 
der Univerſität in München. Der Schutz der 
editio princeps. Ein Beitrag zur be 
vorſtehenden Reform der Urheberrechts⸗ 
geſetzgebung. 8. (60 S.) Wismar 1899, 
Hinſtorff'ſche Hofbuchh. Verlagskonto. 


| Den Gegenſtand der vorliegenden lehrreichen und anregenden Ab: 
handlung bildet die Frage, ob und wie die erſte Herausgabe eines alten 
Schriftwerkes gegen Nachdruck zu ſchützen ſei. Das geltende deutſche Recht 
lehnt einen Schutz der editio princeps ab. Der Verfaſſer tritt für den 
entgegengeſetzten Standpunkt ein; ihm erſcheint jener Schutz geboten, zwar 
nicht zur Belohnung der oft mühevollen Arbeit des Herausgebers (S. 20 f.), 
wohl aber im Intereſſe des Verlegers und dem hiervon untrennbaren 
Intereſſe der Wiſſenſchaft (S. 22 f.): er führt aus, die gegenwärtig be⸗ 
ſtehende Geſetzgebung lege die Gefahr nahe, daß kein Buchhändler mehr den 
Verlag einer editio princeps übernehmen werde, und daß damit wichtige 
Werke der Vergangenheit der Welt der Gelehrten und Gebildeten un⸗ 
zugänglich blieben. Der Verfaſſer prüft weiter in eingehender Darſtellung 
(S. 24—40), wie der geſetzliche Schutz des erſten Herausgebers juriſtiſch 
zu konſtruiren ſei. Er weiſt mit gewichtigen Gründen zunächſt die Auf⸗ 
faſſung Harum's, Mandry's und Anderer zurück, nach welcher der 
Herausgeber als „Urheber“ zu ſchützen iſt (S. 26— 29); er wendet ſich 
weiter gegen die insbeſondere von Otto Bähr (Archiv für bürgerliches 
Recht VII S. 150 ff.) ausgebaute Lehre, daß der Herausgeber als Rechts⸗ 
nachfolger des Manuſfkripteigenthümers zu ſchützen ſei (S. 29—34) und 
gegen eine „Modifikation“ dieſer „Eigenthumstheorie“, nach welcher der 
Schutz des Urheberrechts nicht ſchon nach dem Ablauf einer beſtimmten 
Friſt ſeit dem Tode des Verfaſſers, ſondern erſt dann erliſcht, wenn 
außerdem eine beſtimmte Friſt ſeit der erſten Veröffentlichung 
abgelaufen iſt, und nach welcher der Eigenthümer des Manuffriptes ver⸗ 
muthlicher Rechtsnachfolger des Urhebers iſt (S. 34 — 37). Der Verfaſſer 
erblickt in der Herausgabethätigkeit als ſolcher eine genügende Grundlage 
für einen geſetzlichen, dem Urheberſchaftsſchutze gleichen Schutz (S. 37— 40). 
Auf demſelben Standpunkt ſtand ſchon das bayeriſche Geſetz vom 28. Juni 
1865, Art. 11. Unter dieſem Geſetze genoß der Herausgeber bisher nicht 
gedruckter Schriften, deren Urheber bereits geſtorben war und die an ſich 
gegen Nachdruck nicht geſchützt waren, einen Schutz gegen Nachdruck, gleich⸗ 
viel ob ſie literariſche Erzeugniſſe waren oder nicht; Dritten war jedoch 
ein freierer Gebrauch als bei anderen gegen Nachdruck geſchützten Werken 
geſtattet, inſoweit als das Bedürfniß oder die Sitte des literariſchen Ver⸗ 
kehrs ihn forderte: Das Geſetz führte als Beiſpiele „das wörtliche Ab⸗ 
Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLIX. 39 
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drucken zuſammen mit einem Kommentar oder als Beleg der vorgetragenen 
eigenen Anfichten“ an. Die Schußfriſt betrug 15 Jahre ſeit der erſten 
Herausgabe (Art. 18 des Geſetzes). Der Verfaſſer empfiehlt die Rückkehr 
zu dieſen Beſtimmungen, die ihm in allen Einzelheiten angemeſſen er⸗ 
ſcheinen; nur die fünfzehnjährige Schutzfriſt will er in Anlehnung an 
Bähr auf eine zehnjährige herabſetzen (S. 41—60, 54). 

Meines Erachtens entbehrt die Ausführung des Verfaſſers, daß die 
Herausgabe eines Ineditum als ſolche eine genügende Grundlage für 
einen geſetzlichen Schutz bilde, der überzeugenden Kraft. Der Verfaſſer 
ſaßt den Herausgeberſchutz als Schutz eines Perſönlichkeitsrechts des Her⸗ 
ansgebers auf; allein einmal enthält nicht jede Herausgabe von Inedita 
eine Bethätigung der geiſtigen Perſönlichkeit des Herausgebers, und zweitens 
kann nicht jede Bethätigung der geiſtigen Perſönlichkeit die Anerkennung 
eines Perſönlichkeitsrechtes rechtfertigen. Dies erkennt auch der Verfafſer 
an, indem er ausführt, daß die geiſtige Thätigkeit, um ſchutzwürdig zu 
ſein, „in einem fichtberen und greifbaren Objekt“ verkörpert fein müſſe; 
er findet dieſe Verkörperung „in dem Taſein der Ansgabe, der Druck⸗ 
exemplare“ (S. 39). Wie aber, wenn z. B. A ein altes Palimpſeſt in 
jahrelanger Arbeit entziffert und den Text für die von ihm geplante Auz⸗ 
gabe druckbereit niedergeſchrieben hat, und wenn ſodann B, der von A die 
Niederſchrift entliehen oder fie ihm entwendet hat, das Maxuffript ſelb⸗ 
ſtändig herausgibt? Nach den Ausführungen des Verfaſſers würde hier 
nicht nur A des Schutzes darben, ſondern ſogar B den Schuß genießen: 
bean nur, was B gethan hat, war „Herausgabe“ thätigkeit, die Leiſtungen 
A's find nicht ein Theil der Herausgabe, etwa ihr Anfang, ſondern nur 
die Vorbereitung der Herausgabe. Das Ergebniß wird nicht als angemeſſen 
zu erachten ſein. 

Mit gutem Grunde, wie mir ſcheint, hat daher der im Reiche⸗ 
Juſtizamt ausgearbeitete Entwurf eines Geſetzes, betreffend das Urheber⸗ 
recht an Werken der Literatur und der Tonkunſt (Amtliche Ausgabe, 
Berlin 1899) der Herausgabe eines Ineditum als ſolcher den Schutz ver⸗ 
ſagt und ſich der oben erwähnten „modifizirten Eigenthumstheorie“ an⸗ 
geſchloſſen: nach § 28 endigt der Schutz des Urheberrechts, „wenn ſeit 
dem Tode des Urhebers dreißig Jahre und ſeit der erſten Veröffentlichung 
des Werkes zehn Jahre abgelaufen find; iſt die Veröffentlichung bis zum 
Ablaufe von dreißig Jahren ſeit dem Tode des Urhebers nicht erfolgt, ſo 
wird vermuthet, daß das Urheberrecht auf den Eigenthümer des Werkes 
übergegangen fei”. Was Birkmeyer gegen die hier niedergelegte Theorie 
anführt, erſcheint nicht durchgreifend. Er tadelt zunächſt (S. 35) die Auf⸗ 
ſtellung einer Rechtsvermuthung, in welcher er zu Unrecht eine bewußte 
Unwahrheit, eine Fiktion erblickt. Er führt weiter aus (S. 36), die Ver⸗ 
muthung, daß der Eigenthümer des Manufkriptes der Rechtsnachfolger des 
Urhebers ſei, könne nur verwerthet werden, wenn das Eigenthum am Mann⸗ 
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ſkript auch wirklich feſiſtehe; man müſſe daher „zur erſten Fiktion eine 
zweite hinzufügen“, nach welcher „jeder Befitzer des Manuſkripts bis zum 
Beweis des Gegentheils Eigenthümer ſei“: allein dieſe von ihm vermißte 
zweite Rechtsvermuthung findet ſich im 8 1006 B. GB. Er wendet ferner 
ſachlich ein, jener Rechtſatz hindere auf ewige Zeiten das Gemeinfreiwerden 
der noch erhaltenen literariſchen Schätze des Alterthums; aber auf die 
bereits in alter oder neuer Zeit irgendwie veröffentlichten Geiſteswerke be⸗ 
zieht ſich der Rechtsſatz überhaupt nicht, und die Veröffentlichung bisher 
unveröffentlichter Schriften zu verhindern, iſt der Manuſkripteigenthümer 
auch ohne jenen Rechtsſatz ſtets durch ſorgfältige Behütung ſeines Manu⸗ 
ſkriptes im Slande. Die Ausführung Birkmeyer's, daß durch die an⸗ 
gegebene Beſtimmung das Intereſſe der Wiſſenſchaft an den zufälligen 
— vielleicht unverſtändigen und ungebildeten — Eigenthümer der Hand⸗ 
ſchrift preisgegeben werde (S. 36), würde zu viel beweiſen und ſich gegen 
jede Vererbung des Urheberrechts richten. Der gewichtigſte Eimvand iſt 
endlich der, daß der geſetzliche Schutz nur dem Herausgeber ſolcher Inedita 
gewährt werde, die als „Schriftwerke“ im techniſchen Sinn erſcheinen, 
dagegen der editio princeps alter Vertragsurkunden, Geſetze, öffentlicher 
Reden verſagt bleibe (S. 37, 42). Meines Erachtens mit Recht bemerkt 
aber die Begründung zu dem Entwurfe (a. a. O. S. 40), daß ein weiter⸗ 
gehender Schutz nicht wohl gerechtfertigt ſei, da er ſchwer durchführbar 
und der Wiſſenſchaft gefährlich, auch ein Bedürfniß für feine Durchfüß⸗ 
rung nicht anzuerkennen ſei. 
Berlin. Privatdozent Dr. Martin Wolff. 


XXX. Dr. Julius Binder. Die Korrealobliga⸗ 
tionen im römiſchen und im heutigen 
Recht. 8. (X und 610 S.) Leipzig 1899, 
Deichert'ſche Verlagsbuchhandlung Nachf. 


„Ein Buch über die Korrealobligationen in ſo ſpäter Stunde wird 
Manchem überflüſſig erſcheinen.“ Man wird dem Verfaſſer in dieſer Be⸗ 
fürchtung ebenſo Recht geben müſſen wie darin, daß er trotzdem das Pro: 
blem der Korrealität noch einmal angefaßt und die Ergebniſſe ſeiner Unter⸗ 
ſuchungen mitgetheilt hat. Denn es darf erwartet werden, daß ſein Werk 
für die geſchichtliche Erfaſſung des vergangenen wie für die Dogmatik des 
neuen Rechtes förderlich ſein wird. 

B.“s Ziel iſt der Nachweis, daß die Ribbentrop'ſche Unterſchei⸗ 
dung von Korrealität und bloßer Solidarität für das römiſche Recht 
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ebenſowenig begründet iſt wie für das Recht des Bürgerlichen Geſetzbuches. 
Bekanntlich hat ſchon Eiſele (Civil. Archiv 77) die herrſchende Lehre 
angegriffen und behauptet, daß jede „ächte“ Solidarität Korrealität ſei 
und in den Fällen „unächter“ Solidarität nur als Reflexwirkung mit 
der Erfüllung einer Obligation ſich der Untergang einer anderen einſtelle. 
Auch iſt ſchon von Eiſele und Ascoli (obbligazioni solidali) der 
Nachweis erbracht worden, daß eine große Anzahl der für die herrſchende 
Lehre maßgebenden Quellenſtellen interpolirt find. Hierüber geht nun 
B. noch hinaus. 

Sein Gedankengang iſt dieſer: Die Solidarität mehrerer Obliga⸗ 
tionen beruht auf der Identität der geſchuldeten Leiſtung, dieſe wieder 
beruht auf dem ſchöpferiſchen Willen der Parteien oder des Geſetzes. Die 
Identität der Leiſtung liegt aber bei allen Solidarobligationen vor; ein 
begriffliches Unterſcheidungsmerkmal für die Korrealität iſt nicht aufzu⸗ 
finden. Bleibt die Frage, ob nicht in den Folgeſätzen ſich ein Unterſchied 
nachweiſen läßt. Auch ſie wird von B. verneint. 

Er ſucht, um den Beweis dafür liefern zu können, zunächſt die ein⸗ 
zelnen Fälle der Solidarobligationen feſtzuſtellen. Er rechnet ihnen außer 
ben unbeſtrittenen Fällen auch die unteilbaren Obligationen zu, woraus ſich 
für ihn zugleich die Solidarhaftung mehrerer Kommodatare, Depofitare 
und Mandatare ergibt. Solidarität liegt auch vor in den Fällen der 
Regal⸗ und der adjektiziſchen Haftung, nicht minder zwiſchen Bürgen und 
Hauptſchuldner, und zwar ſowohl im Falle der fidejuoris wie des con- 
stitut. debiti alieni, dagegen nicht im Falle des Kreditmandates. 

Alle dieſe Solidarobligationen unterliegen den gleichen Rechtsſätzen: 
solutio, acceptilatio, pactum de non petendo, transactio, Eid, No⸗ 
vation, Kompenſation wirken gleichmäßig geſammtbefreiend; Urtheil, culpa 
wirken in allen Fällen beſchränkt. Regreß iſt in allen Fällen dem er⸗ 
füllenden Korrealſchuldner auf Grund des beſonderen Innenverhältniſſes 
gegeben; das (Juſtinianiſche) beneficium divisionis ſchafft die geſuchte 
Unterſcheidung auch nicht. Bleibt als Hauptſtütze der Ribbentrop'ſchen 
Theorie noch der Hinweis auf die Wirkung der Litiskonteſtation. Auch 
dieſe greift B. an, indem er ausführt, daß im klaſſiſchen Recht in faſt allen 
Fällen der Solidarität die Litiskonteſtation Geſammtwirkung hatte, eine 
Verſchiedenheit der Wirkung erſt durch die Kompilatoren in die Digeſten⸗ 
ſtellen hineingetragen worden iſt, nachdem mit der Beſeitigung der pro⸗ 
zeſſualen Konſumtion die Geſammtwirkung ihre praktiſche Rechtfertigung 
eingebüßt hatte. 

Auf zwei Punkte richtet ſich alſo B.'s Angriff. Er ſucht nach⸗ 
zuweiſen, daß 1. der Thatbeſtand und daß 2. die Wirkungen der Solidarität 
keine Unterſcheidung zwiſchen Korreal- und bloßen Solidarobligationen 
zulaſſen. In beiden Richtungen hat er erheblich Terrain gewonnen, noch 
über die von Eiſele, Ascoli und Anderen eroberten Poſitionen hinaus. 
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Aber, ob er die feindliche Stellung ſchon unhalrbar gemacht hat? Ich 
fürchte, daß das letzte Wort in dieſem Streit von ihm noch nicht geſprochen 
worden iſt. 

Nicht völlig überzeugend find zunächſt B.’3 Ausführungen über den 
Grund der Solidarität. „Identität der Leiſtung?“ damit iſt wenig ge⸗ 
wonnen. Denn das iſt gerade die Frage, wodurch dieſe Identität begründet 
wird, da ſie zweifellos (B. S. 4) nicht ſchon mit der Identität des 
Leiſtungsgegenſtandes gegeben iſt. B.“3 Auskunft (S. 31): „die Identität 
der Leiſtung wird durch den Parteiwillen geſchaffen“, kann nicht befriedigen. 
Denn es erheben ſich ſofort die Fragen: woraus iſt dieſe Abſicht zu er⸗ 
kennen, wenn fie nicht ausdrücklich erklärt iſt? und: warum verleiht das 
Recht dieſer Abſicht Wirkung? Beide aber laſſen ſich auf dieſe reduziren: 
was iſt der rechtfertigende Grund dafür, daß der Gläubiger nur einmal 
fordern darf, obwohl er ſich zweimal hat verſprechen laſſen? Auf dem 
von B. nicht genügend gewürdigten Streben, dieſe Fragen zu beantworten, 
beruhen die verſchiedenen Verſuche, die causa, den Zweck und Aehnliches 
in den Thatbeſtand der Solidarität hineinzuziehen. 

Meines Erachtens treffen — wie übrigens auch B. geſehen hat — 
in dieſer Frage das Solidaritäts⸗ und das Novationsproblem zuſammen. 
„Una summa“ — „idem debitum“ bezeichnet im älteren Rechte eine 
durch die gebrauchten Stipulationsworte hergeſtellte formelle Identität, 
im ſpäteren Rechte die Identität der materiellen causa der beiden Obli⸗ 
gationen. 

Wenn A dem B ein Pfand für 1000 verkauft, und zwar ſo, daß 
ſowohl B als C dem A 1000 als Gegenleiſtung dafür verſprechen, ſo 
haben beide Verſprechen dieſelbe materielle causa. A ſoll 1000, nicht 
2000, für das dem B verkaufte Pferd haben, darum find die von B und 
C verſprochenen Leiſtungen von je 1000 identiſch und find B und C frei, 
wenn B oder C dem A 1000 für das Pferd gezahlt haben. 

Iſt das richtig, ſo wäre weiter zu fragen, ob in allen Fällen, wo 
die Erfüllung einer Obligation den Untergang einer anderen zur Folge 
hat, die Identität der materiellen causa der Grund iſt. Das iſt nun 
fiher zu verneinen im Falle des concursus duarum causarum lucrati- 
varum, der ſchon B. Schwierigkeiten gemacht hat. Dieſem nahe liegt 
folgender Fall: A kauft vom gutgläubigen Nichteigenthümer B und darauf 
vom Eigenthümer C. Letzterer erfüllt, B wird frei in Folge von unver⸗ 
ſchuldeter Unmöglichkeit der Erfüllung. Hier beruht die Befreiung des 
zweiten Schuldners auf bloßer Reflexwirkung. Erfüllt dagegen der eine 
Solidarſchuldner, ſo wird der andere gleichfalls durch Erfüllung frei; 
denn, iſt die Leiſtung identiſch, ſo iſt nur eine Bewirkung der Leiſtung 
möglich, die beide Obligationen zur Erfüllung bringt. Was B. (S. 39) 
gegen dieſe Auffaſſung ſagt, ſchlägt nicht durch, da Erfüllungsabſicht die 
Abſicht iſt, die Leiſtung zu bewirken, und es alſo nicht darauf ankommt, 
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ob der Schuldner nur an ſeine Verpflichtung denkt oder auch an die des 
Solidarſchuldners. Kann man doch auch im eigenen Namen eine 
fremde Leiſtung bewirken! 

Es wird alſo bei der Eiſe le'ſchen Unterſcheidung von „achter“ und 
„unächter“ Solidarität einſtweilen ſein Bewenden haben müſſen, und nur 
das kann ich B. gegenüber Eiſele zugeben, daß dieſem die Feſtſtellung 
der Unterſcheidungsmerkmale nicht völlig gelungen iſt, ſowie daß eine Reihe 
von Fällen, die E. der unächten Solidarität zurechnete (3. B. constit. 
deb. al., Deliktsſolidarität), ächte Solidarität aufweiſen. 

Der Schwerpunkt des Binder'ſchen Werkes liegt in feinen Ans⸗ 
führungen über die Wirkungen der Solidarität. Die Schwierigkeiten, denen 
er hier begegnete, waren nicht gering. Es galt zahlloſe Interpolatiesnen 
nachzuweiſen und die Thatſache zu erklären, daß die Digeſten zweifellos 
in einigen Fallen der Litiskonteſtation geſammtbefreiende Wirkung beilegen, 
in anderen Fällen fie ihr abſprechen. Es darf gejagt werden, daß B. in 
Erledigung dieſer Aufgabe Vortreffliches geleiſtet und einen werthvollen 
Beitrag zur Kenntniß der Kompilatorenarbeit geliefert hat. Die meiſten 
ſeiner ſcharffinnigen exegetiſchen Bemerkungen wirken überzeugend; einige 
allerdings, wie z. B. die Streichung des „non“ in D. 26, 7; 18, 1 
(S. 349), nur für den, der fein Dogma glaubt. Gegen manche Auslegung 
laſſen ſich natürkich Bedenken vorbringen. Beiſpielsweiſe ſeien angeführt 
die Erklärungen von D. 46, 3; 7 und D. 43, 24; 15 $ 2. 

In der erſten Stelle ſcheint mir das tertium comparationis die 
Befreiung des Hauptſchuldners und der Sinn der zu ſein: Wenn der Be⸗ 
trag gezahlt iſt, der auf den Kopf eines Bürgen entfällt, ſo wird der 
Hauptſchuldner um eben fo viel frei, gleichgültig wer gezahlt hat. Ob 
die Schuld der Mitbürgen ſich mindert, hängt davon ab, ob rei nomine 
oder fidejussoris nomine gezahlt wurde. Die L. 15 8 2 cit. verſtehe 
ich fo, daß hinter „jussu meo“ zu ergänzen iſt „sine consilio facientis“ 
und hinter „factum sit“ „vel ab uno vel ab omnibus“. Die Worte 
„seilicet in solidum“ und „quin immo perceptio ab altero“ halte ich 
für interpolirt. 

Nachdem Binder der gemeinrechtlich herrſchenden Theorie den 
Boden zu entziehen geſucht hat, geht er dazu über, die von dieſer Theorie 
unberührten Kodifikationen und deren Auslegung unter der Herrſchaft der 
Ribbentrop'ſchen Lehre zu ſchildern und wendet ſich endlich dem Bürgers 
lichen Geſetzbuch zu, um mit Befriedigung feſtzuſtellen, daß diefes die 
Unterſcheidung von Korrealität und bloßer Solidarität aufgegeben hat. 
Bedenken erregt ihm nur § 425, der ein Hinterthürchen offen läßt für folche 
Anhänger der Ribbentrop'ſchen Theorie, die fie nicht nur hiſtoriſch, 
ſondern auch praktiſch gerechtfertigt finden. Und gegen den Verſuch, dieſe 
Ueberzeugung mit Hilfe des 8 425 in das Geſetz hineinzutragen, wendet 
ſich B. mit Lebhaftigkeit. Er hat meines Erachtens darin Recht: das 
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Bürgerliche Geſetzbuch kennt nur eine Form des Geſammtſchuldverhält⸗ 
niſſes. Damit iſt nicht ausgeſchloſſen, daß es noch andere Fälle gibt, in 
denen die Erfüllung eines Schuldverhältniſſes ein anderes zum Erlöſchen 
bringt. 

Binder's Buch iſt klar geſchrieben, wenn auch ſtellenweiſe etwas 
breit und nicht ganz frei von Wiederholungen. Es zeigt überall volle 
Beherrſchung des ſchwierigen und umfangreichen Stoffes, eindringenden 
Scharffinn und einen gefunden praktiſchen Blick. Alles in Allem ein 
Buch, das von ſeinem Verfaſſer das Beſte erhoffen läßt. 

Königsberg. W. von Blume. 


XXXI. Rudolph Eberſtadt. Das franzöſiſche Ge⸗ 
werberecht und die Schaffung ſtaatlicher 
Geſetzgebung und Verwaltung in Frank⸗ 
reich vom dreizehnten Jahrhundert bis 
1581. [Staats- und ſozialwiſſenſchaftliche Forſchun⸗ 
gen, herausgegeben von Guſt av ee 
XVII. 2.] Leipzig 1899. 


Ein intereſſantes und in vielen Punkten werthvolles Buch. Eber⸗ 
ſtadt knüpft in dieſen Ausführungen an die — fo viel beſtrittenen — 
Reſultate feiner älteren Abhandlung über magisterium und fraternitas 
an und ſtellt nun die Entwicklung vom 13. bis zum Ende des 16. Jahr⸗ 
hunderts dar. Wie gleich vorweg genommen werden mag, iſt der Ver⸗ 
faſſer mit den Aufſtellungen des Referenten vielfach in ſcharfen Gegenſatz 
getreten, der ſich da und dort in recht ungehöriger Form äußert. Referent 
hat ſich über die einſchlagenden Fragen, namentlich über hansa und has- 
bans in den Feſtgaben der Würzburger Juriſtenfakultät für Dernburg, 
ausführlich mit Eberſtadt auseinander geſetzt und glaubt dort dargelegt 
zu haben, daß faſt alle die Bemängelungen Eberſtadt's unzutreffend 
find; lediglich das, was er über die Behandlung von mestiva anführt 
(S. 75 Nr. 4) und die Korrektur auf S. 70 N. 1, die aber weiter keine 
Folge ergibt, weil Geleitsbriefe auch ſonſt wiederholt bezeugt find und 
ein lebendes Geleite ſelten iſt, find begründet. Daß Referent feine wohl⸗ 
erwogene und genau begründete Anſchauung über den Zuſammenhang der 
römiſchen und mittelalterlichen Zünfte durch eine unwirſch abſprechende 
Bemerkung, wie auf S. 191 N. 4, nicht weiter berührt findet, wird 
wohl auch Eberſtadt ſelber vermuthen. 

In der Kontroverſe zwiſchen dem Referenten und Verfaſſer, die hier 
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weiter nicht mehr berührt werden ſoll, macht ſich vielfach das Unver⸗ 
mögen des Verfaſſers zu juriſtiſchem Denken, juriſtiſchen Konſtruktionen 
geltend, das durch eine Neigung zu abſtrakt und philoſophiſch klingenden 
Redensarten nicht erſetzt wird. — Am ſchärfſten äußert ſich das aber in 
dem Zuſammenhang, in den Eberſtadt ſeinen eigentlichen Gegenſtand 
mit allgemeineren ſtaatsrechtlichen Begriffen ſetzt. Da iſt es zunächſt 
das Recht der Geſetzgebung (S. 9— 13), das eine merkwürdige Behandlung 
erfährt, übrigens in recht genauem Anſchluß an Langlois, Le regne 
de Philippe le Hardi S. 286 f. Während nämlich einerſeits der 
Phraſe por le commun porfit eine große Bedeutung beigelegt wird, 
ohne daß eine Begründung verſucht wäre — was in magisterium und 
fraternitas S. 187— 188 geſagt iſt, iſt jo etwas nicht —, wird der bei 
Beaumanoir verlangte Beirath des grant conseil ganz und gar nicht 
verſtanden. Der Beirat des grant conseil tritt in den Quellen des 
14. und 15. Jahrhunderts ſehr deutlich hervor (Ord. 1 S. 446, 1806; 
S. 448, 1306; 1 S. 693, 1319 [ſteis le roi a ordonne par son grant 
conseil] u. ſ. w.). Der conseil hängt urſprünglich mit dem Parlament 
zuſammen (vgl. mein BG. II S. 341 f., noch Spuren in Ord. I 
S. 702 § 1: 1319). Freilich löſt ſich aber das Parlament vom conseil 
um die Wende des 13. und 14. Jahrhunderts im Ganzen ab. Später iſt 
dann der grant conseil namentlich der Gegenſtand der Reformverſuche 
von Et. Marcel (Ord. III S. 140 f. $ 42, 8 43, 1356). — Wie 
hier aus allgemeinen, überall im mittelalterlichen Recht wiederkehrenden 
Gründen der Herr rechtlich an die Zuſtimmung feines Raths gebunden 
iſt, ſo auch in Frankreich. 

Möglich, daß der König aus der alten Zeit heraus als Rathabehörde 
das Parlament verwendet (ſo ſchon Ord. II S. 38, 1286, wo königliche 
Anordnungen als arresta des Parlaments verkündet werden); das erſcheint 
dann zwar manchmal als eine bloße Verkündigung im Parlament (z. B. 
Ord. VI S. 30, 1375), oder aber es wird in Anweſenheit des vollen 
consilium eine Anordnung im Parlament verkündet (Ord. VII S. 517, 
1892). Dabei zeigt ſich aber wieder ſofort, daß das Parlament darüber 
beriet, ob die Anordnung zu regiſtriren iſt (Ord. VII S. 474, 1392), 
und damit iſt dann der Zuſammenhang mit dem ſpäteren welthiſtoriſchen 
Recht der franzöſiſchen Parlamente gewonnen. Es iſt alſo nicht entfernt 
davon die Rede, daß der Beirath des conseil ein rechtlich ungeformtes und 
eigentlich irrelevantes Ding geweſen wäre. — Beiläufig geſagt, iſt auch 
die Bedeutung von Beaumanoir als treibende Kraft für die fran⸗ 
zöſiſche Rechtsgeſchichte, wie ſo oft, überſchätzt, die anderen, zum Theil 
mindeſtens ebenſo eingreifenden Schriftſteller (beſonders Pierre de Fon⸗ 
tanes) nicht berückſichtigt. Beaumanoir iſt eben am zugänglichſten. 

Ganz myſteriös und jedes juriſtiſchen Inhalts baar find die Aus⸗ 
führungen über die Domänen (S. 16 f.): die ſchlichte Wirklichkeit iſt, daß 
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in Frankreich der ganze Komplex der königlichen Rechte, die dem Königthum 
für immer zuſtehen, als domaine bezeichnet wird, im Gegenſatz allenfalls 
zu den bloß für einmal bewilligten aides (Ord. I S. 679 § 1; Ord. IX 
S. 345; vgl. auch Eberſtadt S. 20). Damit vergleiche man nun die 
Ausführungen auf S. 18 f. und die Vorſtellung von einer „Aufſagung 
bereits vorhandener Rechte durch das domanium“ (S. 201). — Von 
da aus find dann auch die Erörterungen S. 371—391 ganz und gar 
werthlos. 

Es find dieſe Parthien um ſo mehr zu bedauern, als ſie mit dem 
eigentlichen Gegenſtand des Buches (dem franzöfiſchen Gewerberecht) in gar 
keinem inneren Zuſammenhang ſtehen. Hierüber aber bringt der Verfaſſer 
ſehr viel Gutes. Auch abgeſehen von dem Eingangs berührten Punkte 
vermag ich zwar durchaus nicht in allem beizuſtimmer. So iſt die Aehn⸗ 
lichkeit der Ordonanz Philipp IV. von 1307 mit der viel ausführlicheren 
Ordonanz von 1351 bei weitem nicht ſo ſtark, als es nach den Ausfüh⸗ 
rungen S. 154 f. ſcheint, und die große Ordonanz von 1415 (Ord. X 
S. 247 f.) iſt viel zu wenig benutzt. Aber hier überwiegt doch das Licht 
die Schatten bei weitem. Vor Allem wird das ein Verdienſt des Buches 
bleiben, daß es fich eingehend mit der Behandlung der gewerblichen 
falsitas befaßt. Es iſt das ein ſehr wichtiges Element der mittelalter⸗ 
lichen Verwaltung — meines Erachtens vielleicht mit der ädiliziſchen Markt⸗ 
kontrolle zuſammenhängend —, das Eberſtadt namentlich auch nach 
ſeinen techniſchen Vorausſetzungen eingehend unterſucht hat. Ebenſo find 
die Seiten über die Gewerbszeichen werthvoll; auch die Ausführungen 
über römiſche Waarenzeichen überzeugen im Ganzen; nur bezüglich der 
Steinmetzzeichen bin ich mehr als zweifelhaft; tritt hier doch auch das 
Mittelglied zwiſchen den römiſchen und mittelalterlichen Verhältniſſen 
für Italien wenigſtens in den Comacini deutlich zu Tage. — Die 
perſönlichen Verhältniſſe der Gewerbtreibenden, Geſellen und Lehrlinge 
find gut geſchildert. — Die Korrektur der herrſchenden Meinung über 
das Edikt Heinrich III. von 1581 iſt ſehr verdienſtlich. — So iſt der 
Referent nicht im Zweifel, daß das Buch, trotz der Eingangs geſchilderten 
Mängel, zu den werthvollſten Darſtellungen auf einem bisher wenig 
bebauten Gebiete gehört. 

Würzburg. E. Mayer. 


XXXII. Henri Pirenne. La Hanse flamande de 
Londres. 8. (46 p.) Bruxelles 1899, Hayez. 


Die vorliegende Studie des bekannten belgiſchen Hiſtorikers verdient 
in dieſer Zeitſchrift beſprochen zu werden, da ſie außerordentlich viel zur 


614 Literatur. 


Erkenntniß der Entſtehung und Geſchichte der unter dem Namen Hanſen 
ſeit dem 12. Jahrhundert in den Niederlanden, Nordfrankreich und Deutſch⸗ 
land auftretenden kaufmänniſchen Genoſſenſchaften beiträgt. Von dieſen 
Geſellſchaften iſt die flandriſche Hanſe für London, wenn wir von der 
großen Deut ſchen Hanſe abſehen, ficher die bedeutendſte und intereſſanteſte. 
In den Werken über mittelalterlichen Handel und mittelalterliches Han⸗ 
delsrecht iſt ſie oft erwähnt, was man aber von ihr mittheilte, beſchränkte 
ſich bis vor Kurzem faſt ganz auf vollſtändige oder theilweiſe Wiedergabe 
der Ausführungen, die ihr Warnkönig 1835 in ſeiner Flandriſchen 
Staats- und Rechtsgeſchichte gewidmet hatte. 

Auf Grund der Quellen habe ich dann in meinem 1893 erſchienenen 
Buche über das Hansgrafenamt die zahlreichen Fragen zu beantworten 
geſucht, ohne deren Löſung die Erkenntniß des Weſens jener flandriſchen 
Hanſe unmöglich iſt. Dieſe Aufgabe brachte das Ziel, das ich mir in jenem 
Buche geſtellt hatte, mit ſich, nämlich der Verſuch, auf Grund einer Samm⸗ 
lung des gedruckten und des erreichbaren handſchriftlichen Materials über 
das Hansgrafenamt die Erkenntniß der Entſtehung, Verbreitung und Ge 
ſchichte jener für die Handelsorganiſation im Mittelalter höchſt wichtigen 
Behörde zu fördern. Mein gleichzeitig ausgeſprochener Wunſch, daß die 
erſte zuſammenfaſſende Arbeit über jene Behörde andere Forſcher anregen 
möchte, durch Spezialarbeiten über die Entwicklung der Hanſen und des 
Hansgrafenamtes in den einzelnen Städten zur Aufhellung der einſchlä⸗ 
gigen Verhältniſſe beizutragen, iſt nicht unerfüllt geblieben. Wenigſtens 
iſt jetzt die Geſchichte des Wiener Hansgrafenamtes durch Uhlirz') 
gründlich klargelegt, während von K. Kunze?) und Block“) Hanſegrafen 
in Groningen, von Krumbholtz)) ſolche im Bisthum Münſter ſowie 
in der Grafſchaft Mark nachgewieſen ſind. Außerdem erſchien eine Mono⸗ 
graphie über das Regensburger Hansgrafenamt von Lößl, die freilich 
nur ſoweit ſie ſich mit der ſpäteren Entwicklung dieſer Einrichtung be⸗ 
ſchäftigt, Anerkennung verdient. Weitaus die erſte Stelle in dieſer Lite⸗ 
ratur nimmt aber die vorliegende Arbeit von Pirenne ein. 

Durchaus in Uebereinſtimmung mit meinen Ausführungen weiſt 
Pirenne nach, daß Hanſe als Bezeichnung einer kaufmänniſchen Genofſen⸗ 
ſchaft direkt von dem altdeutſchen Worte Hanſe = Schaar oder Menge von 
Menſchen ſtammt, das ſich ſpäter zu dem Begriffe Genoſſenſchaft oder 
Vereinigung und zwar vorzüglich einer kaufmaͤnniſchen Genoſſenſchaft ver⸗ 


1) 9 des öſterreichiſchen Inſtituts für Geſchichtsforſchung 
Bd. XIX S. 187-194. 
2) Hanſ. Geſchichtsbl. 1894 S. 129. 
3) Handelingen etc. van de maatsch. de nederl. letterk. de 
Leiden 1896—97 Bd. 1 ©. 149—151. 
4\ 5 ne der Stadt Münſter (1898) S. 213*—220* und 
9-295. 
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engt hat. Auch darin ſtimmt er einer von mir vertretenen, vielfach an⸗ 
gefschtenen Anſchauung bei, daß, wo Hanſe im Sinne von Abgabe ge 
braucht wird, darunter ſtets nur die beim Anſchluſſe an eine kaufmänniſche 
Genoſfenſchaft jenes Namens geforderte Abgabe gemeint iſt. Die geiſtreiche 
Hypotheſe, die €. Mayer 1894 in der Feſtgabe für Konrad v. Maurer 
aufſtellte und neuerdings wieder in ſeiner „Deutſchen und franzöfiſchen 
Verfaffungsgeſchichte“ vertritt, daß Hanſe zunächſt die an den Fürſten zu 
entrichtende Geleitsabgabe und dann die Geſammtheit der Kaufleute ſei, 
welche ſie entrichtet haben, ſteht, wie Pirenne zeigt, mit unſerer Ueber⸗ 
lieferung in Widerſpruch. 

Während ursprünglich die Hanſen die Kaufleute einer einzelnen 
Stadt umfaſſen, welche gemeinſam bewaffnet auf fremde Märkte ziehen, 
ſchließen fich, und zwar in Flandern nachweislich ſeit Mitte des 12. Jahr⸗ 
hunderts, die Kaufleute kleinerer Orte den Hanſen bedeutenderer Städte 
an. Die flandriſche Hanſe für London aber iſt aus der Vereinigung einer 
Hanſe, welche die Kaufleute Brügge's und feiner Nachbarſtädte bildeten, 
mit einer aus den Kaufleuten Yperns und einiger kleineren Plätze bes 
ſtehenden hervorgegangen. 

Der Zweck der Hanſe war die Vertretung der gemeinſamen Inter⸗ 
eſſen in England und Schottland; in den Statuten wird außerdem auch 
der Handel mit Deutſchland ins Auge gefaßt. Nach dem Hauptfie ihrer 
Handelsbeziehungen erſcheint ſie in unſeren Quellen als „hansa Lon- 
doniensis“ oder „hanse des Londres“. Warnkönig hatte dieſe Hanſe, 
offenbar weil ihr 17 Städte angehört haben, wenn man die in den beiden 
Faſſungen ihrer Statuten genannten zählt, mit einer im Quellenkreiſe der 
Märkte der Champagne öfters erwähnten „Hanse de dix-sept villes“ 
identifizirt. Pirenne weiſt nach, daß jene Anſicht ganz unrichtig iſt. 
Dies iſt um ſo verdienſtlicher, als man erſt nach Ausſchaltung aller 
Quellenſtellen über jene andere Vereinigung Ort und Zeit des Auftretens 
der flandriſchen Hanſe feſtzuſtellen vermag. Hat doch ſogar Goldſchmidt!) 
ſich durch jene falſche Identifikation beſtimmen laſſen, Paris für ein Mit⸗ 
glied der flandriſchen Hanſe für London zu halten! 

Ausführlich beſpricht Pirenne auch, was uns über die Funk⸗ 
tionen der Beamten der Hanſe, des Hansgrafen, des Schildträgers und 
der „inventores“ oder „arbitres“ überliefert iſt. Bezüglich letzterer Be⸗ 
zeichnungen ſchließt er ſich völlig meiner Anſicht an, daß ſie nur eine Ueber⸗ 
ſetzung des in den flämiſchen Gildeurkunden häufig vorkommenden Aus: 
drucks „vinders“ find. Alle dieſe Beamten waren nach Pirenne lediglich 
genoſſenſchaftliche Beamte, der Landesfürſt hatte auf ihre Ernennung und 
ihre Funktionen keinerlei Einfluß. Im Zuſammenhange mit dieſen Aus: 
führungen weiſt Pirenne auch Hansgrafen in Audenarde nach, welche 


1) Univerſalgeſchichte des Handelsrechts I S. 217. 
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ebenfalls als lediglich genoſſenſchaftliche Beamte die Kaufleute auf fremde 
Märkte begleiten. Leider ſpricht ſich Pirenne aber nicht darüber aus, 
wie der Vorſteher einer autonomen Genoſſenſchaſt zu dem Titel „Graf“ 
gekommen iſt, der ſonſt auch in Zuſammenfetzungen nur bei fürſtlichen 
Beamten üblich iſt. 

Wie in Audenarde, ſo finden ſich, wie Pirenne neuerdings im 
Bull. de l'acad. royale de Belgique Nr. 6 (1899) S. 525— 528 zeigt, 
auch in St. Omer Hansgrafen. Daſelbſt find fie aus genoſſenſchaftlichen 
zu ſtädtiſchen Beamten geworden. Am Schluſſe jenes neuen Aufſatzes 
erklärt unſer Autor, daß wir aus dem Umflande, daß das Amt ſich in 
Städten ſo verſchiedener Art wie Lille, Audenarde und St. Omer bis ins 
14. Jahrhundert erhalten hat, wohl auf ſein Beſtehen in allen flandriſchen 
Städten ſchließen können. 

Wenn die Hanſegrafen in Regensburg, in Bremen, in Heſſen und 
Weſtphalen ſo gediegene Bearbeitungen wie die flandriſchen finden, wird 
ſicher die Entwicklung und Verbreitung des Hansgrafenamtes und damit 
auch die Geſchichte eines wichtigen Theils der mittelalterlichen Handels⸗ 
organiſation und der kaufmänniſchen Gerichtsbarkeit im Mittelalter deutlich 
zu erkennen ſein. Jedesfalls kann aber ſchon jetzt die vielſach vertretene 
Anfiht, daß der Hansgraf lediglich ein ſürſtlicher Handels⸗ und Zoll⸗ 
beamter ohne Zuſammenhang mit einer Kaufmannsgilde geweſen ſei, 
— abgeſehen von den eigenartigen Verhältniſſen in Oeſterreich — durch 
die Schrift Pirennes als endgiltig überwunden betrachtet werden. 


Berlin. Carl Koehne. 


XXXIII. Dr. jur. Franz Leonhard, Gerichtsaſſeſſor. Die 
Haftung des Verkäufers für ſein Ber: 
ſchulden beim Vertragsſchluſſe. 8. (95 S.) 
Göttingen 1896, Dieterich'ſche Verlagsbuchhandlung. 


Entgegen der herrſchenden Anſicht, daß der Verkäufer dem Käufer 
auf das Intereſſe nur im Falle der Argliſt oder eines Verſprechens hafte, 
vertritt Verfaſſer die Anſicht, daß der Verkäufer ſchon nach den Grund⸗ 
ſätzen des Zivilrechts für jedes Verſchulden beim Vertragsabſchluſſe 
hafte. Zur Begründung führt er ein reiches Quellenmaterial an, welches 
er in geſchickter, klarer Weiſe und friſcher Schreibart gegen die vielfach 
abweichenden Meinungen Anderer verwerthet. Daß er mich überzeugt 
hätte, vermag ich nicht zu behaupten, aber den Glauben an die herrſchende 
Meinung hat er mir allerdings etwas erſchüttert. Am beſten hat mir 
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der $ 5 (S. 52 ff.) gefallen, in welchem meines Erachtens überzeugend 
nachgewieſen wird, daß aus den Vorſchriften des ädiliziſchen Edikts kein 
Argument gegen den Verfaſſer zu entnehmen iſt. Das ſcheint mir aber 
gegen ihn zu ſprechen, daß, wenn der Verkäufer ſchon für jedes Verſchulden 
beim Vertragsſchluſſe haftet, der Käufer in ganz unbegründeter Weiſe be⸗ 
vorzugt fein würde, denn eine Unterſuchungspflicht beſteht für dieſen, wie 
Verfaſſer zutreffend ausführt (S. 63—65), nach gemeinem Recht nicht. 
Iſt aber das der Fall, ſo kann ich dem Verſaſſer auch nicht zugeben, daß 
ſein Prinzip der Billigkeit entſpricht (S. 93). Das Bürgerliche Geſetzbuch 
hat es denn auch nicht adoptirt (§ 463, 459, 460), womit die vorliegende 
Frage in abſehbarer Zeit pofitiv erledigt iſt. 


Hamburg. Dr. Max Mittelſtein. 


XXXIV Das Wechſelrecht der Poſtgloſſatoren. 
I. Theil. Von Dr. Carl Freundt, Rechtsanwalt 
in Hamburg. 8. (144 S.) Leipzig 1899, Ver⸗ 
lag von Duncker & Humblot. 


In der Vorrede betont der Verfaſſer, daß bei Unterſuchungen über 
die Entſtehung und Geſchichte des Wechſels die theoretiſchen Schriften der 
betreffenden Zeiten meiſt ſehr wenig beachtet würden und allzuſehr zurück⸗ 
träten hinter dem Studium des Urkundenmaterials und der Statuten und der 
Unterſuchung der wirthſchaftlichen Zuſtände. Die Theoretiker jener Zeiten 
müßten doch, wenn ſie auch allerdings im Weſentlichen in der Konſtruktion 
der Verkehrserſcheinungen nach römiſch⸗ rechtlichen Kategorien ſich bethätigten, 
auch dieſe Erſcheinungen ſelber darlegen; und ſie hätten außerdem in der 
ſpäteren Entwicklung, als das ungeſchulte Rechtsbewußtſein der Kaufleute 
nicht mehr ausreichte, einen immer ſteigenden Einfluß auf die poſitive 
rechtliche Geſtaltung jener Erſcheinungen ausgeübt. 

Verfaſſer unterſucht zunächſt die Bedeutung des Wortes cambium 
der Quellen; daſſelbe ſei nicht ſchlechtweg mit Wechſel zu überſetzen; 
urſprünglich und dem Wortfinne nach daſſelbe wie permutatio, hier der 
Austauſch von Münzen verſchiedener Art gegen einander, das urſprüngliche 
und ſtets bedeutſam bleibende Gewerbegeſchäft der campsores, wurde dann, 
im italieniſchen Statutarrecht ſchon in der erſten Hälfte des 13. Jahr⸗ 
hunderts, cambium der Name für alle Geſchäfte, die ein campsor inner⸗ 
halb ſeines Gewerbes betreibt; dazu gehört vorzüglich auch die Geld⸗ 
remittirung nach auswärts, die im Mittelalter eine erhöhte Bedeutung 
gewinnt durch das Zinsverbot, weil ſie nämlich eine Form bietet, dieſes 


618 Literatur. 


zu umgehen. Dieſes Geldremittirungsgeſchäft ſei dann ſpeziell und im 
engeren Sinne cambium genannt worden; in allen Bedeutungen des 
Wortes aber ſei der Begriff cambium verſchieden von dem Begriff Wechſel 
im heutigen Sinne, „der Bezeichnung einer Art von Urkunden, deren 
Ausſtellung in geſetzlich vorgeſchriebener Faſſung beſtimmte geſetzlich vor⸗ 
geſchriebene Rechtswirkungen formaler Natur zur Folge hat“; während 
cambium eine Gruppe materiell charakterifirter Geſchäfte bezeichne. 

Die gewöhnlich für die älteſte Form des Wechſels erklärten und als 
domizilirte Eigenwechſel bezeichneten Urkunden ſeien nichts Anderes als 
notarielle Verpflichtungsurkunden, bei denen ein cambium, eine Geld⸗ 
rimeſſe nach auswärts, den materiellen Schuldgrund bilde; Urkunden 
übrigens, deren Stammbaum ſich durch die früheren Jahrhunderte des 
Mittelalters über die formulae Andecavenses bis auf die antike Stipu⸗ 
lationsurkunde zurück verfolgen laſſe. 

Dieſe instrumenta ex causa cambii eigneten ſich, wie der Ver⸗ 
faſſer in Bekämpfung der bisherigen Anficht, beſonders gegenüber Gol d⸗ 
ſchmidt, bemerkt, an ſich ſogar wenig für den Thatbeſtand der Geld⸗ 
remittirung nach auswärts mit ſeinen vier betheiligten Perſonen; dieſem 
Bedürfniß zu dienen ſei eine andere Urkundenſorm viel geeigneter geweſen, 
die lettera di pagamento, von denen die älteſten bekannten aus den 
Jahren 1335 und 1339 ſtammten; ihrer äußeren Erſcheinung nach keine 
Schuldſcheine, ſondern wirkliche Briefe, beſtehend in einer Zahlungs⸗ 
aufforderung, welcher eine Benachrichtigung von dem Entſtehungsgrund 
der Zahlungs verpflichtung hinzugefügt iſt. Als dieſer Entſtehungsgrund 
werde in den älteſten Tratten ſtets ein cambium, ein Geldremittirungs⸗ 
geſchäft nach auswärts, angegeben; aber an ſich ſei die Urkundenferm 
der lettera di pagamento anwendbar in allen Fällen, in welchen eine 
gleichviel aus welchem materiellen Rechtsverhältniß entſtandene Zahlungs⸗ 
verbindlichkeit dadurch effektuirt werden ſoll, daß ein Dritter aufgefordert 
wird, ſie zu begleichen. 

Die lettera di pagamento ſtelle übrigens nicht das älteſte Beiſpiel 
des von ihr repräſentirten Urkundentypus dar; Urkunden von weſentlich 
gleicher Beſchaffenheit fänden ſich ſchon früher im Geldverkehr der Fürſten 
in erheblicher Zahl; die brevia de „liberate“, die Scheine, mittelſt 
welcher die engliſchen Normannenkönige über die Gelder ihres Exchequer 
verfügten, die Urtypen des heutigen Checks; Verfügungen des in der 
Lombardei im Felde liegenden Friedrich II. über die in den Händen ſeiner 
ſizilianiſchen Steuereinnehmer befindlichen Gelder zu Zahlungen für Sold⸗ 
auslagen u. ſ. w. Im Geldverkehr mit anderen Perſonen als Beamten, 
mit Geſchäftsleuten, von denen der Kaiſer Darlehen aufgenommen hat, 
geſtaltete ſich die Sache ſo, daß die kaiſerliche Kanzlei zwei Urkunden 
ausgab, bezeichnet als litera clausa und litera patens; die letztere iſt 
die ſchon erwähnte Stipulationsurkunde in Briefform, beſtehend aus 
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Schuldanerkenntniß mit Angabe des Schuldgrundes, Zahlungsverſprechen 
und Ricorſaklauſel; die litera clausa dagegen iſt ein Brief an den zur 
Zahlung deſignirten Beamten, der zuerſt eine Mittheilung des Inhalts 
der litera patens enthält, lediglich mit den Abweichungen, die ſich aus 
Umformung der dispofitiven in die enuntiative Ausdrucksweiſe ergaben, 
daran anſchließend eine Aufforderung an den Beamten, die vorſtehend 
aufgeführte Schuld zu berichtigen. 

Eine weitere Entwicklungsſtufe und Anwendungsform der „enun⸗ 
tiativen Stipulationsurkunden“ findet der Verfaſſer in der Korrefpondenz 
eines Beauftragten des Lübecker Raths auf der Meſſe zu Brügge; über 
Brügge ſeien die nordiſchen Kaufleute mit den italieniſchen Formen be⸗ 
kannt geworden; die Meinung, daß die Tratte im Norden ſelbſtändig 
entſtanden ſei, erſcheint dem Verfaſſer unhaltbar. 

Für die Frage der Entſtehung der Tratte, beziehungsweiſe für ihren 
eventuellen Zuſammenhang mit den Urkundenformen der litera clausa 
und ber lettera di pagamento, ſei es nun vor Allem weſentlich, ob fie, 
zunächſt eine Aufforderung des Ausſtellers an den Adreſſaten, dem Prä⸗ 
ſentanten zu zahlen, noch eine weitere juriſtiſche Bedeutung hatten, ins⸗ 
beſondere ob fie Zahlungsverpflichtung des Ausſtellers — und wie — 
begründeten. 

Eine verpflichtende Wirkung dieſer rein enuntiativen, einem Dritten 
gegenüber abgegebenen Erwähnung des Valutaverhältniſſes wurde ur⸗ 
ſprünglich abgelehnt, Später aber (Johannes Faber, Mitte des 
14. Jahrhunderts) in der Weile zu begründen verſucht, daß es darauf 
ankomme, ob der enuntiativen brieflichen Erklärung die Intention, ein 
Anerkenntniß abzugeben, zu Grunde liege; in welchem Falle ſie der dis⸗ 
pofitiven Erklärung gleichſtehe. Die Poſtgloſſatoren erörterten übrigens 
dieſe Fragen allgemein, in Bezug auf die Möglichkeit, ſich überhaupt durch 
Briefe 'zu verpflichten; nach Anficht des Verfaſſers beziehen ſich dieſe 
Ausführungen nicht ſpeziell auf die Tratte. Der Geſichtspunkt, unter 
dem fie vom römiſchen Kontraktſyſtem aus ſchließlich zu einer Verbind⸗ 
lichkeit des Briefausſtellers gelangen, ſei, neben dem gelegentlich auftauchen⸗ 
den Geſichtspunkt der negotiorum gestio, der eines Konſtitutums; fie 
(Durantis) ſehen in der Mittheilung an den Adreſſaten bezüglich 
des Valutaverhältniſſes ein dem Empfänger gegenüber abgegebenes 
Erfüllungsverſprechen nebſt Schuldbekenntniß. 

Dieſe Auffaſſung iſt nach Anſicht des Verfaſſers keineswegs jo ge: 
künſtelt, wie fie zunächſt ſcheine; thatſächlich- knüpfe der Wechſelregreß an 
die Valutaklauſel an und darum ſei dieſe Konſtruktion der Regreßver⸗ 
pflichtung aus dem Konſtitut die hiſtoriſch richtige und dogmatiſch zu⸗ 
treffende Wiedergabe des Verhältniſſes. Die wörtliche Wiedergabe des 
Inhalts der litera patens in der litera clausa, des Schuldſcheins in 
der Zahlungs aufforderung, könne nur den Sinn haben, dieſer zweiten 
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Urkunde, dem Brief, die Wirkung des Schuldſcheins ſelber zu verſchaffen; 
die „Valutaklauſel“ ſei nichts Anderes, als ein enuntiativ gewendetes in- 
strumentum, eine Stipulationsurkunde, deren Verſteckung in dieſer Form 
ſich erkläre aus dem Erforderniß der Einheitlichkeit der Urkunde, wobei 
entweder das Zahlungs verſprechen zu Gunſten der Zahlung aufforderung, 
oder dieſe zu Gunſten jenes lauf einen direkten und adäquaten Ausdruck 
verzichten mußte. 

An eine Unterſuchung über die Perſon des Regreßberechtigten, welcher 
bei dieſen Urkunden der aus dem Inhalt der Urkunde erkennbar werdende 
Remittent des Remittirungsgeſchäfts, nicht der als Präſentant und nicht 
der als Remittent Bezeichnete ſei, und an einen darauf folgenden pole⸗ 
miſchen Theil, „Kritik moderner Hypotheſen“, nämlich über die Entſtehung 
der Tratte, ſchließt ſich eine Unterſuchung über das Accept. Zwar ſei es 
von den Poſtgloſſatoren als ein allgemein im Handelsverkehr geltender 
Satz bezeugt, daß ein Kaufmann durch widerſpruchsloſe Annahme eines 
Briefs mit rechtserheblichem Inhalt dieſen als für ſich verbindlich an⸗ 
erkenne; aber damit laſſe ſich nur begründen eine Verpflichtung dem Aus⸗ 
ſteller gegenüber, Zahlung zu leiſten, nicht auch eine ſolche dem aus der 
Urkunde Berechtigten gegenüber. Dieſe laſſe ſich nur durch ein weiteres 
Moment erklären; nämlich allen bekannten Einzelbeiſpielen der litera 
clausa und ber lettera di pagamento ſei gemeinſam, daß zwiſchen dem 
Ausſteller und dem Adreſſaten ein Rechtsverhältniß beſtehe, inhaltlich 
deſſen jener dieſen verpflichten könne, der Zahlungsaufforderung nachzu⸗ 
kommen, ſei es auf Grund eines Vertretungsverhältniſſes, wie bei dem 
Brügger Bevollmächtigten des Lübecker Raths, oder eines Dienſtverhält⸗ 
niſſes, wie in der litera clausa der Fürſten an ihre Beamten; ſei es als 
ſolidariſch haftende Mitglieder einer Perſonengeſammtheit, als Socii. Der 
Traſſat erkennt dann durch vorbehaltloſe Annahme der lettera di paga- 
mento an, daß der Traſſant innerhalb ſeines Geſchäftskreiſes gehandelt 
habe und daß deshalb die Societät, insbeſondere der Briefempfänger, zur 
Zahlung gehalten ſei. Erſt ſpäter habe ſich mit der Ausdehnung des 
Anwendungsgebiets der Tratte über ſolche Fälle hinaus die Bedeutung 
der Annahme des Briefs geändert und ſei dieſe aus der Anerkennung einer 
bereits begründeten Verpflichtung zur Uebernahme einer neuen Verpflich⸗ 
tung geworden. 

Bezüglich „der rechtlichen Natur der Verpflichtung des Acceptanten “ 
polemiſirt Verſaſſer gegen die Auffaſſung des Accepts als Delegations⸗ 
ſtipulation, und wendet ſich insbeſondere gegen die Meinung, daß nach 
mittelalterlichem Wechſelrecht das Accept den Ausſteller liberirt habe; bei 
Salicetus und in minderem Maß ſchon bei Bald us ſei die ſpezifiſche 
Natur des Wechſelaccepts klar erkannt. 

Ich beſchränke mich auf ein Referat, da ich nicht in der Lage bin, 
dieſe eingehenden Unterſuchungen im Einzelnen und insbeſondere gegenüber 
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den vielfach abweichenden Anſichten La ſtig's, Schaube's und Gold⸗ 
ſchmidt's nachzuprüfen. Ich möchte nur auf Eines aufmerkſam machen. 
Bei dem Suchen nach den Anfängen, nach den frühen Vorbildern eines 
heutigen Inſtituts wird es naturgemäß das Reſultat ſehr weſentlich beein⸗ 
fluſſen, was der Unterſuchende als das Charakteriſtiſche des Inſtituts ans 
ſieht, deſſen Ahnen geſucht werden. 

Sieht man, wie Grün hut in Binding's Syſtematiſchem Hands 
buch, in dem Charakter „als wahre Literalobligation, bei der die Urkunde 
ſelbſt Verpflichtungsgrund iſt“, das Weſentliche des Wechſels, ſo wird 
man andere Zuſammenhänge ſehen, zu einer anderen Ahnenreihe kommen 
(„Syngraphe und Chirographum können daher als die erſten Erſchei⸗ 
nungsformen des Wechſels angeſehen werden, Grünhut a. a. O. S. 23), 
wie wenn man als das eigentlich Neue und Weſentliche am Wechſel, als 
dasjenige, mit deſſen Auftreten man von einem Wechſel reden kann, den 
Umſtand anfieht, daß gegen den Ausſteller, den zu einer Zahlung Auf⸗ 
fordernden, eine Zahlungs verpflichtung entſteht. 


Gießen. Erich Jung. 


XXXV. Dr. Heinrich Sieveking. Genueſer Fr 
nanzweſen mit beſonderer Berückſichti⸗ 
gung der Casa di San Giorgio. I. Genueſer 
Finanzweſen vom 12. bis 14. Jahrhundert. (XV 
und 219 S.) II. Die Casa di San Giorgio. 
(XV und 259 S.) — Volkswirthſchaftliche Ab⸗ 
handlungen der Badiſchen Hochſchulen, heraus⸗ 
gegeben von Karl Johannes Fuchs, Ger: 
hard v. Schulze-Gävernitz, Max Weber. 
Erſter Band, drittes Heft (S. 271 —489) und 
Dritter Band, drittes Heft (S. 285 — 543). Frei: 
burg i. B., Ceipzig, Tübingen 1898 und 1899, 
Verlag von J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 


Seitdem Fick 1861 in ſeinem Vortrage „Ueber Begriff und Ge⸗ 
ſchichte der Aktiengeſellſchaften“ (in die ſer Zeitſchrift Bd. V S. 40 ff.) 
die Meinung ausgeſprochen hat: die älteſten den Namen Aktiengeſell⸗ 
ſchaften verdienenden Vereine ſeien italieniſche Banken, und unter ihnen 
die bekannteſte und bedeutendſte die Bank des heiligen Georg in Genua 
geweſen, iſt das Intereſſe der Juriſtenwelt für dieſe Bank wachgeblieben. 

Zeitſchrift für Handelsrecht. Bd. XLIX. 40 
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In neuerer Zeit haben Goldſchmidt in ſeiner Univerſalgeſchichte des 
Handelsrechts (S. 291 ff.) und der Mitherausgeber dieſer Zeitſchrift, 
Karl Lehmann, Die geſchichtliche Entwicklung des Aktienrechts bis 
zum Code de commerce, beſprochen in dieſer Zeitſchrift (Bd. XLVI 
S. 338) von Rehme, zu dieſer Frage Stellung genommen; die Ergeb⸗ 
niſſe, zu denen ſie gelangen, weichen zum Theil von einander ab. Mit 
Recht bemerkt Behrend, Lehrbuch des Handelsrechts S. 703 Note 10, 
die Geſchichte der Bank ſei noch zu ſchreiben. Denn das bisher bekannte 
Material konnte keineswegs als ausreichend angeſehen werden, um ein 
abſchließendes Urtheil zu ermöglichen. Es iſt das Verdienſt Sieveking's, 
auf Grund der von ihm an den Quellen gemachten eingehenden Studien, 
deren Verarbeitung die hier angezeigten beiden Bände e . Lücke 
ausgefüllt zu haben. 

Verfaſſer ſchildert zunächſt, wie neben den Visconti, die als Bafallen 
der Markgrafen im Befitz der Regalien Genuas waren, die in der Form 
der unter Konſuln ſtehenden Compagna, einer geſchworenen Einigung der 
waffenfähigen Genueſen zum Zwecke des Auszuges zum Kriege, organifirte 
Stadtgemeinde zur Finanzhoheit gelangte. Den Charakter einer kauf⸗ 
männiſchen Gilde, den Gold ſchmidt, Univerſalgeſchichte S. 160 Anm. 54, 
der Compagna beilegt, ſpricht Verfaſſer ihr ab; allerdings gewährte die 
Compagna ihren Mitgliedern Handelsvortheile, unterwarf fie dagegen 
auch gewiſſen Beſchränkungen. Die zur Deckung der durch die fortwähren⸗ 
den Kriege in hohem Grade verurſachten Ausgaben, die durch außer⸗ 
ordentliche Umlagen nicht gedeckt werden konnten, dienenden Anleihen 
konnten nur unter Verpfändung der Einnahmen aufgenommen werden. 
Zunächſt wurde die Eintreibung der Einkünfte den Pfandgläubigern über⸗ 
laſſen; ſie hatten ſich daraus für Kapital und Zins ſchadlos zu halten; 
nach Ablauf der vereinbarten Verpfändungszeit erloſch die Schuld der 
Regierung, das Pfand fiel zurück. Im 13. Jahrhundert deckte die Re⸗ 
gierung das Geldbedürfniß durch Verſteigerung von Einkünften auf eine 
Reihe von Jahren; der Kauf ſelbſt hieß Compera, der Käufer Comperist. 
Aber die Regierung behielt die Verwaltung der Einkünfte in der Hand; 
ſie ließ die Einkünfte theils ſelbſt durch eigene Beamte eintreiben, theils 
verpachtete ſie die Einkünfte; beſonders geeignet zur Geldverſchaffung war 
das Salzmonopol. 

Zu den freiwilligen Anleihen rechnet Verfaſſer auch die Maonen. 
Zu einem Seekriege gegen die Sarazenen im Jahre 1234 hatten Privat⸗ 
leute auf Aufforderung der Regierung bemannte Schiffe geſtellt; alle die⸗ 
jenigen, die eine Forderung gegen den Sultan hatten, wurden in einer 
Maona zuſammengefaßt; in Ceuta wurden für die Verzinſung und Til⸗ 
gung der Schuld Gabellen eingerichtet; die Gläubiger wurden in Cartu⸗ 
larien aufgezeichnet; ſie konnten ihre Antheile veräußern. 

Die erforderliche direkte Steuer wurde als Smangebolehen ein: 
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getrieben; hierin iſt nach Verfaſſer der Kern der ſtehenden Staatsſchuld 
zu erblicken. Nach Beſeitigung der Adelsherrſchaft fuhr die Genueſer 
Regierung fort, verzinsliche Anleihen aufzunehmen, die erhebliche Steuer: 
laſt diente immer mehr nur dazu, die Zinſen der Staatsſchuld zu decken. 
Die Gläubiger gewannen Einfluß auf die Schuldenverwaltung; unter 
den Protectores capituli organifirt, ſtanden fie dem Staate gegenüber. 
Im Jahre 1340 wurden die verſchiedenen Staatsſchulden zu ſechs Gruppen 
konſolidirt. 

Von Intereſſe ſind die Mittheilungen über den Verkehr mit den 
Antheilen, Luoghi; ſie dienten ſowohl als Kapitalanlage, als auch zur 
Spekulation. Wie der Hauptſtuhl, konnten auch die Zinſen übertragen 
werden. Im Jahre 1404 erkannte das Handelsgericht zu Genua ein 
Differenzgeſchäft in Luoghi als rechtsgiltig an; im Jahre 1425 wurde 
die Baiſſeſpekulation in Luoghi, weil den Kredit des Staates gefährdend, 
durch Strafgeſetz verboten. 

Die der Maona von Ceuta zeitlich nachfolgenden Maonen von 
Chios, von Cypern und von Korfika definirt Verfaſſer als Darlehen an 
den Staat, aber nicht in Geld, ſondern in gerüſteter Mannſchaft. Die 
durch die Eroberung von Chios im Jahre 1346 entſtandene Schuld wurde 
in die Compera oder Maona Chii umgewandelt; die Regierung verſprach 
der Compera Rückzahlung in 20 Jahren und belehnte zur Sicherheit 
und zur Verzinſung der Schuld die Gläubiger mit Chios und Phokäa. 
Die Maoneſen überließen die Einziehung der Einkünfte beſonderen Steuer⸗ 
pächtern; der Unterſchied zwiſchen der Maona von Chios und den anderen 
Comperen lag nur darin, daß die Maona aus einem Darlehen von aus⸗ 
gerüſteter Mannſchaſt entſtanden war, die anderen Comperen aus Geld⸗ 
darlehen, daß bei dieſen Gegenſtand der Anweiſung einzelne Einkünfte, 
bei jener ein ganzes Land bildete. 

Die Frage, inwieweit die genuefiſchen Comperen und Maonen Bor: 
läufer der heutigen Aktiengeſellſchaften waren, unterzieht Verfaſſer am 
Schluſſe des erſten Bandes näherer Erörterung (S. 185— 188). 

Bezüglich der Maonen tritt Verfaſſer den Ausführungen Lehmann's 
(S. 18 — 21) gegen Goldſchmidt (S. 295), der die Maona von Chios 
den anſcheinend älteſten Aktienverein nennt, bei. Bezüglich der Comperen 
als organiſirten Staatsgläubigervereinigungen findet Verfaſſer unzweifel⸗ 
hafte Merkmale der Aktiengeſellſchaft; ſie find organiſirte Kapitalvereini⸗ 
gungen, die zwar ſeit 1257 auf einen feſten Zins angewieſen waren, aber 
thatſächlich nur eine je nach dem Ertrage der angewieſenen Einkünfte 
wechſelnde Dividende erhielten; als Folge erſcheint ein ſchwankender Kurs 
der Antheile ſelbſt. Aus einem vom Verfaſſer mitgetheilten Auszuge aus 
einem Vertrage zwiſchen dem König von Cypern und der Maona von 
Cypern aus dem Jahre 1391 (S. 187 Anm. 3) ergibt ſich (gegen Veh: 
mann S. 53) der Gedanke der auf die Einlage beſchränkten Haftung. 
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Daß die Organiſation der Comperen für die Entwicklung des Geſellſchafts⸗ 
rechts ohne größere Bedeutung blieb, nimmt Verfaſſer an. 

Die Casa di San Giorgio, mit der ſich der zweite Band beſchäftigt, 
ſtellt eine Konſolidirung der verſchiedenen Comperen dar. Die nach 1340 
vom Genueſer Staat eingegangenen Schulden waren in verſchiedene Gruppen 
getheilt, die verſchiedene Organiſationen und verſchiedene Verzinſung von 
10 Prozent und von 8 Prozent hatten. Der aus ihrer Vereinigung ent⸗ 
ſtehenden neuen Compera San Giorgio wurden nur 7 Prozent Zinſen 
gewährt. Die Konvertirung war 1407 vollendet; die Verfaſſung der 
neuen Compera datirt vom 22. Dezember 1411; an die Spitze traten von 
den Gläubigern gewählte Procuratores et Protectores, neben ihnen wirkte 
ein Consiglio von Theilhabern; dieſe weſentlich die Wahrnehmung der 
Intereſſen der Staatsgläubiger bezweckende Organiſation ſtand als poli⸗ 
tiſche Sonderorganiſation zu Gunſten der Klaſſe der Kapitaliſten, in deren 
Händen ſich die Antheile der Staatsſchuld ſammelten, der Organiſation 
des Staates mit ſeinen Beamten gegenüber. Ebenſo wenig, wie ſie eine 
Handelsgeſellſchaft iſt, kann fie, wie Verfaſſer mit Recht anzunehmen 
ſcheint, als der älteſte Aktienverein angeſehen werden. Im Jahre 1419 
ſah ſich die Casa genöthigt, der Regierung einen Theil der Einnahmen 
zu überweiſen, jo daß die Gläubiger ſtatt der 7 Prozent nur 5¼ Prozent 
bekamen; dieſe an die Regierung gezahlte Rentenſteuer von 25 Prozent 
kehrt ſeitdem regelmäßig wieder. Die Antheile der Staatsſchuld waren 
veräußerlich; es entwickelte ſich aus dem Handel mit Rente ein ſelbſtän⸗ 
diger, der Spekulation dienender Geſchäftszweig. 

Die Antheile, Loca, hatten, nach Verfſaſſer, nicht den Charakter von 
Aktien, ſondern den von Staatspapieren. 

Im Jahre 1408 wurde von den Prokuratoren von San Giorgio 
eine Bank eröffnet; fie war vor Allem eine Giros oder Umſchreibebank; 
hierauf beſchränkte ſich ihre Thätigkeit dem Publikum gegenüber; den 
Steuerpächtern und der Regierung gewährte fie auch Kredit, und zwar 
der Regierung im ausgezeichneten Maße im Kontokorrentverkehr. Eine 
der Urſachen für die Gründung der Bank lag in dem fortwährenden 
Steigen des Goldkurſes; die Bank ſollie das in der ſtaatlich erlaſſenen 
Münzordnung feſtgeſetzte Werthverhältniß aufrecht erhalten; zu dieſem 
Zwecke wurde ihren Verſchreibungen Zwangskurs verliehen. Als gleich⸗ 
wohl der Goldkurs immer weiter ſtieg, ſtellte die Casa 1444 ihren Bank⸗ 
betrieb ein und beſchränkte ſich wieder auf ihre eigentliche Aufgabe, die 
Schuldenverwaltung. 

Erſt im Jahre 1586 wurde der Bankbetrieb wieder aufgenommen 
und zwar als Depoſiten⸗ und Girobank. Das Guthaben wurde erworben 
durch Einzahlung in eines der drei eingerichteten Cartularien, Cartulario 
in oro, argento, di moneta de Reali, in den für jedes beſtimmten 
Münzen. Die Cartularii delle colonne enthielten die Verzeichniſſe der 
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Theilhaber der Staatsſchuld und ihrer Antheile; für auszahlbar gewordene 
Zinſen wurden Cartularii de numerato eingerichtet. Wer als Gläubiger 
der Compere ein Cartulario de numerato, ein Guthaben, ausgezahlt 
haben wollte, erhielt einen Auszug über ſeine Forderung, biglietto di 
cartulario; dieſer wurde dann dem Kaſſier zur Zahlung präſentirt. In 
dem auf Girirung des Guthabens in einem der Cartularien gerichteten 
Zahlungsauftrag ſieht Verfaſſer den Urſprung des Checks. 

Im Jahre 1675 wurden Banchi di moneta corrente errichtet; 
nach ihren Statuten wurde nicht nur für alle Wechſelzahlungen, ſon⸗ 
dern auch für alle anderen, die Summe von 100 L. überſteigenden 
Zahlungen die Form der Umſchreibung in den Büchern der neuen Bank 
für obligatoriſch erklärt. Den Deponenten wurden über ihr Guthaben 
Auszüge aus dem Bankbuch ausgefertigt, biglietti di cartulario; ſie 
lauteten auf Namen, waren aber durch Indoſſament übertragbar; der 
Indoſſatar konnte nach erfolgter Prüfung der Indoſſamente ſich ſelbſt als 
Gläubiger in die Bücher der Bank eintragen laſſen. 

Die Inanſpruchnahme der Casa durch die Regierung, ihr zur 
Zahlung einer öſterreichiſchen Kriegskontribution von 3 Millionen L. 
dieſe Summe aus den Depofiten der Bank vorzuſtrecken, bewirkte im 
Jahre 1746 die vorübergehende Zahlungseinſtellung der Bank; die 
biglietti der Bank wurden in eine ſtehende Schuld umgewandelt, die 
noch nicht getilgt war, als 1797 die demokratiſche Konſtitution der neuen 
liguriſchen Republik die Casa aufhob und die Theilhaber der Compere 
zu Staatsgläubigern unter Zuficherung einer feſten Verzinſung erklärte; 
die Bank blieb vorläufig beſtehen. Im Jahre 1804 wurde die Verfaſſung 
der Casa wieder hergeſtellt, jedoch nur um am 13. April 1815 definitiv 
aufgehoben zu werden; die Liquidation zog ſich bis 1823 hin. 

Die hier gegebene ſummariſche Ueberſicht wird gezeigt haben, welchen 
Werth das hier angezeigte Werk für die Rechtswiſſenſchaft hat. Seine 
Bedeutung für die Wirthſchaftsgeſchichte eingehender zu würdigen, iſt hier 
nicht der Ort. N 

Zum Schluß mag noch bemerkt werden, daß Verfaſſer an zahlreiche 
Stellen auch die Verhältniſſe anderer Länder und Staaten zum Vergleiche 
heranzieht. 

Bd. IJ S. 189 —218 und Bd. II S. 232— 259 enthalten Beilagen, 
die wichtige Urkunden und Rechnungen wiedergeben. 


Berlin, den 21. März 1900. 
Dr. Johannes Burchard. 
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XXVI. Wörterbuch des Engliſchen Rechts. Von 
Dr. Karl Wertheim. 8. (576 S.) Berlin 
1899, Puttkammer & Mühlbrecht. 


Gleichzeitig mit der Vollendung des Engliſchen Reallexikons, heraus⸗ 
gegeben von Dr. Klemens Klöpper (Leipzig 1897—1899, Renger'ſche 
Verlagsbuchhandlung. 2 Bde.), iſt das hiermit angezeigte Wörterbuch 
erſchienen. 

Den Gegenſtand greiſt das Reallexikon viel weiter; es finden ſich 
aber in beiden Werken unter gleichen Stichworten dieſelben Gegenſtände 
abgehandelt, was z. B. unter Bill verglichen werden kann, wobei Bill of 
exchange bei Klöpper erfreulich eingehend erörtert iſt. Dem Wörter⸗ 
buch ſtand nur ein geringerer Raum zu Gebot und konnte für daſſelbe 
nur eine Worterklärung, nicht eine Rechtsentwicklung im Plane liegen. 

Während im gerichtlichen Verkehr ſehr häufig Urkunden, Briefe, 
Zeugenvernehmungen, Gutachten in engliſcher Sprache Verwendung finden, 
und es dabei für die Entſcheidung auf die Wortbedeutung einzelner Aus⸗ 
drücke genau ankommt, welche von den Dolmetſchern, denen nicht ſelten 
die fachliche Bildung fehlt, nicht mit Zuverläffigfeit gegeben wird, mangelt 
es in den Gerichtsbibliotheken an Büchern, aus denen der Richter fich 
Auskunft verſchaffen kann. Es iſt erfreulich, daß das hiermit angezeigte 
Buch in die große Lücke als ein Beginn der Ausfüllung eingeſtellt werden 
kann, wobei erwähnt ſei, daß eine ſtrenge Abgrenzung des Rechtsgebiets 
nicht ſtattgefunden hat, wie z. B. School weſentlich außerhalb deſſelben 
liegen möchte. Die einzelnen Worterklärungen beginnen, wo dies angethan 
erſchien, mit einer willkommenen ethymologiſchen Klärung und ſchließen 
mit einem Hinweis auf Werke, in denen weitere Auskunft zu finden iſt. 
Die Erklärungen ſind kurz und ſicher gefaßt und geben namentlich auch 
geſchichtliche Auskunft. ö 

Ich bin dem Verfaſſer dankbar, daß er mir ein bisher durchaus 
entbehrtes Hilfsmittel geboten hat. Das Buch darf fortan in keiner Ge⸗ 
richtsbibliothek, welche nicht allzu mittellos iſt und deshalb auf die engſten 
Bedürfniſſe beſchränkt bleibt, fehlen; auch ſei daſſelbe den Handelskammern 
beſtens empfohlen. | 

Keyßner. 


XXXVII. Das Hypothekenbankgeſetz vom 13. Juli 
1899. 


Der Wortlaut dieſes Geſetzes iſt Bd. XLIX S. 250 die ſer Zeit⸗ 
ſchrift mitgetheilt. 
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Es liegen folgende drei Handausgaben mit Erläuterungen und 
Sachregiſter vor: 


1. Friedrich Bonſchab, Vorſtandsmitglied der 
bayeriſchen Landwirthſchaftsbank. kl. 8. (VII und 
68 S.) München 1900, J. Schweitzer's Verlag 
(Arthur Sellier). 


2. Sigmund Merzbacher, Rechtsanwalt und Juſtiz⸗ 
rath in Nürnberg. 16. (XIV und 145 S.) 
„München 1900, C. H. Beck (Oskar Beck). 


Eine kurze Entſtehungsgeſchichte des Geſehes mit zuſammengefaßter 
eee iſt vorangeſchickt. i 


3. Dr. Heinrich Göppert, Gerichtsaſſeſſor. 16. 
(XX und 137 S.) Berlin 1900, J. Guttentag. 


In der Einleitung wird von den preußiſchen Landſchaften ab der 
Gang der Geſetzgebung entwickelt und das Gebiet des Geſetzes auf die Boden⸗ 
kreditanſtalten, welche Aktiengeſellſchaften oder Kommanditgeſellſchaften 
auf Aktien find (58 1, 2), beſchränkt, während gleichartige Unternehmungen 
in anderer Geſellſchaftsform nach wie vor den Vorſchriften der Landes⸗ 
geſetze unterliegen, wobei zu beachten, daß nach 8 2 den offenen Handels⸗ 
geſellſchaften, den Kommanditgeſellſchaften und den Geſellſchaften mit be⸗ 
ſchränkter Haftung eine neue Unternehmung in beſagtem Gebiete reichs⸗ 
geſetzlich ausgeſchloſſen iſt (S. XVIII). 

Einzelnen Paragraphen iſt ein deckendes Kennwort vorangeſchickt, ſo 
z. B. § 5 „Nebengeſchäfte“, wobei zu Nr. 4 die Zuläſſigkeit auf Kaſſen⸗ 
geſchäfte ausdrücklich beſchränkt wird, zu welchem Ergebniß auch Merz⸗ 
bacher (S. 18) gelangt. 

Zu $ 30 Abſ. 3 ſei in Verbindung mit B. GB. § 1160 Abi. 2 
auf den Beſchluß des Kammergerichts I. Civ. Sen. vom 2. April 1900 
aufmerkſam gemacht (Jahrb. Bd. I S. 207): 

„Der Eigenthümer eines Grundſtücks kann Hinfichtlich einer 
Briefhypothek mit Wirkung für und gegen Dritte auf das 
Recht verzichten, eine Kündigung oder Mahnung des Hypetheken⸗ 
gläubigers aus dem Grunde zurückzuweiſen, daß der Hypotheken⸗ 
brief und die ſonſt etwa zur Legitimation des Gläubigers er⸗ 
forderlichen Urkunden nicht vorgelegt werden.“ 

Hiermit iſt der Weg gezeigt, wie der beſchwerlichen zeitweiſen Ent⸗ 
nahme der Urkunden aus dem Gewahrſam vorgebeugt werden kann. 

Die Erläuterungen in kurzer Faſſung men überall volle Be: 
herrſchung des Stoffes. | 
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Angeſchloſſen ſei: 


4. Das Reichsgeſetz, betreffend die gemein⸗ 
ſamen Rechte der Beſitzer von Schuld: 
verſchreibungen, vom 4. Dezember 1899. 
Erläutert von Sigmund Merzbacher, Rechts⸗ 
anwalt und Juſtizrath in Nürnberg. 16. (XVII 
und 118 S.) München 1900, C. H. Beck (Oskar 
Beck). 


Nachdem in der Einleitung über die Entſtehungsgeſchichte des Ge⸗ 
ſetzes (welches in dieſem Bande der Zeitſchrifſt S. 525 mitgetheilt ift) 
und die Literatur berichtet wird, iſt eine kurze Inhaltsangabe gegeben. 

Den einzelnen Paragraphen find gute, erläuternde Anmerkungen 
angefügt und iſt mit einem Sachregiſter abgeſchloſſen. 

j Keyßner. 


XXXVIII. F. Hoppenſtedt, Regierungsrath a. D., Di⸗ 
rektor der Bank des Berliner Kaſſenvereins. Die 
Haftbarkeit des Bankiers bei geſtohle⸗ 
nen Werthpapieren. kl. 8. (154 S.) 
Berlin 1900, Karl Heymann's Verlag. 


Der Verfaſſer iſt nicht nur verdient um die Sicherung der Bank⸗ 
herren, betreffend ihre Haftung bei geſtohlenen, verloren gegangenen oder 
ſonſt abhanden gekommenen Werthpapieren, er iſt vielmehr als der Ur⸗ 
heber des § 367 des HGB.'3 anzuerkennen, jo daß dieſer Paragraph feinen 
Namen zu tragen hat. Dem Entwurf eines Handelsgeſetzbuches (Berlin 
1897, J. Guttentag) fehlte eine Beſtimmung, wie ſie ſich jetzt in 8 367 
findet; die Einſchaltung iſt vom Verfaſſer beantragt in einer an das 
Reichs⸗Juſtizamt gerichteten Eingabe vom 22. September 1896 (abgedruckt 
S. 50 ff. und in der Schrift des Verfaſſers: „Zur Reviſion des Handels⸗ 
geſetzbuches“ S. 17 ff., Berlin 1896, Karl Heymann's Verlag). 

Der Fortſchritt gegenüber dem Anſpruche gegen den Bankherren, 
über die als geſtohlen u. ſ. w. angegebenen Werthpapiere im Laufenden 
zu erhalten, beſteht darin, daß im Reichsanzeiger eine maßgebende Stelle 
für die Veröffentlichung von geſtohlenen u. ſ. w. Werthpapieren geſchaffen 
iſt, und daß die zeitliche Wirkſamkeit dieſer Bekanntmachungen feſt be⸗ 
grenzt iſt. Wenn die bezüglichen Kundmachungen im Reichsanzeiger zer⸗ 
ſtreut ſind, ſo liegt es im Plan (S. 14 ff.), eine tägliche Sammelliſte 
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herauszugeben nach dem Vorbilde des Bulletin officiel des oppositions 
sur les titres au porteur, in welcher die zum Zweck der Kraftloserklärung 
oder als geſtohlen u. ſ. w. aufgerufenen Werthpapiere, ſowie die, welche 
in Paris, Bukareſt und Madrid unter Oppofition geſtellt ſind, bekannt 
gemacht werden. 

Die kleine Schrift theilt die beiden Urtheile des Reichsgerichts vom 
19. Februar 1896 (S. 19) und 6. Oktober 1897 (S. 106) mit, ſowie 
ſämmtliche in Betracht kommenden geſetzlichen Beſtimmungen, denen S. 49 
etwa Art. 26 des Einführungsgeſetzes zum Handelsgeſetzbuche anzufügen 
ſein möchte. Endlich auch das franzöſiſche Loi relative aux titres aux 
porteurs vom 15. Juni 1872 nebſt Ausführungsdekret vom 10. April 1873. 

Verfaſſer wollte keinen Kommentar zu den Geſetzesſtellen geben 
(S. 7); er hat für das von ihm hervorgerufene Geſetzeswerk mehr ge⸗ 
leiſtet, indem er Geſchichte, Grund und Zweck dargelegt hat. 

Welche Bedeutung der im Urtheil vom 6. Oktober 1897 (S. 106) 
entſchiedene Fall des redlichen Erwerbes durch einen Mittelsmann in der 
Zeit zwiſchen Diebſtahl und Ankauf durch den Bankherrn hat und wie 
anderweit auch der gute Glaube der Bankherren getrübt werden kann, 
bleiben offene Fragen. 


Unter der Bezeichnung: 


Sammel-Lifte aufgerufener Werthpapiere, unter 
Benutzung amtlicher Veröffentlichungen herausgegeben von 
der Bank des Berliner Kaſſenvereins, 


erſcheint werktäglich die oben in Ausſicht genommene Zuſammenſtellung, 
womit dem erkannten Bedürfniß voll Genüge geleiſtet wird. 
Keyßner. 


XXXIX. Das Bürgerliche Geſetzbuch für das 
Deutſche Reich. (Vgl. Bd. XLVII S. 494 ff., 
Bd. XLVIII S. 361 ff.) | 


Einführung in das Studium des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs. Lehrbuch des 
Bürgerlichen Rechts. Von Dr. F. Endemann, 
o. Profeſſor der Rechte in Halle. Erſter Band: 
Einleitung; Allgemeiner Theil; Recht der Schuld— 
verhältniſſe. 8. (1016 S.) Fünfte Auflage. — 
Zweiter Band, erſter Theil: Das Sachenrecht. 
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8. (578 S.) Berlin 1898, Karl Heymann's 
Verlag. | 
Wenn es ſchon nicht im Plan liegt, bei den Anzeigen der das 
Bürgerliche Geſetzbuch und deſſen Nebengeſetze betreffenden Werken in eine 
die einzelnen entwickelten Anſichten unterſuchende Würdigung einzutreten 
(vgl. Bd. XLVII S. 496), ſo darf bei einem Werk, welches bereits in 
fünfter Auflage erſcheint, ausdrücklich davon abgeſehen werden. Der Er⸗ 
ſolg iſt ein ſo durchgreifender, daß er ein beſſerer Beweis für die Be⸗ 
deutung und die Eigenſchaften des Werkes iſt, als lobende Worte, an 
welche ſich etwa eine Bedenken äußernde Meinungsverſchiedenheit anknüpft, 
welche die Aufmerkſamkeit und die Bedachtſamkeit des Leſers darthun ſoll 
und mag. Man wird annehmen dürfen, daß Verfaſſer zunächſt ein Buch 
der Lehrthätigkeit ſchrieb. Das Werk hat damit das ſcharfe Gepräge eines 
Lehrbuches; durchaus berechtigt, denn überall iſt erkennbar, daß daſſelbe 
emporgediehen iſt auf der Rechtskenntniß der Vergangenheit, welche allein 
eigenſchaftet, zu lehren, und befähigt, geſchärften Blickes in die neue 
Rechtsentwicklung zu ſchauen. Wenn auf ſolcher Grundlage ein Werk 
entſtehen konnte, welches denen, die berufsmäßig ſich um die Erkundung 
des im Bürgerlichen Geſetzbuch niedergelegten Rechtes bemühen müſſen, 
fördernd und nutzenbringend erſchien, ſo iſt damit nicht der Wirkungskreis 
begrenzt. Das Werk iſt in weite Kreiſe eingedrungen, namentlich kann 
bezeugt werden, daß es ſich in den Händen eifriger Handelsrichter befindet, 
womit ſich die Verbreitung in kaufmänniſchen Kreiſen beweiſt. Ein⸗ 
geſchaltet ſei hier eine Bemerkung. Der Kaufmann hat oft geleſen vom 
beſonders den Handelsverkehr beherrſchenden „Treu und Glauben“. Er iſt 
deshalb dem § 242 B. GB. beſonders zugethan und hofft von der An: 
wendung dieſes Heilmittels befriedigende Entſcheidungen. Wenn z. B. ein 
Gläubiger Banknoten ablehnt und Reichsgeld beanſprucht, ſo ſoll ſolcher 
Anſpruch, weil gegen Treu und Glauben verſtoßend, für unbegründet 
erklärt werden. Solche Hoffnung wird durch $ 100 Anm. 5 Abſ. 2 ber 
ſeitigt, denn die reichsgeſetzliche Beſtimmung, daß im Privatverkehr kein 
Zwang ſtattfindet, Reichskaſſenſcheine und Banknoten anzunehmen, kann 
durch Treu und Glauben nicht außer Kraft geſetzt werden. Ein Zah⸗ 
lungsverzug wird allerdings dem Schuldner nicht zur Laſt fallen. 
Dem Bd. I iſt eine Ueberſicht beigefügt, wo über die einzelnen Ge⸗ 
ſetzesſtellen gehandelt iſt; es folgt ein ausgiebiges ABC-Regiſter. 
Inzwiſchen iſt auch erſchienen: 


Zweiter Band, zweiter Theil: Das Familienrecht. 
(506 S.) — Dritter Band: Das Erbrecht. 
Jedem Bande iſt eine Ueberſicht der Stellen beigefügt, woſelbſt 
namentlich über die Geſetzesſtellen gehandelt iſt, ſowie ein alphabetiſches 
Sachregiſter. Dr. Keyßner. 
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XL. Das deutſche Privatrecht. Auf Grund des 
deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuches ſyſtematiſch dar: 
geſtellt von R. Bendix, Rechtsanwalt am Kgl. 
Landgericht zu Breslau. 8. (938 S.) Breslau 
1898, 1899, J. U. Kern's Verlag (Max Müller). 


Der Verfaſſer hat ſeiner Darſtellung das Syſtem des Geſetzbuches, 
wie es im Vorwort heißt, mit einigen unweſentlichen Abweichungen zu 
Grunde gelegt. Es iſt dies gewiß berechtigt für eine weſentlich für die 
„praftiichen Juriſten und die im Vorbereitungsdienſt beſchäftigten jungen 
Kollegen“ beſtimmte Arbeit. Eine große Schwierigkeit für die Ver⸗ 
werthung des Geſetzbuches beſteht darin, die innere geſchloſſene Verbindung 
und den Zuſammenhang der einzelnen Beſtimmungen zu erkennen und zu 
finden. Aus dem Bau des Ganzen herausgeriſſen, kann das einzelne 
Geſetzeswort leicht zu Verfehlungen führen, Mißgriffe werden hier nicht 
ausbleiben, aber überwunden werden. Bequem mag das Bürgerliche Ge⸗ 
ſetzbuch nicht gefunden werden, für eine ſolche Eigenſchaft hatte der Geſetz⸗ 
geber nicht zu arbeiten. Für das Bürgerliche Geſetzbuch findet recht ein⸗ 
dringlich L. 24 D. de legibus 1, 4 Anwendung: 

Incivile est, nisi tota lege perspecta, una aliqua par- 
ticula ejus proposita, judicare, vel respondere. 

Als Beiſpiel ſei einer e a Grund des § 892 gedacht 
ohne Gedenken an $ 814. 

Den aufgewendeten ſorgſamen Fleiß zur Eigenbelehrung hat der 
Verfaſſer verwerthet, um möglichſt anderweit Mühe und Arbeit zu min⸗ 
dern. Wenn ich das als den Eindruck bezeichne, den ich von dem gut 
ausgeſtatteten Buch erlangt habe, ſo wünſche ich, daß bei ſorgfältigem 
Durchdenken das Verſtändniß des Bürgerlichen Geſetzbuches und ſeiner 
überall berückſichtigten Nebengeſetze gefördert werde. 

Keyßner. 


XLI. Dr. Bernhard Matthiaß, Profeſſor an der 
Univerſität Roſtock. Lehrbuch des bürgerlichen 
Rechts. Bd. 1: Die allgemeinen Lehren und das 
Recht der Schuldverhältniſſe. 8. (725 S.) — 
Bd. II: Das Sachenrecht. Das Perſönlichkeits- und 
Immaterialgüterrecht. Das Familienrecht und das 
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Erbrecht. 8. (653 S.) Dritte vermehrte und ver⸗ 
beſſerte Auflage. Berlin 1900, O. Häring. 


Nach einer kurzen rechtsgeſchichtlichen Einleitung und Ueberſicht über 
die Literatur (S. 1— 14) hebt das erſte Buch an. Abſchn. 1: Die Lehre 
von den Rechtsvorſchriften, wobei hervorgehoben ſeien: $ 6, Das Gewohn⸗ 
heitsrecht. Zutreffend wird der Anſicht des Reichsgerichts entgegengetreten, 
daß der Irrthum des Uebenden, die befolgte Regel ſei Rechtsvorſchrift, 
die Bildung des Gewohnheitsrechtes ausſchließe. § 8, Oeffentliches und 
bürgerliches Recht. § 10, Rechtsvorſchrift und Parteiwille. 8 15, Das 
ſachliche Herrſchaftsgebiet der Privatrechtsvorſchriften. — Abſchn. 2. 
Die Lehre vom ſubjektiven Recht. — Mit Abſchn. 3, „Die Lehre vom 
Rechtsſubjekt“, wird in die Anordnung des Bürgerlichen Geſetzbuches ein⸗ 
getreten, wofür die vorhergehenden Paragraphen die Vorbereitung bilden. 
Als Einſchaltungen ſeien erwähnt: § 25, Staatsangehörigkeit, religiöſes 
Bekenntniß, Standesangehörigkeit. $ 70, Klage und Einrede. § 71, 
Einfluß des Prozeſſes auf das materielle Recht. Im Abſchn. 6, Aus⸗ 
übung und Schutz der Rechte; § 96, Schulderneuerung vor Erlaß. — 
Zwiſchen Sachen: und Familienrecht iſt Buch 4, „Das Perſönlichkeits⸗ 
und Immaterialgüterrecht“ eingeſchaltet und hier dem Namenrecht, Recht 
an Firmen und Waarenzeichen der Platz angewieſen. 

Wenn der Verfaſſer im Vorwort ſagt, man werde es als einen 
Mangel empfinden, daß die Darſtellung noch zu vorfichtig an den Einzel⸗ 
vorſchriſten des Geſetzes hafte, ſo glaube ich gerade in dieſer ſelbſt gewollten 
Gebundenheit einen Vorzug des Werkes zu erkennen. In das Neue foll 
hineingefunden werden, dieſem Ziel iſt das Lehrbuch gewidmet; Verfaſſer 
mußte, um in weiten Kreiſen hilfreich zu ſein, ausführlicheren Entwick⸗ 
lungen und ſelbſtändigen Ausführungen entſagen. Dem Verfaſſer iſt es 
gelungen, in kurzer, klarer Faſſung das neue Recht darzuſtellen; dieſe 
Geſchloſſenheit dürfte zum guten Theil dem Werke die Anerkennung und 
Verbreitung erworben haben. 

Für weiteres Studium ſind in den Anmerkungen die Wege gewieſen. 

Ich muß mir verſagen, auf Einzelheiten einzugehen; ich kann aber 
bezeugen, daß das Werk zur Grundlage bei Vorleſungen ſich als tüchtig 
mir bewährt hat. 

Keyßner. 


XLII. Die Deliktsobligationen im Syſteme des 
Bürgerlichen Geſetzbuches. Kritiſche und 
dogmatiſche Randbemerkungen von Dr. Franz 
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von Liszt, Profeſſor der Rechte in Halle a. S. 
8. (114 S.) Berlin 1898, J. Guttentag. 


Der Reihe der Bd. XLVII S. 503 dieſer Zeitſchrift verzeichneten 
Abhandlungen zur Erläuterung des Bürgerlichen Geſetzbuches ſchließt ſich 
die gegenwärtige an. 

Der Verfaſſer durchſchaut mit Herrſcherblick die Satzungen, welche 
den Deliktsbegriff betreffen. „Delikt iſt jede ſchuldhafte, rechtswidrige 
Verletzung fremder, rechtlich geſchützter Intereſſen“ (S. 3, 20). Es wird 
daran die Erſatzpflicht des Thäters für den ganzen von ihm verurſachten 
Schaden — mit Einſchluß des nicht vermögensrechtlichen Schadens ($$ 253 
und 847) — geknüpft (S. 5). Dem Inhalt des 5 823 ift eine eingehende 
Unterſuchung gewidmet, womit die Grundlage für weitere Unterſuchungen 
auf lange Zeit hinaus gelegt iſt. Die Bedeutſamkeit der Entwicklungen 
darf dahin gekennzeichnet werden, daß nicht verlangt wird, es ſolle den 
Ergebniſſen gläubig gefolgt werden, ſondern daß zur eingreifenden Nach⸗ 
prüfung und zum Kampf aufgefordert wird. 

In überraſchender, ſtets feſſelnder Weiſe durchleuchtet Verfaſſer das 
Geſetz buch. 

Um Einzelnes hervorzuheben, ſei hier auf die Frage des Schadens⸗ 
erſatzes bei Beleidigungen (S. 23, 38, 65) hingewieſen, ſowie auf die 
Erörterung der Frage: „In welchen Fällen iſt das Unterlaſſen rechts⸗ 
widrig?“ (S. 72). 

Um einen Ueberblick zu geben, ſeien die Ueberſchriften der einzelnen 
Paragraphen verzeichnet: § 1. Der allgemeine Deliktsbegriff und die Er⸗ 
ſatzpflicht. 8 2. Das Delikt und die nicht deliktiſche Rechtsverletzung. 
§ 3. Die einzelnen deliktiſchen Thatbeſtände, mit folgenden Unterabſchnitten: 
Die ſchuldhafte Rechtsverletzung; Die Verletzung eines Schutzgeſetzes; Die 
Kreditgefährdung; Die Verletzung der weiblichen Geſchlechtsehre; Die 
illoyhale Handlung; Die Verletzung einer Amtspflicht; Das Bürgerliche 
Geſetzbuch und die übrigen Reichsgeſetze. § 4. Die Schuldlehre des Bür⸗ 
gerlichen Geſetzbuches. § 5. Der verurſachte Schaden; Der zu erſetzende 
Schaden; Die Verurſachung; Der Begriff der Kauſalität; Die Unter⸗ 
laſſung; Die Unterſuchung des Kauſalzuſammenhanges; Das eigene Ver⸗ 
ſchulden des Verletzten. § 6. Ausſchluß der Rechtswidrigkeit. § 7. Der 
Erſatzanſpruch. Zu dieſem letzten Paragraphen, der ſich mit den 88 278 
und 831 beſchäftigt, darf ich nicht unterlaſſen, auf das Meiſterſtück 
Goldſchmidt's (in dieſer Zeitſchrift Bd. XVI S. 287) hinzuweiſen: 
„Ueber die Verantwortlichkeit des Schuldners für ſeinen Gehilfen.“ 

Wenn zunächſt noch für das Gebiet des § 278 angezweifelt und 
für überraſchend bezeichnet wird, daß der Geſchäftsherr für den Diebſtahl 
ſeines Gehilfen haften ſoll, ſo liegt eine Erweiterung ſolcher Haftung auf 
den Thatbeſtand des § 831 wohl noch weit ab. 
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Mögen die in der Schrift gelegenen Gedanken dem Wunſche des 
Verfaſſers entſprechend fruchtbringende Samenkörner ſein. 


Keyßner. 


XLIII. Paul Oertmann, Profeſſor. Das Recht der 
Schuldverhältniſſe. 8. (XII und 598 S.) 
Berlin 1899, Karl Heymann's Verlag. 


Das vorliegende Werk will dem Kenner des bisherigen Rechts die 
Einarbeitung in das Bürgerliche Geſetzbuch erleichtern. Dieſe Aufgabe iſt 
in der glücklichſten Weiſe gelöſt. Nach knappen „Vorbemerkungen“ über 
Begriff und Inhalt der Schuldverhältniſſe, ſowie über die allgemeine 
Literatur zum zweiten Buche des Geſetzes (S. 1-3), wird der in den 
Titeln oder Abſchnitten zuſammengefaßte Rechtsſtoff als ſolcher in beſon⸗ 
deren „Vorbemerkungen“ behandelt, und ſodann werden die einzelnen 
Paragraphen unter Hinweis auf die Literatur und die zugehörigen Mate⸗ 
rialien erläutert. Die Ausführungen beginnen mit den Hauptſätzen der 
Geſetzesvorſchrift als „Allgemeines“ oder „Prinzip“, gehen darauf zu den 
Einzelfragen über und find durchweg zweckmäßig und überfichtlich ge⸗ 
gliedert. Ihr Inhalt wird in fettem Drucke durch eine beſondere Ueber⸗ 
ſchrift oder durch ein Stichwort im Texte gekennzeichnet, und wo der 
Umfang es erheiſcht, iſt meiſt ein alphabetiſches Verzeichniß der Stichworte 
vorangeſchickt. Es vermag daher ein Jeder ohne Mühe und Zeitverluſt 
die 5 ihn in Betracht kommende Stelle aufzufinden. 

»Mit dieſen äußeren Vorzügen ſtehen die inneren auf gleicher Höhe. 
Das Werk iſt eine hervorragende wiſſenſchaftliche Leiſtung. Der Verfaſſer 
gründet ſeine Erläuterungen zuvörderſt auf das Geſetz ſelbſt, d. h. auf die 
genaue Erforſchung des Sinnes und des Zuſammenhanges der einzelnen 
Beſtimmungen, ohne dabei jedoch der Einzelvorſchrift mehr Bedeutung zu 
geben, als dem einzelnen Bauſtein bei der Betrachtung eines gewaltigen 
Gebäudes zukommt. In der richtigen Unterordnung ſpezieller Vor⸗ 
ſchriften unter die vielfach zerſtreuten und daher häufig nicht gehörig ge⸗ 
würdigten allgemeinen Sätze bethätigt er ſeine meiſterhafte Beherrſchung 
des geſammten Geſetzeswerkes. Mit geſundem Takt find die Materialien 
benutzt. Die bisher erſchienene Literatur zum Bürgerlichen Geſetzbuch iſt 
gründlich berückſichtigt. Daß bei der Erklärung eines auf den Ergebniſſen 
der früheren Forſchung ruhenden Geſetzes die bisherige Wiſſenſchaft und 
Rechtſprechung ebenſo wenig wie das alte Recht ſelbſt unbeachtet bleiben 
durfte, liegt auf der Hand. Es iſt daher durchaus zweckmäßig, wenn 
der Verfaſſer auch dem Kenner des früheren Rechts deſſen Hauptzüge 
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nochmals kurz ins Gedächtniß ruft, gleichviel ob das Bürgerliche Geſetz⸗ 
buch von ihnen abgewichen iſt oder nicht. Beſonderer Dank gebührt ihm 
aber dafür, daß er noch einen weiteren Schritt zur Ueberbrückung der 
Kluft zwiſchen dem alten und dem neuen Recht gethan hat, indem er 
mit großem Geſchick und peinlicher Sorgfalt, ſo weit irgend angängig, 
die bisherige Literatur und Rechtſprechung unmittelbar der Erläuterung 
des Bürgerlichen Geſetzbuches dienſtbar gemacht hat. Dem mit den Er⸗ 
gebniſſen der früheren Forſchung Vertrauten iſt damit die willkommene 
Möglichkeit geboten, ſein unter dem alten Recht erworbenes Wiſſen 
direkt zur Erkenntniß des neuen zu verwerthen. | 

Herangezogen find das gemeine preußiſche, franzöfiſch⸗rheiniſche und 
ſächfiſche Recht. Unverkennbar iſt hierbei das gemeine Recht bewußt in 
den Vordergrund geſtellt. Tiefe Bevorzugung findet ihre Rechtſertigung 
in dem beherrſchenden Einfluß, den das römiſche Obligationenrecht in ſeiner 
gemeinrechtlichen Fortentwicklung auf das zweite Buch des Bürgerlichen 
Geſetzbuches ausgeübt hat. Wenn der Verfaſſer bei ſeinen Ausführungen 
ſich grundſätzlich der bisherigen Kunſtausdrücke, namentlich der lateiniſchen 
oder latinifirten des Gemeinrechtlers, bedient hat, ſo iſt dies einmal durch 
die ſo geförderte Knappheit des Ausdrucks, wie ſie einem Kommentar zu 
eigen ſein muß, andererſeits durch die Rückſicht auf den Leſerkreis gerecht⸗ 
fertigt, dem naturgemäß durch die Wiederkehr der ihm geläufigen Wen⸗ 
dungen und Worte das Verſtändniß des neuen Rechts erleichtert wird. 

Ferner find die neben dem Bürgerlichen Geſetzbuch geltenden Reichs⸗ 
geſetze, ſoweit ſie für das Recht der Schuldverhältniſſe von Bedeutung 
find, gebührend gewürdigt. Dies gilt namentlich vom Handelsgeſetzbuche, 
der Civilprozeß⸗ und der Konkursordnung, wie von dem Haſtpflichtgeſetze 
und den einſchlägigen Vorſchriften des Strafrechts. (Vgl. z. B. Anm. 1 
zu $ 276 [S. 30], die Anmerkung zu § 823 ([S. 555 ff.], ſowie die 
Anm. 1 zu § 827 [S. 563].) | 

Trotz der ſtaunenswerthen Fülle des verarbeiteten Stoffes zeichnen 
ſich die gegebenen Erläuterungen durch höchſte Knappheit und Klarheit 
aus. (Vgl. z. B. die Ausführungen zu $ 830 [S. 566].) Die beſondere 
Begabung des Verfaſſers, ſchwierige Materien in kürzeſter Faſſung gründ⸗ 
lich und lichtvoll zu erörtern, tritt überall zu Tage; hierfür ſei auf die 
Darſtellung des Geſammtſchuldverhältniſſes, des Kaufes, des Werkvert rages 
und der ungerechtfertigten Bereicherung (S. 139, 153, 349, 537 ff.), ſowie 
auf ſeine Darlegungen betreffend die Schuldverſchreibung auf den Inhaber 
(S. 520 ff.) und die unerlaubten Handlungen (S. 532 ff.) verwieſen. 

Der wiſſenſchaftlichen Bedeutung des Buches entſpricht ſein 
praktiſcher Werth. Hier verdient vor Allem die Einfügung trefflich 
gewählter Beiſpiele und die eingehende Erörterung der oft ſchwierigen Be⸗ 
weisfrage hervorgehoben zu werden. 

Daß bei den jetzt ſchon zahlreichen Streitfragen die Meinung des 
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Verfaſſers nicht immer ungetheilten Beifall finden wird, verſteht ſich von 
ſelbſt. So vermag ich mich ihm, um nur eines zu bemerken, nicht an⸗ 
zuſchließen, wenn er bei Zahlung in Unkenntniß des Rechts zur Aufrech⸗ 
nung eine Kondiktion Platz greifen läßt. Er ſucht feine Anſicht damit 
zu rechtfertigen, daß, wer auf eine der Aufrechnung ausgeſetzte Schuld 
zahle, ein indebitum zahle „unter der Bedingung, daß die Aufrechnungs⸗ 
erklärung mit ihrer nach $ 389 rückwirkenden Kraft nachgeholt werde“. 
Das iſt doch wohl eine eigenthümliche Bedingung. Soll fie ſich bei jeder 
Zahlung ſtillſchweigend von ſelbſt verſtehen? Und was iſt ihr wahrer 
Inhalt? Etwa der: „ich zahle, behalte mir aber die Rückforderung für 
den mir unbekannten Fall vor, daß ich eine zur Aufrechnung geeignete 
Forderung haben und ſpäter die Aufrechnung erklären ſollte?“ Wird 
damit nicht der Zahlung ihre weſentliche Bedeutung, das vorzüglichſte 
Mittel zur Tilgung von Verbindlichkeiten zu ſein, geraubt? 

Solcherlei Zweifel könnten in großer Zahl angeführt werden. Sie 
find ein Beleg dafür, wie das Studium des Kommentars belehrend, an⸗ 
regend und die wiſſenſchaftliche Erkenntniß fördernd wirkt. Ich habe die 
Ueberzeugung, daß dieſer in jeder Hinſicht ausgezeichnete Kommentar 
ſich überall raſch einbürgern wird und zu einer führenden Stellung be⸗ 
rufen iſt. 

Berlin. Schück. 


XLIV. Wilhelm v. Seeler, ord. Profeſſor der Rechte in 
Kiew. Das Miteigenthum nach dem Bürger— 
lichen Geſetzbuch für das Deutſche Reich. 8. 
(IV und 108 S.) Halle a. d. S., Max Niemeyer. 


Der Verfaſſer löſt mit dieſem gedankenreichen Buche ein Verſprechen 
ein, das er in ſeinem „Miteigenthum nach römiſchem Recht“ (Halle a. S. 
1896 S. 163) gegeben hatte. Er prüft im Weſentlichen, inwieweit die 
für das römiſche Recht gefundenen Ergebniſſe auch für das deutſche Reichs⸗ 
recht zutreffen. Dabei greift er weit über den Rahmen hinaus, den man 
nach dem Titel des Buches geſteckt glaubt: neben der Eigenthumsgemein⸗ 
ſchaft werden andere Formen der Rechtsgemeinſchaft (Dienſtbarkeits⸗, Ver⸗ 
kaufsrechts⸗, Pfandrechtsgemeinſchaſt) und der Mitbeſitz, neben der Rechts⸗ 
gemeinſchaft nach Bruchtheilen die Gemeinſchaft zur geſammten Hand in 
den Kreis der Erörterung gezogen. 

Das erſte Kapitel behandelt die Rechtsbeziehungen der Miteigen⸗ 
thümer zu einander. Jeder Miteigenthümer beſitzt, wie der Verfaſſer 
lehrt, gegen thatſächliche Verfügungshandlungen, die ein anderer Mit⸗ 
eigenthümer vornehmen will, ein Verbietungsrecht (das unter beſtimmten 
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Vorausſetzungen gebrochen werden kann, § 1). Macht er von dieſem Ver⸗ 
bietungsrechte keinen Gebrauch und iſt auch ſein Widerſpruch nicht zu 
erwarten, ſo iſt der Andere berechtigt — wenn auch nicht verpflichtet —, 
die gemeinſame Sache „von ſich aus nach billigem Ermeſſen, ordnungs⸗ 
mäßig und innerhalb der Grenzen der bona fides zu verwalten“; er iſt 
auch ermächtigt, die anderen Miteigenthümer Dritten gegenüber zu ver⸗ 
treten ($ 2). Nur wenn ein Witderſpruch erfolgt oder zu erwarten iſt, 
ſteht ihm die Vornahme ſolcher Verwaltungs handlungen nicht zu. Der 
Widerſpruch dringt aber nicht durch gegenüber den „reinen Beſitzhand⸗ 
lungen“. So nennt der Verfaſſer ſolche Handlungen, in denen ſich 
ausſchließlich die thatſächliche Sachherrſchaft äußert und die jeder Befitzer 
vornehmen muß, um dieſe Herrſchaft ausüben zu können (S. 11, vgl. 
S. 12 des erwähnten Werks über das Miteigenthum nach römiſchem Recht). 
Sind die Miteigenthümer zugleich im Mitbefitze, jo findet nach der Ans 
ficht des Verfaſſers ein Befigfhug nur zum Schutze jenes Verbietungs⸗ 
rechts und zum Schutze der reinen Beſitzhandlungen ſtatt; in dieſem Satze 
— den der Verfaſſer auch für das römiſche Recht angenommen hatte — 
fieht er den pofitiven Inhalt des negativ gefaßten §8 866 des B. GB.“ 
(SS 1 und 3). Die gegen dieſe Auffaſſung meines Erachtens beſtehenden 
Zweifel darzuſtellen und eine abweichende Anſicht zu begründen, muß einer 
ausführlicheren Erörterung vorbehalten bleiben, als der Rahmen dieſer 
Beſprechung geſtatten würde. Im $ 4 erörtert der Verfaſſer zunächſt die 
Frage, welche Verfügungshandlungen ein Miteigenthümer gegen den Willen 
des anderen klagend durchſetzen könne. Er tadelt (S. 21) die Beſtimmung 
des § 745 Abſ. 3 S. 1, wonach eine weſentliche Veränderung der gemein⸗ 
ſamen Sache nicht durch Stimmenmehrheit beſchloſſen werden kann; allein 
wohl ohne Grund; er faßt den Begriff der weſentlichen Veränderung zu 
weit, wenn er in dem Mahlen des gemeinſamen Getreides, dem Backen des 
gemeinſamen Mehles, dem Zerſägen des gemeinſamen Holzes eine weſent⸗ 
liche Veränderung erblickt; für die Frage, ob eine ſolche vorliegt, muß 
mit Oertmann (Kommentar zu $ 745 Anm. 2a) die wirthſchaftliche 
Zweckbeſtimmung für maßgebend erachtet werden. Im 8 5 beſpricht der 
Verfaſſer die Regelung des Gebrauchs und der Verwaltung, die durch 
Vereinbarung, Mehrheitsbeſchluß, Urtheil oder Geſetz erfolgt. Die An⸗ 
nahme, daß ein Mehrheitsbeſchluß nach § 745 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs nur gültig ſei, wenn allen Theilhabern die Möglichkeit geboten 
worden ſei, an der Abſtimmung und der Berathung theilzunehmen (S. 26), 
erſcheint nicht zutreffend: das Geſetz hätte eine ſolche Vorausſetzung auf⸗ 
ſtellen müſſen, wie z. B. in der Vereinslehre für die Giltigkeit eines 
Mehrheitsbeſchluſſes der Mitgliederverſammlung erfordert wird, daß der 
Gegenſtand bei der Berufung bezeichnet worden ſei (§ 32 Abſ. 1 Satz 2 
des B. GB.“). Hier fehlt es an einem entſprechenden Satz. Im § 6 
wird der poſſeſſoriſche und der petitoriſche Schutz des Verbietungs⸗ 
Zeitschrift für Handelsrecht. Bd. XLIX. 41 
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rechts, im § 7 werden die Beziehungen der Miteigenthümer von Fahrniß 
erörtert. 

Das zweite Kapitel behandelt die rechtliche Stellung der Miteigen⸗ 
thümer nach außen (vgl. freilich S. 62 Ziff. 3). Die leſenswerthen Aus⸗ 
führungen im § 2 über das Recht des Miteigenthümers, ſeinen Antheil zu 
veräußern, ſeien hervorgehoben. Der Verfaſſer legt mit Recht dar, daß 
die geſetzliche Beſtimmung, nach der dieſe Veräußerungsbefugniß durch 
Rechtsgeſchäft nicht ausgeſchloſſen werden kann (5 137 B. GB. 8), hier durch 
den Abſchluß eines Geſellſchaftsvertrages illuſoriſch gemacht werden kann 
(S. 40 f.). Er prüft weiter, inwieweit die Regeln über den Erwerb von 
Nichtberechtigten dann Anwendung finden, wenn der Erwerber den die 
Sache veräußernden Miteigenthümer für den Alleineigenthümer oder doch 
für veräußerungsbefugt hielt (S. 41 ff.). Die ferner aufgeworfene Frage, 
ob der Miteigenthümer ſeinen Antheil an einem körperlichen Theil oder 
an einem Zubehörſtücke der gemeinſamen Sache veräußern könne, wird mit 
Recht verneint (S. 45 ff.). In den folgenden Paragraphen wird das Ver⸗ 
hältniß der Miteigenthümer zu den an der gemeinſamen Sache dinglich 
Berechtigten (den Erbbau⸗, Dienſtbarkeits⸗, Reallaſt⸗, Vorkaufsberechtigten 
und Pfandgläubigern) in lehrreicher Weiſe unterſucht. Freilich dürfte 
nicht allen Ausführungen beizutreten ſein: ich greife die Bemerkungen 
S. 61 heraus: über die Wirkung des Urtheils, das im Grunddienſtbarkeits⸗ 
prozeſſe zwiſchen einem Miteigenthümer des herrſchenden und dem Eigen⸗ 
thümer des belaſteten Grundſtücks ergeht; iſt dieſer verurtheilt worden, in 
die Wiedereintragung der zu Unrecht gelöſchten Dienſtbarkeit zu willigen, 
ſo kann meines Erachtens jener die Berichtigung des Grundbuchs bewirken; 
der Verfaſſer leugnet dies für den Fall, in dem die Löſchungsbewilligung 
nur anſechtbar war, da die einmal erklärte Bewilligung nur von allen 
Miteigenthümern zuſammen „aufgehoben“ werden könne; allein die An⸗ 
fechtung iſt keine Aufhebung; hatte der Kläger die Löſchungsbewilligung 
z. B. irrthümlich oder unter Zwang erklärt, ſo iſt er berechtigt, allein 
anzufechten, und ſeine Bewilligungserklärung iſt, wenn er anficht, nichtig; 
ob die Bewilligungserklärungen der anderen Miteigenthümer anfechtbar 
find und von ihnen angefochten werden, iſt unerheblich; auch wenn fie es 
nicht find, war die Löſchung der Dienſtbarkeit zu Unrecht erfolgt. 

Im dritten Kapitel wird die Aufhebung der Gemeinſchaft behandelt. 
Die Kritik, die der Verfaſſer an § 751 Satz 2 und $ 1258 Abſ. 2 Satz 2 
übt (S. 75 —80), ſei hier hervorgehoben; wenn er freilich die erſte Vor⸗ 
ſchrift für juriſtiſch unkonſtruirbar erachtet, ſo dürfte dem nicht beizutreten 
ſein: es liegt hier für den Pfandgläubiger ohne Weiteres ein „wichtiger 
Grund“ im Sinne des $ 749 vor (Oertmann, Anm. 2 zu § 751). 

Das vierte Kapitel enthält die Antwort auf die Frage, ob die für 
das Miteigenthum geltenden Regeln auch für die Eigenthumsgemeinſchaft 
zur geſammten Hand gelten. Ein Schlußwort hebt — in Fortbildung 
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der vom Verfaſſer früher (Miteigenthum nach römiſchem Recht S. 157 ff.) 
aufgeſtellten Gedankenreihen — den Gegenſatz zwiſchen getheilten und un⸗ 
getheilten Rechten einerſeits und den Gemeinſchaften nach Bruchtheilen 
und zur geſammten Hand andererſeits hervor; der Vorwurf, den der 
Verfaſſer hierbei der Terminologie des Bürgerlichen Geſetzbuchs macht 
(S. 105 ff.), erſcheint jedoch unbegründet. 


Berlin. Privatdozent Dr. Martin Wolff. 


XLV. Dr. Heinrich Titze. Die Nothſtandsrechte im 
Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuche und 
ihre geſchichtliche Entwickelung. 8. (II und 
130 S.) Leipzig 1897, Verlag von Veit & Co. 


Der Verfaſſer führt aus, daß überall da, wo ein rechtmäßiges Inter⸗ 
eſſe gefährdet und nur durch die Verletzung eines anderen Rechtsgutes von 
viel geringerem Werthe zu ſchützen iſt, ein „Nothrecht“ (entweder ein Recht 
auf Nothwehr oder ein „Nothſtandsrecht“ im eigentlichen Sinne oder ein 
Recht auf Selbſthilfe) anerkannt werden müſſe. Er prüft — nach einer 
Erläuterung der Grundbegriffe (Kapitel 1) —, inwieweit dieſes Erforder⸗ 
niß im deutſchen, im römiſchen und im kanoniſchen Recht erfüllt worden 
iſt (Kapitel 2), und gibt in ſeinem Schlußkapitel eine anregende und durch 
zahlreiche anſchauliche Beiſpiele belegte Erläuterung des neuen deutſchen 
Reichsrechts (58 127 — 231, 859, 860, 904 des B. GB.“8). 

Seiner Grundauffaſſung, daß jenes „Nothrecht“ ein ſubjektives 
Privatrecht, und zwar ein objektloſes, unverzichtbares, nicht durch eine 
Klage zu verwirklichendes Recht ſei (S. 32—35), vermag ich nicht zu 
folgen. Die Theorie der „objektloſen“ Rechte, die, von Bekker begründet, 
neuerdings weitere Anhänger gewinnt (vgl. Ramdohr in Gruchot's 
Beiträgen Bd. XLIII S. 20 ff.), ſcheint mir mit dem Begriffe des ſub⸗ 
jektiven Rechts unvereinbar, mag man unter dem „Objekte“ des Rechts 
das verſtehen, was der Berechtigte wollen darf, oder denjenigen, deſſen 
Wille durch das Recht beherrſcht wird. 

Ein ſubjektives Privatrecht auf Vornahme von Nothſtands⸗, Noth⸗ 
wehr⸗, Selbſthilfehandlungen dürfte überhaupt nicht anzuerkennen ſein. 
Dieſe Handlungen dienen der Verwirklichung des gefährdeten Rechts 
und find, ebenſo wie die Klage, Mittel zur Ausübung dieſes Rechts, 
nicht aber ſelbſt Ausübungen eines beſonderen Privatrechts auf 
Selbſthilfe (val. auch Gierke, Deutſches Privatrecht 1 S. 342. Text zu 
Anm. 36). Die Nothwehr gegen den Dieb iſt hiernach nur die Ausübung 
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des Eigenthumsrechts, die gegen den Beleidiger, den Mörder, Ausübung 
des Perſönlichkeitsrechts auf Ehre und Leben. 

Auch im Einzelnen dürfte dem Verfaſſer nicht überall beizutreten 
fein. So, wenn er ausführt (S. 74 f.), daß „im Sinne der Nothwehr 
Angriff auf das Vermögen immer identiſch“ ſei „mit Angriff auf den 
Befitz“. Hier wird überſehen, daß auch nicht befigbare Vermögensrechte 
angegriffen und durch Nothwehr geſchützt werden können. Nicht richtig 
iſt es ferner, daß die Behauptung der Nothwehr eine wahre Einrede ſei, 
die der Richter nur berückfichtigen dürfe, wenn der Beklagte ſich auf fie 
berufe (S. 93); vielmehr iſt ſie lediglich als Einwendung aufzufaſſen, für 
die dem Beklagten im Streitfalle der Beweis obliegt. 

Auf weitere Einzelheiten, in denen ich von der im Uebrigen ſorg⸗ 
fältigen Doktorſchriſt abweiche. darf hier nicht eingegangen werden. 


Berlin. Privatdozent Dr. Martin Wolff. 


XLVI. Dr. Reimer, Rechtsanwalt am Kammergericht. 
Wegweiſer durch die Entſcheidungeun des 
Reichsgerichts in Civilſachen. SS 1—41. 
Für die Praxis des Bürgerlichen Geſetzbuches zu⸗ 
ſammengeſtellt. 8. (84 S.) Berlin 1899, Franz 
Vahlen. 


Der Verfaſſer gibt zu den einzelnen Paragraphen des Bürgerlichen 
Geſetzbuches die einſchlägigen Erkenntniſſe des Reichsgerichts, indem er bald 
die in denſelben ausgeſprochene Rechtsanſicht mittheilt, bald nur bezüglich 
einer Rechtsfrage auf die betreffende Entſcheidung verweiſt, mag es ſich um 
gemeines Recht, preußiſches Recht oder ein anderes Rechtsgebiet handeln. 

Das Büchlein ſoll — insbeſondere für die Uebergangszeit, während 
welcher es an der das Bürgerliche Geſetzbuch ſelbſt betreffenden Judikatur 
fehlt — ein Hilfsbuch für den Praktiker bei Anwendung des Bürgerlichen 
Geſetzbuches ſein. Liegt aber in der That, wie Verſaſſer meint, ein Be⸗ 
dürfniß für den Praktiker vor, auf die zu analogen Vorſchriften des bis⸗ 
herigen Rechts ergangenen Entſcheidungen zurückzugreifen? Zweifellos 
doch nur da, wo über die Bedeutung und Tragweite einer Beſtimmung 
des Bürgerlichen Geſetzbuches Streit entſtehen kann. Ueberflüſſig find 
daher — für den Praktiker — alle Entſcheidungen, die ſich auf ſolche 
Vorſchriften beziehen, die abſolut ſtreitlos find. 

Wenn Verfaſſer z. B. zu § 1601 unter Bezugnahme auf RGE. 
Bd. IV Nr. 60 anführt: „Auf den Unterhaltsanſpruch kann weder über⸗ 
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haupt noch gegen eine zum Unterhalt unzulängliche Abfindung zum Vor⸗ 
aus verzichtet werden,“ jo war dieſe Entſcheidung in Beihalt des § 1614 
(zu dem ſie im Uebrigen beſſer gehört hätte) kaum von Bedeutung; und 
wenn er zu § 1603 auf RGE. Bd. IV Nr. 44 verweiſt, wonach im ge⸗ 
meinen Recht nicht der Unterhaltpflichtige ſeine Leiſtungs un fähigkeit, 
ſondern der Berechtigte die Leiſtungsfähigkeit des Gegners zu beweiſen hat, 
jo iſt das bei der Zweifelloſigkeit, mit welcher ſich für das Bürgerliche 
Geſetzbuch der entgegengeſetzte Standpunkt aus dem Wortlaut und der 
Entſtehungsgeſchichte der Beſtimmung ergibt, ohne praktiſchen Werth. 
Aber ſelbſt da, wo ſich Zweifel ergeben können, iſt die Bezugnahme auf 
Entſcheidungen des Reichsgerichts oft von imaginärem Werth, zumal da, 
wo für verſchiedene Rechtsgebiete die Frage verſchieden beantwortet iſt. 
Von weſentlicher Bedeutung iſt eine angezogene Entſcheidung erſt da, wo 
ſie ſich auf ein Rechtsgebiet bezieht, aus dem nachweislich das Bürger⸗ 
liche Geſetzbuch die ſtreitige Vorſchrift unmittelbar oder mittelbar ent⸗ 
lehnt hat. | 

Immerhin aber bietet die fleißige und geſchickte Zuſammenſtellung 
demjenigen, der ſich über das Verhältniß des Bürgerlichen Geſetzbuches 
zu Streitfragen des früheren Rechts orientiren will, eine dankenswerthe 
Erleichterung. 


Roſtock. Dr. Rönnberg, Landgerichtsrath. 


XLVII. Dr. Joſeph Weißbart. Das Befriedigungs⸗ 
recht Dritter in der Zwangsvollſtreckung 
nach §S 268 des Bürgerlichen Geſetzbuches. 
8. (63 S.) Würzburg 1899, Gnad & Co. (Karl 
Anslinger). | 


Die kurze, das Thema eingehend, wenn auch in knapper Faſſung 
behandelnde Arbeit erörtert zunächſt die theoretiſche Bedeutung des Be⸗ 
friedigungsrechts gegenüber dem Eintrittsrecht, die Behandlung beider im 
bisherigen Landesrecht und die Entſtehungsgeſchichte der Beſtimmungen des 
Bürgerlichen Geſetzbuches. f 

Den Hauptinhalt der Arbeit bildet die weſentlich praktiſch gehaltene 
Erörterung der Vorausſetzungen, des Inhalts und der Wirkungen des 
Befriedigungsrechts. Zum Schluß werden die allgemeinen Grundlagen des 
Befriedigungsrechts behandelt. Der „Dritte“ ſei geſetzlich Mithaftender 
und daher zur Ablöſung berechtigt. 


Roſtock. Dr. Joerges. 
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XLVIII. Jahrbuch der Entſcheidungen des Kammer: 
gerichts in Sachen der nichtſtreitigen Ge⸗ 
richtsbarkeit und in Strafſachen, heraus⸗ 
gegeben von Reinhold Johow, Geheimer Ober: 
juſtizrath. 8. (Bd. XVIII, 472 S.; Bd. XIX, 
432 S.) Berlin 1899, 1900, Franz Vahlen. 


Betreffend die Anzeige der früheren Bände iſt dieſe Zeitſchrift 
Bd. XLII S. 233, Bd. XLIV S. 316, Bd. XLVII S. 547 zu vergleichen. 
Die jetzt vorliegenden Bände XVIII und XIX enthalten, abgeſehen von 
den Strafſachen, je 61 Entſcheidungen, darunter betreffen 7 bezw. 8 die 
gewerblichen Regiſter. Auf Grund des Reichsgeſetzes über die freiwillige 
Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898 iſt durch das preußiſche Geſetz über 
die freiwillige Gerichtsbarkeit vom 21. September 1899 Art. 7 das Kammer⸗ 
gericht für die Entſcheidung der weiteren Beſchwerde als ausſchließlicher 
Gerichtshof zuſtändig gemacht. Mit Rückſicht hierauf wird das Jahrbuch 
in „Neuer Folge“ der bisherigen Einrichtung entſprechend fortgeführt als: 


Jahrbuch der Entſcheidungen des Kammer— 
gerichts in Sachen der freiwilligen Ge— 
richtsbarkeit, in Koſten-, Stempel⸗ und 
Strafſachen, herausgegeben von Reinhold 
Johow, Geheimer Oberjuſtizrath, und Viktor 
Ring, Kammergerichtsrath. Neue Folge. Berlin, 
Franz Vahlen. 


Um die Entſcheidungen möglichſt ſchnell zur allgemeinen Kenntniß 
zu bringen, erſcheint das Jahrbuch fortan in Heſten mit folgenden drei 
Abtheilungen: A. Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit; B. Koſten⸗ und 
Stempelſachen; C. Strafſachen (Einführungsgeſetz zum Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetz vom 27. Januar 1877 § 9; Preußiſches Ausführungsgeſetz hierzu 
vom 24. April 1878 § 50). Jede Abtheilung führt zweckmäßig geſonderte 
Seitenzahlen, ſo daß mit Abſchluß eines Bandes die Abtheilungen zu⸗ 
ſammengebunden werden können. Es liegt Heft 1 vor mit Entſcheidungen: 
29 der Abth. A, 1 der Abth. B, 19 der Abth. C. 

Hier werden namentlich die Entſcheidungen, welche die Handelsſachen 
betreffen (Reichsgeſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit SS 125 ff.) anziehend fein. Unter Nr. 9 findet ſich, begründet 
in einem Beſchluß vom 20. März 1900, folgender Satz: „Eine Aktien⸗ 
geſellſchaft kann nicht als Inhaberin eines von ihr erworbenen Handels⸗ 
geſchäfts, das unter feiner bisherigen, von der Firma der Aktiengeſellſchaft 
abweichenden Firma als ſelbſtändige Niederlaſſung fortgeführt werden ſoll, 
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in die Handelsregiſter eingetragen werden.“ Dem Gegenſtand iſt eine 
Erörterung in Bd. XXI S. 410 ff. dieſer Zeitſchrift gewidmet, gleich⸗ 
zeitig ſei auf die Entſcheidung des Reichs⸗Oberhandelsgerichts Bd. XX 
S. 34 aufmerkſam gemacht. Es dürfte ſich damit ergeben, daß es im 
Verkehr ſich als erforderlich erwieſen hat, daß ein Handelsgeſchäft unter 
Wahrung des Firmenrechts von einer Aktiengeſellſchaft erworben wird. 
Für eine Aktienbank kann es von Bedeutung fein, ein Bankgeſchäft zu 
erwerben und bei Erhaltung der Firma allmählich die Kundſchaft an fich 
heranzuziehen, oder vielleicht ſpäter das erworbene Bankgeſchäft mit dem 
Firmenrecht wieder zu verkaufen. Wird der Aktiengeſellſchaft der Geſchäfts⸗ 
erwerb mit dem Firmenrecht geſtattet, ſo iſt es, wie auch das Kammer⸗ 
gericht annimmt, ausgeſchloſſen, daß damit zwei ſelbſtändige Handels⸗ 
niederlaſſungen beſtünden. Es iſt nur eine Vermögensmaſſe der Aktien⸗ 
geſellſchaft vorhanden; verfällt dieſe in Konkurs, ſo gehört das in dem 
erworbenen und fortgeführten Geſchäfte liegende Vermögen zu der Aktiv⸗ 
maſſe der Gemeinſchuldnerin. Das Kammergericht verneint auch nur die 
Fortführung des erworbenen Geſchäfts mit Firmenerhaltung als einer 
„jelbftändigen Handelsniederlaſſung“; die Frage, ob die Aktiengeſellſchaft 
für eine an einem anderen Ort errichtete Zweigniederlaſſung die erworbene 
Firma unter Kennzeichnung der Eigenſchaft einer Zweigniederlaſſung der 
Aktiengeſellſchaft fortführen könne, iſt durchaus offen gelaſſen. (Zu ver 
gleichen dazu jedoch Beſchluß des Kammergerichts vom 4. April 1892; 
Jahrb. Bd. XII S. 35.) Die Frage wird zu bejahen ſein. Wo das 
Verkehrsbedürfniß fordert, darf das Handelsregiſter nicht hindernd entgegen 
treten; es würde damit ſonſt der Zweck der Einrichtung verfehlt. Der 
Beſchluß des Kammergerichts gibt zu erkennen, daß von der Aktiengeſell⸗ 
ſchaft, welche die Eintragung beantragte, ein falſcher Weg eingeſchlagen 
war, und es iſt gleichzeitig auf den richtigen Weg gewieſen. 

Unter Nr. 10 findet ſich aus dem Beſchluß vom 19. Februar 1900 
folgender Satz entnommen: „Bei Erhöhung des Grundkapitals einer 
Aktiengeſellſchaft können für die neuen Aktien feſte Zinſen auch nicht für 
einen Uebergangszeitraum bis zur Betriebsfertigkeit der mit dem neuen 
Kapital beſtimmungsgemäß herzuſtellenden Anlage bedungen werden.“ 

Dieſem Satz glaube ich nicht zuſtimmen zu dürfen, wie mir denn 
auch die Gründe Rieſſer's in den „Neuerungen im deutſchen Aktienrecht“ 
S. 96 ff. keineswegs überzeugend ſind. Betreffend die Begründung der 
Zuläſſigkeit der Bauzinſen iſt auf Buſch, Archiv Bd. VIII S. 406 ff. 
(1866) und Bd. XXXII S. 99 ff. (1875) zu verweiſen; die daſelbſt als 
Erforderniß nachgewieſene feſte Zeitbegrenzung hat im Plenarbeſchluß des 
Reichs⸗Oberhandelsgerichts vom 31. März 1877 (Entſch. Bd. XXII 
S. 73 ff.) Anerkennung gefunden und iſt jetzt in $ 215 Abſ. 2 HGB. “s 
in das Geſetz aufgenommen. Wird eine Grundkapitalserhöhung vorge⸗ 
nommen, um ein Unternehmen zu „erwerben“, zu „übernehmen“ (Rieſſer 
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a. a. O. S. 95), ſo kann von Bauzinſen keine Rede ſein. Der in Betracht 
kommende Fall iſt dahin zu geſtalten. Der Geſellſchaftsvertrag bezeichnet 
den Gegenſtand des Unternehmens (Preuß. Geſetz vom 9. November 1843 
§ 2 Ziff. 2, HGB. Art. 210 Ziff. 3, $ 182 Ziff. 2), das zur Herrichtung 
deſſelben gezeichnete und allmählich einzuzahlende Grundkapital wird nach 
und nach verwendet, bringt aber noch keinen Ertrag. In der Bewerthung 
des hergeſtellten Unternehmens liegt das verbrauchte Grundkapital nebſt 
den Zinſen dieſes Geldbetrages. Wenn dieſe Zinſen als Bauzinſen aus⸗ 
gezahlt werden, ſo wird hierdurch das Grundkapital nicht vermindert, 
denn das vollendete Ganze des Unternehmens hat einen Werth, welcher 
dem Kapitalsbetrag nebſt den Zinſen gleichkommt und in der Bilanz in 
die Erſcheinung treten darf. Wird das Grundkapital behufs Erweiterung 
des Unternehmens erhöht (z. B. Bau einer Zweigbahn), ſo wiederholt fich 
hier dieſelbe Erſcheinung. Das allmählich verbaute Kapital bringt einen 
Gegenſtand hervor, welcher mit dem verwendeten Kapitalsbetrag nebſt den 
Zinſen bewerthet werden darf, ebenſo als wenn die Neuanlage mit einem 
entliehenen zinsbaren Kapital hergeſtellt wäre (§ 261 Ziff. 2). 

Bauzinſen bei Grundkapitalserhöhung zur Herſtellung eines Unter⸗ 
nehmens haben in derſelben zeitlichen Begrenzung eine berechtigte Grund⸗ 
lage, wie dies im Grundvertrage der Fall iſt. Das Geſetz ſteht dem 
keineswegs entgegen. Rieſſer a. a. O. S. 98 Anm. 2 ſchlägt für die 
nach feiner Anficht zu verſagenden Bauzinſen Behelfe vor. Die Preußiſche 
Geſetz⸗Sammlung weiſt bei Grundkapitalserhöhungen zu Erweiterungs⸗ 
bauten von Eiſenbahnaktiengeſellſchaften die Zuficherung von Bauzinſen 
nach, z. B. Rechte Oder⸗Uferbahn, G. S. 1875 S. 1102; Heſſiſche Nord: 
bahn, G. S. 1867 S. 368; Thüringiſche Eiſenbahngeſellſchaft, G. S. 1867 
S. 732, 1866 S. 561; Berlin-Potsdam⸗Magdeburg, G. S. 1868 S. 94. 

Wenn ich Gelegenheit genommen habe, an zwei Beſchlüſſe die vor⸗ 
ſtehenden Bemerkungen anzuſchließen, ſo habe ich weiter meine Anſicht 
dahin auszuſprechen, daß das vorliegende Heft eine Reihe von Beſchlüſſen 
mit eingehender Begründung enthält, welche in allen Gliedſtaaten für den 
Rechtsgang beachtenswerth und bedeutſam ſind; ſo z. B. aus Abth. A: 
Geſchäftsbetrieb einer Hypothekenbank, Emiſſionsthätigkeit; 14. Bilanz 
einer eingetragenen Genoſſenſchaft; 18. Eintragung von Nacherben in das 
Grundbuch; 25. Verzicht des Grundſtückeigenthümers auf die Vorlegung 
des Hypothekenbriefes bei Kapitalskündigung. 

Das Jahrbuch wird nicht nur für Preußen von Bedeutung ſein, 
ſondern ſich bei der Gleichartigkeit der Verhältniſſe in den anderen Glied⸗ 
ſtaaten auch dort berechtigte Anerkennung und damit Verbreitung ver⸗ 
ſchaffen und ſomit für die gleiche Rechtsanwendung förderlich wirken. 

N | Keyßner. 
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XLIX. Dr. jur. J. Rieſſer. Die Neuerungen im 
deutſchen Aktienrecht nebſt Entwürfen für 
neue Statuten und für Statutenänderungen. 8. 
(XIV und 217 S.) Berlin 1899, Verlag von 
O. Liebmann. 


Die lehrreiche Abhandlung iſt, wie die Vorrede e aus zwei 
Vorträgen hervorgegangen, die Rieſſer im Auftrage der Aelteſten der 
Kaufmannſchaft von Berlin im November 1899 gehalten hat. Doch iſt 
nur die hiſtoriſche Einleitung wörtlich übernommen worden, wie denn 
auch deren friſche Knappheit!) an den Vortragston erinnert. Alles 
Uebrige hat nach der Vorrede eine Umarbeitung erfahren, die ſehr weit⸗ 
greifend geweſen ſein muß, denn die gründliche, bis in das nicht gerade 
kurzweilige Detail des Aktienrechts gehende Behandlung wäre für den 
mündlichen Vortrag wenig angebracht geweſen. 

So gibt jetzt der Verfaſſer eine ſorgfältige, häufig mit treffenden 
praktiſchen Bemerkungen gewürzte Darſtellung der vom neuen Handels⸗ 
geſetzbuch eingeführten Aenderungen des Aktienrechts. Er faßt dieſe nach 
den Zielen, die erreicht werden ſollen, in große Gruppen zuſammen, indem 
er zuerſt die neuen Schutzvorſchriften zu Gunſten der Geſellſchaft, der 
Aktionäre, der Gläubiger und ſonſtiger Dritter gegen Mißbräuche und 
Täuſchungen, ſodann die im Verkehrsintereſſe getroffenen Aenderungen des 
Aktienrechts und ſchließlich die dem Schutz des öffentlichen Intereſſes 
dienenden neuen Vorſchriften über Nichtigkeitsklagen und Löſchungen im 
Regiſter beſpricht — eine Gruppirung, die für praktiſche Zwecke recht 
angebracht iſt, während fie für den Theoretiker ihr Bedenkliches hat. 
Eingehender wird dazwiſchen dieſe und jene Frage unterſucht, ſo die Frage 
der „Rücklagen“ (S. 20— 28), die Frage, welche Erwerbsgeſellſchaften das 
Aktienrecht beherrſcht (S. 89— 91, meines Erachtens nicht ganz zutreffend), 
die Frage, ob Bauzinſen nachträglich durch das Statut bei Erhöhung des 
Grundkapitals eingeführt werden können (S. 96— 101, mit Recht ver: 
neint), die ſich auf die wiederkehrenden Nebenleiſtungen des § 212 be⸗ 
ziehenden Fragen (S. 101—107). Rieſſer meint hier, es dürfe auch 
geſtattet ſein, ſtatt wiederkehrender einmalige Leiſtung aufzuerlegen, doch 
möchte ich vorziehen, das Geſetz hier ſo eng wie möglich auszulegen. 
Sehr beachtenswerth find auch die Ausführungen über die Nichtigkeits⸗ 
klage. Rieſſer hat manches gegen das Geſetz auszuſetzen, gibt aber zu, 
daß Lücken und Fehler, die zur Nichtigkeitsklage führen könnten, ſich in 


1) Bedenklich find hier einige 1 ſo der, daß ſchon im 13. Jahr⸗ 
hundert in Genua Aktiengeſellſchaften exiſtirten. Die neue Forſchung 
will kaum noch die „Georgsbank“ als Aktiengeſellſchaft gelten 
laſſen. 
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den Statuten äußerſt ſelten finden werden. Das meine auch ich. Mir 
ſcheint die Schwäche des Geſetzes eben darin zu liegen, daß es nicht 
generell die Frage beantwortet, wann eine Aktiengeſellſchaft nichtig iſt. 

Nachdem auch auf die Kommanditgeſellſchaft auf Aktien ein Blick 
geworfen iſt, wendet ſich Rieſſer ſchließlich der Frage der Rückwir⸗ 
kung des neuen Aktiengeſetzes auf beſtehende Geſell⸗ 
ſchaften zu. Er vertritt hier die Auffaſſung, daß die neuen aktien⸗ 
rechtlichen Vorſchriften in demſelben Umfange auf beſtehende Geſellſchaften 
Anwendung finden ſollen, wie nach der Aktiennovelle vom 18. Juli 1884 
und den hierzu ergangenen Uebergangsbeſtimmungen (S. 144). Er läßt 
beiſpielsweiſe Geſellſchaften, die vor dem Allg. Deutſchen Handelsgeſetzbuch 
errichtet ſind, auch in Zukunft ohne Aufſichtsrath fungiren und nimmt 
an, daß § 4 der zweiten Aktiennovelle auch in Zukunft fortwirke. Ich 
vermag nicht von der Schlüſſigkeit der Rieſſe r'ſchen Deduktion mich zu 
überzeugen. Da in den Art. 23 ff. des Einſührungsgeſetzes zum Handels⸗ 
geſetzbuch nur wenige Sätze über Rückwirkung ſich vorfinden, jo müſſen 
meines Erachtens die allgemeinen Grundſätze über Rückwirkung auf die 
Aktiengeſellſchaft zur Anwendung kommen. Und da die Aktiengeſellſchaft 
juriſtiſche Perſon ift, jo iſt für fie Art. 163 des Einſührungsgeſetzes zum 
Bürgerl. Geſetzbuch ebenſo maßgebend, wie etwa für den Handelskauf 
Art. 170 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerl. Geſetzbuch. Ich ſehe nicht, 
wie ich hierüber hinwegkomme. 

Wenn Rieſſer Gewicht darauf legt, daß die Novelle von 1884 
ein ſelbſtändiges Reichsgeſetz war, ſo war doch der Inhalt dieſes Geſetzes 
eine Erſetzung gewiſſer Theile des Allg. Deutſchen Handelsgeſetzbuches 
durch anderes Recht, das damit aber wieder Beſtandtheil des Allg. Deutſchen 
Handelsgeſetzbuchs wurde. Ich kann nur bei dem bleiben, was ich in 
Bd. XLVIII S. 119 dieſer Zeitſchrift bemerkt habe. (Vgl. jetzt auch 
Ring zu § 252 N. 12.) 

Wohlbegründete praktiſche Rathſchläge zur Anpaſſung der Statuten 
an das neue Recht und ein Muſterſtatut ſchließen die werthvolle Abhand⸗ 
lung ab. 


Roſtock. 5 Karl Lehmann. 


L. Die Reichsgeſetze, betreffend die privat— 
rechtlichen Verhältniſſe der Binnenſchiff— 
fahrt und der Flößerei in der am 1. Januar 
1900 in Wirkſamkeit getretenen Faſſung, nebſt den 
ergänzenden Vorſchriften der Gewerbeordnung und 
des Handelsgeſetzbuches u. ſ. w. 
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1. Erläutert von R. Förtſch, Reichsgerichtsrath. 
Zweite Auflage. 8. (453 S.) Leipzig 1900, 
Roßberg'ſche Hofbuchhandlung. 


Der 1895 erſchienenen erſten Auflage (vgl. Bd. XLVII S. 539 
dieſer Zeitſchrift) iſt jetzt die zweite gefolgt. In einem erſten Ab⸗ 
ſchnitt „Vorgeſchichte und Geſchichte des Geſetzes (S. 1—6) wird über 
die Entſtehung des Reichsgeſetzes vom 15. Juni 1895 berichtet (S. 5 
Z. 7 von unten iſt 1896 zu leſen, vgl. S. 389), abſchließend mit der 
Umgeſtaltung im Reichsgeſetz vom 20. Mai 1898, in Kraft getreten mit 
1. Januar 1900. 

Der zweite Abſchnitt zeigt die Ueberſchrift „Inhalt des Geſetzes“. 
Es wird der Bericht über das Geſetz von 1895 wiederholt und ſodann 
eine Ueberſicht der Aenderungen gegeben, worüber dieſe Zeitſchrift 
Bd. XLV S. 541 zu vergleichen. Daß dieſer Abſchnitt (S. 6— 13) 
allzu kurz iſt, darf bedauert werden; eine Darſtellung des geſammten 
Geſetzeswerkes wäre erwünſcht geweſen. Zur Vergleichung iſt S. 381 ff. 
das Reichsgeſetz von 1895 abgedruckt und wird S. 390 ff. eine „Gegen⸗ 
überſtellung der ſeerechtlichen Artikel und Paragraphen des Handels⸗ 
geſetzbuches alter und neuer Geſtalt, ſowie der beiden Binnenſchiffahrts⸗ 
geſetze gegeben. Geſchloſſen wird die Einleitung mit einem Abſatz (S. 13 
und 14): „Betrachtungen über das Geſetz“. Es heißt dort: „Welche 
Richtung das Binnenſchiffahrtsgeſetz im Allgemeinen einzuſchlagen habe, 
daß es nämlich in den wichtigſten Punkten ſich dem Seerecht anzu⸗ 
ſchließen habe, iſt, wie ſämmtliche Vorarbeiten ergeben, niemals zweifel⸗ 
haft geweſen; es gibt eben auf dem Gebiet des juriſtiſchen Denkens 
Strömungen, deren Gewalt auch der Geſetzgeber unterliegt. Gleichwohl 
laſſen ſich berechtigte Zweifel erheben, ob für den Binnenſchiffahrts⸗ 
verkehr wirklich ein Bedürfniß beſtand, den Begriff des Schiffsvermögens 
und die auf daſſelbe beſchränkte Haftung des Rheders, die Lehre von 
den Schiffsgläubigern und die Grundſätze über große Haverei einzu⸗ 
führen, und jedenfalls wird die Anwendung dieſer Grundſätze dort, wo 
dieſelben nicht durch die Nähe der See Geſchäftsleuten und Richtern 
bekannt find, im Anfange nicht geringe Schwierigkeiten bereiten; letztere 
find insbeſondere auch bei Handhabung derjenigen Vorſchriften zu er⸗ 
warten, welche bald dem Schiffseigner, bald dem Frachtführer, bald 
dem Schiffer bei Ausführung des Frachtvertrages Pflichten auferlegen 
oder Rechte ertheilen.“ 

Beachtenswerth waren ſolche Bedenken für den Geſetzgeber: die 
Beobachtung des großen Verkehrs auf den Strömen dürfte eine er: 
weiterte Annäherung an das Seerecht gerechtfertigt haben; die Ein⸗ 
gewöhnung wird dann folgen, ſo daß das Rechtsbewußtſein mit dem 
Geſetzeswort in Einklang ſteht. 
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Berechtigt wird hervorgehoben, daß die Vertragsfreiheit keine 
Einſchränkung erfahren hat. Die Technik des Geſetzes wird als muſter⸗ 
haft bezeichnet, „wenn auch gar nicht geleugnet werden ſoll, daß durch 
die mehrfache und verſchiedenartige Bezugnahme auf Vorſchriften der 
Gewerbeordnung und insbeſondere des Handelsgeſetzbuchs das Verſtänd⸗ 
niß des Geſetzes nicht gerade erleichtert wird“ ... Daß das Geſetz in 
ſich kein abgeſchloſſenes iſt, iſt für die Betheiligten zu bedauern; ſie 
dürfen ſich eben mit dem Geſetz nicht ein Genüge ſein laſſen, ſondern 
müſſen ſich ſolcher Bearbeitungen bedienen, in denen die Verweiſungen 
durch Mittheilung des bezogenen Geſetzes ausgefüllt ſind. Auch das 
Handelsgeſetzbuch iſt ſolcher Vervollſtändigung bedürftig. 

S. 16-325 bringen das Geſetz in der Faſſung, die es nach Be: 
rückſichtigung der Aenderungen des Art. 12 des Einführungsgeſetzes zum 
Handelsgeſetzbuche in der Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 
20. Mai 1898 (RGBl. S. 369, 868 ff., im vorliegenden Buch S. 378, 
379) erhalten hat, unter Einſchaltung der in Bezug genommenen und 
weiter in Betracht kommenden Geſetze, und zwar zu $ 20, § 24, 25, 26, 
52, 67, $ 72, 85, 87, 88, 92, 94, 95, 103, 110, 120. 

Vor den Schlußbeſtimmungen iſt ein Abſchnitt eingeſchaltet: 
„Verpfändung und Zwangsavollſtreckung“, woſelbſt die reichsgeſetzlichen 
Beſtimmungen zuſammengeſtellt und erläutert ſind. 

Aus der vorſtehenden Aufzählung der Einſchaltungen ergibt fich, 
daß es dem Geſetz an Selbſtändigkeit und Abgeſchloſſenheit fehlt, daß 
für den Gebrauch im Verkehr die Mittheilung der ergänzenden Geſetze 
nothwendig iſt. Wer alſo das Geſetz verwenden will, iſt vom Geſetz⸗ 
geber in die Lage verſetzt, ſich einer vervollſtändigten Ausgabe zu be⸗ 
dienen, als welche die vorliegende empfohlen wird. 

Angeſchloſſen (S. 399 — 433) iſt das Reichsgeſetz, betreffend die 
privatrechtlichen Verhältniſſe der Flößerei, vom 15. Juni 1895 (RGBl. 
1895 S. 341). | 

Den Abſchluß macht ein ausgiebiges Sachregiſter. 

Die äußere Ausſtattung des Buches iſt gediegen und zuverläſſig, 
der Druck ſorgſam; im Texteswort des Geſetzes dürfte (außer im § 79 
„dadurch“ zu leſen für „durch“) kein Druckfehler entdeckt werden. 

Wenn hiermit eine Inhaltsangabe verzeichnet iſt, ſo liegt die 
Bedeutung des Werkes in den vom Verfaſſer den einzelnen Paragraphen 
beigefügten Erläuterungen, deren Anordnung und Faſſung denjenigen 
Anforderungen in vollem Maße entſpricht, welche an einen erſchöpfenden 
Kommentar zu ſtellen ſind. Wie ſehr auf das Verkehrsbedürfniß Rück⸗ 
ſicht genommen iſt, zeigen die Beiſpiele von Dispachen S. 275 ff. — 

Dieſelben Geſetze behandelt folgende Ausgabe: 


* 


Literatur. 649 


2. Nach den Materialien erläutert von C. Loewe, 
Landgerichtsrath. Zweite Auflage. 16. (293 S.) 
Berlin 1898, J. Guttentag. 


In der bekannten, von der Guttentag'ſchen Verlagsbuchhandlung 
herausgegebenen Sammlung deutſcher Reichsgeſetze iſt dies Nr. 36. 
Auch in dieſer Handausgabe find die in Bezug ſtehenden Geſetze 
nachgetragen. Beſondere Rückſicht iſt der preußiſchen Landesgeſetzgebung 
gewidmet und die Allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters vom 
2. November 1895, betreffend die Führung des Schiffsregiſters betreffs 
der Binnenſchiffahrt mitgetheilt. Die Anmerkungen ſind dem Zweck 
der Handausgabe gemäß beſchränkt. 
Keyßner. 


LI. Die Bankdepotgeſchäfte in geſchichtlicher, 
wirthſchaftlicher und rechtlicher Beziehung. 
Von Dr. jur. et oecon. publ. Franz Schweyer. 
München 1899, S. Schweitzer, Verlag. 


Das vorliegende Buch iſt in doppelter Hinficht erfreulich, einmal 
wegen ſeines reichen Inhalts, dann als ein neuerlicher Beweis dafür, 
daß immer mehr das Streben dahin geht, auf Grund wirthſchaftlicher 
und juriſtiſcher Bildung an die Behandlung jener Probleme zu gehen, 
welche der wiſſenſchaftlichen Forſchung dieſe doppelte Seite darbieten. 
Schweyer, welcher ſchon früher eine wirthſchaftsgeſchichtliche Arbeit 
publizirte ), hat ſich ſeine Aufgabe nicht leicht gemacht. 

In einer friſch geſchriebenen Einleitung ſkizzirt Verfaſſer die ge: 
ſchichtliche Entwicklung des Bankdepotweſens von ſeiner älteſten Zeit 
bis zu der Gegenwart (S. 4—24), er ſchildert die Geſchäfte der römiſchen 
argentarii nicht minder anſchaulich, wie den Verkehr bei den modernen 
Kaſſen. 

Als Grundlage der modernen Bankdepotgeſchäfte ſieht Verfaſſer 
mit Recht das depositum regulare und das depos itum 
irregulare an. 

Bezüglich des depositum regulare beſchränkt ſich der Ber: 
faſſer auf die Wiedergabe von Sätzen (S. 26 ff.), welche man als den 
Niederſchlag der von moderner Wiſſenſchaft aufgeſtellten Lehren bezeich⸗ 


1) „Schöffau“ in den n Studien“, heraus⸗ 
gegeben von Brentano und Lotz, Bd. X 
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nen kann; Verfaſſer hätte ſich hier kürzer faſſen und manche Details, 
die er nur andeutet, weglaſſen oder aber fie gründlich erörtern ſollen, 
ſo die auf S. 31 behandelte Frage, „ob der Depoſitar die bei ihm 
deponirte Sache wegen einer ihm an den Deponenten zuſtehenden For⸗ 
derung dürfe pfänden laſſen“. | 

Gründlicher iſt dagegen die Erörterung des depositum ir- 
regulare (S. 33 ff.). Von der Stellung des Inſtitutes im Pandekten⸗ 
rechte ausgehend, verfolgt Schweyer die Behandlung des irregulären 
Depoſits in der ſpäteren Jurisprudenz, zumal des 19. Jahrhunderts, 
und gelangt in Anlehnung an die Ausführungen moderner Rechtslehrer 
zu dem Ergebniſſe: „Mag das depositum irregulare dem Darlehen 
noch ſo ſehr ähnlich ſein, den Ausgangspunkt der Entwicklung bildete 
das depositum, und ſo lange es nicht vollſtändig mit dem Darlehens⸗ 
begriff ſich deckt, muß ſchon mit Rückſicht auf dieſen hiſtoriſchen Her: 
gang, noch mehr aber im Hinblicke auf die wirthſchaftliche Funktion 
des Inſtituts für daſſelbe Exiſtenzberechtigung gefordert werden“ (S. 50). 
Der Verfaſſer wendet ſich ſodann (S. 51 ff.) den einzelnen „Depot- 
geſchäften“ zu und unterſcheidet: a) das depositum zur Aufbewahrung, 
b) das depositum zur Verwaltung, e) das depositum zur Benutzung, 
d) das depositum zur Deckung, e) das Girogeſchäft, f) das Sparkaſſen⸗ 
geſchäft. Das depositum zur Deckung hätte beſſer ausgeſchloſſen werden 
ſollen; denn wenn auch Schweyer ſelbſt jagt (S. 55): „Das depo- 
situm zur Deckung hat mit dem römiſch⸗ rechtlichen depositum lediglich 
den Namen gemein“, ſo genügt das nicht; das deponere iſt in dieſem 
Falle nur ein tradere, und wenn auch das „depositum zur Deckung“ 
oft aus einem depositum zur Aufbewahrung oder Aehnlichem hervor⸗ 
geht, ſo iſt durch dieſe Zuſammenſtellung nichts gewonnen: die causa 
possessionis kann ja einverſtändlich ſtets geändert werden! 

Die Ausführungen über das Giro: und Sparkaſſengeſchäft find 
recht kurz gerathen, wohl deshalb, weil dieſe Arten von Depotgeſchäften 
im ſogenannten Bankdepotgeſetz nicht geregelt find. 

„Eine Darſtellung der Bankdepotgeſchäfte müßte indes als unvoll⸗ 
ſtändig erſcheinen, wenn nicht zugleich ein weiteres Geſchäft entſprechend 
berückſichtigt würde, das ſeinem juriſtiſchen Charakter nach zwar nichts 
mit einem Depotgeſchäfte gemein hat, das aber äußerſt häufig in Ver⸗ 
bindung mit Depotgeſchäften vorkommt, und dieſes Geſchäft iſt das 
kaufmänniſche Kommiſſionsgeſchäft“ (S. 63). So ſtellt 
denn Schweyer kurz die Grundzüge des Kommiſffionsgeſchäftes und 
namentlich feine Beziehung zum Depotgeſchäft an dieſer Stelle ($ 19) 
zuſammen, ohne jedoch, was nothwendig geweſen wäre, auf das Selbſt⸗ 
eintrittsrecht des Kommiſſionärs näher einzugehen (Vgl. jedoch S. 124 ff.). 

Nachdem namentlich die Eigenthumsfrage an den beim Kommiſſionär 
im Depot befindlichen Gütern erörtert iſt, wendet ſich Verfaſſer dem 
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Rechtsſchutz der Depotgeſchäfte zu, und zwar ſowohl dem civilrecht⸗ 
lichen wie dem ſtrafrechtlichen Schutz, und behandelt in recht ſachgemäßer, 
tüchtige Kenntniß des Strafrechts verrathender Weiſe die Unterſchlagung, 
die Untreue und den Betrug (S. 74 — 90); der Verſuch des Verfaſſers, 
zum Schluß ($ 25) das Verhältniß der ſtrafrechtlichen Beſtimmungen 
über Unterſchlagung, Untreue und Betrug in unſerer Materie darzu⸗ 
ſtellen, ſcheint uns freilich nicht recht geglückt. 

In dem II. Abſchnitte (S. 92 ff.) legt Schweyer in ſehr be⸗ 
friedigender Weiſe die Urſachen und die Entſtehungsgeſchichte des Bank⸗ 
depotgeſetzes vom 16. Juli 1896 dar. | 

Von S. 114 ab werden dann die Beſtimmungen des Geſetzes 
analyſirt, wobei Verfaſſer nur wenig Neues bieten kann, da Rieſſer 
in feiner vortrefflichen Arbeit!) ſchon alles Weſentliche erſchöpft hat. 
Nicht zuſtimmen kann ich, wenn Schweyer S. 121 behauptet, daß 
5. . der Geſetzgeber das depositum zur Deckung gleichzeitig mit dem 
depositum zur Verwahrung einer einheitlichen Regelung unterworfen 
habe. So lange das Depot depositum zur Verwahrung und Ver⸗ 
waltung iſt, gelten die einſchlägigen Beſtimmungen, wird es pignus 
die darauf bezüglichen Rechtsregeln; nicht minder bedenklich erſcheint es 
mir, wenn geſagt wird (auf derſelben Seite): „Nothwendige Voraus⸗ 
ſetzung iſt dabei (sc. bei der Hingabe als Pfand), daß es nicht in das 
Eigenthum des Empfängers übergehe.“ Gibt es kein pignus irregu— 
lare?! Beſonders eingehend befaßt fich Verfaſſer mit dem Bankdepot⸗ 
geihäft in Verbindung mit dem kaufmänniſchen Kommiſſionsgeſchäfte 
(S. 124— 141) und gelangt im Weſentlichen zu denſelben Ergebniſſen 
wie Rieſſer. 

Gegen Rieſſer verficht Verfaſſer die Anſicht, daß der Kom⸗ 
miſſionär im Falle des Verzichtes des Kommittenten auf das Stücke⸗ 
verzeichniß den Uebertragungsakt nicht als eine freiwillige Leiſtung, 
ſondern kraft Rechtspflicht vorzunehmen habe, alſo nicht auf unbegrenzte 
Zeit Eigenthümer der angeſchafften Stücke bleiben dürfe (S. 131). 

Ebenſo weicht Verfaſſer von Rieſſer bezüglich der Frage ab, 
ob der deutſche Kommiſſionär, der fremde Werthpapiere ausantwortet 
($ 8 des Geſetzes), dem Dritten auch dann mittheilen muß, daß die 
Papiere fremde ſeien, wenn ſie an einen ausländiſchen Bankier weiter⸗ 
begeben werden. Dieſe Frage wird vom Verfaſſer in Anlehnung an 
Pechmann!) verneint. | 

In den §§ 41—43 wird der ſtrafrechtliche Inhalt des Bank⸗ 
depotgeſetzes auseinandergeſetzt; im § 44 find die Wirkungen des Bank⸗ 
depotgeſetzes — freilich in recht ſummariſcher Weiſe — dargeſtellt. 


1) Vgl. Bd. XLVII S. 519 dieſer Zeitſchrift. 
2) Vgl. Bd. XLVII S. 519 dieſer Zeitſchrift. 
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Der dritte und letzte Abſchnitt (S. 146 — 152), betitelt: „Das 
Bankdepotgeſchäft nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche und dem neuen 
Handelsgeſetzbuche“, gibt die wichtigſten einſchlägigen Sätze aus den 
neuen Geſetzbüchern wieder und betont namentlich, daß der Begriff des 
depositum irregulare aufrecht erhalten iſt. 

In einem Anhange (S. 153—168) werden der Geſetzesentwurf, 
die Kommiſſionsbeſchlüſſe und das Geſetz abgedruckt. 

Im Ganzen muß man der Arbeit volle Anerkennung zollen und 
konſtatiren, daß der Verfaſſer die Aufgabe, welche er ſich geſtellt hat, 
„ein anſchauliches Bild von dem Entwicklungsprozeß und dem derzeitigen 
Stande des Depotweſens zu geben“, gelöſt hat. Wenn auch manche 
Partien etwas kürzer hätten behandelt werden können, ſo verdient doch 
die Darſtellung volles Lob. 

Bezüglich der Literaturbenutung muß man wohl dem Verfaſſer 
einen gewiſſen „favor Bajuvaricus“ vorwerfen; namentlich bei Dar⸗ 
ſtellung des Kommiſſionsgeſchäftes hätte intenſiveres Studium der eins 
ſchlägigen Arbeiten von Grün hut, Lepa, Schaps und Anderen 
nur günſtig wirken können. 


Wien, Dezember 1899. Dr. jur. Bruno Mayer. 


LII. Ernſt Neukamp, Oberlandesgerichtsrath. Die 
Civilprozeßordnung nebſt dem Einführungs- 
geſetze. 8. (981 S.) Göttingen 1900, Vanden⸗ 
hoeck & Ruprecht. 


„Zum Gebrauch für die Praxis und das Studium“ iſt die Be⸗ 
arbeitung beſtimmt und damit zum Ausdruck gebracht, daß dasjenige, 
was zur Erläuterung bisher namentlich in der Rechtſprechung geſichert 
iſt, überſichtlich vorgetragen werden ſoll. Den einzelnen Abſchnitten 
find Literaturnachweiſe vorangeſchickt, unter dem Kennwort „VBorbemer: 
kungen“ werden allgemeine Ueberſichten gegeben, mit „Entſtehungs— 
geſchichte“ wird auf frühere Geſetzesgeſtalt und Neuerungen hingewieſen. 
Die Anmerkungen find in augenfälliger und damit die Ueberſicht er: 
leichternder Trennung wohlgeordnet und auf das vom Verkehr erkannte 
Bedürfniß beſchränkt, unter Bezugnahme auf ergangene Entſcheidungen. 
Zuverläſſigkeit, Ueberſichtlichkeit, Kürze und gute Ausſtattung dienen 
der Arbeit zur Empfehlung. Keyßner. 


Yreisanfgabe 
der Juriſtiſchen Geſellſchaft in Berlin. 


Die Juriſtiſche Geſellſchaft hat in der Sitzung vom 
13. Januar 1900 folgende Preisaufgabe ausgeſchrieben: 


„Begriff, Weſen und Behandlung der 
Werthpapiere nach dem Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuch und deſſen Nebengeſetzen“ 


unter nachfolgenden Bedingungen: 


I. Die Ablieferung der Arbeit, in deutſcher Sprache abgefaßt, 
erfolgt bis einſchließlich den 1. Dezember 1900 bei dem gegenwärtigen 
Schriftführer der Juriſtiſchen Geſellſchaft, Rechtsanwalt Dr. Selig⸗ 
ſohn zu Berlin, Behrenſtr. 17. 

Der Name des Verfaſſers iſt in verſchloſſenem Umſchlag beizufügen 
und auf den Umſchlag iſt das Motto der Arbeit zu ſetzen. 

II. Zur Ausübung des Amtes als Preisrichter werden fünf Mit⸗ 
glieder der Juriſtiſchen Geſellſchaft, von denen zwei der juriſtiſchen 
Fakultät hieſiger Univerſität angehören müſſen, in der Sitzung vom 
November 1900 durch Stimmzettel der anweſenden Mitglieder nach 
Stimmenmehrheit gewählt. Die Preisrichter beſchließen nach Stimmen⸗ 
mehrheit. g 

III. Die Verkündigung des Beſchluſſes der Preisrichter und des 
Verfaſſers der gekrönten Preisſchrift erfolgt in der Sitzung vom 
April 1901. 

IV. Der Ehrenpreis für die gekrönte Preisſchrift beträgt fünf⸗ 
zehnhundert Mark. 

Die Einhändigung des Preiſes aus der Kaſſe der Juriſtiſchen 
Geſellſchaft erfolgt, nachdem der Verfaſſer ein gedrucktes Exemplar der 
Arbeit an die Geſellſchaft eingereicht hat. Erklärt jedoch der Verfaſſer 
vor Rückgabe des Manuſkriptes, daß er das Verlagsrecht an der Arbeit 
der Juriſtiſchen Geſellſchaft überlaſſe, ſo erfolgt unmittelbar nach Ab⸗ 
gabe dieſer Erklärung die Einhändigung des Preiſes an denſelben. 


Berlin, den 16. Januar 1900. 


Der Vorſtand der Juriſtiſchen Geſellſchaft. 
Dr. R. Koch. 
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Regiſter. 


(Die Ziffern bedeuten die Seitenzahl.) 


I. Quellenregiſter. 


A. Internationales Recht. 


Zuſatzübereinkommen vom Abkommen zur Regelung 
16. Juli 1898 zu dem von Fragen des inter⸗ 
internationalen Ueberein⸗ nationalen Privatrechts. 
kommen über den Eiſen⸗ Vom 14. November 
bahnfrachtverkehrt vom 1896 „ 228 ff. 
14. Oktober 1890 381 ff., 460 ff. 
B. Römiſches und Kanoniſches Recht. 
L. 29, 30 D. 1, 3. 585 E. I .ö; 1353 
L. 26 D. 8, 2. 147 L. 8 C. 3, 38. . 154 
L. 28 D. 10, 3. 147 
L. 3 D. 41,7 151 C. 48 in VI 5, 13. 586 


C. Deutſches Reichs recht. 
Bürgerliches Geſetzbuch vom 18. Au⸗ Bürgerliches Geſetzbuch vom 18. Au⸗ 


guſt 1896: guſt 1896 
„„ 8 SS 709, 7155. 212 
„ 5 8 719999999. 183 

§§ 26, 27. 10 § 738. 214 

§§ 29, 141. . 13 §§ 746 fl. . 196 
§ 35 14 | 793.2 2 2 22 
§S 43. 4,18 § 806 535 
§S 54. 2219 8 92 16 
S 137. 187 § 1940 . 118 


89 664 fl. 11 § 2047 Abſ. 2. 177 


Quellenregiſter. 655 
Ginführumgägeieh gum Danbelägeieh Modellen vom 11. Januar 
. om 10. M 1876, % „ 
8 7 tent vom 7. April 
t!!! ee 
Art. 28 ff. 926 Geſetz, betreffend bie Ab- 
Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 1897: zahlungsgeſchäfte, vom 
88 1 fl. 5 uff 16. Mai 1894, 87 . 42 
S5. Bor Börſengeſetz vom 22. Juni 
6. . 6 1896, 88 48, 66 570 ff. 
917. 41 Geſetz über die 9 
ss 18 ff 68 ff heiten der freiwilligen Ge⸗ 
9 21 103 richtsbarkeit vom 17. Mai 
SS 22 ff III ff 1898, $ 142. . 38, 43 
99 er ff se Reichegeleh betreffend da3 
5 194 221 Fl aggenrecht der Kauf⸗ 
8 f 1899 iche v. 22. Juni 
§ 130 222 
8 . . .. 2235, 243 
> „ bwelgtr bene vom 
5 1 2 26, 135 13. Juli 1899. 251ff. 627 
§ 231 = 14 Eiſenbahnverkehrsordnung 
8 232 13 vom 26. Oktober 1899 381 ff. 
8 292 15 469 ff. 
300 18 Geſetz, betreffend die gemein⸗ 
5 304 a 177 ſamen Rechte der Befitzer 
9 320 26, 170, 358 von Schuldverſchreibun⸗ 
9 367 628 gen. Vom 4. elember 
55 iR 5 22 158 f. 1899 525 
5 494 202 Geſetz, betreffend Abände 
rung und Ergänzung des 
endenden vom 17. Mai Geſetzes über die Rechts⸗ 
verhältniſſe der deutſchen 
55 50, 735, 736 204, 221 Shubgebiete. Bom?. Juli 
e vom 17./20. Mai 270 
98: 
nn Pr nen) be⸗ 
5 213 207 treffend das Flaggenrecht 
Grundbuchordnung vom 24. März deutſcher Binnenſchiffe, die 
1897 ausſchließlich auf aus⸗ 
5 48 178 ländiſchen Gewäſſern ver⸗ 

Geſetz, betreffend das Ur⸗ kehren. Vom 1. März 
heberrecht an Muſtern und 19ooo0 534 
D. Deutſche Landesgeſetze. 

Preußiſches Einführungs⸗ Geſetzbuch vom 20. Sep⸗ 
geſetz zum Allg. D. Han⸗ tember 1899, Art. 18. 535 
delsgeſetzbuch v. 24. sau Preußiſches Ausſührungs⸗ 
1861, Art. 12 geſetz zum Handelsgeſetz⸗ 
Preußisches Ausführung. buch vom 24. e 
geſetz zum Bürgerlichen 1899, Art. 4 5 1 ff. 
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Nachtrag zur Börfenord: 
nung vom 22. Juni 1896. 
Vom 10. Februar 1900 

Mecklenburg⸗Schwerin'ſche 
Ausführungs verordnung 


Quellenregiſter. 


543 ff. 


vom 9. April 1899 zum 
Reichsgeſetz über die An⸗ 
gelegenheiten der frei⸗ 
a Gerichtsbarkeit, 

F 


E. Ausländiſche Geſetzgebung. 


Oeſterreichiſche Kaiſerliche 
Verordnung vom 21. Sep⸗ 
tember 1899, betreffend 
die Einführung der Kro⸗ 
nen währung 

Oeſterreichiſche Verordnung 
vom 20. September 1899, 
betreffend Aktiengeſell⸗ 
ſchaften e 


Schweizeriſches Bundesge⸗ 
ſetz, betreffend das Obli⸗ 


299 fl. 


gationenrecht, v. 14. Juni 
1881, Art. 678 


Engliſche Handelsgeſetz⸗ 
gebung 1897, 1898 


Franzöſiſche Handelsgeſetz⸗ 
gebung 1897, 1898 


Ruffiſches Münzgeſetz vom 
7. Juni 1899 (alten 
Styles)) 


543 


26 


546 ff. 


556 ff. 


342 ff. 


II. Sachregiſter. 


A. 
n im Frachtverkehr. 


Allien auf Inhaber. 21. 
Umſchreibung auf Namen bezw. 
auf Inhaber. 541. 
Oeſterreichiſches Recht. 314. 
Aktiengeſellſchaft: 
Geſchichte. 622. 
Rechtsfähigkeit. 3. 
als Handelsgeſellſchaft. 8, 45 
Firma. 54, 69, 95, 136, 642. 
Generalverſammlung. 14. 
Erwerb eines Handelsgeſchäſts 
mit Firma. ü 
Aufſichtsrath. 326, 359. 
Vorſtand. E 
Auflöſung. 1, 15, 358. 
Engliſches Recht. 548. 
Oeſterreichiſches Recht. 308 ff. 
Aktienrecht: 
Einfluß des B. GB.'8. I ff. 
. des neuen Rechts. 359, 
645 


1898 Lanbeägefehgebung 1897, 


Auflage = ghet der 
Firma, B. GB. $ 19 118. 
Außerkursſetzung. 21, 555 543. 


B. 


Baden, Landesgeſetzgebung 1897, 
1898. 284 f. 

Bahnſteigkarten. 477. 

Bankdepotgeſchäft, Literatur. 

Bauzinſen. 644. 

Bayern, Landesgeſetzgebung 1897, 
1898. 280 f. 

8 . Internationales Privat⸗ 


649. 


Bezugsrecht der Aktionäre. 320. 

Berlin, Börſenordnung. 544. 

Berliner Produktenbörſe. 544. 

Berlin, Schlußnote für Zeitgeſchäfte 
in Getreide. 597. 

Bern, Internationales Uebereinkom⸗ 
men über den Eiſenbahnfracht⸗ 
verkehr. 460 ff. 

über Urheberrecht. 524. 

Binnenſchiffahrt. 617. 

e ’ 


Börſe. 364, 543. 

Börſengeſchäfte. 364. 

Börſenordnung von Berlin. Nach⸗ 
trag vom 10. Februar 1900. 543. 

Börſenrecht, Literatur. 363. 

Börſentermingeſchäfte. 570. 

Braunſchweig, Landesgeſetzgebung 
1897, 1898. 289. 

Bremen, Sanbeögefebgebung 1897, 
1898. 296 

Bürgſchaft. 38. 


Literatur. 


C. 
Civilprozeßordnung, Literatur. 377, 
652. 


D. 


Dänemark, Eiſenbahngeſetz vom 
24. April 1896. 442, 450 
ſ. Internationales Privatrecht. 
Deliktsobligation. 633. 
Deutſches Reich: 
Eiſenbahnverkehrsordnung vom 
26. Oktober 1899. 432 ff., 


469. 
Geſetzgebung 
235. 


N der 
1897, 1898. 
J. Internationales Privatrecht. 
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E. 


Editio princeps, Schutz der. 605. 
Einzelkaufmann, Firma. 72. 
Eiſenbahnfrachtverkehr: 
Berner internationales Ueber⸗ 
einkommen. 381. 
betreffend Deutſches Reich. 417. 
Eiſenbahnverkehrsordnung für das 
Deutſche Reich vom 26. Oktober 
1899. 432, 469. 
Elſaß⸗Lothringen, Ueberſicht über die 
Geſetze 1897, 1898. 278. 
England, Handelsgeſetzgebung 1897. 
546. — 1898. 553. 
Erfindungen, Recht der Erfindungen 
und Muſter. 601; vgl. ferner 365. 


F. 


Fahrkarten auf Eiſenbahnen. 472 ff. 
Firma: 

Eintragung zur Begründung der 

e 29 ff., 


Löschung und Erledigung der 
Kaufmannseigenſchaft. 35. 

Anbringen an Laden und Wirth⸗ 
ſchaft. 58. 

in fremder Sprache. 62. 

Einzelkaufmann. 72 ff. 

Beifügung des Vornamens. 77. 

415 Handelsgeſellſchaft. 91, 


in 9 93. 
Kommanditgeſellſchaft. 94. 
auf Aktien. 95. 
Aktiengeſellſchaft. 95, 312, 643. 
Genoſſenſchaft. 96. 
Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung. 97. 
Rhederei. 203. 
Zweigniederlaſſung. 98. 
Firmenänderung. 102 ff. 
Firmenfortführung beim Wechſel des 
Inhabers. 110 ff., 128 ff. 
Firmenpflicht. 52 ff. 
Firmenrecht. 51 ff. 
Firmenwahrheit. 51, 60, 
Fixgeſchäft. 588. 
Flaggenrecht = Kauffahrteiſchiffe. 
235, 243, 534. 
Flößerei, Geſetz betreffend die. 647. 
Frachtbrieſ. 427, 463, 492, 509. 


84, 91. 


Sachregiſter. 


Frachtvertrag, Abſchluß mit der 
Eiſenbahnverwaltung. 497. 
Frankreich. Handelsgeſetzgebung 
1897, 1898. 556 ff. 
J. Internationales Privatrecht. 


G. 
FF franzö⸗ 
Genoſſenſchaft, eingetragene, deren 


Firma. 
Genußſchein. 311, 322. 355. 


Georgsbank zu Genua, Literatur. 
621. 


Gepäckbeförderung auf Eiſenbahnen. 
„480 ff. 


Geſammte Hand. 140 ff. 
Geſammtgläubiger. 179. 
Geſellſchaft: 


offene, deren Firma. 91, 219. 
mit 5 Haftung, deren 
Firma. 
des bägerlichen Rechts. 211. 
Geſetzesumgehung. 595. 
Gewerberecht, franzöfiſches, Litera⸗ 
tur. 611. 
Gewerbliche Anwendung. 603. 
Gläubigerverſammlung der Beſitzer 
von Schuldverſchreibungen. 525 ff. 
Goldwährung: 
in Oeſterreich. 299 ff. 
in Rußland. 342 ff. 
Grundeigenthum, Erwerb der Aktien⸗ 
geſellſchaften. 20. 
e auf Eisenbahnen. 


H. 


Haftpflicht mehrerer an der Güter⸗ 
beförderung betheiligter Eiſen⸗ 
bahnen. 514. 
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